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Inhalis-Verzeihniß 


zum 


I. Bande der Drudiahen des Deutihen Reichstags. 
4. Legislatur-Periode. II. Seſſion 1879. 


Don Nr. 1 bis Nr. 49. 


1. Verzeichniß der Bevollmächtigten zum Bundesrath, der Mitglieder und des Ge— 


fammtvorftandes des Deutſchen Reichstags. 


s. Verzeichniß der Mitglieder des Deutſchen Reichsſtags, nah Wahlkreiſen geordnet. 


1 
2.  Berzeihni der Mitglieder der Abtheilungen. 

3. 3a —38. Verzeihniffe der Mitglieder der Kommiſſionen. 
4. 


Statiftit der allgemeinen Wahlen für die vierte Kegislatur-Periode des Reiche: 


tags im Jahre 1878. 


Ueberſicht der Betriebdergebniffe der Deutichen Eifenbabnen im Betriebsjabre 1877. 


5. 
6. Entwurf einer Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 
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Entwurf eined Gejeped, betreffend den Verkehr mit Nabrungsmitteln, Genuf- 


mitteln und Gebrauchsgegenſtänden. 


8.  Handelövertrag zwiſchen Deutfchland und Defterreid-Ungarn vom 16. Dezem- 


ber 1878, 


9. Ueberweiſungsſchreiben zum Gefepentwurf, betreffend Die Fejtitellung des Reichs— 


bauöbaltsetats für das Etatsjahr 1879 80. 


10. Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Ermwerbung und bauliche Inſtandſetzung 


eined Grundftüds für das Gefundheitdamt. 


tl. Entwurf eineö Gefepes, betreffend die Aufnahme einer Anleibe für Zwecke der 
Verwaltungen der Poft und Telegrapben, der Marine, des Neichöbeered und 


zur Durchführung der Müngreform. 


12. Ueberſicht der Ergebnifie des Heeres-Erginzungsgejchäftes im Neichögebiete für 


dad Jahr 1877. 


13.  Beltpoftvertrag vom 1. Juli 1873 nebſt Ucbereinfommen, betreffend den Aus— 
tauſch von Briefen mit Wertbangabe, jowie Uebereinkommen, betreffend ben 


Austauih von Poitanweifungen, von demjelben Tage. 


14.  Denfichrift über die Anordnungen, welde von der Königlich preußiſchen Staats 
regierung auf Grund bed eriten Abjaped des $. 28 des Gejeped gegen die 
gemeingefährlihen Bejtrebungen der Sozialdemokratie vom 21. Oltober 1878, 


mit Genehmigung des Bundesratbs, getroffen worden find. 


15. Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Strafgewalt des Reichstags über feine 


Mitglieder, 


16. Antrag Stumm, betreffend Die Borlegung eined Gefepentwurfd, welder auf 
die Einführung obligatorischer Alterverſorgungs - und Imvalidenkaffen für alle 


Fabrifarbeiter gerichtet ift. 


17.  Ueberfiht der vom Bundesratb gefaßten Entſchließungen auf Beichlüffe des 
Reichſtags aus der 1. Sejlion 1878 der 4. Yegislatur-Periode und aus früheren 


Seifionen, 


18.  Ueberweifungsichreiben zur Allgemeinen Rechnung über den Haushalt des 


Deutihen Reichs für das Jahr 1874. 


19. Schreiben, betreffend die Einbolung der Genehmigung des Reichstags zur 
ſtrafrechtlichen Verfolgung und zur Verhaftung ded Reichstagsabgeordneten 


Frißſche 


4 


Eiebente Denkſchrift über die Ausführung der Münsgelegebung. 

Antrag Ridert (Danzig) zu Nr. 19 der Drudjadhen, 

Schreiben, betreffend die Einholung der Genehmigung des Reichstags zur 
ftrafrechtlihen Verfolgung und zur Berbaftung bed Reichstagsabgeordneten 
Hafſelmann. 

Interpellation Dr. Freiherr v. Hertling, betreffend die Abänderung des Haft» 
pflichtaejeged vom 7. Juni 1871. 

Bertrag vom 11. Ofteber 1878, betreffend Die Nevilfion des Artilels V. des 
Prager Friedens. 

Ueberficht über den Stand der Banausführungen und ber Beichaffungen von 
Betriebsmitteln für die Eiſenbahnen in Elfaß-Vothringen und die im Groß» 
berzegtbum Yuremburg belegenen Streden der Wilhelm ⸗Luxemburg · Eiſenbahn am 
30. September 1878. 

Antrag Freiherr Schenk v. Stauffenberg, zu dem Handeldvertrage zwiſchen 
Deutfchland und Defterreih-UIngarn (Mr. 8 der Drudiacen). 

Mündliche Berichte der III. Abtbeilung über Wablprüfungen: I. betreffend bie 
Wahl des Abgeordneten v. Ralkftein im 4. Wabhllreiſe des Negierungsbezirts 
Danzig; IT. betreffend die Wahl des Abgeordneten v. Waldomw-Reigenftein 
im 5. Wablfreife des Negierungsbezirts Frankfurt. 

Unterantrag Dr. Günther (Nürnberg), zu dem Untrage des Abgeordneten 
Stumm (Nr. 16 der Drudjachen). 

Bericht über die Thätigfeit des Reihöfommiffard zur Ueberwachung des Aus» 
wandererwejend während des Jahres 1878. 

Mündlicher Bericht der Kommiſſion für Petitionen über Petitionen, betreffend 
die MWiederaufbebung des auf Grund Des $. 28 des Geſeßes vom 21. Dftober 
1878 über Berlin und Umgegend verfügten Belagerungszuftandes. 

Antrag v. Sendewig, v. Helldorff (Berra), Adermann, betreffend bie 
Abänderung der Gewerbeordnung. 

Ueberjendungsichreiben zu dem Bericht der Taback⸗ Enquete ⸗Kommiſſion. 
Ueberfendungsichreiben zu den Weberfichten der Ausgaben und Einnahmen bes 
Deutſchen Reichs für dad Etatsſahr 1877/78. 

Anfrage Dr. Thilenius, Dr. Mendel, Dr. Löwe (Bochum), Dr. Zinn, die 
Verbreitung der Peſt betreffend. 

Mündlicher Bericht der 5. Abtbeilung, betreffend die Wahl des Abgeordneten 
Wöltmer im 10. Wablfreife des Negierungsbezirdd Potsdam. 

Anträge: I. Rickert (Danzig); I. Dr. Nieper, zur erjten Berathung des Reidyd- 
banshaltsetats für das Gtatsjabr 1879/80 

Antrag Schneegand, Nortb, Dr. Rad, Lorette, wegen Einrichtung einer 
felbjtftändigen Negierung für Eliaf-Lotbringen. 

Ueberſicht der Reibenfolge, in welcher die einzelnen Kapitel des Reichshaushalis 
etatö für dad Etatsjahr 1879.80 zur Beratbung gelangen werden. 
Anterpellation Winterer, wegen Borlegung eines Gejepentwurfs, betreffend 
Nevifion des Geſetzes über Das Unterrichtsweſen in Gljah-Yothringen vom 
12. Februar 1873. 

Antrag Reihensperger (Olpe), auf Annahme — Geſetzentwurfs, betreffend 
den Zinsfuß und Die Wechſelfähigkeit. 

Verzeichniß ſolcher Petitionen, welche von ber Betitiont-Kommifion ald zur Er- 
Örterung im Plenum nicht geeignet erachtet worden find. 

Antrag Dr. v. Schwarze, 

Antrag v. Helltorf-Bebdra, zu dem Gejepentwurf, betreffend die Straf 


v. Goßler, gewalt des Reichsſtags über ſeine Mitglieder 
Antrag Freiherr Schenk von (Nr. 15 der Druchſachen). 
Stauffenberg, 


Erjter Bericht der Kommiſſion für Petitionen. 

Internationale Konvention, d. d. Bern, den 17, September 1878, Mafregeln 
gegen die Reblaus betreffend. 

Entwurf eines Gejeged, betreffend den Schuß nüplicher Vögel. 

Antrag v. Bühler (Debringen), zu dem Gejepentwurf, betreffend Die Feſt— 
jtellung des Reichſshaushaltsetats für dad Gtatsjahr 1879 80. 

Mündlier Bericht der VII. Abtbeilung, betreffend die Wahl des Abgeordneten 
Grafen Theodor au Stolberg-Wernigerode im 8. Wahlkreiſe des Negie- 
rung&bezirtd Marienwerder. 


N 1. 
Deutfcher Meichötag. 
4. LegislaturPeriobe, 
Il. Seſſion 1879. 


Uerzeichniß 


Gevollmückttiglen zum SBundescath, 


ber 


| Milglieler und des Gefammt:Vorftandes 


| 





Deutichen Reichstages. 


1-79. 


A, 


Bevollmädtigte zum Bundesrat). 


Königreich Preußen, 


Fürft von Bismard, Reichsfanzler j 

Graf zu Stolberg: Wernigerode, Staateminifler 
und Wijes Präfident des Staatsminifteriums 

Dr. Leonhardt, Staats: und Yuitigminifter 

von Stoſch, Staatsminiiter, Chef der Kaiſerlichen 
Admiralität — 

von Kameke, Staats: und ariegeminiſter 

von Bülow, Staatsminiſter, Staatsſekretär des 
Auswärtigen Amts 

Hofmann, Staatsminifter, Praſiveni beb Reich 
fanzler-Amts te 

Maybah, Staats: und Sandelsminifter 

Hobrecht, Staats: und Finanzıninifter 

von Möller, Wirklicher Geheimer Rath und Raifer: 
licher Ober-Präfident . 

von Pbilipsborn, Wirflicher — Rath * 
Direktor im Auswärtigen Amt . R 

Dr. Stephan, Wirfliher Geheimer Rath und Se 
neral:Boftmeifter . 

Dr. Friedberg, Wirklicher Geheimer Rath ab 
Staatsjefretär im Reichs-Juſtizamt ; 

Hafſelbach, General:Direktor der indirekten Sinus 

Meinede, Minifterial-Direktor . ; 

Herzog, Unterftaatsiefretär . 

Bitter, Unterftaatsiefretär . 


Vertreter: 


von Voigts-Rhetz, Generallieutenant 
Dr. Zacobi, Wirkliher Geheimer Ober: 
Regierungsratd und Minifterial:Direftor 
Burgbart, General: Direftor der bireften 
Steuern et a ———— 
Marcard, Wirfliher Geheimer Ober Ne: 
gierungsrath und Minifterial-Direktor 
Körte, Beheimer Ober-Regierungsrath . 


Wilhelmftr. 76. 


Wilhelmftr. 63. 
Wilhelmftr. 65. 


Leipziger Platz 12. 
Leipzigerſtr. 5. 


Wilhelmftr, 61. 
Wilhelmſtr. 74. 


Wilhelmftr. 79. 
Am Feitungsgraben 1. 


Malthäikirchſtr. 8. 
Leipzigerſtr. 15. 
Linffir. 2. 

Neuer Padhof 5a. 
An den Zelten 7. 


Viftoriaftr. 12. 
Bismarditr. 2. 


Genthinerftr. 12, 
Karlsbad 14. 
Neuer Packhof 58. 


Kurfürſtenſtr. 55. 
Linkſtr. 44. 
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Königreich Bayern. 
von Pfretzſchner, Staatsminifter bes Ta 
Hauſes und des Aeußern 
Dr, von Fäuftle, Staatsminifter der Juſi 
von Riedel, Staatsminifter der Finanzen . 
von Rudhart, aufßerordentliher Geſaudter und 


bevollmächtigter Minifter. - » 2 2... MWilhelmitr. 66. 
Ritter von Zylander, Obeft . » .» » . . . Hotel Winbfor. 
Vertreter: 


von Lo, Minifterialrath . r . 

Raftner, Ober-Appellationsgeriäterath . . Hotel Windſor. 
Schr. von Raesfeldt, Ober-Regierungsrath Bendlerſtr. 28. 

Schmidtkonz, Ober-Zollrath.. . 

Herrmann, Regierwmugsratd - » .» . . Hotel Mindfor. 


Köninreih Sachfen. 

von Noftiz Wallwitz, Staatsminifter des Innern 
und der auswärtigen Angelegenheiten . . . Kaiferhof. 

Fehr. von Könneritz, Staatsminifter der Finanzen 

von Noftip Wallwitz, Wirkliher Geheimer Rath, 

außerordentliher Geſandter und bevollmächtigter 


Minfter . . . 22020. . Kennejlr. 8, 
Edler von der Blanit, Major er nr. Rarlebad 7. 
Vertreter: 


Wahl, Zoll: und Steuer-Direftor 

Held, Geheimer Juftizratb . . .» . . Hotel Windfor. 
Anton, Geheimer Juftizrath . 

Zenker, Geheimer Finanzrath 


Rönigreih Württemberg. 
Dr. von Mittnacht, Präfident des Staatsmini- 
fteriums, Stantsminilter des Rönigl. Haufes und 
ber auswärtigen Annelegenhriten . . . . . Roßftr. 10. 
Fehr. von Spigembern, außerorbentlicher Geſandter 
und bevollmächtigler Minifter, Staatsratb . . Voßſtr. 10. 


von Faber du Faur, Generalmajor . . . . Biltoriaftr. 12. 
Seh, Minifterialratb . © 2 2 2 Bendlerſtr. 36. 
Vertreter: 


von Rohlhuns, Obertribunalsrath 
von Moſer, Ober-Steuerrath 
Horion, Wirkliher Geheimer Kriegsrath . Voßſtr. 10. 


Großberzogtbum Baden. 
Zurban, Staatsminifer, Präfident bes Staats: 
minifteriums und des Sanbelsminifteriums . . Behrenftr. 70. 
Ellfätter, Präfident des ne Wirk: 
licher Geheimer Ra'h. 
Stöffer, Präfident des Miniſteriums des — 


5 AM 1. 


Vertreter: 
Dr. Grimm, Präfident des Minifteriums des 
Großherzoglichen Haufes und der Juſtiz. 
Fehr. von Türckheim, auferorbentlicher 
Geſandter und bevollmächtigter Minifter, 
Staatsratb . . . “20.0. Behrenftr. 70, 
Dr. Bingner, Minifterinfrath 
Zepique, Minifterialrath . 


Großberzogtbum Seffen. 


Frhr. von Stard, Wräfident des Gefammtminifte: 
riums und Minifter des Sroßherzoglichen Hau— 
jes und des Aeußern, ſowie des Iunern . 

Schleiermacher, Präfident des Finanzminiſteriums, 
MWirkliher Geheimer Rath 

Dr. Neidhardt, auferordentliher Bejandter * * 
vollmächtigter Miniſter, Staatsratd . . . . Matthäikirchſtr. 12 


Vertreter: 
Finger, Minifterialrath 
Hallwachs, Vtinifterialrath . 
Müller, Geheimer Finanzrath . 


Großberzogtbum Mecklenburg: Schwerin. 


von Prollius, außerordentlicher Geſandter und be: 
vollmächtigter Minifter, Geheimer Legationsrath Roonitr. 8. 
Oldenburg, Ober-Zolldirettor . . » .» 2... Hotel Petersburg. 


Grofberzogtbum Sachjen Weimar. 
Dr. Stihling, Wirkliher Geheimrath 
Vertreter: 


Dr. Seerwart, Beheimer Finanzrath . 
Dr. Brüger, Staatsrath 


Großberzogtbum Mecklenburg: Strelig. 
von Prollius (fiehe Medlenburg Schwerin). 


Großberzogtbum Oldenburg. 
Seltmann, Staatsrath . 


Herzogthum Braunfchweig:Lüneburg. 


Schulz, Staatsminifter 
von Liebe, Minijterrefident, Wirtficher Beheimer Rath Noonftraße 7. 


Herzogtbum Sachien: Meiningen. 
von Giſeke, Staatsminifter 


Serzogtbum Sachſen⸗Altenburg. 
von Gerſtenberg Zeh, Staatsminifter. 
Vertreter: 
Schlippe, Regierungsrat. . » oe. » 
Serzogtbum Sachfen:Koburg:Gotba. 
Frhr. von Seebad, Staatsminifter . 
Herzogthum Anbalt. 

von Kroſigk, Staatsminilter 


Fürftentbum Schwarzburg:Sonderöbaufen. 
Fehr. von Berlepſch, Staatsminifter . . » - Regentenitr. 15. 
Vertreter: 
von Wolffersdorff, Geheimer Staatsrath 
und Kammerberr . 
Fürftentbum Schwarzburg:Nudolftadt. 
von Bertrab, Staatsminijter . 


Fürftentbum Walde und Pyrmont. 
von Sommerfeld, Landesdirektor 


Fürftentbum Neuß älterer Linie, 
Faber, Wirklicher Geheimer Rath, Regierungss 
Präfident ea —F 
Vertreter: 
von Geldern:Erispendorfi, Geheimer 
Regierungsrath —— 
Fürſtenthum Reuß — Linie. 
Dr. von Beulwitz, Staatsminiſter 


Fürſtenthum — 
Höcker, Geheimer Ober-Regierungsrath 
Vertreter: 
Spring, Geheimer Regierungsrath. 
Fürſtenthum Lippe. 
Eſchenburg, Regierungs Präſident 


Freie und Hanſeſtadt Lübeck. 


Dr. Krüger, MiniſterreſidenPootsdamerſtr. 22. 
Freie Sanfeftadt Bremen. 
Bildemeifter, Bürgermeilter . + + +. Hotel du Nord. 
Vertreter: 


Dr. Krüger (iehe Lübed). 
Freie und Hanſeſtadt Hamburg. 
Dr. Kirhenpauer, Bürgermeifter 
Vertreter: 
Dr. Schroeder, Senator . 
Dr. Krüger (fiche Lübed). 


— e— 











M 1. 
B. 
Mitglieder des Deutſchen Reichstages. 
Namen und Stand | = 
der Wohnort. Wahlbezirk. 3 Wohnung in Berlin. 
Mitglieder. B 





| | 


Königreih Sachſen, 

6. Wahlkreis. 
Gerichtsamtsbezirke Dreeden 
| lints ber Elbe, Willsbruff, | 
| ' Döbhlen, Tharandt, Dippoldis- 
walde, Altenberg. 


Adermann, Karl Buftav, Hof- Dresden. 
rath, Finanzprofurator und Ad— 
vokat. 





v. Adelebjen, Reinhard Friedrich, Friedland bei Göt- Königreich Preußen, 
Gutsbeſitzer. tingen, Amts⸗ | Provinz Hannover, | 
bezirt Reinhaus , 12. Wahlkreis. 
fen. Hemter und Städte Göttingen 
und Münden, Nemter Nein 
haufen, Bieboldehaufen, Stabt 





(T.-St. Arosdorf). 


| Duberſtadt. 
v Alten-Linden, Viktor, Ge. Linden bei Han- Königreich Preußen, 
heimer Rath. nover. Provinz Hannover, 
11. Wahlkreis. 
Aemter und Städte Einbed 
und Northeim, Stabt Mohrin- 
gen, Amt Uslar, Amt und 
Stadt Diterode. | 
| | 
Arbinger, Johann Baptiſt, | Dbergrafendorf Königreich Bayern, | 
Pfarrer. bei Arnsdorfin : Reg. Bez. Niederbayern, | 
Bayern. 4. Wahlkreis: Pfarrkirchen. 


Freiherr v. Aretin, Peter Karl, Saidenburg Königreih Bayern, 
Königl. Kämmerer und Reiche: bei Bilshojen Reg.Bez. Oberbayern, 
rath. (Niederbayern). 4. Wahlfreis: Ingolftabt. 


| 
| 


— —— — — — 


2. Hötel de Magdebourg, 
| Mobhrenftr. 11:12, 


I 


5. Hötel de Russie, 
| Scintelplag 1. 


3, Thiergarten: Hötel, 
| Potsdamerplaß 1. 


| 
“ 
| 
| 
| 
| 


3. Hötel de St. Petersbourg, 
Unter den Linden 31. 






Namen und Stand 





der 
Mitglieder. 


| 


Freiherr v. Aretin, Ludwig, Guts- Haidenburg 
befiger. bei Vilshofen 
(Niederbayern). 


| 
| 
| 
| 


Graf v. Arnim-Boitzenburg, Boitzenburg i. U. 
Adolf, Oberpräfident a. D. 


Baron v. Arnswaldt, Werner, | Böhme, bei 
Hittergutsbefiger. Rethem a. d. 
Aller. 


Dr. Baehr, Dtto, DObertribunalss | Berlin. 
rath. 


— Baer, Karl, Kreisgerichtsrath. Mannheim. | 





Wahlbezirk. Wohnung in Berlin. 


Königreih Bayern, 6. |Hötel de St. Petersbourg, 
Reg.⸗Bez. Schwaben und Neu | Unter den Linden 31 
burg, 


4. Wahlkreis Illertiſſen. 


Königreih Preußen, 7. Pariſerplatz 4. 
Reg.⸗Bez. Potsdam, 
3. Wahlkreis. 
Ruppin, Templin. 





| ” 
Königreih Preußen, 4 | Hötel de Russie, 
Provinz Hannover, | Schinkelplatz 1. 
5. Wahlfreis. 


Amt Grönenberg zu Melle, 
Stadt Melle. Aemter Witte 
lage, Diepholz, Solingen, Uchte. 





Königreih Preußen, 6. Sigismundftraße 1. 
Reg: Bez. Kaſſel, | 
2, Wahlkreis. | 
Kaſſel, Melfungen. | | 


Großherzogthum Baden, 1. 
7. Wahltreis. | 
Amtsbezirte: Offenburg, Gens | 
genbach, Oberkirch, Kork. 


Hoth's Hötel, 
Stanonierftr. 9. 


| 
| 
F 





| 








Namen und Stand 


der 
Mitglieder. 









Wahlbezirk. Wohnung in Berlin. 


Abtheilung. 





Grafv. Ballefirem, Franz, Ritt: | Breslau. Königreih Preußen, 4. | Hötel MWindfor, 


meifler a. D. Neg.: Bez. Oppeln, Behrenftr. 64/65. 
2. Wahlkreis, 


| 
Oppeln. | 
| 
| 


Dr. Bamberger, Ludwig. Berlin. Großherzogthum Seffen, 3. 
8. Wahlkreis. 
Bingen, Alzey und ein Theil 
bes Kreifes Oppenheim, 


Margarethenfir. 18. 


v. Batocki, Otto, Majoratsbeiiger.| Bledau bei Eranz.| Königreich Preußen, 2. | 
Reg.Bez. Königsberg, 
4. Wahlkreis. | 
Königsberg, Fiſchhauſen. | 


Freie Stadt Hamburg, I. | Hötel de Magdebourg, 


Bauer, Rarl Heinrich Martin, | Hamburg. 
2. Wahlkreis. Mohrenſtraße 11/12. 


Meaurermeifter und Architekt. 


Dr. theol. Baumgarten, Michael, | Roftod. 
Profefior. 


Großberzogthum Mecklenburg⸗ 4. | Röthenerfir. 7. 
Schwerin, 
5. Wahlkreis. 

Landwehr = Kompagniebezirke 
Noftod und Doberan, 


ren Dredhs: | Leipzig. Königreih Sadjen, 1. | Stegligerfir. 39. 

ifter. 5. Wahlkreis. I | 

j Stadt Dresden links der Elbe. | 
| 


 Schmeljer's Hötel, 
‘ Zägerfir. 13. 


Beder, Leo, Kreisdeputirter und | Neidenburg. Königreich. Preußen, | 8, 
Hittergutsbefiger. Reg. Ber. Königsberg, | 
8. Wahlkreis. 
Diterode, Netdenburg. 


Tr Ze” 


v. Behr, Friebric) Felix, Kammer | Schmolbow bei Konigreich Preußen, 5. Franzjöſiſcheſtr. 33. 
herr und Rittergutsbefiger. | Güfom, Reg .Bez. Stralfund, 

| 1. Wahlkreis. 
Rügen, Franzburg. | 


Graf, Karliv. Behr-Behren- Behrenhoff bei | Königreich Preußen, 3. Leipzigerſtr. 121. 

Hoff, Majoratsbefiger. Gügtom. Reg.:Bez. Stralfund, | 
2. Wahlkreis. 
Grimmen, Greifswald. 








| 





Namen und Stand 
der 


Mitglieder. 


Wohnort. 





) 
v. Below, Nikolai, Rittmeiſter Saleste bei | Königreich Preußen, 
a. D. und Nitterqutsbefiker. Puftamin in Reg.⸗Bez. Cöslin, 

Pommern. I. Wahlkreis. 

Stolp, Lauenburg. 

| 
v. Benda, Robert, Ritterguts- Rudow bei ‚ Königreih Preußen, 
befiger. Berlin. | Neg.-Bez. Magdeburg, 

Wanzleben. 

Bender, Hermann, Nentner, Vallendar. Königreih Preußen, 


| 
6. Wahlkreis. 


Reg. Bez. Koblenz, 


2. Wahlkreis. 
Neuwied. 
v. Bennigfen, Rudolph, Landes: Hannover, Königreih Preußen, 
direftor der Provinz Hannover. Provinz Hannover, 
19. Wahlkreis. 


Horchheim 
bei Koblenz 
(früher Witten). 


Berger, Louis, Privatnann. 


Bernards, Joſeph, Landgerichts: Düffelborf. 
rath. 


Graf v. Bernftorff, Bechthold, Gartow, Provinz 
Landrath a. D. Hannover. 





(T.-St. l.enzen,) 


Neft des Amts Lehe, d. i. der⸗ 
jenige Theil, welcher bafjelbe 
bis 1852 allein bildete; Amt 
Dorum, Amt und Stabt Dt: 
terndorf, Hemter Neuhaus a. d. 
Dfte, Dften, Freiburg und 
Sort. 


Königreih Preußen, 


Neg.: Bez. Arnsberg, 


6. Wahlkreis. 


Dortmund. 


Königreich Preußen, 
Reg.Bez. Düffeldorf, 
4. Wahlkreis. 


Kreis und Stabt Düffeldorf. 


Königreih Preußen, 


Provinz Hannover, 

15. Wablkreie. 

Amt und Etadt Luchow, Amt 
Gartow, Amt und Stadt Dan- 
nenberg. Nemter Medingen, 
Oldenſtadt. Stadt Uelzen. 
Amt Iſenhagen. 


Abtheilung. 


m 


DD 


1. 


T. 


19 


6. 










—— 


Wohnung in Berlin. 


| Potsdamerſtr. 22a. 


Kraufenfir. 72. 


Reipzigerftr. 95. 





Karlsbad ßß. — 


Krauſenſtr. 61. 





Schlöſſer's Ilötel, 
Zägerftr. 17. 









11 
Namen und Stand Fi 
der Wohnort. Wahlbezirk. = | Wohnung in Berlin. 
Mitglieder. ö 





Königreih Preußen, 5. Karlsbad 2. 
Neg.: Bez. Magdeburg, 


v. Dernutb, Auguft Morit Lud- | Berlin. 
wig Heinrich Wilhelm, Staats 





minifter a. D., Ercellenz. 8. Wahlkreis. 
’ Oſchersleben, Halberſtadt, Wer: 
| nigerode. 
Dr. Bejeler, Georg, Geheimer | Berlin. | Königreih Preußen, 5.  Eihhornfir, 5. 
Juſtizrath, ordentlider Profeſſor Provinz Schleswig-Holftein, 
der Rechte. \ 6. Wahlkreis. 





' Pinneberg, Theile der Kreife 
Steinburg und Segeberg x. 











v. Bethmann-Hollweg, Felix, Kobenfinom. ' Königreih Preußen, 3. | Bellevuefir. 4. 
Landrath. NRNez. Bez. Potsdanı, | 

5. Wahltreis. | 

| Ober: Barnim. | 
v. BerbmannsHollweg, Theo: Nunowo bei | Königreich Preußen, 7, | Qietoriaftr. 36. 
dor, Nittergutsbeliger, ‚ Vandsburg. | Ren Bez. Bromberg, 

2, Wahlkreis. 

Wirſitz, Schubin. 
Graf v. Bethuſy-Huc, Eduard Bankau bei Creutz⸗ Königreih Preußen, 6. ' Behrenfir. 47. 
Georg, Kreispeputirter und Lan, burg, Reg«Bez. Reg-Bez. Oppeln, 
besältefter. Oppeln. 1. Wahlkreis. 

| Creutzburg, Rofenberg. 

I 
Dezanfon, Paul, Bürgermeifter Dieb. | Neihslande Eljak-Yothringen, | 1. |Hötel de Russie, 
a. D. 14. Wahlkreis, Schinkelplatz 1. 





Stadtkreis und Landkreis Met. 





Bieler, Hugo, Gutsbefiger. ' Frankenhain bei Königreich Preußen, 3. | Raiferhof, 
Nehden, Kreis Reg.Bez. Marienwerder, Bietenplag 1-5. 
Grauden. 3. Wahlkreis. 
| Graudenz, Strasburg. 
| 
| | 
Graf v. Bismard, Wilhelm, Berlin, Königreih Preußen, 5. Wilhelmſtr. 77. 
Berichts: Afieflor. \ Reg: Bey. Erfurt, 
3. Wahlkreis. 
Mühlhaufen, Langenjalza, 
Weißenſee. 
Dr, Graf v. Biſſingen Nippen- Schramberg, Kr. Königreich Württemberg, 5. Hatel de St. Petersbourg, 
burg, Rajetan, Kaijerl. König. Schwarzwald 16. Wahlfreie. | ' Unter den Linden 31. 
Kämmerer, Wirkliher Geheimer (Württemberg). Oberämter Biberach, Leutlirch, 


Rath und Statthalter a. D., Ere. . Waldſee, Wangen, | | 
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Namen und Stand a —— 
der Wohnort. Wahlbezirk. = | Wohnung in Berlin. 
Mitglieder. 5 
Dr. Blum, Wilhelm. Heidelberg. Großherzogthum Baben, 2, | Raiferbof, 





Dr. Bod, Adam, Rentner, Päpfil. 


Beheimer Kämmerer. 





v0. Bodum: Dolffs, Florens Hein 


rich, Gutsbeſitzer. 


Bode, Wilhelm, Handelsgerichts— 
direftor. 


Freiherr von und zu Bobman, 
Fran. 


v. Bönninghaufen, Julius, 
Kreisgeridhtsrath. 


Dr. phil. Böttder, Friedrich, 
Schriftſieller. 


v. Bötticher, Heinrich, Regie- 


rungspräfident. 





Nahen. 


Völlingbaufen 
bei Soeft. 


Braunfchweig. 


Bodman bei 
Konflanz in 
Baden. 


ı (T.-St, Ludwigs- 


hafen). 


Dorſten. 


Berlin. 


Schleswig. 


12, Wahlkreis. 
Amtsbezirke Heidelberg, Eber- 
bad, Mosbach. 


Königreih Preußen, 
Reg.⸗Bez. Aachen, 
2. Wahlfreis. 
Eupen, Nahen. 


Königreih Preußen, 
Reg.:Bez. Arnsberg, 


7. Wahlkreis, 
 Hanım, Soeft. 


| 





' 
I 


I 


Herzogtbum Braunfchmeig, 
1. Wahlkreis. 
Braunjchweig, Blankenburg 


' Großberzogthum Baden, 
14. Wahlkreis. 

‚ Amtsbezirfe Buchen, Walldürn, | 
Wertheim, Tauberbiſchofsheim, 
‘ Borberg, Abdelsheim. | 


Königreih Preußen, 
Reg.Bez. Diünfter, 

3. Wahlkreis. 

Borken, Redlingbaufen. 


Fürftenthum Waldeck. 


Königreih Preußen, 

Provinz Schleswig-Holſtein, 
2. Wahlkreis. 

Apenrade, Flensburg. 


Bolza, Morig, Landrichter a. D. Freiburg im Breit: Königreich Bayern, 


und Rentner, 


| 
| 


gau. 


RegBez. Pſalz, 
3. Wahlkreis: Germersheim. 








Zietenplatz 1- 5 


« | Rheinijcher Hof, 
Friedrichitraße 59. 


3. | Landgrafenfir. 5. 


4. | Hötel Bellevue, 


Mohrenftr. 64. 


Hötel de St. Petersbourg, 
Unter ben Linden 31. 


5. Gitſchinerſir. 93. 


6. | Schellingfiraße 5 





Zinden Hötel, 
Neuftädtiiche Kirchſtr. 9. 


Namen und Stand | 
der 
Mitglieder. 


Wohnort. 


Wahlbezirk. 


Wohnung in Berlin. 


Abtheilung 





Dr. Boretius, Alfred, Profeſſor. Halle a. ©. 


l 


Borowski, Rudolph, Domberr. Frauenburg in 
Oſtpreußen. 


Bracke, Wilhelm, 
händler. 


Verlagsbuch: Braunſchweig. 


Hermsdorf, Kreie 
Friedeberg in der 
Neumark. 


v. Brand, Paul, Kammerherr. 


Dr. Braun, Karl, Juſtizrath, Berlin. 


Rechtsanwalt bei dem Ober— 

tribunal. 

Braun, Hermann, Nitterquls: Oberrode bei 
bejiger Sersfeld. 


Senbke bei Pau— 
linenaue. 

Kr. Weſthavel⸗ 
land. 


v. Bredomw, Wolf, Nitterqutsbe: 
ſiher. 


Freiherr von und zu Brenken, Wewer bei Pader— 
Hermann, Riltergutsbeſiher. born. 


Brückl, Johann Evangelift, Bier: 
brauer und Delonom, 


Mintraching bei 
Dbertraubling, 
Bezirksamts 
Negensburg. 
(T.-St. Mangol- 
ding). 


Königreih Preußen, 
Reg. Bez. Merſeburg, 

4 Wapltreis. 

Saalkreis, Stadt Halle. 


| Königreich Preußen, 
Reg.⸗Bez. Königsberg, 

9. Wahlkreis. 
Allenftein, Röſſel. 





Königreich Sachſen, 

17. Wahlkreis. 

Stadt Glauchau und bie Ge— 
richteamstbezirte Waldenburg, 
Remſe, Meerane, Glauchau, 
SHobenitein-Ernsthal, Lichten⸗ 
fiein. 


Königreih Preußen, 
Reg.⸗Bez. Frankiurt, 
I. Wahlkreis. 
Arnswalde, Friedeberg. 





Königreich Preußen, 
Neg.Bez. Liegnitz, 
3. Wahlkreis. 

\ Blogau. 


Königreih Preußen, 


NReg.“Bez. Kaſſel, 
6. Wahlkreis. 
Hersfeld, Rotenburg, Hünfeld. 


Königreich Preußen, 
Reg.⸗Bez. Potsdam, 
8. Wahllreis. 
Weſthavelland. 





Königreich Preußen, 
Reg.Bez. Minden, 
4. Wahlkreis. 

Paderborn, Büren. 





Königreich Bayern, 

Reg.Bez. Oberpfalz und Ne: 
gensburg, 

‚1. Wahlkreis: Negensburg. 





| 
| 
| 
| 


6. — 139. 
Villa 5. 








7. Krauſenſtr. 56. 
5. | Stegligerftr. 39. 
1. Scabomfir. 3. 
Königgräkerfir. 55. 
| 
Schmelzer's Hötel, 
Jägerſtr. 13. 
3, | Eharlottenftr. 51. 
2, |Hötel de Russie, 


Schinkelplatz 1. 
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Namen und Stand 
der 
Mitglieder. 


Wahlbezirk. 


| 


I 
Dr. Brüel, Ludwig Auguft, Ge: | Hannover. Königreih Preußen, ı 8 
heimer Negierungsrath a. D. Provinz Hannover, | | 
8. Wahlkreis. | 
Amt und Stadt Hannover. 
Vom Amte Linden die Ort—⸗ 
haft Linden und Vorftadt | 
Blodiee. | 





1 
I 
’ 


Höchſt a. M. Königreih Preußen, 14 
| Reg.Bez. Wiesbaden, | 





Dr. Brüning, Adolf, Fabrikant. 
1. Wahlkreis. | 
Aemter Ufingen, Idftein, König- 
ftein, Höchſt, Hochheim, Hom: 
burg und DOrtsbezirt Nöbdel- 
beim. 


Freiherr v. Buddenbrod, Ru⸗ Dttlau, Kreis | Königreich Preußen, 4, 
dolph, Majoratsbefiger und Kreis. | WMarienmwerder. | Neg.-Bez. Marienwerbder, | 
depulirter. | 1. Wahltreie. 

| Stuhm, Marienwerder. 


. | | 
Büchner, Wilhelm, Fabrifant. | Pfungflabt. Großherzogthum Heſſen, 5. 


"4. Wahltreie. | 
Darmfiadt, Gr. Gerau. | 





v. Bühler, Guſtav, Hofrath und | Slawengig in | Königreih Württemberg, | 3 
Domänendirektor. Oberſchleſien. | 11. Wahlkreis. | 
Dberämter Badnang, Ball, | 


| Dehringen, Weinsberg. 


Büfing, Dtto, Bankdireltor. Schwerin in Großherzogthum Medlenburg: | 5. 
j Medlenburg. Schwerin, 

2. Wahlkreis. 

Landwehr = Kompagniebezirke 


Schwerin und Wismar, | 


| 





Bürten, Wilhelm, Rentier. Detmold. Fürſtenthum Lippe. 


Dr. Buhl, F. Armand, Butsbefiger, | Deidesheim. Königreich Bayern, 1. 
Reg.Bez. Pfalz, 
5. Wahlkreis: Somburg. 



















Wohnung in Berlin. 





Potsdamerſtr. 12. 


Hötel d’Angleterre, 
Schinkelplatz. 2. 


MWieland’s Hötel, 
Friedrichſtr. 49a. 


Kaiſerhof, 
Zietenplatz 1—5. 


| Thiergarten Hötel, 


Potsbamerplaß 1. 


Hötel Kronprinz, 


Luiſenſtr. 30, 


Hötel d’Angleterre, 


Sdhinkelplatz 2. 






Namen und Stand | 
der Wohnort. 
Mitglieder. 





Wahlbezirk. 


Dr, v. Bunſen, Georg. Berlin. Rei Preußen, | 


v. Buſſe, Hermann, Lanbrath Berlin. 
a. D. | 


Fürft Carl zu Carolath-Beu- Garolath. 
then, Durdlaudt. 


| 
Graf v. Chamaré, Johann Ans Stolz bei Fran: 


ton. | tenitein in Schle⸗ 
fien. 


Clauswiß, Juſtus, Obertribu- Berlin. 
nals:Rizepräfident. 


v. Eolmar:Meyenburg, Arel, Kolmar in Poſen. Königreich Preußen, 


Landrath und Rammerberr. | 


v. Cranach, Rudolf Anton Lukas, Soldin. 
Landrath. 


Reg.⸗Beʒ. Liegnitz, 
8. Wahlkreis. 
Schönau, Hirſchberg 


Königreih Preußen, 
Reg Bey. Köslin, 

‚5. Wahlkreis. 

Neuſtettin. 


Konigreich Preußen, | 
Neg.: Bez. Liegni, | 
1. Wahlkreis. | 
Grünberg, Freiſtadt. 


Konigreich Preußen, 

| Reg⸗Beʒ. Breslau, 

13. Wahlkreis. 

' Frantenftein, Münfterberg. 


Königreih Preußen, 
Neg.: Bez. Merfeburg, 
1. Wahlkreis. 
Liebenwerda, Torgau. 


J 





Reg.Bez Bromberg, 
1. Wahlkreis. 
Szarnitau, Kolmar in Poſen. 


Köonigreich Preußen, 
Reg. Ber. Frankfurt, 
2. Wahlkreis, 
Landsberg, Soldin. 






1. 


13, 


2. 


Wohnung in Berlin. 


6. Villa Bunfen, 
Maienitr. 1. 


' Raiferin:Auguflafir. 80. 





| Alſenſir. 6. 
| 
| 
| 


Hötel Windfor, 
Behrenftr. 64/65 


Sallefcheftr. 5. 


.  Marfgrafenftr. 53/54. 





Hötel Windjor, 
Behrenftr. 64/65. 





Namen und Stand 
der Wohnort. 
Mitglieder. 


Wahlbezirk. 


Abtheilung. 





Wohnung in Berlin. 





Dr. v. Cuny, Ludwig, Appellations- Berlin. 


gerichtsrath a. D. und außer: | 
ordentlider Profeffor der Nechte. 


v. Ezarlinski, Leo, Ritterguts-Zakrezewko bei 
befiger. Thorn. 





Fürft v. Czartoryski, Roman, ‚Sarbinowo bei 
Durchlaucht. Punitz. 


Herzogthum Anhalt, | 
1. Wahlkreis. 

Deſſau, Zerbit und ein Theil 
bes Kreiſes Göthen. 


| Königreich Preußen, 

' Neg.:Bez. Marienwerder, 
6. Wahlkreis, 

Konip. 


Königreih Preußen, 
Reg.⸗Bez. Poſen, 

5. Wahlkreis. 
Kröben. 








Freiherr v. Dalwigk-Lichten- Kirchberg bei 
fels, Franz, Nittergutöbefiger. Jülich. 


Datzl, Michael, Bürgermeiſter. 


| 
| in Bayern. 
| 


Dr. Delbrüd, Martin Friedrich | Berlin. 
Rudolf, Staatsminifter, Excellenz. | 


Furth im Wald, | Königreih Bayern, 


| Königreih Preußen, 
Reg. Bez. Düfleldorf, 
ı 12. Wahlkreis. 

Reuß, Grevenbroich. 


Reg.⸗Bez. Oberpfalz und Re— 
| gensburg. 
| 4. Wahlkreis: Neunburg v. W. 
| 


Großherzogthum  Sadjlen: 
Weimar, 

3. Wahlkreis. 

' Bezirke der Juftizämter Auma, | 
Berga, Neuftadbt a. D., Weida, 
Berka a. 3, Blankenhain, 
Bürgel, Dornburg und Zena. 








6. 


| 


3. | Hegentenftr. 1. 


| 
| 
| 
| 
| 


7. Friedrichſir. 177. 


| Kaiferhof, 
| 


Bietenplaß 1—5. 


7. Königgrägerftr. 47. 


9, Afenftrafie 4. 


} 
l 










Namen und Stand 
der 
Mitglieder. 





Dernburg, Frievrih, Rechtsan- Berlin. 
malt, Chefredakteur der Ratio 
nalzeitung. 


v.Demwiß, Frig, Vizelandmarſchall. Eölpin, Kreis 
Stargard in 
Medlenburg: 
Strelitz. 

Uerzig a.d. Moſel. 


(T.-St. Zeltingen) 


Dieden, Chriftian, Kaufmann 
und Weingutsbefiger. 





| 
| 


Diepe, Iohann Gottfried, Nitter- 
gutsbefiker. 


Vomſſen in 
Eadjen. 


Burggraf und Graf zu Dohna— 
Findenftein, Rodrigo Dtto Sein: 
rich, Fideifommißbefiger, Landrath 
a. D. und Kammerherr. 


Finckenſtein bei 
Nofenberg in 
Weftpreußen. 





Dollfus, Johann, Fabritbefiger. Mülhaufen i. €. 


ten Doornlaat:Koolman, San, } Norden. 


KRommerzienrath. 


Dr. Dreyer, Heinrich, Weiche: Leipzig. 
oberhandelsgeridhtsrath 
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Wahlbezirk. | Wohnung in Berlin. 





] ) 
Großherzogthum Heſſen, | 3. Karlsbad 25. 
5. Wahlkreis. | 
‚ Dieburg, Offenbach. | 

| 


Großberzogthum Medlenburg: | 4. 


Strelig. | 


| 


| 
SEN Hötel, 
| Unter den Linden 32, 


Terra Preußen, 5. 

| Reg :Bez. Trier, | 

2, Wahltreis. | 
Wittlih, Berncaſtel. | 


Rheiniſcher Hoi, 
Friedrichſtr. 59, 





| 
| Königreih Sadjen, | 6. | Beipsigerfir. 116. 
13. Wahlkreis. | 
| Gerichtsamtsbezirke: Leipzig J. | 
| und I, Brandis, Taucha, 
| Markranftädt, Zwentau, Rötha. 
Königreich Preußen, Schellingfir. 13. 
Reg⸗Bez. Marienwerber, 
‚2. Wahlkreis. | 
| Nofenberg, Löbau, I | 


Neihslande Elſaß-Lothringen, 
2. Wahlkreis, 
Mulhauſen. 





Htel Hohenzollern, 


Köonigreich Preußen, 
Behrenſtr. 18/19. 


Provinz Hannover, 

‚1. Wahlkreis. 

Amt Weener, Aemter und 
Städte Leer und Emden. Amt 
Berum. Stabt Norden. 





Großherzogthum Baden, 
16. Wahlkreis. | 
Amtsbezirke Kenzingen, Etten: 
heim, Lahr, Wolfach. I 4 


| Linkſir. 27, 
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Namen und Stand 
der 


Mitglieder. 










Wohnung in Berlin. 


Abtheilung, 


| 


Freiherr v. Ende, Auguft, Ober: Kaſſel. Königreich Preußen, | 2. Rraufenftr. 68. 
Präfident. Reg: Bez. Kaflel, I | 
5. Wahlkreis. 
Marburg, Frankenberg, Kirch: 





hain. 
Eyſoldt, Arthur, Advolat. Pirna. Königreih Sachſen, 4. Hohenſteins Hötel, 
8. Wahlkreis. | Neue Wilhelmitr. 10/11. 


Stadt Pirna und bie Gerichte: 
amts-Bezirfe Pirna, Stolpen, 
Neuftadt, Sebnitz, Schandau, | 
Königftein, Bottleuba, Zauen- 











| ftein. 
| | 
| 
| | 
| 
Dr. Falt, Adalbert, Staatsminifter Berlin. Königreih Preußen, 1. Unter den Inden 4. 
und Minifter ber geiftlichen, Unter: Reg.:Bez. Liegnitz, | | 
richte und Medizinal⸗Angelegen⸗ 4. Wahlkreis. I | 


heiten, Ercellenz. Luben, Bunzlau. | | 
| 
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Wohnung in Berlin. 


























Dr. v. Feder, Gottfried, Regie- Ansbach. Königreib Bayern, 
rungspräfident. Reg :Bez. Mittelfranken, 
5. Wahlkreis: Dinkelsbühl. 
Feuftel, Friedrich, Banquier. Bayreuth. Königreih Bayern, 6. ‚Hötel de Magdebourg, 
Reg.» Bez. Oberfranfen, Mobhrenftr. 11/12. 
2. Wahlkreis: Bayreuth. | 
Fichtner, Gregor, Papier: | Gmund am Te: Rönigreih Bayern, 6. Norbdeuticher Hof, 
fabrilant. gernſee in Neg.: Bez. Oberbayern, Mohrenftr. 20. 
Bayern. T. Wahltreis: Nofenheim. 
Findeijen, Karl, Landrath. Schmölln. Herzogthum Sachſen Altenburg. | 2. Potsdamerſtr. 33, 
Graf v. Flemming, Edmund, Kroſſen, Reg. Bez Königreich Preußen, 6. ‚Victoria Hötel, 
Rittergutsbeſitzer. Merſeburg Reg.Bez. Merſeburg, Unter den Linden 46. 
8. Wahlkreis. 
Naumburg, Weißenfels, Zeit. 
v. Flottmwell, Adalbert, Regie- Marienwerder. Königreich Preußen, 5. Matthaikirchſtr. 22. 
rungspräfident. Neg.: Bez. Marienwerber, | 
7. Wahltreis. 
| Schlochau, Flatow. 
| 
Flügge, Wilhelm, Nittergutsbe- Sped bei Gollnow Königreich Preußen, 3. 'Hötel de St. Petersbourg, 
figer. in Pommern. Reg.⸗Bez Stettin, | Unter den Linden 31. 
6. Wahlkreis. 
Naugard, Regenwalbe. 
v. Forcade de Biair, Ehriftoph | Berlin. Königreih Preußen, 4. Wartenburgfir. 21. 
Ernſt Friedrih, Dbertribunales | Reg.-Bez. Trier, 
rath. 1. Wahlkreis. 
| Daun, Prüm, Bitburg. 
I | | 
Dr. v. Fordenbed, Mar, Ober⸗ Berlin. Königreih Preußen, | 5. Voßſtr. 15. 
bürgermeifter. | Neg.: Bez. Magdeburg, ‚ 
5. Wahlkreis. 
Wolmirſtedt, Neuhalbensleben. 
Forkel, Friedrich, Iuftigrath und | Koburg. Heryogthum Sachſen-Koburg⸗ | 4. |Hötel Bellevue, 
Rechtsanwalt. Gotha, Mohrenſtr. 64. 
|}. Wahlkreis. | 
| Herzogthum Koburg. 
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Namen und Stand 
der 
Mitglieder. 


Freiherr zu Frandenftein, 
Georg, Reihsrath. 


Brafv. Frankenberg, Friedrich, 
Nittmeifter in ber Landwehr:Ka: 
vallerie und Kreisdeputirter. 


Franſſen, Heinrich Zojeph 
Hubert, Rentner. 


Dr. Franz, Adolph, Chefredakteur 
der „Bermania”, 


Dr. Frege, Arnold, Ritterguts— 


bejiber. 


Freund, Wilhelm, Zuftizrath- 


Freytag, Andreas, Rechtsanwalt. München. 


Dr. Friedenthal, Karl Rudolph, | Berlin. 


Staatsminifter und Minifter für 
die landwirtbichaftlihen Angele— 
genheiten, Ercellenz. 


Frigice, Friedrich Wilhelm, Ne: 
dafteur. r 


| 


f 











Wohnort. 


| Ulftabt bei Yan: | Königreich Bayern, 


Neg. = Bez. Unterfranken und 


Aſchaffenburg, 
3. Wahlkreis: Lohr. 


genfeld in 
Bayern. 


Tillowitz bei Fal- Königreih Preußen, 
fenberg in Ober: Reg.Bez. Breslau, 
ſchleſien. 5. Wahlkreis. 
| Dhlau, Nimptih, Strehlen. 


Königreich Preußen, 

Reg. Bez. Aachen, 

1. Wahlkreis. 

Schleiden, Malmeby, Montjoie. 


Bonn. 





Berlin, Königreih Preußen, 
Neg.:Bez. Oppeln, 
3. Wahlkreis. 


Br. Strehlig, Kofel. 


Abtnaurdorf bei | Königreih Sadjen, 
Leipzig. 14. Wahllreis. 
Stadt Borna und die Gerichts: 
amtsbezirke Pegau, Borna, 
Lauſigk, Colditz, Geithain, Frob: 
burg, Rochlitz, Penig. 


Königreich Preußen, 

Reg.Bez. Breslau, 

T. Wahlkreis. 

Stadt Breslau, weſtlicher Theil. 


Breslau. 


Königreich Bayern, 

Reg.Beſz. Schwaben und Neu- 
burg, 

1. Wahlkreis: Augsburg. 





Königreih Preußen, 

‚ Neg.: Bez. Breslau, 
11. Wahlkreis. 
NReichenbach, Neurode. 





 Königreih Preußen, 
Stadt Berlin, 
4. Wahltreis, 


Berlin. 


Wohnung in Berlin. 





6, |Hötel de St. Petersbourg, 
Unter ben Linden 31. 


1. |Raiferbof, 
Bietenplaß 1—5. 


6. Markgrafenftr. 66, 


5. Stralauerftr. 25, 


3. |Hotel de Magdebourg, 
Mohrenſtr. 11/12, 


l, Hotel de Magdebourg, 
Mohrenſir. 11/12. 


Leipziger Platz 8. 








4. Michaellirchſtr. 19. 








Namen und Stand | 
ter | Wohnort Wahlbezirk. Wohnung in Berlin 
Mitglieder. | 3 
Freiherr v Fürth, Hermann | Bonn. Königreihd Preußen, 3. | Hotel de Rome, 
Arioviſt Hubert, Landgerichtsrath. Reg.Bez. Aachen, Unter den Linden 39. 
| 5. Wahlkreis. 
| Beilentirchen, Heinsberg, Erke⸗ 
len;. | 
Graf v. Fugger » Kirhberg, | Speyer. Königrei Bayern, er 
Hartmann Mar Joſeph, Regie: Reg.⸗Bez. Schwaben und Neu: 
rungsrath. burg, 


3. Wahlkreis: Dillingen. 


| 
| 
a: | 


Graf v. Galen, Ferdinand Ser: | Burg Dinklage in Großherzogthum Oldenburg, T, | Hötel de Russie, 
bert, Geheimer Kämmerer Seiner | Dldenburg. 3. Wahlkreis. Scintelplag 1. 
Heiligkeit des Papſtes \ (T-St. Lohne). ı Aemter Delmenhorft, Berne, 

| Wildeshaufen, Vehta, Stein 

| ' feld, Damme, Cloppenburg, Lo⸗ | 
| ningen, Friefopthe. 
| Ni 


' Bieken. | Großherzogthum Heilen, 4. Wieland's Hötel. 


Dr. Gareis, Karl, Profeſſor. 
| | 3. Wahlkreis. | Feiebrichfir. 49a. 
| ‚ Alsfeld, Lauterbach, Schotten. | 

| | 

v. Gerlach, Auguft, Landrat. | Göslin. ' Königreih Preußen, ı 2. | Thiergarten Hötel, 
| Reg. Bez. Cöslin, | Potsdamerplag 1 
3. Wahlkreis. 
| Fürftenthum. 





Germain, Charles, Butsbefiger. | Hommarting bei | Neichslande Eljaß-Lothringen. | 2. | Hötel de Russie, 
Saarburg in 15. Wahlkreis. Schinkelplatz 1. 
Elſaß⸗Lothringen Saarburg, Salzburg (Cha- 


| teau-Salins). 





| 


Gerwig, Robert, Großherzogl. | | Karlsruhe in Großherzogthum Baden, 5. Hoth's Hötel, 
BawDirektor ‚Abtheilungsvorftand Baden. 2. Wahltreis. | | Ranonierfir. 9. 
beider Beneralbireftion derStaate· Amisbezirke Bonndorf, | | 





eifenbahnen, . Donaueihingen, Willingen, | 
Zrieberg. | 
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Namen und Stand 
Wohnung in Berlin. 


Abtheilung. 






der 
Mitglieder. 


v. Geß, Friedrich Ludwig, Ober: 
tribunalrath. 


Tübingen. Königreich Württemberg, 
6. Wahlkreis. 
Dberämter Reutlingen, Rotten 
burg, Zübingen. 


5. Taubenſtr. 4. 


Bielen, Bictor, Raufmann. Königreih Preußen, 4. Rheiniſcher Hof, 


Friedrichſit. 59. 


' Bremen, 


| Neg. Ber. Aachen 
| 3. Wahlkreis. 











Stadt Nadıen. 
Dr, Gneift, Rubolf, Profeffor, Berlin. Königreih Preußen, 2. Linkſtr. 40. 
Ober: Verwaltungsgerichtsrath,. Reg.⸗Bez. Liegnitz, 
| 7. Wahlkreis. 
| Landshut, Jauer, Boltenhayn. 
Börz, Iojeph, Obergerichtsrath. | Mainz. Großherzogthum Heſſen, 2. Behrenſtr. 9. 
7. Wahlkreis. 
Heppenheim, Worms, Wimpffen. 
v. Gordon, Franz, Ritterguts- Laskowitz, Kreis Königreich Preußen, 1. Hötel du Nord, 
befiger und Kammerherr. Schwetz. Reg.Bez. Marienwerder. Unter den Linden 35. 
| 5. Wahlkreis. 
Schwetz. 
v. Goßler, Guſtav, Ober-Ver- | Berlin. Königreih Preußen, 1. Matthäikirchſtr. 27. 


waltungsgerichtsratb. Reg.⸗Bez. Bumbinnen, | 


4. Wahlkreis, | 
Stallupönen, Goldap, Darr' 


fehmen. 





Grad, Karl, Fabrikdirektor. Logelbach, Kreis | Reihslande Elſaß-Lothringen, 5. Kaiſerhof, 


Eolmar im Elfaß. 3. Wahlkreis. 


| 


Dr. jur. v. Brävenig, Hermann, | Berlin 
Obertribunalsrath. 





v. Grand-Ry, Andreas, Guts— 
bejiger. | 


Eupen. 


Colmar. 


Königreih Preußen, 
Reg.⸗Bez. Potsdam, 
2. Wahlkreis. 
Oſt⸗Priegnitz. 


Königreih Preußen, 


Reg.Bez. Koblenz, 
6. Wahlkreis. 


Adenau, Cochem, Zell. 


Bietenplaß 1—5. 


| 7. Hafenplatz 2. 


5. Rheiniſcher Hof, 
Friedrichſtr. 59. 





gg — — — — — — — m —_———— 


Namen und Stand g 
der Wohnort. j Wahlbezirk. 3 | Wohnung in Berlin. 
Mitglieder. = | 





| | 
Dr. med. Groß, Ludwig, praft. | Lambsheim in der, Königreich Bayern, | 
Arzt, Gulsbeſitzer. | Rheinpfalz. | Reg.Bez. Pfalz, | 
| 1. Wahlkreis: Speyer. | 
Wiegerfen bei | Konigreich Preußen, | 6. | Fürftenbof, 
Harſeſeld. Provinz Hannover, Leipzigerplatz 1. 
| 17. Wahlkreis. | | 
| | Amt und Stabt Harburg, Aem⸗ | 
‚ ter Toftebt, Rotenburg, Zeven, 
Harſefeld. Stabt Burtehude. 
Amt Lilienthal. 





Graf v. Grote, Adolph, Ritter: 
gutsbeſitzer. 


Gruter ing, Heinrich, Kreisrichter. Dinslaken bei Königreich Preußen, 3. Alte Jatoboſtr. 172. 
Weſel. Reg.Bez. Düſſeldorf, 
| 7. Wahlkreis, 
| | Mörs, Rees. 


| | 
Grügner, Emil, Spinnereibefiger. | Hainitz bei Groß:| Königreich Sachſen, ' 7. 'Hötel de Magdebourg, 
\ Poftwig in 2. Wahlkreis. Mohrenſtr. 11/12. 
Sachſen. Stadt Löbau und die Gerichte: | 
amtsbezirke Bernitadt, Löbau, 
Weißenberg, Schirgiswalde, | 


1 


Neufalza, Ebersbad). | 











Günther, Xheodor, Nittergutss Saalhaufen bei Königreich Sachſen, ‚1. Lamprecht's Hötel, 
befiger. Oſchatz. ‚11. Wahlkreis. Schadowſtr 3. 

| | Stabt Oſchat und die Ger- | 

Amts · Bezirle Strehla, Oſchatz, 

Wermedorf, Wurzen, Grimma, 

Mügeln. | 





| 
br. Günther, Sigmund, Gym- | Ansbach. Königreich Bayern, 4. ‚ Königgräßeritr. 54. 
najialprofeflor. | Reg.Bez. Mittelfranken, 
1, Wahlkreis: Nürnberg. 








Guerber, Xofeph, Abbe, Hagenau i. Elſaß. Reichslande Eljah-Lothringen, | 2, | Hötel Hohenzollern, 
4. Wahlkreis, Behrenſit. 18/18. 


r I 
Gebweiler. | 





Namen und Stand 
der 


Mitglieder. 


Wohnort. | Wahlbezirk. 


Ä Wohnung in Berlin. 
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= 





Haanen, Bartholomäus, Kauf: 
mann. 


Dr, Sänel, Albert, Profeflor. 


Saerle, Georg, Gemeinderath. 


Freiherr v. Hafenbräbl, Aloye, 


Bezirksgerichtsrath. 


Hall, Samuel Heinrich, Appells 
tionsgerichtarath. 


Cöln a. Rhein. 


Kiel, 


Beilbronn. 


Kiel. 





Regensburg. 


| 
Königreich Preußen, 
Reg.:Bez. Trier, 
4. Wahlkreis, 
Saarburg, Merzig, Saarlouis. | 
| 


Königreich Preußen, 
Provinz Schleswig-Holftein, 

7. Wahlkreis. | 
Kreis Kiel, Rendsburg, Ziel 
des Rreifes Plön. 


| Königreih Wärttemberg, 
1 Wahlkreis. | 
DOberämter Befigheim, Braden: | 
beim, Heilbronn, Nedarsulm. | 
I 
5 


| Königreich Bayern, 
Reg.⸗Beʒ. Niederbayern, 
5. Wahlkreis: Deggendorf. 


— Preußen, 
VProvinz Schleswig Holſtein, 
6. Wahlkreis. 

| Kreife Norderdithmarſchen und 

| Sübderbithmarfhen, Theile des 
Kreifes Steinburg ꝛc. 








3. Rheiniſcher Hof, 
Friedrichſtrahe 59. 


| Ranonierftr. 2. 
| 


| 


T. | Hötel d’Angleterre, 
Schinkelplatz 2. 


7. Meinhardt's Hötel, 
Unter den Linden 32. 
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Namen und Stand 
der Wohnort. Wahlbezirk. 3 | Wohnung in Berlin. 
Mitglieder. 5 
Hamm, Konflantin, Fabrikbefiger. | Wipperfürth. Ä Königreich Preußen, 2, Alte Jacobſtr 172. 
| Reg.Bez. Cöln, | 
| 6. Wahlkreis. | 
| Mülheim, Wipperfürth, Gums 
| mersbad). 
| | 
Dr. jur. Sammader, Friedrich, Berlin. Königreih Preußen, 1. Regentenſtr. 1, 
Rentier. | Provinz Schleswig-Holftein, 
10. Wahlkreis. 
K Kreis Herzogthum Lauenburg. 
Sarnier, Ridhard, Dr. jur., Lan: Kaſſel. Königreich Preußen, 7. | Raiferbof, 
deskredit⸗ Kaſſendirektor. Reg.Bez. Kaſſel, Zietenplatz 1-5. 
4. Wahlkreis. 
Eſchwege, Schmalkalden, 
Witzenhauſen. 
Haſſelmann, Wilhelm, Redak: Barmen. Konigreich Preußen, 4. Sepydelſir. 8. 
teur. Reg.«Bez. Düffeldorf, 
2, Wahlkreis. 
| . Städte Elberfeld, Barmen. 
Fürſt v, Hapfeldt- Traden:, Schloß Trahen- Königreich Preußen, | 4. | Bendlerftr. 7. 
berg, Hermann, Durdlaudt. | berg. Reg.⸗Bez. Breslau, | 
2. Wahlkreis. | 


| Wilitſch, Trebnig. 


Baud, Thomas, Bezirksamtnann. Markt Scheinfeld, | Königreih Bayern, | 
Mittelfranken. Neg.: Bez. Unterfranfen und 


Aſchaffenburg, 
1. Wahlkreis: Aſchaffenburg. 


Sedmann : Stingy, Ludwig Mütlersholz, Ran: Neihslande Eljaß-Lothringen, ‚2. Hötel Sobengollern, 


Joſeph, Notar a. D. ton Martolsheim 6. Wablfreis. | | Behrenſtr. 18/19. 
im Elſah. | Sclettftadt. | 
| 
Freiherr v. Heereman, Klemens, | Miünfter in Königreih Preußen, 7. Hötel de Russie, 
Regierungsrat a. D., Nitter: ' Weftfalen. Reg.Bez. Münfter, Schinkelplatz i. 
gulsbeſitzer. | 2. Wahlkreis. 


| ‘ Kreis und Stabt Dlünfter, 
| Kreis Coesfeld. 


Heilig, Franz Zaver, Kaufmann. | Pfullendorf in Großherzogthum Baden, 3, | Röniggräßerfir. 10. 
4 Baden. 1. Wahlkreis. 

Amtsbezirke Ueberlingen, Pful⸗ 

lendorf, Meßtirch, Stodach, 

\ Radolfzell, Conſtanz. 




















— s 


Namen und Stand | 
der Wohnort. Wahlbezirk. | = | Wohnung in Berlin. 
Mitglieder. 8 
| 
un — 
v.Heim, Karl, Oberbürgermeifter. Ulm in Württem:, Königreih Württemberg, 5. Thiergarten Hötel, 
berg. 14. Wahlkreis.  Potsbamerplaß 1. 


| | Beislingen, Heidenheim, Ulm. | 

v. Helldorff, Otto, Nitterguts: Schloß Bedra bei Königreich Preußen, 8 |Raiferhof, 

befiger, Landrath a. D. und Kam: Merſeburg Reg.-Bez. Merjeburg, 7 Bietenplag 1-5. 
merherr. (T.St.korbisdorſ.) 2. Wahltreis. J 

Schweinitz, Wittenberg. 


N 


= 








v. Helldorff, Julius, Landrath. Merſeburg. Königreich Preußen, 7. Schmelzer's Hötel, 
Reg.⸗Bez. Merſeburg, Zägerſtr 13. 
7. Wahlkreis. | 


| 


| 
| | Querfurt, Merjeburg. | 

















Hermes, Hugo. | Berlin. ‚ Königreich Preußen, 2. ‚Neue Promenade 3. 
| Reg.⸗Bez. Potsdam, | 
9. Wahlkreis, | 
Zaud) = Belzig, Züterbogt: | 
Luckenwalde. 
| 
Dr, phil. Freiherr v. Sertling, | Bonn. | Königreich Preußen, | 3. Rheiniſcher Hof, 
Georg. | | Reg.Beg. Coblenz, Friedrichſtr. 59. 
3. Wahlkreis. 
| Coblenz, St. Goar. | 
| l 
Hilf, Hubert Arnold, Juftizrath. | Zimburg a. d. | Königreih Preußen, | 1. Hötel de Magdebourg, 
Zahn. Reg.⸗Bez. Wiesbaden, | Mohrenftr. 11/12. 
4. Wahlkreis. 04 
Aemter Diez, Limburg, Runkel, | 
Weilburg, Hadamar. | 
| | 
v. Hölder, Julius, BTORENANN Stuttgart. Königreih Württemberg, 3, Wieland's Hötel 
PBräfident ber Württembergifchen l. Wahlkreis. | Friedrichfir 49 i 
Kammer der Abgeordneten. Stadt unb Oberamt Stuttgart. | | ' u 
| 
Hoffmann, Abolph,Stabtgerichts: | Berlin, Königreih Preußen, 2. Lubowplat 3. 
rath. | Stabt Berlin, | | 
2. Wahlkreis. | 
Fürft von Hohenlohe-Schil- Paris. | Königreich Bayern, 
lingsfürft, Klodwig Karl Viktor, Reg ⸗Bez. Oberfranten, 
außerordentl. u. bevollmächtigter 3. Wahlkreis: Forchheim. | 
Votſchafter des Deutſchen Reiche, | | 
Durdlaudt. | 
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Namen und Stand Fi 
* Wohnung in Berlin. 
= 





zirte Annaberg, Jöhſtadt, Ober: 
wiejenthal, Sceibenberg, 
| ' Schwarzenberg, Johanngeor⸗ 
r genſtadt, Eibenftod. 
| 


der 
Mitglieder. 
\ } 
| 
Fürſt zu Hohenlohe-Langen- , Yangenburg ı Königreih Württemberg, 1, | Neuflädtiiche Kirchſtr. 6b. 
burg, Hermann Emft Franz (Königr. Würt: 12. Wahlkreis. 
Bernhard, Durdlaudht temberg). ' DOberämter Crailsheim, Ge 
 rabronn, Künzelsau, Mer 
| gentheim. | | 
Graf v. Holjtein, Konrad Adolph Waternevertftorff, Königreih Preußen, J— 
Auguſt, Gutsbeſiher. Kreis Plön. Provinz Schleswig:Holfiein, 
| 9. Wahlkreis. | | 
Kreis Dldenburg und Xheile 
| | der Kreiſe Plön, Stormarn, | | 
Segeberg ıc. | | 
Holgmann, Eugen, Hammerquts: Breitenhof bei Konigreich Sadjen, | 1. —— 
und Fabrikbeſitzer Breitenbrunn in) 21, Wahlkreis. | Bietenplag 1—5. 
Sadjen. Städte Annaberg und Eiben⸗ | 
ſtod und die Gerichtsamtsbe | 
| 





Graf v. Sompeſch, Alfred, König- Schloß Rurid bei Königreich Preußen, 7. ' Hötel du Nord, 
liher Kammerherr. Linnich. Reg.⸗Bez. Aachen, Unter den Linden 35. 
(T.-St. Baal.) 4, Wahlkreis. | 
| Düren, Zülich. 
Horn, Albert, Fürftbiihöfliher Neiße. Königreich Preußen, 7. | Dranienftr. 70. 
Stiftsrath und Synbifus. Reg⸗Bez. Oppeln, | | 
12. Wahlkreis. | 
Neibe. | 
Freiherr Horned von Weins Schloß Thurn bei Königreich Bayern, 6.  Hötel de St. Petersbourg, 
beim, Seinrich, Gutsbefiter. Fordheim in Neg.:Bez Oberfranten, | Unter den Linden 31. 


Bayern 5. Wahltreis: Bamberg. 











Namen und Stand | E 
ber Wohnort. Wahlbezirk. 2 | Wohnung in Berlin. 
Mitglieder. 3 





| 
| | 


Jäger, Ludwig Albert, Stabtrath. Nordhaufen- Königreich Preußen, 5. | Hötel Hohenzollern, 
| Ren Be. Erfurt, | \ Bebhrenftr. 18/19. 
| 1. Wahlkreis. 
| Nordhauſen. I | 
| | | 
| | 
Dr. Zäger, Bernhard, Rechtsan- Hirſchberg bei Fürftenthum Neuß j. &. 4, Friedrichſtr. 50. 


walt und Bürgermeifter. ı Schleiz. | 
| | 
| | 


Jaunez, Eduard, Bürgermeifter. Saargemünd. Neichslande Eljaß-Lothringen, 3,  Hötel de Russie, 
| 12. Wahlkreis. Schinkelplatz 1. 
| Eaargemünd, Forbad). | 





Dr. v. Ja-zdzewski, Lubwig, Zduny. Königreih Preußen, ' 4, |Rraufenfir. 68. 
Propft. Reg.Bez. Pofen, 
9. Wahlkreis. 
Krotoſchin. | 
j 
Jordan, Ludwig Andreas, Butt: Deidesheim. Königreich Bayern, 6. Hötel ’Angleterre, 
befiger. Reg.Bez. Pfalz, Schinkelplatz 2. 


2. Wahlkreis: Landau. 


| | 





Namen und Stand 
der 
Mitglieder. 


Wohnort. 





Kable, Zacob, Werfiherungs: | Straßburg i. E. 

direktor. | 8. Wabltreis. 
| Stadtkreis Straßburg. 
I 

v. Kalkftein, Anton, Rittergutss | Plustomwens bei | Rönigreih Preußen, 

befiger- | Culmſee. | Reg. Bez. Danzig, 

4. Wahlkreis. 
‘ Neuftabt, Carlhaus. 


| 
Reichslande Eljah-Lothringen, 
| 
| 


Wabnitz bei Bern: Königreich Preußen, 

ſtadt in Schlefien., Neg.:Bez. Breslau, 
3. Wahlkreis. 
Wartenberg, Dels. | 


v. Rardorfi, Wilhelm, Rittergut: 
befiger. 


Königreih Preußen, 

Provinz Schleswig-Holitein, 

8. Wahlkreis. | 

‘ Stadt Altona, Theil bes Kreis 
jes Storman. 


Dr. Karften, Guftav, Profeffor. | Kiel. 


Großherzogthum Baden, 
9. Wahlkreis. 

Amtsbezirte Gernobach, Eit- 
lingen, Durlach, Pforzheim. 


Gernobach in 
Baben. 


Kap, Eafimir, Holzhändler. 





Königreih Sachen, 

9. Wahlkreis. 

| Stadt Freiberg, Gerihtsamts- 

bezirke Frauenftein, Freiberg, 
SHainichen, Dederan, Brand. 


Kayfer, Dar, Hedalteur. | Dresden. 


Konigreich Preußen, 
Neg.: Bez. Düffeldorf, 

10. Wahlkreis. 

Gladbach. 


v. Kehler, Friedrich, Legations- Berlin. 


rath a. D. 


Königreich Preußen, 
Reg: Bez. Cöln, 

4. Wahlkreis. 
Rheinbach, Bonn. 


v. Keffeler, Eugen, Landgerihts: Cöln a. N. 


rath. 


Großherzogthum Baden, 

13. Wahlkreis. 

Amtsbezirke Sinsheim, Ep 
' pingen, Breiten, Wiesloch, 
| Philippsburg (Amtsgericht). 


Kiefer, Friedrich, Oberſtaats- Mannheim. 


anmwalt, | 








| 


Abtheilung. 


4. 


Wohnung in Berlin. 


. \ Raiferhof, 


Zietenplatz 1—5. 


Friedrichſtr. 177. 


. | Raiferhof, 


Zietenplatz 1—5. 


Bictoriafir. 17. 
| 


Linkſtr. 12. 





| 
I 


. |Meldiorftr. 29. 


. | Röniggrägerftr. 20. 





Rheiniſcher Hof, 
Friedrichſtr. 59. 





| Mauerftr. 2. 
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Namen und Stand F 
der Wohnort. Wahlbezirk. 2 | Wohnung in Berlin. 
Mitglieder. 3 
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Klein, Eduard, Hüttendirektor. Seinrichshütte bei | Königreih Preußen, 3. | Hötel de Magdebourg, 
Au, Neg. Bez. | Reg.:Bez. Coblenz, Mohrenſtr. 11/12. 
Eöln. ‚1. Wahlkreis. ’ 
| Weplar, Altentirhen und ein | 
| Theil des Hinterlandkreiſes. | 
| | 
v. Kleiſt-Retzow, Hans Hugo, Kieckow bei Gr. Königreich Preußen, 3. Thiergarten Hötel, 
Dberpräfident a. D. Cychow in Poms Reg.:Bez. Minden, | Potsdamerplaß 1. 
mern. 12. Wahlkreis. 
(T.-St. Belgard.) | Serford, Halle. 
Graf v. Kleift, Konrad Adolf, Schmenzin in . Königreich Preußen, | 6. | Hötel de St. Petersbourg, 
Rittergutsbeliger. Pommern. Reg.Bez. Cöslin, | Unter den Linden 31. 
4. Wahlkreis. 
Belgard, Schievelbein, Drams | 
burg. | 
Klog, Mori, Kreisgerichtsrath. Berlin. ' Königreih Preußen, | 4.  Deflauerftr. 26. 
Stadt Berlin, | 
‚6. Wahlkreis. 
Dr. Klügmann, Karl Peter, Ad» Lübeck. Freie Stadt Lübeck. 5. | Raijerhof, 
vofat und Notar. Zietenplatz 1—5. 
| | 
v. Knapp, Dtto, Oberfinanzratb. Stuttgart. Königreich Württemberg, | 3, | Potsdamerftr. 12, 


4. Wahlkreis. 
Dberämter Böblingen, Xeon: 
berg, Maulbronn, Baihingen. 


v. Knoblod, Hermann, Ritter: ¶ Barwalde, per Ta Königreich Preußen, 7. Anhaltſir. 2. 
autsbefiper. ‚ piau b. Goldbach. RegBez. Königsberg, 
| (T.-St. Labiau.) | 9, Wahlkreis. 
| Labiau, Wehlau. 


Knoch, Eruard, Rentier und Land» | Blankenburg in | Fürſtenthum Schwarjburg: 4. | Zimmerftr. 53, 








tagspräfibent. Schwarzburg | Rudoiſiadi. 1 
Rudolftadt. | 

Kochann, Friedrich, Stabtgerichts: Berlin. | Königreich Preußen, = Rurfürftenftr. 147. 
rath. | Reg.⸗Bez Coblenz, 

5. Wahlkreis. 

Mayen, Ahrweiler. 
v.Rönig, Buftav Friebrid Theodor, Dresden, Altjtadt, | Königreich Sachſen, 2. Thiergarten Hötel, 
Nittergutsbefiger und Gebeimer Moltkeplatz 1. | 10. Wahlkreis. N Potsdamerplaß 1. 
Rath. | | Gerichtsamtsbezirke Noſſen, 


| Roßwein, Waldheim, Berings- 


| 
| walde, Hartha, Leibing, Döbeln. 
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Namen und Stand 
der Wohnort. 
Mitglieder. 







Wohnung in Berlin. 






Dr. v. Komierowsti, Roman, Niezychowo bei | Königreich Preußen, 3. Lindenſtr. 78. 
Rittergutsbeſitzer. Weißenhohe, Reg.Bez. Poſen, 

Kreis Wirſitz. 7. Wahlkreis. 

Schrimm, Schroda. | 


Kopfer, Wilhelm, Kaufmann und Mannheiu. Großherzogthum Baden, 4. Norddeutſcher Hof, 
Präſident der Handelskammer. 11. Wahlkreis. ‚ Mobhrenftr. 20. 
| Amtsbezirfe Mannheim, 
| Schwegingen, Weinheim. 





Dr. Kraeger, Adolf, Appellations: Paſſau. Königreih Bayern, 
gerichtsrath. Reg.⸗Bez. Niederbayern, 
| 3. Wahlkreis: Paſſau. 
Krafft, Ernit Friedrich, Fabrifant. St. Blajien in Großherzogthum Baden, ‚1. Hoth's Hötel, 
Baden. 3. Wahlkreis, Ranonierftr. 9. 


Umtsbezirke Zeftetten, Walds⸗ 
but, Sädingen, Schopfleim, 
Schönau, St. Blafien, Neu: 


ftabt. | 
1 | | 
Kreutz, Adolph, Kommerzienrath Siegen. Konigreich Preußen, 2. Hötel de Magdebourg, 
und Fabrikbefiger. | Reg.Bez. Arnsberg, | Mohrenftr. 11/12. 
| | 1. Wahlkreis. | | 
| ' Wittgenftein, Siegen, I | 
Hinterlandfreis, 
Krüger, Dans Anderfen, Hofe Beftoft bei Ha- Königreich Preußen, 4. Hötel de Hambourg, 
und Mühlenbefiger. dersleben. Provinz Schleswig⸗Holſtein, Heiligegeiftftr. 17/18. 


1. Wahlkreis. 
Sabersleben, Sonderburg. 
| 


Hungen, Auguſt Wilhelm, Finanz: Braunschweig. | Herzogthum Braunſchweig, 7. Krauſenſtt. 6/7. 
rath a D. 2. Wahlkreis. 
Kreis Helmſtedt, Kreis Wolfen- 
| büttel mit Ausnahme des Amts: 
| gerichtsbezirts Harzburg. 


v. Kurnatomwsfi, Stanislaus, Wozarowo bei Königreich Preußen, 6. Britiſh Hötel, 
Rittergutsbefiger. Wronte. Reg⸗Bej. Bromberg, Unter den Linden 56. 
4. Wahlkreis. 
Inowraclaw, Mogilno. 


Namen und Stand 
der 
Mitglieder. 


Graf v. Kwielecki, Stephan, 
Rittergutsbefiger. 


Zandmann, Buftav, Superinten- 


bent, 


Freiherr v. Landsberg, Jgnatz, 


Yandrath 5. D. 


Yang, Karl Anton, Guts- und 


Brauereibefiger. 


Yaporte, Wilhelm, Obergerichts: 


anmwalt. 


Wohnort. 


Wahlbezirk. 


Schloß Dobrojemo Königreih Preußen, 


bei Wronte, 


Plauen in 
Sadjen. 


Steinfurt bei 


Drenfteinfurt. 


Kelheim in 
Bayern. 


Hannover. 


Reg.⸗Bez. Poſen, 
2. Wahlkreis. 


Samter, Birnbaum, Obornik. 





| Koönigreich Sachſen, 





23. Wahlkreis. 
Stadt Plauen und die Ge⸗— 


rihtsamtäbezirfe Plauen, 


Pauſa, Delsni, Adorf, Mark: 
neulirchen, Schöned, Klingen: 


thal. 


Königreih Preußen, | 
Reg.Bez. Münfter, | 
4. Wahlkreis. | 
2übinghaufen, Bedum, Waren: 
dorf. | 


Königreih Bayern, | 
Reg.⸗Bez. Niederbayern, | 
6. Wahlkreis: Kelheim. 


Königreih Preußen, 

VProvinz Sannover, 

18. Wahlkreis. 

Stadt Stade, Amt und Stadt 
Bremervörde, Amt Lehe mit 
Ausnahme des zum 19. Wahl 
freife geichlagenen Marfchtheils; 
Aemter Hagen, Blumenthal, | 
Oſterholz, Himmelpforten. 


Wohnung in Berlin, 


1. Wilhelmſtr. 32. 


3. Kaiſerhof, 
| Sietenplag 1--5. 


= 


| 6. Kaiſerhof, 


* 


| Zietenplag 1- 














Namen und Stand 
der 


Mitglieder. 


I 


Dr. Lasker, Eduard, Rechts: 
anmwalt. 


Lender, Franz Xaver, Delan. 


v. Lenthe, Ernft Ludwig, Ober: 


appellationsrath a. D., Ritterguts: 


befiger. 


Zend, Werner Auguft Friedrich, | Eutin. Großherzogthum Oldenburg, 


Dbergerichtsdirektor. 


Leonhard, Franz Zaver, Gym- | 


nafialreftor. 


Freiherr v. Lerhenfeld, Mar, 
Nittergutöbefiger. 


v. Zevegomw, Albert Erbmann 
Karl Gerhard, Landesdirektor der 
Provinz Brandenburg. 


Dr. Lieber, Philipp Ernſt. 











I 











Wohnort. Wahlbezirk. 


Berlin. Herzogthum Sachſen⸗-Meiningen, 
2. Wahlkreis. 
| Sonneberg, Saalfeld. 
I 
SasbahinBaben, Großherzogtum Baden, 
Mittelrheinkreis, 8. Wahlkreis. | 
Amt Ahern.  Amtöbezirte Achern, "Bühl, 
(T.-St. Achern.) Baden, Raftatt. | 


Zentbe bei San-  Rönigreich Preußen, | 
nover. Provinz Sannover, 

9. Wahlkreis. 

| Theil des Amtes Linden; Nem- 
ter Wennigfen, Galenberg; 
Stäbte Münder, Eldagfen, 
Plattenſen; Aemter Springe, 
Lauenſtein; Amt und Stadt 
Hameln; Amt Polle; Stadt 
Bodenwerder. 





1. Wahlkreis, 

Stadt und Amt Oldenburg, 
die Gemeinden Jade und Schwei⸗ | 
' burg, Fürſtenthum Lübed x. 


I 


| 
| 





Ellwangen. ‚ Königreih Württemberg, 
'13. Wabltreis. 
Oberämter Aalen, Ellwangen, 
' Gaildorf, Neresheim. | 
Heinersreuth, | Königreich Bayern, 
Bezirksamts Reg.:Bez. Oberfranten, 
Stadtfteinah in 4. Wahlkreis: Kronach. 
Bayern. 





Berlin. Königreih Preußen, 
Reg.⸗Bez. Frankfurt, 
3. Wahlkreis. 
Königsberg. 


ı Camberg. Reg.» | Königreih Preußen, 


Dez. Wiesbaden.| Neg.-Bez. Wiesbaden, 
3. Wahlkreis. | 
\ AemterSt. Goarshaufen, Braus | 
| bad), Naftätten, Montabaur, | 
| 


! 


Wallmerod, Nafjau. | 


Abtheilung, 


nn 
. 


AM 1. 







Wohnung in Berlin. 


DVictoriaftr. 19, 


‚8. | Nitterfir. 84. 


1, | Hötel Monbijou, 
Franzöſiſcheſtr. 13, 


4. Schlöſſer's Hötel, 


Zägerftr. 17. 





| 


3. | Weflend- Hötel, 
‚ Röniggrägerfir. 23. 


2. ‚Unter den Linden 21. 


4. Taubenſtr. 11. 


I 








der Wohnort. 


Mitglieder. 


Wahlbezirk. 


Abtheilung. 





Liebknecht, Wilhelm, Schrift: | Leipzig. 


fteller. 
| 


Dr. 2indner, Joſeph, Stadt: | Erbendorf, Bezirks: 


Königreih Sachſen, 
19. Wahlkreis. 
Gerihtsamtsbezirte Stolberg, 
 Sartenftein, Lösnitz, Schnee 
| berg, Grünhain, Geyer. 


| 


‚ Königreih Bayern, 


pfarrer und Diſtriktsſchulinſpektor. | amts Kemnath | Reg. Bez. Oberfalz und Regens⸗ 


in Bayern. 


| 


Dr. jur. Zingens, Joſeph, Advokat⸗ | Aachen. 


anmalt, 


| 
I 


mann. 


Loewe, Ludwig, Fabrikbeſitzer. 


Löwe, Wilhelm, Dr. med., prat: Berlin. 
tiſcher Arzt. | 


f 


Xorette, Eugene Barbe 
Notar. 


Dr. Lucius, Robert, Ritterguts: Klein-Ballhaufen 
bei Gebejee, 
Kreis Weißenſee. 


befiger. 


Liſt, Auquſt Ferdinand, Kauf— Goslar. 


Elie, Diefenhofen in 
Elſaß⸗Lothringen. 


burg. 
5. Wahlkreis: 
BEN 


Neuftadt 


Königreich Preußen, 
Reg. Be. Köln, 

| 5. Wabltveis, 
Siegkreis, Walbbroel. 


Ä Königreih Preußen, 
' Provinz Sannover, 
13. Wahlkreis. 


Aemter Herzberg, Hohnſtein, 


Zellerfeld, Elbingerode, Lieben⸗ 
burg, Wöltingerode, Stadt 
Goslar x. 


Konigreich Preußen, 
Stadt Berlin, 
1. Wahlkreis. 





Königreich Preußen, 

Reg.Bez. Arnsberg. 
5. Wahlkreis. 
Bochum. 








ji 
\ 


| 


Virgin Elfaß-Lothringen, 


| 13. Wahlkreis. 

Bolden, Diedenhofen. 

' Rönigreih Preußen, 

Reg.Bez. Erfurt, 

4. Wahlkreis. 

Erfurt, Schleufingen, Ziegen: 
rud. 





v. Ludwig, Robert, Hauptmann Neuwaltersdorf Konigreich Preußen, 


a. D., Rittergutsbeſitzer 
Xandesälteiter der Grafſchaft 
Glatz. 


und bei Habelſchwerdt. 


Reg.⸗Bez. Breslau, 
12. Wahlkreis. 
Glatz, Habelſchwerdt. 


7 


* 


Steglitzerſtr. 39 


| 
| 
| 
| 
| 


| 


. | Hötel de Russie, 


| Schinkelplatz 1. 
| 
| 


DMauerftr, 28, 


| 
| 


. Hollmannfir. 32. 


| 


. Pictoriaftr. 15. 


Hötel d’Angleterre, 
Schinkelplatz 2. 


Königgrägerfir. 47. 
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Namen und Stand P| 
ber = Wohnung in Berlin. 
5 


Mitglieder. 





v. Lüderitz, Hermann, General: Lüderitz bei Sten- Königreich Preußen, 3. Xüßomftr. 101. 
lieutenant a. D., Ercellenz. | dal. Reg.:Ber. Magdeburg, ' 
2. Wahlkreis. | | 


Dfterburg, Stendal. |, 4 


Lüders, Erwin, Ingenieur. Börlik. Königreih Preußen, ı 2,  Bellevueftr. 14. 
| Reg .Bez. Liegnitz, 
9. Wahlkreis. 
| Lauban, Görlig. | 


| 
| 
| 
I 
| 


Graf v. Zurburg, Friedrid, Ne: | Würzburg. | Königreih Bayern, 1, Thiergarten Hötel, 
gierungs präfident. ' Ken -Bez. Unterfranten und Potsdamerplaß 1. 
Aſchaffenburg. 


5. Wahlkreis: Schweinfurt. 








Maabzinsfi, Teophil, Rentner. Bromberg. Königreich Preußen, 4 "Mauerftr. 18. 
Reg. Bez. Poſen, | 
| 4. Wahlkreis. 
| Bud, KRoften. 
Sigmaringen. | Rönigreich Preußen, 1. | Lindenfir. 48, 
Reg. Bez. Sigmaringen. 


Dr. Maier, Iohann Evangelift, 
Benefiziat an ber Stadtpfarrkirche. 








| | 
Dr. Majunfe, Paul, Redakteur, Berlin. . Königreih Preußen, 6. Michaelkirchplatz 18. 


| Reg.⸗Bez Trier, | 
3. Wahlkreis. 
| Lande und Stadtkreis Trier. | 
Freiherr v. Maltahn, Helmuth, | Gülg ander Nord: Königreich Preußen, 5. | Derfflingerft. 9. 
Nittergutsbefiger. ' bahn in Pom: Reg.Bez. Stettin, | | 
| mern. 1. Wahlkreis. | 


' Demmin, Anklam, 





| 
| 
| 
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Namen und Stand 


ber 
Mitglieder. 


| Wohnort. 


Wahlbezirk, 





Abtheilung. 


Wohnung in Berlin. 





Freiherr v. Manteuffel, Otto Luckau, Reg-Bez. Königreich Preußen, 


Karl Gottlob, Landrath und Ritter⸗ 
gutsbeſitzer. 





Marcard, Heinrich Eugen, Ober: 
auditeur und Geheimer Juſtizrath 
a, D., Juſtitiarius des Kadetten⸗ 
corpo. 


Berlin. 


I 


Heinrich, | Erlangen. 


Dr. Marquardſen, 
Univerfitätsprofefjor. 





Freiherr v. Marſchall, Adoli, | Mannheim. 
Staatsanwalt. | 
| 
Martin, Georg, Rentner. Darınftabdt. 
| 
| 
| 
Maurer, Rail, Bezirksgeridhtsraih. | Ansbad). 
Dr. Mayer, Mar Theodor, Appel: | Augsburg. 
lationsgerichtsrath. 
Meier, Hermann Heinrich, Konſul. Bremen. 
Melbed, Karl Friedrich, Landrath. Solingen. 


Dr. Mendel, Emanuel, praft. | Pantombei Berlin. 


Arzt. 


Frankfurt a. D. 


Reg.Bez. Frankfurt, 
10, Wahlkreis. 
Kalau, Zudau. 


Königreih Preußen, 
Reg.Bez. Minden, 

3. Wahlkreis. 

Bielefeld, Wiedenbrüd. 


Königreih Bayern, 
Reg.⸗Bez. Mittelfranken, 
2. Wahlfreis: Erlangen: 
Fürth. 


Großherzogthum Baden, 

10. Wahlkreis 

Amtsbezirte Karlsruhe, Bruch: 
fal (Amtsgericht). 








Großherzogthum Heſſen, 
6. Wahlkreis. 

Bensheim, Erbach, Lindenfels, 
Neuſtadt. 


Königreich Bayern, 
Reg.» Bez. Mittelfranken, 
3. Wahlkreis: Ansbach⸗ 
Shmwabad. 


Königreih Bayern, 

Reg.⸗Bez. Schwaben und Neu: 
burg, 

2. Wahlkreis: Donauwörth. 


Fürftentyum Schaumburg⸗ Lippe 


Königreih Preußen, 
Reg. Bez. Düfjeldorf, 
3. Wahlkreis. 
Solingen. 


Königreih Preußen, 
eg. Bez. Potsdam, 
6. Wahlkreis, 
Nieder: Barnim. 


4. Inöniggrägerfir. 4. 


3. Königin Auguflaftr. 8. 








2. aaiſerhof, 
Zietenplatz 1—5. 


| 





I 


I. Krauſenſtr. 6/7. 


4. Aslkaniſcher Hof. 
‘ Königgrägerftr 21. 


! 

6. IHötel du Nord, 

Unter den Linden 35. 
Victoria Hötel, 


| Unter den Linden 46, 
| 








7. Pantom, Verlin N. 
l 


| 
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Namen und Stand 
der 
Mitglieder. 


Denken, Clemens Auguft, Yand: Coln am Rhein. 
gerichtsrath. | 


| 


Dr, Merkle, Mathias, Lycealpro: Paſſau. 
feſſor, geiftliher Rath und päpft- 
liher Hausprälat. 


Merz, Karl Anton, Kaufmann. Greiz. 


Dr. Meyer, Heinrih Adolph, Kiel, 
Kaufmann und Fabrikant. 


Michalski, Iofepb, Dekan. Langenau bei 


Prauſi. 


o. Miller, Ferdinand, Erzgießerei⸗ 


Munchen. 
inipeftor. 


Freiherr v. Minnigerode, Wil- 
beim, Majoratsbefiger. 


Roſſiften bei 
Neichenbad in 
Dit: Pr. 





N 
| 
| 


Freiherr v. Mirbadh, Qulius, | Sorquitten, Kr. 





Rittergutsbefiger. SZ ensburg. 
Möring, Rudolph Heinrich, Kauf: | Hamburg, 
mann. Alfterglacis 13. 
Graf v. Moltte, Selmuth Earl | Berlin. 
Bernhard, Generalfeldmarſchall, 

Chef des Generalftabes der Armee, 

Ercellen;. 






Abtheilung. 


Königreih Preußen, ' 
Reg.⸗Bez. Eöln, | 
2 Wahlkreis. 
Kreis Eöln. 


Königreih Bayern, | 1. 
Reg. Bez. Schwaben und Neu: | 
burg, 

5. Wahlkreis: Raufbeuern. 


Fürftenthbum Reuß ä. X. 





Königreih Preußen, 

Provinz Schleswig⸗ Holſtein, 
3. Wahlkreis. 

Kreis Schleswig mit Ausnahme 
der Stadt Friedrichſtadt, Kreis | 

Edernförde. | 


Königreih Preußen, 

Reg.Bez. Danzig, 
2. Wahlkreis. | 
Kreis Danzig. 


Königreich Bayern, | 
Reg.:Bez.Oberbayern, | 
6. Wahlkreis: Weilheim. 


' Königreich Preußen, 
Reg. Bez. Danzig, 
1. Wahlkreis. 
Elbing, Marienburg. 


Konigreich Preußen, E 
Reg .. Bez. Gumbinnen, 

7. Wahlkreis. 

Sensburg, Ortelsburg. 


Freie Stadt Hamburg. 
| 1. Wahlkreis. 

| Königreich Preußen, 
Reg.:Bez. Königsberg, 
1. Wahltreis, 

Memel, Heydekrug. 





= : 6. |Rraufenitr. 9. 


Lindenſtr. 48. 


| 


Hôtel de Magdebourg, 
Mobrenftr. 11/12, 
Kaiſerhof, 
Zietenplatz 1—. 


Lindenſtr. 48. 


Norddeutſcher Hof, 
Mohrenſtr. 20. 


Louiſenſtr. 26. 


| Hötel Royal, 
Wilhelmftr. 69. 


Hötel Royal, 
Wilhelmftr. 69. 


Königsplak 7. 





10 





Namen und Stand 
der Wohnort, 
Mitglieder. 


Mosle, Aerander Georg, Kaufe Bremen. 
mann. | 


| 


Dr. Moufang, Ehriftoph, Doms | Dainz. 
fapitular., | 


Müller, Ernft Adolph, — Gotha. 
anwalt. 





| 


v. Müller, Karl, Landidaftsrath, | Vresdorf bei 


Obergerichtsdirektor a. D. | Xüneburg. 


Müller, Eduard, Beiftlicher Rath. | Berlin. 


| 
| Freie Stadt Bremen. 


Großherzogthum Bellen, 

9. Wahlkreis. 

Kreis Mainz und ein Xheil 
des Kreifes Oppenheim. 


Herzogthum Sachen Koburg: 
Gotha, 

2, Wahltreis. 

Gotha. 


Königreih Preußen, 

Provinz Hannover, 
4. Wahlkreis. 

Aemter Fürftenau, Berjenbrüd; 
Stadt Duatenbrüd; Amt Vör⸗ 
den; Stabt und Amt Dsna- 
brüd; Amt Iburg. 








Königreich Preußen, 
Reg. Bez. Oppeln, 
7. Wahlkreis. 

Pleß, Rybnit. 


Dr. Müller, Hermann, Ritter: | Bornftedt = Neu: ' Königreich Preußen, 


guts:, Berg: und Hüttenbefiger. | glück bei Eisleben. | Reg. Bez. Merfeburg, 


| 
| 
| 
| 


) 
| 


6. Wahlkreis. 
Sangerhaufen, Edartsberga. 


f 
| 
1 
| 





* 
5 
S 
.. 
— 
2 
we 
= 
5 
>» 





— 


Wohnung in Berlin. 


Kaiſerhof, 
Zietenplatz 1—5. 


Niederwallſtr. 9. 


| 





. ‚Scütenftr. 7. 


‚Hötel de Russie, 


Schinkelplatz 1. 


. ‚Hinter ber fatholiichen 


Kirche 4/5. 


’ Rheinifcer dof. 


Friedrichſtr. 59. 
















Namen und Stand 
der 


Mitglieder. 





Sraf v. Nayhauß:Cormons, Bladen, Kreis Königreih Preußen, 1. | Martgrafenftr. 35. 


Julius Cäfar, Rittmeifter a. D., Leobſchütz. Reg.⸗Bez. Oppeln, 
Hittergutöbefiger und Landes: ‚9. Wahlkreis. 
ältejfier. | Leobſchütz. 
v. Neumann, Wilhelm, Yegations- | Gerbilädt. | Rönigreich Preußen, 1, | Königgräßerfir. 10, 
rath a. D. und Rittergutsbeliger. Reg.Bez. Merjeburg, 
5. Wahlkreis. 





Mansfelder Seekreis, 
Mansfelder Gebirgskreis. 





Dr. v. Niegolewski, Wladimir, | Morownica bei Königreich Preußen, 
Nittergutsbefiger. Schmiegel. Reg «Bey. Bromberg, 
| ‚5. Wahltreis. | 
| \ Gnefen, Wongrowitz. | 
| | 
Dr. Nieper, Karl Ferdinand, Land: Hannover. Königreich Preußen, ı 1. ‚Hötel de Russie, 
droft a. D. | Provinz Hannover, |, Söintelplag 1. 
| 7. Wahltreis. I 
| Amt und Stadt Nienburg, 
‘ Amt Stolzenau, Amt u, Stadt 
‘ Neuftabta.R., Stadt Wunstorf. | 
| Aemter Ahlden, Burgwedel, | 
| Fallingboftel. 


North, Johann, Bantdirektor Straßburg i. €. | Neichslande Elfak-Lothringen, | 6. Kaiſerhof, 
9 Wahlkreis. | Sietenplag 1—5. 
| Landfreis Straßburg. | 

















| 





Namen und Stand 3 | 
der Wohnort. Wahlbezirk. = | Wohnung in Berlin. 
Mitglieder. 3 
Dechelhäufer, Wilhelm, Ge Delfau. Herzogthum Anhalt, 


heimer Kommerzienrath. 


Dr, Oetker, Friedrich, Schrift: Kaffel. 
fteller und Rechtsanwalt. ' 
I 


| 





2. Wahlkreis. 
Kreile Bernburg und Ballen: 
fiebt; Theile des Köthener 
Kreifes. 


Königreih Preußen, 

Neg Bez. Kaſſel, 

1. Wahlkreis. 

Rinteln, Hofgeismar, Wolf: 


| | hagen. 


Oſſeg bei 
Bohmiſchdorf. 


Dr. v. Ohlen, Curt, Landrath 
a. D. und Rittergutsbeſithzer. 








Blumberg bei 
Kaſekow. 


vonder Dften, Alexander, Ritter⸗ 
gutäbefiger. 


Freiherr v. Ow, Earl, Königlicher Landshut in 
Kämmerer und Regierungsrath. | Bayern. 


Freiherr v. Ow, Hanse. Wachendorf, 


Königreib Preußen, 
Neg.:Bez. Breslau, 

4. Wahlkreis. 
Namslau, Brieg. 


Königreih Preußen, 
Neg.-Bez. Stettin, 

3. Wahlkreis. 

Random, Greifenhagen. 


Königreich Bayern, 
Reg.Bez. Niederbayern, 
1. Wahltreis: Landshut. 


Königreih Württemberg, 


Oberamtsbezirt | 8. Wahlkreis. 


temberg 





| 
| 
| 


Pabſt, Friedrich, Gutsbeſitzer. 


Horb in Wurt⸗ Oberämter Freudenſtadt, Horb, 


Oberndorf, Sulz. 


| 


‘ Burgitall bei | Königreich Bayern, 


Rothenburg a. b. Reg.⸗Bez. Mittelfranken, 


| Tauber(Bayern). 6. Wahlkreis: Rothenburg, 


a. T. 


| 7. | Frangöfifeltr. 8. 


| 
| 
| 
5 Aolaniſcherplat 4. 





| 
I 
| 
| 
| 
t 


| 


' 5. | Mauerftr. 21. 


6. Linkſtr. 19. 


5. | Raiferhof, 
| Bietenplag 1—5. 


I 
| 
| 


N 





\ 5. | Wieland’s Hötel, 
Friedrichſtr. 49a. 


| 


} 
‘ 








Namen und Stand | 
der 


Mitglieder. 





Dr. Berger, Glemens, Neltor. Gaesdond bei 
God). 


Dr, phil. Peterſſen, Edo Fried: | Berum bei Nor: 
rid, Gutsbeſitzer. den in Dfifries- 
land. 





Pfähler, Guſtav, Geheimer Berg: | Sulibach, 
rath. Reg: Bez. Trier, 


Pfafferott, Hugo, Oberamts: 


richter. Hannover, 
Freiherr v. Pfetten, Sigiemund. | Niederarnbadh bei 
Arnbach in 
Bayern. 


Pflüger, Markus, Yandwirtb. 


Fürft von Pleß, Hans Sein: 
rich XI, Oberſt a la suite ber 
Armee, Obertjägermeifter, Chef | 
bes Hoſjagdamtes, Durdlaudht. 


ſchleſien. 


Graf Adolph v. Pleſſen. Jvenack bei 





Medlenburg: 
Schwerin, 


Liebenburg, Prov. Königreich Preußen, 


(T.-St. Salzgitter.) 9. Wahlkreis. 


Lörrach in Baden. Großherzogthum Baden, 


Pleß in Ober: Königreih Preußen, 


Stavenhagen in | 


Wahlbezirk. 


‚ Rönigreih Preußen, 
Reg.Bez. Düffelorf, 
8. Wahlkreis. 

Eleve, Geldern. 





| Königreich Preußen, 

Provinz Hannover, 
2. Wohlkreis. 
Aemter und Städte Eſens und 
Aurih, Amt Wittmund, ein: 
ichließlich der Stadt Wilhelms 
haven (Fadegebiet), Amt Stid- 
haufen, Stadt Papenburg. 





Königreih Preußen, 
Reg. Bey. Trier, 
5. Wahlkreis. 
Saarbrücken. 





Reg.«Bez. Düffeldorf, 
Kempen. 
Königreich Bayern, 


Reg.Bez. Oberbayern, 
3. Wahlkreis: Aichach. 
| 





4. Wahlkreis. 
Amisbezirke Lörrach, Müllheim, 
Staufen, Breiſach. 


Reg Bez. Breslau, 
‚10, Wahlfreis. 
' Waldenburg. 
Großberzogthum Medlenburg- 
Schwerin, : 
4. Wahlkreis. 
Landwehr⸗Kompagniebezirke 
| Maldin und Waren. 








Abtheilung. 





Wohnung in Berlin. 





| 
4, Niederwallfir. 9, 


7. Friedridfir. 72, 


3. Wieland's Hötel, 


Friedrichſtr. 494. 


.Aslaniſcher Hof, 
Koniggrätzerſtr. 21. 


ri ‚Hötel de St, Petersbourg, 
Unter den Linden 31. 
| 

8. Hoth's Hötel, 
| Kanonierſtr. 9, 


| 


1. Wilhelmfir. 78. 


3. ‚Hötel Windfor, 
| Behrenfir. 64/65. 


11 
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Namen und Stand © 
der Wohnort. Wahlbezirk. = | Wohnung in Berlin. 
Mitglieder. & 
Dr. Bohlmann, Anton, Profefior | Heilsberg (Oft: | Königreih Preußen, 5. Warkgrafenftr. 65. 
und Erzprieſter. | preußen). Reg.:Bez. Königsberg, | 
| 6. Wahlkreis. | 
| Braunsberg, Heilsberg. 
Graf v. Praſchma, Friedrich, Schloß Falkenberg Königreih Preußen, 5. Hötel Windfor, 
Nittergutsbeliger. in Ober:Schlefien. Reg. Bez. Oppeln, Behrenſtr. 64/65. 
| | 11. Wahltreis. 
‘ Falkenberg, Grotttau. 
Graf v. Preyfing-Lihtenegg: München. Königreich Bayern, 4. Raiſerhof, 
Moos, Conrad, Königl. Käm— Reg. Bez. Niederbayern, Bietenplaß 1—5. 
merer. 2. Wahlkreis: Straubing. 
v. PButtlamer, Marimilian, | Colmar im Elſaß. Königreih Preußen, 4. Askaniſcher Hof, 
Generaladvotat. Neg.:Bez. Poſen, | ' Königgrägerftr. 21. 
6. Wahlkreis. | 
Frauſtadt. 
| | 
v. Puttkamer, Robert Viltor, Breslau. Königreih Preußen, ' 2. Scellingfir. 1. 
Oberpräfident von Schlefien. | Reg Bez. Liegnitz, | 
| ‚5. Wahltreis. 
Löwenberg. 
v. Puttkamer, Jesco, Landrath. Lübben in der Königreich Preußen, 1. Schellingſtr. 1. 
Lauſitz. Reg.Bez. Frankfurt, | 
| 7. Wahltreis. 
Guben, Lübben. 
v. Puttkamer, Waldemar, Haupt: Neu-Kolziglow bei Königreich Preußen, | 6. Mohrenfir. 38. 
mann a. D. und Nittergutebefiger. ; Barnow in Reg.⸗Bez. Cöslin, | 


| Pommern. 2. Wahlkreis 
| Bütow, Rummelsburg, ! 
Schlawe. | 
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Namen und Stand 
Wohnort. 


Abteilung. 


der 
Mitglieder. 








Freiherr Norbed zur Nabenau, | Friedelhaufen bei | Großherzogthum Heſſen, 
Adalbert. | &ollar. 1. Wahlkreis. 
| Gießen, Grünberg, Nidda. 








Dr. Rad, Achille, Bürgermeifter. | Benfeld im Eljak. | Neihslande Eljaß-Lothringen, | 7. 
7. Wahlkreis. 
Molsheim, Erftein. 
Fürſt Radziwill, Ferbinand, Berlin. Königreich Preußen, T, 
Durdlaudt. | Reg.:Bez. Polen, 
| | 10. Wahlkreis. 
Abelnau, Schildberg. 
Prinz Radziwill, Edmund, Bir Oſtrowo, Konigreich Preußen, 5. 
car, Durchlaucht. Reg.⸗Bez. Poſen. Reg.-Bez. Oppeln, 
5. Wahlkreis. 
Beuthen, Tarnowitz. 
Herzog v. Ratibor, Victor, Ge: Schloß Rauden bei Königreich Preußen, J 
neral der Kavallerie a la suite der | Ratibor. Reg.-Bez. Breslau, 
Armee, Durchlaucht. 8. Wahlkreis. 
| ‘ Breslau, Neumarkt. 
| | 
v. Ravenftein, Friedrich, Ritter: | Gurkau beigerrn: | Königreich Preußen, ı 2, 
qutsbefiger. ſtadt. Reg.⸗Bez. Breslau, 
1. Wahlkreis 
Guhrau, Steinau, Wohlau. 
v. Reden, Eric, — Lüne bei Lüne- Königreich Preußen, 3 
und Ritterqutsbeliger. ‘ burg. Provinz Hannover, | 
| 16. Wahlkreis. 
Yemter Neuhaus i.., Vledede, 
| Amt u. Stadt Yüneburg, Aem⸗ 
| ter Bergen und Soltau, Amt | 
| und Stadt Winjen a. d. X. | 
Reich, Theodor, Nittergutsbefiger, | Vichla bei Kamenz | Königreich Sadjen, | 8. 
in Sadjen. 3. Wahlkreis. 
| Stadt Budiffin und die Ge: 
rihtsamts » Bezirfe Budiſſin, 
| Königswartha, Kamenz, Puls: 
| nis, Biſchofswerda. | 
Dr. jur. et phil. Neichensperger, | Göln a. Rhein. | Königreih Preußen, 6. 
Auguft, Appellationsgerichterath Reg.Bez. Düſſeldorf, 
a. D. 11. Wahlkreis. 


| Kreis und Stadt Erefeld. 


Wohnung in Berlin. 


Britifh Hötel, 
Unter den Linden 56. 


Raiferhof, 
Zietenplatz 1—5, 


Alfenfir. 9. 
| 
|Eindenfir. 48, 


| 


Leipzigerſtr. 3. 


| Kraufenfir. 68. 
| 

| Franzöſiſcheſtr. 19. 
| 
| 


| 
Hötel de Magdebonrg, 
Mobhrenitr. 11/12. 


Sohenzollernfir. 9. 








Namen und Stand 























= 
= 
der Wohnort. Wahlbezirk. 3 Wohnung in Berlin. 
Mitglieder. 3 
Reichensperger, Peter Frans, | Berlin. gnmtuu Preußen, 4. 'Hobengollernfir. g, 
DObertribunalsrath. Neg.:Bez. Arnsberg, | 
2. Wahlkreis, | 
Dlpe, Meſchede, Arnsberg. | 
| 
Neichert, Karl, Delonom und Großeibſtadt. Königreih Bayern, 5. Dresdener Hof, 
Vürgermeifler. Neg.: Bez. Uuterfranten — Friedrichſtr. 56. 
Aſchaffenburg. 
4. Wahlkreis: Neuſtadt a d. S. | | 
| | 
NHeinders, Klaas Peter, Photo | Breslau. | Königreid) Preußen, 3. *— 86. 
graph. Reg-Bez. Breslau, 
6. Wahlkreis. | 
Stadt Breslau, öſtlicher Abel. 
Reinede, Julius, Premierlieute: | Ober-Mednig bei een Preußen, 7. | Nartgrafenftr. 53/54. 
nant a D. und Amtsrath. Sagan. | - Bez. Liegnitz, 
| 2. Wahlkreis, | 
Sagan, Sprottau. | | 
Reinhardt, Dito, Yandratb. Sondershauſen. | Fürftenthfum Schwarzburg Son:  . | 
bershaufen. 
| | 
Dr. Nentzſch, Hermann, General: | Berlin. | Rönigreih Sachſen, 6. Karlsbad 9. 
jefretär des Vereins deulſcher 1. Wahlkreis. 
Eijen: und Stahl:Induftrieller. Stadt Zittau, Gerichtsamts: | 
bezirte Zittau, Gr. Schönau, | 
Herrnhut, Dftrau, Neidenau. | 
| 
Nichter, Eugen, Schriſtſteller. Berlin, | Königreich” Preußen, 6. | Tempelhofer fer 12. 
| | Neg Bez. Arnsberg, | 
4, Wahlkreis, 
| Bagen. 
Richter, Carl, Generaldirektor der | Berlin ' Königreih Preußen, 6. | Sommerlir. 4. 
vereinigten Königs und Yaura: Reg.⸗Bez. Oppeln, | 
hütte. 6. Wahlkreis. | 
| Kattowig, Zabrze. | | 
Richter, Guſtav, Profeſſor. Tharant. Königreich Sachſen, 6. Lamprecht's Hötel, 
| 7. Wahltreis, Schadowſtt. 3. 
| Stadt Meißen und die Gerichts: 
| amts hezirle Meihen, Gro- 
| | benhain, Rieſa, Lommatſch. 





Namen und Stand 


der 


Mitglieder. 


1} 


Wohnort. 


Wahlbezirk. 








Wohnung in Berlin. 





Rickert, 
tor a. D. 


Heinrich, Landesdirelk— 


Graf v. Rittbherg, Oswald, 
Landrath. 


Roemer, Hermann, Senator. 


Noemer, Mar, Necdhtsanwalt 


Dr, Roggemann, Dietrib, Ober: 
gerichtsrath. 


Dr. Nudolpbi, Wilhelm, Gymna— 
fialdireftor a. D. 


Dr. Rüdert, Eduard, Kreisgerichte- 
direltor. 


Ruppert, Caspar, rechtskundiger Münden. 


Voagiftratscath. 


\ Merlin 


Königreih Preußen, 
Reg.⸗Bez. Danzig, 
3. Wahlkreis, | 


Stadt Danzig. | 


Ueckermünde 


Hildesheim. 


10. Wahlkreis. 


| 
| | 
Ä Stuttgart, | 
| 
| 
| 
‚ Dldenburg. | 

(Großh. Olden⸗ 
burg.) 


Kalt, Kreis Cöln. 





Sonneberg in | 
Sachſen⸗Meinin⸗ 
gen. | 





Königreih Preußen, 


Königreich Preußen, 


' Bergheim, Eusbkirchen. 


Herzogthum Sachſen⸗Meiningen, 


Reg.Bez. Stettin, | 
2. Wahlkreis. 
Uedermünde, Uſedom, Wollin. 


Provinz Hannover, 


Amt und Stabt Hildesheim, 
Aemter Marienburg, Gronau, | 





| Alfeld, Bodenem. | 


Königreih Württemberg, 

10. Wahlkreis, 

Dberämter Gmünd, Göppin- 
gen, Schorndorf, Welzheim. 


Großherzogthum Oldenburg, | 
2, Wahlkreis. 

Stadt Varel, Amt Varel mit 
Ausnahme der Gemeinden Jade 
und Schweiburg, Stadt und 
Amt Fever, die Aemter Weſter— 
fiede, Elsfleth, Brake, Ovel- 
gönne, Stollhamm, Land: 
wührden. 





Königreih Preußen, 
Keg. Bez. Eöln, 
3. Wahlkreis. 


1. Wahlkreis, 
Meiningen, Hildburghaufen. 


2 Matthäifirditr. 27. 


‚1. Xeipzigerftr. 113. 








2, Krauſenſtr. 63. 


| 


2. Zimmerſtr. 6. 





2. Lindenſtr. 109. 


| 


| 
2, (Tempelhof bei Berlin.) 


7. ‚Hötel Bellevue, 
Mohrenfir. 64. 


| Königreih Bayern, 
' Reg. Bez. Oberbayern, 
| 1. Wahlkreis; Münden 1. 


3. Rindenftr. 48. 
| 
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Namen und Stand — 
der Wohnort. Wahlbezirk. 2 | Wohnung in Berlin. 
Mitglieder. B 








Theuern, Bezirks: 


Königreih Bayern, 
hantpfarrer. amts Amberg u Neg.:Bez. Oberpfalz und Ne: 


Nubwurm, Franz Anton, De 





Bayern. gensburg, 
(T.-St. Amberg.) 2. Wahlkreis: Amberg. 


Saro, Otto, Oberflantsanwalt. | Initerburg. ' Königreich Preußen, 3. Wallſtr. 12, 
| Neg.:Bez. Gumbinnen, 
3. Wahlkreis. 

Bumbinnen, Initerburg. | 

















v. Saucken-Tarputſchen, Kurt, | Königsberg i Pr. | Rönigreih Preußen, ' 2. Vellevuefir. 3. 
Lanbesdireltor der Provinz Dft- Stadt Berlin, | 
preußen und Nittergutsbefißer. 3. Wahlkreis, | | 
| | 
Graf v. Saurma-Zeltih, ZJeltſch bei Oblau. Königreich Preußen, 4. Hötel Windfor, 
Buftav, Ritterqutsbefiger. | Reg.Beʒz. Oppeln, Behrenſtr. 64/65. 
8. Wahlkreis, 
Ratibor. 
| 
v. Schal ſcha, Alerander, Premier | Frohnau bei Lö: Königreih Preußen, 7. Zimmerſtr. 58. 
lieutenant a. D. und Ritterguts: | wen in Schlefien. Reg.Bez. Oppeln, | 
beſiher. 4. Wahlkreis. | 
Lublinitz, Toſt⸗Gleiwib. | | 
Dr. v. Schauß, Friedrih, Bank: | München. Königreih Bayern, 
bireftor. Reg. Bez. Oberfranten. 7. Niederlagſtr. 6. 


1. Wahlkreis: Hof. 











47 
Namen und Stand j £ 
gi Wohnort. Wahlbezirt. 3 | Wohnung in Berlin. 
Mitglieder. = 





v. Schend, Eduard, Majorats: Flechtingen, Kreis Königreich Preußen, 5. Kaiſerhof, 
beſiher. Gardelegen. Reg.Bez. Magdeburg, Bietenplag 1—5. 
1. Wahlkreis. 
Saljwebel, Gardelegen. | 





v. Schend, Friedrich, Hitterguts: Kawenczyn bei | Königreich Preußen, 6. Hotel du Nord, 
beſitzer. Groß-Morxin. RegBej Bromberg, Unter den Linden 35. 
| 3, Wahlkreis, | 
| Bromberg. 


Schent, Eduard, Advokatanwalt. Köln a. Nhein, | Königreich Preußen, 


| Neg.- Bez Cöln, a: 
1. Wahlkreis. | 


| Stadt Eöln. f 
Dr. v. Schlieckmann, Albredt | Berlin. Königreid Preußen, 7. Poſtſtr. 16. 
Oberregierungsrath. | Reg.Bez. Gumbinnen, | 


1. Wahlkreis. 
Tilſit, Niederung. 


Schlieper, Heinrich, Fabrifbefiper. ; Grüne bei Iſer- Königreich Preufen, 1. Kanonierſtr. 22. 
lohn. Reg.⸗Bez. Arnsberg, | 

3. Wahlkreis. | 

Altena, Iſerlohn. 


Schlutow, Albert, Stadtrath. Stetlin. Königreich Preußen. Kaiſerhof, 
Neg.«Bez. Stettin. Ziethenplatz 1—5. 
4. Wahlkreis. 
Stadt Stettin. 


0 


Dr, Shmalz, Hermann, Landrath. Pillkallen. Königreich Preußen, 
Keg.- Bez. Gumbinnen, 
2. Wahlkreis. 
| Ragnit, Pilltallen, 
| 
v. Schmid, Karl Joſeph, Ober: | Stuttgart, Königreih Württemberg, 6, 'Hötel Bellevue, 
finanzrath), 15. Wahlkreis. ' Mohrenftt 64. 
DOberämter Blaubeuren, Ehin: 
gen, Laupheim, Münfingen. 





Schmidt, Karl, Oberappellations: München. Königreih Bayern, 
gerihtsrath Neg.:Bez. Pfalz, 
4. Wahlkreis: Zweibrüden. 





Namen und Stand 
der 
Mitglieder. 


Wohnort. Wahlbezirk. 


Abtheilung. | 


Wohnung in Berlin. 








Schmiedel, Theodor, Anıtshaupt- 
manıt, 


Schmitt» Batifton, 
Gulsbeſitzer. 


Alfred, 


Schneegans, Karl Auguſt, Di— 
reltor des Elſäſſer Journals. 


Schön, Anton Mathias, Ritter: 
autebefiger und Amtsvorfteher. 


Graf v. Schönborn: Wiejen: 
theid, Friedrich Karl. 


von Shöning:Elemmen, Wil: | 
helm Ludwig Auguft, Yandratha. D. 
und Nittergutsbefißer. 


Freiherr v. Schorlemer : Alft, 
Burghard , Kreisdeputirter , Pre: 
mierlieutenant und Nitterguts- 
beſitzer. | 

| 


Schroeder, Theodor, Nedtsanmwalt 
a. D. 


Dr, jur. Schroeder, Bernhard. 


Nöſchwoog in 


Königreih Sadılen, 
22, Wahlkreis. 
Gerichtsamtsbezirke Kirchberg, | 
| Auerbach, Faltenitein, Treuen, 
| Xengenfeld, Reichenbach, Eifter: 
berg. 


Plauen in 
Sadjen. 





Reichslande Eljah : Lothringen, | 
Elſaß Lothringen. 10. Wahlkreis. | 
Sagenau, Weißenburg. 


Reichslande Elfah-Yorhringen, | 
11. Wahlkreis. | 
Babern. 


Straßburg i €. 


Breftau bei Soran. Königreih Preußen, 
Neg.: Ber. Frankfurt, 
8 Wahlkreis, 
Sorau. 


Königreih Bayern, 
Meg. = Bez. Unterfranken und 
Aſchaffenburg. | 
2. Wahlkreis: Kitzingen. 


Kirchſchönbach in 
Unterfranten. 


ESallentinb. Dölitz. 
(T.-St. Pyritz.) 


Königreich Preußen, 
Reg: de. Stettin, | 
5. Wahlkreis. 
Pyritz, Saatig. 


Alft bei Porſtmar, Königreich Preußen, | 





Kreis Steinfurt. | Neg- Bez. Münfter, 
1. Wahlkreis. | 
Zedlenburg, Steinfurt, Ahaus. | 

| 

Gicchkröttendorf | Rönigreih Preußen, 

bei Weismain in: Reg-Bez. Arnsberg, 

Bayern. \8. Wahltreis. 
Lippftabt, Brilon. 

Worms. Großherzogthum Heſſen, 


2. Wahlkreis. 
Friedberg. Vilbel, Büdingen. | 
| 


4. Nobfte. 6. 


2 Hotel Hohenzollern, 
Behrenfir. 18/19. 


5. Kaiſerhof, 


Bietenplak 1—5. 


4 Behrenſtr. Ia. 


Kaiſerhof, 
Zietenplaß 1265. 


6. 
| 
| 
1 


3, Behrenſtr. 39a. 


3 Hötel de Russie, 
Schinkelplatz 1. 


1. Rommandantenftr. 20. 


| 


Namen und Stand | 






der 
Mitglieder. 


Dr. Schulze, Hermann, Kreis: Potsdam, 
richter a. D. 


I 
| ’ | 
| | 

Ebingen in Würts | 
\ temberg. | 





Schwarz, Louis, Fabrikant. 


Dr.v. Schwarze, Friebrid Oskar, Dresden. 
Beneralfiaatsanmwalt. 


I 


v. Schwenbler, Karl, Geheim- Weimar. 
rath, Ercellenz. 





v. Sczaniecki, Michael, Guts- Nawra, 
befiger. Kreis Thorn. 


Senefirey, Karl Joſef, Bezirke: 
gerichtsrath. 


Kraunftein in | 
Oberbayern. 


' 


Servaes, Nuguft, Direltor der Ruhrort. | 
Aktiengefelihaft für Bergbau 


und SHüttenbetrieb „Phönir“. 


| bad, 


LE — — — 


Königreih Preußen, 

Reg: Bez. Wiesbaden, 

2. Wahlkreis. 

Aemter Wehen, Langenſchwal⸗ 


Rüdesheim , 
Miesbaben. 


Eltville, 


Königreih Württemberg, 
9. Wahlkreis. 


| Oberämter Balingen, Rott 


weil, Spaichingen, Zuttlingen. 


Königreih Sachſen, 
4. Wahlkreis. 
Stabt Dresden rechts ber Elbe 
und bie Gerichtsamtsbegirfe 
Dresden rechts ber Elbe, | 
Schönfeld, Radeberg, Königs: 
brüd, Rabeburg, Morigburg. 





I 


Großherzogthum Sachſen-Wei ⸗ | 5. 


mar, 
1. Wahlkreis. | 
Bezirke des Stabtgerichts Weis | 
mar, die Zuftizämter Apolda, 
Buttftedt, Großrubeftebt, Vie⸗ 
jelbah, Weimar, Allftebt mit 
ben Flecken Dlbisleben und | 
Ilmenau. 


Königreih Preußen, | 
Neg: Bey Marienwerber, 
4. Wahlkreis. 

Thorn, Kulm. 





Königreih Bayern, 


Reg.Bez. Oberbayern, 


8. Wahlkreis: Traunftein. 


Königreih Preußen, 


Reg.Bez. Düffeldorf, | 


6. Wahlkreis. 


' Duisburg. 


| 


— a a a — — — — 


4. (Potsedam.) 


. ‚Kanonierfir. 26a. 


.Krauſenſtr. 68. 





Barticlow's Hötel, 
Zeipzigerplaß 14. 





Friedrichſtr. 177. 


. |Raijerhof, 


Zietenplak 1—5. 





13 


Namen und Stand 
der 
Mitglieder. 






| 
von Seybewig, Dtto Theobor, | Görlitz. 
Landeshauptmann und Xandes- 
ältefter der Oberlaufig. 


| 
Graf v. Sieralomsli, Adam, | MWaplig bei Alt 
NRittergutsbefiger. mark. 


| 
Dr. Simonis, Ignatius, Sur | Nieberbronn bei 
perior bes Frauenklofters von | Weißenburg im 
Kieberbronn. Elſaß. 





v. Simpſon- Georgenburg, Schloß Georgen 


George William, Nittergutsbefiger. | burg bei Inſter- 


1} 


\ burg. 


Freiherr v. Soden, Mar, König: | Neufraunhofen 
licher Kämmerer und Butsbefiger. bei Landshut in 
Bayern. 
(T.-St, Velden bei 





50 
Wahlbezirk. 


Königreih Preußen, 
Neg.-Bez. Liegnig, 
10. Wahlkreis. 


ı Königreich Preußen 
Reg.⸗Bez. Danzig, 

5. Wahlkreis. 

Berent, Pr. Stargarbt. 


5. Wahlkreis. 
Rappoldsweiler. 





Königreich Preußen, 
Reg.⸗Bez. Bumbinnen, 
6. Wahlkreis. 


 Dlehto, Lyck, Johannisburg. 
| 


| Königreich Bayern, 
Reg. Bey. Oberbayern, 


5. Wahlkreis: Wafferburg. 


Vilsbiburg [Markt 


Velben].) 


Rothenburg, Hoyerswerda. 


Reihslande Elſaß-Lothringen, 


Abtheilung, 






Mohnung in Berlin. 


| 6. Astanifcher of, 


| 
| 
| 


\ Königgrägerfir. 21. 
I 


2. ‚Hötel Hohenzollern, 


| 


Behrenftr. 18/19. 


| 5. Fürftendof, 


| 


Zeipzigerplaß 1. 


4, Hötel de St. Petersbourg, 


Unter den Linden 31. 


Dr. Sommer, Friebrih, Rechts: | Sonbershaufen. Großherzogthum Sahfen- Wei: | 7, Rraufenfir 68. 


anmwalt, 


Sonnemann, Leopold, Eigen: | Frankfurt a. M. 
thümer ber Frankfurter Zeitung. 


Staelin, Julius, Fabrikant, Calw in Württem: 
berg. 
Staudy, Ludwig, Polizeipräſi- Pofen. 


dent. 





mar, 
2. Wahlkreis. 


Königreich Preußen, 
Reg.⸗Bez. Wiesbaden, 
6. Wahlkreis. 


Konigreich Württemberg. 
7. Wahlkreis. 





' Königreih Preußen, 
\ Keg.Bez. Gumbinnen, 
5. Wahlkreis. 


Angerburg, Lötzen. 
| 


\ 


' Stadtkreis Frankfurt a. M. 


Dberämter Calw, Herrenberg, 
J Nagold, Neuenbürg. 


Stadtgerichtsbezirk Eiſenach ꝛc. 








| 


| 
I 
| 


. ‚Hötel Bauer, 


Friedrichfir. 85 & 


. ‚Raiferhof, 


Bietenplag 1—5. 


. Hötel de Magdebourg, 


Mohrenſtr. 11/12. 
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Namen und Stand | — 
der Wohnort. Wahlbezirk. = | Wohnung in Berlin. 
Mitglieder. 5 | 
Freiherr Schenk v. Stauffen: Rißtiſſen bei Ulm Herzogtum Braunſchweig, 3. Bartickow's Hötel, 
berg, rang, Gutsbeſiher. in Württemberg. 3 Wahlkreis. | Zeipzigerplaß 14. 
Hozlminden, Bandersheim mit 5 
dem Amtsgerichtsbezirt Harz⸗ 
' burg x. 
Stegemann, Louis, Butsbeliger | Eſſen bei Aſen- Königreih Preußen, 2. ‚Bimmerftr. 57. 
und Giebenmeier. borf (Dannover).| Provinz Sannover, | 





6. Wahlkreis. 

Aemter Freudenberg, Syte, 
Bruchhauſen, Hoya, Amt und | 

Stadt Verben, Amt Achim. 





1} 
\ 


Stellter, Dito, Juftigratb. Königsberg in | Rönigreich Preußen, 4. Bartickow's Hötel, 
Pr. Reg.Bez. Nönigsberg, LSeippigerplatz 14. 
3. Wahlkreis. | 
Stadt Königsberg. | 




















Dr. Stephani, Eduard, Vize: | Leipzig. Königreih Sachſen, 4, ‚Weitend-Hötel, 
bürgermeifter a. D. 12. Wahlkreis. |) Röniggräßerfir. 23. 
\ Stadt Leipzig. 
Dr. Stödl, Albert Domtapitular | Eihflädt in Mit- Königreich Bayern, | 
und Profeſſor. telfranten. ' Reg. Bez. Mittelfranken, 
4. Wahlkreis: Eichſtädt. 
Stößel, Gerhard, Redakteur. | Eſſen, Reg. Be. | Königreich Preußen, 4. ‚Simmerftr, T, 
' Düffeldorf. ' Reg.:Bez. Düffeldorf, he ı 0 
| 5. Wahlkreis. | 
Eſſen. | 
Graf zu Stolberg-Stolberg, | Bruftame, Kreis Königreich Preußen, 3. Hötel Windſor, 
Friedrich, Rittergutsbefiger. Militſch. RegBez. Oppeln, Behrenſtt. 64/65. 
10. Wahlkreis. 
Neuſtadt. | 
Theodor, Graf zu Stolberg: Tütz, Königreih Preußen, 2. Wilhelmſtr. 63. 
Wernigerode, Major a. D.,| Reg⸗Bez. Dia: | Neg.:Bez. Marienwerder, 
Nittergutsbefiger. rienwerber. 8. Wahlkreis. 
| Deutſch⸗Krone. 
Udo, Graf zu Stolberg-Wer-Kreppelhof bei Lan- Königreich Preußen, \ 6. Roonftr. 9. 
nigerode, Nittmeifter & la suite | beshut in Schle-⸗ Neg.: Bez. Königsberg, 
ber Armee. | fien. 10. Wahlkreis. 
Raftenburg, Gerbauen, 
Friedland. 
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Namen und Stand 
der Wohnort. 
Mitglieder. 


Streder, Eduard, Kreisgerichts- Worbis. 
rath. | 


Streit, Lothar, Oberbürgermeifter. Zwidau in 
Sadjen. 


Struve, Gerhard, Oberamtmann, Berlin. 


Stumm, Karl Ferdinand, Be Neunkirchen, 
heimer Rommerzienrath. 


Siüs, Otto, Regierungsrath a. D. Minden, 


| 


Freiherr v. Tettau, Alfred Tolks bei Barten- 
Chriſtoph, Fideitommißbeliger. flein, reis Pr. 
Eylau. 


Reg.⸗Bez. Trier. 


Wahlbezirk. 


Konigreich Preußen, 
Reg.⸗Bez. Erfurt, 

2. Wahlkreis. 
Heiligenſtadt, Worbis. 


Königreich Sachſen, 
18. Wahlkreis. 
Stadt Zwickau und die Ge— 
richtsamtsbezirke Crimmitzſchau, 
Werdau, Zwickau, Wildenfels. 


Köonigreich Preußen, 
NRegBez. Frankfurt, 
4. Wahlkreis. 
Frankfurt, Lebus. 


Köonigreich Preußen, 
Reg.⸗Bez. Trier, 

6. Wahlkreis. 

Oltweiler, St. Wendel, Mei: 
ſenheim. 





Königreich Preußen, 
Reg.⸗Bez. Minden, 
1. Wahlkreis. 
Minden, Lübbede. 


Königreich Preufen, 


Reg.⸗Bez. Königsberg, 
5. Wahlkreis, 
Heiligenbeil, Pr. Eylau. 













Wohnung in Berlin. 


Abtheilung. 


} I 
| 4. Askaniſcher Hof, 
FRöniggrägerftr. 21. 


| 


\ 3. Bellevueſir. 14 


} 
} 
I 


ı 7 





Rarlsbad 26, 


1 
1} 


6. Raiferhof, 


| Bietenplag 1-5. 


| 


Mauerftr. 10. 





| 
2 
5. ‚Hötel de Brandebourg, 
Eharlottenftr. 59. 
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Namen und Stand 


ber 


Mitglieder. 


Dr. ZThilenius, Georg, Sani- 


tätsrath. 


Thilo, Karl Buftav, Kreisgerichts: 
director. 


Tölte, Karl, Rittergutsbeſitzer. 


Trautmann, Wilhelm, Kreis: 
richter. 


Dr. v. Treitſchke, Seinrich Bott: | 


hard, Profeſſor. 


Zriller, Johann Michael, Pfarrer. 


v. Zurno, Hippolit, Nitterguts« | 


befiger. 

















Königreih Preußen, 
Reg.⸗Bez. Wiesbaden, 
5. Wahlkreis. 


Soden, Kreis 
Miesbaben. 


Aemter Dillenburg, Herborn, 


Nennerod, Marienberg, Selters, 
Hadenburg. 
Delitzſch. Königreih Preußen, 
Reg⸗ Bey. Merfeburg, 
3. Wahlkreis, | 
Bitterfeld, Delitzſch. | 


Bomsdorf bei Lo— 


Königreih Preußen, | 
burg. | 


Neg.Bez. Magdeburg, 
3. Wahlkreis. 

Serihow 1. und 11. 
Staßfurt. Königreih Preußen, 
Reg: Bey. Magdeburg, 
7. Wahlkreis. 
Aſchersleben, Kalbe. 





Königreich Preußen, 
Reg.Bez. Coblenz, 

| 4. Wahlkreis. 
Creuznach, Simmern. 


Berlin. 


Arberg bei Tries⸗ Königreich Bayern, 
borf in Bayern.| Reg.:Beg. Oberpfalz und Ne: 
gensburg, 
| % Wahlkreis: Neumartt. 





Obiezierze b.Obor⸗ Königreich Preußen, 
nit, Reg.⸗Bez. Poſen, 
1. Wahlkreis. 
Stadt und Kreis Poſen. 





Wohnung in Berlin. 





3. Dorotheenſir. 47. 


| 
| 


7- Siegiemundf. 3 


7. ‚Behrenftr. 52. 


| 
| 
7. Flottwellſtr. 5. 


7. Hohenzollernſtr. 8. 


3, Schabomfir. 4. 


14 
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Namen und Stan 
ber 


Mitglieder. 





Sorgebei Erofjen | K 


Uhden, Otto, Amtsrath und Rit— 
a. O. 


tergutöbefißer. 


v. Unrub, Georg Victor, Regie: | Zoblit bei Rothen⸗ 
rungs und Baurath a. D. burg (Ober: 
Laufib), 





Freiherrv. Unruhe Bomft, Sans | Wollſtein. 
Wilhelm, Landrath und Ritterguts⸗ 
beſitzer. 





Vahlteich, Karl Julius, Pro Chemnib. 
furift. 


| 


Freiherr Yarnbüler von und zu | Hemmingen in 
Hemmingen, Karl, Staats: | Württemberg. 


minifter, Ercellenz. 





' Königreich) Preußen, 


Königreih Preußen, 


Königreich Sachſen, 


* 
& 
E 

S 
— 
— 
— 
— 
35 
= 


önigreich Preußen, 


Reg.«Bez. Frankfurt, 
6. 
Zülihau, Erofien. 


Wahlkreis. 


I 


| 
| 
| 


Reg.Bez. Magdeburg, | 


4. Wahllreis. 


Stadt Magdeburg mit Zube: 
bör. 


Reg.⸗Bez. Pofen, 


3. Wahlkreis. 
Meſeritz, Bomft. 


2 


15. Wahlkreis. 
Stadt Mittweida und bie Ge: | 
richtsamtsbezirleLimbach, Burg: | 
ftädt, Mittweida, Frankenberg, 
Auguftusburg. 








| Königreih Württemberg, 

2. Wahlkreis. 

Dberämter Gannitabt, Zub: 
mwigsburg, Marbah, Waib: 
lingen. 


4 


Wohnung in Berlin. 


5. Udtel de Magdebourg, 


Mohrenftr. 11/12. 


Zaubenftr, 4. 


. 'Hötel d’Angleterre, 


Schinkelplatz 2. 


. ‚Stegligerftr. 39. 


. Fürftenhof, 
Zeipzigerplaß 1. 




















Namen und Stand — 
der Wohnort. Wahlbezirk. 3 | Wohnung in Berlin. 
Mitglieder. S 
Dr. Bölt, Joſeph, Nechtsanwalt. Augsburg. | Königreich Bayern, 2. Hötel de Magiebourg, 
| Reg Bez. Schwaben und Neus Mohrenftr. 11/12, 
| | burg, | 
| 6. Wahltreis: Immenftadt. | 
| | 
opel, Wilhelm, Stadtrath. Chemnitz. | Königreid Sadjen, 6 Kothenerſir. 1. 
| 16. Wahlkreis. 
‚ Stabt und Berihtsamtsegirt 
' Ehemniß. 
| | 
Vomwindel, Ernit, Kaufmann. , Mettmann. | Rönigreich Preußen, \ 6. Victoria Hötel, 


Dr. med. Wade, Heinrih, Guts- Hanerau. 
befiger. 


Dr. v. Wänter, Dtto, Rechts: 
anmwalt, 


Freiburg in 
Baden. 


Graf von Waldburg : 
Trauchburg, Eonftantin. 


Beils | Freiburg in 
Baben. 


Reg .Bez. Düffeldorf, 
1. Wahlkreis. 
Lennep, Mettmann. | 


| Unter den Linden 46. 





Konigreich Preußen, 2. Dresdenerſtr. 52. 
' Provinz Schleswig Holftein, 

4. Wahlkreis. 

Kreife Tondern, Huſum, Eider⸗ 


| ſtedt und Stabt Friedrichftabt. 


Großherzogthum Baden, 
‚5. Wahlkreis. 
Freiburg, Emmendingen, Wald: 


firch. 
‚ Königreich Württemberg, 2. Hötel de St. Petersbourg, 
| 17. Wahltreis. | Unter den Linden 31, 


| Dberämter Ravensburg, Ried⸗ 


| lingen, Saulgau, Tettnang. 


| | 


nn 


Fer Ta ee — — — 
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Namen und Stand | g 
der Wohnort. Wahlbezirk. 3 | Wohnung in Berlin, 
Mitglieder. Bi 





1 




















v. WaldomsReitenftein, Karl, Königswalde, Königreich Breußen, 2. |Hötel du Nord, 
Kammerherr und Nittergutsbe: | Reg. Bez. Frank. Reg.Bez. Frankfurt, Unter den Linden 35. 
fißer. | furt a. O. 5. Wahlkreis. | 

«T.-St Sternberg).| Sternberg. | 

v. Wedell-Malchow, Friedrich, Malchow bei Ned: Königreih Preußen 1. /Schellingftr. 9. 

Ritterſchaftsdirektor. lin. Reg.Bez. Potsdam, | 
4. Wahlkreis. | 
Prenzlau, Angermünbe. | 

Dr. Wehrenpfennig, Wilhelm, | Berlin. Königreich Preußen, | 4. Genthinerſir. 43. 

Beheimer Negierungsrath. Reg. Bez. Kaflel, 
3. Wahlkreis. 
Friglar, Homburg, Ziegenhain. 

Dr. Weigel, Hermann, Oberge- Kaſſel. Königreih Preußen, 5. Krauſenſir. 68. 
richtsanwalt und Wizebürger: Neg.: Bez. Kaſſel, 
meifter. 8. Wahlkreis, 

Hanau, Gelnhauſen. | 

Freiherr v. Wendt, Karl, Regie- | Gevelinghaufen Königreich Preußen, 4. |Hötel de Russie, 
rungsafjeffor a. D. u. Ritterguts- bei Olsberg. Reg: Bez. Minden, Schinkelplatz 1. 
befiger. 5. Wahlkreis. 

Warburg, Hörter. 

Werner, Heinrich, Kreisgerichte- | Liegnib. Königreih Preußen, 

direktor. Reg.Bez. Liegnitz, 


6. Wahlkreis, 
' Saynau=Bolbberg, Liegnip. 





v. Werner, Hermann, Präfident Canſtatt bei Königreid) Württemberg, 4. Thiergarten Hötel, 


der Königlichen Gentralftelle für | Stuttgart. 5. Wahlkreis. Potsdamer Platz 1. 
die Landwirthſchaft. ) Oberämter Eßlingen, Kirch⸗ | 


| heim, Nürtingen, Urad). | 





Dr. Weftermayer, Anton, Geiſt⸗ Minden. | Königreich Bayern, 2. Lindenſtr. 48. 
liher Rath und Stadipfarrer. Reg.⸗Bez. Oberbayern, | 
2. Wahlkreis: Münden II, 


j 
I 
| 
| 


Wichmann, Rudoli, Ritterguts- Nahmgeift bei Rei: Königreich Preußen, | 6. Kaiſerhof, 
befiger. chenbach in Oft: Reg⸗Bez. Königsberg. ' Bietenplag 1-5. 
preußen. 7. Wahlkreis. 


Pr. Holland, Mohrungen. | 





| | 
| 
| 
| 
| 





Namen und Stand 


der 


Mitglieder. 





Wahlbezirk. 


Wohnung in Berlin. 


Mörheitung. 


1 
| 





Wiemer, Philipp, Erpedient. 


Dr. Wiggers, Julius, Proſeſſor. 


Wiggers, Morik. 


Windthorft, Ludwig, Staats: 
minijter a. D, Ercellenz. 


Winterer, Zandelin, Pfarrer und 
Kanonikus. 


Dr. Witte, Friedrich, Senator. 


Witte, Ernft, Appellationsgerichts⸗ 
rath. 


Königreih Sachſen, 

N 20, Wahlkreis. 

| Gerichtsamtsbezirle Ehrenfrie⸗ 

dersdorf, Wolkenſtein, Zichopau, 

Lengeſeld, Sayda, Zöblitz, Ma— 

rienberg. 
Großherzogthum Mecklenburg⸗ 
Schwerin, 

6. Wahlkreis. 
Landwehr-Kompagniebezirke 
Güſtrow und Ribnitz. 


Kojtod. 








Noftod. Großherzogthum Medlenburg: 
Echwerin, 

3. Wahlfreis. 

Landwehr = Kompagniebezirke 


Pardim und Ludwigsluſt. 


Königreih Preußen, 
Provinz Hannover, 
3. Wahlkreis. 
Aemter Ajchendorf, Hümmling 
zu Sögel, Meppen. Amt und 
Stadt Yingen, Nemter Haſe— 
lünne, Freren, Bentheim, 
Neuenhaus. 


1 
| Hannover. 


Reichslande Eljaß-Lothringen, 
1. Wahlkreis. 

Altlich, Thann, 
| 
Großherzogthum Medlenburg: 
Schwerin, 
1. Wablfreis. 
Landwehr = Kompagniebegirte | 
' Hagenow und Grevesmühlen. 


Mülbaufen i. €. 


| Roſtock. 





Breslau. Königreich Preußen, 
Neg.: Bey. Breslau, 
9. Wahlkreis. 


Striegau Schweidnitz. 





* 


4J 
| 


2. Friedrichſtr. 50. 


5. Friedrichſtr. 50, 


1; aue Jakobſtr. 172. 


3. |Hötel Hohenzollern, 


Behrenſtraße 18/19. 


T. Keiprigerfr. 44. 
| 
| 


1 Schützenſir 77. 





Namen und Stand 
der 
Mitulieder. 





Wohnort. 


v. Woedtfe, Karl, Hitterguts: | Woedtke bei Brei: 


beſitzer. 


Wöllmer, Ferdinand, Kaufmann— 


Dr. Wolffſon, Iſaac, Advofat. 


Wulfshein, Emanuel Guſtav, 
Geheimer Dberregierungsrath 
aD. 


Dr. Zimmermann, Eduard. 


Dr. Zinn, Auguft, Geheimer Sa: 
nitätsrath, Direktor und Chefarzt 
der Kurmärkiſchen Landirren: 
anftalt, 


| 


| 
| 
| 


fenberg i. Pont, 


Charlottenburg. 


Hamburg, 
Deidfte. 19. 


Berlin. 


' Berlin. 


Eberswalde. 


| 


| 
| 





| 
| 


| 


| 





Wahlbezirk, 


Königreich Preußen, 
Reg.«Bez. Stettin, 

7. Wahlkreis. 
Breifenberg, Kammin. 


Königreih Preußen, 
Reg.-Bez. Potsdanı, 

10. Wahlfreis 

Teltow, Beeskow-Storkow. 


Freie Stadt Hamburg. 
3. Wahlkreis. 


ı Königreich Preußen, 


Reg.⸗Bez. Potsdam, 

T. Wahlkreis. 

Stadt Potsdam, Kreis Oft: 
Havelland. 


Königreich) Preußen, 
Stadt Berlin, 
5. Wahlkteis. 


Königreidh Bayern, 
Regqg.Bez. Pfalz, 
6. Wahlkreis: Raijers: 
lautern, 


Abtheilung, | 





Wohnung in Berlin. 





1. ‚Charlottenburg, 
Wilmersdorferſtr. 23. 


1. ‚Hötel d’Angleterre, 
Schinkelplatz 2. 





7. Lügonfir. 30. 


| 





1; [RREHEBEIRT, 2, 


\ 


2. ‚Hötel de Magdebourg, 
Mohrenſtr. 11/12. 





er 
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Nanıen und Stand &| 
der Wohnort. Wahlbezirk. 3 ' Wohnung in Berlin. 
Mitglieder. 5; 


5. Meinhardt’s Hötel, 


Königreih Preußen, 
Unter den Yinben 32. 


Reg-Bez. Polen, 
8 Wahlkreis. 
| Wreſchen, Pleſchen. 


Graf v. Zölbtoweti. Stephan, Gluchowo bei _ 
Lieutenant a. D., Rittergutsbe- Czempin. 
ſitzer und Landſchaftsrath. 





| Königreih Bayern, 9, Hötel de St. Petersbourg, 
Unter den Linden 31. 


Freiherr v. Zu-Rhein, Ludwig, Würzburg. 
' Reg. : Ber. Unterfranfen und 


Ktönigliher Kämmerer, 
Nihaffenburg, 
16. Wahltreis: Wirrzburg. 


| 
| 
| 
| 
| 


u 
Gefammt-Vorftand 


Dentfchen Neichstages. 


Praſidium. 
Herr Dr. v. Forcken beck, Präſident. 
Freiherr Schenk v. Stauffenberg, I. Vice-Präſident. 
» Dr. Lucius, Il, Vice-Präfident, 


Schriftführer. 
Herr Graf v. Kleift-Schmenzin. 
s Freiherr v. Minnigerode. 


Thilo. 
Dr. Blum. 
» Eyjolbt. 


» Dr. Weigel. 
s Bernarbs. 
Freiherr v. Soden. 


Quäftoren. 


Herr v. Puttkamer (Frauftadt). 
v. Forcade de Biair. 


Borfigende der Abtheilungen. 


Herr Windthorit, Vorjigender der 1. Abtheilung. 
Dr, Delbrüd, s &: 2, 
s v. Kardorff, . : 3. s 
s v. Forcade de Biair, . . 4 . 
.« vd. Bernuth, ; : 5. P 
Graf V. Moltke, : 6. a 
: Dr. Sänel, ⸗ J. 


Deutjcher Neichötag. 
4. Legislatur: Periode, 
Il. Seſſion 1879. 


Enges:Orinung 
für die 
2. Plenarſitzung 


des 


Deutſchen Reichstages, 


Donnerſtag, den 13. Februar 1879, 
Nachmittags 2 Ubr. 


Wahl der Präfidenten und der Schriftführer. 


Berlin, den 12. Februar 1879, 


Präjident Dr, v. Forckenbeck. 


Digitized by Googl: 








N 1a. 


Deutſcher Heichötag. 
4. Legislatur⸗Periode. 
I. Seſſion 1879. 


Verzeichniß 


Mitglieder des Deutſchen Reichstags, 


nach Wahlkreiſen geordnet. 


Nr. des 
Wahl: 
treiies, 





Bellandtbeile des Wahlkreifes, 








Name, Stand und Wohnort ber Mitglieder. 





I. Königreich Preußen. 


A. Provinz Oſtpreuhen. 
Negierungsbezirk Königsberg. 


l. | Kreis Memel, 
| binnen). 
2. Kreiſe Labiau, Wehlau 


8. Stadt Königsberg . . . - . 
4. Kreije Königsberg, Fiſchhauſen. 


5: :  Seiligenbeil, Pr. Eylau. 
6. +  Braumsberg, Seilsberg . 

T. : Mr. Holland, Mohrungen . 
8, -  Dfterobe, Neidenburg. 

9. :s Allenftein, Röflel . 

10, : 


Naftenburg, Gerdauen, Friedland 


Kreis Heydekrug (Regierungsbezirt Gum⸗ 


| 


Graf v. Moltke, Beneralfelomarjhall, Chef des 
Beneralftabes der Armee, zu Berlin. 

v. Knobloch, Nittergutsbefiger zu Bärmwalde, 
bei Goldbad in Oft-Preußen. 


Stellter, Juſtizrath zu Königsberg in Pr. 


v. Batocki, Majoratsbefiger zu Blebau bei Kranz. 
Freiherr v. Tettau, Fibeifommißbefiger zu ZTolts 
bei Bartenftein. 


. , Dr. Pohlmann, Profeſſor und Erzpriefter zu 


Heilsberg. 

Wichmann, Rittergutsbeſitzer zu Nahmgeiſt bei 
Reichenbach in Oſt-Preußen. 

Becker, Kreisdeputirter und Rittergutsbeſitzer zu 
Neidenburg. 

Borowski, Domherr zu Frauenburg in Oſt— 
Preußen. 

Udo, Graf au Stolberg-Wernigerode, Nitt- 
meifter à la suite der Armee, zu Kreppelhof bei 
Landeshut in Sclefien. 

1 


Nr. des 














Wahls Beitandtheile des Wahlkreiſes. Name, Stand und Wohnort der Mitglieder. 
treijes. 
NHegierungsbezirt Gumbinnen, 

1. Kreiſe Kilfit, Niederung . . 0... . | Dr. v. Shliedmann, Ober-Regierungsrath zu 
| | Berlin. 

2. s Nagnit, Pilltallen Dr. Schmalz, Zandrath zu Pilltallen. 

3...  Gumbinnen, Infterburg . ; . Saro, Oberftaatsanwalt zu Inſterburg. 

4. Stallupönen, Goldap, Darlehmen v. Goßler, Ober- Verwaltungsgerichtsrath zu 
| Berlin. 

5. | Angerbura, Lötzen . Stauby, Polizeipräfident zu Poſen. 

6. Oletzko, Lyck, Johannisburg v. Simpſon-Georgenburg, Rittergutsbeſitzer 
| zu Schloß Beorgenburg bei Infterburg. 

7. | Kreis Sensburg, Kreis Ortelsburg (Hegierungsbezirt Köe Freiberr v. Mirbach, Nittergutsbefiger zu Sor- 

nigsberg) quitten, Kr. Sensburg. 
| 
B. Weftpreußen. 
Negierungsbezirf Danzig. 
1. | Kreife Elbing, Marienburg . ı Freiherr v. Winnigerode, Majoratsbefiger zu 
Nofitten bei Neihenbadh in Dft-Preußen. 

2. | Kreis Danzig Michalski, Dekan zu Langenau bei Praufl. 

3. | Stadt Danzig . Nidert, Landesdirektor a. D. zu Berlin. 

4. | Kreife Neufladt, Garthaus : .,». Kalkſtein, Nittergutsbefiger zu Pluskowenz 

bei Culmſee. 

5. -Berent, Pr. Stargardt . Graf v. Sieralomsti,iRittergutsbefiger zu Wap⸗ 

Ut bei Altmarf. 
Negierungsbezirf Marienwerder. 

1. Kreiſe Stuhm, Marienwerder . V Freiherr v. Buddenbrock, Majoratsbeſitzer und 
Kreisdeputirter zu Klein-Ottlau, Kreis Marien 

werber. 

2. =  Nofenberg, Löbau . Burggraf und Graf zu Dohna-Findenftein, 
| Fideitommißbefiger, Landrath a. D. und Kammer: 
berr zu Findenftein bei Roſenberg in Weft-Pr. 

3. -Graubdenʒ, Strasburg Bieler, Gutsbefiger zu Frankenhain bei Rehden. 

4. «  Zhorn, Kulm v. Sczaniecki, Gutsbefiger zu Nawra, Kreis 

Thorn. 
5. Kreis Chmweh . v. Gordon, Nittergutsbejiger und Kammerherr zu 
2 Laskowitz, Kreis Schweh. 

6. Konitz v. Czarlinski, Rittergutsbeſitzer zu Zakrezewko 

bei Thorn. 

7. Kreiſe Schlochau, Flatow v. Flottwell, Regierungspräſident zu Marien: 

; werber. 

8. Kreis Deutich:Arone . 


Theodor Graf zu Stolberg» Wernigerode, 
Major a. D., Nittergutsbefiger zu Tütz, Reg. 
Bez. Darienwerder. 


3 AM 1a. 












Wahl» 


Beltandtheile des Wahlkreiſes. 
freijes. 


Name, Stand und Wohnort der Mitglieder, 


C. Provinz Brandenburg. 
Stadt Berlin. 


1. Berlin, Alt-Kölln, Werder, Dorotbeenftabt, der nörblihe Loewe, Fabrikbeiiker zu Berlin. 
Theil der Friedrihsftadt von der Dorotheenitabt bis zum 
Zeipzigerplag und der Leipziger: und Kraufenitraße, ein= s 
ſchließlich dieſer Straßen bis zur Zerufalemerftraße. 
(Die Stadtbezirke 1 bis 30). 
2. | Der fübliche Theil der Friedrihsftadt, die Friedrichs-Vor- Hoffmann, Stadtgerichtsrath zu Berlin. 
ftadt, das Schöneberger = und Tempelhofer Nevier, der 
vom Kanal nörblich bis zur Waſſerthorſtraße einſchließlich | 
derfelben belegene Theil der Louifenftadt. | 
| (Die Stadtbezirfe 31 bis 60, 77, 80 und 81). | 
3. | Der weſtliche Theil der Louifenftabt bis zum Louifenftäd: |v. Saucken-Tarputſchen, Landesdireltor der 
tiſchen Kanal und der Adalbertſtraße, ausichlieflic der Provinz Dftpreußen und Nittergutöbefiger zu 
| legteren, ſowie Neu-Kölln. Köonigsberg i. Pr. 
(Die Stadtbezirke 74, 76, 78, 79, 82 bis 101.) 
4. Der öjtlihe Theil der Louifenftadt, das Stralauer Nevier Fritzſche, Nedakteur zu Berlin. 
und ber öftlihe Theil der Königsftabt von der Neuen 
Königeftraße, Gollnowſtraße und dem zwiſchen der 
| Kleinen Frankfurterftraße und Kurzenſtraße belegenen 
Theile der Landebergerftrake. 
| Die Stadtbezirke 61 bis 73, 75, 102 bie 128, 125, | 


| 128 bis 131.) | 
5. | Der weilliche Theil der Königsftadt, das Spandauer Revier | Dr. Eduard Zimmermann, zu Berlin. 
| und bie Friedrid: Wilhelmsftadt. 

| (Die Stabtbejirte 124, 126, 127, 132 bis 153, 186 

bis 189.) 
6. Vie Spandauer Vorftadt, Moabit, Wedding und der Ge: Klotz, Kreisgerichtsrath zu Berlin. 
fundbrunnen. 
| (Die Stabtbezirte 154 bis 185, 190 bis 210.) 








Negierungsbezirt Potsdam, 


1, Kreis Welt Prieanit - » > 2 2 2 2 nenne „| vacat. 

2. = DftBrieaib > 2 2 2 2222200000. Dr v. Grävenig, Obertribunalsrath zu Verlin. 

3. Kreife Ruppin, Templin. > > 2 2 2 2 20200000.) Brafo.ArnimsBoipenburg, Oberpräſident a. D. 
zu Boitenburg i. U. 

4. © Prenzlau, Angermünde: 2» 2 2 2222 2.,9 Wedell-Malhom, Ritterſchaftsdirektot zu 
Malchow bei Nechlin. 

5. Kreis Ober-Barnin..... v. Bethmann⸗Hollweg, Landrath zu Hohen— 
finow, i 


6. «  Mieders Barnim - 2 = 2 22220000. Dr. Mendel, prakt, Arzt zu Pankow bei Berlin. 


Wahl Beltanbtheile des Wahlkreiſes. 


7. | Stabt Potsdam, Kreis Oſt-Havelland 

8. Ateis WeflsBavelland . 

9. | Kreife Zauch-Belzig, Jüterbogk⸗Luckenwalde 
10. :  Xeltom, Beestow-Storlow . 


[3 





Name, Stand und Wohnort der Mitglieder. 





.  Wulfshein, Geheimer Oberregierungsrat a. D. 


zu Berlin. 

v. Bredow, Nittergutsbefiger zu Sentzke bei 
PBaulinenaue, Kreis Weft-Havelland. 

Hermes, zu Berlin. 

Wöllmer, Kaufmann zu Charlottenburg. 


Negierungsbezirf Frankfurt. 


1. | Kreife Arnswalde, Friedeberg . 


2. = Landsberg, Solbin 
3. | Kreis Königsberg . 


ii Kreife Frankfurt, Zebus . 
5. | Kreis Sternberg 


6. | Rreife Zülihau, Croſſen 
| 

7. | = Guben, Lübben 

8. | Rreis Sorau ..., 


9. Kreife Eottbus, Spremberg . 
10. : SRalau, Zudan . 


v. Brand, Kammerherr zu Hermsdorf, Kreis 
Friedeberg i. d. N. 

v. Cranach, Landrath zu Solbin. 

v. Levetzow, Landesdireklor der Provinz Bran- 
denburg, zu Berlin. 

Struve, Oberamtmann zu Berlin. 

v. Waldow-Reitzenſtein, Kammerherr und 
Nittergutsbefiger zu Königswalde, Reg.Ber. 
Frankfurt a./D. 

Uhden, Amtsratb und Nittergutsbefiger zu 
Sorge bei Erofien a. D. 

v. Puttkamer, LYandrath zu Lübben. 


., Schön, Nittergutsbefiger und Amtsvorfteher zu 


Brestau, Kreis Sorau, 


“| vacat. 
. . Freiherr v. Manteuffel, Landrath und Ritter 


gutsbefiger zu Luckau Reg.-Bez. Frankfurt a. O. 


D. Provinz Pommern. 
Megierungsbezirf Stettin. 


l. | Areife Demmin, Anklam 


2. «e Vedermünde, Ujebom, Wollin. 
8. I, Nandow, Greifenhagen . 


4. Stadt Stettin 
5. Ktreiſe Pyrig, Saapig 


6 |; = Naugarb, Negenwalde . 


T. Gireifenberg, Kammin 


1.  Rreife Stolp, Lauenburg 


2, s Bülow, Hummelsburg, Schlame . 


Negierungsbezirf Göslin. 


Freiherr v. Maltzahn, NWittergutsbefiger zu 
Gültz an der Nordbahn in Pommern. 

Graf v. Nittberg, Landrat) zu Uedermünde. 

v. d. Oſten, Nittergutsbeiger zu Blumberg bei 
Kajelomw. 

Schlhutow, Stadtrath zu Stettin. 

v. Shöning:Elemmen, Landrath a. D. und 
Nittergutsbefiger zu Sallentin bei Dölitz. 

Flügge, Rittergutsbefiker zu Sped bei Gollnow 
in Pommern. 

v. Woedtke, Nittergutsbefiger zu Woedtke bei 
Greifenberg in Pommern. 


v. Below, Rittmeifter a. D. und Rittergutsbefiker 
zu Saleste bei Pultamin in Bommern. 

v. Buttlamer, Hauptmann a. D. und Nitterguts- 
befiger zu Neucolziglom bei Barnom in Pommern. 


5 AM la. 











Nr. des 
Wahl- 


Beitandtheile des Wahlkreiſes. 
treijes. 


Name, Stand und Wohnort der Mitglieder. 


| 


Kreis Fürftentbum-. . . . =. 2000. 0.),D Gerlad, Landrath zu Cöslin. 





3. 
4. Kreife Belgard, Schievelbein, Dranbun . 2.0.0.0.) Braf oo. Kleift, Nittergutsbefiger zu Schmenzin. 
5. Kreis Neuftettin . .» . - 2202000.) Buſſe, Landrat) a. D. zu Berlin. 
Negierungsbezirf Stralfund. 
1. Kreife Rügen, Franzburg » » 2 2 2 2 v. Behr, Kammerherr und Rittergutsbejiger zu 
Schmoldow bei Gützkow. 
2. Grimmen, Greifswaldd.. Graf v. Behr-Behrenhoff, Maſoratsbeſitzer 
zu Behrenhoff bei Gützkow. 
E. Provinz, Pofen. 
Negierungsbezirf Poſen. 
1. ı Stadt PBofen, Kreis Polen 2» 2 => 2 202 00. 0.19 Turno, Nittergutsbefiger zu Dbiezierze bei 
Dbornil. 
2. Kreiſe Sanıter, Birnbaum, Obormit -. -. » -» » - . .  Brafo. Kwilecki, Rittergutsbefiger zu Dobrojewo 
| bei Wronte. 
3. -Meſeritz, Bomft . . . ren. Freiherrv. Unruhe: Bomft, Yandrath und Ritter: 
| gutsbefiger zu Wollftein. 
4. Bul, Koſten. Magdzinski, Rentner zu Bromberg. 
5. see Kröben. Fürſt Roman v. Czartoryski zu Sarbinowo 
bei Punitz. 
6. — ⸗Frauſtadt. bb.. Puttkamer, Generaladvokat zu Colmar im 
Elſaß. 
T. | Kreife Schrimm, Shroda - » » > 2 2 22.20. , Dr v. Komieromwsti, Nittergutsbefiger zu Nie- 
jychowo bei Weibenhöhe, Kreis Wirfig. 
8. Wreſchen, Meihen - 2» 2 2 2 20 202000.) Braf v. Boltowski, Lieutenant a. D., Ritter: 
gutsbefiger und Landjchaftsrath zu Gluchowo 
bei Ejempin 
9, Kreis Krotoihin - =» > = 2 en nenn. | Dr. v. Ja⸗dze wsoki, Propit zu Zduny. 
10. | Kreife Adelnau, Schiloberg - : > 2 22 Fürſt Ferdinand Nadzimwill zu Berlin. 
MNegierungsbezirf Bromberg. 
1. ! Reife Czarnikau, KRolmar . >» 2 2 22 2200. 0. | 9 Colmar: Meyenburg, Landrath und Kam: 
| merherr zu Rolmar in Pofen. 
=. <= Wirfiß, Schubin - -» 2 2 2 2 22 000000. Bethmann-Hollweg, Nittergutöbefiger zu 
Runowo bei Bandsburg. 
3. Kreis Bromberg -» = > 2 2 2 nennen.) d Schend, Nittergutsbejiger zu Kamwenczyn bei 
| Groß⸗Morin. 
4 Kreife Inowracam, Mogilno . » » +» 2 v. KRurnatomeli, Nittergutsbefiger zu Poza- 
rowo bei Wronte, 
5. -  Gnefen. Wongrowib . » > 2 2 2 2000000 +) Pr v. Niegolewski, Rittergutsbejiger zu Mor 


rownica bei Schmiegel. 
2 
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12. 


13. 


Beftandtheile des Wahlkreiſes. 








Name, Stand und Wohnort der Mitglieder, 





F. Provinz Schtefien. 
Negierungsbezirf Breslau. 


Kreife Buhrau, Steinau, Wohlau 

s  Militich, Trebuik . 

s Wartenberg, Dels 

: Namslau, Brieg 

Odhlau, Nimptſch, Streblen . 
Stadt Breslau, öftliher Theil . 

| Breslau, weitliher Theil 

| Kreife Breslau, Neumarkt . 


» Gtriegau, Schweidnitz 


| Kreis Waldenburg . 





Kreife Reichenbach, Neurode . 


Glatz, Habelichwerdt . 


» FFrankenftein, Münfterberg . 





. 1» Ravenftein, Rittergutsbefiger zu Gurkau bei 


Herrnſtadt. 
Farſt v. Hatzfeldt-Trachenberg zu Schloß 
Trachenberg. 


. |». Kardorff, Nittergutsbefiger zu Wabnitz bei 


Bernftadt. 
v. Dblen, Nittergutsbefiger zu Offig bei Böhmiſch— 
borf. 


| 
| 
| 


. Graf v. Frantenberg, Rittmeifter in ber Land» 


wehr:Kavallerie, zu Tillowitz bei Falkenberg. 


J Reinders, Photograph zu Breslau 
Freund, Juſtizrath zu Breslau. 
| Herzog v. Natibor, General der Kavallerie a la 


| suite ber Armee, zu Schloß Rauden bei Ratibor. 

Witte, Appellationsgerihtsrath zu Breslau. 

Fürſt v. Pleß, Oberſt à la suite der Armee, 
Oberſtjägermeiſter, Chef des Hofjagdamtes, zu 
Pleß. 


«| Dr. Friedenthal, Staateminiſter und Minifter 


| für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu 
Berlin. 
v. Ludwig, Hauptmann a. D., Nittergutsbefiger 
und Landesältefter der Grafſchaft Glatz, zu 
Neu-Waltersdorf 


. Graf v. Ehamare zu Stolz bei Frantenftein. 


Negierungsbezirf Oppeln. 


Kreife Kreukburg, Rojenberg 


Kreis Oppeln . 2... 
Kreife Gr.«Strehlitz, Kofel . 
» Lublinig, Zofi:Bleiwig . 


:s Beutben, Zarnomwih . 
: Kattowig, Zabrie . 


Pleß, Nybnit . 
Kreis Natibor . . 


-» Meobihüß. . 


- Neuftadt . 


Graf Bethbujy:Huc, Nreisdeputirter und Landes: 
ältefter zu Bankau bei Kreugburg, Reg. : Bez. 
Oppeln. 

Graf v. Balleftrem, Ritimeifter a. D. zu Breslau. 

Dr. Franz, Chefredakteur der „Germania“ zu Berlin. 

v, Schalſcha, Premierlieutenant a. D. und Ritter: 
gutsbefiger zu Frohnau bei Löwen in Schlefien. 

Prinz Edmund Nadzimwill, Vikar zu Oftrowo. 

Richter, Generaldirektor der vereinigten Königs 
und Laurahütte zu Berlin. 

Müller, Geiftliher Rath zu Berlin. 

Graf v. Saurma-Jeltſch, Nittergutsbejiger zu 

Jeltſch bei Ohlau. 

Graf v. Nayhauß-Cormons, Rittmeiſter a. D., 
Rittergutsbeſitzer und Landesälteſter zu Bladen, 
Kreis Leobſchütz. 

Friedrich, Graf zu Stolberg-Stolberg, 
Nittergutsbefiger zu Bruſtawe, Kreis Militſch. 


2 AS 1a. 











Beitandtheile des Wahlkreiſes. Name, Stand und Wohnort der Mitglieder. 





11. | Kreife Falkenberg, Srottlau . » » 2» 2 Graf v. Praſchma, Nittergutsbefiger zu Schloß 
| Faltenberg in Oberjchlefien. 





12. | Kreis Neiße. 9orn, Fürfibiihöflicher Stiftsralh und Syndikus 
| zu Neiße. 
Negierungsbezirf Liegnig. 

1. Kreiſe Grünberg, Freiltadt » . » 2 2 2 200.0. 0.) Earl, Fürft zu Garolath-Beuthen zu Caro: 
lath. 

2. 3 = Bagan, Sprottau : 2 2 2 20m . .., Neinede, Premierlieutenant a. D. und NAınts: 

rath zu Ober:Mednig bei Sagan. 

3. Rreis Blog . ». 2 2 2 2 2 een VDr. Braun, Quftigratb, Rechtsanwalt beim Ober- 
tribunal au Berlin. 

4. | Rreife Lüben, Bunzlau . © 2 2 2 2 2 20 00.0.) Dr Falk, Staatsminifter und Minifter der geiſt⸗ 
lihen, Unterrichts- und Mebizinal: Angelegen- 
beiten zu Berlin, 

5. Kreis Lömenberg -» » 2» 2 2 2 22 v. Puttkamer, DOberpräfident von Schlefien zu 
Breslau. 

6. | Kreife Haynau⸗Goldberg, Lieanit. . - - » . . ., Werner, Kreisgerichtsdirektor zu Liegnip. 

T. » Landshut, Zauer, Boltenhbayn - .» .» . . . - Dr. Gneiſt, Profeffor und Dberverwaltungs- 
gerichtsrath zu Berlin. 

8, - Schönau, Sirfhberg -. » » > 2 2 2 220%.) Dr. Georg v. Bunfen zu Berlin. 
9. -Lauban, Göliß . 2 2 2 2 2 2 2Luders, Ingenieur zu Görlig. 

10, »  Mothenburg, Soyerswerda . . 2 > 2 v. Seydewitz, Landeshauptmann und Landes: 

ältefter zu Görlitz. 
G. Provinz Sachſen. 
Negierungsbezirt Magdeburg. 

I. Kreiſe Salzwedel, Bardelegen . » . >» 2 220. .,8 Schend, WMajoratsbefiger zu Flechtingen, 

| Kreis Gardelegen. 

2, s Dfterburg, Stendal. . » 2» > 2 v.. Lüderitz, Generallieutenant z. D. zu Yiderik 
bei Stendal. 

3. -Jerichow I.. Ierihow Il. . . 2 2 2 2 2020.) Kölfe, Nittergutsbeliger zu Bomsdorf bei Yoburg. 

4 | + Stadt Magdeburg mit Zubehör . -» » » » . . |». Unrub, Regierungs: und Baurath a D. zu 
Zoblig bei Rothenburg (Dber:Lauiip). 

5. = MWolmirftedt, Neubaldensleben. . . . » . . .| Dr». Fordenbed, Oberbürgermeilter zu Berlin. 

6. Kreis Wanzleben . » 2» 2 2 2 v.. Benda, Nittergutsbefiger zu Rudow bei Berlin. 

T Kreife Aichersleben, Kalbe . » >.» > >» 2 2 2. . | Trautmann, Kreisrichter zu Stahfurt. 

8 | Oſchersleben, Halberftadt, Wernigerode . . . . v. Bernuth, Staatsminifter a. D. zu Berlin. 

















Bist Beftandtheile des Wahllreiſes. Name, Stand und Wohnort der Mitglieder. 
es 
Negierungsbezirf Merfeburg. 

1. Kreiſe Liebenmwerba, Torgau . | Elausmiß, Dbertribunals = Vize » Präfident zu 
Berlin. 

1 -Schweinitz, Wittenberg . - : «2 =. v. Helldorff, Rittergutsbefiger, Landrath a. D. 
und Kammerherr zu Schloß Bebra bei Merſe— 
burg. 

8. Bitterfeld, Delikih . Thilo, Kreisgerichtsdireltor zu Deligich. 

4. Saalkreis, Stabt Halle . . i 2 Dr. Boretius, Profeffor zu Halle a. ©. 

5. Mansfelder Seefreis, Mansfelder Gebirgatreis er v. Neumann, Xegationsrath a. D. und Nitter- 
gutsbefiger zu Gerbflädt. 

6. Kreife Sangerhaufen, Edartöberga . Dr. Müller, Ritterguts:, Berg: und Hültenbe— 
figer zu Bornſtedt-Neuglück bei Eisleben. 

7. : Querfurt, Merjeburg v. Selldorff, Landrath zu Merjeburg. 

8. :s Naumburg, Weißenfels, Zeib . ' Graf v. Flemming, zu Eroffen (Neg. +» Bezirk 
Merjeburg). 

Negierungsbezirf Erfurt. 

1. Kreis Norbhaufen . . — . | Zäger, Stadtrath zu Nordhaufen. 

2. | Kreife Heiligenftabt, Worbis — . . |, Streder, Kreisgerichtsrath zu Worbis. 

3. Mübhlhaufen, Langenfalza, Weißenfee Graf Wilhelm v. Bismard, Gerichtsaſſeſſor. 

4. ⸗ Erfurt, Schleufingen, Ziegenrüd Dr. Qucius, Nittergutsbefiger zu Klein-Ballhaufen 

| bei Gebeiee. 
| 
Provinz Schleswig-Hofflein. 

1. Kreiſe Sabersleben, Sonderburg . Krüger, Hof: und Mühlenbefiger zu Beftoft bei 

| Hadersleben. 

2. » penrabe, Flensburg : +.» Böttider, Regierungspräfident zu Schleswig- 

3. | Kreis Schleswig, mit Ausnahme ber Stadt Friederichſiadt 

Kreis Edernförbe \ . | Dr. Meyer, Kaufmann und Fabrifant zu Kiel. 

4. Kreiſe Tondern, Hufum, Eiderfte. Lom Reife Säles. 

wig die Stadt Frieberichftadt . w Dr. Wachs, Butsbefiger zu Hanerau. 
5. | Kreife Norderdithmarſchen und Saderdithmarſchen, Kreis 


| 


] 
| 


Steinburg, mit Ausnahme der Stadt Glüdftadt; des 
zum Kloſter Ueterſen gehörigen Patrimonialgutes Horſt; 
der adeligen Güter Groß-Kolmar und Neuendorf und 


der Blome’fchen und Engelbrecht' ſchen Wilbniß; ber 


Herrſchaften Herzhorn, Sommerland und Grönland. 


Ball, Appellationsgerichtsrath zu Kiel. 
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Nr. des 
Wahls Beitandtheile des Wahltreiies. 
kreiſes. 





DttenfenNeumühlen. Vom Kreiſe Steinburg: das klö— 
ſterliche Ueterſer Patrimonialgut Horſt; die Stadt Glück— 
ſtadt; die Herrſchaften Herzhorn, Sommerland und Grön: 
land; die adeligen Güter Groß-Kolmar und Neuendorf, 
ſowie die Blome'ſche und Engelbrecht'ſche Wildniß. Vom 
Kreiſe Segeberg: das frühere Amt Segeberg mit dem 
‘ Fleden Bramftedt; die im Kirchſpiel Bramſtedt belegenen 
Pertinenzien des Kloſters Iuehoe; die abeligen Güter 
Berftel, Caden, Bramftedt, Erfrade und das Kanzleigut | 
Küuhlen; die Breitenburgiihen Dörfer Hitzuſen, Wedbel: 
broodsdamm und Mönklohe; die früher refp. zum Amte | 
| Zrittau und zum Amte Trembittel gehörigen Dörfer 
Sievershütten, Bredenbeckshorſt, Nabe, Stuvenborn, 
Itzſtedt und Törningſiedt. 

7. Kreis Kiel, mit Ausnahme des adligen Gutes Bothlamp. 

Kreis Rendoburg. Vom Kreiie Plön: die adligen Güter | 

Bredened, Doberedorf, Hagen, Yammershagen, Naftroff, 

Rethwiſch, Salzau, Schädbeck, Wittenberg; das Kloiter | 

Preetz mit dem Fleden Preetz. 

8. Stadt Altona, Kreis Stormarn, mit Ausnahme des jeht 
dahin gebörigen Theiles des früheren Amtes Neinfeld; 
des Dorfes Schlammersdorf; des früheren Amtes Retb- 

wiſch; der adligen Güter Nütihau, Pralau, Frefemburg, 

Trenthorſt, Wulmenau und der Dörfer Barghorſt, Poli, 

Weſterau und Frauenholz; der adligen Güter Hohen: 

bolz, Krumbeck und Schulenburg. 














6. Kreis Pinneberg. Von Stadikreiſe Altona die Ortſchaft 


Name, Stand und Wohnort der Mitglieder. 





Dr. Bejeler, Geheimer Juſtizrath, ordentlicher 
Profeſſor der Rechte zu Berlin, 


' Dr. Hänel, Profeffor zu Kiel. 


Dr. Karften, Profeffor zu Kiel. 


9. Kreis Oldenburg. Kreis Plön, mit Nusnahme der zum ı Braf v. Holftein, Gutsbeſitzer zu Waterneverts 


| 7. Wahlkreiſe gehörigen Theile deijelben. Kreis Stor: 
marn mit Ausnahme der zum 8. Wahlfreije gehörigen 
| Theile dejlelben. Kreis Segeberg mit Ausnahme ber 
zum 6. Wahitreife gehörigen Theile deſſelben. Vom Kreije 
Kiel das adlige But Bothfamp. | 





ftorff, Kreis Plön. 


10. | Kreis Herzogthum Lauenburg. | Dr. jur. Sammader, Nentier zu Berlin. 


J. Provinz Hannover. 


l. 
Bernum, Stadt Norben. 
2. Memiter und Städte Ejens und Aurich. Ant Mittmund, 
einſchließlich der Stadt Wilhelmshaven (Jadegebiet), Amt 
Stidhaufen, Stadt Papenburg. | 
3. | Uemter Ajchendorf, Hümmling zu Sögel, Meppen. Amt 





und Stabt Lingen. Nemter Hajelünne, Freren, Bent: | 


\ heim, Neuenhaus, 


| 


' Amt MWeener. Aemter und Etüdte Leer und Emden. Amt | ten Doornlaat:Koolman, Kommerzienrath zu 


Norden. 
Dr. phil. Peterſſen, Gutsbefiger zu Berum bei 
Norden in Ditfriesland. 


Windthorit, Staatsminifter a. D., zu Hannover 


uf: an Alena Zn 
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Nr. des 


5. 


6. 


12. 


13, 


14. 


15. 


Beitandtheile des Wahlkreiſes. 


WVoörden. Stadt und Amt Denabrüd. Amt Jburg. 

| Amt Grönenberg zu Melle, Stadt Melle. Aemter Witt: 

| Tage, Diepholz, Sulingen, Uchte. 

Aemter Freudenberg, Syke, Bruchhauſen, Hoya. Amt 
und Stadt Verden. Amt Achim. 

Amt und Stadt Nienburg. Amt Stolzenau. Amt und 


Name, Stand und Wohnort der Mitglieder. 


4. ER Fürftenau, Berfenbrüd. Stadt Duatenbrüd. Amt v. Müller, Landſchaftsrath, Dbergerichtes 


direltor a. D. zu Vresdorf bei Lüneburg. 
Baron v. Arnswaldt, Nittergutsbefiger zu 
‘Böhme, Yanbdroftei Yüneburg. 
Stegemann, Rittergutöbejiger und Siebenmeier 
zu Eſſen bei Aſendorf (Hannover). 
| Dr. Nieper, Landdroſt a. D. zu Hannover. 


Stadt Neuftadt a. R., Stadt Wunstorf. Aemter Ahl: 


| 
| den, Burgwedel, Fallingboftel. 


Amt und Stadt Hannover. Vom Amte Linden die Drt- 


| ihaft Linden und Worftabt Glodjee. 

Reſt des Amts Linden. Aemter Wennigfen, Calenberg. 
Städte Münder, Eldagfen, Plattenjen. Aemter Springe, 

'  Lauenftein. Amt und Stadt Hameln. Amt Polle. 

Stadt Bobenwerber. 

' Amt und Stadt Hildeshein. Aemter Marienburg, Gronau, 
Alfeld, Bodenem. 

Aemter und Städte Einbef und Northeim. Stadt Mo- 
ringen. Amt Uslar. Amt und Stadt Oſterode. 

‚ Aemter und Städte Göttingen und Münden, Nemter 
Reinhaufen Giboldehaufen. Stadt Dubderftadt. 

Aemter Herzberg, Hohnftein, Zellerfeld, Elbingerode, Lie 
benburg, Wöltingerode. Stadt Goslar mit Einfluß 
derjenigen Theile des hannover »braunfdhmeigiichen Kom 
munionbarzes und des Serzoglich braunfceigiichen Ge— 
bietes, welche dem Königreich Preußen durdy den Staats: 


vertrag vom 9. März 1874 (preußiiche Geſetz Sammlung | 


©. 295) einverleibt und dem Gebiete ber genannten 
Stadt angeſchloſſen worden find. 

Amt Fallersleben, Amt und Stadt Gifhorn, Amt Meiner: 
fen. Aemter und Städte Peine, Burgdorf, Celle. 

Amt und Stadt Lühow, Amt Gartow. Amt und Stabt 


Dannenberg. Aemter Medingen, Dldenftadt. Stadt 


Uelzen. Amt Iſenhagen. 
Aemter Neuhaus i. L., Blekede. Amt und Stadt Lüne: 
fen a. d. L. 
Amt und Stadt Harburg. Aemter Toftebt, Rotenburg, 
Zeven, Harſeſeld. Stadt Burtehude. Amt Lilienthal. 
| Stabt Stade. Amt und Stadt Bremervörde. Amt Lebe, 
' mit Nusnahme des zum 19. Wahlkreis geſchlagenen 


burg. Aemter Bergen, Soltau. Amt und Stadt Wine | 


Dr. Brüel, Geheimer Regierungsrath a. D. zu 
Hannover. 
v. Lenthe, Oberappellationsrath a. D., Nitter- 
gutsbefiger zu Lenthe bei Hannover. 


Noemer, Senator zu Hildesheim. 


v. Alten-Linden, Geheimer Rath zu Linden 
bei Hannover. 

v. Adelebſen, Gulsbeſitzer zu Friedland bei Göt— 

tingen, Amtsbezirk Reinhauſen. 

Liſt, Kaufmann zu Goslar. 





vacat, 





' Graf v. Bernftorff, Landrath a, D. zu Gartom, 
Provinz Hannover. 


v. Neden, Dbergeridhtsrath und Rittergutsbefiger 
zu Lüune bei Lüneburg. 


Graf v. Grote, Butsbefiter zu Wiegerfen bei 
Harſefeld. 
Laporte, Obergerichtsanwalt zu Hannover. 


Marſchtheils. Aemter Hagen, Blumenthal, Oſterholz, 


Himmelpforten. 
Reſt des Amtes Lehe, d. i. derjenige Theil, welcher daſſelbe 
bis 1852 allein bildete. Amt Torum. Amt und Stadt 


v. Bennigfen, Landesdireftor zu Hannover. 


| Dtterndorf. Aemter Neuhaus a. d. Oſte, Often, Frei— 


burg, Sort. 
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Ar. des 
Wahl: Beſtandtheile des Wahlkreiſes. Name, Stand und Wohnort der Mitglieder. 
kreiſes. 





K. Provinz Weſtſalen. 
Negierungsbezirt Münfter. 
1. Kreiſe Tedlenburg, Steinfurt, Abus - 2 2 2... Freiherr v. Schorlemer:Alft, Kreisbeputirter, 
Premierlieutenant und Rittergutsbejiger zu Alt 
.bei Sorfimar. 


2. Kreis und Stabt Münfter, Kreis Coesfeld . - - . . Freiherr v. Heereman, Negierungsratb a. D., 
Nittergutsbefiger zu Münfter. 

8. Kreife Borken und Nedlingbaufen . » -» =» 2 =. +.» Bönninghaufen, Kreisgerihtsrath zu Dorften. 

4. = Rüdinghaufen, Bedum, Warendorf — . . . . . Freiberr v. Landsberg, Xandratb 34. D. zu 


Steinfurt bei Drenfteinfurt. 
— Minden. 


J. Kreiſe Minden, Lübbede. . . - . . . +. Süs, Regierungsrath a. D. zu Minden. 
2. Kreiſe Serford, Halle. - -» 2 2... —— v. Kleiſt-Retzow, Oberpräſident a. D. zu Kieckow 
bei Gr. Tychow in Pommern. 
3 s Bielefeld, Wiedenbrüd . . . . “2 +. +. Marcard, Oberaubiteur und Geheimer Juftizrath 
a.D., Juftitiarius des Kadettencorps zu Berlin. 
4 |. MBaberborn, Büren - - » 2 2° Freiherr von und zu Brenten, Rittergutsbeſitzer 
| zu Wewer bei Paderborn. 
5. | : Marburg, Hörer. ». » "2 2 Freiherr v. Wendt, Regierungsaffeflor a. D. und 
| 


Nittergutsbefiger zu Gevelinghaufen bei Olsberg. 


Regierungsbezirf Arnsberg. 
1. | Kreife Wittgenftein und Siegen; Hinterlandkreis (Regie: | Kreutz, Kommerzienratd und Fabrikbefiger zu 
rungsbezirt Wiesbaden), mit Ausnahme desjenigen Theils, Siegen. 
weelcher vormals zu dem Großherzoglich Heſſiſchen Kreije 
| Gießen gehört hat. 


2. Kreife Olpe, Meichede, Arnsberg. » » =» = =... NReihensperger, Obertribunalsrath zu Berlin. 
3. = Altena, Sierlobn - - >» > 2 2 22 Schlieper, Fabritbejiger zu Grüne bei Sjerlohn. 
4. Kreis Hagenn. Nichter, Eugen, Schriftiteller zu Berlin. 

5. | #8 Bohum. 2 onen br. Löwe, praktiſcher Arzt zu Berlin. 

6. | s Dortmund . 2» 2 220 8Berger, Privatmann zu Horchheim bei Goblenz. 
7. Kreiſe Hamm, Soft. . » 2 2 2 — +1 Bodum:Dolffs, Gutsbefiger zu Völling— 


| hauſen bei Soeft. 
8 | =  Kippftabt, Brilon. » 2» > 2 20 20000. . | Schroeder, Rechtsanwalt a. D. zu Giechkrötten 
| dorf bei Weismain in Bayern. 


l. Provinz, Hefen-ITaffan. 
Negierungsbezirk Wiesbaden. 
1. Aemter Ufingen, Softein, Königitein, Höchſt, Hochhein, Dr. Brüning, Fabritant zu Hödhft a. M. 
Homburg, Ortsbezirt Nödelheim. 
2. Aemter Wehen, Langenfhwalbah, Rüdesheim, Eltville, Dr. Schulze, Kreisrihter a. D. zu Potsdam. 
Wiesbaden. 
3. Aemter St. Goarshaufen, Braubach, Naftätten, Montabaur, | Dr. Lieber zu Camberg. 
Wallmerod, Nafjau. 
4 | Yemter Diez, Limburg, Runkel, Weilburg, Hadamar . . | Hilf, Zuftizrath zu Limburg a. d. Lahn. 
5. | Aemter Dillenburg, Herborn, Rennerod, Marienberg, | Dr. Thilenius, Sanitätsrath zu Soden. 
Selters, Hachenburg. 
6. Stadtkreis Frankfurt a. . .o 2.2. 20.0.0. 0. | Sonnemanın, Eigenthümer der Frankfurter Zeis 
‘ tung zu Frankfurt a. M. 


F$ONm 


o 


— — 


— 
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Beitandtheile des Wahlkreiſes. 


Kreife Rinteln, Hofgeismar, Wolfhagen 


| 
| Stadt: und Landkreis Kafiel, Kreis Melfungen . 


Kreife Friglar, Homburg, Ziegenhain 
Eſchwege, Schmalkalden, Witenhaufen . 
' Kreife Marburg, Frankenberg, Kirchhain 
» Sersfeld, Hotenburg, Hünfeld 


: Fulda, Schlüchtern, Gersfeld . 
» Sanau, Beinhaufen . 





Negierungsbezirk Ba 





Name, Stand und Wohnort der Mitglieder. 





Dr. Oetker, Schriftiteller und Nechtsanwalt zu 
Kaffel. 

Dr. Bähr, Obertribunalsrath zu Berlin. 

Dr. Wehrenpfennig, Gebeimer Negierungsrath 
zu Berlin. 

Dr, jur. Sarnier, Yanbesfrebitlaffendireltor zu 
Kaſſel. 

Freiherr v. Ende, Oberpräſident der Provinz 
Heſſen⸗Naſſau zu Kaſſel. 

Braun, Rittergutsbeſiter zu Oberrode bei Hers— 
jeld. 

vncat. 

Dr, Weigel, Obergerichtsanwalt und Vizebürger— 
meilter zu Kaſſel. 


N. Rheinprovinz. 
Negierungsbe zirk Göln. 


Stadt Eöln . 
Kreis Eöln . . . . 
Kreiſe Bergheim, Eustirhen 
» Rheinbach, Bonn . 
Siegkreis, Kreis Waldbroel . 
Kreife Mülheim, Wipperfürth Basel. 


| 


Schenk, Advofatanwalt zu Cöln a. Rhein. 


. |, Menten, Landgerichtsrath zu Cöln a. Rhein. 
.. Dr. Rudolphi, Gymnafialdireltor a, D. zu Kalt. 


v. Keſſeler, Landgerichtsrath zu Cöln a. Rhein. 
Dr. Zingens, Ndvofatanwalt zu Aachen. 


. : Hamm, Fabrılbefiger zu Wipperfürth. 


RE ——— 


Kreiſe Lennep, Mettmann . 
Städte Elberſeld, Barmen . 

' Kreis Solingen u. £ 
Kreis und Stadt Düffelborf 
Kreis Eſſen . . — 
Duisburg 





| Kreife Mörs, Nees 
Clewe, Geldern 

‚ Kreis Kempen 

\ = Olabbad . 

Kreis und Stadt Erefeld 





Kreife Neuß, Grevenbroid 





Vowinckel, Kaufmann zu Mettmann, 
. ı Haffelmann, Redakteur zu Barmen. 
 Melbed, Landrath zu Solingen. 
Bernards, Landgerichtsrath zu Düſſeldorf. 


Stötzel Redakteur zu Eſſen, Reg.-Bez. Düſſeldorf. 


Servaes, Direltor der Altiengeſellſchaft für 


Vergbau: und Hüttenbetrieb „Phönix“ zu 
Nubrort. 


| Grütering, Kreisrichter zu Dinslaken bei Weſel. 


Dr. Berger, Rektor zu Gaesdond bei God). 


. ı Piafferott, Oberantsrichter zu Liebenburg. 


v, Kehler, Legationsrath a. D. zu Berlin. 
Dr. Aug. Reihensperger, Appellationsgerichts« 
rath a. D. zu Cöln a. Rhein. 


. | Freiherr v. Dalwigk-Lichtenfels, Nittergutss 


befiger zu Kirchberg bei Jülich. 





l. 


Luc u ie BE 2 


Rum 
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Beſtandtheile des Wahlkreiſes. Name, Stand und Wohnort der Mitglieder. 


| 








NHegierungsbezirt Goblen;. 
Kreife Weplar,Altenkirhen und Dinterlandsfreis (Reg: Bez. | Klein, Hüttendireftor zu Heinrichehütie bei Au, 
Wiesbaden), ſoweit derjelbe nicht dem 1. Wahlkreiſe des | Heg- Be. Eöln. 
Neg:Bez. Arnsberg zugetbeilt it. | 


Kreis Neuwied. . . — —— Bender, Rentner zu Vallendar. 

ſtreiſe Coblenz, St. Soar ; TE Er ea | Dr. phil. Georg Freiherr v. Hertling zu Bonn. 
Creuznach, Simmern. 202.0. +) Dr dv. Treitſchte, Profeffor zu Berlin. 
s Mayen, Ahrweiler . . 2» >» 2 2 2 220.0. , Kodann, Stadtgerichtsrath zu Berlin. 
« Adenau, Cochem, Bel - » 2» 2 2 2 2 2% .,0 Grand-⸗-Ry, Butsbefiker zu Eupen. 


I 


NMegierungsbezirf Trier. 


Kreife Taun, Prüm, Sitburg -. - » > 2» 2 vv. Forcade de Biair, Obertribunalsrath zu 
Verlin. 
. Witlich, Berncaftl - » > 2 2 een | Dieden, Kaufmann und Weingutsbefiger zu 
| Uerzig a. d. Mofel. 

Kreis Trier, Stadt Trier - . . TE BE | Dr. Majunke, Redakteur zu Berlin. 

Kreife Saarburg, Merzig, Saarlouis a en eek Daanen, Kaufmann zu Cöln a. Rhein. 

Kreis Saarbrüden . . . u .Pfähler, Geheimer Bergrath zu Sulzbach. 
Kreife Ditweiler, St. Wendel, Meiſenhenm ... Stumm, Geheimer Kommerzienrath zu Neun— 





firhen, Reg.⸗Bez. Trier. 


NEBEN, Aachen. 


Kreiſe Schleiden, Malınedy, . Ten . Franſſen, Rentner zu Bonn. 
= Eupen, Nahen. . : . .» 0 20000000» Dr. jur. Adam Bod, Rentner, Päpftliher Ge 
beimer Kämmerer zu Aachen. 
Stadt Haben . » © 2 2 2 2 2200000000050.) Bielen, Kaufmann zu Bremen. 
| Rreife Düren, Jülichh.. nn. Graf. Hompeſch, Königlicher Kammerherr zu 


Schloß Rurich bei Linnich. 
: Geilenkirchen, Heinsberg, Erkeleny . - -» » .» . . Freiherr v. Fürth, Landgerichtsrath zu Bonn. 


N. ——— 


Regierungsbezirk Sigmaringen. . » .— “0. ., Dr. Maier, Benefiziat an der Stadtpfarrfirche zu 


I 
| 
| 
| 


| 


e Sigmaringen. 


II. Königreich Bayern. 


a. Oberbahern. 


Münden 1. Nuppert, rechtskundiger Magiſtratsrath zu 


Von der Stabt Münden links ber Ifar: Graggenauer: Münden. 
Viertel, Anger:Biertel, Saden-Biertel, KreuzViertel, 
Mar-Borftabt I., Max-Vorſtadt 11. (Diftritte 1 bie 89 

und 69 bis 94). | 
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Beftandtheile des Wahlkreijes. 








Name, Stand und Wohnort der Mitglieder. 





Münden I. 
Von ber Stadt Münden links der Ifar: Schönfeld und | 
St. Anna=Vorftadt, Ziar- Voritadt, Ludwigs: Vorjtabt 


(Difiritte 40 bis 68) 

ber Iſar: Vorftadt Au, Vorſtadt Haidhauſen, Vorftabt 

Gieſing Diſtrikte 95 bis 120). Bezirksamt Münden 

rechts der Iſar, Bezirksamt Münden links der Ifar. 
Aichach. 

Bezirksãmter Friedberg, Aichach, Schrobenhauſen, Dachau. 
Ingolſtadt. 

Städte Ingolſtadt und Freiſing, Bezirksämter Ingolſtadt, 

Pfaffenhoſen, Freiſing. 


Waſſerburg. 


Bezirksamter Waſſerburg, Erding, Mühldorf. 
Weilheim. 
Bezirklsämter Bruck, Landeberg, Weilheim, Schongau, 
Werdenfels. 
Roſenheim. 
Stadt Roſenheim, Bezirlsämter Tölz, Miesbach, Roſen— 
heim, Ebersberg. 
Zraunftein. 
Bezirlsämter Traunftein, Berchtesgaden, Laufen, Altötting. 


Von der Stadt München rechts | 


Dr, Weftermayer, Geiftliher Rath und Stadt: 
pfarrer zu München, 


Freiherr v. Pfetten zu Niederarnbach bei Arnbach. 


Freiherr v. Aretin, Königl. Kämmerer und Reichs— 
rath zu SHaidenburg bei Vilshofen in Nieder: 
bayern. 

Freiherr v. Soden, Königl. Kämmerer und Gute- 
befiger zu Neufraunbhofen bei Landshut in Bayern. 

v. Miller, Erzgiebereiinfpeltor zu Münden. 


Fichtner, Papierfabritant zu Gmund am Te 
gernfee in Bayern. 





| 
Seneſtrey, Bezirkögerichtsrath zu Traunſtein. 


b. Niederbayern. 


5 | Landshut. 





Statt Landshut, Bezirtsämter Landshut, Dingolfing, 
Vilsbiburg. 
Straubing. 
Stadt Straubing, Bezirksämter Straubing, 
Landau, Vilshofen 
Paſſau. 
Stadt Paſſau, Bezirksämter Paſſau, Wegſcheid, Grafenau, 
Moliftein. 
Pfarrkirchen. 
Bezirksämter Pfarrkirchen, Griesbach, Eggenfelden. 
Deggendorf. 
Bezirksämter Deggendorf, Regen, Viechtach, Kötzting. 
Kelheim. 
Bezirksämter Kelheim, Rottenburg, Mallersdorf. 


Bogen, 


ce. Pfalz. 
Speyer. 


Bezirksämter Speyer, Frankenthal. 


Freiherr v. Ow, Königliher Kämmerer und Ne 
gierungsrath zu Landshut in Bayern. 


Graf v. Preyfing:Lihtenegg: Moos, König- 
liher Kämmerer zu München. 


Dr. Krätzer, Appellationsgerichtsrath zu Paſſau. 


Arbinger, Pfarrer zu Obergrafendorf bei Arns- 
dorf in Bayern. 

Freiherr v. Hafenbrädl, Bezirksgerichtsrath zu 
Regensburg. 

Lang, Guts- und Brauereibefiger zu Kelheim. 


Dr. med. Groß, prakt. Arzt und Gutsbefiger zu 
Lambsheim. 
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ee Beitandtheile des Wahlkreiſes. Name, Stand und Wohnort der Mitglieder, 
reijes. 
2. Zanbdau. Jordan, Butsbefiger zu Deidesheim. 
Bezirksämter Landau, Neuftadt. 
3. | Germersheim. Bolza, Yandrichter a. D. und Rentner zu Frei 
Bezirksämter Germersheim, Bergzabern. burg im Breisgau. 
4. Zweibrüden, Schmidt, Oberappellationsgerihts-Nath zu Mün— 
VBezirksämter Zweibrüden, Pirmajens. den. 
5. Somburg. ' Dr. Buhl, Gutsbefiger zu Deidesheim. 
Bezirksämter Homburg, Kuiel. 
6. Raiferslautern. Dr. Zinn, Gebheimer Sanitätsrath, Direktor und 
Bezirtsämter Kaiferslautern, Kirchheimbolanden. Ehefarzt der Kurmärkiſchen Landirrenanftalt zu 
Eberswalde. 


d. Oberpfalz und Hegensburg. 


1. : Regensburg. Brüdl, Bierbrauer und Dekonom zu Mintra- 
| Stadt Regensburg, Bezirfsänter Regensburg, Stadtam: hing bei Obertraubling. 
hof, Burglengenfeld. 


2. Amberg. Rubwurm, Dedantpfarrer zu Theuern, Bezirkös 
' Stadt Amberg, Bezirtsämter Amberg, Eſchenbach, Nab- amts Amberg. 
' burg. Sulzbach. 
3. Neumarkt. Triller, Pfarrer zu Arbera bei Triesdorf in 
Bezirksämter Neumarkt, Hemau, Velburg. Bayern. 
4, Neunburg v. W. Dapl, Buürgermeiſter zu Furth im Wald, 
Bezirtsämter Neunburg v. W., Cham, Roding, Walb- | 
münchen. | 
5. | Neuftadt a. W. N., ' Dr. Lindner, Stabdtpfarrer und Diftriktsichul- 
Bezirksämter Neuftadt a. W. N., Kemnath, Tirſchenreuth, inſpeltor zu Erbendorf. 
Vohenftrauß. | 
e, Dberfranten. 
1. ! Sof. Dr. v. Schauß, Bankdireltor zu München. 
| Stadt Hof, Bezirfsämter Hof, Münchberg, Naila, Rehan. 
2. Bayreuth. Feuftel, Banquier zu Bayreuth. 
Stadt Bayreuth, Bezirksämter Bayreuth, Bernek, Wun— 
ſidel. 
3. Forchheim. Fürſt v. Hohenlohe-Schillingsfürſt, außer— 


| Bezirksämter Forchheim, Ebermannftadt, Kulmbach, ordentlicher und bevollmächtigter Botichafter des 
| Pegnitz. Deutſchen Reichs zu Paris. 
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Nr. des 
Fr | Beltandtheile des Wahllreiſes. Name, Stand und Wohnort der Mitglieder. 
reifen. | 
| 
4 Kronach. ‚ Freiherr v. Lerchenfeld, Nittergutsbefiger zu 


Bezirksämter Kronach, Lichtenfels, Staffelitein, Stadt- Heinersreuth, Bezirfsamts Stadt Steinad). 


ſteinach, Teufchnik. | 
5. | Bamberg. ı Freiherr Horned v. Weinheim, Gutsbefiger zu 


Stadt Bamberg, Bezirtsämter Yamberg I., Vamberg IT, Schloß Thurn bei Forchheim. 
Höchſtädt a. N. | 


' 
I) 


f. Mittelfranfen. 


1. Nürnberg. Dr. Günther, Gymnafialprofeffor zu Ansbach. 
Stadt und Bezirksamt Nürnberg. 
2.  Erlangens Fürth. Dr. Marquardfen, Univerſitäls-Profeſſor zu 
Städte Erlangen, Fürth, Bezirksämter Erlangen, Fürth, | Erlangen 
Hersbrud. | 
3. Ansbach-Schwabach. Maurer, Bejirksgerichtsrath zu Ansbach. 


Städte Ansbach, Schwabach, Bezirksämter Ansbach, Heil⸗ 
bronn, Schwabach. 

4. Eichſtädt. | Dr. Stödl, Domtapitular und Profeſſor zu 
Städte Eichftädt, Weißenburg, Bezirtsämter Beilngries, | Eichſtädt. 

Eichſtädt, Weißenburg. 

5 Dinkelsbühl. Dr. v. Feder, Regierungs-Präfident zu Ansbach. 
Stabt Dinkelsbühl, Bezirtsämter Dinkelsbühl, Feucht: 
wangen, Gunzenhaufen 

6. ‚ Rothenburg a. T. 

Stadt Rothenburg a. T., Bezirlsämter Neuftadt a. A., 
Nothenburg a. T., Scheinfeld, Uffenheim. 





| 
| Babft, Gutsbefiger zu Burgftall bei Rothen: 
burg a. d, Zauber. 





g. Unterfranten und Afchaffenburg. 


1. Aſchaffenburg. ı Haud, Bezirksamtmann zu Markt-Scheinfeld (Dit: 
Stadt Aſchaffenburg, Bezirtsämter Alzenau, Aichaffen: telfranfen). 
burg, Miltenberg, Obernburg. 

2. Kitzingen. Graf v. Shönborn-Wiefentheid, zu Kirk: 
Stadt Kigingen, Bezirksämter Gerolzhofen, Kitingen, | ſchönbach in Unterfranfen. 
Ochſenfurt, Volkach. | 


3. Lohr. Freiherr zu Francken ſtein, Reichsrath zu Ulſſtadt 
Bezirkfsämter Gemünden, Hammelburg, Karlſlatt, Lohr, bei Langenfeld (Bayern). 
Marlthaidenfeld. 
4. Neuſtadt a. S. Reichert, Oekonom und Bürgermeiſter zu Groß 


Bezirklsämter Brückenau, Kiſſingen, Königshofen, Mell: eibsftadt. 
richſtadt, Neuftabt a. ©. 


I 














Bun Beſtandtheile des Wahlkreiſes. Name, Stand und Wohnort der Mitglieder. 
es. 
h. Schweinfurt. Graf v. Luxburg, Regierungspräfident zu Würz: 
Stadt Schweinfurt, Bezirtsämter Ebern, Haßfurt, burg. 
Schweinfurt. 
6. Würzburg. Freiherr von Zu: Rhein, Königlicer Kämmerer 
Stadt und Bezirksamt Würzburg. zu Würzburg. 
h. Schwaben und Neuburg. 
1. Auasburg Freytag, Rechtsanwalt zu Münden. 
Stadt Augsburg, Bezirktsämter Augsburg, Wertingen. 
2. | Donauwörth. ‚ Dr, Mayer, Appellationsgerihtsrath zu Auge: 
' Städte und Bezirtsänter Donauwörth, Neuburg a. D., burg. 
ı Nördlingen 
8. | Dillingen. Graf v. Fugger-Kirchberg, Regierungsrath zu 
Bezirksämter Dillingen, Günzburg, Zusmarsbaufen. |  Epeyer. 
4, Illertiffen. | Freiherr Ludwig von Aretin zu Saibenburg 


Stadt Memmingen, Bezirksämter Neu-Ulm, Illertiſſen, bei Vilshofen (Niederbayern '. 
Memmingen, Krumbach | 
5. Kaufbeuern. Dr. Merle, Lycealprofeffor, neiftliher Natb und 
Stadt KHaufbeuern, Bezirtsämter Raufbeuern, Füßen, päpitliher Sausprälat zu Paſſau. 
PMündelheim, Oberdorf. 
6. Immenſtadt. Dr. Völt, Rechtsanwalt zu Augsburg. 
‚ Städte Lindau, Kempten, Bezirtsämter Lindau, Kemp— 
‚tem, Sonthofen. 


II. Königreich Sadjen. 


1. Stadt Zittau und die Gerichtsamtsbezirke Zittau, Groß: | Dr. Rentzſch, Generaljetretär des Vereins deut: 


Schönau, Herrnhut, Ditrau, Neihenau ſcher Eifen- und Stahl-Induftrieller zu Berlin. 
2, Stadt Löbau und die Gerihtsamtsbszirke Bernftadt, Yöbau, Grützner, Spinnereibefiger zu Hainig bei Groß: 
Weißenberg, Schirgiswalde, Neufalza, Ebersbadı. Poſtwitz in Sachſen. 
3 Stadt Budiffin und die Gerichtsamtsbezirte Budiliin, Köe Neid, Nittergutsbefiger zu Biehla bei Kamenz 
nigswartba, Kamenz, Pulsnig, Biſchofswerda. in Eadjen. 


4. Stadt Dresden reis der Elbe und die Geridhtsamtsbe- Dr.v Schwarze, Generalitaatsanwalt zu Dresden. 
zirke Dresden rechts der Elbe, Schönfeld, Radeberg, 
Königsbrüd, Radeburg, Morigburg. 
5. | Stadt Dresden linke der Elbe. - » 2 2 2.2 00a | Bebel, Dredjslermeifter zu Leipzig. 
' 5 
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23. 
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Berihtsamtabzgirfe Dresden links der Elbe, Wilsbruff, | Adermann, Hofrath, Finanzproturator und 
Döhlen, Tharant, Dippoldiswalde, Altenberg. Abvolat zu Dresden. 
Stabt Meiken unb die Geridhtsamtsbezirfe Meißen, Bro: | ERERS: Profeflor zu Tharant. 
kenhain, Riefa, Lommatſch. 
Stadt Pirna und die Gerichtsamtsbezirke Pirna, Stolpen, asien, Advokat zu Pirna, 
Neuftabt, Sebnitz, Schandau, Königftein, Gottleuba, 
Lauenflein. 
Stadt Freiberg und die Gerichtsamtsbezirte Frauenftein, | Rayfer, Redakteur zu Dresden, 
Freiberg, Hainichen, Dederan, Brand. 
Serichtsamtsbezirfe Nofjen, Nobmwein, Waldheim, Gerings: | v. König, Nittergutsbefiger, Geheimer Rath zu 


walde, Hartha, Leisnig, Döbeln. Dresden. 

Stabt Oſchatz und die Gerichtsamtsbezirke Strehla, Oſchat, Günther, Nitterqutsbefiger zu Saalhaufen bei 
Wermedorf, Wurzen, Grimma, Mugeln. Oſchatz. 

Stadt Leipzig... .... . 0.) Dr Stephani, Vicebürgermeiſter a. D. zu Leipzig. 


Gerichtsamtsbezirke Leipig 1. * IL, Brandis, Taucha, | Diege, Rittergutsbeſitzer zu Bonffen in Sadjen. 
Markranſtädt, Zwenckau, Rötha. 

Stadt Borna und die Gerichtsamtsbezirke Pegau, Borna, Dr. Frege, Rittergutsbeſitzer zu Abtnaundorf bei 
Lauſigk, Colditz, Geithain, Frohburg, Rochlitz, Penig. Leipzig. 

Stadt Mittweida und die Gerichtsamtsbezirke Limbach, Vahlteich, Prokurift zu Ehemnig. 
Burgftädt, Mittweida, Frankenberg, Auguftusburg. 





| Stadt und Gerichtsamtsbezirt Chemniß - » » . . .  Bopel, Stadtrath zu Chemnitz. 
Stadt Blauhau und die Gerichtsamtsbezirte Waldenburg, | Brade, Verlagsbuhhändler zu Braunſchweig. 


Remfe, Meerane, Glauchau, Hohenftein » Ernsthal, a | 
tenftein. 


; Stadt Zwidau, und die Gerihtsamtsbezirfe Erimmigihau, Streit, Oberbürgermeifter zu Zwidau. 


Werdau, Zwidau, Wildenfele. 
Berichtsamtsbezirte Stolbern, Hartenftein, Löenig, Schnee: Liebknecht, Schriftfteller zu Leipzig. 
berg, Brünbain, Geyer, | 


ı Gerichtsamtsbezirfe Ehrenfriedersdorf, Wolkenſtein, ZIſcho⸗ | Nr iemer, Erpedient zu Chemnip. 


pau, Lengefeld, Sayda, Zöblitz, Marienberg. 

Städte Annaberg und Eibenftod und die Gerichtsamtsbe- | Dolgmann, Hammerguts- und Fabrikbefiger zu 
zirte Annaberg, Jöhſtadt, Oberwieſenthal, Scheiben: Breitenhof bei Breitenbrunn. 
berg, Schwarzenberg, Johanngeorgenftabt, Eibenftod. 

Gerichtsamtabezirke Kirchberg, Auerbach, Faltenftein, Treuen, | Schmiedel, Antshauptmann zu Plauen. 
Zengenfelb, Reichenbach, Elfterberg. 

Stadt Plauen und die Gerihtsamtsbezirte Plauen, Paufa, | Landmann, Superintendent zu Plauen in 
Delsnig, Adorf, Markneufichen, Schöned, Alingenthal. | Sadjen. 
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Sa. Beſtandtheile des Wahlkreiſes. Name, Stand und Wohnort der Mitglieder. 
reiſes. | 
IV. Königreich Württemberg. 
1. Stadt und DOberamt Stuttgart . » = 2 2 2. + + Pi, Hölder, Rechtsanwalt, Präfident der würtiemb. 
Kammer der Abgeordneten zu Stuttgart. 
2. Oberämter Cannitadt, Ludwigsburg, Marbad), Waiblingen | Freiherr Varnbüler von und zu Hemmin- 
gen, Staatsminifter zu Hemmingen. 
3. . Beligheim, Bradenheim, Heilbronn, Nedarsulm Saerle, Gemeinderath zu Seilbronn. 
4. s Böblingen, Leonberg, Maulbronn, Vaihingen  v. Knapp, Oberfinanzrath zu Stuttgart. 
5. s Eplingen, Kirchheim, Nürtingen, Urah. . .  v. Werner, Präfident der Königlichen Central» 
ftelle für die Landwirthihait zu Canſtatt bei 
Stuttgart. 
6. s Reutlingen, Rottenburg, Tübingen. . . . . ©». Beh, DObertribunalsrath zu Tübingen. 
1; , Calw, Herrenberg, Nagold, Neuenbürg. . . Staelin, Fabritant zu Calw. 
8, ⸗ Freudenſtadt, Horb, Oberndorf, Sulz Freiherr v. Ow, zu Wachendorf, Oberamtsbezirk 
Horb. 
9 : Balingen, Rottweil, Spaichingen, Tuttlingen Schwarz, Fabritant zu Ebingen. 
10. ⸗ Gmünd, Göppingen, Schorndorf, Welzheim. Romer, Rechtsanwalt zu Stuttgart. 
11. ⸗ Backnang, Hall, Oehringen, Weinsberg . . | v. Bühler, Hofrath und Domänendireltor zu Oeh— 
| ringen und Slavengig in Oberichlefien. 
12. ⸗ Crailsheim, Gerabronn, Künzelsau, Mergent: | Fürft zu Hohenlohe:Langenburg, zu Zangen- 
heim. u burg. 
13. ⸗ Aalen, Ellwangen, Gaildorf, Neresheim . . | Leonhard, Gymnaſialrektor zu Ellwangen. 
14. . Beislingen, Heidenheim, Ulm . J v. Heim, Oberbürgermeiſter zu Ulm. 
15. ⸗ Blaubeuren, Ehingen, Laupheim, Manſingen v. Schmid, Oberfinanzrath zu Stuttgart. 
16. = Biberach, Leutkirch, Waldſee, Wangen . | Dr. Graf v. Biffingen:Nippenburg, Kaiferl. 


Königl. Kämmerer, Wirkliher Geheimer Rath 
| und Statthalter a. D. zu Schramberg. 


Havensburg, Riedlingen, Saulgau, Tettnang | Braf v. Waldburgs»Zeil-Traudburg zu 
| Freiburg in Baden, 


V. Großherzogthum Baden. 


Amtsbezirfe Ueberlingen, Pfullendorf, Meßkirch, Stockach, Heilig, Kaufmann zu Pfullendorf. 


Radolfzell, Eonitanz. | 

Bonndorf, Engen, Donaueihingen, Villingen, | Gerwig, Großherzogl Baudireftor, Abtheilungs: 

Zrieberg. vorftand bei der Generaldireftion der Staats: 
eifenbahnen zu Karlsruhe. 

Zeftetten, Waldshut, Eädingen, Schopfbeim, | Krafit, Fabritant zu St. Blafien in Baden. 

Schönau, St. Blafien, Neuftadt, 


Lörrach, Müllheim, Staufen, Breiiah. . . | Pflüger, Landwirth zu Lörrach. 

Freiburg, Emmendingen, Waldlirh . . . . | Dr. v. Waenter, Nedtsanmwalt zu Freiburg in 
Baden. 

Kenzingen, Ettenheim, Labr, Wolfah . . . | Dr. Dreyer, Neihsoberhanbelsgerichtsrath zu 
Reipiig- 


Offenburg, Gengenbach, DOberlirh, Kort . . Baer, Kreisgerihtsrath zu Mannheim. 
Achern, Bühl, Baden, Raftalt. . » 2»... Lender, Delan zu Sasbad). 


9. 
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Amtsbezirke Gernsbach, Ettlingen, Durlach, Pforzheim 
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Beſtandtheile des Wohlkreiſes. 


s Karlsruhe, Bruchſal (Amtsgericht) 
s Mannheim, Schwetzingen, Weinheim 


⸗ Heidelberg, Eberbach, Mosbach 

Sins heim, Eppingen, Bretten, Wiesloch, Phi. 
lippsburg (Amtsgericht). 

⸗ Buchen, Walldürn, Wertheim, Tauberbiſchoſs— 
heim, Boxberg, Adelsheim. 


VI. 


Kreiſe Gießen, Grünberg, Nidda . 


Kreis 


Friedberg, Vilbel, Büdingen. . 
Alsfeld, Lauterbach, Schotten . 
Darmitadt, Gr. Gerau . 
Dieburg, Offenbad . 


Bensheim, Erbach, Lindenfels, Neuftadt 
Seppenheim, Worms, Wimpffen . 

Bingen, Alzey Aus dem Streije Oppenheim "de 
Drte: Wörrftadt, Armsheim, Bechtolsheim, Biebeln- 
heim, Eichloch, Ensheim, Friefenheim, Gabsheim, 
Bau:Bidelheim, Hilesheim, Nieder-Saulbeim, Nie: 





der: Weinheim, Dber-Hilbersheim, Ober-Saulheim, | 


PBartenheim, Schimsheim, Echornsheim, Spiesheim, | 


Sulzheim, Üdenheim, Undenheim, Wendersheim, 
Wallertbeim und Wolffsheim. 

Mainz. Aus dem Kreiſe Oppenheim die Orte: Bo: 
benbeim, Dalheim, Dexheim, Dienbeim, Talgesheim 
Eimsheim, Suntersblum, Sahnheim, Köngernheim, 
Ludmwigshöhe mit Rudolsheim, Lörzweiler, Mom: 
mernheim, Nackenheim, Nierftein, Dppenbeim, 
Schwabsburg, Eeljen, Wald:Ulelversheim, Meinols 
heim und Wintersheim 


Name, Stand und Wohnort der Mitglieder. 


. KRaß, Holzhändler zu Gernsbach. 
. | Freiherr v. Marſchall, Staatsanwalt zu Manns 


heim. 

Kopfer, Kaufmann und Präfident der Handels— 
fammer zu Mannheim. 

Dr Blum zu Heidelberg. 

Kiefer, Oberftaatsanwalt zu Mannheim. 


Freiherr von und zu Bodbman zu Bodman 
bei Konftanz. 


Großherzogthum Helfen. 


Freiherr Norded zur Rabenau zu Friedelhauſen 
bei Zollar. 

Dr. jur. Schroeder zu Worms. 

Dr. Gareis, Profeffor zu Biehen. 

Büchner, Fabrikant zu Pfungftadt. 

Dernburg, Rechtsanwalt, Chefredakteur Der 
Nationalzeitung zu Berlin 

Martin. Nentner zu Darmftadt. 

Goerz, Oberaerihtsrath zu Mainz. 

Dr. Ludwig Bamberger zu Mainz. 


ir. DMoufang, Tomtapitular zu Mainz. 


VI Großherzogthum Medlenburg: Schwerin. 


| Landwehr:Kompagniebezirte Sagınow und Grevesmühlen 


⸗ Schwerin und Wismar 
Parchim und Ludwigsluſt 


1} 


Dr. Witte, Senator zu Roftod. 
Büfina, Bankdirektor zu Schwerin i. M. 
M. Wiggers zu Noftod 
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Mahl: Beftandtheile des Wahlkreiſes. Name, Stand und Wohnort der Mitglieder. 
treiſes. 
4. Landwehr » Kompagniebezirte Maldin und Waren . . . | Graf v. Pleſſen zu Ivenad bei Stavenhagen in 
Medlenburg. Schwerin. " 
6. Roſtock und Doberan . . . Dr. theol. Baumgarten, Profeſſor zu Roſtock. 
6. . s Güftrom und Ribnit . . . Dr. 3. Wiggers, Profeflor zu NRoflod, 


VII. Großherzogthum Sadjen-Weimar. 


Bezirke des Stadtgerihts Weimar, die JZuftizämter Apolda, v. Schwendler, Beheimer Rath zu Weimar. 
Buttſtädt, Großrubdeftebt, Viefelbah, Weimar, Allftebt 
mit dem Flecken Oldisleben und Ilmenau. 
Bezirke des Stadtgerichts Eiſenach, die Zuftizämter Ereug Dr. Sommer, Redhisanwalt zu Sondershaufen. 
burg, Dernbah, Eifenah, Geifa, Gerftungen, Kalten: 
norbheim, Lengsield, Oſtheim, Tiefenort und Vacha. 
3. Bezirke der Juſtizämter Auma, Berga, Neuftadt a. D., Dr. Delbrüd, Staatsminifter zu Berlin. 
Weida, Berla a. 3., Blanfenhain, Bürgel, Dornburg 
und Jena. 


[2 


IX. Großherzogthum Meclenburg-Strelitz. 


l. Großherzogthum MedlenburgStreliß - - » » v. Dewitz, Bizelandmarſchall zu Cölpin, Kreis 
Stargard in Medlenburg Strelig. 


X. Großherzogthum Oldenburg. 


1. Stadt und Amt Oldenburg, die Gemeinden Jade und | Kent, Obergerichtsbireftor zu Eutin. 
Schweiburg, das Fürftenthyum Lübeck mit Einfluß der 
cedirten vormals Solfteinifhen Bebielstheile, das Für: 
ftentbum Birkenfeld. 

Stadt Varel, Amt Varel mit Ausnahme der Gemeinden | Dr. Roggemann, Obergeridhtsrath zu Dlbenburg. 
Jade und Schweiburg, Etadbt und Amt Jever, bie 
Aemter Weſterſtede, Elsfleth, Vrake, Ovelgönne, Stoll: 
hamm, Landwührden. 


1677 





3 Aemter Delmenhorft, Berne, Wildeshaufen, Vechta, Steins | Graf v. Galen, Geheimer Kämmerer Seiner 
feld, Damme, Eloppenburo, Zöningen, Frifoytbe. Seiligkeit des Papftes zu Burg Dinklage in 
Oldenburg. 


XI. Herzogthum Biaunihweig. 


Kreiſe Braunſchweig, Blankenburg . . . - ». Bode, Sanbdelsgerihtedireftor zu Braunſchweig 
Kreis Helmftedt, Areis Wolfenbüttel mit Ausnahme bes | Rungen, Finanzrath a, D. zu Braunſchweig. 
Amtsgerichtebegirks Harzburg. 


m 
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3 | Kreis Holzminden, Kreis Gandersheim mit dem Aıntöge- Freiherr Schenk v. Stauffenberg, Butsbefiger 
richtsbezirt Harzburg einfchließlich des durch den Staats: zu Rißtiſſen bei Ulm in Württemberg. 
vertrag vom 9. März 1874 (braunſchweigiſche Geſetz— 
Sammlung ©. 179) dem Serzogthum Braunichweig eins | 
verleibten, den legteren beiden Bezirken zugelegten Theils 
| des hannover-braunfchmweigiihen Kommunionharzes. 


XII. Herzogthum Sadjen: Meiningen. 


I, Kreiſe Meiningen, Hildburghaufen . » » » : +... Dr. Rüdert, Kreisgerichtsbireftor zu Sonneberg. 
2. Kreiſe Sonneberg, Saalfeld. . . . >. 2.20 + Dr. Lasker, Redtsanwalt zu Berlin. 


XI. Herzogthum Sadjjen-Altenburg. 


1. Serzogthum Sahfen- Altenburg .» -» 2 2 2 nn ea | Findeifen, Landrath zu Schmölln. 


XIV. Herzogthum Sachſen-Koburg-Gotha. 


Forkel, Juſtizrath und Rechtsanwalt zu Koburg. 
Müller, Rechtsanwalt zu Gotha. 


I. Herzogthum Koburg . 
2. ⸗ Golha . 





XV, Serzogthum Anhalt. 


I. Kreiſe Deſſau, Zerbſt. Die fämmtlihen Ortiaften des | Dr. v. Cuny, Appellationsgerichtsrath a. D. und 
Köthener Kreiies, welche öftlih der Magdeburgskeipzi- außerordentlicher Profeffor der Nechte zu Berlin. 
ger Eifenbahn liegen, rejp. mit ihren Zubehörungen. 

2. Kreiſe Bernburg und Ballenftedt. Die fämmtlihen Ort: Oechelhaeuſer, Geheimer Kommerzienratb zu 
ſchaften des Köthener Kreifes, welche weftlich der Dlagde- Deſſau. 
burg; Leipziger Eiſenbahn liegen, reſp. mit ihren Zubes 
hörungen. 


XVI. Fürſtenthum Schwarzburg-Rudolſtadt. 


I. Fürſtenthum SchmwarzburgAubolftabtt . . » » » .» .  Anod, Rentier und Landtagepräſident zu Blan- 
fenburg. 


XVII. Fürſtenthum Schwarzburg:Sondershanfen. 


1. | Fürftentyum Schwarzburg-Sonbershaufen . » » . . .» | Reinhardt, Landrath zu Sondershaufen. 
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eijes. 
xvm Fürſtenthum Waldeck. 
I | Fürftenthum Walded . . 2 2 2 2 ne. . | Dr. phil Böttcher, Schriftiteller zu Berlin. 


XIX. Fürſtenthum Reuß älterer Linie, 


| Fürftenthum Neuß & 8. 2 2 Er nen Merz, Kaufmann zu Greiz. 


XX. Fürſtenthum Neuß jüngerer Linie. 


1. | Fürftentpum Kubi. 22 . Dr. Jäger, Rechtsanwalt und Bürgermeifter zu 
Hirſchberg bei Schleiz. 


XXI. Fürſtenthum Schaumburg:Lippe. 


1.  Fürftenthpum Scdhaumburgkippe » 2 2 2 2 0 2. Meier, Konſul zw Bremen. 


XXII. Fürſtenthum Lippe. 


1. Fürſtenthum Öse > onen  Bürten, Nentier zu Detmold 


XXI. Freie Stadt Lübeck. 


1. I Dede Stadt Med . 2 ern | Dr, Klügmann, Advolat und Notar zu Lübechk. 


XXIV. Freie Stadt Bremen. 
1. | Seele Stabt Bremen - » 0 2 2 0er an | A. ©. Mosle, Kaufmann zu Bremen. 


XXV. Freie Stadt Hamburg. 


1.2. 3. und 7. Steuerbift -. - - - 2 2 20. Möring, Kaufmann zu Hamburg. 

„5., 6. und 8. Steuerdifirit . - - > 2: 2 20. Bauer, Maurermeifter und Arditelt zu Samburg- 
3. Die Landherrenihaften der Geeftlande, der Marichlande Dr. Wolfffon, Advokat zu Hamburg, 
und Rigebüttel und das Amt und Städtchen Bergedorf. 


1 
[, — 
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Wahl: 
kreiſes. 
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Beftandtheile des Wahlfreijes. 


Kreife Altkirch, Thann 





Kreis Mülhauſen 
Kreis Colmar 


x @ebweiler 
» Rappoltsweiler . 


: Edlettftabt . 
* Kreije Molsheim, Erftein 
Stadtkreis Straßburg 
‚ Landkreis Straßburg . 


| Kreis Zabern 


Bolchen, Diedenhofe ı 





Kreife Sagenau, — PN 


Kreife Eaargemünd, Forbah . 


Stadtkreis und Landkreis Vieh 3 
Kreife Saarburg, Ealjburg (Chateau - Salins.) 5 


Name, Stand und Wohnort der Mitglieder. 








Elſaß-Lothringen. 


‚| Winterer, Pfarrer und Kanonikus zu Mül— 


haufen i. €. 

Dollfus, Fabrikbefiger zu Mülbaufen i. E. 

Brad, Fabrikdirektor zu Logelbah, Kreis Col- 
mar i. €. 

Querber, Abbe zu Sagenau. 

Dr. Simonis, Superior bes Frauenkloſters zu 
Niederbronn bei Weißenburg i. € 

Hedmann Stintzy, Notar a. D. zu Mütlers- 
holz, Kanton Markolsheim. 

Dr, Rad, Bürgermeifter zu Benfeld. 

Kable, Berfiherungsdireltor zu Straßburg i. €. 

North, Bankoireltor zu Straßburg i. €. 





-ı Schmitt - Batifton, Gutsbefiger zu Röſchwoog. 


Schneegans, Direktor des Elſäſſer Journals zu 


| 
| Straßburg i. €. 


Jaunez, Bürgermeifter zu Saargemünd. 

Lorette, Notar zu Diedenhofen. 

Bezanfon, Bürgermeilter a D. zu Dieb. 

Germain, Gutsbejiger zu Hommarting bei 
Saarburg i. Zolhringen. 


Berlin, den Il. März 1879, 


2 
ID 


Deutſcher Neichstag. 
4. Legislatur⸗Periode. 
II. Seſſion 1879, 


Verzeichniß 


Mitglieder der Abtheilungen. 


J. Abtheilung. 


— Die I. Abtheilung verſammelt ſich im Zimmer Nr. 1 (im 2. Stock des Vorderhauſes). — 


1) Herr Windthorſt, Staatsminiſter a. D., Vorſitzender. 


2) 


3) 
4) 
5) 
6) 
7) 
8) 
9) 
10) 
11) 
12) 
13) 
14) 
15) 


16) 
17) 
18) 
19) 
20) 
21) 
22) 
233) 
4) 
25) 


v. Goßler, Dberverwaltungsgerihtsrathb, Stellvertreter des Wor- 
ſitzenden. 

Müller (Gotha), Rechtsanwalt, Schriftführer. 

Graf v. Rittberg, Landrath, Stellvertreter des Schriftführers. 

Baer (Offenburg), Kreisgerichtsrath. 

Bauer, Maurermeifter und Architekt. 

Bebel, Drechslermeilter. 

v. Bennigjen, Landesdireftor der Provinz Hannover. 

Bezanjon, Bürgermeifter a. D. 

Freiherr von und zu Bodman. 

v. Brand, Kammerherr. 

Dr. Buhl, Guisbeſitzer. 

Carl Fürft zu Carolath. 

Graf v. Chamare. 

Dr. Falt, Staatsminijler und Minifter der geiftlichen, Unterrichts: und 
Medizinal-Angelegenheiten. 

Graf v. Frankenberg, Rittmeifter in der Landwehr-Kavallerie. 

Freund, Juſtizrath. 

v. Gordon, Nittergutsbefiger und Kammerherr. 

Buenther (Sadjen), Rittergutsbefiger. 

Dr. Sammader, Rentier. 

Hilf, Juſtizrath. 

Fürft zu Hohenlohe-Langen burg. 

Holgmann, Hammerguts und Fabrikbefiger. 

Kat, Holzhändler. 


« v. Kehler, Legationsrath a. D. 


26) * Krafft, Fabrikant. 


2) 
28) 
29) 
30) 
31) 
32) 
33) 
34) 
35) 
36) 


37) 
38) 
39) 
40) 


41) 
42) 
43) 
44) 
45) 
46) 
47) 
48) 
49) 
50) 
51) 


Landmann, Superintendent. 

v. Lenthe, Oberappellationsrath a. D., Nittergutsbeliger. 

Lift, Kaufmann, 

Graf v. Lurburg, Negierungspräfident. 

Dr. Maier (Hohenzollern), Benefiziat an ber Stabtpfarrlirde. 

Maurer, Bezirkögerichtsrath. 

Melbed, Landrath. 

Dr, Merkle, Zyzealprofeflor, geiftliher Rath und päpftlicer Hausprälat. 

Freiherr v. Mirbach, Nittergutsbefiger. 

Graf v. Nayhauß-Cormons, Nittmeifter a. D., Nittergutsbefiger 
und Zantesälteiter. 

Dr. Müller (Sangerbaufen), Ritterguts:, Berg: und Hüttenbeſitzer. 

v. Neumann, 2egationsrath a. D., Rittergutsbeſitzer. 

Dr. Nieper, Landdroſt a. D. 

Fürft v. Pleß, Oberft & la suite der Armee, Oberftjägermeifter, Chef des 
Hofjagdamts, 

v. Buttlamer (Xübben), Yandrath. 

Freiherr Norded zur Rabenau. 

Schlieper, Fabrikbefiger. 

Schröder (Lippitabt), Rechtsanwalt a. D. 

Sonnemann, Eigenthümer der Frankfurter Zeitung. 

Tölke, Nittergutsbefiger. 

v, Wedell-Malchow, Rilterſchaftsdirektor. 

Witte (Schweidnig), Appellationsgerichtsrath. 

MWöllmer, Kaufmann. 

Dr, Wolffjon, Advokat. 

Dr. Zimmermann, 


II. Abtheilung. 
— Die II. Abtbeilung verfammelt fid im Zimmer Nr. 2 (im 2. Stod des Vorderbaufes). — 


1) Serr Dr. Delbrüd, Staatsminifter, Vorſitzender. 
2) »- Freiherr v. Zu Rhein, Königliher Kämmerer, Stellvertreter des 
Vorfigenden. 

3) = Hermes, Schriftführer. 

4) =» Freiherr v. Pfetten, Stellvertreter des Schriftführers. 
5) =: Adermann, Hofrath, Finanzprokurator und Advokat. 
6) =: ©». Batocki, Majoratöbejiker. 

7) * v. Benda, Yitterqutsbefiger. 

8) =» Bender, Rentner. 

9) = Bernards, Landgerichtsrath. 

10) = Dr. Blum. 

11) = v. Bredow, Rittergutsbefiger. 

12) =» Freiherr von und zu Brenten, Nittergutsbeiiker. 
13) - Clausmwik, Ober:Zribunals-Bizeprälident. 

14) » ffreiberr v. Ende, Oberpräjident. 

15) + Findeiſen, Landrath. 

16) = v. Gerlad, Landrath. 

17) : Germain, Gutsbefiger. 

18) = Dr. Gneift, ‘Profefjor, Oberverwaltungsgeridhtsrath. 
19) = Görz, Obergeridtsrath. 

20) » Guerber, Abbe. 

2) +» Hamm, Fabrikbefiker. 
22) » Sedmann-Stinky, Notar a. D. 
23) +» Hoffmann, Stabtgerichtsrath. 

24) » v. König, Rittergutsbefiger, Geheimer Rath. 

25) : Kreug, Kommerzienrath und Fabrikbeſitzer. 

26) :» Dr. Laster, Redtsanwalt. 
27) » v. Levetzow, Landesdireftor der Provinz Brandenburg. 
28) Lüders, Ingenieur. 
29) - Freiherr v. Marſchall, Staatsanwalt. 

30) = v. Müller (Dsnabrüd), Dbergerihtsdireftor a D. 
31) +» dv. PButtlamer (Löwenberg), Oberpräjident. 

32) = v. Ravenſtein, Rittergutsbefiger. 

33) + Hidert (Danzig), Yandesdirelior a. D. 

34) +» Römer (Hildesheim), Senator. 

5 +» Nömer (Württemberg), Rechtsanwalt. 
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36) Herr Dr, Roggemann, Obergeridtsrath. 


37) 
38) 


39) 
40) 
41) 
42) 
43) 
44) 


45) 
46) 
47) 
48) 
49) 
50) 
5) 


® 


Dr. Rudolphi, Gymnafialdireltor a, D. 

v. Sauden-Tarputihen, Landesdireftor der Provinz Oftpreußen 
und Kittergutsbefiger. 

Schlutow, Stabtrath. 

Schmitt-Batifton, Gutsbeſitzer. 

Dr, Simonis, Superior des Frauenklofters von Niederbronn. 

Staudy, Poligeipräfident. 

Stegemann, Butsbefiter und Siebenmeier. 

Theodor Braf zu Stolberg: Wernigerode, Major a. D,, Ritters 
gutsbeliger. 

Dr. Völk, Redtsanmalt. 

Dr. Wachs, Butsbefiger. 

Graf v. Waldburg: Zeil. 

v. Waldom Reitzenſtein, Kammerherr und NRitterqutsbefißer. 

Dr. Weftermayer, Geiſtlicher Nath und Stadtpfarrer. 

Dr. Wiggers (Güſtrow), Profeſſor. 

Dr. Zinn, Geheimer Sanitätsratb, Direktor und Chefarzt der Kur: 
märkiſchen Landirrenanftalt. 


III. Abtheilung. 


— Die 111. Abtbeilung verſammelt fih im Zimmer Mr. 3 (im 2. Stod des Vorderbaufes). — 


1) Serr v. Karborff, Rittergutsbefiger, Vorfibender. 


2) 


Freiherr v. Zandsberg-Steinfurt, Landrath 3. D., Stellvertreter 
des Vorſitzenden. 

Pfähler, Geheimer Bergratb, Schriftführer. 

Graf v. Plejjen, Stellvertreter des Schriftführers. 

v. Alten:Linden, Geheimer Nath. 

Freiherr v. Aretin (Ingolftadt), Rönigliher Kämmerer und Reicharath. 

Dr, Bamberger. 

Becker, Kreisdeputirter und NRittergutsbeliger. 

Graf v. Behr Behrenhoff, Meajoratsbeiiger. 

v. Bethmann-Hollweg (Ober:-Barnim), Yandrath. 

Bieler, Gutsbeliger. 

v. Bodum: Dolffs, Gutsbeliger. 

Dr. Brüel, Geheimer Regierungsrath a. D. 

v. Bühler (Debringen), Hofrath und Domänendireftor, 

Dr. v. Euny, Appellationsgeridhtsrath a. D., außerordentliher Pro- 
feſſor der Rechte. 

Dernburg, Nehtsanwalt, Chefredakteur der Nationalzeitung. 

Flügge, Rittergursbefiger. 

Dr. Frege, Rittergutsbeliger. 

Freiherr v. Fürth, Landgerichtsrath. 

Grütering, Kreisrichter. 

Haanen, Kaufmann. 

Heilig, Kaufmann, 

v. Helldorff-Bedra, Rittergutsbeſitzer, Landrath a. D. und 
Kammerbherr. 

Dr. phil. Freiherr v. Sertling. 

v. Hölder, Rechtsanwalt, Präfident der Württembergiihen Kammer 
der Abgeordneten. 

Jaunez, Bürgermeifter. 

Dr. Karten, Profeſſor. 

Kayjer, Redakteur. 

Klein, Hüttendirektor. 

v. Kleiſt-Retzow, Oberpräfident a. D. 

v. Knapp, Dberfinanzratb, 
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32) Herr Kochann, Stabtgeridtsrath. 


33) 
34) 
35) 
36) 
37) 


38) 
39) 
40) 
Al) 
42) 
43) 
44) 
45) 


46) 
47) 
48) 
49) 
50) 
51) 


Dr. v, Komierowski, Nittergutsbelier. 

Lender, Delan. 

Freiherr v. Lerhenfeld, Rittergutsbefiker. 

v. Lüderitz, Generallieutenant a. D. 

Marcard, Dberauditeur und Geheimer Juftizrath a. D., Juflitiarius 
bes Kadettenkorps. 

Freiherr v. Minnigerode, Majoratsbeſitzer. 

Pflüger, Landwirth. 

Neich, Rittergutsbeſitzer. 

Neinders, Photograph. 

Nuppert, rechtskundiger Dlagiftratsrath. 

Saro, Oberſtaatsanwalt. 

v. Shöning, Landrat) a. D., Nittergutsbefiger. 

Freiherr v. Schorlemer-Aljt, Kreisdeputirter, Premierlieutenant 
und Nittergutsbeliger. 

Freiherr Schent v. Stauffenberg, Gutsbeliger. 

Graf zu Stolberg:-Stolberg, Nittergutsbeliger. 

Streit, Oberbürgermeifter. 

Dr. Thilenius, Sanitätsrath. 

v. Zurno, Rittergutsbefiger 

Winterer, Pfarrer und Kanonikus. 


IV. Abtheilung. 


— Die IV. Abtbeilung verfammelt ſich im Zimmer Nr. 4 (im 2. Stod des Vorderhaufe). — . 


1) Serr v. Forcade de Biair, Obertribunalsrath, Vorfikender. 


2) 


Dr. Stephani, Wigebürgermeifter a. D., Stellvertreter des Vor: 
ſitzenden. 

Eyſoldt, Advokat, Schriftführer. 

Fürſt v. Hatzfeldt-Trachenberg, Stellvertreter des Schriftführers. 

Baron v. Arnswaldt, Rittergutsbeſitzer. 

Graf v. Balleſtrem, Rittmeiſter a. D. 

Dr. Baumgarten, Profeſſor. 

Bode, Handelsgerichtsdirektor. 

Dr. Brüning, Fabrikant. 

Freiherr v. Buddenbrod, Majoratsbefiger und Kreisbeputirter. 

v. Dewitz, Vizelandmarſchall. 

Forkel, Juſtizrath und Rechtsanwalt. 

Fritzſche, Redakteur. 

Dr. Gareis, Profeſſor. 

Gielen, Kaufmann. 

Dr. Günther (Rürnberg), Gymnaſialprofeſſor. 

Haſſelmann, Redakteur. 

Dr. Jäger (Reuß), Rechtsanwalt und Bürgermeiſter. 

Dr. v. Jaëdzewski, Propſt. 

Kiefer, Oberſtaatsanwalt. 

Klotz, Kreisgerichtsrath. 

Knoch, Rentier und Landtagspräfident. 

Kopfer, Kaufmann und Präſident der Handelskammer. 

Krüger, Hof: und Mühlenbeſitzer. 

Lentz, Obergerichtädirektor. 

Dr, Lieber. 

Magdzinski, Rentner, 

Freiherr v. Manteuffel, Yandrath und Rittergutsbefiger. 

Dr, Mayer (Donauwörth), Appellationsgerichtsrath. 

Mihalsti, Dekan. 

Möring, Kaufmann. 

Dr. Moufang, Domlapitular. 

Dr. Berger, Reltor, 

Graf. v. Preyfing, Königliher Kämmerer. 
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35) Herr v. Puttlamer (Frauftadt), Generaladvokat. 


36) 
37) 


= 


Reihensperger (Dlpe), Obertribunalsrath. 

Graf v. Saurma-Jeltſch, Nittergutsbefiger 

Schmiebel, Amtshauptmann. 

Schön, Rittergutsbefiger und Amtsvorfteher. 

Dr, Schulze-Delitzſch, Kreisridter a. D. 

Freiherr v. Soden, Königliher Kämmerer und Gutsbefiger. 

Stellter, Juftizrath. 

Stößel, Redakteur. 

Streder, Kreisgerichtsrath. 

Süs, Negierungsrath a. D. 

v. Unruh (Magdeburg), Negierungs: und Baurath a. D. 

Vahlteich, Prokurift. 

Freiherr v. Barnbüler, Staatsminifter. 

Dr. Wehrenpfennig, Geheimer Negierungsrath, 

Freiherr v. Wendt, Negierungsaffeffor a. D., Rittergutsbeliger, 

v. Werner (Eflingen), Präfident der Königl. Centralftelle für die 
Landwirthſchaft. 


V, Abtheilung. 


— Die V. Abtheilung verſammelt ſich im Zimmer Nr. 5 (im 2. Stodk des Borderhaufes). — 


1) Serr v. Bernuth, Staatsminifter a. D., Vorfikender. 


2) 


* 


Schneegans, Direltor des Elſäſſer Journals, Stellvertreter des Vor— 
ſihenden. 

v. Colmar, Landrath und Kammerherr, Schriftführer. 

Prinz Radzimwill (Beuthen), Vicar, Stellvertreter des Schriftführers. 

v. Adelebien, Butsbeiiger. 

v. Bebr-Shmoldomw, Kammerherr und Nittergutsbeiiger. 

Dr. Bejeler, Geheimer Juftizrath, ordentlicher Profeffor der Rechle. 

Graf v. Bismard, Geridtsaffeflor. 

Dr. Graf v. Biffingen:Rippenburg, Kaiferl. Königl. Kämmerer, 
Wirkliher Geheimer Kath, Statthalter a. D. 

Dr. Bod, Päpftliher Geheimer Kämmerer. 

v. Bönninghaujen, Kreisgerichtsrath. 

Brade, Verlagsbuhhändler. 

Braun (Sersfeld), Rittergutsbefiger. 

Büchner, Fabrilant. 

Büfing, Bankdirektor. 

Dieden, Kaufmann und Weingutsbefiger. 

v. Flottwell, Regierungspräfident. 

Dr. v. Fordenbed, Oberbürgermeifler. 

Dr. Franz, Chefredakteur der Germania. 

Dr. Friedentbal, Staatsminifter und Miniſter für die landwirth— 
ſchaftlichen Angelegenheiten. 

Germwig, Großberzogliher Baudireftor, Abtheilungsvorftand bei der 
Generaldireltion der Staatseifenbahnen. 

v. Beh, Obertribunalrath. 

Brad, Fabrikvirektor. 

v. Grand-Ry, GButsbefiker. 

v. Heim, Oberbürgermeifter. 

Jäger (Norbhaujen), Stadtrath. 

Rable, Verfiherungsdireltor. 

Dr, Klügmann, Advokat und Notar. 

Lorette, Notar. 

Dr. Lucius, Rittergutsbeliger. 

Freiherr v. Maltzahn⸗Gültz, Rittergutsbefiger. 
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32) Herr Merz, Kaufmann. 


33) 
34) 
35) 
36) 
37) 
38) 
39) 
40) 
4) 
42) 
43) 


44) 
45) 
46) 
47) 
48) 
49) 
50) 
51) 


v. Miller (Weilheim), Erzjgiebereiinfpeltor. 

Dr. Oetker, Schriftfteller und Nechtsanmwalt. 

v. Ohlen, Rittergutsbeliger. 

Freiherr v. Om (fFreubenftadt). 

Pabſt, Butsbefiger. 

Dr. Pohlmann, Profeſſor und Erzpriefler, 

Graf v. Praſchma, Nittergutsbefiger. 

Reichert, Delonom und Bürgermeifter, 

v. Schenck-Flechtingen, Majoratsbeiiger. 

v. Schwendler, Geheiner Rath. 

Servaes, Direktor der Altiengejellihait für Bergbau und Hütten- 
betrieb „Phönix“. 

v. Simpfon=Beorgenburg, Rittergutsbefiger. 

Freiherr v. Tettau, Fideilommißbejiker. 

Uhden, Amtsrath und Nittergutsbefiger. 

Freiherr v. Unruhe: Bomft, Landrath und Nittergutsbeiiper. 

Dr. Weigel, Obergeridtsanwalt und Bigebürgermeifter. 

Wiemer, Erpedient. 

Wiggers (Parchim). 

Graf v. Zöltomwsfki, Lieutenant a. D., Wiltergutsbefiger und Land— 
ſchaftsrath. 


11 AM 2. 


VI. Abtheilung. 


— Die VI. Abtbeilung verlammelt fich im Zimmer Nr. 14 (im 1. Stod des Vorderhaufet). — 





I) Serr Graf v. Moltke, Generalfeldmarfhal, Chef des Generalftabes ber 
Armee, Vorſitzender. 
2) = Dr. v. Schwarze, Generalitaatsanmwalt, Stellvertreter des Vorſitzenden. 
3) = Xaporte, Obergerihtsanwalt, Schriftführer. 
4) - ©». d. Oſten, Nittergutsbefiger, Stellvertreter des Schriftführers. 
5) + Freiherr v, Aretin Ellerliſſen), Gutsbeſitzer. 
6) * Dr. Baehr (Kafiel), Obertribunalsrath. 
7) » Graf v. Bernſtorff, Yandrath a. D. 
8) » Graf BethufysHuc, Kreisdeputirter und Landesälteſter. 
9) = Dr. Böttcher (MWalded), Schriftiteller. 
10) = v. Böttidher (Flensburg), Regierungspräfident. 
11) = Dr. Boretius, Profeſſor. 
12) = Dr. v. Bunjen. 
13) » v. Cranach, Landrath. 
14) -Fürſt v. Czartoryski. 
15) ⸗Diete, Rittergutsbeſitzer. 
16) = Graf zu Dohna-Finckenſtein, Fideilommißbeſitzer, Landrath a. D. 
und Rammerberr. 
17) +» ten Doornfaat:Koolman, Kommerzienrath. 
18) ⸗Feuſtel, Banquier. 
19) + Fichtner, Papierfabrifant. 
20) » Graf v. Flemming, Rittergutsbefiger. 
21) =» sreiberr zu Frandenftein, Neichsrath. 
22) Franſſen, Rentner. 
23) + Graf v. Brote, Rittergutsbejiger.. 
24) + Freiherr v. Horned: Weinheim, Gutsbefiger. 
25) : Zordan, Gutsbefiger. 
26) = dv. Kalkſtein, Nittergutsbefiger. 
27) + Graf v, Kleilt-:Schmenzin, Kittergutsbefiger. 
283) - v. Kurnatowoki, Nittergutsbefiger. 
29) = Dr. Lingens, Abvolatanmwalt. 
30) » Loewe (Berlin), Fabrikbefiger. 
31) = Dr Majunte, Redakteur. 
32) +» Meier (Schaumburgskippe), Konſul. 
33) Menken, Landgerichtsrath. 
34) + North, Bantkdirektor. 
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35) Herr v. Puttlamer (Schlawe), Hauptmann a. D., Rittergutsbefiger. 


36) 
37) 


38) 
39) 


40) 
41) 
42) 
43) 
44) 
45) 
46) 


47) 
48) 
49) 
50) 


Dr. Reihensperger (Grefeld), Appellationsgerichtsrath a. D. 

Dr. Rentzſch, Generalſekretär des Vereins deutfcher Eifen- und Stahl: 
SInduftrieller, 

Richter (Hagen), Schriftfteller. 

Richter (Rattowit), Generaldiretor der vereinigten Königs- und 
Laurahütte. 

Richter (Meißen), Profeſſor. 

v. Schenck-Kawenczyn, Rittergutsbeſitzer. 

v. Schmid (Württemberg), Oberfinanzrath. 

Graf v. Schönborn-Wieſentheid. 

Schwarz, Fabrikant. 

v. Seydewitz, Landeshauptmann und Landesältefter der Oberlauſitz. 

Udo Graf zu Stolberg : Wernigerode, Nittmeifter a la suite 
der Armee, 

Etumm, Geheimer Kommerzienrath. 

Vopel, Stadtrath. 

Vowinkel, Kaufmann. 

Wichmann, Riltergutsbeſiher. 





VI. Abtheilung. 


— Die VII. Abtheilung verſammelt ſich im Zimmer Nr. 36 (im oberen Stud des Hinterbaujes). 


1) Serr Dr. Hänel, Profefjor, Vorfitender. 


2) 


3) 
4) 
5) 
6) 
7) 
8) 
9) 

10) 

1) 

12) 

18) 
14) 

15) 

16) 

17) 

18) 

19) 

20) 

21) 

22) 

23) 

24) 

25) 

26) 

27) 


28) 
29) 
30) 
31) 
32) 
83) 


br. Sarnier, Landesfrebittafen - Direktor, Stellvertreter des Vor— 
figenden. 

v. Neden, Dbergerichtsrath und Nittergutsbefiber, Schriftführer. 

Trautmann, Kreisrichter, Stellvertreter des Schriftführers. 

Graf v. Arnim-Boitzenburg, Oberpräſident a. D. 

Berger, Privatmann. 

v. Bethmann-Hollweg Wirſitz), Nittergutsbefiger. 

Borowski, Domherr. 

v. Buſſe, Landrath a. D. 

v. Czarlinski, Rittergutsbeſitzer. 

Freiherr v. Dalwigk-Lichtenfels, Rittergutebeſitzer. 

Dr. Dreyer, Reichsoberhandelsgerichtsrath. 

Graf v. Galen, Geheimer Kämmerer Seiner Heiligkeit des Papftes. 

Dr. v. Grävenig, Obertribunalsrath. 

Grützner, Spinnereibefiker. 

Haerle, Gemeinderath. 

Hall, Appellationsgerichtsratd. 

Freiherr v. Heereman, Regierungsrath a. D,, Nitterqutsbejiger. 

v. Helldorff-Rundſtedt, Landrath. 

Graf v. Hompeſch, Königlicher Kammerherr. 

Horn, Fürſibiſchöflicher Stiftsrath und Eyndikus, 

v. Keſſeler, Landgerichtsrath. 

v. Knobloch, Rittergutsbeſitzer. 

Kuntzen, Finanzrath a. D. 

Liebtnecht, Schriftſteller. 

Dr. Löwe (Bodum), praktiſcher Arzt. 

v. Ludwig, Hauptmann a. D., Nittergutsbefiger und Landesälteſter 
der Grajichaft Glap. 

Dr. Mendel, praktiſcher Arzt. 

Dr. Meyer (Schleswig), Kaufmann und Fabrikant. 

Mosle, Kaufmann. 

Müller OPleb), GBeiftliher Kath. 

Oechelhäuſer, Geheimer Kommerzienrath, 

Dr. Peterſſen, Gutsbejiger. 
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34) Herr Pfafferott, Dberamtsrichter. 


35) 
36) 
37) 
38) 
39) 
40) 
41) 
42) 
43) 
44) 
45) 
46) 
47) 
48) 
49) 
50) 


: Dr. Rad, Bürgermeifter. 
» Fürft Radziwill (Adelnau), 


: Herzog v. Natibor, General der Kavallerie A la suite der Armee. 
: Reinede, Premierlieutenant a. D., Amtsratl. 

: Dr. Rüdert (Meiningen), Kreisgerichtsdireftor. 

: v. Schalſcha, Premierlieutenant a, D., Nitterqutsbefiker. 


Dr. v. Schauf, Bankdireftor. 
: v. Shliedmann, Oberregierungsratb. 
v. Scyaniecki, Gutsbefiker. 


s Dr. Sommer, Redtsanmalt. 


» Gtaelin, Fabrilant. 

» Gtruve, Oberamtmann. 

:s Thilo, Kreisnerichtsdireftor. 
: Dr. v. Treitſchke, Profeſſor. 


: Dr. Witte (Medlenburg), Senator. 


: Wulfshein, Geheimer Oberregierungsrath a. D. 


2 
10% 
” 


Deutfcher NReichstag. 
4. Legislatur-Periobe, 
I, Seſſion 1879, 


I. Kommillion 


für 


die Gejhäftsordnung. 


Herr v. Bernuth, Staatsminifter a. D., Vorfigender, 1. Abtheilung. 
: »v. Seydewitz, Landeshauptmann und Landesältefter 
ber DOberlaufig, Stellvertreter des Vorſitzenden, J 
Freiherr v. Soden, Königlicher Kämmerer und Guts— 


befiger, Schriftführer, 4. 
Freytag, Rechtsanwalt, Stellvertreter des Schrift: 
führers, 


Dr. Sarnier, Landeskreditkaſſen-Direktor, 

: Graf v. Prafhma, Nittergutsbefiger, 

: Freiherr Schenk v. Stauffenberg, Gutsbefiger, 
Dr. Weigel, Obergerichtsanwalt und Vizebürgermeifter, 
Freiherr v. Ow (Landshut), Königliher Kämmerer 
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und Regierungsrath, 4. ⸗ 
Graf v. Bethuſy-Huec, Kreisdeputirter und Landes: 

älteſter, 5. ⸗ 
v. Schwendler, Geheimrath, 5. 
Dr. v. Schwarze, Generalſtaatsanwalt, 6. s 
Klotz, Kreisgerihtsrath, 6. E 


Adermann, Hofrath, Finanzprofurator und Abvofat, 7. s 


M 3a, 
Deutfcher Neichstag . 


4. Legislatur⸗Periode. 
II. Seſſion 1879. 


II. Kommiffion 


für 


die Petitionen 


Herr Dr. Stephani, Bizebürgermeifter a. D., Vorfigender, 1. Abtbeilung. 
Hoffmann, Stabtgerihtsrath, Stellvertreter des Vor: 


figenden, 6. ⸗ 
Freiherr v. Pfetten, Schriftführer, 4. ⸗ 
Freiherr v. Manteuffel, Landrath und Rittergutsbeſitzer, 
Schriftführer, 1. 
Dr. Sommer, Rechtsanwalt, Schriftführer, 3. 
Graf v. Behr:Behrenhoff, Majoratsbefiger, Schrift: 
führer, 6. 
:» Dr. v. Bunſen, l: 
: Dr. Klügmann, Advofat und Notar, 1 
: Dr. Thilenius, Sanitätsrath, L . 
v. Bönninghaufen, Kreisgerichtsrath, 2. s 
: Dr. Perger, Rektor, 2. ⸗ 
: Dr. Moufang, Domkapitular, 2, ⸗ 
: Nußmwurm, Dedantpfarrer, 3. 


v. d. Diten, Nittergutsbefiger, 
Dr. Witte (Medlenburg), Senator, 
: Dr. Bötther (Walde), Schrift fteller, 
s Prinz Radzimwill (Beuthen), Vilar, 
: Dr. Beftermayer, Geiftliher Rath und Stadtpfarrer, 
-Franſſen, Rentner, 
Melbed, Landrath, 
Freiherr v. Lerchenfeld, Rittergutsbefiger, 
Graf v. Bismard, Gerichtsaſſeſſor, Sefondelieutenant 
der Rejerve des 1. Barbe:Dragoner-Regiments, 5. 


Pan „5£ 5 50 
- 


: Dr. Baumgarten, Profeflor, 6. ⸗ 
Dr. Günther (Rürnberg), Gymnaſialprofeſſor, 6. ⸗ 
St reit, Oberbürgermeiſter, 6. 
v. Cranach, Landrath, 7. ⸗ 
v. Puttkamer (Lübben), Landrath, 7. ⸗ 
: Merz, Kaufmann, T. , 
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II. Kommiſſion 


r 


den Reihshaushaltsetat. 


Serr v. Bennigſen, Landesdireftor der Provinz Hannover, Vorfigender, 
1. Abtheilung. 
Dr. Lucius, Nittergutsbefiger, Stellvertreter des Vor: 
ſitzenden, 
Freiherr von und zu Bodman, Schriftführer, 
Freiherr v. Minnigerode, Majoratsbefiger, Schriftführer, 
-Nichter (Meißen), Profeſſor, Schriftführer, 
: Mosle, Kaufmann, Schriftführer, 
Berger, Privatmann, 
v. Benda, Rittergutsbefiger, 
Kiefer, Oberftaatsanwalt, 
Freiherr v. Zus: Rhein, Königliher Kämmerer, 
Freiherr v. Schorlemer:Alft, Kreisdeputirter, Premier: 
Lieutenant und Rittergutsbefiger, 2. 
Graf v. Balen, Beheimer Kämmerer Seiner Heilig: 


„reunn»ep 


* 


keit des Papſtes, 2. 
-Rickert (Danzig), Landesdirektor a. D. 3. 
: Dr. v. Schauß, Bankdireftor, 3. 
: Dr. Sammader, Rentier, 8. 
: Graf v. Balleftrem, Rittmeilter a. D., 4. 
: Freiherr zu Frandenftein, Neihsrath, 4. 
: Nuppert, rechtskundiger Magiftratsrath, 4. s 
: Dr, Freiherr v. Hertling, 4, 
: ». Schmid (Württemberg), Oberfinanzrath, 5. 
: ». Böttiher (Flensburg), Negierungspräfident, 5. 
: Graf v. Frankenberg, Rittmeifter in der Landwehr: 
Kavallerie, 5. s 
: Dr. Sänel, Profeſſor, 6. ⸗ 
-Richter (Hagen), Schriftſteller, 6. 
: Wulfshein, Geheimer Oberregierungsrath a. D., 6. 
v. Puttlamer (Lömenberg), Oberpräfident von Schlefien, 7. 
Freiherr v. Maltzahn-Gültz, Rittergutsbefiger, T; 
Dr. Frege, Rittergutsbefiger, 7. s 
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Deutfcher Heichötag. 
4. Legislatur-Periode, 
II. Sefion 1879. 


IV. Kommiſſion 


für 


die Rechnungen über den Reihshanshalt. 


Herr Ridert (Danzig), Landesdirektor a. D., Vorſitzender, 1. Abtheilung. 
Streder, Kreisgerichtsrath, Stellvertreter des Bor: 
figenden, 4. 
Horn, Fürftbiichöflicher Stiftsrath und Syndikus, Schrift: 
führer, 2. 
: Schön, Nittergutsbefiger und Amtsvorfteher, Stellvertreter 
des Schriftführers, 
v. Reden, Obergerichtsrath und Rittergutsbeliger, 
Hermes, 
Freiherr v. Tettau, Fideilommißbeſitzer, 
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V. Kommiſſion 


für 
die Wahlprüfungen. 


Herr Dr. Marquardſen, Univerſitätsproſeſſor, Vorſitzender, 1. Abtheilung. 
= Dr. Nieper, Landdroſt a. D., Stellvertreter des 


Vorfigenden, 4. : 
LZaporte, Obergerihtsanwalt, Schriftführer, 3. : 
v. Geh, Obertribunalrath, Schriftführer, 5. s 
Dr. Mayer (Donauwörth), Appellationsgerichtärath, 

Schriftführer, 2. 
Freiherr v. Heereman, Negierungsratd a. D., 

Rittergutsbefiger, 1. s 
v. Forcade de Biair, Obertribunalsrath, 2. ⸗ 
Hall, Appellationsgerichtsrath, 3. : 


Dr. Lieber, 
: Xhilo, Kreisgerichtsdirektor, 
= eng, Obergerihtsbireftor, 
Dr. Mendel, prakt. Arzt, 
: v». Schöning, Landrath a. D., Rittergutsbefiger, 
v. Shliedmann, Oberregierungsrath, 
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Deutfcher Meichötag. 
4. Legislatur-Periode, 
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VI. Kommiſſion 


zur 


Vorberathung des Entwurfs einer Gebührenordnung 


für Rechtsanwälte. 


Ir. Wolffſon, Advokat, Vorſitzender, 


v. Forcade de Biaix, Obertribunalsrath, Stellvertreter 


des Vorſitzenden, 
Eyſoldt, Advokat, Schriftführer, 


Roemer (Württemberg), Rechtsanwalt, Stellvertreter des 


Schriftführers. 
Dr. Mayer (Donauwörth), Appellationsgerichtsrath, 
Grütering, Kreisrichter, 
Pfafferott, Oberamtsrichter, 
Schroeder (Lippitadt), Rechtsanwalt a. D., 
Shen? (Cöln), Advolatanwalt, 
v. Gerlach, Landrath, 
Dr. Völk, Rehtsanwalt, 
Laporte, Obergerihtsanwalt, 
Witte (Schweidnig), Appellationsgerichtsrath, 
Dr. Rüdert (Meiningen), Kreisgerichtsbireftor, 
Thilo, Kreisgerichtsdirektor, 
v. Heim, Oberbürgermeifter, 
Stellter, Juſtizrath, 
Müller (Botha), Rechtsanwalt, 
v. Gofler, Obervermaltungsgerihtsrath, 
Saro, DOberftaatsanmwalt, 
Adermann, Hofrath, Finanzprofurator und Abvofat, 


3. Abtheilung. 


1. 
6. 
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VII. Kommiſſion 


zur 


Vorberathung des Gejegentwurfs, betreffend den Verkehr 
mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchs— 
gegenftänden. 


Herr Dr. Sarnier, Landeskrebitfajlen: Direktor, Borfigender, 4. Abtheilung. 
: Fürft zu Hohenlohe-Langenburg, Stellvertreter bes 
BVorfigenden, 7. 
: GStaudy, Polizeipräſident, Schriftführer, 
- Dr. Brüning, Fabrifant, Stellvertreter des Schrift: 


* 
” 


führers, 4. s 
» Dr. Rieper, Landdroit a. D., 1. 
: Graf v Fugger:Kirhberg, Regierungsrath, | 
>» Lang, Buts: und Brauereibefiger, 1 


s Dieden, Kaufmann und Weingutsbefiger, 2, 
: Dr. Lingens, Abvolatanwalt, 2 
s Freiherr v. Fürth, Landgerichtsrath, 2 
« v. Flottwell, Regierungspräfident, 3. 
-Reich, Rittergutsbefiger, 3. 
Baer (Offenburg), Kreisgerichtsrath, 4 
: Dr. Buhl, Guisbeſitzer, 5 
: Dr. Zinn, Geheimer Sanitätsrath, Direltor und Chef: 
arzt der Kurmärkiſchen Landirrenanftalt, 5 
= Meier (Schaumburg:Lippe), Konſul, 5 
»s Dr. Mendel, prakt. Arzt, 6. 
: Saerle, Gemeinberath, 6. 
: Güs, Regierungsrath a. D., 6 
s v». Bethmann-Hollweg (Dber-Barnim), Landratb, 7 
= Fürft v. Hapfeldt:Trahenberg, 7 
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Deutſcher Meichötag. 
4. LegislatunPeriobe, 
IL Seſſton 1879. 


VII. Kommiſſion 


zur 


Vorberathbung des Antrages des 


Abgeordneten Stumm, 


betreffend die Einführung von Altersverforgungs- und Invaliden- 
kaſſen für alle Fabrifarbeiter. 


— Dr. Hammacher, Rentier, Vorſitzender, 


Uhden, Amtsrath, Stellvertreter des Vorſitzenden, 7. 


Dr. Gareis, Profeſſor, Schriftführer, 


4. Abtheilung, 


: Dr. Franz, Chefredakteur ber Germania, Stellvertreter 


des Schhriftführers, 
» Dr. Freiherr v. Hertling, 
: Dr. Moufang, Domtapitular, 
Graf v. Balen, Geheimer Kämmerer, 


» v. Miller (Weilheim), Erzgieberei-Infpektor, 


: GStößel, Redakteur, 

: Melbed, Landrath, 

s Bowindel, Kaufmann, 

: Stumm, Geheimer Kommerzienratb, 
» Mfähler, Geheimer Bergrath, 

: Gtruve, Dberamtmann, 


Reinede, Premierlieutenant a. D., Amtsrath, 


Schlieper, Fabrikbefiger, 


Dr. Günther (Nürnberg), Gymnafialprofeflor, 


= Wöllmer, Kaufmann, 
: Bopel, Stabtrath, 


v. Shend:Ramwenczyn, Rittergutsbefiger, 


: Rab, Holzhänbler, 
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Deutjcher Neichstag. 
4. Legislatur-Periode, 
U. Sefion 1879. 


IX. Kommiſſion 


zur 


Borberatbung des Etats der Reichs-Poſt- und Telegraphen— 
verwaltung. 


Herr Adermann, Sofratb, Finanzprofurator und Advokat, 
BVorjigender, 6. Abtheilung, 

Germwig, Großherzogl. Baudireftor, Abtheilungsvoritand 

bei der Generaldireftion der Staatseiienbahnen, 


Stellvertreter des Borligenden, 4. s 
Möring, Kaufmann, Schriftführer, 4. 
: Dr. Majunfe, Redakteur, Stellvertreter des Schrift- 
führers, 2. 
Dr. Nieper, Landdroſt a. * 1. 
: v». Kehler, Legationsrath a. D., 1. 
: Dr. Lingens, Advolatanwalt, 2. ⸗ 


v. Behr-Schmoldow, Kammerherr und Nitterguis⸗ 


beſitzer, 4. s 
: Günther (Sadjen), Rittergutsbefiger, 8. 
v. Ravenſtein, Rittergutsbeſitzer, > : 


: Dr. Zimmermann, 
v. Puttkamer (Lübben), Yandratb, 6. s 
Dr. Schroeder (Friedberg), 7 

: Kungen, Finanzrat) a. D., 7. 
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I — — — — — 


X. Kommiſſion 


zur 


Vorberathung des Antrages der Abgeordneten v. Seydewitz 
und Genoſſen, betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung. 


Herr Rickert (Danzig), Landesdirektor a. D., Vorſitzender, 3. Abtheilung. 
: Dr. Freiherr v. Hertling, Stellvertreter des Vor— 

figenben, 1, 

: Schmiebel, Amtshauptmann, Schriftführer, 5. 
: SHolgmann, Hammerguts: und Fabrikbeſitzer, Stell: 

vertreter bes Schriftführers, 3 

: opel, Stabtrath, 1 

: Adermann, Sofrath, Finanzprofurator und Advofat, 1. 

: v.Helldorff:Bedra, Rittergutsbefiger, Landratha. D. 1 

: Freiherr v. Marſchall, Staatsanwalt, 2 

Müller (Gotha), Rechtsanwalt, 2. 


Dr. Zimmermann, 2. 
Dr. Klügmann, Advolfat und Notar, 8. 
Freiherr v. Soden, Königliher Kämmerer und Guts— 


beſitzer, 4 
Dender, Rentner, 4 
Findeiſen, Landrath, 4. 
Staelin, Fabrifant, 5. 
Günther (Sadhjen), Nittergutsbeliger, 5 
Graf v. Galen, Beheimer Kämmerer, 6 
Ruppert, rechtskundiger Magiftratsrath, 6 
Dr, Müller (Sangerhaufen), Ritterguts:, Berg: und 

Hüttenbefiger, 6. 
Dr. Moufang, Domfapitular, 7. 
Bauer, Maurermeifter und Architekt, 7. 
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XI. Kommiſſion 


zur 


Vorberathung des Gejegentwurfs, betreffend das Fauſtpfand— 
vecht Für Pfandbriefe und ähnliche Schuldvericreibungen. 


Herr v. Forcade de Biair, Dbertribunalsratb, or: 

ſitzender, 5. Abtheilung. 

v. Levetzow, Landesdirektor der Provinz Branden— 
burg, Stellvertreter des Vorſitzenden, 


— 


Büſing, VBankdireftor, Schriftführer, ; s 
-⸗Freiherr v. Lerchenfeld, Nittergutsbefiger, Stell 
vertreter des Schriftführers, 4. 
v. Bernuth, Staatsminiſter a. D., I; ⸗ 
Dr. Boretius, Profeſſor, 1. ⸗ 


Dr. v. Cuny, Appellationsgerichtsrath a. D. und 


außerordentlicher Profeſſor der Rechte, 2. 
Dr. Noggemann, Obergerichtsrath, 2. 
Dr. v. Schauß, Bankdirektor, 2. 
Freiherr v. Aretin (Ingolſtadt), Königl. Kämmerer 

und Reichsrath, 3. 
Strecker, Kreisgerichtsrath, 3. 
Freiherr v. Pfetten, a. 
Fürſt v. Habfeldt-Trachenberg, 4. 
Stellter, Juſtizrath, 4. 
Graf v. Droſte, Erbdroſte des Fürſtenthums Münſter, 5. 
v. Alten-Linden, Geheimer Rath, 5. 
Flügge, Rittergutsbeſitzer, Wi. s 
Areund, Juſtizrath, 6. 
dr. Schulze-Delitzſch, Kreisrichter a, D., Wi. 
v, Werlad, Yandrath, . T. 


: Widmanı, Nittergutöbefiber, 


Deutjcher Neichötag. 
4. LegislaturPeriode, 
IT. Seſſion 1879. 


XI. Aommiſſion 


zur 


Vorberatbung der von dem Abgeordneten Reichensperger 

(Dipe) und den Abgeordneten v. Kleiſt-Retzow, v. Flott- 

well und Freibern v. Marichall vorgelegten Gejegentwürfe, 
betreffend den Wucher. 


Herr Dr. v. Schwarze, Generaljtaatsanwalt, Vorfigender, 6. Abtheilung. 
: Dr. Marquardſen, Univerfitätsprofefior, Stellver: 
treter des Vorfigenden, 7. 
: Trautmann, Areisridter, Schriftführer, 
Seneitrey, Bezirksgerichtsrath, Stellvertreter bes 
Schhriftführers, $: ⸗ 
Reichensperger (Olpe), Ober-Tribunalsrath, 
Freiherr v. Ow (Landshut), Königl. Kämmerer und 
Regierungsrath, 
-Graf v. Waldburg-Zeil, 
: Saud, Bezirksamtmann, 
Graf v. Brote, Butsbefiger, 
Freiherr v. Landsberg-Steinfurt, Landrath z. D., 
Schlutow, Stabtrath, 
: Streit, Oberbürgermeifter, 
: ». Kleiſt-Retzow, Oberpräfident a. D., 
: dv. Flottwell, Regierungspräfibent, 
v. Goßler, Dber:Berwaltungsgerichtsrath, 
Kiefer, Oberitaatsanwalt, 
: Dr. Sommer, Rechtsanwalt, 
Fürft zu Hohenlohe-Langenburg, 
v. Geh, DObertribunalrath, 
s Freund, Quftizrath, 
» Dr. Dreyer, Reichs-Oberhandelsgerichtsrath, 
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XII. Aommiſſion 


zur 


Vorberatbung des Gejeßentwurfs, betreffend den Schuß 
nüglicher Vögel. 


Kerr Freiherr v. Schorlemer:Alft, Kreisbeputirter und 
Nittergutsbefiger, Vorfigenber, 1. Abtheilung. 

Graf Udo zu Stolberg: Wernigerode, Nittmeifter 

a la suite der Armee, Stellvertreter des Vor: 


ſitzenden, 4. ⸗ 
: Römer (Hildesheim), Senator, Schriftführer, 3. ⸗ 
s Graf v. Schönborn-Wieſentheid, Stellvertreter des 
Schriftführers, 1. ⸗ 
-Graf v. Saurma-Jeltſch, I; 
Freiherr v. Dalwigk-Lichtenfels, Nittergutsbefiger, 2. 
: Freiherr v. Aretin (Illertiffen), 2. 
: ». Schalſcha, Nittergutsbefiger, — 


2 

: Graf v. Flemming, 8. : 
— : ». Benda, Rittergutsbefiger, 8. ⸗ 

-Freiherr v. Mirbach, Rittergutsbeſitzer, 4 

= v. Jagow, Rittmeifter und Erbjägermeifter ber Kurmark, 4 

» Dr. $riedenthal, Staats: und Minijter der Land⸗ 

wirthſchaft, Domãnen und Forſten, 

-Furſt zu Hohenlohe-Langenburg, 

s Nihter (Meiben), Profeſſor, 

: Güs, Negierungsrath a. D., 

«e Streit, Oberbürgermeifter, 

:s Saerle, Gemeinberath, 

: KXölte, Rittergutsbefiger, 

: Bieler (Frankenhain), Gutsbefiger, 

-Knoch, Nentier und Landtagsprälident, 
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XIV. Kommiſſion 


aur 
Vorberathung des Gejegentwurfs über die Konjular- 
gerichtöbarfeit. 
Herr v. Schwendler, Geheimer Rath, Vorſitzender, 3. Abtheilung. 


Dr. Mayer (Donauwörth), Appellationsgerichtsrath, 
Stellvertreter des Vorſitzenden, s 
Dr. Gareis, Profefjor, Schriftführer, 1. s 


r 


s dv. Batocki, Majoratsbeliger, Stellvertreter des Schrift: 
führers, 7. ; 
: Römer (Württemberg), Rechtsanwalt, : , 
: Dr. v. Ohlen und Adlersfron, Landrat) a. D. und 
Nittergutsbeliker, l. 
-v. Reben, Obergerichtsrath, 2. 
» Dr. ®olffjon, Abvofat, 2. 
s L2aporte, Obergerichtsanwalt, 2. 
v. Knapp, Oberfinanzrath, 3. 
Thilo, Kreisgerichtsdirektor, 3. 
Freiherr v. Wendt, Regierungsaſſeſſor a. D., Ritter— 
gutsbeſitzer, 4 
⸗Klotz, Kreisgerichtsrath, 4 
: Dr. Zimmermann, 4. s 
» Dr. Bod, Rentner, Päpftliber Geheimer Kämmerer, 5 
s Freiherr von und zu Bodman, 5. s 
: Freytag, Rechtsanwalt, 6. 
: Graf v. Fugger-Kirchberg, Regierungsrath, 6. s 
: ». Grand: Ry, Gutsbeſitzer, 6, P 
« Freiherr v. Maltzahn, Nittergutsbefiper, 7. : 


: Theodor Graf zu Stolberg:Wernigerode, Major 
a. D., Nittergutsbefiger, 


=) 
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XV. Kommiffion 
zur 


Vorberathung des Gefegentwurfs, betreffend den Zolltarif des 

deutſchen Zollgebiets, jowie der Nr. 2, 3, 5, 10, 11, 17, 

18, 19, 20, 21, 22, 25, 27, 29, 30, 35, 38, 40, 41, 
42, 43 des Tarife. 


Herr v. Seydewitz, Landeshauptmann, Vorfigenber, 5. Abtheilung. 
s Freiherr zu Frandenftein, Reichsrath, Stellvertreter 
bes Vorſihenden, 2 
: Xoemwe (Berlin), Fabrifbefiger, Schriftführer, 4. ⸗ 
» Ruppert, rechtskundiger Magiſtratsrath, Schriftführer, 1. ⸗ 
: Grüßner, Spinnereibeſitzer, Schriftführer, 5 
s Graf v. Balleftrem, Rittmeifter a, D., 1 
= Frhr. v. Aretin (Ingolitabt), Königliher Kämmerer 


und Reichsrath, 1: 
: Dr. Moufang, Domkapitular, 1; : 
: Windtborft, Staatsminifter a. D., 2. ⸗ 
Frhr. v. Heereman, Regierungsrath a. D., Nitter: 
gutsbeſitzer, 2. 


» Sehr. v. Hertling, 
» Frhr. v. Varnbüler, Staatsminilter, 
v. Bötticher (Flensburg), Regierungspräfident, 
: Bomwindel, Kaufmann, 
Graf v. Frankenberg, Nittmeifter in der Landwehr: 
Kavallerie, 
v. Kardorff, Rittergutsbefiper, 
: Dr. Karſten, Profeſſor, 
-Richter (Hagen), Schriftiteller, 
-v. Wedell-Malchow, Ritterjhaftsdirektor, 
Graf Udo zu Stolberg-Wernigerode, Rittmeiſter, 
-Dr. Sammader, Rentier, 
-Dr. Delbrüd, Staatsminiſter, 
Dr. v. Schauß, Bandkbdirektor, 
: Dr. Bamberger, 
Ridert (Danzig), Landesdireftor a. D., 
v. Bennigjen, Landesdireftor, 
v. Benda, Rittergutsbefiger, 
: Dedelhäufer, Geheimer Kommerzienrath, 
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Deutfcher Neichstag. 
4. Legislatur- Periode, 
II. Seſſion 1879. 


XVI. Kommiſſion 


zur 


Vorberathung der Gejeßentwürfe: 
a) wegen Erhebung der Brauftener, 
b) betreffend die Erhöhung der Brauftener. 


Herr Richter (Meißen), Profeſſor, Vorligender, 3. Abtheilung. 
v. Kehler, Legationsrath a. D., Stellvertreter des 
Vorſitzenden, 1. 
:s Bernards, Landgerichtsratb, Schriftführer, 9. 
: Kibders, Ingenieur, Stellvertreter bes Schriftführers, 7. ⸗ 
: Fehr. v. Soden, Königl. Kämmerer und Gutsbeſitzer, 1. 


Stößel, Redakteur, 
Melbed, Landrath, 
Eyſoldt, Abvofat, 
v. Puttlamer (Frauftadt), Generaladvofat, 
Uhden, Amtsrath und Nittergutsbefiker, 
Merz, Kaufmann, 
Forkel, Juſtizrath und Rechtsanwalt, 
: Feuftel, Bangquier, 
Dr. Zinn, Geheimer Sanitätsrath, 
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Deutjcher Neichötag. 
4. Legislatur⸗Periode. 
I. Seſſion 1879. 


XVII. Kommiſſion 


Vorberathung der Gejegentwürfe: 


a) betreffend die Beſteuerung des Tabacks, 


b) betreffend die Erhebung einer Nachſteuer vom 


Taback und von Tabadfabrifaten. 


Herr Graf v. Fugger-Kirchberg, Regierungsratb, Bor: 


s 


figenber, 

v. Schmid (Württemberg), Oberfinanzrath, Stellver: 
treter des Vorſitzenden, 

Frhr. v. Manteuffel, Landrath und Rittergutsbeſitzer, 
Schriftführer, 

Dr. Witte (Viedlenburg), Senator, Schriftführer, 

Lender, Dekan, Schriftführer, 

Möring, Kaufmann, Schriftführer, 

Dieden, Kaufmann und Weingutsbefiger, 

Graf v. Galen, Geheimer Kämmerer Sr. Heiligkeit 
des Papites, 

Dr. Majunke, Redakteur, 

Dr Lingens, Advofatanwalt, 

Frhr. v. Bodman, 

Gielen, Kaufmann, 

Findeiſen, Landrath, 

Süs, Regierungsrath a. D., 

Frhr. Nordeck zur Rabenau, 

Richter (Hagen), Schriftſteller, 

Wöllmer, Kaufmann, 

Hermes, 

Dr. Buhl, Gutsbeſitzer, 

v. Puttkamer (Löwenberg), Oberpräſident, 

Ackermann, Hofrath, Finanzprokurator und Advokat, 

Frhr. v. Marſchall, Staatsanwalt, 

Frhr. v. Tettau, Fibeilommißbefiger, 

Dr. Blum, 

Meier (Schaumburg:£ippe), Konful, 

Dr. Groß, Gutsbefiger, 

Dr. Böttcher (Walded), Schriftiteller, 

Dr. Stephani, Vije-Bürgermeifter a. D., 
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Deutfcher Neichätag. 
4. Regislaturs Periode, 
I. Seſſion 1879. 


XVII. Aommiſſion 


zur 


Vorberathung des Geſetzentwurfs, betreffend die 88. 25, 35 
des Gejeges vom 31. März 1873 Reichs-Geſetzbl. S. 61). 


Serr Dr. v. Schwarze, Beneralftaatsanwalt, Vorſitzender, 


s 


⸗ 


Freiherr v. Pfetten, Stellvertreter des Vorſitzenden, 
Dr. Klügmann, Advokat und Notar, Schriftführer, 
Freund, Juſtizrath, Stellvertreter des Schriftführers, 
Kiefer, Oberitaatsanwalt, 

Dr. Marquardfen, Univerfitätsprofefjor, 

v. Reden, Obergerihtsrath und Nittergutsbefiger, - 
Dr. Bod, Päpftl. Geheimer Kämmerer, 

Dr, Lieber, 

Dr, Berger, Reltor, 

v. Knapp, Oberfinanzrath, 

v. König, Nittergutsbefiger und Geheimer Rath, 
Freiberr v. Minnigerobe, Majoratsbefiger, 

v. Goßler, Oberverwaltungsgerichtsrath, 


ut di 


..n 


ans pPm>N 


. Abtheilung. 


N 38 
Deutfcher Meichötag. 


4. LegislaturPeriobe, 
IL Seſſton 1879. 


XIX. Kommiffion 


zur 


Vorberathung des Gejegentwurfs, betreffend die Statiftif des 
auswärtigen Waarenverkehrs des deutichen Zollgebiets. 


Herr Stumm, Geheimer Kommerzienrath, Vorfigender, 7. Abtheilung. 
s Freiherr v. Schorlemer-Alft, Nittergutsbefiker, 
Stellvertreter des Vorfigenden, 1; E 
: Dr. Frege, Rittergutsbefiger, Schriftführer, 6. 
» Dr. Brüning, Fabrifant, Stellvertreter des Schrift: 
führers, 4. . 
: Graf v. Schönborn: Wiefent heid, 1. 
⸗Freiherr v. Zu-Rhein, Königlicher Kämmerer, 2. ⸗ 
: Hamm, Fabrifbefiger, 2. B 
: Dr. Karften, Profeffor, 8. ⸗ 
-Feuſtel, Banquier, 3. ⸗ 
: Meier EchaumburgLippe), Konſul, 4 ⸗ 
: Dr. Klügmann, Advokat und Notar, 5. E 
: Graf v. Prafhma, Nittergutsbefiger, 5. ⸗ 
Ka tz, Holzhändler, 6. 
v. Knapp, Oberfinanzrath, 7 ⸗ 


M 4. 


Deutfcher Neichstag. 
4. Legislatur: Periode. 
Il. Sefion 1879. 


Berlin, den 6. Dezember 1878. 


GC». Hochwohlgeboren beehre ich mich anbei eine vom Kaiſerlichen ftatitifchen 
Amte ausgearbeitete Zufanmenftellung bes Ergebniffes der Neihstagswahlen 
vom Jahre 1878 ganz ergebenft zu überfenden. 


Der Reichskanzler. 
In Vertretung. 


Sofmann. 


An 
den Präfidenten des Deutſchen Reichstages, 
Seren Dr, von Fordenbed, 
Hochwohlgeboren. 


Hefinitive Statıkik 


der 


allgemeinen Wahlen für die vierte Lenislatur-Periode des Reichstags 


im Jahre 1878. 


Torbemerfung. Wegen der Grundlagen, der Einrichtung und Bedeutung der vorliegenden Nachweiſe vergl. die 
Vorbemerkungen zur Statiftit der Wahlen für die dritte Yenislatur: Periode, Reichstagsdruckſache, 
3. Yegislatur:Periode II. Seſſion 1878, Ar. 4. 
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') 3 Kandidaten mit 7682, 61 und 32 Stimmen, bzw. mit TLz — 0,6 und 0,5 Prozent. — a) Hoſpitant der Fortichrittäpartei. — ?) 3 Kan— 
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Staaten und größeren Yandestheilen und im Reich ıc. 
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bidaten mit 869, 59 und 28 Stimmen, bezw. mit 13, Da md 0,4 Prozent. — a) Chriſtlich-ſozial. 
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Noch A. Die Wahlergebniffe nad den Wahlkreiſen, den 





Staaten, 
größere Landestheile 


und 


Nummern der Wahlkreife. 


1. 


Reabz. Stettin. 


Erſte Wablen . 


Entſcheidende Mablen 


Reabz. Köslin. 


Erſte auch enticheide 


Wahlen 


Reabz. Straljund. 


(rite 
Wahlen 


'3.| 1130» 
4 





auch entjcheiden 


77260 
91 733 
154 776 
80972 


108 405 


102 409 


80 179 





1.| 135699 
135 909 


557 831 


116 605 


92 120 


208 725 


Anzahl ber wahlberechtigten Wähler. 


un 
7 


16 141 
18 836 
32 202 


15 501 


21 168 
18 957 
15 544 
158 649 





25 060 


20 969 


15 551 


0] 43 741 


25.065 


18 983 


Anzahl der 
abgegebenen 


Stimmen 





9901 26 
10 10 7 
906 1 
iu 357 9 
11907 6 


6.967 26 


7346 35 


08.225 








* 
= 


20 907 


> | beutich«konjervativ. 
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—: ı »® 
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10. | 11 
1) 
— 8896 
—* 
— 10 196 | 
_ 351 
23Uuı — 
2874 9147 
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I 
2873| — 
5834| — 
62 — 
| 
1 — 


Bon den gültigen Stimmen 


x national · liberal. 


3) 

8260 
Rauch 
10 357 





4575 | 


13 247 


23 804 








auf Kandidaten folgender 








| E |; 
E 5 |8& 
»5| u. | 
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u 36 | = 


') 2 Kandidaten mit 4556 nnd 4.40 Stimmen, bezw. mit 46,0 und 43,5 Prozent. — 2) 2? Kandidaten mit 5952 und 4244 Stimmen, 
5 015 und 4.642 Ztimmen, besw. mit 56, und 44, Prozent. 


>) 3 Kandidaten mit 6435, 108 und 34 Stimmen, bezw, mit 92,5 - 


1,; und O,; Prozent. 


15 A 4. 


Staaten und größeren Yandestheilen und im Reich ıc. 
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bezw, mit 58.4 und Als Prozent. - 


I, 2 Kandidaten mit 4229 und 4031 Stimmen, bezw. mit 463 und 44, Prozent. — +) 2 Kandidaten mit 
— 1) 2 Kandidaten mit 82 und 29 Stimmen, bezw, mit I, md O,, Prozent. — °) 2 Kandidaten mit je 32 und 28 Ztimmen, bezw. O0, und 0, Prozent 
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Noch A. Die Wahlergebnifje nad den Wahlfreijen, den 
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a) Hospitant der deutſchen Reichspartei. — 2 Kandidaten mit 4879 und 4483 Stimmen, bezw. mit 424 und 38,0 Prozent. — 
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15 AM 4. 


Staaten und größeren Yandestheilen und im Reich sc. 
































(Spalte 7) find = = | Bor 100 gültigen Stimmen ſind — 
= = 
A = * bep. 

| Pr 5 * Maſoitai⸗· 
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?, 2 Aanbitaten mit 5 957 und 5 146 Etimmen, bzw mit 53,7 und 46,5 Prozent, 2 Mandidaten mit 5 593 und 6 Etimmen, bzw, mit Hua und 0,3 Erezent, 
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Noch A. Die Wahlergebniffe nad den Wahlfreijen, den 





Anzahl der Bon ben gültigen Stimmen 


















































Prozent» 8 
Orts 3 nn 
fa der abgegebenen 
Staaten, amwefende auf Kandidaten folgender 
& Stimmen 
r E57 Pu. | £ * Fi 
grögere Landestheile = & | $ : Ei j | FF 3 
erung am > | £ 2 
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9.| 124982] 62, 36, 17 105 1.095 | - | - 511, — 4 136 — 
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10.| 111231] 76,| 22,5 18 666 — 13897 — = — 8832 — 
a) | | 
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r 
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Entſcheidende Wablen . . _ -|. — Il 1 on) 9 las asm| — | 51532 m| 371, — 

















') 2 Kandidaten mit 951 und 30 Stimmen, bezw. mit 5, amd 0, Prozent, — ) 2 Kandidaten mit 6412 und 37 Stimmen, bezw. nei 
bezw. mit 5,5 und 1,5 Prozent. 
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Staaten und größeren Yandestheilen und im Neid ıc. 
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33,5 und 0, Prozent. — a) Hofpitant der deutſchen Neichöpartei. — b) Nicht zur Fraktion gehörig. — ) 2 Kandidaten mit 404 und 103 Stimmen, 
5 x 
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Noch A. Die Wahlergebnifie nad den MWahlfreifen, den 





Prozent. Anzahl ber | Bon ben gültigen Stimmen 
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') 3 Kandidaten mit 91 — 73 und 62 Stimmen, bezw. mit 1, — 0, und O,, Prozent. — ?) 2 Kandidaten mit 80 und 36 Stimmen, bezw. 
Stimmen, bezw. mit 1,0 und O0, Prozent. — a) Nicht zur Fraktion geböria. 
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Staaten und größeren Landestheilen und im Neid ꝛc. 


A 4. 
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mit O, und 0,4 Prozent, — 9 2 Kandidaten mit 401 und 195 Stimmen, bezw. mit 4, und 3,3 Prozent. — ) 2 Kandidaten 


mit 90 und SO 
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Noch A. Die Wahlergebniffe nah den Wahlkreifen, den 





Staaten, 
größere Landestheile 


und 


Nummern der Wahlkreiſe. 


anmwefenbe 
Bevöl- 
ferung am 
1. Dezem · 
ber 1875. 


98 923 

92 784 
106 655 
126 201 
113 875 
104 531 
118 527 
142 435 


Regbz. Merfeburg. 1. 





Erjte Wahlen... 
Entſcheidende Wahlen . 


903 931 





+ 


65 684 
19 387 
114 074 


Regbz. Erfurt. | 





+ w 





126 354 


Grite 84 entſcheidende 


385 499 


Enticheidende Wahlen . 


) 2 Kandidaten mit 215 und 





Prozent» 
fag der 








| 
99,1) 0, 


9,5 0, 


99,3 0s 


97, Ir 
985 15 
99,4 05 
99,4, 04 
994 0, 


1 


oo. 0,8 


| 
J 


I 2r 





16,6, 83, 





Bon den gültigen Stimmen 











& Anzahl der 
8 abgegebenen 
5 : Stimmen 
= 
w ._ ı= 
sl |: 
Ei 3 I8 I u | mi.) 
19764 | I 8958 10 
18869 | I 98% 23 
23088 | I | 11687 43 
25926 | I | 15206 | 728 
25164 | I 14 455 718 
23363 | 1 14474 Mu 
26387] I] 1690. 72 
30576 | I] 18665 | 71 
El ırma| 38 
| 
195 137 | 1 5110189 | 1091 
— 1-— [108 828 | 1058 





14 073 
18 020 
25 834 








85 581 


101 Stimmen, bezw. 








9643 

10 732 
12 061 
14331 
5897 
















mit 


; deutſch » konſervativ. 


4 468 
4468 


1,: und O0, Prozent. 





deutſche Neichöpartei 
(freifonfervativ). 


47474 
46 286 






23121 


22667 | 


: außer national. 


— 
— 





liberal und Fortjchritt. 





de 
12 173 





auf Kandidaten folgender 






























755 | 10711 | 


07 | 8701 | 
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Staaten und größeren Yandestheilen und im Reich ꝛc. 








Die auf Die 
Abgeerdaeten 
ci. 
Dajorität- 
Kandidaten 
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i 
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auf Kandidaten folgender Parteiftellung gefallen: 
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Noch A. Die Wahlergebnifje nach den Mahlkreifen, den 











































s Anzahl ber Bon den gültigen Gtimmen 
ben 
Stanten, ri — auf Kandidaten folgender 
größere Landestheile = * 33 
ii s |E.|s8 A | 
und = * 22 18% - 
- e [Es l2®| E|$ 
Nummern der Wahlkreife. & 4 $ E 5 & E 2 | 5 & 
heise ilnd 
6. \ Fr 























Regbz. Chlesmig. 1] ara [004 Qu | zes |ı | ass | mas -— — — — — — 
| 2. 94 361 A 04|5|18) — | TOR — 33 — _ J 
3. 10454 9904| 26 [1 | 13270 | a] - ja, - | - fen! - = 
\a.| zınarz [99% 094 | ars lı ) 000 lım —-  - ca, -— — wer 

| | 
5.| aamzı [994 00| ıa|ı | som | | m — - Isa -I- — 
16.| 2214 [9905| 2a |ı | san | — — — 38828 | 4337 ' = | = 
| El wew| m — — = "u 297 1) u. It. | _ 
7. sis os- ul aaralı lan slam| -— -| - na) - | - 
s.| 138753 Hr u] 31617111 35 2 ul ce) — — | 2824 | 10665 34 — 
| Ei sa | 70 — | - — _ | 1332 | - | - 
| 9.| 103112 199, 02 | eıss | ı | 12856 | 11 | 11962 | u az a 
| | 
48770 |99;: 05| mas |ı | 8540 | 10| 3894 | - 1, - |ım| - | - | z 
] 
t 








Erſte Wahlen... . +. 





1073 926 236645 | I [149320 ı 272 [241176 1148 | — | 047 313 34 — 
1} 





| | | 
Enticheidende Wablen . 1119307 338 123 176 11418 | — | 29252 |3345 | — -- 








u 
| | | | 





a) Hojpitant der Fortſchrittspartei. 
b) Nicht zur Fraktion gebörig. 
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Staaten und größeren Yandestheilen und im Reich ıc. 
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Noch A. Die Wahlergebnilfe nach den Wahlfreijen, den | 
Prozent · 8 Unzahl der Bon den gültigen Stiurmen 
. Ort. faß der = abgegebenen Ranbibaten fol 
Staaten, anweſende 1: Stinnnen hen —— 
größere Landedtheile Bevil- 4 :I # lEl- 5 | 33 
und teumgam| $ © | = . | 5 [ds 28 “= |&8 
: 1. Dezem⸗ B E # = £ 2: | un E 4 
Nummern der Wahlfreife. — * Pr — J | 35 | 3 2) 2 
IRA EREIB EFF 
= = 3 a P- = | = z 8 = 
5 _- YoE Ill 8 lei tier ei oa iu ll era tar 
Prov. Hannover. | 1.] 103680 | 94,6 2] 22166 | I 13 852 21] 451) — _ 9 087 _ _ 
'2.| 104192 | 90, 8] 22891] ı | 11497) 20] 5157| — - | 6317, — — 
's.| 107985 [274 71] 26 366111 1072) | 83909 2301 — _ — | 16900 | 
4] nmoaıs | 500 a7] arosılı | a4 | - _ a9 - _ 
\5.| 86085 870 1201 188233)11 nr a - — — | 5810 5 — 
| 6.| 103648 |955 44] 330351 | 1287 15) - - — a u — 
7.| 103085 98; 04] 22srı|ı | 11300 18 | 3918 — _ 2905 — _ 
8.| 150355 90, 7a 31341111 21961 B| 92 — — | co) 210 — 
| El ws2| 7) — | _ - — — 
\o.| 106766 [084 10 asmualı | ame | - si — er — _ 
10.| oma | 2, 26] soalıl mon | - 2m — 786) — | 6267 
| ID 19 638 an — — — IN ESS | — 5950 
11.| 90866 | 97 1] sea] ı | sw 2] — — — 4200 — — 
i2. 8713 |72, 970] woslı] san al - | - ge 6237 — _ 
13.| 95377 [942 54 zualıf san) af - 4011 - | ol - | - 
E] 5322| # I — 15398 | — 4 — | — | 
14.| 114.636 27238] 1 | 16562 201 — - — 7588 — — | 
) E 20 688 | 7 — — | _ 9292 — — —— 
u. 104 216 256978111 aa 191 — — — 4982 — hs 
16.| 105622 Bl le | 
'17.| 109 820 3540| 1| 15 129 si - | — — , 701) — | - 
El m) | — = — sw — | — 
18.| 916328 »wulı| wie | — — — 6 — {= 
19.| 114 582 2841111 133231 238 | — _ | 94) — | - 
Erſte Wahlen .... 017393 | 8720 11, 280 439 | 40 |15224 16718 — ‚113126 2385| 81 - 
Enticheidende Wahlen . * 436 | 14252 | 15 208 | lm! 7| 2850| - 


1) 2 Kandidaten mit 9370 und 469 Stimmen, bezw. mit 41, und 2, Prozent. — ?) 2 








Kandidaten mit 207 und 88 Stimmen, bezw. mit | 
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Staaten uud größeren Pandestheilen und im Reich ꝛc. 
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Is und 0, Prozent. — a) Hoſpitant des Centrums. 


Digitized by Google 
— C 


26 
Noch A. Die Wahlergebniſſe nach den Mahlfreifen, den 









































Brogent- * Anzahl der Bon den gültigen Stimmen 
Orts. — — 
Staaten ap ber ä ——— auf Kandidaten folgender 
aumejende — & Stimmen 
grißere Landestheile Bevöl- Ei 8 $ =|_ en 35 | 
e|8& 3 E 55 3 
t .|ı= 2 = en 2 zZ 
und erung am = — 525 28 4 * 
msi ge |38|13©0| 8 |® | 
Nummern der Wahlkreiſe. | * "3" x |E ‚8 le&j:3| SS |® | 
5 oa ä = 
ber 1875. | Beiı. | 3 | » 3 es |82|,3 E 8 P = 
L E e| 8 >| 5 |$E & | 3 |$ = 
erung al & | 5 | 2 |2>jası|ı 3 |2% 3 8 
1. 2. 3. 4.1 5 ci. I. . I nm. I! ne Is I | 
l 
Regbz. Müniter 1.1 326088 | 253 Tal 29665] I 19 724 | 23 13! — — 2204 — 15827 — 
+ 
2.1 111067 43 Ya] 2386| I 15574 21 — 1040 14 486 
3.1 93?691 25 964 2367011 13 184 4 _ 0 — - 12815 — 
4.| 106 170 la 080] 24742] 1 14 205 22 171 re _ — — 13687 — 


















MRablen........ 443 344 


Erite auch entſcheidende 
103 163 





1 702 350 — 3344 — 56815 — 


Regbz. Minden, 120 930 24431 


1228378 











2. 75950 20 367 Rus — 6477 I — 
1. 105 162 21966 30600 - - 4126 — — 
75 669 15.7 — 494 Fe — 10 561 

5.7 31202 1691411 11499 21 n 1219| — — 10.255 
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Ka se Sa ei DEE I DER — — — — — 
Erſte Wahlen. . . ... IOIM A4“uI ] 57. 41; 25354531111700000 27 6238 12576 50218: 12631 8904| 66316 — 
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') 2 Randidaten mit 3113 und 2151 Stimmen, bezw. 19, und 134 Present, — 
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Noch A. Die Wahlergebniffe nad den Wahlfreijen, den 





Staaten, 
größere Landestheile 
und 
Nummern der Wahlkreife. 


Regbz. Kaſſel. 


Erite Wahlen...... 
Enticheidende Wahle 


Reabz. Wiesbaden 
(ohne Kreis Biedenkopf 
mit 38385 Ginm.). 


Erite Wablen. .... . 
Enticheidende Wablen . 


Reghbz. Koblenz 
ausſchl. Kreis Meiſen⸗ 
beim mit 13462 Einw. 
aber einichl. der 5 635 
Einw. des früher zum 
Großh. Heſſiſch. Kreije 
Gießen gehörenden 
Theils des Kreiſes 
Biedenkopf vom Regbz. 
Wiesbaden). 


Erſte auch entſcheidende 
Wablen'. ....... 


) 2 Kandidaten mit 246 und 195 Stimmen, bezw. I,s und 1; Prozent. 
























640 627 


9196 


122 710 
9 574 
101 964 
84 690 
87424 


96 646 


118 102 


97332 
89 148 


124 070 





118 949 
116 205 
94 923 











8 706 


88.040 
87017 

















47,3 50,6 


535,0 42,4 


38,6 60,0 
564 Al 


25.1 


73a 


644 254 


154 834 
56,5 41a 
1) 96,6 
a 87a 


Anzahl der wahlberechtigten Wähler. 


a 
* 


19 218 
25.082 
15 342 
19 287 
16 806 
15 760 


19779 


26 852 









26 780 
25 372 
21 607 
21 167 
21326 


29 257 
145 509 


22095 













































































Anzahl der Bon ben gültigen Stimmen 
ah auf Kandidaten folgender 
ü Stimmen 
im | E '3E| 1a | 
" & 24 | #8 = : 
3 el: gel: 
E ‚Izl8:lss|: |& |, 
a. Else il ; 
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ı| 3195 24] 4164 — — 8374 _ 2 — 
I] 14037 17 — 40883 — 7 329 — 213 — | 
I 84236 5] 2828 — | — 5221 = 310 — 
Il 179 34 _ 32 — 6389 -_ — — 
82418 26 — 64411 — — 166 — 
il 10279 14 — 4476 — 2988 142608 — 
El mai 1 — su — 2 — _ _ 
1) — „ 
Il 254 9% 42 — — 2481 46 9454 — 
11 18401) 181 446 — — 8.559 — — — 
17 94 10312 
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an 204 7495 237223 | — 43006 40 | 12 175 — 
19 528 3 — — — 9893 1269 7043 - 
17982 > — — — 1853 10567 5129 - 
18.379 — _ — — 8545 9789 — 
16.359 1184 — — 9495 3740 — 

14 558 101 4053 — — 04 — 344 — 

13463 7 4159 — - 8944 — — Fr 
19 258 204 — 4589 2524 989 — 
Is 045 — — — 336 =. = 
































I | 106064: 20% 344 — — 23384 32 290 32134 — 
— I 101757 214 37 — — M27 20700 27704 — 
16678 23 — — 9822 — 4482 — 
13041 — 3781 — — 7221 — 
I 16 918 _ — 1907 — 12 145 = 
I 17477 20 - — — 11384 — 6030 — 
14.062 2 — — 370 106 133 | 15197 — 
I 13698 23 








235 


133 








| 41874 8144 1537 21912 


- 3, 3 Kandidaten mit 1847 — 603 und 31 Stimmen, 
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rigen Stimmen. 
(Stimmen der able bezw. relativen Majoritäten.) | 








Staaten ! f: ‘= 
und 2 Ü H | - * 
ir | $ Es — = |& E z 
Landestheile. 5 8 2 FA i & E € B & 54 4 * 
J——433 633611153377 
J ——8—348—343181775 
BETTER ER EBEIEREB D ——— 
Rabz.Kaflel... | — MIT — 382 — 9454 — — — | - [569] — | 877 - 
Biestaden)| -— = 0-12 0 97808 — — 6685 |i-Iseıd -| - - 
Koblenz‘) . — — — 21200 — 44655 — — — _ _ 65 861 — — — 
Düfleldorf | — 68144 — 3 — 5647 — 11325 — | - [uzaze| — | 21906 
an ....| - UN = - 66327 — = iu. le [ei — = 5 
tier)...| — BIBI — 158 — 54881 — Be a 955 — | Br — 
. Machen ...| — — * — Bm — — — — — [8785| - = 2 
Sigmaringen] — — — — 5149 — — — — — 5149) — — — 







Sa. Preußen .|384 404 276 967 67862 351 40 140850 622 139 173 400 49 804 6 858, 73462 372816 295 002 6684 





Rabz. Oberbavern . 








Niederbayer — — — en - | 2 - ———— = = : 
| i 
Pfalz ... — — 19308 3718| - - - - !'.) —- — _ — 19303 
| | | 
Oberpiall..| — | Be - I 86 — gr | u = m 
Operfranten.| — | 754 — ı mr] —- | MW - - | - ger — . 170 
Mittelfranten| — | — 6881 23461] 13436 9436 - 1) ,- - — 6ssi 
unterfranken. 7902 — u - | u! — —— = Pr wo — 
» Schwaben. . — eu - | - - | -|I- — - ı  - 
| | | 
l 
En Ban | — | 15406 26184, 89755. 18436 3005 — m ee — Io — 25663 W184 








| | 


Sadjen ..... 28.447, 38.480 40494 22190 — — 3245 — — 1383 3561 30218 46 921 — 
Hürttemberg . = 99 350 20229 6850 32025 - - 7505 — 165989 — 99 350 — 
Baden ...... 15 775 — — 75 3205 — W269 — — — 11213691 19792 — — 
Heſſen. ...... — 77092 — 610858 — = _ von — — — 68877 — 7792 — 


Wegen der Begrenzung dieſes Bezirkes vergl. NMeberfiht A. — ) Darunter I Hoſpitant Der deutſchen Reichspartei. ?) Darunter 
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Majoritäten, auch Parteiftellung der Abgeordneten ıc. 


A 4, 








enfiheidenden Wahlen auf die Abgeordneten gefallenen 





(Stinmmen der abfoluten Maforitäten). 


national-liberal. 


— 





Seztaldemefraten, 


X 





| Volkspartei. 


rn. 
rn 


' Bartikulariiten. 


16 
= 





Ztimmen, 


3 
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ri 

zu 4 
— 2 
zz = 
= = 
5 = 
[7 = 
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* 
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8 — *** 
— 
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17625 - 4454 NISTE “ 
158333 OT 07809 8 uo⸗ 
21206 44655 Baht * 
3219 647 13 220 1a vun 2 
- 66 327 BT 
11585 — 534661 nd | 
Au Tan Ta 
> — An A| - 
4350 181405 622 8 1708 12 180 86 21e vl2 18565 
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national.liberal. 


Die Abgeorduerleu vach ihrer Parteijtellung. 
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85 704 


13 436 


13 un 


04 


52 107 


303 616 





42248 | 
| 

20.229 

70 795 


»1259 | 


! Abgeordneter „nicht zur Fraktion", 


26 050 
10 450 


8598 


32025 
30 264 


11290 


3244 
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Bu — 
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Noch B. Die Stimmen 











der abjoluten bezw. relativen 








Die bei ben erften ordentlihen Wahlen auf die Kadidaten mit der höchſten Stimmenzahl Die bei dem 


gefallenen Stimmen. 
(Stimmen der abjoluten bezw. relativen Majoritäten.) 




















Staaten Be | = 
— 31 | J 
ut Bu: 5 | 6 
; a: 2 * 4 E14 
größere = |i22 $& * 3 | 8 2 S2 | $?: 
= 55* 5* = = = — = 5* 2* 
— 5* +: E E 1 3 * E F se 
Landestheile. = 37 F - 5 2 = £ = zE | & 
5 = .3e = * —— 5 E [ei 5 3% 
= 25 = = . Fr = 3 = — | 8 
— 882 8 5 & BE u:| 4 $ ı 7 8 382 |; 
MIT TEE ER EEE TE TE EB: = 8: &# 
2 ı 23718 E 2 ö >» 88 a a = 27|®% 
1. 2. y 747% — — 8. . ! m 1.) m 14 15. | 
1] [J [ 
| 
Medlenburg: | 
Schwerin... .) 13018 — — 14326 14527 — — — — _ 7174 — 78 
ZahjemWeimar | — 6833 TE — — — — — — — = 68 7 
Medlenb.-Strelig |] 7730 — — — — — — u = — 7780 — 
Dpeanburg ...1 — — — 13 585 - 12224 — - — = * = E — 
Braunſchweig .. — ! - — 31608 — — = = = = = = Be z 
Sadf.-Meiningen| — | — — | 2 605 _ — _ u — — — — * 
Sachſ.⸗Altenburg — | 13420) — En | — ———— = = re —— 13420 — 
| 
Sachſen · Koburg · | 
Gotha ..... — — = 6069. 7 480 — — — I — — — * 
Anbalt . ..... — — — | 20361 -- _ — — — — — — = 
Schwarzb. « Rubol: | 
Mu... -...% — — — 555658 — = = = BEN en = — — = 
Schwarzburg-Son- 
baujen — 47080 — _ _ — — — — = _ _ 4708 — 
Waldel...... - | - | — 38866 — = — —— = BE > 
Neuß A.% 4312 — — — — = - | - — — — 2 — — 
Bu...) — - I - | ı — e a bel ae] ar . Re 
Schaumburg-tippe] — — _ 2551 — — — — — - — = e 
rippe ....... — — — — 5148 — _ - ol. | — — - |» 
vLübech.. ..... — - | - 6 — = di - — — — — -\ - 
Premen. 22... — — | — 14 23o35 — = _ — — — — = - | »- 
Hamburg „2... — | _ | — 410300 — — — — — 1 — — _ _ - 
Eliaß-kotbringen | — | - | - — | 146 133 — — — 33 605 63377 1481111) — — 


Deutſches Reich 453 756, 462 956 101291 836 621210511 1042 817: 173400 103 049. 14 363 107067 73 368|3579179| 442 092.499 689, 108.2 


Von 100 für Die betr. Partei, bezw. im Ganzen abgegebenen Stimmen gehören zu den Bon 100 für di 
(abjoluten bezw, relativen) Majeritäten: 
DO 620 540 75. BB 2 70m | Br | 6: KO 
\ 
') Darunter I Hofpitaut der Forticrittspartei. -  *) Hoſpitant der deutichen Reichsparteil. — °) Sämmtlich „nicht zur Fraktion“. — 


) Darunter 3 Hofpitanten ber Fortichrittäpartei. — °) Darunter 6 Abgeordnete „nicht zur Fraktion.” 


- 9) Darunter 10 Hofpitanten des Centram⸗ 


—, 


59 N 4. 


Majoritäten, auch Parteiitellung der Abgeordneten. 












enticheidenden Wablen auf die Abgeordneten gefallenen Stimmen. 


(Stimmen der abfoluten Majoritäten.) Die Abgeordneten nach ibrer Parteiftellung. 
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2 Re: 3# 2 
= 4 FT E 
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= = T ar = = e = = 
er Ge Er Ze > 2 €& EEE 
e 5 E * ——77 —»5255 —33—351733 
E 2 8 FE u u = ze: 2352085 958818 
11. 18. na. 2 4 26. 27. 28. 29. 30. 31. 32. 33. 34. 35. 









16748 MT — — De a ee 46402 1 a ae ee 1 
cm — = = a — 21010h — " 1 a — — 
= — = re — ii 100 11) - ea wi 
1355 — 224 - — —— SEN ee 141 
34118  — — — — 34 1981 — - I. on — — — 3 
2160 — — _ _ B . Eee a a 
— - — — — — 20 - ı — — ze 1. 141 
6069 8831 — = —— — 14.900 u DE 11 
20 361 — - — ee, u De ae ae wre 
3568 — = > m — — BER u ee ee er ee 
— _ - - — — - mi» 1-'- — — — — — — —11 
3886 — = - — — zss Dt ee ee 
— — _ u a 11 —-!- - -1. - — 4 
69363 — = — — — -_ | _ se —-|-!- ı -'- — -,.-|-|-]|1ı 
2551 — — er weh eat ea. welehe 
ä 3148 — = - - -|- 5148 at My er ee ae 
Bu — — = a — BZ Sie ee ne lt 
HI — = = — — — ee ee ee 
100 — = — —— 1m = ea nn ale 
_ _ 5030 — — — 33 605 63377 


14183214 —— — — -|5 — — — all 


3 735 495 





871590, 268425 1062 704 153513 101994 33997-119897 73 368 


betr. Partei, bezm. im a. abgegebenen Stimmen gebören zu den Bon 100 Abgeordneten gebören der betr. Partei an: 
en, 


Maje 


624 68,1 18,4 72,0 24a 420 Ta 5844 | 64a Ha 14a. 23 240 615 240 35 23) 05 35 1] 100, 


'\ Darımter 6 Hojpitanten der deutſchen Reichspartei und 1 Abgeordneter „nicht zur Fraktion“, 5) Darunter ? Abgeordnete „nicht zur Fraktion“, — 


NW 5. 


Deutfcher Neichötag. 
4, YegislaturPeriode. 
Il. Seſſion 1879. 


Berlin, den 31. Januar 1879. 


Dein Präfidium des Neihstages beehre ich mich beifolgende, auf Grund der 
_—_ von den Eifenbahnverwaltungen gelieferten Materialien im Reichseiienbahnamte 
aufgeftellte Weberficht der Betriebsergebniffe der deutichen Eifenbahnen im Be: 
triebsjahre 1877 nebit zugehörigen Bemerkungen und graphiſchen Darftellungen 
mit dem ganz ergebeniten Erſuchen zu überjenden, 
ſolche gefälligit zur Kenntniß des Reichstages bringen zu wollen. 
Ih füge binzu, daß die zum Zwecke der Einführung eines einheitlichen 
Buhungsverfahrens vom Reichseifenbahnamte eingeleiteten Verhandlungen ihrem 
Abfhluffe nahe, auch die für die Herſtellung einer umfaffenderen Statijtif er: 
forderlichen fonftigen Vorarbeiten bereits in die Wege geleitet find, 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
Dtto Graf zu Stolberg. 


An 
das Präfidium des Neichstages. 


Betriebs - Ernebnifle 


der 


Filenbahnen Deutfhlands 


für das Betriebsjahr 


1877 


verglichen mit den früheren Jahrgängen 
nebit 


erläuternden und ergänzenden Bemerkungen und graphiſchen Daritellungen. 


* Siebe Kolonne 2 und 8, jowie die allgemeinen Bemerkungen (111). 





Bezeichnung der Eifenbabn. 


Yaujende Nummter, 





I. Staatsbahnen. 
a. für das SarannerIaNt 


1. | Babiihe Staatseifenbahnen . 

2. | Bayerifhe Staatseifenbahnen . 

3. | Friedrihrodaer Eifenbafn . . . . » 

4 | NainNedar:Eifenbahn a 

5. | Oberheififhe Eifenbahnen. . . 

6. | Dldenburgifhe Staatseifenbahn 

7. | Sächſiſche Staatseiienbahnen 2 

8. | Wilpelmshafen-Dldenburger Sijenbabn ; 
b. für das Etatjahr er 


9 | ElfaßsLotbringiihe Eifenbahnen . . . 

10. nn Ch Eifendbahn . . . . 

annoverihe Eijenbahn . eh 

Dain-Wefer-Eijenbahn 

Naſſauiſche Eifenbahn . . 

14. Niederſchleſiſch Märkische Sifenbahın 

Dftbahn. . . 

16. | Saarbrüder Eifenbahn . 

17 | Weſtfaliſche Eifenbahı . R 
Zul 


e. für das Nednungsjahr ;,- Inmi 


18, | Württembergiihe Staatseifenbahnen . 
Summe I. 
II. Brivatbabnen. 
A Unter Staatsverwaltung. 
a. für das ERIERBETIENF 
19. | Altenbur ‚Zeier Eifenbahn . 
20 
22. | Gößnitz Geraer Eiſenbahn 
23. | Halle Sorau⸗Gubener Eiſenbahn — 
a. Hauptbahn, int, — 
ilhelmsbahn . . 
si; . ce Bolen:Thorn; Bromberger . s 


1. Niederichleiiihe Zweigbahn 
e. Breslau-’Bofen Glogauer . 
f. Breslau: Mittelwalder . 

g Stargard: Rojener 
Ziltau⸗ Reicyenberyer Eifenbahn. . 


b. für das Etatjahr Re 


Berlin-Dresdener Eifenbahn.. . 
Münfter:Eniheder Eijenban . ; 
28 | Rheim-Nabe Eifenbabn . » » 2.2. 


Eijenbahn 


1. April 
März 


Summe Il. A 


*) Eiche Die Bemerkungen 












. | Bersifch: Vlarkifche Eifenbahn m: 
21. | Saihwig:Dieufelmiger Eijenbahn . - . 





triebs⸗ 


jahr. 
























————— 
Bapıbetvieblänge Länge des | 
— — — _— — 
im mittleren 1jten 2ten | 3ten | «ten | 
, Jabresdurd): | | | 
im — — — 
—5 Geleiſes 
dd 
Banzen. wirflihen ausſchließlich der Nebengeleife auf 
| Betriebögeit). den Bahnhöfen. 
Kilometer. Kilometer, Kilometer. Kilometer. Kilometer. Kilometer, 














| 
1181,08 | 1181,08 1181,08 385,10 = - 
38 IT| Ba ze — _ 
r 9,01 4,01 0,04 — — — 
87,50 | 87,50 87,50 77,20 — _ 
“= dm 17, 15: + — — 
= 294,0 2,0 24,01 — — — 
1 772,81 1 720,18 1 772,81 785,4 — — 
52,a1 A2,ar 52,3 - | — — 
1097,73 092,49 1097,77 73l,aı — — 
* 502,00 502,00 502,00 215,35 — — 
*273. 873,4 873,13 669,50 - — 
= 198,70 108,79 198,79 | 198,79 — — 
257,4 257,23 257,18 145,74 — — 
925,61 815,25 925,0 562, | — — 
* 1509,86 1527,0 1593, Tal,sa 1,20 — 
181,09 181,09 181,» 99,13 | * 
490,00 44! 7 490,00 l 16,38 | — — 
13040 | 1208| TB | 
14RR4,0 | 1434312 | TARBEH 4920,06 lo — 
| 
1 
25,58 25,58 25,58 — — = 
1 297,33 1239, 1 297,33 753,10 12 — 
2,0 27,16 27,16 - — 
34,30 34,56 34,36 O,ar _ _ 
294,0 294,31 294,00 _ — — 
*364, 362,19 364,38 196,54 — — 
188,17 188,17 188,17 22,00 — — 
*186, as 186,69 180,83 — — = | 
* Bd,ss 8a 84,03 — — — 
20 ,4 | au —R 209,08 Pl ),96 — — 
* 202,6 | 292,4 22,54 — — 
*11722 172,24 172,84 -- — — 
206,73 26,73 26,71 _ — — 
180,44 174,1: 180,86 — — 
HIT; 56,17 56, -- _ | — 
120,00 120,00 120,0 | 14,56 | * 
3562,78 3405,16 1107,83 Yı - 


3 62,12 








in Prioritãts⸗ Stamm⸗ 
Aktien: 




















Stamm: _ — 
Attien. überhaupt. |geranti der 
lonne 6.) terzinfung. 









Kilometer, Mark. 


1566,48 
4 144,53 
9,04 
164,0 


17 _ — — 


294,0, 
2 558 At 
2, 


1629,21 — 
117,2 — 

1542,9 — 
397,58 _ 
403,4: — 

1488 51 

2 346,51 - 
240 u 
GO0,a8 — — 


111111111 


1473,35 — — — 
19 812,4» - _ — 


25,58 1905 000 | 2205 000 
2059,55 210 000 000 - 

27,76 1560 000 | 2.340 000 
34,93 |* 6390 000 — 

294,60 20 250 000 | 20 250 000 


111141 


5601,72 
210,17 
186,08 

84,03 
230,01 
292,54 
172,24 15 000 000 — — 

26,73 * 11250 000 - — 


101 580 900 — 


— — — — 


180,4; 15 750 000 | 15 750 00 ER 


56. 300) 000 4 u50 000 _ 
135,16 | 27.000.000 yes — 
45796 | 413 685 900 [44 595 900 = | 


*) Eiche die Bemerkungen. 





10. 
Das bis zum Schluffe des Betriebsjahres 1877 konzeffionirte Anlagefapital betrug: 


Im 


m _ 





in 
Prioritäts: Obligationen: 


überhaupt. 


Mark. 


IRRE 


t 
J 


4500 000 
384 394 50 
1 500 000 


29 730 000 | 
225 878 400 | 
6 900 000 


22 910000 
2 100 000 
27 100 000 


74h 


davon mit 
Staats: 

arantie der 

zinſung. 


Mark. 


Fan DR De ae 


VEELEETTN 


64 50) 000 


75 750 000 


2 100000 
24 TOM 


16720010 





VERTIEEEEI 


8 610 000 
594 394 500 
5 400 000 

6 390 000 
70 230 009 


327 459 300 


21 00000 
11 250 000 


54 440 G00) 
3150 000 
54 000 0.10 


1 165 223 8500 




















davon 
find 
berzuitellen. 








Yaufende Nummer, 








Kilometer, 





* 


11111111 


* — 


hi 
* 


1515, | 24. 


172,1 | 21. 
26,73 | 25. 


179,93 | 26. 
8,03 | 27. 
121,05 | 28, 


4 130,16 






































54. | Zübed»-Büchener Eiſenbahn . . * . 111,40 111,40 


5 L * 2 3. A, I BP 6, 
Bahnbetriebslänge Länge des 
R | | 
x J im mittleren Iſt 2t — 4Aten 
Be Ef ei ſten | en | 3ten te 
— Bezeichnung der Eiſenbahn. triebs⸗ im ſchnitt = : — 
* jahr —— Geleiſes 
nach der — 
Ganzen. wirklichen ausjchließlich der Nebengeleife auf 
= Betriebögeit).| den Bahnhöfen. 
= 
a Kilometer. Kilometer. Kilometer. |Kilometer. | Kilometer. Kilometer, 
B. Unter eigener Verwaltung. | 
für das Kalenderjahr | 1877 | | 
29. | Aachener InbuftrieEifenbahn . . ». .| „ P 31,98 31,98 Bla ı — — — 
30. | AltonasKieler Eiſenbahn . . — 4— 288,0 | 288,01 288,01 118,33 — — 
31. | Angermunde⸗Schwedter Eifenbahn . a 23,11 23,11 23,11 — — — 
32. | Berlin-Anhaltiihe Eifenbahn . » . « * 429,05 429,05 429,56 348,10 _ — 
33, | BerlinBörliger Eiſenbahn... pr 327,35 327,35 327,5| 13,0» — — 
34. Fr Eifenbahn . - Po 4a 441,76 4dl,ıs 296,54 - — 
35. | Berlin-Potsdam Magdeburger Eiſenbahn — 259,56 | 250,16 259,56 | 248,15 — — 
a. Berlin » Stettiner nebſt | | 
Berlin: Zmweigbahnen. - „PM 360 336,4 346,17 | 169,03 — 
36. | Stettiner ?b. Stargard⸗Cöslin Golberger " 172,50 172,50 172,0 | — — 
Eiſenbahn Ic. Vorpommerſche ... 238,32 238,39 23832 — —_— | 
d. Eöslin-Danziger. . » | » 198,29 198,95 198,39 -- — | 
37. | Braunfhmweigifhe Eifenbahn. . -. » «| „ 34l,as | 334,16 SAl,ıs | 278,00 -_ | 
38. | Breslau:Schweidnig- Freiburger Eifenbahn | „ |* 601,33 | 567,17 601,53 | 21,0 — | 
39. Breslau⸗Warſchauer Eifenbahn . . — 55,50 55,50 Hd — — 
40. | Cottbus⸗Großenhainer Eifenbahn — a 152,30 152.0 152,50 — — | 
41. | Erefeldsfreis Kempener Induftrie-Ei — a) 41,60 4140 41,69 — — 
42. | Cronberger Eifenbahn . e 9,16 | 9,6 9,76 — — 
43. Dortmund⸗Gronau⸗ ‚Enfgeder Sifenbahn . -; 96,7 96,13 96,72 — _ 
44. | Ermöthalbahn . j a il,o0 | 11,0 11,00 _ — 
45. Eutin⸗Lübecker Eiſenbahn. J er  . 33,00 33,00 33,00 — — 
46, | Glüdftadt-Elmshorner Eifenbahn —— 33,0 | 33,10 33,40 _ — 
47. | Gotha ⸗Ohrdrufer Eifenbahn . . . u 17,30 17, 17,30 — — 
48, | Salberftadt-Blantenburger Eifenbahn . ME 22,20 22,20 22,00 - — 
du, nnover:Altenbefener Eijenbahn . . - | „ 296,54 296,54 296,54 — — 
50. eſſiſche ae — a 554,10 | 515,02 554,10 222,08 _ 
51. | Homburger Eifenbahn . . ee 18,06 | 18,06 18,06 — — 
52. | Kirchheimer Eiſenbahn. Too | ‚00 7,00 _ — 
5%. | Köln: Mindener Eifenbahn . * 1048,08 1 048,35 1048,85 | 460,80 20 





$ 
EEEEEUEEEEEE ERBE RER EEEEETEEET EEE 


55. | Märkiſch-Poſener Eifenbahn . . 272,03 272,03 27203 | 
56. Magdeburg: Halberftädter Eifenbahn ws * 1107, 1103,08 1107,76 | 517,an | 

57. | Medlenburgiiche Friedrich. sranz-Eifenbahn | „ 321,57 | 321,57 321,57 _ | | 
58. | Muldentpal-Eifenbahn. . : >» 2 2.| u 100 84! 70,15 Mu, - _ 
59. | Worb — — ———— — 66 78,23 | 78,24 78,28 8,25 — 
co. | Oberla — Eifenbahn . . ee ee | 9 155,50 155,50 _ _ 
61. | Dels-Onefener Eifenbahn. » =»: I. Po 15%) 159 159 | — _ 
62. | DOfipreußifhe Süpbahn . ». » :..| „ 243,17 | 243,17 243,1 — — 
63.Pfälziſche Eiſenbahnen . . Pa * 594,00 | 582,00 594,00 | 193,00 - 
64, | Poſen⸗Creuzburger Eifenbahn . . » .| „ 203,30 202,10 | — I — 
65. | Rechte Dderufer-Eifenbapn - » » » «| u 319m | 319,74 319,74 - | —- 
66. | Rheinische Eifenbahn . » » > 2 2.1 m 1110800 1 066,36 1103,00 | 346,0 | — 
67. | SaalsEifenbahn . . . . .» u — T4,ıe | 74,16 74,16 — — 
68. | Saal-Unftrut-Eijenbahn . ——7 52, | 521 52,17 — * 
69. Sãchſiſch⸗Thüringiſche DN-Wertbahn — 14 33,00 | 33,0 33,5 = _ 
70. | Scleswigihe Eiſenbahn . . . a . 229,0 | 229,0 229,0 — — 





*) Siebe die Bemerkungen. 


lenne 6.) 
Kilometer. 


31 ‚9 
406,33 

23,1 
TTT,ıs 
339,4 
738,30 
508,31 


515, 
172,50 
238,2 
198,» 
619,35 


622,33 


8 


| D. 











a 





Das bis zum Schluffe des Betriebsjahres 1877 konzeſſionirte Anlagefapital betrug: 


in 
Stamm: 
Aktien, 


Marl. 


1800 000 
18 450 000 
855 00 

51 750 000 
16 500 000 
24 000 000 
42 000 000 


62 145 000 


36 000 000 
38 250 000 


4.005 000 
6 000 000 
2 265 000 
514 800 

9 000 000 
780 000 

2 400 000 
1 350 000 
1.000 000 
1 200 000 
27 750 000 
72 000 000 
2 742 857 
600 000 
117 000 000 
18 474 000 
21 750 000 
30 600 000 
13 500 000 


13 500 000 


3 750 000 
7 200 000 
9 300 000 
13 500 000 
50 269 714 
14 400 000 
22 500 000 


* 214 552 500 


6 750 000 
2 280 000 
4 200 000 


in Prioritäts-Stamme 
Aktien: =r2 


überhaupt. 


Mark. 





1.800 BO0 


855 000 | 


16 590 000 | 


| 
| 


| 


| 

== | 

4 005 000, 
9 000 000 
2 265 000) 
300 000! 
9 000 000 


1 224 000 
1 200 000) 
27 750 000 


BER 


21 750 000 
55 N 
= | 


4 500 000 
10 800 000 
13 950 000 
13 500 000 


21 600 000 
22 500 000 
4 447 500 
6 750 000) 
4 920 000 
6 300 000 
" 15.000 000, 


2 +) Siehe die Bemerkungen. 


davon mit 
Staats: 


garantie der 


VBerzinfung. 
Nart. 


REG 


KERLE IETE] 


* 


in 
Prioritäts:Obligationen: 


überhaupt. 


Mark. 


1 200 000 
27 00 000 
78 000 

55 500 000 
34 593 000 
54 000 000 


76 099 200 | 


24 600 000 | 


34 500 000 
36 000 000 
30 000 000 
9 600 000 
[50 187 699] 
78 000 000 
750 000 
36:5 000 
4 620 000 
200 000 
768 000 

3 000 000 
641 250 

1 000 000 
300 000 
45 090 000 
87 548 857 
2357143 
350 323 500 
12 000 000 
3.000 090 


| 








251 600 000 | 


[19 200 000] 
13 500 000 
1 800 000 
1 800 000 


22 200 000 
91 205 328 


22 500.000 | 


192 600 000 
3 500 000 
2 400 000 


15 000 000 


| 





Davon mit 
Staats: 
—— der 
Verzinſung. 


Marf. 


1111111 


34 500000 
36 000 000 
30 000 000 


| 


100 500 000 
12 000 000 


91 205 328 


3 750 000 
3 500 000 


im 


Ganzen. 


Mark, 


4 800 000 
45 450 000) 
1 788 010 
107 250 000 
67 593 000 
78 000 000 
118 009 200 


86 745 000 
34 500 000 
36 000 000 
30 000 000 
95 787 699 


116 250 000 


8 760 000 
18 675 000 
9 180 000 
1014 800 
18 000 000 
1 548 000 

5 400 000 
3 215 250 
2 000 000 
2 700 000 
100 500 000 
159 548 857 
5 100 000 
600 000 
467 323 500 
30 474 000 
46 500 000 
338 000 000 
32 700 000 


27 000 000 


10 050 000 
19 800 000 
23 250 000 
49 200 000 
141 475 042 
36 000 000 
67 500 000 
411 600 000 
17 000 000 
9 600 000 
10 500 000 
30 000 000 


davon 
find 


herzuſtellen. 


Kilometer. 





Saufende Nummer. 








Bl. 7. u. _ 
E 
3 Bezeichnung der Cifenbabn. 
A 
= 
65, 
(" —— nebſt Zweig⸗ 

Thüringiſche 
71. b. Dietenbort, Arnftädter 

Eifenbahn le Gotha · Leinefelder. 

d. Gera⸗Eichichter 

72. Kilfit:Infterburger Eifenbafn . : . . 
73. | Weimar Geraer Eifenbahn 
74. BVernshaufen-Schmaltaldener Eifenbahn . 
75. | Werra Eifenbahn . . : ... 


Summe II. B. 


Geſammt⸗Ergebniſſe 


*) Siehe die Bemerkungen. 





».| a 5 
Bapnbetiebläng 
. im mittleren 
— Jahresdurch · 
triebs⸗ im ſchnitt 
(beredynet 
jahr. | Ganzen. mad der 
wirklichen 
Betriebözeit). 
Kilometer. Kilometer. 


” 10,13 
„ 67,13 
" TT,o0 
4 53,93 


68,78 | 


" 
" T,o0 


12 016,32 11857,» 


1877 |" 30.464,15 
1876| 29114, 
1875| 27474. | 
1874| 24 248,1 
1873 | 22 902, 
1872 | 21 668,4 
1871| 19513; 
1870| 18.4496 
1869 16 406,55 | 
1868 | 15 597,4 | 


317,01 | 


171,75 | 





317,31 
10,13 
67, 13 
TT,o0 
53,33 
68,7% 

7,00 


171,15 


29 696,53 


28 373,05 


26 421,95 


23 804,9 


22 413,30 


21 156,49 


18 749,31 


17 850,99 


16 168,33 


15 265,00 





Liten 


6, 
Länge dei 


2ten 3ten 


Geleijes 


4ten 


ausichließlich der Nebengeleife auf 


den Bahnhöfen. 


Kilometer. Kilometer. Kilometer. ‚ Kilometer. 








| 


| 
| 
| 


| 


1) 
' 


37T, 2432 | — 
10,13 - | — 
67,18 — — 
77,00 —— | 
53,93 - — 
68,78 — — 
7,00 — — 
171,75 = 
12 016,53 |3 554,33 | 20,%0 
3064,15 | FARB | 30,5 | 
29 114,18 9 234 11 35,08 | 
27 474,46 ‚9054,12 | 35,31 
24 248,19 | 8 450,4 | 32,32 | 
j | 
22 902,0 | 8081, | 85,23 
21 668,47 | 7430,80: | 32,28 
19 513,50 32,08 | 
18.449,01 | 5956,00 | 32,2 
| | 
16 406,0 | 5 792,19 | 31,90 | 
| | 
15 597, | 5 420,53 | Sl, 


1111114 

















FE — 9. | 10. In. | m En 
— Das bis zum Schluſſe des Betriebsjahres 1877 konzeſſionirte Anlagefapital betrug: 
Geleii er a ne ren - en = Ti re 
zusteht in Prioritäts-Stamm: Nr Her £ 
Neben: f Aktien: Prioritäts:Dbligationen: = 
geleiſe auf in 5 E 
— Stamm. davon mit davon mit 2 
. Staats: Staats: 
Er. Aktien. überhaupt. \orantie der | Überhaupt. arantie der 2 
Ir &) Verzinfung. jerzinjung. = 
Kilometer. Marf, Marf. Mark. Mar. Mark. a 
561,0 | 45.000 00m > — [1% 57.600.000 | — 102 600000| 327,4 | 71a. 
10,13 _ _ = 4 - | _ _ - TIb. 
67,13 16 470 300 — — — — 16 470 300 67,13 | 71c, 
77,0 17 982 000 — — — — 17 982 000 77,00 | 71d. 
53,93 4 600 200 4666 800 — 900 000 — 10 167 000 53,93 | 72. 
68,1 9.000.000 | 9900000 — _ - 18 900 000 68,0 | 73. 
1m _ Br er | _ 600 000 7,0 | 74. 
p [600 000] | 
171,5 | 15020 700 — — 533 | = 24 770 700 150,50 | 75. 
69 987 699 
15 591,05 | 1094 957 071 | 290 283 300 — 1662 739 278 | 315 455 328 | 3 047 979 649 } 12 184,95 
#* 
39983; | 1508642 971 [331 87.30 — |2367082 178 | An2855328 | ‚201 304 0%) } 16315, | 1877 
69 98 . 
38 384,17 | 1507 916 071 | 334 902 300 — 2341 642779 | 509085989 | , if = n } 16 235,13 | 1876 
36 564,4 | 1 758 429 579 | 290 329 050 — 2256 610 705 | 537876856 | y > = re } 17.049,00 | 1875 
| 98 
32 731,0 [1656531028 [2156700 —  |2061990435 | 469732286 | gosaananıl) — | 1874 
31.019 [1484 114978 | 161 aaa — [1520315808 | aosızasos | same} — | 1878 
N 
29 131,55 | 1291 85% 101 | 176 458 144 _ 1301254811 | 362508332 | 9 B 2 = } _ 1872 
5 J 
25 71,0 [1152362601 |121009 4114 —  |1190706556 ı Sa5a05500 [on — urn 
| ö 9 
24.438,15 | 1098 119414 | 12101425 — 1132610246 | 348095823 | 9 = 4J = } - 1870 
| 50 18 \ 
2231| 808 4914721 Tas — | meomesı8 | 306 372 522 anna — | 1869 
21049, | 805 805 793 | 59 078 485 _ S00 481 112 | 304926 102 | 1 764 365 390 _ 1868 








*) Siebe die Bemerkungen, 

























14. 





al 


Bis zum Schluffe des Vetriebsjahres 
1877 find amortifirt: 


16. 








Das bis zum 
Schluſſe des 



























3 ——— S | 

= : & : :na.| 1877 konzeſſionirte amm⸗ dpa 

E Bezeichnung der Eiſenbahn triebs⸗ Anlagekapital be: reſp Prioritats⸗ im 

* jahr. Ing daher pro Prioritäts⸗ Obli⸗ 6 

= ilometer. Stamm: gationen. Panzen. 
ẽ Aktien. 

& 








Mark. Mark. Mart. Mart. 






I, Staatöbabnen, 


a. für das Kalenderjahr 


Badiſche Staatseifenbahnen . 

Bayeriſche Staatseifenbahnen 

— Eiſenbahn 
ain:Nedar-Eifenbahn 

Oberheſſiſche Eifenbahnen. . . 

Dldenburgiihe Staatseifenbahn 

Sächſiſche Staatseifenbahnen j j 

Wilhelmshaven:Dldenburger Sifenbabn : 


11111 
— 11111111 


Bunpepen 







b. für das Etatjahr 31. — 

9. | Elfaß-Lothringifhe Eiſenbahnen un ze _ — — — 
10. rantfurt Bebraer Eiſenbahn J _ — = — 
11, annoverſche Eifenbahn . ä = — = u 
12. ain: Wefer-Eifenbahn e — ur — — 
13. Naſſauiſche Eifenbabn . L — — — — 
14. — — cihenbohn — = ei Ze 
15. ; x = = Bi = 
16. Saarbrüder Eifenbahn = = — 2 E 
17. | Weitfäliihe Eifenbahn . Fe z — en — RER 

ce. für dae ———— 
18. | Württembergiſche Staatseifenbahnen . 


Summe I, 


II. Privatbahnen. 
A. Unter Staatsverwaltung. 


a. für das Kalenderjahr 
19. | Altenbur eg Jeiber Eifenbahn . 





336 657 6 000 6 00 










20. | Bergiih-Närkiice Eiſenbahn er u 355 250 = 15 598 987 15 598 987 
21. Balhmig-Meufelmiger Eijenbahn . ’ 194 517 _ — — 
22. Gößnitz-Geraer Eifenbahn . . - —— 184 896 _ | _ _ 
23. —— — Eifenbahn . . 2 238 391 _ | 365 100 365 100 
— inkl. Reife | | 
b. Milbelmabahn et i | 
. —* c. Bolen:Thorn-Bromberger | . . 
24. | Ichlefiiche 5. Niederichlefiiche Smeigbahn | , |) 216088 1959300 | 9359400 11318 700 
Cijenbahn |. Yresiau:Bofen-Blogauer. | . 
f. Breslau-Wlittelmalder . = 
g. Stargarb:Bofener z 127 229 4829100 | 1142 1m 5 971200 
2. Sittau-Reicpenberger Eifenbahn . 5 420 828 | = _ 
b. für das Etatjahr an a 
26. | Berlin-Dresbener Eiienbabn . a 302 629 — -- _ 
27. | Münfter-Enjheder Eifenbahn m 156 058 _ — — 
28, | Nhein-Nahe-Eifenbahn. . . 3 443 787 684 300 684 300 


Summe II. A. 281 641 6 788 400 27 155 887 83 944 267 


11 MM 5. 
















a2. | 23. 


wm. | as | m 
Davon 


‚(Kolenne 17) 
jind entnom⸗ 


so. | a 
Zur Verzinfung reip. 

Dipivendenzablun find 
Zujchäfje geleiftet: 








Das zur Anlage und Aus: 
rüftung der Bahn bis - 
Schluſſe des Betriebsjahres | men aus Rüd- 






























1877 verwendete Anlage: | einnahmen, ö Verf — 
kapital betrug: ebd: | von den an ſaus Baufonds— — — 
| Meberjchüffen, | der Garantie | ſowie aus og fir jeden für jebe einen 

Subventionen, | betheiligten | Betrieböfonds „Nr für jeden weit & 

im pro Zahlungen & | Regierungen, | anderer überhaupt jeden | Neijenden bewegte Per- | 2 
— Kilometer — dus | Rreifen, | Streden reip. "| Reifen: pro fonenwagen | € 
zen. Bahnlänge.| Srkinazien. Städten ꝛc. Geſellſchaften. den. | Kilometer. Adyie. 2 
Mark. Marl. Mark. Mart, Mark. Wart. Mart. a 












347 580.662 | 
797 BR0 938 | 
* 716.000 
21 726 907 | 
38 948 640 
32 898 925 
527 103 583 | 
6 940 254 


j 


I 
° 373484 6937 * 

141 308 815 | 
240 621 274 

52 390 409 | 

83 803 554 | 

260143 752 
. 158465 554 
73 805 939 
114 327 573 


— 





300 949 
219 213 

79 203 
248 308 
221 299 
116 663 
307 087 
132 523 


368 724 
295 737 
274 956 
263 547 
325 160 
277233 
224 W1 
419 350 
231 367 


* 2025 90 
9 383 920) 


14 929 314 
6149 490 
7733 261 
7961 261 

197 218 752 

37502 958 
2 5n82 024 
1342 707 


373117205 , 284377 |* 7741957 


3847281621 


5 485 005 
* 566 336 968 | 
5191236 | 
4572897 | 
65575 360 


100 088 817 
28 500 000 
39 000 000 | 
10094 721 
41555647 
79095 542 
21343 345 

10891 683 


50 050 234 
* 5 367 054 
53 173 857 





1089 222 871 


265 619 


214 467 


439 130 |* 9042 740 


186 997 
132 318 
229 380 


269 302 
165 016 
208 902 
119 648 
198 755 
259 245 
123 998 
407 425 


278 227 
142 705 
436 998 


305675 















204 571 244 


* 2386 A80]* 





12 701 626 


*) Siebe die Bemerkungen. 








tl 


11111 


516 111]* 
* 


10 68 — 









04131 — 
457 549 — 


1078 759 





10 441 630 
22 422 571 
50 293 
2176 421 
454 245 
1214 539 
16 259 050 
331 628 













7737474 
4 006 540 
8 841 320) 
2559 220 
2.693 438 
7220 996. 

11 135 126) 

1394 186 

1 760 348 





4312 588 


— 110060 613 


— 17543 
— 11 789 667 
— 68 937 
— 170 204 
— 1173918 


* 141 841 
* 712810 
195 1041 7412 665 
2432 749 282 831 
— 1212101 
* 14135100 1367 007 

— 682 035 
168 751 


2649 484 
311351 









431 789 
122 872 
yon 176 











27015] 22 7 421 


Ö,s2 


1,0s 





























21, 






Laufende Nummer. 








Bezeichnung der Eiſenbahn. 


B. Unter eigener Verwaltung. 


für das Kalenderjahr 


Aachener Indufirie Eifenbahn . 
Altona-Kieler Eifenbahbn . . . . 
Angermünde: Schwedter Eifenbahn . 
Berlin⸗Anhaltiſche Eiſenbahn . . 
Berlin-Görliger Eiſenbahn . . . . 
Verlin-Hamburger Eifenbapn . . . . 
Berlin Potsdam-Magdeburger Eifenbahn 
a. Berlin » Stettiner nebft 
Berlins Zweigbabnen . » . . 
Stettiner | b. Stargarb:Cöslin:Colberger 
Eifenbahn } ec. Vorpommerfde . — 
d. Cöslin⸗Danziger. 
Braunſchweigiſche Eiſenbahn . . . . 
Breslau. Schweidnig: Freiburger Eifenbahn 
Breslau. Warjhauer Eiſenbahn. . . . 
Eottbus-Großenhainer Eifenbahn . . . 
Erefeld- Kreis Kempener Induftrie-Eifenb. 
Eronberger Eifenba'n -. -. . 2... 
Dortmund⸗Gronau⸗Enſcheder Eifenbahn . 
Ermsthalban . » 2» 2 2 20. 
Eutin-Tübeder Eifenbahbn. . . . 
Blüdftadt Elmshorner Eifenbayn . 
BothasOhrdrufer Eifenbahn . . . . . 
alberſtadt Blankenburger Eifenbahn . . 
annoversAltenbetener Eifenbahn . . . 
eſſiſche Yubwigs:Eijenbahn . Ka 
—— Eiſenbahn. 2 2. 
irhheimer Eifenbahn. . . . . .. 
Köln⸗Mindener Eifenbahn — 
Lũbed⸗ Büchener Eiſenbahn . . 
Märkiſch-Poſener Eiſenbahn . . . 
Viagdeburg Halberſtädter Eiſenbahn . . 
Medienburgifche Friedrih-Franz-Eifenbahn 
MuldenthalsEifenbahn.. . . . 
Nordhaufen-Erfurter Eiſenbahn 
DOberlaufiger Eiienbahn A eg 
Oele⸗Gneſener Eifenbahn. - . . . . 
Dftpreußiihe Eiidbahn — 
Pfalziſche Eiſenbahnen. v2... 
Poſen⸗Creuzburger Eiſenbahn . . . . 
Rechte Dderufer-Eifenbapn . . . . . 
—2* Eiſenbahnn.... 2 2. 
EnalsEifenbabn . . 2 2 2 2 2 02. 
SaalsUnftrut:Eifenbahn - . . .. . 
Sächſiſch⸗Thuringiſche Oft: Weflbahn . . 
Schleswigſche Ellenbahn Be An an dat ya 


* 


*) Siehe die Benerfungen. 









s zz 23379 77 ı a2 © 


> Du DE De Kr Tr — 


Schluffe 
Betriebsjahres 
1877 konzeſſionirte 
Anlagelapital be: 


ug daher pro 
Kilometer. 





Marf. 


155 692 
157 801 

78 079 
248 684 
212 463 
182 533 
438 118 


252 012 
200 348 
156 317 
152 362 
253 128 
194 705 
157 838 
122 218 
125 170 
107 728 
182 038 
140 727 
168 329 

96 265 
115 607 
121 621 
312 170 


283 333 

85 714 
416 881 
273 556 
170 937 
277 468 
100 901 
319 250 
120 720 
127 321 
143 731 
202 328 
226 723 
177078 
208 720 
256 804 
227 394 
181 921 
316 742 
130.545 


> 





Dark. 


— Prioritäts: 

Prioritäts: Obli⸗ 
Stamm⸗ gationen. 
Aktien. 








Darf, 


1455 600 
6 000 

5 764 500 
398 10) 


OD OO 3 252 300 


— | 6712 200 


932 748 


842 = 


18 300 

64 500) 

66 000 
3.063 343 
457 757 
15 515 400) 
* 87900 
63 300 

5 227 200 
267 347 
12 300 


722 100 
2 372 229 


8 898 000 


EI EIITITIEITIFI TII TI TIP EI II EI I ET 


612000 










16. 







Bis zum Schluffe des Betriebsjahres 
1877 find amortifirt: 


im 
Ganzen. 


Mart. 


1455 600 

6 000 

5 764 500 
398 100 
12 252 300 
6 712 200 


432 748 

1 274 842 
2371800 
T680 

3 300 


18 300 
64 500 
66 000 
3063 343 
457 157 
15 515 400 
87 900 
63 300 
5 227 200 
267 347 


12 300 
722 100 
2372 229 


8 898 000 


612000 





13 











 ". |s | em | oe Ja | ee ja a. | 28. 
Davon Zur Verzinfung reip. Die Betriebseinnahme einfchließlich der Reſte 

— eg in fig And entuon- Dividendenzablung find | aus Vorjahren und ausjchließlid; der Reſte 

Schlufe des Berrichtiahres men aus Rüd-| Zuſchüſſe gelife: aus dem laufenden Jahre betrug: 


1877 verwendete Anlage: | einnabmen, 
fapital betrug: Betriebs. von den an laus Baufonds 


aus dem Perjonenverfehr: 
Neberjchüfjen, | per Garantie | fomie aus 


für jede einen 






= ESEubventionen. für für jeden M 1 

im pro | Bahungen &] Megienungen, | anderer überhaupt. | „jeden | Reifenden eren m 

Kilomet fonds perdus n teip. haupt. eiſen⸗ pro 3 ; 

& ı miomeier | nd Grtra P | fonenmwagen- 
anzen. Bahnlänge.| rtinaden den. | Kilometer, Adıie. 


Marf. N Mart. Marf. x A 4 Mark. Mark. 








3297 438 | 173 827 — — — 64002 066 O,02n O,199 
40 150 395 | 139 406 |? 4 906 226 _ — 2052 054 1, O,or O,222 
1 908 000 | 3319 |* 120 O0M — — 61881 "si 0,030 V,124 
95 662 0 221817 — — — 4874 945 E O, 0,1739 
65 325 747 | 205 336 — — — 1457 885 Os | O,029 O,119 
98 150 749 222 181 |” 24 999 961 — — 3417 503 14 0,038 0,119 
114 986 742 | 443 006 |* 2053 221 _ — 4 837 382 1,12 U,oar O,165 
93140343 | 270592 |* 20 989 349 — 277500 3664 088 1 50 0,035 0,313 
30 017 167 174326 |* 1255467 405 405 172 443 910 956 1,32 0,034 O,ır3 
35361047 | 153543 |* 238992 "23 924 — 1479 727 1,58 0,06 —8 
28 275 441 143 603 |* 683088 55 118 137 874 7399 492 0,33 0,034 (ms 
92 692 135 273 979 |" 25 181 706 — — 2378 547 1,10 Os 0,151 
12) 012 292 199 578 |* 6201 765 — — 2851 309 1,20 Vo Ö,200 
8 766 549 157 956 6540 — — 135 268 O,:s 0,03? O,10r 
16 02435 110 473 |* 73 764 — 341 499 Urs U,097 O,086 
4951 140 95 214 — — — 127 926 O,3s V,033 0,103 
099 453 106 099 _ — — 97 985 O0 0,03% 0,196 

17 322 034 175 179 — — 203 845 0,0 | 0,030 0,130 

1 548 000 140 727 _ — — 38286 0,0 O,010 O,310 

5 400 000 168 329 — 80 875 — 167027 0,12 0,042 0,200 
3056 850 91 522 — — — 166 763 0,14 0,010 0,239 
1965 122 | 113 591 — hg 4500 — 79623 0,51 0,038 O,se7 
2525958 113782 — u — 50841) 04 0,010 0,165 
95 669 100 328 873 — — 491 223 1069 672° 0,51 O,03: 0,150 
143 523 176 270 009 — 594 922]* — 4575045 Vs 0,050 O,ım 
4960 534 275 585 — — — 417 888 O as 0,084 O,190 
701 610 100 230 — — — 45 604 OO, 0,067 0,293 

* 445573 826 407 952 * 12 693 487 — — 9 764 504 1.42 0,042 0,173 
25 761 441 237 504 — — 1000651 1,27 0,039 O,200 
45 900 000 168 731 — — — 1026 381 1,51 0,039 O,10 
* 280 304 588 253 257 — — — 9410184 1,50 0,038 O,180 
43328 182 | 134 740 2 188 348 — — 1892 315 1,3 — O,0°8 0,150 
* 32000000 | 378371 — — — 197448 040 0,09 0,082 
10 043 690 128 304 289 887|* 150 000 — 291 386 1,10 0,040 0,200 
19 155 477 123 186 — — — 201 256 O0, | O,0a8 O iai 
23179 885 143 298 804 936 — — 302 300 O | O,030 O, 
49 821 993 204885 I 1787817 — — 901 709 Lı 0,082 0,13 
141 475 042 226 723 — * 2792640 — 3181401 0,10 U,033 0,122 
36 406 885 179 080 560 665 — — 381 260 1,16 O,0 0,150 
60 363 924 * 190194 |* 1095480 _ — 1233 810 1,21 0,035 Oyısı 
* 376.483 270 355 899 * 12 282 962 932 296|* _ 11 223 480 1,01 | V,04 0,201 
16 425 540 219 592 — — — 326 249 0,39 0,032 0,139 
9772456 185 189 126 792 _ _ 122408 O | 0,040 0,150 
10187 799 307324 ar u — 4119 8 
27 132 279 120 680 — — 329 656 1045376 1,0 0,043 0,17 


*) Siehe die Bemerkungen. 


e Nummer. 


d 


fen 


Lau 







Bezeichnung der Eiſenbahn. 


a, Stammbahn nebit Zweig: 
bahnen . . . 2». 
b, Dietendorf-Arnftäbter . 
e. Botha-Leinefelder . . 
d. Gera-Eididterr . . 
72, | Zilfit:Infterburger Eifenbapn . . . 
73. | MWeimar-Beraer Eifenbahn . 
74. | Wernshauſen-Schmalkaldener Sifenbabn . i 
75. | Werra-Eifenbafn . . . . a 


Summe 11. B. 





= Thülringiſche 
a — 
















Befammt-Ergebniffe 


1876 
1875 
1874 
1873 
1872 
1871 
1870 
1869 


1868 


*) Siebe die Bemerkungen. 

















14 


Das bis * 


Schluſſe 


Am. 
1877 konzeſſionirte 
Anlagekapital be: 
trug daher pro 


ilometer. 


Mark. 


312 302 
245 349 
233 532 
188 522 
277 777 
85 714 
164 808 





242 793 


262047 


24T 851 








202 406 





1A. 








15. 


16, 


Bis zum Schluſſe des Vetriebsjahres 


1877 find amortifirt: 


Stamm: 
reſp. 
Prioritäts⸗ 
Stamm⸗ 
Aktien. 


Mart. 


10 274842 


17 063 242 


16 491 025 
15 1143 743 
15 419 505 
14339 967 
12559 215 
11037 576 

590 

5323014 


7158 600 








Prioritäts⸗ 
Obli⸗ 
gationen. 


Darf. 


7244 100 


* 331800 


65 927 804 


93 083 691 


82 807903 
32544591 
70 214.053 
68 542 006 
62 191 489 
56 235 174 
0 847578 
AH 837 186 


41 644 070 


I 
| 


1} 
I 


1:0 146 933 


im 
Ganzen. 







7244 100 


331 80% 





76 202 646 





U 388 928 
488 074 
"5634 458 


82881 073 


67272 750 
60537 587 
55 160 200 


48 2 679 











15 NM 5. 
17. 18 10. 20. 21. 22. | 28. a.» |ı 
Davon Zur Berzinf tef Die Betriebseinnahme einfchliehlih der Refte 
Das zur Anlage und Aus: en | UE Serzinjung teſp. ie Betriebseinnahme ei Ah { 
rü = der Bahn bis zum| find entnom. | Dividendenzahlung find | aus Vorjahren und ausjchlieflic der Refte 
Ba e des Betriebsjahres |men aus Rüd| Zuſchüſſe geleiftet: aus dem laufenden Jahre betrug: f 
1877 verwendete Anlage: | einnahmen, — aus dem VPerſonenverkehr :;: ẽ 
fapital betrug: —— von ber an ſaus Baufonds ve hr E 
Subventionen, u. er — — für für jeden für * je * 
lungen & ; eden Reiſenden Klloıneter pe ai 
im ‚mo Zahlung Regierungen, anderer überhaupt. h “bewegte Per | 2 
Ganzen Kilometer — ng eilen, Streden reip. eiſen⸗ ſonenwagen · — 
zen. Bahnlänge.| rrinanen Städten 2c. JCeſellſchaften. den.  Silometer. Adie. 3 
Marl. Mark. Mark. Mart. Mark. Marf. Mart. Mark. Mark. e 
101 086 694 318 073 * 4014 468 _ _ ASSBRRO Kur O,037 0,12  |[71a. 
1 147 282 113 256 — 2047 — 6129 Om O,3 0,9 | 71b. 
16 469 379 245 335 _ 413 676 66 116 IRIOR2 0 0,00 ",16r 72e. 
17 981 912 233 532 — 629 370 46 207 306434 0,00 0,03% 0,132 T1d. 
* 10105 894 187389 #431 2006 — 155804 1a Oro 0,180 12 
18 900.000 277 777 = *4053 00 — 313 797 0,00 Oo | 0,189 73. 
966 701 138 100 150 000 — — 10568 040 0,00 0,20 | 74. 
24 770 700 164808 _ — — 225 113 Ian 0,007 O,106 75. 
2071617286 252029 1124 006 1836| 276271] 2121 109 | 86 3009 351 0,13 V,o33 O,1r0 
7911224778 265095 [431 420006] 9355 0830| 4877024 [219 317385 1,0 Voss O, 1 1877 
TATI 168294 261 ndı [376 328 902] 8201 920] 4983 113 [222 622013 Im 0,06 !hısı 1876 
6 784 502 242 249 224 [333 990019] 7306851] 5583 182 [219845310 0, Oyaas — 1875 
6149 390 760 | 246 666 [118 637 476| 11 310 615 — 207 987 735 1, O as —* 1874 
2548 542 175. 242264 | 96950592] 14 641 732 = 196147433 1,7 Voss Ver 1873 
496441457 5225509 | 88547423] 11546 046 - 180257553 1a V,035 Mn 1872 
4298 359471 220276 | 85361058] 8286 923 — 170523070 1,» O,u36 ,1n6 1871 
I 
4 072 167 621 220 718 | 77322 1693| 9676 181 143 744914 1,5 0,035 0,10 1870 
3642 760037 | 222025 | 71007 071 5888 29% — 126 93 29000 1,20 —E (,108 1869 
3371651 713 216167 | 62289023] 6397 2% - 117319539 I,» O,037 O,5e 1868 





*) Siehe die Bemerkungen. 


_ 
m 

















i; 2. 3:| se | m |. | m | o. 
Die Betriebseinnahme einſchließlich der Ref 
i aus der Be: Pr , dem Güterverkehr, einichlichlich der Beförderum 
8 förderun von Vieh mit Ausnahme des sub 26 aufgeführten): 
ẽ Bes | von Gepäg...  _  _ __ 
5 Bezeichnung der Eiſenbahn. triebs · Equipagen, bei durd 
= jahr. erden und | für jeden für jeden | gchmittlice 
2 — überhaupt RER Zentner und —— 
— unde⸗ | * . ; je eines eat: 
S billets). Kilometer. | J a = 
= Dart. Mark. Marl. | Kilometer, 





























I. Staatöbabnen. 
a. für das Kalenderjahr 


1.] Badiſche Staatseifenbahnen . 863 927 16 229 129 0,224 0,0035 RO, 
2.| Bayeriſche Staatseifenbahnen * 1351836 |* 50877020 0,393 0,0097 143,5; 
3.] Friedrichrodaer Eifenbahn Pe 1945 19 247 O,108 (),0024 4,3 
4. —— Giferbabn — — 238 306 2179617 O,207 0,0034 60, 
5. | DOberbeffiiche Eifenbahnen. . . . - 13 483 504 007 0,100 0,0032 49,60 
6. | Oldenburgiſche Staatseifenbahn 65 805 1 709 985 O,140 0,0025 73,09 
7.| Sächſiſche Staatseifenbahnen . . : 559 493 41 243 031 0,929 O,0098 82,0 
8.| Wilhelmshaven-Olvenburger Eijenbahn . 18 590 417468 0,100 0,0023 31, 
b. für bas Gtatjahr * in 
9. Eljah-Lothringifhe Eifenbahnen i 575 089 20 726 414 O,918 ‚0032 Ya 
10. | Frankfurt:Bebraer Eifenbahn . 134 011 0858 070 0,259 0,0039 RB, 
11.| Hannoverſche Eifenbahon . . . - 661 550 21 994 905 0,208 O,0087 T,% 
12. ain:Mejer-Eifenbahn . . . . 140 464 4.079 185 O,154 0,0025 Thu 
13. | Nafjauifche Eifenbahn 128 291 3 161 096 "116 0,0022 sl, 
14. | Niederſchleſiſch⸗ are Eifenbahn 409 744 28 136 149 0,294 0,0030 165,50 
15.| Ditbahn . : — 1056 751 21 914 957 0,470 0,0097 173,33 
16 | Saarbrüder Eifenbahn ee 73 394 6 606 122 0,070 U,0020 28, 
17.| Weſtfäliſche Eifenbahn . ö 52 711 6808 734 0,180 0,0021 70,10 


1. Juli 


c. für das Rednungsjahr 30. Juni 




















18,] Württembergifche Staatseifenbahnen . 1251 408 15 356 004 0, | 0,0031 79,1 
Summe 1. 7596 78 | 254851 224 0,943 0,0035 | Das 
I. PBrivatbabnen. 
A. Unter Staatsverwaltung. 

a. für das Kalenderjahr 
19. | AltenburgsZeiger Eifenbahn . . 1848 528 346 0,053 V,oo 12,5 
20.| Bergiih: Märkifche Sifenbahn en 273 489 44 127 464 O,151 0,0018 | TA, 
21.] Gaſchwitz ⸗Meuſelwitzer Eifenbahn . 1110 229 882 O,06% 0,08 | 24,55 
22.| Göhnig-Beraer Eifenbahn . . . . . 5555 462 560 O,085 0,009 31, 
23. | Sale: — Eifenbahn . 23 331 3 537 317 0,929 V,o025 Wi 

— inkl. Reife 
redet . 2.2. 97158 22 740 972 O,130 U,0018 106,» 
Dber: b, Wildelmebahn Pa 16 468 2535 117 0,120 0,0091 58,10 
>1.| fclefifhe c. Polen:Zhorn-Bromberger. 59 641 2275421 0,218 0,0020 109,40 
— * d. Niederichlefiiche Smeigbahn 10 309 855 060 O,ts 0,0026 46,9 
e. Breslaus BojensBlogauer . 57278 A BSI 382 O,gıR 0,0017 130,00 
f. BreslausMittelmalder . 49 903 2 419 254 0,145 0,0090 71,» 
g. Stargard: Pojener . 45 100 2535 853 0,993 0,0019 117,10 
3, SittauNeichenberger Eifenbahn . — 4167 308 758 0,00 U,0038 23,87 

b. für das Etatjahr > re 
26. Berlin: Dresdener Eifenbahn. . - . . 30 595 1 759 599 0,25 U,008r 107,10 
27.| Nünfter-Enfheder Eifenbahn . 1851 118 814 —R O 30,50 
28, | Rhein-Wahe-Eifenbahn . . 67 713 2220 786 O,0 0,0020 69,80 









Summe II. A. 91 536 588 






745 516 


9 Siehe die Bemerkungen. 


















17 NM 
a. | a | = _ | au. | as | ae | 3. BET i. 
aus Vorjahren und ausſchließlich der Nefte aus dem laufenden Jahre betrug: Die Betriebsausgabe ein- 
— — — — - - j er ſchließlich Der Reſte aus Bor- 
für jede aus der aus allen Verkehrszweigen: jahren und ausſchließlich ber 
sinen Kilo- | Neraütung für Era _ Keite aus dem laufenden Jabre] ,; 
meter weit | Ueberlaſſun aus Hi ; für jede Jeetrun für Bejoldungen und] = 
bewente von —— Tür jeden 1 Kilometer | Hebalte ber etatömäßigen | = 
x " fonftigen Kilometer pro weit bewente Beamten (Bedienjteten) jowie] = 
Sepad: und] anlanen und : üb 1. Bahn⸗Autz⸗ zur für Tantiemen: = 
Guter⸗ Betriebomitteln Quellen. ſberdaupi. betriebs: Kilo: Pi EZ 2 
wagen: [bezw. Beamten länge meter. , Giternsagen- . ‚in Beozentn | = 
Achſe an Dritte. (Ro. >). ler DUFUOEN: - | A dE 
Mark. Mart. Mart. Mark. Mart. Darf. Mart. Mart. Prozent. 3 











En 
















726 501 
3 140.072 


V,2ss 898 
—R 305 541 
—R 22997 
V. 6399 
V,oss 1M9R71 
Io 1403 






1529 509 


N,oaa 377449 
FT 1 370 647 
U,002 361 942 
"ass 240 488 
Oars 1825 590 [# 
U,oau 2002 434 
VO, 1299 774 
Yan 565 424 |* 


492 432 


15 819401 









54 133 
2054 236 
37345 






61 155 











—* 1442 840 * 
Maus 175 126 
V,oan 242 436 








54 327 








sun“ 
"orı Int 258 
LU 407 511 
Nuss 285 600 
0,093 u 
O,002 39 248 |# 
O,0s3 25 268 


185 523 


5569015 


*) Siehe die Bemerkungen. 


103 76.054 


1222 415 
1372176 
3017 

191 235 
394W) 
23.476 
2238 076 
19 206 


635807 
582 403 
as) 120 
311 726 
345 380 
181 136 
H2O BIS 

INIANT 
318 533 


30034 


24 626 

1 700 327 
23 755 
h5 505 
RS 04 


3691 160 
575579 
83z856 
140 368 
66 072 
92 47 
487 080 
a8 510 


151 358 
8786 
43 142 


8 40 970 








29 523 602 
7u 168 675 
85 300 
5091 120 
1034 222 
3090 204 
41 849 521 


788 385 


31 204 383 
14958 473 
248 52 
7452537 
6 568 702 
8 773.549 
39 759 606 
9463 963 
9505 750 


27342 556 


FIR MM OIO | 








86 406 | 
ß044 1443 
a6 mu 
704 *824 
5280 725 














30621 614 
A815 0641 
3.404 022 
1 372 890 
7231001 | 
1420 002 | 
4 035 6927 

520 136 







2912589 
277 501 
2513 340 








| 
| 
| 
| 
| 








24997 


21 194 
9440 
58 184 
5876 


10.509 | 
35 955 | 


15 046 


31441 | 
29798 |; 


SR 650 
37484 
25487 
47 560 
26 023 
532080 
21 458 


21056 
27812 


26 842 
46 489 
13 005 
20 365 
17948 


"4476 
20267 
18 234 
16 222 
34585 
15 132 
23 430 
19 459 


16 723 
4 868 
29 1:32 








0, 123 
0,108 
O,a13 
U,ıa0 
Os 
Du iv 
O,100 
0,120 


O,1or 
ATT 
U,102 
"os 
J Ir 1x 
V,osı 
O,110 
U, 
O,086 


U, 


O,108 


“ 
D,ıra 


O,ııa 
",ızu 
oo 
O,nm 


",ına 
— 
U,102 
LATE) 
Omar 
Nyıaı 
U, 
V),120 


VO,ıur 
Vin 
VO io 

















4 355 656 23,4 
12 945 768 26,51 
31 768 43,00 
502 309 17,37 
322 984 34,08 
428 769 19,60 
9543 230 23,0 
01580 26,» 





5660479 28,14 
1 778 140 I8,.a 
4561662 | 21,0 





1055 546 
1383 308 
4 921 147 
> 707514 
1321891 
1 714 306 


19,0: 
31,75 
22, 
24,30 
24,35 
23,82 

















2808 358 19,13 













509 224 419 23,5 
113028 | 27,0 
9323 464 25,08 
s3444 28,01 

122 684 20,82 
704561 | 20 
















489 65 
359 549 
6529 WIR | 
243 346 
BD EIT ER) 


17,09 
19,:0 
22,51 
22,34 
IN,7a 


is 


743 512 20,67 
507 042 10,30 
ITRRGL | 26,0 
|: 
| 
568 323 | 21,7 
06000 Bla 


643 055 223,10 




























Laufende Nummer. 





29, 
BIER 
31. 
32. 
44. 
44. 
35. 


36. 


Bezeichnung der Eiſenbahn. 


B. Unter eigener Verwaltung. 


für das Kalenderjahr 


Aachener InduitrierEifenbabn . . . . 
AltonasKieler Eifenbabn . . a 
Angermünde-Schwedter Eifenbahn . 
Berlim: Anhaltiihe Eifenbahn 
Verlin-Börliger Eifenbahbn . . . 
Berlin-Hamburger Eifenbabn . . 
Berlin: Botsdam-Magdeburger Eifenbahn 
a, Berlin = Stettiner nebſt 
Berlin: Zweigbahnen.. . 
Stettiner *h. Stargard-Cöelin. Colberger 
Eiſenbahn Te. —— Pa 
la. Eöslin. Danziger. . . . 

Braunſchweigiſche Eiſenbahn . . 
Breslau: Schmweidnigs;sreiburger Eifenbahn 
Breslau⸗Warſchauer Eilenbahn  . . . 
Cottbus: Broßenhainer Eifenbabn : 
Erefeld: Kreis Kempener Induſtrie— — 
Cronberger Eiſenbahn . . 
Dortmund: -Bronaus&nfheder Sifenbaln 
Ermsthalbahn . . . 
Eulin⸗Lübecker Eifenbabn . A x 
Blüditadt-Elmshorner Eifenbahn . 
Gotha-Ohrdrufer Eifenbahn . . 
Halberftadt-Blantenburger Eijenbahn . 
Hannover-Altenbefener Eijenbahn . 
—8* Ludwigs Eifenbahn . 

omburger Eifenbabn . . . . 
Kirhheimer Eifenbahn. . . . 
Köln-Mindener Eijenbahn 
Lübed-Büchener Eifenbahn 
Märkiſch-Poſener Eiienbahn . 
Magdeburg:Halberftädter Eifenbahn 
Medienburgiicesfriedric- Franz: — 
ee eg Ir — 
Nordhauſen Erfurter Eiſenbahn! 
Dberlaufiger Eifenbaln . . . . 
Dels:Gnejener Eifenbahn. . . 
Diipreußifhe Südbahn. . . . 
Piälziiche Eifenbahnen. 
a rg Eifenbahn . 
Rechte DOderufer-Eifenbabn . . ©. . 
Rheinische Eifenbahn . . . 2 2 2. 
Saal Eifenbahn . . r 
Saal-Unfirut- Eifenbahn : 
Sächſiſch⸗Thüringiſche Oft: weftbapn 
Schleswigſche Eiſenbahn . . . 


*) Eiche die Bemerkungen 























3. 26. 27. 28. 29. | 30 
Die Betriebseinnahme einſchließlich der Nee 
aus der Be⸗ aus dem Güterverkehr, einſchließlich der Beförderung 
förderung | von Vieh wait BARRIERE des sub 26 —— 
Be: | yon Bepäd, - — 
triebs⸗ Equipagen, — durd- 
es Pferden und für jeden für jeden —— 
jahr. Hunden | überhaupt. Zentner und Beförderung 
(auf Hunde: Zentner. Kilometer. Je eines Bent: 
billets). £ ners auf 
Mark. Mark, Murf. Mark. Kilometer. 
1877 | 
F — 394 024 (h,oso 0,0035 13,00 
" 80 225 3657 974 | os O,onti 59,0 
— 3747 48 552 — —EX 23,0 
n 168 714 9078 180 U,u2s UO,o02s Sl,ss 
n 410095 4218883 han Omar NN, 
„ | 118168 12 961 293 | LUFT: V,o030 167,10 
rr 4245 71356 481 Uno O,0020 ra 
| 
n 168 247 6.542926 | O,208 0,0032 *3 
> 51126 1482510 | (har V,oozı Ta 
. 79 178 1443 866 (hass U,mar Kl, 
rn 39 500 854 585 ꝛar V 11, 
= 155 098 75983480 Vz —R Ha 
* 68 947 7 69 956 N,1r0 LAT Tas 
” 2802 206 640 "iss ons N an 
" 6642 1130818 | V,ızu —XR la 
J 668 57942 | 0,048 — * 
2569 5857 bus O,onso Yu 
* 2 129 336 888 oma V,omee 42,0 
„ 1158 45 184 ",oso O,mio 10 
“ 5 488 105 502 OV, na⸗ Us ha 
" 3 652 172 920 arm U,ouss IN, 
" 1012 37227 U, } O,o0Rne | 15,90 
— 07 106 685 Gors OÖ, | us 
* 11277 4588 783 Vase Hann Tr, 
= 313 288 5 092 598 O,10 U,ooaa Ayar 
" 10861 91225 | O,ony | —X Ya 
* 1 427 45 670 | Os Mana Too 
P 308 443 33 506 220 | 0,150 O,o0rn ' S1,-. 
B 33 773 2 156 323 | 0,08 | O,0033 | ala 
" 52 536 2022 314 (kiss | V,oosn Ga 
* 521 767 23 153 625 Ua ILAMRETT “u Ai) 
„| 81870 2208641 0 his Man 
* a 457 227 1 03 | O,os0 | Unis | 2 I ‚in 
pr 13 002 532 634 V,ras Vanas | IS, 
" 4539 531 142 On V,onıs TT,55 
” 6 966 451 294 O,yuu ana | Ts, “R 
* 36 165 5251 IE O,stu —XR 135,1 
B 297 700 9175 331 —— (ms 77m 
” 4029 782 084 O, Vom | 3,0 
= 27 349 6 794 990 [er V,ooıs 108,87 
” 448 091 27 694 8641 Vers V,0031 Ss, 
” 3583 353 008 149 O,o0ns 4 l,nı 
" 8616 186 041 —* Os | 35,0 
F 802 0.499 ons or; 29, z 
" 33877 16096 018 O,aı U,oaı T7,08 





19 NM 5. 





aa. | 2 | » | a. || || m | 

















u 32 | & 38. 1. 
aus Borjahren und ausichlichlich der Nefte aus dem laufenden Tahre betrug: Die Betriebsausgabe ein- 
— 2 — = \ — — qqließlich der Reſte all —* 
ür jede aus der aus allen Verkehrszweigen: jabren und ausſchlie 
a Rilo- Bernitung für — nn - Acad Reſte aus dem laufenden Jahrel .; 
h : = De 4 betrug für Bejoldungen und] = 
gi se weit —— aus für jeden N für —— Gehalte der etatdmäßigen | 
te on Bahn— ' ; | Kilometer | ;., ae & 
Beväd. und anlagen und jonftigen überf — Nut: —— re — — mel & 
Büter: FBetriebsmitteln] Quellen. rhaupt. | petriebs: | Kilo: — 13 
* bezw. Beamten länge | meter. | Güterwagen- uͤberhaupt er er ẽ 
Achſe. an Dritte. (Kol. 5). | Adie. Fahr | E 
Mark, Marl. Mar. Mark. Marf. | Mark. Mark. Darf. Prozent. | * 

















On 13.230 12 59% 473912 | 14819 4,61 O,ına 86 434 3,16 
Va 195 121 "3600 6669070 | 23156 h,9 rs 1011307 28 99 
N ,10r - 135 114 855 4 970 2, Oz 34 364 22 ‚os 
Voss 425 084 |" 2 585 15509 508 | 36 148 HM — 2 3TS 828 21,54 
LATE 27610 |* 442 478 au ul 14545 4,4 LATE 1 090 202 24a 
R rs * 183 822 17 758 681 40 200 N, V,ı0n 2014 890 I6,50 | 
ua 489319 |* SOTOLS 120614445 | 48 792 HAT N,12s 1930 745 26,32 
V,10: 159070 * 552 345 11091 685 32 929 ds | O,10 |* 1 744 381 25,55 [36 
O,us3 IT 448 sh 728 2037577 15 290 | — | rs Duos 369 27,09 
Oyass 120 9u6 50 994 3 174 761 13 321 —X 3% SIR a7U 28,0 136 
Os 423753 21973 1 778013 8967 2,4 U,ıos 524075 20,7 
O,us3 3355 378 937 10 521317 31429 4,0 LAT 1240 156 10,0 I 
O,1m 231425 462 383 10 7354 030 19014 4,51 er 16095 21m 28,05 
O,ı2s 20540 |* 13 040 378 392 6818 un FEN 9303 20,16 
H,uss | 32447 116 884 1628290 | 10656 | 3,10 0, jr 254 235 22 co 
U,osı 2 7% 24 722 214.053 4905 1,3» V,ı20 78 502 39,14 
V,uny y8d 2427 109 823 11 252 2,21 "rs 32 545 8,87 
Nois 3856 28 570 577 258 5 964 2,68 O,109 202 4693 36,20 
V,z0 8 12 15 96 769 797 3,9 Ca 17 16 007 37,74 
O,158 6864 14 487 299 458 3074 3,30 LITT, 54255 25,38 
O,0r 6234 5326 354995 | 10 629 4,0 On |* 71442 28,00 
O,ns 169 3454 121485 7022 | 3,02 Os 36 294 22,39 
Om 270 40 364 208 067 | 9372 3,57 —ER 45 253 26,02 
0,0 1180 |* 244 147 5045 068 | 20048 3,42 —X 1164323 | 2), 
0,092 367 267 920 814 14.269 012 | 27705 2,79 am 2677432 Ber 
0,136 7928 45 176 582078 32338 | du Orr 1* 97386 | 27,0 
Va 3605 |* 11 929 108 235 15 462 2,50 N,a40 18 128 23,12 
Uyoia 20622019 2 456 865 48 748 051 46 476 A,ıs yo 1% 7520377 IR, us 
O,10 151 148 201 916 3543811 | 31812 6,30 VO, 553 020 27,10 54: 
O,an 65 726 123 642 3290599 | 12.097 | HART — 310 007 24, 5 
O,0 74561 2857563 36 017 700 32652 4,5 Os 5 203 344 28 
O,100 140 810 |* 333 776 4 717418 14 670 3,97 "a 1 788 800 Isar 
Oyorz 12 356 7380 477 834 6804 2,0: Ü,ose 176 279 38,01 
O,130 45 5318 |* 33 713 916 253 11 705 Bar 0,70 |* 171 978 23,02 |} 
O,053 60307 |* 34 197 Sl 441 5347 2,30 | O,080 237 836 Blysa 
— 93 616 65 598 919774 5759 2,58 On 305 216 33,59 
0,12 444 0144 130 366 6 763978 | 27816 0,39 O,130 ATT 694 | 17,35 
O,os6 — 494 284 13 148 716 |ı 22592 | 2,53 0,098 3016 953 | 34,0 
V,os0 18 778 31614 1282 715 6347 2,4 Oo * 357558 | 36,66 
0,09% 498 325 731 057 285520 | du Os | 1167288 | 2, 
O,100 1082 952 2674 159 43 113 543 40 AU 5,00 O2 Ir 6 333 048 28,09 
O,015 3757 |* 95600 SI8 785 ı 10946 | 3,065 O,rı8 157228 | 27,6 
O,160 15 347 10 013 342 425 6489 2,2 O,10 86315 30,29 
0,018 1692 20587 154 767 4 578 1,93 Ü,098 78224 | 43,13 
U,oau 123 945 14 619 2913 835 12 680 3,11 | O,r4 541 545 28,66 





*) Siehe die Bemerkungen. 









l 2. 27. | 28. 2». 30. 


Die Betriebseinnahme einjchließlich der Reſte 


aus dem Güterverkehr, einſchließlich der Beförderung 
von Vieh (mit Ausnahme des sul 26 aufgeführten): 





aus der Be: 
Zek 

Des | yon Bepä 

triebs-] Eguipagen, 






Bezeichnung der Eifenbabn. bei durch⸗ 







' Pferden und PER für jeden — schmittlicder 
jahr. Hunden fiberhaupt. tür jeben Zentner und Beförderung 
(auf Hunde: Zentner. Roneia je eines Zent: 
billets). " ners auf 






Darf. Dart. Mart. Mart. Kilometer. 














a. rg nebit Zweig: 









En... .i6 bahnen « | 1877 176 240 9 157 140 Ü,233 O2 | 79,10 
71. Ati b. Dietendorf-Arnflädter . | . 1580 90285 —* —2— 10,0 
jenbahn 1 .. Gotha Keinefelder Bw 9.072 520 887 —* —— 36,0 

d. Gera-Eidichter . 14 5190 628 160 0,125 Nous | 40 

72.| ZilfirInfterburger Eiſenbahn..... 4 11177 263 360 0,170 DO, | 0,0 
73.| Weimar-Seraer Eiſenbahn . . = 7 0974 160 265 O,151 0,0 44, 
74.| Bernshaufen-Echmaltaldener Sijenbahn 2 410 25 138 0,055 0,0073 | To 
75.| Werra-@ijenbabn -» . . . 0 51 788 1898 185 —X O4 | TI, 









Summe II. B. 3 707 081 | 207 131 723 G,133 O,u024 79,2 












Sejammt:Ergebnifle | 1877 | 12049395 | 558 519 535 | Ö,206 O,on S6, 10 





1876 112499457 | 558 x01 192 | 0,54 O,0025 Bön 
1875 [12015515 | 349 751 781 | O,1n 0,0033 62, 
1874 |11 374 928 | 511 630 738 Om Uyooaı 72, 
1873 | 11529 194 | 474 607 300 | Om Cuog; 32,5 
1872 [11 130991 | 416 136 088 | , —E 85 
1871 | 16 608 998 | 368 300 267 | O,ter 0,0033 84,99 
1870 [16.068 266 | 310289 167 | 0, Om 2,04 
1869| 7238 224 | 2098 052 775 | as SE Sl, 


1868 | 6918426 | 287438931 0,233 O Sa 


— —— 


21 NM 5. 














a. | 2. | =» | 232. ı 38 3. 37. 38 3 
aus Forjahren und ausichließlich der Reſte aus dem laufenden Jahre betrug: Die Betriebsausgabe ein- 


idyließlich der Reſte aus Vor⸗ 


für jede aus der aus allen Verkehrszweigen: jahren und ausjchlieglid der 

. ito- V ütung für — ner — Reſte aus dem laufenden Sabre) 5; 
einen Kilo: | Vergütu 1 betrug für Bejoldungen und] 2 
meter weit | Ueberlaſſung aus für jeden für jede he ae = 
v) I Kilometer | Hrbalte der etatsmäßigen | = 
bewegte von Bahn: ſonſtigen Kilometer pro weit beweat Bermten (Bedienjteten) jowie] = 
Sepäd: und| anlagen und ! überhaupt, | „Yahn: | Nut: R a für Tantiemen: = 
Güter: |Betriebsmitteln] Quellen. pi. petriebe- Kilo: Ba u E 
wagen: bezw. Beamten länge meter, Güterwagen: überhaupt iu Brojenten| 5 
A ſe. an Dritte (Kol. 5). Adyie. . en 5 
Mark. Mark. Mart, Darf. \ Mar, Mark. Darf. Mar, Prozent. | 

Os 615 860 1018 647 15 851 776 | 49 878 5, O,123 1 907 658 20,2 |71a. 

—X 2079 10 205 168 448 16 629 dus Ü,236 26 918 22,4 [71 b. 

0,198 37801 61 372 918 214 13678 + Bıa O,122 104 380 23, |71e. 

N,usa 72 593 849 332 1 101 709 14 308 4,r3 0,119 212 918 22,26 |T1l. 
0,108 58 524 |* 23 713 542578 10061 6,43 0,154 08 306 28,0 |72. 
("zum 9830 28 535 522401 75% 2,16 O,0 152 #85 32,01 |72. 
—R 2724 775 42615 6088 2,07 0,230 13 308 38,1 |74. 
U,ron 78 489 "0443 2 934 018 17083 4,nı Om 473 029 23,» [75. 

—E— 17588 700 | 323 787758 27306 1. Oz | 30708355 2 

WATT 30 439 254 36571 784 | 851897353 28087 4,2 0,2 127 703050 24, [1877 

Oyanız 29 603 154 33063 033 557 245 586 830222 4,30 Nm 125 4093 422 23,2 [1876 

—XR 28 (28 301 33 380 008 843 U2L 845 31904 3,9 — 119 504 450 22,54 1875 

(yon 61358 370 792 351 771 23 281 4,31 V,ı2a 129 928 106 25,1 11874 

Dog 653 369 198 745 673 125 33209 4,* O,ııa 117 286 E90 25,2 JI873 

V,usı 63.075 uud 670 600431 31697 4,4 ma 965008 043 25,50 |1872 

—R 46 364 040 G 46375 32110 4,4 ,m 74 207 426 24,17 11871 

(,os7 36 130 86 3062332038 28359 | 4,19 Y,ııs 68 005 120 26,02 [1870 

O,u91 30 535 BR 471758672 29 178 | 4,er U, 62 476 126 26,98 [1869 

O,u89 34 815 328 446 522 224 29 251 | 4,5 O,18 AB 087 477 2,8 [1865 


*) Siehe die Bemerkungen, 6 


de Nummer. 


aufen 


“ 
Ey 


[ — 
ı. 


tn 2 
..., 


= 


24. 


25. 


26, 
27. 
28. 


Bezeichnung der Eifenbabn. 


1. Staatsbabnen. 


a. für das Kalenderjahr 


Badiihe Staatseifenbahnen . . . . . 
Bayeriſche Staatseilenbahnen EEE 
— — Eiſenbahn. 
MainNedar:Eifenbabn . . » 2... 
Oberheſſiſche Eifenbahnen . 
Dldenburgiihe Staatseifenbahn . 
Sächſiſche Staatseifenbahnen . . . 
Wilhelmshaven-Dldenburger Eiſenbahn 


b. für das Etatjahr PH 


31, März 
Eljah-Lothringifche Eifenbabnen . . . 
ange Eifenban . . . . 
annoverſche Eifenbahbn . . . . . . 
Deain-Wefer-Eifenbabn . . . . . 
Naſſauiſche Eiienbahn . . . . . 
Niederſchleſiſch Märkiſche Eiſenbahn 
Oſtibahn....... . .. 
Saarbeücker Eifenbafn . .» . . . 
Weſtfäliſche Eifenbabn. . . . . . — 
Jul 


e. für das Rechnungsjahr * * 
Württembergiſche Staatseiſenbahnen 





Summe I, 


I. Privatbahnen. 
A. Unter Staatsverwaltung. 


a. für das Kalenderjahr 
ee er Eiſenbahn. . . 


! inel. Neiffe- 
EIODER\ ur 4042 u re 
b. Wilhelmsbahn . . . » 


—. Poſen⸗ LThorn · Bromberger 
—88 d. Niederjchlefiihegweigbahn 


e. Breslau» Bojen-Wlogauer . 
f, Breslau: Wittelmalder . 
‚\g. Stargarb-Pojener . . - 
Zittau-Reichenberger Eifenbahn. . — 

1. Ap 


b. für das Etatjahr 31. März 


Berlin: Dresdener Eifenbabn. . . . . 
Münfter-Enfcyeder Eifenbahn . . . . 
NheinsNahe-Eifenbahn. . .» . . . 


Summe II. A. | 


9. 39. 
für andere periönliche 
Be: Ausgaben: 
triebs - — — 
in pet, 
jahr. der 
überbaupt. ganzen 
Aus 
gabe. 
Mar. pCt. 
1877 
. 2932281 15, 
Pr 4205 42 8,07 
” 
* 621857 18, 14 
Pr 87794 9, 
; 274794 12,00 
„ 7125277 17,4 
= 66061 18, 
1877 
1878 
Pr 2475440 12,9% 
a 1583 737 1b 
” 4206 247 19,43 
— 1065 407 19,5 
" 727609 16,0 
Fr 4200 766 19,00 
a 3806 155 16,30 
1— 670 084 | 12,36 
5 1161801 | 16,14 
1876 
1877 
„ 2 425 667 | 16,53 
37 786 469 | 15,15 
1877 
" 57251 12,78 
" 5 440 »47 14,ua 
" 31428 | 10,70 
u 57207 | dm 
” 267275 | T,os 
A 2101396 | 14, 
H 354214 | 12,55 
& 365 886 | 15, 
Be 156 775 | 14,38 
7 675 644 13,4 
* 487537 | 19,08 
= 370646 | 14, 
"” 102 716 15,31 
1877 
1878 
a 366 020 °| 14,00 
rs 32903 | 8,94 
r 353 594 | 12,30 

















11.120.898 | 14,06 





AD. 


für fachliche Berwal- 
tunastkojten : 


überhaupt, ganzen 
Aus» 
gabe, 


Mart. pGt, 


1542585 | 
4660282 | Yun 
3365 | 4,50 


247 496 8,97 
77 302 8,31 
172 979 7,30 


638 51T | 8,93 


39555 | 11,0 
1276249 | Gm 
726561 Te 
1476250 | 6, 
430440 | 7,78 
399053 | Bar 
207 757, 9, 
1948453 | Bus 
327253 | 6,0 
5219753 | Tas 
1589 356 | 10,53 


21 105 480 8,50 


33 190 | 


7,38 

2642 275 | Tom 
32530, 1l,ıe 
39 761 6,75 
296 330 8,50 
1063649 7,4 
198 684 Tyos 
200 867 N,sa 
80 066 7,4 
364 914 7,51 
274 082 T,ea 
233875 | 8,9 
58 332 8,09 
273 003 | 10,4 
15903 | 4, 
179192 | 6% 


5 986 648 | Ust 


a 


Die Betriebsansgabe einichliefilich 


für Unterbltung 
der Bahnanlazen 


(ausichlientich 
Emenerungen): 
in pöt. 
der 
überhaupt. ganzen 
Aus: 
| gabe. 
Marf. pGt. 
3363 116 | 18,1 


8 905 208 | 18,10 


5 884 | 9, 
605042 | 18,2s 
151946 16,5 


3BR 550 | 17,00 


4050 331 Y,s3 
45 284 13, u 
2298 885 | 11,12 
851486 Y,02 

1 736 774 S,02 
817095 | 14,:« 
368 311 | 84 
2072373, War 
322246 | 19,73 
595 864 16 
874 995 | 12,1 

1 736 893 | 11,ss 





32 091 556 | 12,5 
l 
| 
\ 
) 
4 87 8,33 
23 469 027 | 6,88 
30 906 | 10,61 
30233 | 5,13 
302 803 | 8,70 
777102 | 5,4 
138 812 4,51 
197 785 8,0 
30 043 8,43 
394 691 8,13 
256 703 T,ı4 


144518 | 5,86 


154 70) | 23,06 
176 509 | 6,76 

59696 | 16,23 
526 345 | 18,33 


5784868 | 7,» 


u re 


23 











2. | na | 


= a | I | a6 | 
der Nefte aus Vorjahren und ausſchließlich der Reſte aus dem laufenden Jahre betrug: 
für den Bahıtransport u für Erneuerungen: 


da runter 





für die © Benupung 
fremder Bahnanlagen 





a j _ und Betriebsmittel & 
Ermenerungen): Nüdlagen in aus dem Reſerve  Ermenerungen, ing bezw. Beamte: E 
in ben Erneue⸗ (Refervebaw, welche direft er | sl 
ag rungsfonds ec) | aus dem überhaupt. u im m = 
überbaupt. en ee ber ouds beſtrittene Betriebsfonds Aus 
Me | Atem are | Raften von Er beftritten gabe, | erbaut ua H 
gabe. Materialien). neiterungen. werben, gabe. | 3 
Marf. yGt. Marf. Mark. Mart, Marl, yGt. Mark. yGı. | * 























4398 925 28 - 543 314 513314 | 2, 118941 Kult. 
12 736 969 25,0 — — 876 447 876 447 | 1,rs 1217281 Sal. 
20136 27,m 10.250 = — 10250 | 12,50 2500 Bull. 
756 736 22,83 — - 237020 | 237020 | 7 19328 Oss] A. 
195135 20,45 — — 362 362 | V,os TR2 85] 
348377 1i,w 150 25% — — 150253 | 634 403149 18.0] 6. 
S 471992 20,78 5 111199 = — 3111190 12,54 2681000 67. 
8332 23,00 _ — — — | _ 20757 Sl. 
3.667577 18, 5 221404 2211934 | 11,0 1W318 ds]. 
1805573 19,1% = = 1200595 1200585 | 1%, 1337466 14,1, ]10. 
3854474 17, — — 1847004 1847004 | Bass S4ROS10 16,12 |11. 
916543 17, — 765 936 765 936 | 13,54 3355147 Go |1?. 
747697 17,16 — — 473 907 4737 10 147516 3,112. 
3675560 16.0 _ — 2791592 2791592 | 12,83 1 008 200 1,54 [14. 
4079398 21, _ _ 2415 773 | 2415 773 | 10, 819727 3,w]1D. 
14841796 27,» _ 441625 441625 | 8 308267 7,5 |16. 
1195217 | 16,01 _ RB 136 | 1038 136 | 14,03 538 88663  7u 17. 
I I 

| | 

3 516613 | 289 — 1791347 | 1791347 | 12,0 613255 4, I18. 






















































32 885 070 21,20 5 271 702 — 16 638 022 21909 724 1) 882 366 
58966 14, 77244 | — = ' 77244 | 18, 34 772 10, 
6 20985 17,50 5794010 210 104 so pen 6 964 305 | 19,41 1 000087 3, 120, 
39720  1B,ca 48 888 | _ — 48 883 16,75 16043 Ss. 
51902 , R,w 63 451 — _ 63451 10, 220 773 ı 37, 92 
559652 166 515 541 — — 515541 , 14,4 774110 | 22, 23 
2237127 15, 308560 I _ 3985601 27, 112024 | Zara. 
312886 I1,or 091525 — J 991525 : 45, 232 385 8,22 124 b. 
302637 , 12, 573351 — 573351 24, 146852 | Gml2d c. 
113958 ı 10,74 298 728 — — 298 T28R 28,18 73 350 d,0 2. 
617153 | 12,10 1358 776 - _ 1358 776 ı 27,8: 170024 | Yu ]24 e. 
377423 | 10,0 661 965 — 661965 18,0 274142 | Tefal. 
473123 | 18,0 433 119 — _ 433 119 16,66 413137 | 15, 24 g- 
108 562 | 16,18 — — — — — 0 586 7,54 25. 
484 666 | 18,54 418120 | _ — 418 120 16,00 224011 | 8,21 26. 
54 018 14,6 943 — 59044 59987 16,1 62410 | 16,5 [27. 
521 876 | 18, — — 274942 274 942 Diss 248 741 | Boc]2*. 
12 594654 15,0 15 216 257 210194 1291087 | 16720598 | 2,16 5413445 | se 












*) Siche die Bemerkungen. 





Laufende Nummer. 


6, 





Die Betriebsausgabe einſchließlich 
u für Unterbaltung 














für andere perjönliche für jachliche Berwal · der Bahnanlagen 
Ausgaben: tungskoſten: Lausſchließlich 
Erneuerungen 





B. Unter eigener Verwaltung. 


für das Kalenderjahr | 1877 


Aachener Induftrie-Eifenbahn . . . .| „ 1123 Ay 29137 10,51 24809 Ku 
NAltonasKieler Eifenbahn . . . . e J 290 605 Bra 3 35152 398837 Il,ıs 
Angermünde-Schwedter Eiienbabn. . . | „ 17672 11,66 9049 us 17801 Ilm 
BVerlin-Anhaltifche Eifenbafn . . :» .| „ 1837 A821, BO3153 Tyan 683 576 6* 
Berlin⸗Görlitzer Eiſenbahn — 4* 470293 104 444 105 dal 27005 Bm 
Berlins:Hamburger Eifenbahn . . . R 1694 173 18,86 1261 652 10,18 IMS 886 | 15,0 


Berlin Potsdams Magdeburger Eifenbahn “ SITWIT 11.24 AT2118 | 6,50 581015 | Tas 
j a. Verlin » Stettiner nebſt 
Berlins Zweigbahnen. 


— 4 1166407 17,224 696243 10,3% 413813 Tas 
Stettiner | b. Stargard-Eöslin-Eolberger| 328026 17,8: 192608 . 10,50 182097 Wa 
Eijenbahn |: Zorpommerfde . . 1 398 046 16,4 244 907 10,13 284875 1m 
4d. Eöslin-Danziger . . .| „ 306489 17,2 170274 Ns 127192 7, 
Vraunfhwelgiite Eifenbahn . Et 1102005 16,61 321662 4,0 HIE930  9,as 
te Tralburgn: Eijenbahn | „ “22981 10,5 514 002 8,30 678121 11,2 
Breslau-Warſchauer Eifendabn . » .| „ 23105 ur 40585, 11,40 46477 | 13,0 
Cottbus-Großenhainer Eifenbahpn . . . | „ 7695 Ger 108576 don 44760 3, 
Creſeld⸗Kreis Kempener Induftrie-Eifenb. | „ 27078 13,0 19827 . 96 25251 | 12,6 
Eronberger Eifendahn. - » 2 2:2. rn 4042 As 5452 Gysi 3830 4,5s 
Dortmund-BronausEnicheder Eiſenbahn B 19438: Bun 337 5, 75439 | 13,6 
Ermötbalbahtn . >» 2 22 22h 3209 7,36 4904 | 11, 1408 . 
Eutin-Lübeder Eifenbapn. . x 2 2 .| 10016 A, 23727, 11,0u 208635 rs 
Glückſtadt ˖ Elmshorner Eifenbahn 3048 1.* 20221 8 39287 15,75 
Gotha-Ohrdrufer Eifenbahn.. . . . " 14652 Yu 12488 | Tim 220% 130 
alberſtadt: Blankenburger Eijenbahn . . 1141 6 14669 : 8,0 14416 8“ 
annoversAltenbefener Eifenbafn . .| „ 521453 | 11,30 400 050 Bra 149629 9 
eſſiſche Yudmwigs-Erfenbabn. . . sl:25 s1046 Tu 628809 Tas 55 64 
omburger Eifenbahn . Fr | u 252330  Tıa 2I1IM Ba 418800 14 
Kirchheimer Eiſenbahn. 22.1, 2641 A, acä 6491 Bu 2028 22 
Köln-Mindener Eiſenbahn.. 13 404321 1, 16750 Tips 1069454 Ts 
Lübed:Bücener Eifenbabn . . » ..| „ 2915393 14, 192 706 Dan 239 914 11,0 
Märkifch: Rofener Eifenbahn . . . . .| „ 256365 1%, 224 772 10,13 191405 ı 9,1» 
Magdeburg-Halberftädter Eifenbayn . - | „ 1810947 Im 182290 9 1408404 7, 
Medlenburgiiche Friedrich: Frang-Eifenbahn | „ 1065383 Tue 257029  1lyse 220255  9;,ss 
Muldentpal-Eifenbahn . . » » 2. | m 62 490 13,18 70 587 15,2 47 297 10,20 
Nordhaufen-Erfurter Eifenbayn. . . . | „ 52942 Tom 3694 Te 51734 Ga 
Dberlaufiger Eifenbahn TEN 58258 7m 94 721 12,56 36 330 Tuar 
Dels-Gnefener Eifenbahn. . » » ..| „ 71461. Ter 96 103 10,58 66 061 7,27 
Oſtpreußiſche Sübbahfn . . » ...|, 453724 13,5 214712 6, 234093  T,os 
Pſfalziſche Eifenbaypnen. . . .»...|1 72210 0 1076692 12,30 1605 936 18,40 
Bolen-Ereuzburger Eifenbafn . . . .| „ 93424 ss 88597 dos 92 801 9,51 
Rechte Oder⸗Ufer-Eiſenbahn. . . .| „ 541906 9 406515 Tu 457386 8,51 
Rheiniſche Eifenbahn . . 2» 22. .| 1401200 Ki, 224260 Hr 2 406 708 10,9, 
SaalEifenbahn . . . 2 2222| 70537 13. 59494 10,16 86064 15,15 
Saal:UniirutsEifenbapn . . . . ..|„ 18879 6,0 28.604 10,04 20642 7a 
Sãchſiſch Thutingiſche Oft-:Wetbaln . .| „ 5304 2m 23492 18,0 10833 6,01 
Schleswigſche Eifenbapn . . . .. .| „ IRO11 5,1* 243862 12,0 142 21R T,»e 


















ber Refte aus ar und ausſchließlich der. Refte aus dem laufenden I Jahre betrug: 


für Erneuerungem 
barunter _ 
aus dem Rejerve- — 

















Reſervebau., weiche direft 
Ergänzungd-rc.) | aus dem 
Fonds beſttittene Betriebsfonds 
* von Er · beftritten | 
meuerungen. worden. 
SDR 112 z Mar. | 
— 316 823 
zu a . 
| 33 386 | 
914404 | 656 198 
50 714 | 136 872 
106 931 8195 
— 3 029 
— 1252 
— 404 
32 335 — 
7515 | 55 398 
29 183 — 
"0 — 
— | — 
— | — 
— 173 000 
au 
= nt 
iR ae 
_ 241 037 





— 
ze in 
rneue · 
rungdionds 
überhaupt geujelong der 
Aus · —* verfaufter 
g Materialien). 
Marl, _ € Mark. 
I 
| 
] 
50645 | 18,6 50 290 | 
728 100 | 20,37 — 
2019547 | 18,57 1 978 087 
683 306 15,17 727 381 | 
2683 896 | 21,98 — 
1260 572 | 17,» 1 082 014 
1177868 | 17, 798 675 
303 184 | 16,51 175 293 
348 752 | 14, 240 562 
262460 | 14,:6 218 628 
1496 231 | 22, 1148011 
1024023 | 16, 961 919 
63410 | 18,58 87 255 
209 581 | 18,10 232 596 
42895 | 21,55 — 
15604 | 18,1 12 350 
92 683 | 16,58 188 998 
6719 | 15,4 4181 
32905 | 15,» — 
46 247 183 - 
696 | 4, 297 
30813 | 18,18 24 000 
913498 | 19,00 786 687 
1315880 | 16,06 1 363 921 
77334 | 21, — 
7878 | 10,» 19 004 
6 736 260 | 25,55 4079243 | 
374894 | 18, — 

385 762 | 18,53 308 612 
3 946 986 | 21,» 3271114 | 
513 706 | 23,03 92 810 

84432 | 18,51 — 
141 755 18,08 153 375 
159 743 | 21,» 55 986 
126 878 | 13,06 191 817 
588 647 | 17,0 542 919 
2440 263 | 27,00 — 
132 395 | 13,57 147 662 
89 132 | 16,3 1 439 809 
4239292 | 19,20 3 750 452 
114 360 | 20,13 28 256 
57150 | 20,06 4934 
21241 | 11,» — | 
433 656 | 22,4 — 
) Siehe die Bemerkungen. 


ũberhaupt. 


Mark, 


50 290 

316 823 

1 978 087 

760 767 

1 570 602 
1 219 600 | 


798 675 
175 293 | 
240 562 | 
218 628 | 
1 283 077 
964 948 
37 255 
232 596 
1 252 
12 754 
138 928 
4181 


32 335 | 

297 | 
24 000 
786 687 
1 363 921 
62 913 

19 004 | 
4 108 426 
241 060 
308 612 
8 271 114 
92 810 
158 375 
55 986 
191 817 
715 919 
147 662 
1439 809 
3 750 452 
28 256 
4 934 


241 037 







für bie Benupung 
fremder Bahnanlagen 





und Betriebömittel 
in zer bezw. Beamte: | 
an in * 
us * 
berhaupt. ganzen 
u, 5 Aus · 
| gabe. 
| p&t. Marl. Gt. 
18,13 13 581 4,as | 29, 
Rus 214504 | 6,0] 30. 
— |* 59 506 | 39,07 | 31. 
18,90 543811 | 5,0138. 
16,39 626 138 | 13, | 33. 
12,87 849 124 6,95 | 34. 
16,75 524 324 7,20 | 35. 
11,s3 319 948 | 4,7] 36a. 
9,54 88 327 4,51 | 36b. 
9,35 92 788 | 3,54] 36c. 
12,»| * 118 797 | 6,5] 36d. 
19,33 306 064 | 4,1} 37. 
15,37 402 148 6,05 | 38. 
10,98 „28426 | 8,5]39. 
20,76 153 486 | 13,70 | 40. 
De 1255 | Oslaı. 
15,33 8064 | 9,05] 42. 
24,4 — — 4 2 
9,56 2271| 5,144. 
— 63 933 | 29,90 | 45. 
12, 27158 | 10,5 | 46. 
Q,18 59 990 | 37,00 | 47. 
14,12 26093 | 15,4] 48. 
17,10 303 855 | 6,0] 49. 
16,4 689844 | 843150. 
17,77 9069 | 2,5]51. 
25,10 15 937 | 21,90 52. 
15,53 1113692 | 4,»]53. 
11,s0 116 487 5,10 | 54. 
14,53 29074 | 1,9] 55. 
17,10 541 477 2,30 | 56. 
4,ıs 160418 | 7,1 ] 57. 
= 14265 | 3,858. 
20,53 96 326 | 12, | 59. 
7,3 76 282 | 10,111 60. 
21,12 24973 | 2,,5|61. 
21,39 203 376 | 6,13] 62. 
— 407383 | 4,0] 63. 
15,14 58470 | 6,0 | 64. 
28,24 441 632 8,05 | 65. 
16,99 865 721 | 3,921 66. 
4,9 44 167 7,111 67. 
1,13 60376 | 21,19] 68. 
— |* 38 374 | 21,50 | 69. 
12,15 166 415 | 8,50] 70. 


Bezeichnung der Eiſenbahn. 


a, —— nebſt Zweig⸗ 


Thüringiſche | be 
Eifenbahn 


b. — Arnftäbter 
c. Botha Leinefelder . 


d. Geras-Eihihter . . » 
Kilfit-Infterburger Eifenbahpn . . . - 
Weimar:Beraer Eiſenbahn . 

u er Sifenbahn . R 
Werra:Eifenbahn . - 


Summe Il. B. 
Belammt-Ergebnifie 








40. 





a1. 


Die Betriebsausgabe einſchliehlic 











3. 30. 
für andere perſönliche 
Be⸗ Ausgaben: 
triebs⸗ — 
in p&t. 
jahr. ‚ ber 
überhaupt. ganzen 
Aus: 
E gabe. 
Mart. \- p&t, 
| 
1877 1053199 | 11,ır 
- 15 700 | 13,3 
" 79 330 0,59 
a 96 696 | 10,11 
B 21363 | 6,0 
„ 55218 | I1,ss 
> 5189 | 14,00 
J 252 928 | 12,51 
.17 929 561 9,33 
1877| 66836 928 | 12,4 
1876 66 803 727 | 12,58 
1875| 69628963 | 13,18 
1874 66 861 151 | 13,98 
1873 66 652 445 | 12,00 
1872 47103 660 | 12,64 
1871 36 543 026 | 12,4 
1870 30503 174 | 11,94 
1869 26299 719 | 11,9 
1868 22 886 121 | 10,18 








überhaupt. 


für fachliche Verwal · 


tungäfoften : 


iin pCt. 


Mart. 


855 410 
9691 
73 293 
82 111 | 
30 593 
35 301 | 
4464 
142 390 


der 
. ‚ganzen 
| Auß- 


gabe. 
p&t. 


Y,or 
8,2 
8,30 
8,58 
8,80 
7,10 
12,80 
T,04 





17225135 | 
44 407 263 
45 903 713 
46 109 099 
831 975 814 
27 042 476 
21 242 074 
16 579 806 
13 758 675 
12 490 343 
11 747 786 





8,97 
8,53 
d,64 
8,69 
6,35 
5,96 
5,10 
546 
5,39 
5,36 


5,28 


überhaupt. 


für Unterhaltung 
der Babnan 


ausſchließlich 
Erneuerungen): | 
in „or 
ge 

Aus: 


ae. 
p&t. 


Mark. 


1183 747 
8317 
122 203 


| 


12,0 
Tyan 
14,67 


106 515 
28 006 
68 230 

2889 

352 616 | 





18 803 792 
56 680 196 


9,n 
10,» 
59 434464 | 11,» 
57 433 790 | 10,« 
71722 339 | 14, 
68 971 527 | 15, 
56 851 769 
48 296 121 
36 355 400 | 14,2 


33 776.132 | 14,7 


15, 
15,51 


35 642680 | 15,83 











42. 





= 








für den ‚an Bahntrandport 


(Koften der 3 


—— 
———— 
Tneuerengent: 





aͤberhaupt. 


Marl, 





1693 678 
17534 
118 425 
130 042 
55133 
84 205 
6541 

455 168 











104 340 208 
114591 194 
121 749 025 
125 902 556 
130 147 421 
108 029 337 
83 886 857 
70 751 283 
62 604 304 
61 218 820 


38 860 484 






ganzen 
Aus · 


gabe. 















Nüdlagen in 
ben Erneue 
rungsfonds 
(einislichtie ber 
üdlagen aud dem 
Erlöie werfaufter 
Materialien). 


Mar. 


1802 392 
18 058 
163 320 


darunter 


192 052 


80959 | 


400m | 


26 313 849 
46 801 808 | 
47 694 122 


47 617 746 
32 979 933 
36 838 524 


29 141 494 | 





25.112 260 


22 625 251 | 


20 941 432 
| 
19 789 906, 








Aa. | 





für Erneuerungen: 


aus dem Reſerve · 
(Rejervebau:, 
Ergänzungd ic.) 
Fonds he 
Gen von Er 
neuerungen. 


Mark. 


17 422 


1399 564 | 
1609 758 

2203177 
1371011 | 


Vergleich nicht zu ermöglichen | 
do. | 
bo. 
bo. 
bo. 
do. 
do. 











worben. 
Marf, 


11111111 








19577 643 
| 


1645 534 


überbaupt. 


1819 814 
18.058 
163 320 
192 052 
80 959 
40 000 | 


67 989 209 





18 728 647 | 





19 536 316 





68 625 946 
68 525 073 
32 979 933 


36 838 524 


29 141494 
25 112 260 
22 625 251 
20 941 432 
19 789 406 


ganzen 
‚ Aus» 
gabe. 


29 358 947 



























für bie Benupung 

fremder Bahnanla — 

und Betriebsmittel 
bezw. Beamte: 


in por. 


Aus · 
gabe. 


yGt. 


überhaupt. 


Mark. 





519393 4 5, 





11748 | 10,10 
39468 | 4 
73 597 T,69 
15074 | 4, 
9712 | 2,0 
1508 | 4,» 


293126 
































10 970 925 





36 266 736 | 6, 
34 584 391 
32431056 | 6, 

in Kol. 48 enthalten 

do. 
bo, 
bo. 
bo, 
do. 


do. 


6,50 











1874 
1875 
1872 
1871 
1870 
1869 


1868 














| 





| 50. | 5. 


Die Betriebsausgabe einfchlichlich der Reſte 
ausjchlieflich der Reſte aus dem — 
















für fonftige nn Ausgaben: | w pro 

E Bezeichnung der Eifenbabn. e. im _ 
ve ne] Omen ik Aue 
2 au zenten der 

= überhaupt. 4 (Kol. 38 bis 48). lange | met 

< ne [pa | ars). | Mer 
P7] 


Dark. Marl. | Prozent. Mark. | Mar. | Mu. 













I. Staatöbabnen. 
a. für das —— 

















1. } Babijche Staatseiſenbahnen 249 945 — 1,3 8575 768 | 15 728 2, 
2. d Bayerifche Staatseifenbahnen 594 526 — 1,aı 49 201 978 | 131783 2,55 
3. | Friedrichrodaer Eijenbahn . = - — 73903 | 8175| 2% 
} 
4 } Main-Nedar:Eifenbahn . 184 220 — — 3315008 | 37886 | 3 
5. | Oberheffiiche Eifenbahnen . j 19 022 - 2,01 931437 | 5202 | 1, 
6. —— Staatseifenbahn . 19 006 — 0,00 2185877 | 7434 | 2,0 
r ne Staatseiſenbahnen 14306 | — 0,35 40 764 672 | 23698 | 2%, 
8. I Wilhelmshaven-Oldenburger Sijenba in 27% _ 0,50 349398 | 6668| 1, 
b. für das Etatjahr ir Pin | | 
9. —— —— Ei — 605 366 — 3,01 20122046 | 20274 | 2,19 
10. } Rrankfurt:Bebraer Eitenbabn . = 159 392 — 1,09 9442 8% | 18811 2, 
tt. ze ihe Eijenbahn . - 481 189 _ 2,31 21653500 | 25 171 | 3,10 
12. ain:? — ſenbahn. = 118 623 - | u 5534 735 | 27842 | 3, 
13. | Naffauifche Eifenbahn . z 109 238 — 2,50 4356 634 | 16904 2,» 
14. | Riederkhletich-Märkijche Ehſenbahn 711020 — 3231 22111505 | 27192 | 9 
15. | Oſtbahn . . . ; „ 497672 — 2,12 23487 188 | 15372 | 2,9 
16. | Saarbrüder Eiſenbahn 181 203 — —* 5420983 29881 4,06 
17. a. Eijenbabn . j n 150 839 - 2,10 7196 153 | 16847 | 2,68 
*, für das Reduungsjahr ,! — oe | 
18. —— — — 195 664 _ 1,35 14677153 | 11808 | 2,00 
Summe 1, am | — | m] 249400 818 | | 
HM. Privathahnen. | | 
A. Unter Staatsverwaltung. | | 
für das EELCRBIEIRDE 1877 | | 
19. | Altenbur 13che Eifenbahn . . . e 6 230 — 1,60 415496 | 16246 3,10 
20 | Bergiich:Märkiiche Eifenbahn . x 1 774 791 | 264 459 4,95 35 885 381 | 27 784 2,7 
21. 8638 Meuſelwitzer la a 8382| — 2,88 291 336 | 10494 3,14 
22. | Göhnig-Geraer Eifenbahn . : 3383 — 0,37 589394 17054 3,2 
28. — — Eifenbahn nr 58886 | 7814 1m 3479208 | 11821 | 3,05 
—— inkl. 
— Pr 807 194 2619|) du 14 563 758 | 40 177 3,54 
Ober: |P- Wilhelmsbahn . . . ; BB | As 2826333 | 1500 ° 3a 
24 ichlefiiche c Poſen⸗ T orn⸗ Bromber er. " 36 637 | * 1,36 2353 928 N 12 609 | A, 
"| Eifenbahm I Niedericlefiihegweigbahn| „ 246699 | — 2,33 1060 935 | 12536 8,61 
e. Breslau Pojen-Blogauer. | „ 1265| — 1,7 4857385 | 23232 | 3,08 
f. Breslau: Mittelmalder J 5210001 — | 14,0 3596 365 | 12294 3,1 
g. Stargard-Bofener . . .| „ 241659 — 0,85 2600 119 | 15.096 3, 
25. | Bittau: Neichenberger Eiſenbahn .. — 17 166 — 2,36 670922 | 25097 4,2 
I. April | 1877 | | 
b. für das Etatjahr —— 51. Min | 1878 | | 
26. | Berlin Dresdener Eifenbabn . m „103290 | 12954 | 3, 2614011 | 15008 | 3,33 
27. | Münfter-Enjcheder —— 3027 7353| 0% 367944 6516 | 2,04 
28, | Rhein:Nahe-Eifenbahn . . 1345| — 4,29 2871160 23 807 2,61 
Summe II. A. 





3622298 287919 | 4, | 79043685 | 22618 Su 

















ss | se | sr. | ss | :e. | wo. 








— Borjahren und 


Jahre betrug: Der Ueberichuß der Einnahme (Kol. 34) gegen die Ausgabe (Kol. 49) betrug: 










































— — = — — — — Er} 

; pro in in Progenten] 3 
mies Kilometer pro für jedes Prozenten des 3 
laufe x _ der verwendeten] * 
Fr betriebs. | _ Nube | Wagenachs: Betriebs: | Anlage: | 2 
Kilometer länge Kilometer. | Kilometer. | einnabme | ausgabe fapitalae | 5 
. (Rot. 5). (Kol. 34). | (Kol. 49). | (Kol. 17). | 

Mart. Prozent, Prozent. Prozent. * 










Or 62,32 10 947 839 9269 1,01 0 046 37,08 AR, 9,16 1. 
V,o83 63,15 29 961 702 8021 1,43 0,043 37,55 U, 3,16 2. 
Om | 8; | fr Te 1265 0,5: 0,043 13,35 Hy Is | 2. 
0,085 65,1 1776 112 20 298 1,62 0,045 34,39 53,38 8,18 4. 
0,103 90,06 102 785 584 0,13 0,012 9,94 t1,03 O,:6 5. 
— T,zo 904 327 3075 O,s3 O,030 29,30 41,0 2,15 6 
Or 65,0 21 084 849 12 257 1,40 0,010 34,0 bl, 4,13 T. 
O,oc 44,00 438 987 8378 1,08 0,070 9,10 125,60 6,23 8. 
0,005 64,4 11 082 337 11 167 1,1 0,038 35,58 bi "O4 23 d. 
Oo 63,13 5 515 583 10 987 1, 0,001 36,87 58,4 3,90 10, 
U,ocs 65,13 11 59% 042 13 479 l,es V,036 34,87 55,58 4,52 11, 
(as T4,ar 1 917 802 9647 1,10 0,098 25,73 34,05 3,66 12. 
Ö,ora 66,39 2 212 068 8583 1,16 0,040 32,08 50,17 2,64 13, 
— 57,03 16 662 044 20 438 2,15 0,039 42,97 75,36 6,0 114. 
0,000 59,07 16272418 | 10651 2,00 0,050 40,93 69,2 4 18. 
0,100 57.24 4042 9850 22 258 30 O,oro 42,12 74,58 $,31 16. 
or 75,0 2 309 597 5111 0,84 0,092 24,.0 3 a5 [17 
Dass 53,68 12 665.403 9753 1,52 0,081 46,23 5 | du [18 
0 62, *F 7323 042 1, 
- =” | 149503973 — * 
0,100 60,32 271 000 10 596 2,0 
Os 59,77 24 158 862 18 705 1,ss 
0,109 80,10 69 698 2511 0,0 
0,000 83,74 4 114 430 3311 0,63 
f 63 431 £ 
O,09 47, 16 057 856 44 299 3,1 - 
OD, Tin 987 308 5247 Ls 
O,orı 69,15 1 050 094 5 625 1,4 
U, TT,18 311 955 3686 1,06 
0,005 67,13 2373 706 11353 1, 
0,106 8,4 830 297 2838 0,74 
0,0 64,43 1435 508 8334 1,n 
0,10 128,38 — 150 736 — — 
“ 
0 f+ 169072 
OÖ, 192,35 — 9%033 — — 
Oo 81,12 642 180 5325 O,ss 
( I S+ 239 503 
D,o6r 61,18 L 50 161 885 14 351 1,93 





*) Siehe die Bemerkungen. 





Laufende Nummer. 


Bezeichnung der Eifenbabn. 


B, Unter eigener Verwaltung. 


für das Kalenderjahr | 1877 


Aachener Induftrie-Eifenbahn . 
Altona-Kieler Eifenbahbn . . 
Angermünde-Schwedter Gijenbahn . 
Verlin⸗Anhaltiſche Eifenbabn. 
Berlin:Görliger Eiſenbahn 

Set Rotare a) Eifenbahn 
Berlin: 


Berlin: 3weigbahnen . 


Stettiner {b. Gtarparb-Stslin-Gelberge 


Eifenbahn . Vo 
. Eöslin-Danziger 


—— Eiſenbahn. 


Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn 


Breslau⸗Warſchauer ug er 
Cottbus-Broßenhainer Eiſen 


hn 
Crefeld⸗Kreis Beet Induftrie: Sifenb, 


Eronberger Eijenbahn . 


Dortmunb-Bronau-Enjäeder Sijenbahn . 


Ermsthal 
Eutin: — Eifenbahn . 
Blüdftadt:Elmshorner Eifenbahn 


Gotha: rufer Eifenbahn 
ee Blantenburger Eifenbahn . 
annover-Altenbefener Eifenbahn . 
eifje RENNEN — 
omburger ——— 
irchheimer Eiſenb 


Köln:Mindener Gifenbahn : 

Liübed:Büchener Eifenbahn 

nn Eifenbahn . 
a —— Eijenbahn 


Ben ra ei bahn . 
ordhaufen: — enbahn . 
—— aufiger Eifenbahn . . 
Oels⸗Gneſener Eifenbahn . 

Oftpreu * e Siübbahn . 

u ifenbahnen. . . 
ojen-Creuzburger Eifenbahn 
echte Ober:Ufer-Eifenbahn . 


Rheinische Eifenbabn . . . . 


Saal:Eijenbahn . ee 
Saal: -Anftrut:Eifenbahn — 


otsdam⸗Magdeburger Eifenbahn . 
a. Berlin = Stettiner nebſt 


enburgi A — “Fran Eijenbabn 


* 


| .. 8 |. | so. | sr 


Die Betriebsausgabe einſchließlich der Reſie 
ausjchließlich der Refte aus dem laufenden 





Be: für fonftige fachliche Ausgaben: pro | 
triebs⸗ a. | b 1 e im Kilometer PO 


barımter in Pro-| Ganzen —5 Ber 




















aud zenten ber R 
fonds. Ausgabe. (Kol. 5). . 
Mark, Mark. | Prozent. Mark. Marl. | Man. 
E | 

. 10 628 1855 3,33 277397 8674 2,0 
S 71135 _ 1, 3575169 | 12413 | 2 
£ 815 | — 0,4 151516 | 6556 2,» 
— 627 663 _ Bun 10871947 1.253410 | Zar 
e 168 788 | 50965 35 4503 604 | 18 758 3,» 
z 217652 | 35662 1m 12 207875 | 27635 ER 
3 412 571 _ 6,0 |- 7278892 | 28043 2x 
R BU | —- | Ba 6748582 | 20085 | 2a 
? 57 887 — | Bus 1835881 | 10643 2,5 
x 108653 | — 4,0 2418362 |, 10148 2,5 
B 49 900 — 2,09 1778013 | 8967 | Zu 
. 215306 | 51641 3; 6636431 | 19824 | 2, 
— 142 778 9205 2, 6044217 | 10657 | 
z 11 720 550 Ba 341 281 6149 
a 41417 — | 3m 1120596 | 7334 
e 2959 * 1,0 199019 | 4617 

144 |  — | er 83 725 | 8578 

_ | 2: — 559 288 5788 

3717 = | 8,1 42416 |. 3856 
z 8110 — | 3,79 213809 | 6479 
J 9 733 u 8,50 249471 | 7469 | 
9338| — 5,80 162114 | 9371 | 
R 3348 — 1,97 170 033 | 7659 | 
2. 70 762 — 1,50 4610257 | 15547 | 
r 354 872 = 4, 8194 749 | 15911 | 
z 1811| — 3, 354. 083 | 19671 | 

3648 = 4,62 75 755 | 10822 
» 2132 315 | 188864 Ba | 25 952495 24748 | 
J 3584 — U1,o 2046 218 18 368 | 
1 176244 | 58 947 8 2082 331 | 76054 
e 49976 — | uf 18515168 | 16785 | 
s 31 877 _ 1,43 2230278 | 6936 
x 8358 = te 463 708 | 6607 
z 21 987 4304 2,5 147051 | 9543 
„ 4833| — | 18 754009 | 4848 
= 2590 | 18668 2,56 90849 | 5688 
= 324640 31181] 9 3312225 | 13621 
2 18678 — 1,50 8748 115 | 15091 
5 4505| — | 0 975 112 4826 
2 13643 | 0— | Yu] ' 5486081 | 17158 
. 1054 767 | 269573 Ayıs 22075448 | 206% 
‚ 8488 — 1,0 568 594 | 7602 





8043 _ 2,32 284 49% 5490 | 





31 M 5, 





al a| a || ss Ile lm | | | eo |. 





j und z 
* — — Der Ueberſchuß der Einnahme (Kol. 34) gegen die Ausgabe (Kol. 49) betrug: 
— a — — en i — — — — — 
für jedes in Pro: pro in in in Prozenten 5 
- Tzenten ber f Kilometer pro für jedes | Prosenten | Prozenten des 3 
— im je" & 
Iaufene | Yeuttos Bahn⸗ Nuke Wagenachs⸗ der der verwendeten 
Ads: Ein: Ganzen. betriebs. , e Betriebs: | Betriebs: | Anlage | 3 
Kilometer nahme länge Kilometer. | Kilometer. | einnahme | ausgabe fapitalse | 5 
"| (Kol. 34). (Kol. 5). (Kol. 34). | (Kol. 49). | (Kol. 17). E 
Wurf. Prozent. Marl. Mark. Mart. Mark. Prozent. Prozent. Prozent. | 12 
OD, O8,sa 196 515 6145 1,51 V,0:3 Al,ar 70,54 3,7 29. 
Ü,ora pa 3 093 901 10 743 2,16 O,068 46,39 86,54 Tım 30, 
U,ı5s 131,09 — 36 661 — — — — — — 31. 
U, 70,10 4 637 561 10 808 1,50 0,036 29,0 42,66 4,55 82. 
\hors 70,39 1894 347 5787 1,37 0,032 29,61 42,06 2,0 33. 
O,or2 68,74 5 550 806 12 565 1,65 0,033 31,20 45,17 D,66 34. 
O,0r3 57,4 5385 553 20 749 2,19 U,055 42,53 73,99 4,68 35. 
O,ot 60,84 4 343 103 12 894 1,85 Ü,0s8 39,16 64, 4,6; 36a. 
O,0:0 69,60 801 696 4647 1,12 0,035 30,40 43,67 2,67 36b. 
0,103 76,17 756 399 3173 0,87 0,033 23,83 31,9 2,1 ]36c. 
0,105 100,00 — — _ - * — — 336d. 
O,06ı 63,08 (+ 3 Er ” 1 1 605 1,49 O,036 36,92 58, 4,19 37. 
“ 5 
Or 56,31 (+ 4 u. ar 8 269 1,97 0,056 43,69 77,7 3, 38. 
On 90,13 87111 669 0,» 0,015 9,51 10,37 0,42 39. 
0,061 68,52 507 694 3322 0,9 0,028 31,18 45,30 3,00 40. 
O,n 92,38 15 034 348 0,10 0,008 7,02 Ts (0,30 41, 
Q,138 76,24 26 098 2674 0,54 0,042 23,16 31,17 2,61 42. 
O,106 96,88 18 000 186 0,08 0,003 3,12 R,gg 0,10 43. 
en 43,83 54 353 4941 1,0 0,10 56,17 128,44 31 144. 
Op 71,40 85 649 2595 l,ı 0,050 28,60 40,r0 1, 145. 
Or 76,97 r .. 2. 3 160 1,56 0,050 29,73 42,30 3,15 146 
O,206 133,4 | — 40 629 — — — — — — 47. 
O,1s5 #1,10 38 034 1713 V,65 0,01 18,30 22,37 1,0 148. 
O,0e3 77,:0 1334 811 4501 0,16 0,018 22,50 29,00 1,3: 44, 
0,012 57,43 6 074 263 11 794 1,61 0,053 42,87 74,12 4,23 50. 
—X 60,33 227 995 12 667 1,ra 0,080 39,17 64,33 4,00 51. 
(,1ro 71,0 r 32 480 4211 0,73 0,070 28,01 38,01 4,»  |52. 
0,53 53. rt — Are 2,0 — E 46,15 BZ 6 18. 
0,034 58,00 i 1 497 593 13 444 2,» O,065 ' 42,00 73,00 5,80 54. 
Om | 0 [ft a | aus 1, Oo | 36 8,08 2, |55. 
0,089 51,10 17 502 532 15 867 2,36 O,057 48,60 94,50 6,47 56. 
0,067 47,2 2487 140 7734 2,09 0,075 52,12 111,5a 5,14 AT. 
O,os3 97,04 14 126 202 0,08 . 0,003 2,6 3,05 0,04 AR, 
0,110 81,54 169 202 2162 N, 0,031 18,18 22,0 ls 159 
Or 90,68 77 432 499 0,20 0,007 9,32 10,97 0,10 60, 
0,10 98,78 11 275 71 0,03 0,001 1,» 1,2 0,0 61. 
O,000 48,07 3451 753 14 195 9,52 0,010 51,08 104,91 6,93 62. 
(,065 66,53 4 400 601 7561 0,85 0,033 33,47 50,30 3,1 63. 
0,00 76,04 307 303 1521 O e⸗ 0,030 23,96 31,50 0,4 164. 
O,069 59,08 M 3 799 450 11 883 2,23 0,0189 40,93 69,06 6,9 65. 
0,087 51, (+ Re 19 718 24 0,083 48,00 95,0 5 |ee. 
0,080 69,44 250 191 3 344 1,00 0,036 30,86 44 u 1,53 67, 
Ö,120 83,21 57 48% 1089 0,0 0,024 16,73 20,17 0,59 68, 


*) Siehe die Bemerkungen. 





Laufende Nummer. 


32 





Bezeichnung der Eiſenbahn. 


Sächſiſch⸗Thüuringiſche Oſt-Weſtbahn 
Schleswigſche Eifenbahn . ‚ 
a. —— eb Zweig: 


babner 
b. Dietenborf: Arnſtädter 
ce. Gotha⸗Leinefelder. 
d. Gera⸗Eichichter 
Alſit⸗Inſterburger Eiſenbahn 
Weimar⸗Geraer Eiſenba 
ne a Re Eiſenbahn 
Werra-Eifenbahn. . . 


Thüringiſche 
le 


Summe Il. B. 


Geſammt⸗Ergebniſſe 


Be⸗ 


triebs⸗ 


1877 


— — zu zu zu zu zu; 


1877 


1876 


1875 


1874 
1873 
1872 
1871 
1870 
1869 
1868 




















| _ 2» | .o.| sn 





Die Betriebsausgabe einſchließlich der Refte 


ausſchließlich der Dam aus bem —— 


| 


für fonftige jätic Ausgaben: pro 
a. | e im Kilometer, PO 
' — in —— Ganzen — —— 
aus zenten — 
fonds. Ausgabe. (Kol. 5). 
Mark. ‚ Mark, | Prozent. . Mark. .. Marl Mark. 
| | 
a0 | — | 1m 180154 | 530 | 2m 
23 679 _ 1,2 1 890 428 | 8 226 | 2,02 
| | 
391836 | 25334 4,1 9429735 | 29671 8,13 
9399 8,01 117365 | 11586 3,58 
42450 | ° 794 5 832 878 | 12407 | Bus 
69 767 — ‚56 956 698 | 12425 Is; 
17413 — 5,00 346847 | 6481 3,56 
31 704 — 6,64 477055 | 6936 | 2,16 
9 | — 2,14 34858 | 4979 | 2,35 
52789 | — 2,51 2022046 | 11773 | Bu 
| 
754173, 4, | 192 143 041 | 16 204 | 3,1 
| | 
| } N 
16 273 894 11042092 #1 | 520587484 17582 | 2, 
15 785 986 1966169 2,0 | 531 172743 | 18727 2,1 
a | 31.967 |), j 
15199454 | 864674] Bm | zyoga00o 1005| 2m 
48 643 934 _ 8,01 | 508013833 | 21130 2,09 
18808676 | — | 3 | 456 747899 | 20378 | 2m 
1406500 | — | 3m | 372582 847 | 17608 | Zu 
1899608 | — | 6 | 308511544 | 16193 | I 
13410455 | — | 5,15 | 255409318 | 14808 2,12 
| | 
14348435 | — | 6,4] 233431491 | 14438 2,12 
15109900 | — 6,13 | 224 482 690 | 14 706 2,1 











52. 53. 5A. 
aus Vorjahren und 
Jahre betrug: 
für jedes j 
durch⸗ im 
ne 
ar Ganzen. 
filometer. 
Marl, Prozent. Mark. 
0,10: — 25 387 
-F 37 500 
Dar { 1023 412 
O,or 6422 041 
0,158 51083 
Q,113 85 336 
O,10 145 011 
0,09% 195 731 
Our 45 346 
U,ras 7 762 
Os 911 972 
4 208 917 
uns ! 131644 712 
“ 
Duos 6a — 300 268 
: 755 086 
J— 61,8 326.072 843 
286 670 
Om 62,0: 312 348 968 
Oo 63,4: 289 337 938 
(har 61,19 288 925 226 
U,0r0 EHRT 298 067 984 
—X AO, 298 334 831 
,oen AO, 250 823 B85 
O,n39 49,18 238 327 181 
Q,0rg 50,38 222 039 534 


*) Siehe die Bemerkung en. 


pro 


Kilometer pro 
Bahn⸗ Nut: 
betriebs- NRub⸗ 
länge Kilometer. 
(Kol. 5). 
Mark, Marf. 
4454 1,03 
20 207 2,13 
5043 1,54 
1271 0,22 
1883 Os 
30630 2,17 
659 VO, 
1109 0,22 
5310 1,0 
11102 1,4 
11155 1,» 
11 495 1,71 
11 821 1,9 
12155 1,55 
12 891 1,58 
14 089 1,.: 
15 417 2,28 
14 051 2,03 
14 740 2,15 
14 545 2,13 
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56. 


für jedes 
Wagenachs⸗ 
Kilometer. 


Marf. 


O,040 


0,050 
O,06# 
O,ata 
O,as 
[ IM [BEN 
O,127 
0,012 
Q,o 


O,08 


O,014 


N,0s3 


0,03% 


O,12 
0,081 
—R& 
0,003 
C,053 
O,o61 


V,os1 


58. 


59. 


Der Ueberſchuß der Einnahme (Kol. 34) gegen die Ausgabe (Kol. 49) betrug: 


in in 
PER Prozenten 


er der 
Betriebs: | Betriebs- 
einnahme ausgabe 
(Kol. 34). | (Kol. 49). 
Prozent. Prozent. 
35,19 BEAT 
40,51 68,10 
30,31 4,52 
9,29 10,23 
13,16 15,16 
36,10 6.40 
R,as Ist 
18, 22,0 
31,08 45,10 
AU, GR,sı 
38, x0 63,4 
—R 61,30 
37,0: — X 
36.32 573* 
3B,as —— 
44, Nth,or 
49,57 OS,34 
49,55 IS,20 
AU, 102,03 
44,79 OS,00 


in Prozenten 


des 


verwendeten 
Anlage: 
fapitals 
(Kol. 17). 


Prozent. 


6,54 


0,50 


VYaufende Nummer, 





Laufende Nummer, 


De Aue SS Br De 22 er DZ — 
. > Ge 7—— 


19. 
20, 


De: 


Bezeichnung der Eiſenbahn. triebs] ° 


jahr. 


1. Staatöbabnen. 


a. für das Kalenderjahr | 1877 
Badiſche Staatseifenbahnen . : 
Bayerifche ig reg 
io enbahn . 
ainNedar-Eifenbahn 
Oberheſſiſche Eiſenbah ahnen. — 
5 che Staatseijenbahn 
Sächſiſche Staatseifenbahnen . 
Wilhelmshaven-Oldenburger Sifenbapn : 


b. für das Etatsjahr 
Elſaß⸗Lothri te rare 


ranffurt:Bebraer Ei 
nnoverſche Eiſenbahn 
ain⸗Weſer Eiſenbahn. 
Naſſauiſche Kann 
835 eſiſch⸗ Mã ifche Sifenbabn 


Saarbrüder Eiſenbahn 
Weſtfäliſche Eifenbahn . E 

e. für das Rehnungsjahr „, . a 
Württembergijche Staatseifenbahnen R 


Summe I. 


=» ww a a2 u 2 2 9 


„1877 
31. März 


= 

mau. gen. 
1 

a 













11. Privatbahnen. 
A. Unter Staatsverwaltung. 


a. für das Kalenderjahr 
Altenbur Yen Eijenbahn . 
Bergiſch⸗Mã le, Eijenbahn . - 
Gaſchwitz⸗Meuſelwitzer Eifenbahn . . 
Göpnig-Geraer Eifenbahn — 
Halle-Sorau:Bubener Eiſenbahn 
auptbahn inkl. Reife 
Bil elmsb bn . 
— elmsbahn . 
; dienth c. deien. :Xhorn: Bromberger 
Gen) J d. Niederſchleſiſche Zweigbahn 
ſendahn |, 2 en-Blogauer . 
f, Breslau-Mittelmalder . 
g Stargard-Pofener 
Zittau: Neichenberger Eilen hn.. 


b. für das Etatsjahr 


Berlin:Dresdener Eijenbahn . . 
Münfter-Enfcheder Eifenbahn . 
Rhein-Nahe-Eifenbahn . , 


® € 


Summe Il. A. 


9 Siehe die Bemerkungen. 


zur 
Tilgung 


Marf. 


111111116 


63. 





| zur 
| Verzinjung 





von 
Prioritäts- Obligationen. 


I Marl, 


"IEDERI 


—— —ñ —ñ —— — —— EEE 


6 000 
1 788 689 


119 685 


418 799 
117639 


— 


280 270 
201 000 
80877 


30738 159 


54 000 
* 14646454 
r 51 651 


1 220 615 


2 402 348 
850 936 
1043 889 
253 286 
1317230 
595 875 
256 623 


333 826 
642 180 
23 668 918 wel — | mmol 0m 


| a. 
Der Ueber j ch u ß 
Jut Verginfung reip. 
Bahlung der Diva 
zur für bie tats Stamm- 
etwaigen er u — — 
Tilgung | im Projenten 
i dei Briori- 
eigener Aktien.) im Ganzen. Ei 
Rapitale. 
Marf. Mar. ‘ 7 - 
* 110 250 5 
F 14 040 2* 
124 290 0,28 





M 6. 





(Kolonne 54) it verwendet: 




















J ur Zahlung zur Rüdlage in einen zur Bezahlung 
ber Dividende für die Refervefonds event. — — — 
Stamm⸗Aktien: Reſervebaufonds der Poren etwai ger 
| erringen | Eijenbapns | 
rau 
| tn Oroyenin| „; efem Fonds beftrit- Abgabe Dindene | tionen 
im Ganzen. 5 tenen laufenden — — 
Betriebsausgaben. an den Staat. 
Marl, Prozent, Mar. Mal. | Mar. Marl, 
I 
— 1 — — — — 
* en - | = — 
— — — | — — 
= — u — 
— — — | = — 
88 265 419/90 3 000 9 138 — — 
* 6 938 880 314 56 548 177 920 — * 90000 
= _ 3.000 _ _ _ 
* 110925 2, — 3505 — — 
— — 65 214 — — — 


Pi] 
> 
= 
& 
= 


62 
[1 


a 
ill 


1 








14 F 674 3,86 





"3 


.) Giehe d die Bemerkungen. 














136 597 | 3 168459 
5.958 


11111141 


a 
— 
8 
2 
Il 











178832 | 986687 | 3283819 





111111161 









zur 
Melioration 

und 
— 





er 
Bahnanlagen. 





Marf. 


11144444 


246 116 
191 806 


137 039 
277690 


46 891 


899 542 









zur 
Vermehrung 
ber 


Betriebsmittel. 


Mark. 


— 
— 
= 


— 
15111111 


192 461 






Laufende Nummer. 


a nınnpppm 




















3. a | a |  e | 64. 


Der Ueberſchuß 
sur Berinfung zip. 











Be: zur | zur 
























2 ee Yen nen 

= . f zur für die eeitäl tammı- 
= . . T hi 

3 Bezeichnung der Eiſenbahn. triebs⸗ ‚Fang | eh etwaigen h 

= jahr. BR Tilgung 1 in Besienten 
E zriorius ligati eigener Aktien.) im Ganzen. ut. Stamm. 
5 Prioritäts: Obligationen, a 
* Mal. Maort. art. Mark. Pro 


B, Unter eigener Verwaltung. 
für das Kalenderjahr | 1877 










2 | Machener Induftrie-Eifenbahn — 6 500 90 000 
30. | Mltona-Kieler Eifenbahn ; 188 100 781 294 — 
31. | Augermünde-Schwedter Eifenbabn . Il — 3675 


32. | Berlin-Anbaltifche Eiſenbahn 

33. | Berlin-Wörliter Eiſenbahn 

34. | Berlin: Hamburger Eifenbahn 

35. | Berlin:Potsdam-Magdeburger Eifenbahn. 


" Berlin = Stettiner om 


150 00 1 125 000 
143 678 1 482 747 
293 408 2390 998 
513 300 2 950 276 


— 
2 
15] 
Ben 
+ 
11112818 
* 


BEE 







Berlin: 


i Zweigbahnen . . . N 
36. | Stettiner 





61 248 





193 752 


' 








= ‚,. Stargard:Cöslin-Colberger | , " 801696 — — — 
Eiſenbahn ß Vorpommerſche a z — 75 399 — — — 
d. Cöoslin-Danziger. x _ ı _ _ 

37. | Braunjchweigifche Eifenbahn  . — — 432 000 |* 2625 000 — — 
38, JBreslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Cifenbapn . 127 500 3 562 500 — — — 
39. ! BreslausWarichauer Eifenbahn . v 3 930 7950 — — — 
40. | Cottbus⸗Großenhainer Eiſenbahn 3 300 22 500 — 450 000 5 
41, | Grefeld-Rreis Nempener Induſtrie— Eifenb. ; — — — — 
42, | Eronberger Eiſenbahn . . . = = 10 000 — 15 000 5 
43. | Dortmund:$ronau — ‚Siienbapn F 5 — — — I — 
44, | Ermst ee i - 4 800 33 953 - _ — 
15.Eutin-Lübecker Eifenbahn . i p 17400 * 60749 - — — 
46. | Glückſtadt-Elmshorner Eiſenbahn — 29 910 — 55 080 41/a 
47, | Botha-Obrdrufer Eifenbahn = — — — — - 
48, | Salberjtadt-Blanfenburger Eifenbahn . f — | 10 580 — — 
49. | Sannover:Altenbefener Eiſenbahn r 26180 |* 1236 260 - — — 
50. | Heſſiſche Ludwigs-Eiſenbahn a 340457 * 2133 378 — — * 
51. | Homburger Eijenbahn . 5 39 129 87329 _ — — 
52. | Kirchheimer Eiſenbahn — — — — — 
53. | Köln-⸗Mindener Eiſenbahn 1343 720 14 376 039 — — — 
54. | Yılbed-Büchener Eiſenbahn . 2 _ 295 087 — — u 
55. | Märkiſch-Poſener Eifenbahn . j R 15 000 150 000 — 978 750 41/g 
56. | Magdeburg-Halberjtädter Eiſenbahn . . ; 601 993 ı 8835 284 — * 2133000 | J fa 
57. | Medlenburgiiche Friedrich-Franz:Eifenbalm - — — *960000 — — 
58. | Mutdentbal-Eifenbahn . . R — — — — 
30. ee au Erfurter Ciferbabn. i 6300 59 700 — 96 000 22,3 
so. | Oberlaufiser Eifenbahn R —_' | _ — — — 
61. Oels-Gneſener Eiſenbahn J — — — | — 
62. | Ditpreußiiche Südbahn . 126 300 | 944 627 | 1 — | A Ya 
63. | Piälziiche Eifenbahnen . ; 479057 | 3496417 - — 
n4. | Voſen— Creuzburger Eiſenbahn — * = | == 
5. | Rechte Oder Ufer-Eifenbabn . R _ 659 198 — 1 425 000 61/a 
so. | Rheiniſche Eifenbahn " 914 538 | 6 759 260 — 11 325 7 
v7. | Saal:Eifenbabn . u _ 79 045 = 


un, Saal-Unitrut-Eifenbahn 


= ie * u. 


*) Siehe die Bemerkungen, 











37 NM 5. 
65. | 6. 67. es 6 | 70. 1. 
IE 54) i ſt verwendet: 
— lun zur Rücklage im einen zur Bezahlung : 
der Fiiane fr die Reiervefonds event. Eu — —⸗ſ — — zur ur ẽ 
— Ergänzungsjente Giienbabn- \  Ertras eg — und Vermehrung & 
| zenten| , abzüglich Der aus rweiterung 
u — —⏑— —— beftrit: Abgabe | Dividende | tionen na 8 ber F 
im Ganzen. Saum. tenen laufenden | — — Bahnanlagen. Betriebsmittel. | — 
m | Betriebsausgaben. an den Staat. * 
Mari. Prozent. Mark. Mal. Mark. Mark. Mark. Mart. A 
| | 
— — 3645 2 250 _ — = _ 29. 
1476 000 8 * 318 851 — — — — — 30. 
— — 13 710 — — — — * 31. 
2975 625 5,1 — 129 375 — — 168 005 70 000 132 
— — * 14 555 — — — = — 33. 
1726 000 114 * 875 386 253 125 — | - — — 34. 
* 1470000 | 3, — 53 846 — | — — 35 
| | 
304500 | 70 . | | : 
RZ A448 | 2, 183 348 253 928 — —— — * 364 
- | = — — = — — 386. 
* 1 — — — — 36. 
— — — — Sad, 
780 000 2l/e — 19 532 — — — 37. 
98810 | 245 24 328 _ = 7645 — 38. 
— — * 4246 — — — — — 39. 
— — 15 000 11 538 — — — — 40. 
— — — — | — — — 41. 
— | — 500 385 | — — — 42. 
— — 18 000 — — — — — 48. 
15 600 2 — — — — 44. 
— — 7500 — — — 45- 
29 813 | al, — — — — 46. 
- — — = — — — 4. 
— — 20 000 — — — — 48. 
_ — — — _ — u. 49. 
3373950 | 5 = — _ — - 150. 
75429 | | 51, 22 874 1934 — — — — 51. 
17202 | 4,08 3163 —. — — — — 52. 
5 908 500 5l/gn — 201 951 132 254 — 343 725 — 53. 
9370 5 252 900 25 816 — = * — J 
Dr, Ks = 24958 = = = = 54. 
5 
2448000 | 8 = 15107 - _ = 
945 000 | 7 370 000 — — — — 57. 
- I — 14 126 — — - — —* 
— | — 4696 2462 | — — - 39. 
_ — 9.000 = _ — = 
— 4583 - 1 - _ - * 
— — 18.019 139 774 | _ _ - - 61. 
N 0,18 | 69. 
393 559 4% * — — — — 63, 
— — 36 000 — — — — 64. 
1425 000 614 30 178 189 225 - * 64800 — _ 65. 
* 11259 408 vefp.& - 624 168 - — — - 66. 
= = 5.000 _ _ _ _ _ 67. 
= — I — _ - — 68. 


JEiche die Bemerkungen. 
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EEE Il a eo | oa 
Der Ueberſchuß 





zur —— reſp. 







Be⸗ zur zur * — — 
— r bie Stamm · 
3 | Bejeichnung der Eiſenbahn. |tries]j Tilgung Verzinfung hen | Mm 
Dr jahr. Tilgung in Brogenten 
= — eigener Aktien.) im Ganzen dn.disam- 
F Prioritäts : Obligationen. \ — 
* Mal, | Mark. Mark. Marf. Progent. 
69. Sãchſiſch⸗Thuringiſche Oft-Weftbahn 1877 _ — — — I 
70. | Schleswigiche Eifenbahn . - .» . ..| , 99 000 649 688 _ * 31224 - a“ 
a. Stammbahn nebft Zweig: 
b a. 06 aka ra r 555 300 1 996 012 — — — 
AR b. Dietendorf:Arnftädter z _ * 49 683 — — — 
71, Thuringiſche 
ſenbahn | c Gotha-Leinefelder — en = — 
d. Gera⸗Eichichter. _ _ I = — 
72.Tilſit-Inſterburger Eiſenbahn — u — 182 005 3,90 
73. | Weimar:Geraer Eifenbahn — * — = u u 
74. | Wernshaufen-Schmalfaldener Eifenbahn . | „ - — — — _ 
75. | BerrasEifenbahn. -. . -. » » 2. .:|., = 423 819 _ _ — 
Summe II. B. 6053698 56889525 7893 384 .. 2“ 
2,1 


Geſammt⸗Ergebniſſe 


1876 | 8300 204 74 682 608 | 3585 000 6480 145 .. 2 


70 140 919 | 3585 000 6 717087 u 9,4: 


| 
1877| 9126 797 80 558438 | 3585000 | * 8017674 . 2sı 
| 
1875 | 7868 958 | 


1874| 6514271 55 881 493 | 3585 000 13 135 649 — 
1873 | 6 207 001 47139633 | 3999 620 15 305 584 _ 
18721 5509875 40 772 767 | 3537 754 14488286 ° — 





1871 5 208 369 37666 869 | 3379 748 11 777 856 — 
18701 4904 303 36 932 472 | 3261 408 10 267 230 | 


18691 4 738 142 34595 883 | 3276 173 10060 402 — 





1868 | 4390 294 31 200 628 537 879 9631 749 — 


ESiehe die Bemerkungen. — ) Einſchließlich Garantie guſchuß. 





39 NM 5. 








65. | ee. | m 68. ev | wm | = | 


(Rolonne 54) it verwendet: 






ur Zahlun zur Rücklage in einen zur Bezahlung Mr 

der Dividende für Die Refervefonds event. —— zur = 
Stamm:Attien: Rejervebaufonds, der von etwaiger | Melioration sc E 
———— Eiſenbahn⸗ Extra: Subven: Jund Vermehrung | = 

i abzüglich der aus 9 Pini e Erweiterung er 
————— beitrit- Abgabe Dividende tionen Bir der * 
im Ganzen. — tenen laufenden Bahnanlagen. Betriebsmittel 5 
' Rapitale. | Yetriebsausgaben. an den Staat. 5 

Marf. | Prozent. Marf. Marf. Marf. Mart. Mark. Marl. a 














3 327 165 | Ta * 2044 290 735 | Tla 
= = 1500 = 
* (46660 | 0,34 
4864 ÖO,s2 — — 
6 956 0,34 
* 133523 ur *3 9.000 - 
— — 6000 1644 
er PORTA u u 
200 276 1l,a 154 187 5 981 


| 
43 239 388 ⸗* 





404 391 | 2411 (02 132 254 








| 
57 604 062 4 e- 2583223 | 3397689 3416 073 154 800 1 758 649 304 561 

59867 586 24 Ir 2041 119 | 4063478 2818 344 103 224 3.670 897 175 523 | 1876 

’ 

73 795 076 4. pe 2983 737 | 4722685 2405 913 166 795 3 717 935 1058 097 | 1875 
6132594 — 3054315 | 4848 964 3264 895 — 11 928 401 7298 562 |1874 
66 0206260 — 3841424 | 5355417 3974052 _ 7564 458 8685 246 | 1875 
75 628 375 — 3629 162 | 5524833 4850 704 _ 5 787 361 9099 198 [1872 
80 177 044 — 4321498 | 7473095 5871567 = 4 516 392 9235 774 1871 
64 965 357 — 3275 728 | 6445077 5189 966 — 5339 307 3 888 788 | 1870 
63 329 436 _ 3521132 | 5487414 4410 706 — 1486 968 5 498 869 | 1869 
56 781 633 _ 3695 353 | 5256 801 4349 061 — 4 168 218 3681 218 | 1868 


l 





*) Siehe die Bemerkungen. — **) Einſchließlich Garantie -Zuſchuß. 


Yaufende Nıiummer, 


19. 
20, 
21. 
v2. 


22. 


24, 





ma ||: | ve. | 





zu etwaigen auferordentlichen Nüd: | 

















lagen in zu 
3 ſonſtigen 
Bezeichnung der Eifenbabn. cum — Tate —— Zwecken 
Reſerve- kaſſen aſſen N 
Reſerve⸗  Dipipen: für für —— 86) 
fonds. denfonds. Beamte. Arbeiter. 

















Mark. Mark. Mark. Mark, 





I. Staatsbabnen. 


a. für das Kalenderjahr 
Badiſche Staatseijenbahnen . — 















7 


Der Ueberſchuß (Kolonne 54) iſt verwendet: 


Staatskaſſe 
(bei Staats⸗ 
babnen). 


Mart. 

























s > oe _ 727 279 110 220 560 
Bayerische Staatseiienbahnen R — — — — 29 961 702 
Friedrichrodaer Eifenbahn x _ _ — — 18 720 
Main:Nedar:Eifenbahn ß = = = — = 1 776 112 
Oberheſſiſche Eijenbahnen B _ — — — — 102 785 
Oldenhurgiſche Staatseiſenbahn _ — — _ — 904 327 
Sächſiſche Staatseijenbahnen RS; on I — — _ — 21019 166 
Wilhelmshaven-Oldenburger Eijenbahn . | , — — _ — — 438 987 
— pril 7 
h. für das Etatjahr dan 7— 
Elſaß Lothringiſche Eiſenbahnen — — — * 828 139 | 10254 198 
Frankfurt-Bebraer Eifenbabn x — — u _ _ 5243 891 
Hannoverſche Eiſenbahn Eu — — — 11 403 236 
Main-Wefer-Gijenbabn 2 — — — 1917 802 
Naſſauiſche Eiſenbahn — J — — — — — 2 046 958 
Niederſchleſiſch-Märkiſche Eifenbahn = — — — 16311193 
Oſthahn — — — 16 272 418 
Saarbrüder Eiſenbahn x — _ — — 1042 980 
Weſtfäliſche Eiſenbahn — — — — — 2 262 706 
e. fürdas Nebnungsjabr 2 nn * 
Wüurttembergiſche Staatseiſenbahnen * 12 665 403 
Summe 1. 1555 418 [146 863174 
1. Privatbahnen. 
A, Unter Stantsverwaltung. 
" für das Kalenderjahr | 1877 
Altenburg: Zeiger Eiſenbahn  . . .| , 347 fe 
Bergiſch Märkifche Eiſenbahn 460 161 = 
Gaſchwitz-⸗Meuſelwitzer Eijenbahn . g * 1002 — 
Gößnitz⸗Geraer Eiſenbahn — — 
Halle⸗Sorau⸗Gubener Eiſenbahn 9 z ”" 459434 — 
a. Hauptbahn inkl Neiſſe— 
u ARE "2614075 — 
b. Wilbelmsbahn . . _ 





hlefihe c. Pojen:Xhorn : Bromberger 


Eijenbahn | 4. Niederjchlefiiche Zweigbahn 
e. Breslau- Pojen: Blogauer 
ſ. Breslau:Mittelmalder , 
ge. Stargard: Pojener . 


SittausNeichenberger Eifenbahn . 

b für das Etatjahr um 
Verlin-Dresdener Eifenbahn . — 
Münſter⸗Enſcheder Eiſenbahn 
Rhein-Nahe-Eifenbahn . 





* 716578 






* 252 076 


Summe 11. A. 4586 422 


*) Eiche bie Bemerkungen. 












4 M 5. 














m 79. so | Fr 55 s3 sa. | ss 
Die zu Zinfen und 

- Es waren zu verzinfen refp. hatten Dividende zu ——— Beitand | Beſtand 
empfangen pro Vetriebsjahr 1877: (Kol. 62, 64 ud 65)] des des RE 
ergeben eine Durd- | Neferve: Emeue | & 
Summa i — für —— ß ng — = 
tan zum Bezug von Zin: | am Schluffe | am Schluffe | = 
| Sram PORT te zn. | ankendes Bee: eich] 
£ P amm⸗ RR Summa. — jahres jahres 2 
Aftien. F Obligationen. Ueberſchuſſe berechtigte - 4 = 
Aktien. 8 — 1877. iso. |.8 
(Nel. 82). = 
Mart. Mart. Mart. Mart. Mart. Prozent. Mark. Maut, * 
10947830 _ _ > ® u — * 1. 
20 961 702 _ — — — ⸗ So 1 — ER 2 
18 720 — — — — r 9,03 — "10370 | 38 
1776112 _ _ _ = « —* = z 1 
102 785 = — — — (as | 188072 | 127855 | 5. 
%4 327 — — — — 2,15 _ 153339 | 6 
21 084840 — — — — 4,n — 5928466 | 7. 
438 987 — — — — Na — _ N. 
11 082 337 — — — — — Bun _ — 9“. 
5515583 _ _ — — Sn _ = 10, 
11595 042 — — — — — 4, — — 11. 
1917 802 — — = — — .ca — — 12. 
2212 068 — — — _ — 2, — 13. 
16 662 044 — — — — — — — u 14. 
16272418 — — — — d,s | — — 15. 
4042 980 — — — — ” 5,33 — — 16. 
2309 597 — — — — — 2,2 — — 17. 
12 665 40% _ - — - a BAT — — 18 

















149 510 595 188672 | 6250028 

















271 000 1905000 2205000 * 1.200 000 5 310 000 82 38 330870 










24 158 852 208 166 400 — 362 790 200 570 956 600 1105268 111133 44 260. 
69 693 1560 000 2340 000 1 140 000 5 040 000 9458 47836 121 
114 420 4 791300 — — 4791 300 85 430 — 22. 
1864 948 20 250 000 20250 000 26 979 300 67 479 300 240223 | 1593 236 23 

16.057 856 756851 | 18 675 489 | 24a 












1375 126 | 24h, 
1658 607 | 21e. 
542655 ]24d, 
> 166 982 | 24e, 
542 578 | 24f. 
3436 250 | 241g. 


087 308 
1050094 
311 955 
2373 706 
830 297 
1435 508 








75 636 900 — 187 364 500 265 VOL 400 7500 


140 415 
104 40 














15 vo — > E38 900 20 838 Io) 79850 


274 200 — — 274 200 
























467650 | 1575000 15750000 10023 000 41523 000 0 14111 525495 |26. 
— 2250000 4050 000 2 100000 8 400 0 75 500 — 27. 
642 180 |" 26.049 000 — 24 095 100 50 144 100 = er 28. 











/ 241 089 
50 394 388 


*) Siehe die Bemerkungen. — *") Einſchließlich Garantiegujfchuß. 


2 756 421 145 028 574 





371632 800 44 595 000 621531 000 1037 758 300 ”. 


11 


Laufende Nummer. 


36. 


sn, 
40. 


Bezeichnung der Eiſenbahn. 


B. Unter eigener Verwaltung. 


für das Kalenderjahr 
Aachener een 
Altonaskieler Eifenbahn . . . . 
Angermünde:-Schwebter Eifenbahn . 
Berlin-Anhaltifche Eifenbahn vers 
ap ——2 ae de 
erlin-Samburger Eifenbabn . . . . 
—— Dia de Eifenbahn 
g 
a. Berlin-Stettiner nebſt 
Zweigbahnen — 


b. Stargard⸗-Cöslin-Colberger 





Berlin— 
Stettiner 
Eiſenbahn |c. Vorponmerfche . 


d. Eöslin:Danziger 
Braunſchweigiſche Eifenbahn . 
Breslau-Schweidnig-Freiburger Eifenbahn 
Breslau:Warfchauer Eifenbahn . , 
Cottbus:Broßenhainer Eifenbahfn . . . 
Grejeld:Hreis Kempener Induftrie-Eifenb. 
Gronberger Eifenbahn . . » . 2... 
Dortmund-Gronau⸗Enſcheder Eifenbahn . 
Ermötbalbahn . >»: 2 2 2 2m 


Eutin-Lübeder Eifenbahn . 


Blüdftadt-Elmshorner Eifenbahn 
Bot — Eifenbahn . ori 
Halberftadt:Blanfenburger Eifenbahn . 
annoversAltenbefener Eifenbahn . 
eſſiſche Ludwigs-Eiſenbahn 
Somburger Eifenbahn . . 
irchbeimer Eifenbahn - . 
Köln:Mindener Eifenbahn. 
Lübeck Büchener Eifenbahn . 
Märkiſch-Poſener Eifenbahn . . . 
MagdeburgHalberftädter Eifenbabn . . 
Medlenburgifche Friebrich-Franz-Eifenbahn 
Muldentbal-Eifenbahn . N 
Norbl —— Eifenbahn . 
Oberlaufiger Eifenbahbn . . . 
Dcls:Gnejener_ Eifenbahn . 
Oſtpreußiſche Südbahn 
Pfälziiche Eifenbahnen . 
Poſen⸗Creuzburger Eifenbahn 
echte Oder-Ufer-Eifenbahn . 
Rheinische — — 


Saal:Eijenbahn . 


*) Siehe die Bemerkungen. 


Be: 
triebs⸗ 
jahr. 


Der Ueberſchuß (Kolonne 54) iſt verwendet: 


”. ||| 


zu etwaigen aufierordentlichen Nüd- 


lagen in 
sun, (om, Aa 
Reſe * Ä 
Nefervee  Dipidene für 
fonds. denfonds. Beamte, 


Mark. 


a a 


ion) 


* 1 700 000 


* 


Too ann 





Mark. 


ir KIT I TI I I EI 
F 4 


Bun 


| 


Mark. 








— 


15 000 


| 


60.000 | 
1100 | 


1058 


Hülfs⸗ 
faffen 
für 
Arbeiter. 


Mark, 


) 


KULT S. 


& 


2*11111 


te 
— 


11 


Kolonne 86). 





— 


76. 


zu 
ſonſtigen 
Zwecken 
(iehe 


Mart. 


v4 120 
329 656 
4115 
4556 
253 367 
12894 
>08 131 


321 479 


54 0926 
28 235 
20 985 

3356 
15 034 


215 


I 305 
643 208 
212 110 


44 

68 482 
6692 
378 033 
31 568 
271304 
6049 
663 105 
166 146 


71. 


zur 
Abführung 
an die 
Staatsfajie 
(bei Staats: 
babnen). 


Mart. 


BEEEEE 


| 


| 


Kar Dt 


ELLI I 


ET 










Eumma 
(Kolonne 
61 bis 77). 






Marl. 





196 515 
3093 901 


40738]) 


4637561 
1894347 
5550 806 
5385 553 


4343 103 
801 696 


156 399 


3911 458 


4699 018 


37111 
507 694 
15 034 
26 098 
18 000 
54 353 


85 649 
114 803 


38 034 
1334 811 
6 074 263 

227 995 

32 480 

22 805 533 
1 497 593 
1 220 713 
17 502 532 
2 487 140 


14 126 


169 202 
17 432 
11 275 

3451 753 


4 400 601 


307 303 
3 799 450 
21 232 104 
250 191 





empfangen pro Betriebsjahr 1877: 


Stammes 
Aktien. 


1 800 000 
18 450 000 
855 000 
51 750 000 
16 500 000 
15 000 000 
42 000 000 


55.047 750 


36 000 000 
37 952 400 | 


4.005 00 
6 000 000 
2 265 000 

514 800 


9.000 000 | 


780 000 


2 400.000 | 


1192 500 
1 000 000 


1 200.000 


27 750 000 
67479 009 
1371429 
421 285 
117 000 000 
18 474 000 
21 750 000 
30 600 000 
13 500 000 


13 500 000 
3 750 (00 
7 200 000 


9 300 000 
13 500 000 


50269 714 
14 400 000 
22 500 000 
212 133 750 
6 742 800 








Prioritäts: | 
I 
Stamm: 
Aktien. 


Marf. 


1800000 * 


855 000 
16 300 000 


4 (105 000 
9 000 000 
2 265 000 

300 000 
9 000 000 


1 224 000 


1 200 000 
27 750 000 


4 500 000 
10 800 000 * 
13 950 000 
13 500 000° 


— 


21 600.000 
22 500 000° 
4.447 500 * 





6 750 000 * 





81. | 


| 

I 

| 
rioritäts: 


Obligationen. 


Mark. 


140 000 
18 314 400 

75 000 
25 500 000 
32 661 WO | 
50 747 700 | 
74599200 | 
23 826 000 | 
34 488 600 | 
35 118 300 | 


27 606 900 


9 600 000 
[50 187 699] 
78 000 000. | 

232 200 

450 000 
4 650 000 

200 000 


754.000 | 
2944200 


x 
* 
En 
: 


67 548 857 
1 940 644 
347 262 900 
7287 441 

3 000 000 
206 460 800 





[19 200 000) 
13 500 000 
1194 20 


18 892 550 
91 205 338 


13 315 499 
149 862 000 
3 200 000 





s2. 


Es waren zu verzinfen reip. hatten Dividende zu 


sa. 


Die au Zinfen und 
Dividenden verwen: 
teten Beträge 





Beitand 


(Kol. 62, 64 und 65) des 


S aus dem Betriebö- 
Summa. eher; uffe bereshtigte I 
Anlagelapital 
(Kol. #2). 


Marl, 






116 599 2 


78 873 750 
34 488 6X 






35 118 30 


27 606 
95 787 699 
115 952 4 


8242 
15 450 
9180 
1 014 80 
18 000 
1534 


366 443 25 
16 692 


*) Siebe die Bemerkungen. — *") Einjchließlih Garantie Juſchuß. 





ergeben eine Durch⸗ 
ichnittsrente für das 
zum Bezug von Zin- 


Prozent. 


x 


++ 


2; 


er 


Reſerve⸗ 
fonds 


Marl. 










2,58 6 219 
6,14 1693 984 
5,3 150 000 
2,36 50 T10 
6,0. |" 3397616 
3,19 450 000 







4,ıı 1171498 

2. 45.232 |* 
0 

2,15 

Fr: 32 1791* 

0,00 

4,0 = 

3,83 444 125 

3, 161 606 

V,10 28 723 

3,06 D 

0,00 2 

2,46 

U,00 36 

3,23 

1,14 _ 

2,16 

3,16 

Ö,00 — 

0,33 

1,30 

4,08 337 395 

4,sı 

4,08 

4,37 300 

4,13 137705 

2,43 110 

4,ss 3 174 0X 

D,66 1668 

0,00 — 

l,ss 451 

0,00 30 57 

0,00 

6,08 

2,15 

0,00 814 

6,0 |* 76 98 

5,00 1 395 24 

OÖ, 


rungsfonds 
am Schluſſe | am Schluſſe 
fen bezw. Dividenden des Betriebs: des Betriebs 















Beſtand 
des 
Erneue⸗ 
























hör. 












76 925 


2105 
1527 836 
112500 


3437 100 


1687818 
884 044 


2 037 622]36 c. 


663 914]36 d. 
2 677 427]37. 
2 738 96838. 

216 583[39. 





Laufende Rummer. 





— 222 
er 


Bezeichnung der Eijenbahn. 


zen Eijenbahn . 
ächſiſch⸗Thüuringiſche Oft: Weftbahn 
Scleswigihe Eiſenbahn 

a. Stammbahn nebſt Zweige 
bahnen . 


Shüeingie b. Dietendorf:Arnjtädter 


Eiſenbahn I° Botha-Yeinefelder . 

d. Gera: Eichichter 
Tilſit⸗Inſterburger Eiſenbahn 
Weimar:Seraer Eiſenbahn 
Wernshauſen⸗ —— Cienbahn 
Werra⸗ Eiſenbahn 


Summa IB, 


— 


Geſammt⸗Ergebniſſe 


*) Siehe die Bemerkungen. 


Be: 


triebs⸗ 


jahr. 


1877 


1877 


1876 


1875 


1874 


18731 


1872 
1871 
1870 
1309 


1868 


| 78. 





76 


Der Ueberſchuß (Kolonne 54) ift verwendet: 


zu etwaigen auferordentlichen Nüd: 





| pufe- | Hülfs⸗ 


für 
Beamte. Arbeiter. 


lagen in 
— Pi aſſen 
Nejerver |Dividene | für 
fonds. denfonds. 
| 
Dirt | Mar. Mart. 


20581 


2 401381 
2461 381 
1239 585 

330 058 


695 272 
16390 8 

957582 | 
2 518.059 


1 992 180 
1537 855 
1243 186 











3 


J 
J64 


79 253 








80158 


| 68508 | 


kaſſen 





Marl. 


bl 


BELTEITA 


627 


266 


9100 












I me. | m. 




















r zur 
. MT gyrpführem 
jonftigen —* 
Zwecken Staatskaſſe 
(fiehe nei Staats: 
Kolonne 86). bahnen). 
Marf, Marf. 


57 482 


* 1470634 
6175 
2488 

* 3 082 

45 346 


7762, 
* 127709 


6136 432. 


’ 


12 278 272 |"146 863 174 





111111114 





13 779 778 | 146 265 330 


13 200 035 | 122 131 184 


14 897 712 | 102 957 480 
11 852 582 | 407.840 525 
12 338 769 | 114 948 318 
12 882 723 | 113 305 897 
11 666 461 4 92.695 608 
9268 728 | 88115473 
8477 908 | 88625 165 



































45 M 5. 
8. | m eo Se ss | sa. | ss |ı. 
Die zu ‚ Zinfen und 
Es waren zu verzinfen reſp. hatten Dividende zu — Beitand | Beſtand 
empfangen pro Betriebsjahr 1877 (Kol. 62, 64 - 65 des des £ 
ergeben eine Durdy | Reſerve⸗ Erneue: ẽ 
Summa — rrr — — — — — —— af run En = 
SE zum Bezug von Zin- | am ufje | am Schluffe | = 
(Kolonne St Prioritäts: Hrioritäts⸗ | jen bezw, Divibenbenlpeg Betriebs-[des Betriebs:| 
61 bis Ti). ru Stamm: Es orale | Summa - Sem —— jahres — 
bligationen. lueberſchuſſe berechtigte E 
Aktien. g Anlageapial 1877. 1877. $£ 
el. 8 < 
Mark. Mart. Mart. Mare. Mare. Prozent. Matt, Mat, | 
57482 2 280 000 | 4 920 000 2400 000 | 9 600 OO 0,00 34 495 — 58. 
— 1200000 6 300 000, — | 10 500 00% 0,00 — — 69. 
1 060 912 — 12 837 600 14 437 500 | 27275 1% 9,53 750 000 _ 70. 
6422 041 44 362 200 — 46 320 900 90 633 101 5,87 179863] 1600 098/71 a. 
51.088 _ _ 1147282 1147282 4,2 15 000 59 510]71 b. 
85 336 16 470 300 _ _ 16470 300 0,36 _ 703 146|71 e. 
145 011 1792200 — _ ' 17.982 00 0,4 54437| 758 334171 d. 
195 731 4600200 4666 800 — | 9 267 000 1,96 22415 362 174172. 
45 346 9.000 000 9900 000) — ‘18900 000 O,00 = 60 000173. 
7 762 = ı = | = _ ee - I76 
sıgr2| 150007W| — | 9418200 | 24438900 2,55 _ — fi. 
+ ET ar j ’ ‚+ 69 387 699 3,86 — 
131943 629) 1.069 269 828 | 288 120.900 1.458 631 151 | 3 916.091 87% } “ja | 15000952| 70 771 187 
+ 343 766 en ar +69 387 699 an |. RI EIER a 
+ 279 160 : z6 + 69 387 699 3,50 . 76 
236.873 389} 1399 918 733 326.682 300 2.000 186 511 | Das 787 CAR en | 13561412] 104 903 vRolıs76 
+ 2604441] | 601 673580 262 756 750| 1915 172043 + 69 387 699 40 | 43158 1108 87 538 410lı87; 
Si ugn egal] 1601 673580. 262 756 750| 1915 172043 FEN En] 07° Pe 23 158 110| 87 538 4101875 
289 337 938 | 1 324 885 785 | 214 907 188 1550 844 409 | 3 090 637 382 — — — 1874 
288 925 226 | 1 104.094 921 | 126 783 750) 1254 928 058 |2 489 806 729 _ _ _ 1873 
I} 
298 067 984 | 1054 502 099 127 164 150| 1.087 928 026 |2 269 594 275 _ _ _ 1872 
298 334 831 | 1004 971 357 | 99 720450] 987 397 228 |2 092 089 035 _ — — lisgri 
250 823 885 875 595 758 85 787 700| 950 839 576 |1 912 223 334 — — — 1870 
238 327 181 786 927542 38392 950| 891 093 030 | 1 716 413 522 — — — 1869 
| | 
222 039 534 688 164 707 | 38 407 200 1553 791 437 — — — 1868 








| 


| 








) Siehe die Bemerkungen. — 


) Einſchliehlich Garantie Zuſchuß. 
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Kol. 


Kol, 


Kol. 


M 5. 


Erlänternde und ergänzende Bemerkungen, 


Zu 


83, 


83. 


83. 


l. 
den Betricbsergebniffen der einzelnen Bahnen. 


1. Badifche Stants:Eifenbabnen. 
(Kalenderjahr.) 


. Das Anlagefapital nach der durchichnittlihen Jahres:Betriebslänge 


mit Bauzinfen, welches der Berechnung der Durchichnittsbeträge 
der Kol. 60 und 83 zu Grunde gelegt worden ift, beträgt 
346 250 773 M. 

Der an die Staatsfaffe abgeführte Ueberſchuß verzinſte das Anlage: 
fapital mit 2,95 Prozent. 


2. Baperifche Staats: Eifenbabnen, 
(Kalenderjahr.) 
Für eine Baulänge von 3 639,7; km. 


26. Ausfchließlih der Einnahmen für Pferde und Hunde. 
27. Einfchließlih der Einnahmen für Vieh überhaupt, da cine Aus: 


icheidung der Einnahmen für Pferde und Hunde in der Nehnung 
nicht ftattfindet. 

Ter an die Staatskaſſe abgeführte Ueberſchuß verzinfte das verwendete 
Anlagefapital mit 3,75 Prozent. 


3. Friedrichrodaer Eifenbabn. 
(Kalenderjahr.) 


. Die Bahn fieht im Eigenthum des Staates Sachſen- Koburg-Gotha 


und it auf eine Dauer von 10 Jahren an den Baus und Betriebs: 
unternehmer Badhitein in Berlin verpachtet. 


. Hiervon find 616500 .% vom Staate und 100000 , 4 vom 


Pächter aufgebracht. 


. Hiervon find 4000 „X für den Oberbau und 6250 .# für 


Betriebsmittel beitimmt. 


. Vertragsmäßig find vom Wächter 18 720 . jährlihe Pacht an 


den Staat zu entrichten. Da die Betriebsüberfchüffe nur 11397 .M. 
ergeben haben, fo mußten 7323. aus den Mitteln des Pächters 
zugefholfen werben. 

Die an den Staat abgeführte Pachtſumme verzinfte das von ihm 
verwendete Anlagefapital von 616 500 mit 3,03 Prozent. 


Kol, 


Kol. 


Kol. 


Kol, 


Kol, 


Kol. 


48 


85. Siervon gehören: 
in den vom Staate verwalteten Referve: und Erneuerungsfonds 
für den DOberbau 10000 .#, 
in den Erneuerungsfonds des MPächters für Erhaltung und 
Amortiation feiner Betriebsmittel 9 370 M 


A. Main:Nedar Eiſenbahn. 
(Kalenderjahr.) 
83. Der, am die Staatskaſſe abgeführte Betrag verzinſte das verwendete 
Anlagelapital mit 8,18 Prozent. 


5. Oberheſſiſche Eifenbabnen. 
(Kalenderjahr.) 

4/17. Die Dberheflichen Eifenbahmen find durch Verlauf am 8. Auguft 
1876 an den Großherzoglich beffischen Staat übergegangen. Die 
Erwerbsfumme beträgt 38 948 640 .W. 

83. Der an bie Staatsfaffe abgeführte Ueberfhuß verzinfte das ver: 
wendete Anlagefapital mit O,2g Prozent. 

841/85. Eine Dotirung des Referve: und Ernenerungsfonds hat in Folge 
des Ucherganges der Bahnen an den Staat nicht mehr ftattgefunden. 
Dem Nefervefonds find noch 513 Zinſen zugefloſſen. 


6. Dldenburgiihe Staats:Eifenbabn. 
(Kalenderjahr.) 

4. Einfchließlich der mitbenugten Streden Leer-Thrhove (7,;7 km) und 
EversburgsOsnabrüd: (4,46 km). 

19. Subvention für IhrhoveNeufhanz von Preußen 825 000 . 4, von 
Holland 1200 000 .W#. 

54. Der lleberfhuß ad 904 327 M iſt an die oldenburgifche Landes: 
kaſſe abgeliefert, desgleichen vom Ueberſchuſſe der Strede „Olden— 
burg Wilhelmshaven 76 742 „A, zufammen 981 069 ,#, welche 
4,15 Prozent des von Oldenburg verausgabten, betriebsfeitig zu 
verzinfenden Anlagefapitals ad 23.658 827 . X betragen. 


7. Sächſiſche Staats:Eifenbabnen, 
(Kalenderjahr.) 

17. Das mittlere Anlagefapital, welches durch den Betriebsüberſchuß 
des Jahres 1877 (Kol. 54) zu verzinfen ift, beträgt nad) Reduktion 
der für die neu eröffneten Linien aufgewendeten Baugelder auf 
die Betriebszeit während des Jahres 1877 — 510 704079 .# 

19. Die Entnahme erfolgte aus den -Betriebsüberfchüffen. 

83. Der an die Staatskaffe abgeführte Ueberſchuß verzinfte das ver: 
wendete Anlagefapital mit 4,1, Prozent. 


8 Wilbelmöbnven:Didenburger Eiſenbahn. 
(Ralenderjahr.) 
54. Der Ueberſchuß der Wilhelmshaven-Dldenburger Eifenbahn ift nad 
Abzug von 76 742.4 — elr. Bemerkungen zu Kol, 54 Id. 6 
— mit 362245 . 4 an die Königliche Eiſenbahn-Hauptkaſſe zu 
Hannover abgeführt. Diefe 362 245 A. ergeben 5,2. Prozent des 


Kol. 


Kol. 


Kol, 


Kol. 


— 
— 
- 


83, 


17. 


83. 


17. 
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Anlagekapitals für Oldenburg: Wilhelmshaven, während ber ganze 
Ueberſchuß eine Nente von 6,35 Prozent — cr. Kol. 83 — bar: 
ſtellt. 


9 Elſaß⸗Lothringiſche Eiſenbahnen. 
(Etatsjahr.) 


. Der nadhgewiefene Betrag von 373 484 637 . X ftellt die Koſten 


des Erwerbes dar, während die Koften der Anlage nur 283 525 209.4 
betragen. 


. Yon den Koften der Anlage entfallen auf 1 Kilometer (1 012,9; km) 


279 912 MH. 


2, Den rehnungsmähig nachgewieſenen Einnahmen find die von der 


Wilhelm:Luremburger Bahn zu zahlenden Zinfen für die von der 
Neihsbahn beſchafften und auf der Wilhelm: Luremburger Bahn 
verwendeten Betriebsmittel mit 373 553 .# binzugerechnet worden. 


. Unter Zugrundelegung des reduzirten Anlagekapitals — eft. Kol. 17 


— beträgt der Ueberihuß 3,5, Prozent. 


76. Der Betrag umfaßt die Betriebszuſchüſſe für die Wilhelm:Luremburger 


Bahn (454 586 . X), ſowie die von der legteren zu zahlenden und 
in das Schuldkonto eingetragenen Zinfen für Mitbenugung des 
rollenden Materials (373 553 .). 

Der an die Reichs-Hauptkaſſe abgeführte Betrag verzinfte die 
Koften der Anlage ad 283 525 209 mit 3,53 Prozent, während 
derielbe gegenüber den Koften des Erwerbes ad 373 484 637 MM, 
nur cine Nente von 2,75 Prozent darftellt. 


10. Franffurt:Bebraer Eiſenbahn. 
(Etatsjahr.) 


. Einfhließlih 1,4; km mitbenugter Streden. 
83. 


Der an die Staatsfaffe abgeführte Betrag verzinite das verwendete 
Anlagekapital mit 3,7, Prozent. 


1. Sannoverfche Gifenbabn. 
(Statsjahr.) 
Einschließlich der 19,95 km langen Strede der Köln: Mindener Bahn 
von Minden bis Löhne, auf welder der Hannoverſchen Bahn ver: 
tragsmäßig ein Mitbetrieb geitattet iſt. 
Nah Abrehnung der Aitheile von Bremen mit 22.668 844 W, 
von Schaumburg-Lippe mit 3 421686 „K und von Köln: Minden 


mit 4 234 497. X verbleibt als rein preußiicher Antheil die Summe . 


von 210 316 247 ,W 
Der an die Staatsfaffe abgeführte Ueberſchuß verzinfte das ver: 
wendete Anlagelapital mit 4, Prozent. 


12. Main: WBefer Eiſenbahn. 
(Etatsjahr.) 
Die Strede Kafjel-Guntershaufen, 13,:; km lang, wird von ber 
Verwaltung der Main-Weſer- und Bergiſch-Märkiſchen Eifenbahn 
gemeinschaftlich benutzt. 
Statt des hier aufgeführten Betrages find in Wirklichkeit 2152 674, X 


13 


Kol. 


Kol. 


Kol. 


Kol, 


19. 


83. 


33 


83, 


Li: 


19, 


83, 


19. 


83. 
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an die Stantsfaffe abgeliefert worden, was feinen Grund darin hat, 
daß nach den der Direltion ertheilten Weiſungen bei der jährlichen 
Ermittelung des Ueberſchuſſes und Vertheitung des Neinertrages 
die am Rechnungsſchluſſe verblicbenen Ausgaberefte als wirkliche 
laufende Ausgabe in Rechnung geitelt, und dagegen der gleiche 
Betrag an den nächitjährigen wirklichen Ausgaben abgejegt wird. 
Die in Kol. 77 ausgemoriene Summe von. 1917802.% 
zuzüglich der vorjährigen Nefte mit . . . . . 300079 = 
dagegen abzüglih der im laufenden Jahre ver- 
bliebenen Nele mit . . . .» Per 65 207 = 
ergiebt den in Wirklichkeit abgeführten Betmmg von 2152674 = 


13. Naffe nifche Eifenbahn. 
(Etatsjahr.) 
Der Betrag umfaßt: 

5 021 123.4. aus dem Ertraordinarium, jowie aus Dis: 
poſitions- und anderen ertraordinären Fonds 
ber Eifenbahnverwaltung, und 

2940 138 = aus Betriebsüberichüffen. 

Der an die Staatskaſſe abgeführte Betrag verzinjte das verwendete 
Anlagefapital mit 2, Prozent. 


14. Niederſchleſiſch- Märkiſche Eiſenbahn. 
(Etatsjahr.) 
und 45. Einſchließlich 600 844 „4 Erträge aus dem Verkauf ab: 
gängiger BVetriebsmaterialien. 
Der an die Staatskaſſe abgeführte Betrag verzinfte das verwendete 
Anlagekapital mit 6,3, Prozent. 


15. Oſtbahn. 
(Etatsjahr.) 

Einfhliehlih der 5, km langen Zweigbahn Fredersdorf Nüders: 
dorf, welche der Königlichen Berg: Infpektion Nüdersdorf angehört, 
von der Oſtbahn aber verwaltet wird. 

Einfchlichlih des Anlagefapitals der vorgenannten Zweigbahn mit 
988 423 MN. 

Aus Baufonds und fonftigen Dispofitionsfonds . 25 123 271.% 
aus Betriebseinnahmen . . » . . 11644806 : 
aus Beiträgen von Kreifen, Bemeinden — 734 881 = 


Bufammen . . . 37502 958.# 
Der an die Staatsfaffe abgeführte Betrag verzinfte das verwendete 
Anlagefapital mit 4, Prozent. 


16. ZSaarbrüder Eiſenbahn. 
(Etatsjahr.) 
Betriebsüberihüfe aus den Zahren 1863, 1868 bis einfchließlich 
1877/78. 
Der am die Staatskajfe abgeführte Betrag verziufte das verwendete 
Anlagelapital mit 5,33 Prozent. 
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17. Weitfalifche Eifenbabn. 
(Etatsjahr.) 
Der Betrag umfaßt: 

332 391.4 Aufwendungen aus Betriebsüberfhäffen während 

der Bauperiode, und 

786 366 = Beiträge von Kreifen, Gemeinden ıc. 

Außerdem find aus Betricbstonds zu Meliorationen und Er: 
weiterung der Bahnanlagen im Iahre 1877/78 — 46 BI1.M, im 
Ganzen aber 2 230 621. verwendet, 

Einihließlih 224 661.4 Erträge aus dem Verkauf abgängiger 
Bahn: und Werkitattsmaterialien. 

Das in Kol, 17 angegebene Anlagefapital mußte hier mit Rüdjicht 
darauf, daß die Etrede Ditbergen:Northeim während des Jahres 
1877/78 nur 217/,, Monate im Betriebe war, auf 101 270 331,4 
ermäßigt werden. 

Der an die Staatsfaffe abgeführte Betrag verzinfte das in Kol. 60 
reduzirte Anlagefapital mit 2,05 Prozent. 


18. Württembergiiche Staats-Eiſenbahnen 


Oreämungsiahe u 


Der angegebene Betrag ift zur Erweiterung und Verbejjerung der 
Bahnanlagen aus den Betricbsüberfchüffen der Jahre 1855/72 ver: 
wendet worden. 

Der Berechnung wurde zu Grunde gelegt: 

Anlagefapital nah der Durchſchnitts-Ve— 
triebslänge mit . 0000. 0. 370383 231 M. 
Davon: 
Bauaufwand für die Bahnjtreden vom Bahn 
hof Ulm bis Mitte Donaubrüde und vom 
Bahnhof Erailsheim bis zur Landesgrenze 
gegen Ansbach Fer 3 996 912 = 
Net.» . 366386 319 HM 
Hierzu: 

1. Baukapital der bayırifhen Staatsbahn— 
verwaltung für die Strede von der Landes— 
grenze bei Nördlingen bis zum dortigen 
Bahnhof: » » = 0 0 0 0. 

2. Antheil an dem Baufoiten-Aufwand ber 
badiſchen Staatsbahnverwaltung für den 
Bahnhof Piullendof . » » » + + 269 564 = 

Zufammen . » . 367723 908.M. 


1068 025 = 


3, Der an die Staatskaſſe abgeführte Betrag verzinfte das verwendete 


Anlagefapital mit 3,44 Prozent. 


19. Altenburg: Zeiger Eiſenbahn. 
(Kalenderjahr.) 


Einſchließlich 6 171.% Tantieme an den Vorftand, und 


1028 : : « die Reviforen, 


. Xortrag pro 1878. 
3300 000 , 4. Prioritits:Obligationen find noch unbegeben. 


Kol. 10. 


33. 


38. 
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20. Bergifh:Märfijche Eiſenbahn. 
(Ralenderjahr.) 
Außerdem find noch 19386 000 „A. 4/sprojentige Prioritäts: 
Obligationen VIII. Serie zum Zwede der Betheiligung an den 
braunfhweigiihen Eifenbahnen emittirt worden, 


2. Nur annähernd ermittelt. 


Einschließlich der Baukoſten für die im Betriebe befindliche Theil: 
ſtrecke Eſſen-Herne der Emfchertbalbahn und der noch nicht ver: 
rechneten Abjchlagszahlungen für die Strede Scherfede-Holzminden 
mit rot. 8 700 000 
Der Betrag umfaßt: 
3 666 000 , 4 Beiträge des Staates und verjchiedener Ge: 
meinden zu den Baukoſten einzelner Bahnen und 
6 276 740 = ertraorbinäre Einnahme der Baufonds ber 
Bergisch: Märkiihen Streden der Ruhr-Sieg— 
Eifenbahn, fowie der Zweigbahn Finnentrop: 
Rothemühle. 
Einfhliehlih 369 555 „X Erlös aus dem Verkauf abgängiger Be: 
triebsmaterialien, welche dem Erneuerungsfonds zugewendet worden 
find. 
Einihliehlih 34695 .K Tantieme der Mitglieder reſp. der Be: 
amten der Deputation, 


. Ausihließlih der Zinfen von dem behufs der Vetheiligung an 


den braunfchweigischen Eifenbahnen aufgewendeten Kapital mit 
872370 .%, ſowie ausfchließlih der Zinfen des Anlagefapitals 
der Zweigbahn Finnentrop-Rothemühle, welde, da der Betrieb der 
eröffneten Bahnftrede FinnentropOlpe einen Weberfhuß nicht er: 
geben hat, aus Baufonds zu übernehmen waren mit 555 409 . # 
Ohne die Mehrausgabe, welhe nad der Bemerkung zu Kol. 76 
durch die Betheiligung an den braunſchweigiſchen Eifenbahnen ent: 
ftanden ift, ſowie ferner ohne die Ausgabe, welche durch die Sub: 
vention der Gotthardbahn (Kol. 69) hervorgerufen ift, würde ſich 
die Dividende im Ganzen auf 7511250 .# und in Progenten 
des verwendeten Anlagefapitals ad 208 166 400 ,. X auf 3 ge 
ftelt haben. 


. Die Rüdlagen in den Nefervefonds haben betragen 531201 MH. 


Die aus demielben beftrittenen Koften . . » . . 474653 - 
Differen . » . 56548 NM 


. Subvention zum Bau der Gottharbbahn. 
: 76. 


Ertraordinär wurden verwendet: 


a) zur Verzinfung und Amortijation der von Zehen und Ge: 
werffhaften zur Beſchaffung von Kohlenwagen eingezahlten' 
WECEDE:- = 2 67908 .M. 

b) zur Dedung des Mehrbetrages der Zinfenaus: 
gabe für die zum Zwede der Betheiligung an 
ben braunſchweigiſchen Eifenbahnen emittirten 
Prioritäts-Obligationen gegen die auf die er: 





— 


Kol. 83, 


Kol. 62, 


: 76. 


Kol. 8. 
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worbenen Aktien diefer Bahnen pro 1877 ent: 
fallene Dividende 872370 — 30000 .— 482370 .,# 
e) zum Vortrag pro 1878 1266 + 


BZufammen . . . 551 54.4 
Hiervon ift jedoch abzufegen das bei der 
Ninnentrop-NRothemühler Zweigbahn entitandene 


DEUN BU." 0. rt ae 91383 = 
weil einerjeits daffelbe beim Bergiſch-Märkiſchen 
BVetriebsfonds in Kol. 48 als Zuſchuß veraus: 
gabt ift und andererjeits in den Kol. 38 und ff. 
die Betriebsfoften dieier Zweigbahn vollftändig 
mit enthalten find. 
Bleiben . . . 460 161 .,%# 


Von dem im Kol. 82 angegebenen Kapital iſt das Baufapital der 
Zweigbahn Finnentrop: Rothemühle mit 14384 800 , 4 in Abzug 
gebradht, da deſſen Zinfen aus dem Baufonds beitritten find. 


21. Gafchwig:Menfelwiger Gifenbabn. 
(Ralenderjahr.) 
Nur die Zinfen für die begebenen Prioritäts: Obligationen ad 
1 140 600 0 
Vortrag pro 1878. 


22. Gößnitz Geraer Eiſenbahn. 
Kalenderjahr.) 


Hiervon befinden ſich 1598 700 . 4 als unbegebene Aktien im De— 
pofitum der Geſellſchaft. 


. 4 Prozent Dividende erhielten die im Privatbefig befindlichen 


8471 Stüd Altien & 300.4 und ca. O,4 Prozent die 7500 An: 
theile 300 .# des Herzoglich altenburgiihen Staatsfisfus, 
welcher jo lange auf einen Zinsgenuß verzichtet, oder fih mit dem 
überfhießenden Zinstheile begnügt, als die Verzinfung des ge: 
jammten Aktienkapitals nicht 4 Prozent erreicht. 


23. Dalle:Sorau:Gubener Eiſenbahn. 
(Kalenderjahr.) 


Kol. 33 und 43. Einſchließlich 66 741 .W Erträge aus dem Verlauf ab: 


54, 


: 76. 


gängiger Betricbsmaterialien. 
Der über die Linie gefegte Betrag bildet den Zuſchuß des preußi- 
ſchen Staates zur Dedung der Betriebs-Anterbilanz. 
Der Betrag umfaßt: 
439 380 HM. Reftausgaben, 
6979 = Binfen an die Seehandlungs » Sozietät pro 
l. Quartal 1877 für die getilgte ſchwebende 
Schuld, und 
13 075 = Binfen für den bis ult. 1876 geleifteten Staats: 
zuſchuß. 


14 


51 


21. Oberſchleſiſche Eiſenbahn 
a. Hauptbahn. 
(Kalenderjahr.) 
Kol. 4. Einfhlichlih 1,7; kın mitbenugter Streden. 

: 21. 5 Prozent Zinſen von 2836 800 . Stammaftien Litt. E., 
welche vom Baufonds an den Betriebsfonds der Oberſchleſiſchen 
Bahn ftatutenmäßig zu entrichten find. 

: 33. Einſchließlich der Ueberſchüſſe von 

a) der Breslau Pojen-Slogauer Bahn mit . TI6573 ,M 
b) der Stargard: Pofener Bahn mit . . . 55:076 — 
ec) der DOberichlefiihen ſchmalſpurigen Zweig: 
bahn mit. ee et a a ze 
d) vom Baufonds vergütete Zinſen von 
2 836 800 . 4 Stammaltien Litt. E. mit 1418410 = 
Zufammen . ». . 1402419 .,% 

: 38. Einfcdlichlih 13303 „4 Zantieme für den Verwaltungsrath. 

: 65. Die zur Dividendenzahlung an die Aktionäre der Oberſchleſiſchen 
Eifenbahn verwendete Summe hat unter Zurechnung des Zuſchuſſes 
aus dem Baufonds von 141 840.4 6429 136 4 = 81, Pro: 
zent des dividendeberechtigten Stammaktienkapftals betragen. Der 
Viehrbetrag von 122468 „X umfaßt die Zinfen der Stammaktien 
Litt, E. I. Emiffion für das Emifjionsjahr 1377. 

: 76. Der Betrag umfaßt: 

1413510.# Zuſchuß zur VBerzinfung für die Breslau: 

Mittelwalder Bahn, 

712816 = Zujhuß zur Verzinfung für die Wil: 
helms Eiſenbahn, 

292 749 = Zufchuß zur Verzinſung für die Nieder— 
ichlefiihe Zweigbahn, und 

195 100 = Zuſchuß zur Verzinfung für die Pofen: 
Thorn-Bromberger Eifenbahn., 

Zufammen 2614075 # 


b. Wilhelmsbahn. 
(Kalenderjahr. ) 
Kol. 21. Zuſchuß der Oberfchlefifchen Bahn zur Berzinfung der Wilhelms: 
bahn: Prioritäts:Obligationen der Oberſchleſiſchen Bahn. 


e. Pojen:Thorn-Bromberger Eifenbahn. 
(Kalenderjahr.) 
Kol. 4. O0, km werben auf der Station Bromberg mitbenugt. 
: 20. Staatszuſchuß laut $. 10 des Vertrages vom 30. November 1867. 
21. Zufhuß der Oberfchlefiihen Bahn zur Verzinfung der Prioritäts- 
Obligationen Litt. H. 


d. Niederfhlejifhe Zweigbahn. 
(Ralenderjahr.) 
Kol. 4. 0,5 km im Bahnhof Sorau find gemeinfchaftlihes Eigenthum mit 
der Niederſchleſiſch-Märkiſchen und HalleSorau:Bubener Bahı. 
21. Zuſchuß zur Dedung der den Betriebsüberfchuß überjteigenden Un— 
koften. 


291 930 
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e, Breslau: Poien:Bloganer Eifenbahn. 
(Kalendberjahr.) 
Ueberſchuß an die Dberfchlefifhe Bahn abgeführt. 


ſ. BreslausMittelwalder Eifenbahn. 
(Kalenderjahr. ) 
Einfhliehlih O0, km mitbenugter Streden. 
Zuſchuß der Oberſchleſiſchen Eifenbahn. 
g. Stargard: Pojener Eifenbahn. 
(Kalenderjahr.) 
Einjchlichlih O,, km mitbenugter Streden. 


.Ueberſchuß an die Oberichlefiihe Bahn abgeführt. 


25. Zittau- Neichenberger Eifenbabn. 
(Kalenderjahr.) 

Von den Aktien befinden fih nur 914 Stüd A 300 .,% im Privat: 
befig, die übrigen im Depofitum der Königlich ſächſiſchen Regierung, 
welche in Gemeinfchaft mit der K. K. öſterreichiſchen Staatsregie— 
rung eine Zinsgarantie in Söhe von 4 Prozent üb.rnommen bat. 
Diefer Betrag bezeichnet die garantirten Zinfen für die im Privat: 
beſitz befindlichen Aktien. 

Der Fehlbetrag von 150 736.4 it vorſchußweiſe vom Königlich 
ſächſiſchen Etaatsfisfus gebedt worden. 


26. Berlin: Dresdener Eifenbabn. 
(Etatsjahr.) 


und 43. Einſchließlich 87099 „A Erträge aus dem Verlauf ab: 


gängiger Vetriebsmaterialien. 

Der über die Linie gefegte Betrag bezeichnet den Zuſchuß des 
preußifchen Staates zur Dedung der Betriebsunterbilanz. 

Der Betrag bezeichnet den Betriebsüberfhuß aus der Zeit vom 
1. Ianuar bis 31. März 1877, welder höherer Beſtimmung 
gemäß dem Baufonds überwieſen worden it. 


27. Münjter:-Enfcheder Eifenbahn. 
(Etatsjahr.) 


. Dus Anlagefapital ift noch nicht vollftändig Feitgeftellt. 
19. 
38. 


Stautsjubvention. 
Der Betrag umfaht das an die Weitfälifhe Bahn für Gejtellung 
der Beamten und Silfsarbeiter der Bahn- und Transportverwal: 
tung ge,ahlte Paufhquantum. Für die allgemeine Verwaltung 
wird ein Paufdquantum von 21000. gezahlt und ift diefes in 
Kol. 47 verrechnet. 
Erlös aus dem Verkauf abgängiger Betriebsmaterialien. 

Rücklagen in den Ernenerungsfonds find nicht gemacht worden, 
da Betriebsüberſchüſſe nicht erzielt wurden. 
Zur Dedung des Betriebsdefizits exkl. der verbliebenen Einnahme: 
refte von 16.4, zur Berzinfung der Prioritäts:Obligationen, ſowie 
zur Dedung der im Belriebsetat 1877/78 verredhneten Ausgaben 
für Erneuerungen vor dem 1. April 1877 ift vom preußifchen 
Staate ein Zufhuß von 192 877. geleiftet worden. 


Kol, 


Kol. 


Kol. 


Kol. 


Kol. 
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28. Nbein:NRabe:Cifenbabn. 
(Etatsjahr.) 

19. Aus den Betriebseinnahmen wurden bis ult. 1877/78 — 2 153 729, W. 
und aus Subventionen 233 157 .% zum Anlagefapital entnommen. 

20. Staatszufhub laut Garantiegefep vom 16. April 1860 bezw. 
22. Mai 1861. 

79. Ausihließlih der laut Beichluß des Berwaltungsausfhufles kadu— 
jirten 1585 Stüd Stammaftien A 600 . 7 mit einem Nominal: 
wert) von 951 000 , X 

81, Ausſchließlich 654 900 . X bereits amortifirter Prioritäts + Obliga: 
tionen. 


29, Hachener Induſtrie-Eiſenbahn. 
(Kalenderjahr.) 
4. Von der aufgeführten Länge find 1,,; km Anfchlußbahnen der 
nahe liegenden Etabliffements und nicht Eigenthum der Geſellſchaft. 
76. Der Betrag umfaßt: 
88 775 .4. Zinfen der ſchwebenden Schuld, 
5345 = zur Abfchreibung auf Provifionss, Eours:, Gewinn: 
und Verluftfonto. 
81. 1060 000 . X. Prioritäts:Obligationen find noch unbegeben. 


30. Altona:Kieler Eifenbabn. 
(Kalenderjahr.) 
10. Ausjhließlih 7500 000 „A 5prozentiger Prioritäts : Obligationen 
zum Anfauf von 12500 Stüd ſchleswigſcher Aktien. 
19. Der hier aufgeführte Betrag ift dem Refervefonds entnommen. 
66. Die Nüdlage in den Nefervefonds betrug . .» . 491471 M. 
Die aus demfelben beitrittenen Koften . . . . 172620 =: 


Net 318851 „A 
76. Der Betrag bezeichnet den Zufhuß zur Verzinfung des ſchleswigſchen 
Prioritäts:Stammaftienfapitals. 


31. Angermünde:-Schwedter Eiſenbahn. 
(Ralenderjahr.) 
10. Der ausgeworfene Betrag beftcht aus Echuldobligationen. 
19. Einfchließlih 90 000. X Beitrag der Stadt Schwedt a fonds perdu. 
47. Der Betrag beitcht aus 
21221 Miethe für Fahrzeuge und 
38285 = Bahnpadıt, welche an die Geſellſchaft der Anger: 
minder-Schwedter Bahn gezahlt worden iſt. 
54. Das Betriebsdefizit it aus den Mitteln der Berlin-Stettiner Stamm: 
bahn gebedt worden. 
62— 76. Die eingeftellten Beträge find von der Angermünde: Schwedter 
Eifenbahngefelihaft aus dem Beltande des Jahres 1876 bezw. 
aus der Pacht des Jahres 1877 geleiltet. 


32. Berlin-Anbaltifebe Eiſenbahn. 
(Kalenderjahr.) 
12. Einfchließlih 2,2; km fremden Verwaltungen zur Benugung über: 
laffener VBahnitreden. 


Kol. 


— 


Kol. 
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33/43. Einjchlieglih 496 252.4 Erträge aus dem Verkauf abgängiger 


76, 


33. 


66, 


76. 


26, 


33. 


66, 


83. 


84. 


Betriebsmaterialien, welche dem Ermeuerungsfonds zugewendet 
worden find, 

Der Betrag bezeichnet die im die nächitjährige Rechnung zu über: 
nehmende Summe. 


33. Berlin:Görliger Eifenbabn. 
(Kalenderjahr.) 

Einſchließlich 138 980 .X Erträge aus dem Verkauf abgängiger 
BVetriebsmaterialien, welche dem Ernenerungsfonds zugemwendet und 
zum Zwecke der Ausgleihung in Kol. 43 in Ausgabe geitellt 
wurden, ſowie einjchließlih 199 585 Reſte aus dem Xorjahr. 
Der Betrag bildet fih cus der Rüdlage in den Rejervefonds mit 
65 520 .%., abzüglich der aus demfelben beitrittenen Betricbsaus: 
gaben mit 50 965.4 — efr. Kol. 48b. — 
Zu noch rüdjtändigen Reftausgaben find erforderlich 


BETT a ne r 227 360 .#. 
Bu | 7 | Pe 5; |; 
ferner zur Dedung des Defizits pro 1876 . . . 30464 = 


zufammen 306 621 M. 

Da aus den Betriebsüberfhüffen nur 253 367 disponibel 

waren, fo verblieb ein Defizit von 53 254 .# als ſchwebende 
Schuld. 


34. Berlin: Hamburger Eiſenbahn. 
(Kalenderjahr.) 

Ausſchließlich der Hamburger Verbindungsbahn, welche auch bei 
den finanziellen Ergebnifjen außer Betracht blieb, 
Ausihließlih der Strede „Bergedorf:Hamburg”“ mit 14,4 km. 
Seit Fertigftellung der Stammbahn zu Berbefferungen und Er: 
gänzungen des Unternehmens, jowie zur Vermehrung der Betriebs: 
mittel aufgewender. 
Die Einnahmen für Pferde und Hunde werden bieffeits nicht ge: 
trennt, fondern mit der Einnahme für fonjtiges Vieh zuſammen 
gebucht und können deshalb bier nicht angegeben werben. 
Einſchließlich 204 558 . X aus dem Erlöfe verfaufter Betriebsmate: 
rialien, welche dem Refervefonds zugewendet worden find. 
Der ausgeworfene Betrag bildet fih aus der Differenz zwijchen 
der Nüdlage in den Refervefonds (1 620 894 A) einschließlich 
der Nüdlage aus dem Verkauf abaängiger Betriebsmaterialien 
(204 558 .#) und den aus bemfelben geleilteten Ausgaben 
914404 .K (Rol. 44) + 35 662 .H. (Kol. 48). 
Wenn die in Kol. 19 aufgeführten, außer dem Eonzeffionirten Ans 
Lagefapitale verwendeten 24 999 961 .#. in Berüdjichtigung gezogen 
werden, jo würde fi nur eine Nente von 4,5, Prozent ergeben. 
Der laut ſtatutariſcher Beſtimmung gebildete ‚Reſervefonds“ dient, 
und zwar in erfter Linie, auch zu Erneuerungen, ift fomit als 
fombinirter Erneuerungs: und Refervefonds zu betrachten. 


15 


Kol. 


10. 
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35. Berlin-Potsdam: Magdeburger Eiſenbahn. 
(Ralenderjahr.) 

Außerdem find nod) 18.000 000 M als Kaufgeld für den erwor: 
denen Antheil an den braunfchweigiihen Eifenbahnen emittirt. 
Einſchließlich 4 500 000 „A für die projeftirte und konzeſſionirte 
10 km lange Linie „Schlachtenſee-Charlottenburg“, jedoch aus: 
ſchließlich 6000 000 „A, welche zum Zweck der Betheiligung an 
dem Berliner Stadtbahn-Unternehmen konzeſſionirt und wovon bis 
jest 3 000 000 M emittirt worden find. 
Der Betrag umfaßt: 

1591 266 #4 Betriebszuſchüſſe zum Anlagefapital, und 

461955 = Agiogewinn bei dem Verkauf unbezogen 
gebliebener Stammaltien. 


Zufammen 2 053 221 .#. 


33 und 43. Einfchlieglih 114 217 AM. Erträge aus dem Verkauf ab» 


76, 


19. 


gängiger Betriebsmaterialien, welche dem Erneuerungsfonds zuge: 
wenbet worben find. 
Unter Hinzurechnung von 240 000 „X, welde zur Kompletirung 
der 31 prozentigen Dividende auf 18 000 000 „KH. braunfchweigi- 
{cher Aktien aus dem Neinertrage entnommen, fowie von 12000 M, 
welche dem Amortifationsfonds zur Tilgung des gezahlten Agios 
auf 6 Millionen Marf braunſchweigiſcher Aktien überwiejen werben 
mußten, würden zur Dividendenzahlung 1 722 000 M 44 Pro: 
zent verblieben fein. 
Der Betrag umfaßt: 
12.060 AK. zur Tilgung bes gezahlten Agios auf 6 Mil: 
lionen Mark braunſchweigiſcher Aktien, 
132 982 » zur Abfchreibung auf bie bisher als Inventar 
verrechneten Werkzeugmaſchinen, 
13149 = zur Verftärtung der Penfionskaffe, und 
240 000 = Zufchuß zwifchen der von Braunschweig für 
18 Millionen Mark Aktien erhaltenen Divis 
dende à 2'/; Prozent — 390 000 A. und 
der den bieffeitigen Aktionären für jene Al: 
tienbetheiligung gezahlten Dividende & 3'/a 
Prozent = 630 000 M. 
Zufam. 391 131 M. 
efr. Kol. 8. 


36. Berlin:Stettiner Eifenbabn. 
a. Stammbahn. 
(Ralenberjahr.) 
Einſchließlich 224 km, welche ber Niederſchleſiſch⸗ Märliſchen Eifen: 
bahn gehören, aber von der Stammbahn gegen Entſchädigung 
mitbenutzt werden. 
Der Betrag ſetzt ſich zuſammen: 
aus dem Refervefonde. - » -» 3348893 M 
= RNefervebaufondse . » » » +. 1778082 
=  Baufonds der Vorpommerfcen Bahn 3600000 = 


Kol. 21. 


76, 


19. 


19, 


: 6. 


85. 
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aus Erftattungen, Zinfen, Rüdeinnahmen . 2817137 HM 
Betriebseinnahmen während der Bauzeit 289 281 = 
dem Dispofitionsfonde . . : 2: 209 208 = 
= Amortifationsfonde : . 58200 = 
= Eourögewinnen . 2... 1867422 = 
Vorſchüſſe aus Fonds der Beiellihaft. . . 6421126 = 
Zufammen . » . 20989349 M. 
Der Betrag iſt aus dem Baufonds der neuen Streden „Ducherom: 
Swinemünde, Wriezen-Frankfurt a. D. und Angermünde: Freien: 
walde a. O.“ für das gefammte Anlagefapital von 19 500 000 M. 
gezahlt. 
Einfhlieglih 109098 „#, welche der Baufonds der neuen Streden 
zur Dedung der Yetriebsausgaben auf denfelben bergegeben hat. 
Einjhließlih 26 406 . Tatieme für den Verwaltungsrat. 
Der unter der Linie ftehende Betrag von 283 448 ‚A bezeichnet 
die Zinfen für die Interimsfcheine der neuen Aftien in Höhe von 
12 147 750 .M. 
Der Betrag umfaßt: 
310316 H. Zinszuſchüſſe zur Verzinfung der Obligationen 
der Stargard: Köslin-Kolberger und Köslin- 
Danziger Bahn, und 
11163 » WUebertrag pro 1878. 
Die ausgeworfene Summe bildet den Beitand bes Reſervebaufonds. 
Ein Erneuerungsfonds beiteht nicht. 


b. Stargard: Köslin-Kolberger Eiſenbahn. 
(Kalenderjahr.) 

Der Betrag ift entnommen 

mit 349 150 „# aus dem Refervefonds und 

: 906317 » Erftattungen, Zinfen und Rüdeinnahmen. 
Zur Verzinfung waren erforderlih 1379544 .X Da aus den 
Betriebsüberfhüffen nur 801 696 „HM. disponibel waren, fo ift das 
Fehlende mit 172 443 .%. aus den Betriebsüberfhüffen der Stamm: 
bahn und mit 405 405 M aus Staatsfonds gebedt worden, 
efr. die Bemerkung bei der Stammbahn. 


ec. Vorpommerſche Eifenbahn. 
(Kalenderjahr.) 
Der Betrag umfaßt: 
125 258 aus dem Reſervefonds, 
102 251 = Eritattungen, Zinfen, Rüdeinnahmen, 
10 798 = aus dem Refervefonds der Stammbahn, 
685 = aus dem Baufonds der Ducherom:Swinemünder 
Bahn. 
Zuſ. 238 992 M. 
Zur Verzinfung waren erforderlih 1580323 4 Da aus ben 
Betriebsüberfchüffen nur 756 399 .„K. disponibel waren, fo ift das 
Fehlende mit 823 924 aus Staatsfonds gededt worden, 
efr. die Bemerkung bei der Stammbahn. 


60 


d. RKRöslin-Danziger Bahn. 
(Kalenderjahr.) 
Kol. 19. Der Betrag umfaßt Eritattungen, Zinjen und Rüdeinnahmen. 
ze 47. Der Betrag beiteht in 
69 169 „A. Wagenmiethe und 
49 628 = Entihädigung für Mitbenugung einer Strede 
der Königlihen Oftbahn bei Danzig. 

: 54. Die Uebereinftimmung ber Betriebsausgaben mit den Einnahmen 
it dadurch bewirkt, daß 24 941 AM. weniger in den Nejervebau: 
fonds gelegt find als ihm gebührten. 

62. Der zur Verzinfung der Prioritäts:Obligationen erforderliche Be: 
trag von 1102992 AM. ift mit 137 874 M. aus den Betriebs- 
überfhüffen der Stammbahn und mit 965 118 .# aus Gtaats: 
fonds gebedt worben. 

: 85. efr. die Bemerkung bei der Stammbahn. 


37. Braunfchweigifche Eifenbabn. 
(Kalenderjahr.) 

Kol. 11. Der eingeflammerte Betrag bezeichnet den Kapitalwerth einer vom 
1. Januar 1869 ab auf die Dauer von 64 Jahren an die 
Herzogliche Negierung zu entrihtenden Annuität von 2 625 000 M. 

= 19. Der Betrag umfaßt: 

25 074 775 „SH aus Betriebsauffünften bis ult. 1876 und 

106 931 = aus Vetriebsauffünften im Jahre 1877. 

e 54. Der über ber Linie lebende Betrag bezeichnet den Zufhuß aus 
dem Refervefonds, da aus diefem Fonds Betriebskojlen im Betrage 
von 158 572 A, beitritten, demfelben aber nur 132 000 M zu: 
gewendet worden find. 

63. Darunter 170 817 .% Tilgung und 2454183 . Berzinfung 
des Neftbetrages des Napitalwerthes der fünfprogentigen Renten: 
ſchuld an den Staat. 

: 76. Der Betrag umfaßt: 

45 000 .#. gezahlte Zinsgarantie an die Harzburger Aftien: 
geſellſchaft, 

9900 + an die Berlin-Potsdam-Magdeburger Eiſenbahn— 
gejellihaft für Erweiterungen auf den Bahn 
höſen Helmſtedt und Schöningen. 

26 = Vortrag pro 1878, 


38. Breslau:Schweidnig:fFreiburger Eifenbabn. 
(Ralenderjahr.) 
Kol. 4. Einfchließlich 3,55 km mitbenugter Streden. 
19. Der Betrag umfaßt: 
5 924 850 „#. biverfe Nüdeinnahmen, Nüdlagen aus Betriebs: 
fonds und 
276 915 =» Subventionen von verfchiebenen Kreiſen und 
Städten. 
:» 54. Der über der Linie ftehende Betrag bildet den Zuſchuß aus dem 
Nefervefonds zur Ausgleihung. 


Kol. 76. 


Kol. 33. 


66. 
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Kol. 10, 
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38. 


Kol. 4. 


Kol, 4. 


Kol. 10. 
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Der Betrag bezeichnet die in die nächftjährige Rechnung zu über: 
nehmende Summe. 

Der Betrag umfaßt die Emiffionen I. bis VI, abzüglich der noch 
unbegebenen Aktien in Höhe von 297 600 M. 


39. Breslau: Warfchaner Eifenbahn, 
(Kalenderjahr.) 
Einfchließlih 2 290 „H Erträge aus dem Verkauf abgängiger Be— 
triebsmaterialien, welche dem Ernenerungsfonds zugewendet wor: 
den find. 
Die Nüdlage in den Reſervefonds hat betragen . . .» 4796 M. 
die aus demfelben bejtrittenen zu Betriebszwecken ver: 
wendeten Koften haben betragm . 2. 2 2 22.2550 = 
daher Rt . .» . I2U46 M. 

Der Betrag umfaßt die Zinfen einer ſchwebenden Schuld für nicht 
begebene und lombardirte Prioritäts:Obligationen, 


AO. Kottbus:Großenbainer Eifenbabn. 
(Kalenderjabr.) 

Zur Ergänzung und Verbeffernng des Unternehmens, fowie zur 
Vermehrung der Betriebsmittel wurde im Jahre 1877 eine weitere 
Anleihe (Littr. B.) in Höhe von 3 000 000 emittirt, wovon 
1500 000 .#. jowie 225 000.%, der Anleihe Littr, A. als noch 
nicht begeben im Depot der Geſellſchaft fich befinden 
Die Entnahme erfolgte aus den Betriebsüberfchüffen der 
Sabre 1872, 1874 und 1875. 
Einfchliehlih 3 000 , 4 Tantieme an die Direktionsmitglieder und 
9000 „AH Tantieme an den Aufiichtsratb. 
Vortrag pro 1878. 


AL. Krefeld-⸗Kreis-Kempener Juduſtrie Giſenbahn. 


(Kalenderjahr.) 
Ausſchließlich der am 1. Juli 1874 außer Betrieb geſetzten A,;o km 
langen Strede „Süchteln-Forſt-Gräfrath“. 
Einſchließlich 3 900 000 „KH. zum Neubau der Streden „Hüls— 
Mörs" und „Bräfrath:Strälen”. 
Den Ueberſchuß von 15034 .# verrechnet der proviforiiche 
Syndikus der Konkursmaſſe. Die Bahn ift jeit dem 21. März 1874 
im Fallitzuftande, 


A2. Kronberger Eifenbabn. 
(Kalenderjahr.) 
Einjchliehlih O,., km mitbenngter Streden auf Bahnhof Nödels: 
heim. 
Vortrag pro 1878. 
NB, Lſde. Nr. 43 feine Bemerkungen. 


AN. Ermsthalbahn. 
(Kalenderjabr.) 
Der ausgeworfene Betrag ift mit 4'/a progentiger Verzinſung von 
Stadt: und Amtsforporation Urach garantirt. 
Einfhliehlich der vertragsmäßigen Tantieme des Betrichsvorftandes 
mit 500 A 
16 
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415. Eutin⸗-Lübecker Eifenbabn. 
(Ralenderjabr.) 
Mitbenugt werden 1,00 km der Oftholiteinifhen Bahn auf Bahn: 
hof Eutin und O0, km der Lübed:Büchener Bahn auf Bahnhof 
Lübed. 
Der Betrag ift von der Großherzoglich oldenburgiihen Regierung 
und dem Senat der freien und Hanſeſtadt Lübeck garantirt. 
Außerdem ift von den die Garantie übernommenen Regierungen 
zur Verzinfung der Prioritäts: Obigationen ein Zufhuß von 
86 873 .H. gezahlt worden. 
17 400 
5)=? 


3.000 000 M abzüglid (47 100 + - 


Neferve: und Ernenerungsfonds find vereint. 


944 200 .#. 


16. Glüdftadt:Elmöhorner Eifenbabn. 
(Kalenderjahr.) 

Einfhließlih 7295 Tantieme an den ausführenden Direktor, 
den Bahningenieur und den Maſchinenmeiſter. 

Der über der Linie ftehende Betrag bezeichnet den Zufhuß aus 
dem Nejervefonds, da aus diefem Fonds Betriebsfoften im Betrage 
von 32 335 „MH. gededt, demfelben aber nur 23 056 „AH. zugewenbet 
worden find. 


47. Gotba:Dbrdrufer Gifenbabn, 
(Kalenderjahr.) 
Garantirt find die 4'/gprozentigen Zinfen von 1000000 HK. 
Prioritäts:Obligationen feitens der Herzoglich gothaifchen Regierung. 
Das Betriebödefizit von 40 629 „M iſt aus dem Kapitalvermögen 
der Geſellſchaft gededt worden. 
efr. Kol. 20. 


AS. Salberjtadt:Blanfenburger Eifenbahn, 
(Kalenderjahr.) 
Der Betrag bezeichnet die in die Rechnung pro 1879 zu über: 
nehmende Sunme. 


Ad. SDannover:Altenbefener Eifenbabn. 
(Ralenderjahr.) 

Der der Weftjälifchen Eifenbahn gehörige, 1,;; km lange Tunnel 
bei Altenbefen wird von der Sannover-Altenbefener Eifenbahn 
gegen eine jährliche Entihädigung mitbenußt. 

Die 18,35 km lange Strede „Hildesheim-Elze“ wird mit der 
Hannoverſchen Staatsbahn gemeinschaftlich betrieben. 
Einjhliehlih 135 834 .H Erlös aus dem Verkauf abgängiger 
Betriebsmaterialien, welde dem Erneuerungsfonds zugewendet 
worden find. 
Die Amortifation erftredt ſich auf die Prioritäts-Obligationen 
l. Serie, welde für die Strede „Hildesheim-Braunſchweig“ be 
ſtimmt ift. 
Außerdem find in Folge unzureichender Betriebsüberſchüſſe in Gemäß: 


Kol. 


Kol. 


Kol. 


Kol. 


Kol. 


76. 
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62. 


76. 


38. 
79. 


33. 
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heit des Artikel I. des Vertrages vom 3. Mai 1874 zur VBerzinfung 
der Prioritäts-Obligationen 491 233 M von Magdeburg-Halber: 
ſtadt zugeichoffen. 

Dieſer Betrag bildet die an Magdeburg:Halberftadt gezahlten Zinfen 
für geleiteten Vorſchuß. 


50. Heſſiſche Ludwigs:Eifenbahn. 
(Kalenderjahr.) 

und 13. Das Anlagefapital für die Neubauftreden ift noch nicht 
vollitändig fonzeffionirt, vielmehr wird je nad Bedarf um weitere 
Konzeffionirung nachgeſucht; beide Kolonnen find daher nicht aus: 
ausgefüllt worden. 

Laut Beihluß der Generalverfammlung find aus dem Baufonds 
der Frankfurt » Mannheimer Bahn zur Verzinfung der Prioritäts- 
Obligationen 290 160 zugeſchoſſen. 

Einſchließlich 69 594 „X Tantieme an den Verwaltungsrath und 
69 594 „AH. Tantieme an die Beamten, 

Außerdem find 290 160 .# aus dem Baufonds der Frankjurt: 
Mannheimer Bahn und 594 922 A. vom Staate zur VBerzinfung 
der Prioritäts-Obligationen zugeſchoſſen. 

Der Betrag ift in die nächſtjährige Rechnung übernommen. 


51. SDomburger Eifenbabn. 
(Kalenderjahr) 
Einfchließlih 4167 M Zantieme an den VBerwaltungsrath. 
Bon dem gefammten Anlagefapital ift die Hälfte im Betrage von 
1371429 M in Folge einer dur die ehemalige Landbgräflich 
heſſiſche Regierung vermittelten VBerzichtleiftung ber betreffenden 
Aktionäre erft vom 1. April 1896 ab dividendeberechtigt. 


52. Kirdhheimer Eifenbabn. 
(Kalenderjahr) 
Einjhließlih 3865 .K Erlös aus verkauften alten Materialien 
und der zweiten alten Lokomotive, 
Der Betrag umfaßt: 
5030 Paſſivzinſen und 
4858 - Nmortifationsquote des der Königl. Staatshaupts 
kaſſe ſchuldigen Anlehens. 


53. Köln-⸗Mindner Eiſenbahn. 
(Ralenderjahr.) 
Einfchließlih O,s; km mitbenugter Streden. 
Außerdem find 39 000 000 . #. für die Ablöfung der Aktien-Amortis 
fation verwendet worben. 
In diefem Betrage find enthalten: 
10 735 036 .#. aus Betriebseinnahmen und aus anderen 
aus Betriebseinnahmen botirten Fonds; 
180951 = Zufhüfe der Städte Dortmund, Hamm 
und Gütersloh zu den Grunderwerbstoften ; 


Kol. 


Kol. 


Kol. 
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1500 000 „X. Beitrag der Stadt Köln und der Rheini— 
ſchen Eifenbahngefellihaft zum Bau ber 
feften Rheinbrüde bei Köln; 

277500 = Zufhuß des Königlichen VBergfisfus und 
fonftiger Intereifenten zum Bau der Schelde: 
thalbahn. 

Einſchließlich 755 717 HM. Erlös aus dem Berfauf abgängiger Be: 
triebsmaterialien, welche dem Erneuerungsfonds zugewendet wor— 
ben find, 

Einſchließlich 260 280 A Tantieme der Direktion und des Ab: 
niniftrationsrathe. 


. Der über die Linie geſetzte Betrag bildet den Zufhuß aus dem 


Nefervefonds, da aus dieſem Fonds Betriebskoften im Betrage von 
218 047 „#. gebedt, demfelben aber nur 208 140 „A zugewendet 
worden find. 
Außerdem find zur Tilgung verwendet worben: 
407 501 M Reſerve aus dem Betriebsüberfchuffe des Jahres 
1875 für die Amortifation des Anlagefapitals 
der Köln:Bießener und Dberhaufen-Arnheimer 
Bahn, und 
115 874 = vom Staate zu zahlender Beitrag für die dem: 
jelben obliegende Amortifation des Anlage: 
fapitals der feften Nheinbrüde bei Köln. 
Der Betrag umfaßt: 
326 633 .# Binfen für Borihüife, 
86 358 = Reſerve für die Amortifation des Anlagelapitals 
der Köln-Giehener Bahn, und 
832295 = desgl. für die Amortifation des Anlagekapitals 
der DOberhaufen-Arnheimer Bahn. 


54. Lübed:Büchener Eiſenbahn. 
(Ralenderjahr.) 

Zur Herflelung des zweiten Geleifes auf der Lübeck-Hamburger 
Bahn, zu fonftigen Erweiterungsbauten, zur Vermehrung der Be: 
triebsmittel umd zur Einlöfung der 5prozentigen Anleihe vom 
Jahre 1867 ift eine Anleihe von 12000000 „A. genehmigt 
worden. Die 5prozentige Anleihe von 2100000 M iſt ein 
gelöft, nachdem von der legteren inzwifhen 87 900 .# amortifirt 
waren. 
Ein abgefonderter Erneuerungsfonds eriftirt nicht, die Ausgaben 
beffelben find vom Nejervefonds zu beftreiten. Der Erlös für 
verkaufte alte Materialien ift auf Nefervefonds vereinnahmt. 
Hier ift der Betrag des bis zum Schluffe des Jahres 1877 aus 
der Anleihe verausgabten Betrages nachgewieſen. 


55. Märfifch-Pofener Eifenbahn. 
(Kalenderjahr.) 
Einſchließlich 8908 „ Erlös aus dem Verkauf abgängiger Be: 
triebsmaterialien, welcher dem Erneuerungsfonds zugewendet wurde, 
und 16459 Reſtvortrag aus dem Jahre 1876, 
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Kol. 38. Einichließlih 9787 Tantieme an den Vermwaltungsrath. 
: 54. Der über der Linie ftehende Betrag bildet den Zufhuß aus dem 
Refevefonds, da aus diefem Fonds Betriebsfoften in Höhe von 
58 945 „A. beftritten, demjelben aber nur 46 500 zugewendet 
worden find. 
: 76. Der Betrag bezeichnet die in die Rechnung pro 1878 zu über: 
nehmende Summe, 


56. Magdeburg-Salberjtädter Eifenbabn. 
(Kalenderjahr.) 

Kol. 4. Einſchließlich der dem Bremer und preußiſchen Staate gehörenden 
Streden „Uelzen-Langwedel“ (97,5; km) und „Sandersleben: 
Hettſtädt“ (6, kn). 

Die von der Magdeburg:Halberftäbter und Hannover: Alten: 
befener Eiſenbahngeſellſchaft nemeinfchaftlid betriebene, 11,3 km 
lange Bahnſtrecke „Vienenburg = Grauhof* it je zur Hälfte 
eingeftellt. 

9 und 11. Ausſchließlich 18 000 000 „4. Prioritäts-Stammaktien zum 
Ankaufe von Sannover:Altenbefener Aktien. 

17. Ausſchließlich 17946 642 „X für Beihaffung von Sannover: 
Altenbefener Aktien. 

33. In diefer Summe find folgende Beträge mitenthalten: 

1. Vortrag aus dem Jahre 1876 . . 2. 2. 9838606 MH. 
2, Die aus dem Baufonds zugeſchoſſenen Zinfen 

für die von dem Prioritäts:Stammaltien: 

fapitale Litt. C. zu Neubauten vorſchußweiſe 

entnommenen und benugten Rapitalien mit . 523118 — 

3. Erträge aus dem Verkauf abgängiger Betriebs: 
materialien, melde dem Erneuerungsfonds 
zugewendet worden find, mt . . . +... 416590 = 
: 64. Es find gezahlt 31/5 Prozent = 1533 000 M Dividende auf 
43 800 000 .# Litt. B. und 5 Prozent — 600 000 AM. Dividende 
auf 12 000 000 „#. Prioritäts:Stammaltien Litt. C. 
Die Zinfen für die zum Ankauf der Hannover-Altenbekener 
Aktien verwendeten Prioritäts » Stammaltin Litt. C. von 
18 000 000 .#. im Betrage von 900 000 ‚A. find in Kol. 76 
mitenthalten. 

72. Hiervon 1200000 .#. dem Nefervebaufonds und 500 000 M 
dem Garantiefonds für Zuſchüſſe zur Verzinfung der Hannover: 
Altenbefener AY/sprogentigen Prioritäts-Obligationen II. Emiſſion. 

: 76. Der Betrag umfaßt: 
1. Vortrag auf das Jahr 1878 . . 2 2.643325 .# 
2. Binfen von dem Hypothefendarlehn von der 
Serzoglih anhaltifchen Regierung . . - 18 000 
3. Ueberſchuß aus dem Vetriebe der Bahnftrede 
„Grauhof-Langelsheim-Klausthal“, welcher 
dem Baufonds dieſer Strecke gutgebracht iſt, 57083 


Latus 718 408 HM. 
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66 


Transport 718 408 M. 
4. Die dem Baufonds „PVienenburg:Grauhof* 
zugeführte Hälfte des Ueberſchuſſes aus dem 
Betriebe diefer Strede . -. . . . } 14800 = 
5. Binfen für das zum Ankauf von — 
Altenbekener Aktien verwendete Prioritäts- 
Stamm-Alktienkapital Litt. O. von 
18 000 000. 900 000 =: 


Bufammen . . . 1633208 AM. 


57. Medienburgifche Friedrich: Franz:Eifenbabn. 
(Ralenderjahr.) 


Kol. 10. Der unter der Linie ftehende Betrag bildet eine mit hypothekariſchem 


s 19 
= 26. 
s 838. 

38. 
= 43, 


Rechte ausgeftattete Annuität an die Großherzoglich medlenburgifche 
Negierung von jährli 960 000 „A, welche vertragsmäßig für den 
Zeitraum von 64 Jahren vom 1. Januar 1873 an zu zahlen und 
deren Kapitalwerth mit Rückſicht auf die darin enthaltenen Zins: 
(43/4 Prozent) und Amortifations: (/; Prozent) Beträge auf 
19 200 000 „#. angenommen: ift. 
Die hier angegebene Summe wird gebildet durch die Ausgaben: 
1. für Vermehrung der Betriebsmittel feit dem Jahre 1854 
1725 842 M. 
2. für bauliche Erweiterung und Verbefjerung 
der Bahnanlagen feit dem Sabre 1861 462506 = 


Zufanmen . . 2188348 M 


Davon find entnommen: 
1. aus dem Erneuerungsfonds der füheren medlenburgifchen 
Bahnen in den Jahren 1854/69 . . 873374 ,M. 
2. aus der Großherzoglichen Staatsfaffe als 
befondere Bewilligung außer Etat in den 
Sahren 1868/72. . . . .» . 437139 : 
3. aus dem Referve: reſp. Erneuerungsfonbe 
ber Medlenburgifchen Friedrich Franz: 
Eifenbahn in den Jahren 1873/77. . 877835 =» 
Der Betrag umfaßt nur die Einnahme für bie Beförderung von 
Neifegepäd und Equipagen; die Einnahme für den Transport von 
Pferden und Hunden kann nicht gefondert werben und ift foldhe 
in Kol. 27. mitenthalten. 
Einihlieblih 92 810 M aus dem Erlöje verfaufter Betriebsmate- 
tialien, welche dem Erneuerungsfonds zugemwendet murben, und 
169 882 Reſtvortrag aus der Rechnung pro 1876. 
Einſchließlich 23 420 4. vertragsmäßiger Tantieme an die Mitglieber 
der Direktion, 
Der Betrag umfaßt nur die Nüdlagen aus dem Erlöfe verfaufter 
Betriebsmaterialien, da Nüdlagen aus den Betriebsüberfhüflen nicht 
gemacht find. 


Kol. 


63, 


76. 


10. 
20. 


33. 


38, 


66. 


76, 
85. 


81. 


67 N 5. 


Hiervon entfallen 58 604 .#. auf Amortifation und 901 396 M 
auf Verzinfung der Annuität. 
Der Betrag bildet die in die Nehnung pro 1878 zu übernehmende 
Summe. 

NB. Laufende Nr. 58 feine Bemerkungen. 


59. Nordbaufen:Erfurter Eifenbabn. 
(Kalenderjahr.) 


Die 8,35 km lange Strede vom Bahnhof Norbhaufen bis Wolf: 
ramshaufen, welche auf Koften von Nordhaufen:Erfurt zweigeleifig 
bergeftellt iſt, wird gemeinfhaftlih mit der Halle-Kaſſeler (Frank: 
furt:Bebraer) Bahn benußt und von dieſer unterhalten. Ferner 
gehört die Strede vom Ende bes Uebergabegeleifes hinter dem 
Nordhaufen-Erfurter Bahnhof zu Erfurt bis zum Thüringer Bahn: 
hofe daſelbſt in einer Länge von 0,9; km ber Thüringifchen Eifen: 
babngejelichaft und wird von letzterer unterhalten. 
600 000 M Prioritäts:Obligationen noch unbegeben. 
Für das Stammaltienkapital it eine Garantie von 4 Prozent 
Zinfen bis zum Jahre 1879 übernommen: 
1. von der sFürftlichen Regierung in Sondershaufen 75 000 .#. 
2. von dem Kreife Sondershaufen. . » . . 28500 = 
: von dem Kreife Weifenfe . » -» » » .10000 : 
4. von der Stabt Nordhaufen . . . 28500 = 
Einichließlih 23 228 „WM Erträge aus dem Berfauf abgängiger 
Betriebsmaterialien, melde dem Ermeuerungsfonds zugewendet wor: 
den find. 
Einfhliehlid 3 360 A Tantieme un die Direktion und den Vers 


waltungsrath. 

Die Rücklagen in den Refervefonds betiugen . . . 9000 .M. 
Die aus demfelben beftrittenen und in Kol. 48 ver: 

rechneten Betrieböloften - - . > > 2200... 4304 ⸗ 


RM. . . 4696 MN. 
Vortrag pro 1878. 
Ausſchließlich 71 108 ,. Werth der Materialienbeftände. 


60. Dherlaufiger Eifenbabn. 
(Ralenderjahr.) 


Einfhließlih der 7,; km langen Zweigbahn Ruhland-Lauchhammer. 
Einfhließlih 31612 .% Erträge aus dem Verkauf abgängiger 
Betriebsmaterialien, welde dem Ermenerungsfonds zugewendet 
wurden. 

Der Betrag ſtellt die Zinſen für die im Wege des Kredits be— 
ſchafften Gelder dar. 

Die Prioritätsanleihe ad Kol. 11 ift zur Vermeidung empfindlicher 
Eoursverlufte noch nicht begeben, vielmehr find die zur Dedung 
der Mehrausgaben erforderlihen Mittel im Wege des Kredits be: 
ſchafft worden. 


Kol. 


Kol, 


Kol. 


Kol. ; 


Kol. 


38. 
76. 


64. 


Tb. 


20, 


76. 
34. 


Tb, 
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61. Dels:Gnefener Eifenbabn. 
(Kalenderjabr.) 

Die Länge der Bahn von Mitte Stationsgebäude Dels bis dahin 
Gnefen beträgt 159,705 km, während die Länge des durchgehenden 
SHauptgeleifes vom öftlihen Ende des Bahnhofes Oels bis zur 
Verbindung mit den Geleifen der Oberſchleſiſchen Eifenbahn auf 
Bahnhof Gneſen 161,75 km ausmacht. 
Einfchließlih 4500 . Tantieme für die Direktion, 
Der Betrag bezeichnet die pro 1878 zu übernehmende Summe. 


62. Oſtpreußiſche Südbahn. 


(Kalenderjahr.) 
Die Staatsſubvention beträgt . » » » 113539 326. 
Betriebsüberihüffe pro 1866/68 und 1874/75 
betragennnnn.. a MER ⸗ 


Zufammen . . ..1787817.M 
Auf die StammPrioritäten find 5 Prozent Dividende gezahlt, 
während 8?/, Prozent in Gemäßheit der Feitiegungen im $. 22 
3. der Statuten zur Dedung der Ausfälle in den Jahren 1869, 
1870 und 1871 verwendet wurden. 
Der Betrag ift verwendet: 
1. zum Erneuerungsfonds: rückſtändige Einlagen aus 
früheren Jahren mt . 2 2 2 2 20.279687 M. 
2. zu Reftausgaben mit . 2 2 2 2202 98346 = 


63. Pfalziſche Eiſenbahnen. 
(Kalenderjahr.) 
Der Betrag bezeichnet den Zuſchuß des Staates zur Verzinſung 
des garantirten Stammaktienkapitals. 
Der Betrag umfaßt diverfe Paſſivzinſen. 
Der Betrag umfaßt den Fonds zur Verficherung des Fahrmaterials, 
jowie der Waaren gegen euersgefahr. 


64. Pofen:Greuzburger Eifenbabn. 


(Kalenderjahr.) 
Einfchließlih Tantieme an die Direltoren . » . . 2400.%# 
Nemmmeration an die Beamten . . . 2493 = 


Von dem bier aufgeführten Betrage find 266 303 . 4 als Spyial: 
Nejerve vereinnahmt, der Neft von der Generalverfammlung als 
Zantieme für den Aufſichtsrath bewilligt. 


65. Rechte Oder⸗Ufer-Eiſenbahn. 
(Kalenderjahr) 


Einf&hliehlih 3,5 km mitbenußgter Streden. 

Mit Sinzurehnung der vom Staate gegebenen unverzinslichen 
Staatsbauprämie von 1095480 .#, welche allmälig aus den 
Betriebsüberſchüſſen zurüdzuzahlen ift, beträgt das Anlagelapital 
68 595 480 ,#. 


Kol. 13. 


Kol, 


54 
3600 = 

85 
3 259 900 

4, 

8 
mit /s und von 

12 
Maßgabe des durch 
dürfniſſes beichafft. 
17. Außerdem find für 


19. 


69 NM 5. 


Einfchliehlih der vorerwähnten Bauprämie beträgt das Anlage: 


fapital pro Kilometer 212 107 .# 


Einihließlih der 


1,1; km langen normalfpurig ausgeführten 


Pierdebahn vom Bahnhof Hundsfeld nach der Sakrauer Papier: 


fabrif, 


. Der Betrag umfaßt die Staatsbauprämie. 
Einfhließlih 44 750 „M Tantieme an die befoldeten und unbeſol— 


deten Direftionsmitglieder. 
. Ausichließlih 13 322 .%, welche an die bei Unfällen im Betriebe 
beichäbigten Perfonen bezw. an Sinterbliebene getödteter Perfonen 


bezahlt und in Kol. 


39 verrechnet worden find. 


. Nüdzahlung der Bauprämie. 


;. Der Betrag iſt in die Rechnung pro 1878 übernommen, 
. Davonfind 12000 000 HK. mit 5 Prozent und 1315 499 „/ mit 


41, Prozent verzinft worden. Die 5prozentigen Obligationen find 
zur Rüdzahlung für den 2. Januar 1878 gekündigt und durch 
41/g progentige erjegt werben. 

. Hiervon 73 380 „KH. in Baar und 


in Effekten. 


. Siervon 677040 M in Baar und 


» in Effeften. 


66. Mbeinifche Eifenbabn. 


(Ralenderjahr.) 


In diefer Länge find ausnahmsmweife 73,47 km lange Bahnftreden, 
welche nicht öffentlichem Verkehre dienen, mitaufgenommen, weil 
nah den Erklärungen der Verwaltung bei deren Linien die Ein- 
nahmen, Ausgaben, Anlagekoften ꝛc. nah den Bahnftreden für 
öffentlihen und folhen für nichtöffentlichen Verkehr ge: 
trennt nicht angegeben werden Fönnen. 


Einjhließlih 37'/, Millionen Markt für den Bau ber Bahn von 


Trier nah Call emittirte Stammaltien Litt. B., deren 4 prozentige 
Verzinfung vom Staate voll garantirt ift und event. vom Staate 


der Gejellihaft mit 1/5 getragen wird, 


. Die angegebene Kilometerzahl hat nur annähernd ermittelt werden 
fönnen, weil bie Nichtungslinien zwiſchen den Sauptübergangs: 
und Endpunften noch nicht definitiv feitgeftellt bezw. genehmigt find. 

Das in Kol. 11 bezeichnete gefammte, bis Ende 1877 Eon: 
zejfionirte Anlagefapital dient zur theilweifen Serftellung biejer 
Linien. Die weiter erforderlichen Mittel werden fucceffive nad) 


die fortfchreitenden Bauten ſich ergebenden Be: 


die im Bau befindlichen und für die erft pro: 


jeftirten Linien bereits 32 830 118 „X verwendet. 


Der Betrag umfaßt: 


1553 500 M Beiträge von Gemeinden und anderen 


600 000 


Interefjenten, 
Beitrag aus dem Ernenerungsfonds zu 
den Koften ber größeren Umbauten des 
Gentral-Berwaltungsgebäubes, 

18 





Kol. 


20. 


21. 


70 


150000 = Beitrag aus Betriebsfonds für eine beim 
Umbau des Eentral:Verwaltungsgebäudes 
befeitigte Halle, 

420 000 = Beitrag aus Betriebsfonds zu den Koften 
bes Umbaues der Streden „Hochfeld-Duis: 
burg” und „Spelborf: Mülheim“, 

7250000 + Ueberweifung aus dem Agiofonds, 
2209462 = Betriebsüberſchüſſe während der Bauzeit, 
Zinfen von rentbar angelegten Gelb: 
beftänden, Ertrag für veräußerte Grund: 
ftüdsabipliffe, entbehrlihe Bauutenfilien. 
Summe 12 282 962 M. 

Außerdem find an Nüdeinnahmen der legtgebachten Art bis 

Ende 1877 bereits 21 403 395 M den Bauausgaben in Kol. 17 
abgeſetzt 
Zuſchuß des Staats zur Verzinſung des Anlagekapitals der Zweig— 
bahn „Call⸗Trier“. 
Aus dem Baufonds der im Bau begriffenen Strecken ſind 
1532658 „M zur Zahlung der Dividende für die zum erſten 
Male an der Dividende Theil nehmenden 33 821 250 neuen 
Aktien entnommen. 


33 und 43. Einfhließlih 554 342 . X aus dem Erlöje verfaufter Be: 


38. 


54. 


65. 


72. 


76. 


triebsmaterialien, weldhe dem Erneuerungsfonds zugewendet wor: 
den find, 

Einfchließlih 470 088 „A Zantieme der Direktion und des Ab: 
miniftrationsraths, fowie ber ſtatut- und vertragsmäßigen Nemune: 
rationen des Spezialdireftors und deſſen Vertreters, des Betriebs: 
direktors. 

Der über der Linie ſtehende Betrag bildet den Zuſchuß aus dem 
Reſervefonds, da aus dieſem Fonds Betriebskoſten im Betrage von 
269 573 „KH. (Kol. 48) beſtritten, demſelben aber nur 75 564 MH 
überwiefen worden find. 

Auf die Stammaltien der Rheiniſchen Eijenbahn im Betrage von 
174 633 750 #. find einfchliehlich der Bauzinfen von 1532 658 .M. 
— cfr, Anmertung zu Kol. 21 — im Ganzen 12 224 362 .M. 
und auf die Stammaltien der Eifenbahn Eall-Trier im Betrage von 
371, Millionen Mark find einfchließlih bes Staatszuſchuſſes von 
932 296 „KH. — efr. Kol, 20 — 1500 000 .#. Dividende gezahlt 
worden. 

Der Betrag umfaßt: 

600 000 „A. Alimentenfonds (fapitalifirter Betrag der 
Renten, zu welchen bie Gefellihaft bis jetzt 
fi verpflichtet hat reſp. verurtheilt ift); 

100 000 = zur Dedung etwaiger Verlufte an ausftehenden 
Forderungen. 

Der Betrag umfaßt: 
29 724 NM. Antheil der Nymwegenſchen Eifenbahngejell: 
haft an den Einnahmen der Strede „Eleve: 
Nymmegen“ ; 


Kol. 79. 
⸗ .Ausſchließlich 33 340 000 HK. unbegebener und 8898 000 .# 


Kol. 8. 
: 33 
: 76. 
: 81 


71 M 5. 
5788 = Antheil des bolländifchen Staats an ben 
Einnahmen der demfelben gehörenden Strede 
„Landesgrenze:Benlo* ; 
400 000 = zweite Hälfte der Subvention für die Gott: 
barbbahn; 
83 625 = Zufhuß zur Amortifation des Anlagelapi- 


tals der Zweigbahn „Eleve-Zevenaar* ; 
6000 = Beitrag zur Verfchönerung des Sieben: 
gebirges; 
1500 = Beitrag zum Aachener Münfterbaufonds; 
136 768 = Webertrag pro 1878. 
Summe 663 405 M. 
Ausfchließlih 2418 750 MH. unbegebener Stammaltien. 


bereits amortifirter Prioritäts:Obligationen. 


07. Saal⸗Eiſenbahn. 
(Ralenderjahr.) 


24 Stüd Stammaltien a 300 AH. find nicht eingezahlt worden. 


. Einfhließlih 3 256 „X Erträge aus dem Verkauf abgängiger Be: 


triebsmaterialien, weldhe dem Erneuerungsfonds zugewendet wurden. 
Der Betrag umfaßt: 

124 879 AH. Zinfen der nunmehr (im November 1877) ge: 
tilgten ſchwebenden Schuld. 

41267 = MUeberfhuß, melder an bie vier betheiligten 
Staatsregierungen wegen übernommener Zins 
garantie für die 31/, Millionen Markt Priori- 
täts» Obligationen ala Garantiefonds abgeführt 
worden it. 


. Die Uebernahme reip. der Verkauf von 3 200 000 ,#. Prioritäts: 


Obligationen erfolgte im Laufe des Monats November 1877. 
Die früher beflandene 5progentige Anleihe wurde zum 
1. April 1878 gekündigt. 


68. Saal:Unftrut:Eifenbabn. 
(Kalenderjahr.) 


In Folge des Antrages der Inhaber der Prioritäts:Obligationen ift der 
Konkurs über das Vermögen der SaalUnftrut:Eifenbahngejellihaft eröffnet 
und Herr Nehtsanwalt Wölfel zu Merfeburg zum Konkursmaflen: Verwalter 


beftellt. 


In dem Betriebsverhältniß der Bahn it Nichts geändert, der Vertrag 
mit der Norbhaufen-Erfurter Bahn intakt geblieben. 


Kol. 4. 


Die beiden Endbahnhöfe werden gemeinſchaftlich mit ber Nord: 
hauſen⸗Erfurter refp. Saalbahn benußt und beträgt diefe Strede 
0,19 km, 


. Ueber die Verwendung des Betriebsüberſchuſſes iſt Seitens des 


Ronkursmafjenverwalters eine Entſcheidung noch nicht getroffen 
und der Betrag daher in Kol. 76 eingeftellt. 


Kol. 


Kol. 


Kol, 


47, 


64. 


84, 


19. 
66. 


76, 


72 


69 Sähfifh:Thüringifche Oft: Werftbahn. 
(Kalenderjahr.) 
Der für Mitbenugung des Bahnhofs Werdau der Königlich ſächſiſchen 
Staatsbahn zu zahlende Betrag ift noch nicht feſtſtehend, daher 
ein folder nah Schägung in Anrechnung gebracht. 


70. Schleöwigfiche Eifenbabn. 
(Kalenderjahr.) 

Diefe Aktien tragen eigentlich den Charakter von Prioritäts:Obliga: 
tionen, weil für die Bezahlung der von der Altona-Kieler Bahn 
mit 5 Prozent garantirten feften Zinfen zunächſt die Einnahmen 
der Schleswigichen Bahnen haften und dann, foweit durch dieſe 
nicht Dedung erzielt wird, der nah Bezahlung der Zinfen für die 
Prioritäts-Obligationen der Altonasftieler Bahn verbleibende Ueber: 
ſchuß in Anſpruch genommen wird. 
Der über die Linie geſtellte Betrag bildet den Zufhuß aus dem 
Nejervefonds, da aus diefem Fonds Betriebskoften im Betrage 
von 37 500 „AH. gebedt, demſelben aber keine Nüdlagen zugedacht 
worben find, 
Zur Verzinfung der Prioritäts:Stammaltien waren erforderlich 

| 641880 MH, 
der dafür verwendbare Ueberſchuß betrug jedoh nur 312224 = 

daher Defijit . . . 329656 KH, 

welches aus ben Betriebsüberfchüffen der Altona-Kieler Bahn ge: 
deckt worben ilt. 
Außerdem ift zur Erweiterung der Bahnanlagen ein Dispofitions: 
fonds vorhanden, deſſen Beltand ult. 1877 1658 187 betrug. 


71. Thüringiſche Eifenbabn. 
a. Stammbahn. 
(Kalenderjahr.) 

Das Anlagefapital der Dietendorf:Arnftädter Zweigbahn in Höhe 
von 1147282 A. wird aus der VI. Emiffion von Prioritäts: 
Obligationen beftritten werben; für daffelbe find von Staatswegen 
41/5 Prozent Zinſen garantirt. Mit der Betriebseröffnung ber 
Strede „Arnſtadt-Ilmenau“ wird die ganze Zweigbahn „Dieten: 
borf-Arnftabt-Ilmenau” in das Stammunternehmen unter Wegfall 
ber Zinsgarantie aufgehen. 
Der Betrag ift den Betriebsüberfhüffen entnommen. 
Die Rüdlage in den Nefervefonds betrug. . » . 45000 M, 
die Ausgaben für Betriebszmede . . 2» 2... 42956 =: 

Differen . » » 204 M. 
Der Betrag umfaßt: 

35 221 H. Nebenkoften der Ertragsverwaltung, als Zinſen 
aus laufenden Geldgefhäften, Koſten bei Ein: 
löfung der Zinscoupons ꝛc., 

66116 = Zufhuß der Stammbahn zur garantirten Divi- 
bende der GothasLeinefelder Bahn und 

46207 = Zuſchuß der Stammbahn zur garantirten Divis 
dende der Gera-⸗Eichichter Bahn. 





Kol. 62. 


Kol. 65. 


Kol. 10. 


Kol. 33. 


73 M 5. 


b. Dietendorf:Arnftäbter Bahn. 
(Kalenderjahr.) 
Der Feblbetrag zur Verzinfung der Prioritäts-Obligationen ift in 
Höhe von 2047 M ſeitens ber Fürſtlich ſchwarzburgiſchen Re: 
gierung in Folge der übernommenen Staatsgarantie gedeckt worden. 


ec. Gotha:Leinefelber Bahn. 
(Ralenderjahr.) 
An Dividenden wurden gezahlt: 
4 Prozent von 13 911 300 „A. garantirtes Aktienkapital 
556 452 MN. 
Hiervon 443 676 „A. vom preußifchen Staate, 
66 116 = von derStammbahn und 
46 660 = aus PBetriebsüberfhüffen. 
0,35 Projent von 1959000 .M ungarantirtes 
Aktienkapital » 2 2 2 2 nenn. 6956 = 
0,33 Prozent von 600000 MH. dbesgl. » . . 4864 = 
Zufammen . . . 568272 M. 


d. Gera:Eidhihter Bahn. 
(Kalenderjahr.) 
Zur Dividendenzahlung des 17982 000 .%. betragenden, mit 41/a 
Prozent garantirten Aftienfapitals waren erforderlih 809 190 .M. 
Da aus den Betriebsüberfhüffen nur 133 523 . 4 verblieben, fo 
ift das Fehlende mit 629 370 „X vom preußiichen Staate und 
mit 46 297 .#. von ber Stammbahn gebedt worden. 


72. Ziljit:Injterburger Eifenbabn. 
(Ralenderjahr.) 

Die Prioritäts-Anleife ift zu Um: und Erweiterungsbauten fon: 
zeffionirt, aber noch nicht begeben. Aus den bereiten Mitteln 
wurden daraufhin vorſchußweiſe 449 192 „A. verausgabt. Davon 
find erftattet auf Bahnhof Tilfit für Bauobjefte, die in das Eigen: 
thum der Königlichen Dftbahn übergegangen . . 30297 M, 
außerdem hat die Königliche Oftbahn noch eritattet 
für ſolche Zwecks Anſchluſſes der Tilſit-Memeler 
Bahn auf Bahnhof Tilſit erforderlichen Um- und 
Erweiterungsbauten, bie im Beſitze der Tilfit-Infter: 
burger Bahn verbleiben . . » > 2. 2 0.0. 11206 = 

zufammen . „41503 #, 


daher Effektiv: Ausgabe. . 407689 M 
Einſchließlich 420 000 „#4 Staatsfubventionen à fonds perdus 
und 418 894 .K# & Conto der Obligationen. 
Der Betrag umfaßt: 
420 000 A. Staatsjubventionen und, 
11206 = Niücdeinnahme von der Königlichen Oftbahn für 
Umbauarbeiten auf Bahnhof Tilfit. 
Einſchließlich 4663 .M Erträge aus dem Berfauf abgängiger 
Betriebsmaterialien, welde dem Erneuerungsfonds zugewendet 


mwurben, 
19 


Kol. 


Kol. 


Kol. 


Kol, 


76. 


20, 


38. 


11. 


16, 


76. 


84. 


74 


Der Betrag ift zur Dedung von Bankierprovifionen für Divi— 
dendenzahlung bezw, zum Vortrage aufs neue Nechnungsjahr ver: 
fügbar geblieben. 


73. Weimar:Geraer Eifenbabn. 
(Kalenderjahr.) 

Das Anlagelapital von 9 Millionen Mark Stammaltien it von 
den Staatsregierungen Sachſen-Weimar-Eiſenach, Sadhjen:Alten- 
burg und Neuß j. L. auf 10 Jahre mit 4’/, pCt. garantirt. 
Zu der garantirten Dividende zahlten: 

Sadjen:Reimar-Eifenad . .» -» 2. ..197505 M, 

Sahjen-Altenbtug : 2 2 2 202000. 129195 = 

BE an ee SE ⸗ 


zulammen . . 405000 = 
Einjhließlih 1500 „M Zantieme an das tehnifche Direftions: 
mitglied. 


74. Wernsbanfen:Schmaltaldener Eifenbabn. 
(Kalenderjahr.) 

Die Bahn bildet einen Vermögensbejtandtheil der Stadt Schmal: 

falden. 

Der Betrag bildet ſtädtiſche Anleihen. 


75. Werra:Eifenbabn. 
(Ralenderjahr.) 
Außerdem find von dem 1908 224 .M. betragenden Baufapitale 
der von der Königlich bayeriſchen Negierung gebauten, von ber 
Werrabahpn aber auf Tilgung gepachteten Bahnjirede „Koburg“ 
bis zur bayerischen Landesgrenze 509 339 amortiſirt. 
Der Betrag umfaßt: 
110 911 M zur ferneren Dedung der Konvertirungskoſten 
der früheren 5progentigen in eine 41/3 prozentige 
Prioritäts: Anleihe, und 
16 798 = Zins einer ſchwebenden Schuld. 
Der Refervefonds hat mit einer Mehrzahlung von 11313 M. 
abgejchloffen. 


II. 


Zu den Gejammtergebniffen für 1877. 


Wird der Länge von . . 2... 

die Länge der wegen mangelnder Angaben nicht 
mitaufgenommenen, im Jahre 1877 nur theilweife 
im Betriebe geweſenen „WMarienburgs Mlawlaer 
BEE 143,08 : 


30 464,15 km 


/V 


Kol. 11. 


33. 


38, 


64, 


65. 


17. 


83. 
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und ber „Meftholfteinifchen Bahn“ mit. . . . 78,50 km 
hinzugerechnet, dagegen die Länge der von mehreren 
Verwaltungen benugten Streden mit . . . - 92,6 : 
ferner die nicht dem öffentlichen Verkehre dienenden 
Streden der Nheinifhen Eifenbahn (Nr. 66) mit 73,0 : 
in Abzug gebracht, jo ergiebt fich für die im Be— 
triebsjahre 1877 im Betriebe geweſenen Eifenbahnen 
eine Gefammt-Betriebölänge von . - - » . . 8305195 = 
Der über der Linie fiehende Betrag umfaßt 69 387 699 , 4 An: 
nuitäten und 600 000 .#. jtäbtifche Anleihen, welche in den Kol. 8, 
9 und 10 nicht mitenthalten find. 
In diefer Summe iſt aud der Erlös aus dem Verfauf abgängiger 
Betriebsmaterialien, foweit er dem Erneuerungsfonds zugewenbet 
wurde, mitenthalten und zum Zwecke der Ausgleihung in Kol, 43 
wieder in Abzug gebracht. 
Einſchließlich der an die Verwaltungsräthe, Direktoren ꝛc. gezahlten 
Tantiemen, 
Die über die Linie fiehende + Summe bezeichnet den Zuſchuß aus 
bem Refervefonds, oder den Betrag, um melden die aus biefem 
Fonds zu DVetriebszweden geleifteten Ausgaben die Sahresrüdlage 
in denſelben überftiegen haben. 
Mit Einfhluß von 329656 A — elr, Nr. 70 Schleswigſche 
Eifenbahn — ftellt fih der Prozentfap auf 2,5: Prozent. 
Mit Einſchluß der Zuſchüſſe: 
bei der Zittau: NReichenberger Eiſenbahn . 10 968 AM, 
: Norbhaufen-Erfurter Eifenbahn . 150 000 = 
» Mälzischen Eifenbabn . . . . 2792640 = 
= = Mheinifchen Eifenbabn . . . . 2464954 = 
: = Thüringifchen Eifenbahn . . . 1185459 - 
: Meimar:Beraer Eifenbahn . . . 405 000 = 


zufammen . . . 7009021 M, 
ftellt fich der Progentfa der gezahlten Dividende auf 4,45 Prozent. 
Aus den von den Staatsbahnen an die Staatskaſſen abgeführten 
Beträgen ergiebt fi für das bier in Betracht kommende ver: 
wendete Anlagefapital von 3 721 145 261 HK. (Kol. 17 und Be: 
merkungen zu ffb. Nr. 1, 7, 9, 17 und 18) eine Rente von 
3,05 Prozent, gegen 4,15 Prozent im Jahre 1876. 

Der über der Linie ftehende Betrag umfaßt 69 387 699 „ An: 
nuitäten, welche in den Kol, 79, 80 und 81 nicht mitenthalten 
find. 
Mit Einfhluß der in ben — zu Kol. 64 und 65 er: 
wähnten Zuſchüſſe mit. . . .» » 2. 7888677.M, 
fomwie ferner der Zuſchüſſe 
bei der Oberfchlefiihen Eifenbabn mit. . 3130186 — 
= » Miünfter-Enjcheder Eifenbahn mit . 94131 = 
= = Rhein-Nahe-Eifenbahn mit. . . 457549 : 
: : Berlin-Stettiner Eifenbahn mit . 2504764 = 
: = EutinsZübeder Eijenbahn mit . 86 873 = 
Latus 13612180 M 


” 
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Transport 13 612 180 „#. 


bei der Gotha-Ohrdrufer Eifenbahn mit . 45 000 = 
= » Sannover:Altenbefener Eifenbahn 

ME te en fe 491 223 = 
= = Sefliihen Lubwigsbahn mit . . 885 082 = 


= » Thüringifchen Eifenbahn mit . . 2047 : 
zufammen . . „ 15035532 .#, 
ferner der bei der Braunſchweigiſchen und Medlenburgifchen Fried: 
rich⸗Franz Eiſenbahn zur Verzinfung des Annuitätenfapitals ver: 
wendeten Beträge von 3355579 M und ber bei der Anger: 
münde-Schwedter Eifenbahn aus eigenen Mitteln gezahlten Zinfen 
refp. Dividenden von 22 913 „K ergiebt fi eine Durchſchnitts— 
rente für die im Jahre 1877 im Betriebe geitandenen Privat: 
Eijenbahnen von 4,90 Prozent gegen 4,13 Prozent im Jahre 1876. 
Die Vergleihszahlen aus den früheren Jahren haben nur an— 
nähernd ermittelt werben können, ba das Formular inzwifchen eine 
nicht- unmwefentliche Aenderung erfahren hat. 


I. 


Allgemeine Bemerkungen. 


Durch die Verlegung des Etatsjahres im Reihe und in Preußen ift bins 
fihtlih des Zeitraumes, auf welchen fich dieje Statiftif eritredt, eine Ver 
jhiedenartigfeit in der Weile eingetreten, dab für die unter Nr. 9 bis 17 und 
26 bis 28 aufgeführten Bahnen das Etatsjahr vom 1. April 1877 bie 
dahin 1878 und für die übrigen Bahnen — mit Ausnahme der württem— 
bergijchen (Nr. 18), für welche wie früher das Rehnungsjahr vom 1. Zuli 
1876 bis dahin 1877 eingeftelt wurde — das Kalenderjahr 1877 den 
Aufzeihnungen und Vergleihungen zu Grunde gelegt wurde. Diefe Verſchieden— 
artigfeit der Grundlage, welche die Nichtigkeit des ftatiltiichen Bildes weſentlich 
beeinträchtigt, zu bejeitigen, iſt bisher leider nicht gelungen. Unter „Betriebss 
jahr 1877” ift daher in dieſer Daritelung nur für die unter Nr. 1 bis 8, 
19 bis 25 und 29 bis 75 aufgeführten Bahnen das Kalenderjahr 1877, für 
die übrigen Bahnen aber der erwähnte Zeitraum des betreffenden Etats: ober 
Rehnungsjahres verjtanden. 

Die beigefügten Tafeln I, bis IV, veranjchaulichen mittelft grapbifcher 
Darftellungen eine Vergleihung der Bahnlängen, des verwendeten Anlage 
fapitals, jowie der Betriebs:Einnahmen, Ausgaben und Aeberſchüſſe in den 
legten 10 Zahren, ſoweit in den legteren Beziehungen ſich eine ſolche nach der 
bei den Bahnverwaltungen nicht überall gleihartigen Rechnungslegung ermögs 
lien läßt. 

Die Betriebslänge ſämmtlicher deutfchen Bahnen betrug zu Ende bes 
Betriebsjahres 1877 30 464,15 km. Gie hat fi feit dem Jahre 1868, an 
deſſen Schluß in Deutſchland 15 597,4, km Eifenbahnen im Betriebe waren, 
um 14 866,,, km ober 95,; Prozent vermehrt. 

Auf Tafel 1. der graphiihen Darftellungen ift in ber erften Linie bie 
Vermehrung der Betriebslänge und in der zweiten Linie die Vermehrung des 
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zweiten Geleijes in den einzelnen Jahren von 1868 bis 1877 bargeitellt. Für 
die mehrgleifigen Streden war ihrer geringen Ausdehnung wegen eine graphiſche 
Darftellung nicht thunlich. 

Bei einem Flächeninhalt von 540 631 qkm und einer Einwohnerzahl von 
42 723 242 fommen Ende bes Betriebsjahres 1877 auf 100 qkm 5,6 km 
und auf 10 00) Einwohner 7, km Eijenbahnen. 

Die mittlere Proportionale zwiſchen dieſen beiden Zahlen ergiebt die 
Eifenbahn-Ausftattungsziffer für Deutichland mit 6,54. 

Es ftanden im Betriebsjahr 1877 durchfchnittlich unter einer Verwaltung 
507,73 km. Die größte Vetriebslänge hatte — nächſt dem Gejammtlomplere 
der durch dem preußiihen Staat betriebenen Eijenbahnen mit 8471, km, 
wovon 5 023,15 km Staatsbahnen und 3 448,9: km unter Staatsverwaltung 
ftehende Privatbahnen ſind — die bayerifche Staatsbahn mit 3 886,4, km; 
die geringfte die Kirchheiner und die Wernshaufen-Schmalfaldener Eifenbahn 
mit je 7 km. Bei 19 Eifenbahnen beträgt die Betriebslänge weniger als je 
50 km. Die gejammten unter Staatsverwaltung ftehenden Bahnen umfaſſen 
18 447,55 km Betriebslänge (wovon 14 884,9, km auf die Staatsbahnen und 
3 562,72 km auf die Privatbahnen unter Staatsverwaltung entfallen), während 
die Länge der unter Privatverwaltung ſtehenden Eijenbahnen ſich auf 
12 016,53 km beläuft. 

Der Bau und die Ausrüftung fämmtlicher deutihen Bahnen bat ein 
Anlagefapital von 7 911224 778 M, d. i. von burdichnittlich 265 025 .W 
für jedes Kilometer der Baulänge von 29 850,5; km (im Gegenjat zu ber 
in Kol. 4 angegebenen Betriebsläuge) erfordert. Hiervon kommen: 

auf die Staatsbahnen °. » » 2... 8847284621 ,M 


oder pro Kilometer . . » . .» 265619 : 

= Privatbahnen unter Staats: 
verwaltung » » 2 2... ...1089322871 = 
ober pro Kilometer. »- . . . 305 653 = 


=  » Privatbahnen unter Privat: 
verwaltung . 2 2 2 202 ...2974617286 - 
oder pro Kilometer . 252 029 = 
Die bis zum Schluffe der einzelnen Jahre von 1868 bis 1877 als An- 
lagelapital verwendeten Summen — fiehe die graphifhen Darftellungen in 
Tabelle II. und II. — betrugen: 


= Prozent — Prozent 

im Be im Ganzen gegen das pro Kilometer gegen das 
triebsjahr M. Vorjahr M. Vorjahr 
1877 7911 224 778 + 5,8 265 025 + La 
1876 7 471 168 294 + 10, 261 844 + 5 
1875 6784502 242 + 10,33 249 224 + 1o 
1874 6 149 390 760 ++ 10,83 246 666 + 1,83 
1873 5548542 175 -+ 11,7 242 264 + 7a 
1872 4986 441 457 + 1601 225 509 + Is 
1871 4298 359 471 + 5,56 220 276 — 
1870 4072 167 621 + 11, 220 718 — (0,59 
1869 3642 760 037 + 3 222 025 + 2 
1868 3371651 713 + 9,36 216 167 + 2,12 


Die höchſten Anlagekoften pro Kilometer Bahnlänge hatte im Betriebs: 
20 
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jahr 1877 die Berlin-Potsdam:Magdeburger Eifenbahn mit 443 006 M, bie 
niedrigften die Friedrihrodaer Eifenbahn mit 79 203 . X erfordert. 61 Bahnen 
bleiben Hinfihtlich ihrer Anlagekoften pro Kilometer unter dem Geſammtdurch— 
ſchnitt von 265 025 .#. und 26 Bahnen haben denfelben überichritten. 

Die Betriebdeinnabmen beliefen fih im Ganzen pro 1877 auf 
851 897 353 M oder pro Kilometer 28687 0 

Die Einnahme aus dem Perfonentransport hat 219317385 H 
oder 25,7 Prozent der Gefammteinnahme betragen. Sie wurde erzielt durch 
die Beförderung von 205 193 704 Perfonen, welche zufammen 6 035 523 603 km 
(Perfonenkilometer) oder pro Perſon durchſchnittlich 29,4, km zurüdlegten. 
Auf jeden Kilometer der Betriebslänge im mittleren Jahresdurchſchnitt von 
29 696,55 km kommen fomit 203 240 Perfonen (ſpezifiſche Perſonenfrequenz). 

Es ergab fich ferner im Durchſchnitt ein Ertrag von 1,05 „AH. für jeden 
Reifenden oder von O,og5 «/ Tür jeden Neifenden pro Kilometer und von 
0,160 „A. für jede ein Kilometer weit bewegte Perſonenwagenachſe. 

Die Gefammtzahl der von den eigenen und fremden Perfonenwagen auf 
den deutſchen Bahnen zurücgelegten Achskilometer betrug 1364 862 445. 

Aus der Beförderung von Gepäd, Equipagen und Hunden wurben 
12 049 395 „A. ober 1,, Prozent ber Gefammteinnahme erzielt. 

Auf den Güterverkehr entfallen 553519535 KM = 65,, Prozent 
der Gelammteinnahme. Diefe Einnahme wurde erzielt dur den Transport 
von 2 622 052 334 Centnern — 131 102 617 Tonnen, welde 227 337 643 785 
Centner- oder 11 366 882 189 Tonnenfilometer zurüdlegten. Auf jeden Kilo: 
meter ber Betriebölänge im mittleren Jahresdurchſchnitt mit 29 696,55 km 
fommen jomit 7655360 Gentner oder 382 768 Tonnen (fpezififche Güter: 
frequenz). Es ergab fi fonah aus dem Güterverkehr im Durdichnitt ein 
Ertrag von O,206 «A. pro Gentner — 4,12 „A. pro Tonne, von O,oo24 «A. Pro 
Gentnerkilometer = 0,048 «#. pro Tonnenkilometer und von O,ogg „/ für jede 
ein Kilometer weit bewegte Gepäd: und Güterwagenachſe. Die Gefammtzahl 
ber von ben eigenen und fremden Gepäd: und Güterwagen auf eigener Bahn 
zurüdgelegten Achskilometer betrug 6 284 396 375. 

Die Vergütung für Weberlaffung von Bahnanlagen und Be: 
triebsmitteln bezw. Beamten an Dritte hat 30 439 254.4 — 3, Pro: 
zent der Geſammteinnahme, und die Einnahme aus fonftigen Quellen 
36 571784 — 4, Prozent der Geſammteinnahme betragen. 

Eine Vergleichung der Betriebseinnabmen in den 10 legten 
Jahren ſiehe die graphifchen Tafeln II. und II. — liefert nachſtehendes Ergebniß: 


— Prozent — Prozent 
Betriebe im Ganzen gegen das pro Kilometer gegen das 
jahr M Vorjahr M. Vorjahr 
1877 851 897 353 — (0, 28 687 — 50 
1876 857 245 586 -F 1,09 30 222 — 52 
1875 843 021 845 + 6,0 31 906 — 4 " 
1874 1792 351 771 + 6 33 285 + 0, 
1873 745 673 125 + 11,0 33 269 + 4 
1872 670 600 331 + 11,» 31697 — 1. 
1871 601 846 375 + 18,9 32110 + 13,3 
1870 506 233 203 + Ta 28 359 2,81 
1869 471758 672 + 5a 29 178 — 08 
1868 446 522 224 + 8. 29 251 + 1a 


79 M 5. 


Die größte Einnahme pro Kilometer Betriebslänge erzielte pro 1877 bie 
Oberſchleſiſche Hauptbahn mit 84476 „KH, demnächſt die Main:NedarsEifen: 
bahn mit 58 184 „4, dann die Saarbrüder Bahn mit 52089 M, die Thüs 
ringifhe Stammbahn mit 49 878 .H und bie Berlin-Potsdam-Magdeburger 
Eifenbahn mit 48 792 .#. Die geringfte Einnahme hatte die Sahfifh-Thürins 
giſche Oftweitbahn mit 4578 M. 

Ton den eigenen und fremden Lofomotiven wurden auf den deutichen 
Eifenbahnen im Vetriebsjahre 1877 im Ganzen 193 905 817 km (Nugfilo: 
meter) und von den eigenen und fremden Wagen aller Art im Ganzen 
7649 258 820 km (Wagen: Adsfilometer) zurüdgelegt. Die Gefammteinnahme 
gewährte hiernach im Durhichnitt einen Ertrag von 4,59 M pro Nupfilometer 
und von O,112 „#4 pro Wagen-Achskilometer gegen 4,50 “AM. reip. O,14 «AM im 
Jahre 1876. 

Die Betriebsausgaben betrugen im Jahre 1877 520 887 484 M oder 
pro Kilometer 17532 M 

Von den Ausgaben entfallen im Jahre 1877: 

. auf Befoldungn . . . . 127793050 ..% = 24,55 Prozent, 
2. auf andere perjönlihe Aus: 


— 


gaben... 2 0 + 66836988 =: = 12344 ⸗ 
3. auf ſächliche Verwaltungs: 

am -. - 2 0 00. 44072303 : — Ba 
4. auf Unterhaltung der Bahn: 

anlagen . 2 2 2 2. 56680196 » = 10, =: 
5. auf den Bahntransport . . 104340208 : = 20,4 : 
6. auf Erneuerungen. . . 679892090 = — 1, * 
7. auf Benußung fremder Bahn: 

anlagen und Betriebsmittel . 36266 736 — 6 : 
8. auf fonftige Fachliche Ausgaben 16273894 = — Ba 


Eine Bergleihung der Betriebsausgaben in den 10 legten 
Jahren — fiche die graphiihen Tafeln I. und II. — liefert folgendes 
Ergebniß: 


— Prozent — Prozent 

Betriebs: im Ganzen gegen das pro Kilometer gegen das 
jahr M Vorjahr Vorjahr 
1877 520 587 484 — 1, 17 532 — 6,38 
1876 531 172 743 + 0,0 18 727 — 6,6 
1875 530 672 877 34 20 085 — 44 
1874 503 013 833 + 10,3 21 130 -F 3,89 
1873 456 747 899 + 22,61 20 378 + 15,7 
1872 372532 347 + 22,4 17 608 + 8 
1871 303 511 544 + 18,85 16 193 7 13,17 
1870 255 409 318 + 99 14 308 — 0,9 
1869 233 431 491 + 3,0 14 438 — 1a 
1868 224 482 690 + 9,0 14 706 + 2 


Die Betriebsausgaben, dargeftelt in Prozenten der Betriebseinnahmen, 
find für die genannten Zahre aus Tafel IV. erfichtlich. 

Die größte Ausgabe pro Kilometer VBetriebslänge hatte pro 1877 bie 
Oberſchleſiſche Hauptbahn mit 40 177 , demnächſt die Main-Nedar:Eifenbahn 
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mit 37886 .%, bann die Saarbrüder Eifenbahn mit 29 831 4, die Thür 
ringiihe Stammbahn mit 29 671 .X und die Berlin-Potsdam- Magdeburger 
Eifenbahn mit 28043 .M 
Die geringfte Ausgabe pro 1877 hatte die Ermöthalbahn mit 3 856 M 
Pro Nupkilometer find im Sahre 1877 2,59 „HM und pro Wagen:Adhe- 
filometer O,og5 „AH. ausgegeben worden, gegen 2,79 reip. Oo im 
Jahre 1876. 


Es betrugen im Jahre 1877: 


die Betriebseinnabmen . © 2 2 2 2020. 851897353 M, 
bie Betriebsausgaben - » 2» 2 2 2 2. 520587484 = 


es wurde daher ein Betriebsüberfchuß von . . . . 331309869 M. 
erzielt. 

Das Verhältniß zwiſchen Betriebs:Einnahme, «Ausgabe und Meberſchuß, 
fowie das Verhältniß bes legteren zum Anlagefapital in den einzelnen Jahren 
1868— 1877 ift in den graphiſchen Darftellungen Zafel II. bis IV. anſchaulich 
gemacht. 


Der Betriebsüberfhuß betrug: 


— Prozent — Prozent 

im Be: im Ganzen gegen das pro Kilometer gegen bas 
triebsjahr KH Norjahr M Vorjahr 
1877 331 309 869 + La 11 155 — 2,0 
1876 326 072 843 + 40 11 495 — 2,16 
1875 312 348 968 + Tas 11 821 2,15 
1874 289 337 938 + Os 12 155 — Sa 
1873 288 925 226 — 37 12 891 — 8, 
1872 298 067 984 — 0 14 089 — 11,0 
1871 298 334 831 + 18,94 15 917 + 13,98 
1870 250 823 885 + 5,8 14 051 — 47 
1869 2:8 327 181 + Ta 14 740 + 1a 
1868 222 039 534 + 6,8 14 545 — (a 


oder in Prozenten der Betriebseinnahme und des verwendeten Anlagefapitals: 
in Prozenten der Betriebs: in Prozenten des 
im Betriebsjahr Proge : vo 


einnahme Anlagekapitals 
1877 38,99 4,36 
1876 38,04 L; 
1875 37,05 4,8 
1874 36,52 4, 
1873 38,38 5.1 
1872 44,4 5,08 
1871 49,57 6, 
1870 49,55 6,16 
1869 50,:2 6,54 
1868 49,72 6,3 


Der Ueberſchuß Nellt fih im Fahre 1877 pro Nupkilometer auf 
1,70 «# gegen I,rı AM im Jahre 1876 und pro Wagen: Adhsfilometer auf 
0,04 gegen 0,043 «KH. im Jahre 1876, 
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Die Berwendung des Weberfchuffes nah Abzug der Aufwendungen 
für Meliorationen und Ermeiterungen der Bahnanlagen, Vermehrung der 
Betriebsmittel ꝛc. ift im Jahre 1877 in nachitehender Meife erfolgt: 

a) von den Staatsbahnen find zu den Staatsfaffen abgeführt 

146 863 174 M 
b) von den Privatbahnen (einfhließlih der unter 
Staatsverwaltung ftehenden) zur Berzinfung der 
Prioritäts-Obligationen, ſowie zur Verzinfung bezw. 
Dividendezahlung der Stammaltien und Prioritäts: 
Stammaltien . - » » 2 2 2020000 0..149535 753 = 

Erjtere Summe (a) ftellt in Bezug auf das verwendete Anlagefapital eine 
Mente von 3, Prozent (gegen 4,15 Prozent im Sabre 1876), letztere (b) 
für das zum Bezuge von Zinfen und Dividenden beredtigte Kapital (Kol. 82) 
von 3 923 168 378 .%, im Durchſchnitt eine Verzinſung — ohne Garantie: 
zufchüffe — von 3,5; Prozent (gegen 3,50 Prozent im Jahre 1876), — 
mit Garantiezufhäiien — von 4,9 Prozent (gegen 4,5 Prozent im Jahre 
1876) bar. 
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Deutſcher Heichötag. 
4. Legislatur: Periode, 
II. Seſſion 1879. 


Berlin, ben 12. Februar 1879. 


Yin Namen Seiner Majeftät des Kaifers beehrt ſich der Unterzeichnete, den 
_ beiliegenden 

Entwurf einer Gebührenordnung für Rechtsanwälte, 
nebft Motiven und Anlagen, wie folder vom Bunbesrath befchloffen worben, 
dem Reichstag zur verfaffungsmäßigen Beſchlußfaſſung ganz ergebenft vor: 
zulegen. 


Der Stellvertreter des Reichskanzler. 
Dtto Graf zu Stolberg. 


An den Reichstag. 


-“ 
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Gebührenordnung für Nechtsanwälte. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 


König von Preußen ꝛc. 
verordnen im Namen bes Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und bes Reichstags, was. folgt: 


Erfter Abfchnitt. 
Allgemeine Beitimmungen. 


$. 1. 

Die Vergütung für die Berufsthätigkeit des Rechtsanwalts in einem Ver: 
fahren vor ben orbentlihen Gerichten, auf welches die Civilprozeßordnung, bie 
Strafprogekorbnung oder die Konkursordnung Anwendung findet, ſowie für die 
berathende Berufstätigkeit des Rechtsanwalts, welche den Beginn oder die 
Fortfegung eines foldhen Verfahrens betrifft, beftimmt ſich nad den Vorſchriften 
biejes Geſetzes. 


8. 2. 
Für die gemeinfhaftlihe Ausführung eines mehreren Necdhtsanmälten 
ertbeilten Auftrags fteht jeden derfelben die volle Vergütung zu. 


8 3. 

Bei: Ausführung von Aufträgen mehrerer Auftraggeber durch dieſelbe 
Thätigkeit Haftet jeder Auftraggeber dem Rechtsanwalt für denjenigen Betrag 
an Gebühren und Auslagen, welcher bei abgefonberter Ausführung feines Auf: 
trags erwachſen jein würbe. Die Mitverhaftung der anderen Auftraggeber 
fann dem. Rechtsanwalt gegenüber nicht geltend gemacht werben. 


$. 4. 
Für die Thätigfeit als Beiltand ftehen dem Rechtsanwalt die gleichen 
Gebühren zu wie für die Vertretung. 


5. 5. 
Für Unterzeihnung eines Schriftfages erhält der Rechtsanwalt die gleichen 
Gebühren wie für Anfertigung deſſelben. 
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$. 6. 

Für Anfertigung und Weberfendung von Rechnungen über Gebühren und 
Auslagen und für Zahlungsaufforberungen wegen berfelben kann der Rechts: 
anwalt eine Gebühr nicht beanfpruden. ’ 

57; 

Bei dem Betrieb eigener Angelegenheiten kann ber Reätsanmalt von dem 
zur Erftattung der Koften des Verfahrens verpflichteten Gegner Gebühren und 
Auslagen bis zu dem Betrage fordern, in welchem er Gebühren und Auslagen 
eines bevollmächtigten Rechtsanwalts eritattet verlangen könnte. 


8. 8. 
Der niedrigfte Betrag einer jeden nach den Vorſchriften der Abfchnitte 
zwei bis vier zu berechnenden Gebühr wird auf eine Mark beftinmt. 


Zweiter Abfchnitt. 
Gebühren in bürgerlichen Redhtsitreitigteiten. 


8.9. 
In bürgerlichen Rechtsftreitigkeiten werden die Gebühren nach dem Werthe 
des GStreitgegenftandes erhoben. 
Der Gebührenfat beträgt bei Gegenftänden im Werthe: 


1. bis 20 Mark einfhließih . . .» .» . 2 Marl, 
2. von mehr alde 20 bis 60 Mark einfchliehlich 3: 
3 ⸗ —A 60 = 120 5 4 : 
4. = :e s 120 =: 20 =: ⸗ 1: 
5. ⸗ =: = 200 : 300 =: ⸗ 10: 
6. ⸗ =: =: 300 = 450 : ⸗ 14 — 
T. ⸗ : = 450 ⸗650 ⸗ ⸗ 19 = 
8 >: : : 650 = 900 : : 24 =: 
9 ⸗ : = 900 = 1200 ⸗ ⸗ 23 : 
10. : : =: 1200 : 1600 =: s 32 : 
112.2 : - 1600 = 2100 =: ⸗ 36 =: 
12. = : x 2100 : 270 =: ⸗ 40 =: 
13. : =: 2700 = 3400 =: s 44 
14. = = : 3400 = 4300 : s 48 
15. ⸗ : =: 4300 .= 5400 =: ⸗ 52 ⸗ 
16. : : 5400 : 670 : ⸗ 56 .: 
17. ⸗ ı : 6700 : 8200 =: s 60 =: 
18. ⸗ : : 8200 :10000 s 64 


Die ferneren Werthllaffen fteigen um je 2000 Mark und bie Se 
bübrenfäge in den Klaſſen bis 50 000 Mark einfchließlih um je 4. Mark, bis 
100 000 Darf einfchließlih um je 3 Mark und darüber hinaus un je 2 Mark, 


$. 10. 
Auf die Werthsberechnung finden die Vorſchriſten der z3. 9 bis 13 bes 
Gerichtsfoftengefeges Anwendung. 
$. 1]. 


Die für die Verehnung der Gerichtsgebühren maßgebende Feſtſetzung des 
Werthes ift für die Berechnung der Gebühren der Nechtsanmwälte maßgebend, 
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8. 12. 
Gegen ben im $. 16 bes Gerichtskoſtengeſetzes bezeichneten Beſchluß ſteht 
bem Rechtsanwalte die Beſchwerde nah Mafgabe ber $$. 531 bis 538 ber 
Eivilprogeßorbnung zu. 


$. 13. 
Die Säge des 8. 9 ftehen dem als Prozeßbevollmächtigten beitellten Rechts: 
anmwalte zu: 
1. für den Gejchäftsbetrieb, einichließlih der Information (Prozeß: 
gebühr); 
2. für die münbliche Verhandlung (Verhandlungsgebühr); 
3. für die Mitwirkung bei einem zur Beilegung des Nechtsftreits ab- 
geſchloſſenen Vergleiche (Vergleichsgebühr). 
Die Sätze des $. 9 ſtehen dem Rechtsanwalte zu fünf Zehntheilen zu: 
4. für die Vertretung in bem Termine zur Leiftung bes buch ein 
Urtheil auferlegten Eibes, ſowie in einem Bemweisaufnahmeverfahren, 
wenn bie Beweisaufnahme nicht blos in Worlegung ber in ben 
Hänben bes Beweisführers, ober des Gegners befindlichen Urkunden 
beiteht (Beweisgebühr). 


$, 14, 

Soweit der Auftrag vor der mündlichen Verhandlung erledigt ift, ohne 
dab der Rechtsanwalt die Klage eingereicht hat oder einen Schriftiag hat zu- 
ftellen laſſen, steht ihm die Prozeßgebühr nur zu fünf Zehntheilen zu. 

In einem Verfahren, für welches eine mündliche Verhandlung dur das 
Geſetz nicht vorgejchrieben ift, findet die gleiche Ermäßigung ſtatt, ſoweit der 
Auftrag erledigt ift, bevor der Antrag an das Gericht eingereicht, der mind: 
liche Antrag geftellt oder der Auftrag an dem Gerichtsvollzieher oder den dieſen 
Auftrag vermittelnden Gerichtaſchreiber ertheilt ift. 


$&. 15. 
< Die Verhanblungsgebühr fteht dem Rechtsanwalte nicht zu, welder zur 
mündlichen Verhandlung geladen hat, ohne daß biefelbe durch das Geſetz vor: 
geichrieben oder durch das Bericht ober den Vorfigenden angeordnet war. 


$. 16. 

Für eine nicht kontradiktoriſche Verhandlung (Berichtsfoftengefeg $. 19) 
Neht dem Rechtsanwalte die Verhandlungsgebühr nur zu fünf Zehntheilen zu. 
Diefe Minderung tritt in Ehefachen und in den vor die Landgerichte gehörigen 
Entmündigungsfahen nicht ein, jofern der Kläger verhandelt. 

Die Verhandlung im vorbereitenden Verfahren (Civilprozeßordnung $$. 313 
bis 316) gilt als fontrabiftoriiche mündliche Verhandlung. 


8. 17. 

Inſoweit fi in den Fällen des $. 13 Nr. 4 die Vertretung auf bie 
weitere mundliche Verhandlung ertredt, erhöht fich die dem Rechtsanwalte zu: 
Nehende Verhandlungsgebühr um fünf Zehntheile und, wenn die weitere münb: 
liche Verhandlung eine nicht kontradiktoriſche ift, um die Hälfte diejes Betrages. 


| $. 18. 
Die Vergleihsgebühr fteht dem Rechtsanwalte nur zu fünf Zehntheilen zu, 


> 
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wenn ihm für denſelben Streitgegenftand die volle Verhandlungsgebühr zufteht 
und der Vergleich vor dem Prozekgericht ober einem erfuchten oder beauftragten 
Richter abgeſchloſſen it. 


$. 19. 
Sechs Zehntheile der in den $$. 13 bis 18 beftimmten Gebühren erhält 
der zum Prozeßbevollmächtigten beitellte Rechtsanwalt für die Vertretung im 
Urkunden: oder Wechſelprozeſſe (Eivilprogebordnung $$. 555 bis 567). 


$. 20. 

Fünf Zehntheile der in den $$. 13 bis 18 beftimmten Gebühren erhält 
der zum Prozeßbevollmächtigten beftellte Rechtsanwalt, ſoweit bie durch die Ge: 
bühr zu vergütende Thätigkeit ausschließlich die im Gerichtskoſtengeſetze $. 26 
Nr. 1 bis 10 bezeichneten Begenftände betrifft. 


$. 21. 
Der zum Prozeßbevollmächtigten beftellte Rechtsanwalt erhält die Prozeß— 
gebühr mur zu fünf Zehntheilen, wenn jeine Thätigkeit ausjchließlih die Er- 
(edigung eines bedingten Urtheils betrifft. 


$. 22. 

Der zum Prozeßbevollmächtigten beftellte Redtsanwalt erhält die Prozeß⸗ 
gebühr und die Verhandlungsgebühr nur zu fünf Zehutheilen, wenn feine Thätig— 
feit Anträge auf Sicherung des Beweiſes (Civilprozeßordnung $$. 447 bis 455) 
oder die’ Anordnung der von Schiebsrichtern für erforberlich eradhteten richter: 
lihen Handlungen (Civilprozeßordnung $. 862) betrifft. Für die Vertretung 
bei ber Deweisaufnahme erhält der Rechtsanwalt bie Beweisgebühr ($. 13 
Nr. 4). 

$. 28. 

Drei Zehntheile der im ben SS. 13 bis 18 beftimmten Gebühren erhält 
ber zum Prozeßbevollmächtigten bejtellte Rechtsanwalt, wenn feine Thätigfeit 
betrifft: i 
1. bie im Gerichtsfoftengefege $. 27 Nr. 1, $. 34 Nr. 1, 2, 8. 35 

Nr. 2, 4, $. 47 Nr. 1 bis 12 begeichneten Angelegenheiten; 
2. die Zmangsvollitredung. 


$. 24. 

Zwei Zehntheil⸗ ber in ben 85. 13 bis 18 beſtimmten Sebüpren erhält 
ber zum Prozeßbevollmächtigten bejtellte Rechtsanwalt, wenn . feine Thätigkeit 
die. im Gerichtsfoftengejeße 5. 35 Nr. 1, $. 38. bezeichneten Anträge und Ge: 
juche betrifft. 

$. 25. 

Jede der im $. 13 benannten Gebühren laun der Rechtsanwalt in jeder 
Inſtanz rucſſichtlich eines jeden Theils des Streitgegenſtandes nur einmal bes 
anfpruchen. 

5. 26. 

Für die Beitimmung des Umfanges einer Inftanz im Sinne bes $. 25 
finden die Vorfchriften der $$. 30, 31 des Gerichtöfoftengeieges entiprechende 
Anwendung. 
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$. 27. 

Im Falle der Zurüdnahme oder Verwerfung des gegen ein Verfäummniß: 
urtheil eingelegten Einipruchs gilt das Verfahren über benjelben für die &e: 
bühren der Rechtsanwälte, mit Ausnahme der Prozeßgebühr, als neue Inſtanz. 

Im Falle der Zulaffung des Einſpruchs ſteht dem Rechtsanwalte bes 
Gegners. der den Einipruch einlegenden Partei die Gebühr für die münbliche 
Verhandlung, auf welche das Berfäumnißurtheil erlaffen it, beſonders zu. 

Iſt das Verfäummißurtheil wegen Nichterfcheinens des Schwurpflichtigen 
in einem zur GEibesleiftung bejtimmten Termine ergangen (Civilprozeßordnung 
$. 430), jo finden die Beftimmungen des Abſatz 2 aud auf den Rechtsanwalt 
ber Partei Anwendung, welche den Einfprud) eingelegt hat. 


8. 28. 

Das ordentliche Verfahren, welches nad der Abitandnahme vom Urkunden: 
oder Wechſelprozeſſe, ſowie nah dem mit Vorbehalt in demſelben erlaffenen 
Urtheil anhängig bleibt (Eivilprogeßordnung 88. 559, 563), gilt für die Be: 
rechnung der Gebühren des Rechtsanwalts als befonderer Rechtftreit; der 
Rechtsanwalt muß fih jedoch die Prozekgebühr des Urkunden: oder Wechfel: 
prozefjes auf die gleiche Gebühr des ordentlichen Verfahrens anrechnen. 


8. 29. 
Die im $. 13 benannten Gebühren umfafjen bie geſammte Thätigfeit bes 

Rechtsanwalts von dem Auftrage bis zur Beendigung der Inftanz. 

Zu der Inftanz gehören insbefondere: 
1. das Verfahren behufs Feſtſetzung des Werthes bes Streitgegen: 
ftandes; 

. Zwifchenftreite mit Intervenienten, fowie mit Zeugen oder Sad: 
verftänbigen; 

3. das Verfahren zur Sicherung bes Beweiſes (Civilprozeßordnung 

$8. 447 bis 455), wenn die Hauptſache anhängig ift; 

4. das Verfahren über einen Antrag auf Anordnung ober Aufhebung 
eines Arreftes oder einer einftweiligen Verfügung, ſowie über einen 
Antrag auf vorläufige Einftellung, Beſchränkung oder Aufhebung 
einer Zwangsvollſtreckung (Eivilprogeßorbnung $. 647, 657, 688, 
690 Abi. 3, 88. 696, 710 Abf. 4), ſoweit das Verfahren mit 
bem erfahren über die Hauptſache verbunden ift; 

5. das Verfahren über einen Antrag auf Aenderung einer Entjcheis 
bung bes beauftragten ober erfuchten Richters oder bes Berichts: 
jchreibers (Givilprogeborbnung $. 539); 

. das Verfahren über die im Gerichtsfoftengefege $: 47 Nr. 1 bis 12 
bezeichneten Streitpunfte und Anträge; 

. bie Zuftellung und Empfangnahme der Entſcheidungen und bie 
Mitteilung derfelben an den Auftraggeber; 

8. die Ueberfendung der Handakten an ben Bevollmächtigten einer 

anberen Inftanz. | 
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$. 30. 
Die Gebühren werben bejonbers erhoben für die Thätigkeit bei — 
keiten und Anträgen, welche betreffen: 
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1. die Sicherung bes Beweifes (Eivilprozeßorbnung $$. 447 bis 455), 
wenn die Hauptfadhe noch nicht anhängig iſt; 

2. das Verfahren über einen Antrag auf Anordnung oder Aufhebung 
eines Arreites oder einer einftweiligen Verfügung, fowie über einen 
Antrag auf vorläufige Einftellung, Beſchrãnkung ober Aufhebung 
einer Zwangsvollftredung (Civilprozeßordnung 88. 688, 690 Abf. 3, 
$$. 696, 710 Abf. 4), Sofern das Verfahren von dem Sauptver: 
fahren über die Hauptſache getrennt ift; 

3. den Betrag der zu erftattenden Prozeßkoſten (Civilprozeßordnung 
88. 98, 99). 

Die Prozefgebühr ift in den Fällen der Nr. 2 auf die Prozeßgebühr bes 
Rechtsanwalts in der Hauptſache anzurechnen. 


$. 31. 

An der Zmwangsvollftredung bildet eine jede Vollftredungsmaßregel zuſam— 
men mit ben durch biefelbe vorbereiteten weiteren Vollſtreckungshandlungen bis 
zu der durch die Mafregel zu erlangenden Befriedigung des Gläubigers Eine 
Inſtanz. 

Die landesgeſetzlichen Beſtimmungen in Betreff der Gebühren für eine den 
Landesgeſetzen unterliegende Zwangsvollſtreckung bleiben unberührt. 


8. 32. 

Das Verfahren über einen Antrag auf Ertheilung einer weiteren voll 
ſtredbaren Ausfertigung (Eivilprozeßordnung $. 669), das Verfahren zur Ab: 
nahme des DOffenbarungseibes (EivilprogeBorbnung $$. 781, 782) und bie 
Ausführung der Zwangsvollſtreckung in ein gepfändetes Vermögensrecht durch 
Verwaltung (Eivilprozeßorbnung $. 754 Abi. 8) bilden befondere Inftanzen 
ber Zmwangsvollftredung. 


$. 33. 

Die Vollftredung der Entſcheidung, durch welche der Schuldner nad Mas 
gabe bes $. 773 Abi. 2 ber Eivilprozekordnung zur Vorauszahlung der Koſten 
verurtheilt wird, jcheidet aus der Zwangsvollſtreckung zur Erwirkung ber Sand: 
ung als befonderes Verfahren aus, 

Soll die Zwangsvollſtreckung auf Unterlafjung oder Dulbung einer Hands 
lung dur Strafen ausgeführt werben (Eivilprogeordnung $. 775 Abf. 1), 
fo bildet eine jede Verurtheilung zu einer Strafe nah Maßgabe der Vorſchriften 
bes $. 29 den Schluß der Inftanz. 

Die Erwirkung der einer Verurtheilung vorausgehenden Strafandrohung 
(Eivilprogeborbnung $. 775 Abf. 2) gehört zur Inftanz der Hauptſache; dem 
Rechtaanwalte, welcher dieje — nicht geführt hat, ſteht die im $. 23 be⸗ 
fimmte Gebühr zu. 


$. 34. 

Bei Ausführung der Zmangsvollitrefung auf Vornahme einer Handlung 
dur Geldfirafen oder Haft (Eivilprozekorbnung $. 774) bildet das gejammte 
Verfahren eine Inftanz. 

$. 35. 


Für die einmalige Erwirkung des Zeugniffes der Rechtskraft (Eivilprozeß: 
ordnung $. 646) ober der Vollftredungsflaufel (Civilprozeßordnung 66. 662 
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bis 666, 703, 704 Abſ. 1, 8. 705 Abi. 1, 2, 8. 809) fteht meber dem 
Rechtsanwalte der Inftanz, im welcher diefelben zu ertheilen, nod dem Nedhts: 
anmalte, welcher mit dem Betriebe der Zwangsvollftredung beauftragt iſt, und 
für die Aufhebung einer Volftredungsmaßregel weder dem Rechtsanwalte, welcher 
deren Vornahme veranlaßt hat, noch dem Nechtsanwalte, welcher mit dem Be: 
triebe ber weiteren Zwangsvollſtreckung beauftragt ift, eine Gebühr zu. 


8. 36. 

Die Vorſchriften der $$. 31 bis 35 finden bei Vollziehung eines Arreft: 
befehls oder einer einftweiligen Verfügung (Civilprozeßordnung $8. 808 bis 813, 
815) entipredhende Anmenbung. 

Die Inſtanz dauert bis zur Aufhebung bes Arrefles oder der einitweiligen 
Lerfügung oder bis zum Anfange der Zwangsvollftrefung aus dem in ber 
Hauptſache erlaffenen Urtbeile. 


$. 37. 

Für die Mitwirkung bei einem der lage vorausgehenden Sühneverfahren 
(Eivilprogekordnung $$. 471, 571) erhält der Rechtsanwalt drei Zehntheile der 
Sätze des $. 9. 

Diefe Gebühr wird auf eine in dem Nechtsftreite zuftehende Prozehgebühr 
angerechnet. 

Iſt in dem Falle des $. 471 der Civilprozeßordnung unter der Mitwir: 
fung des Rechtsanwalts ein Vergleich gefchloffen, jo erhält er die vollen Sätze 
des 8. 9, 


$. 38. 
Im Mahnverfahren erhält der Rechtsanwalt von den Sägen bes $. 9: 
1. drei Zehntheile für die Ermwirkung des Zahlungsbefehls, einfchließ: 
lich der Mittheilung des Widerſpruchs an den Auftraggeber; 
2. zwei Zehntheile für die Erhebung des Wiberfpruchs ; 
3. zwei Zehntheile für die Erwirkung des Vollſtreckungsbefehls. 
Die Gebühr in Nr. 2 wird auf die in dem nachfolgenden Rechtsitreite 
auftehende Prozeßgebühr und die Gebühr in Nr. 3 auf die Gebühr für bie 
nachfolgende Zwangsvollitredung angerechnet. 


8, 39. 

Für die Vertretung im BVertheilungsverfahren (Eivilprozehordnung 88. 758 
bis 763, 768) ftehen dem Rechtsanwalte fünf und, falls der Auftrag vor dem 
Termine zur Ausführung der DVertheilung erledigt wird, drei Zehntheile der 
Sätze dea $. 9 zu. ß 

Der Werth des Streitgegenitandes wird durch den Betrag der Forderung 
und, wenn der zu vertheilende Geldbetrag geringer it, durch diefen Betrag beſtimmt. 


8. 40. 
Im Aufgebotsverfahren (Givilprozehordnung 88. 823 bis 833, 836 bie 
850) ftehen dem Rechtsanwalte, ald Vertreter des Antragftellers (Civilprozeß: 
ordnung 8. 824) drei Zehntheile der Säße des $. 9 zu: 
I. für den Betrieb des Verfahrens, einſchließlich der Imformation; 
2, für den Antrag auf Erlaß des Aufgebots; 
3. für die Wahrnehmung des Aufgebotstermins. 
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Als Vertreter einer anderen Perfon erhält der Rechtsanwalt diefe Gebühr 
nur einmal. 


8. 41. 

Drei Zehntheile der in den 88. 13 bis 18 beftimmten ®ebühren erhält 
der zum Prozeßbevollmächtigten beftellte Rechtsanwalt: 

1. in ber Befchwerbeinftanz; 

2 wenn feine Thätigfeit ausfchlieflih einen Antrag auf Aenderung 
einer Entſcheidung des beauftragten oder eriuchten Richters ober 
des Gerichtsfchreibers (Eivilprozeßordnung 8. 539) betrifft. 

In der Inftanz der an eine Nothfriſt nicht gebundenen Beſchwerde steht 
dem Rechtsanwalte die Prozehgebühr nicht zu, wenn ihm diefelbe oder eine der 
in den 88. 37 bis 40 bezeichneten Gebühren in der Inftanz zujtand, in welcher 
die angefochtene Entſcheidung ergangen ift. 


$. 42. 

Der zum Prozeßbevollmächtigten beitellte Nechtsanwalt, welcher auf Ver: 
fangen der Partei die Vertretung in der mündlichen Verhandlung einem anderen 
Rechtsanwalte übertragen hat, erhält neben den ihm zuftehenden Gebühren fünf 
Zehntbeile der Verhandlungsgebühr. Diefe Gebühr wird auf eine ihm zuftehende 
Verhandlungsgebühr angerechnet. 


8, 43, 

Dem Rechtsanwalte, welhem auf Verlangen der Partei nur die Vertretung 
in der mündlichen Verhandlung oder die Ausführung der Parteirechte in der: 
felben übertragen ift, jteht neben der Verhandlungsgebühr die Prozeßgebühr zu 
fünf Zehntheilen zu. Letztere Gebühr fteht ihm auch dann zu, wenn der Auf— 
trag vor der mündlichen Verhandlung erledigt wird. 


$. 44. 

Dem Rechtsanwalte, welcher lediglich den Verkehr der Partei mit dem 
Prozekbevollmädhtigten führt, fteht eine Gebühr in Höhe der Prozeßgebühr zu. 
Er erhält nur fünf Zehntheile, wenn ihm in unterer Inſtanz die vorbezeichnete 
Gebühr oder die Prozeßgebühr zuſtand. 

Die mit der Ueberjendung der Akten an ben Rechtsanwalt der höheren 
Inftanz verbundenen gutachtlihen Neußerungen dienen nicht zur Begründung 
diefer Gebühr, wenn nicht zu denfelben Auftrag ertheilt war. 


8. 45. 

Dem Rechtsanwalte, welcher, ohne zum Prozeßbevollmächtigten beitellt zu 
fein, einen Schriftfa anfertigt ober welcher den Auftraggeber in einem anderen, 
als dem zur mündlichen Verhandlung beftimmten Termine vertritt, fteht eine 
Gebühr in Höhe von fünf Zehntheilen der Prozeßgebühr zu. 

Die Wahrnehmung eines weiteren Termines zur Fortfegung der Verband: 
lung begründet nicht eine Erhöhung der Gebühr für Vertretung im Termine. 

Wird der Auftrag vor der Ausführung erledigt, jo erhält der Rechts: 
anwalt fünf Zehntheile des im eriten Abjage beitimmten Betrages. 


$. 46. 
Für einen ertheilten Rath erhält der nicht zum Progekbevollmächtigten 
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beftellte Rechtsanwalt eine Gebühr in Höhe von drei Zehntheilen der Prozeß— 
gebühr. 

Eine Gebühr in Höhe von fünf Zehntbeilen der Prozekgebühr fteht dem 
mit Einlegung der Berufung oder ber Revifion beauftragten Rechtsanwalte 
zu, wenn derjelbe von der Einlegung abräth und ber Auftraggeber fich dabei 
beruhigt. 

%. 47. 

Der nicht zum Prozeßbevollmächtigten beftellte Rechtsanwalt erhält für die 
in ben $$. 43 bis 46 bezeichnete Thätigkeit höchftens die für den Prozeß— 
bevollmächtigten beſtimmte Gebühr, falls die ihm aufgetragenen Handlungen 
in den Streis derjenigen Ihätigleit fallen, für melde die dem Progekbevoll: 
mädhtigten zuftehende Gebühr beſtimmt iſt. 


8. 48, 
Wird ein Nechtsanmwalt, nachdem er in einer Rechtsſache thätig gemeien, 
zum Prozekbevollmädhtigten beftellt, jo erhält er auf rund der $$. 43 bis 46 
und als Prozekbevollmädtigter zufammen nicht mehr an Gebühren, als ihm 
zuftchen würde, wenn er vorber zum Prozeßbevollmächtigten beftellt worden wäre. 


$. 49. 

Wird der einem Nectsanmwalte ertheilte Auftrag vor Beendigung der 
Initanz aufgehoben, jo ftehen dem Necdtsanwalte die Gebühren in gleicher 
Weije zu, als wenn die Inſtanz zur Zeit der Aufhebung des Auftrags durch 
Zurüdnahme der geitellten Anträge erledigt wäre, unbeſchadet der aus einem 
Verſchulden ſich ergebenden civilrechtlichen Folgen. 


$. 50. 

Bei Vertretung mehrerer Streitgenoflen, einfchließlid der Nebeninter: 
venienten, jtehen dem R.chtsanwalte die Gebühren nur einmal zu, Falls die 
Streitgenofjen nicht gleichzeitig Vollmacht ertbeilen, fo erhöht ſich durch jeden 
Beitritt die Prozeßgebühr um zwei Zehntheile. Die Erhöhung wird nach dem 
Betrage berechnet, bei weldem die Vollmachtgeber gemeinschaftlich betheiligt 
find; durch mehrere Erhöhungen darf der einfache Betrag der Prozegebühr 
nicht überjtiegen werben, 


$. 51. 
Für die bei dem Neichsgerichte zunelaffenen Rechtsanwälte erhöhen ſich 
die Gebührenfäge in der Kevifionsinftanz um drei Zehntheile, 


Dritter Abſchnitt. 
Gebühren im Konkursverfahren. 


$. 52. 
Auf die Gebühren im Konkursverfahren finden die Vorſchriften der 55. 9, 
11, 12 entiprechende Anwendung. 


8. 53. 
Am Verfahren über einen Antrag auf Eröffnung des Konkursverfahrens 
(Rontursordnung 88. 96 bis 98) erhält der Rechtsanwalt zwei Behntheile, 
oder wenn er einen Gläubiger vertritt, fünf Zehntheile der Süße des $. 9, 
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8. 54. 

Für die Vertretung im Konfursverfahren erhält der Rechtsanwalt ſechs 
Zehntheile, wenn jedoch die Vertretung vor dem allgemeinen Prüfungstermine 
(Konkursordnung $. 126) jich erledigt oder erjt nach demjelben beginnt, vier 
Zehntheile der Süße des $. 9. 


5. 55. 
Der Rechtsanwalt erhält die Süße des $. 9 befonders: 
1. für die Thätigkeit bei Prüfung der Forderungen; 
2. für die Thätigfeit in dem Zmwangsvergleichsverfahren ; 
3. für die Thätigfeit in dem Bertheilungsverfahren. 


&. 56. 
Beſchränkt ſich die Thätigkeit des Rechtsanwalts auf die Anmeldung einer 
Konkursforderung, jo erhält derjelbe zwei Fehntheile der Säte des $. 9. 


5. 57. 
Für die Vertretung: 
1. in der Beſchwerdeinſtanz, 
2. in dem Verfahren über Anträge auf Anordnung von Sicherheits: 
maßregeln im Falle des $ 183 Abſatz 2 der Konkursordnung 
erhält der Rechtsanwalt bejonders die im zweiten Abichnitte ($$. 23, 41) 
bejtimmten Gebühren. 


$. 58. 

Die Gebühren der 38. 53 bis 55 fowie des $. 57 im Falle der Be: 
ſchwerde gegen den Beſchluß über Eröffnung des Konkursverfahrens (Konkurs: 
ordnung $. 101) oder den Beichluß über Beftätigung eines Bwangsvergleichs 
(Konkursorbnung $ 174) werben, wenn der Auftrag von den Gemeinſchuldner 
ertheilt ift, nach dem Betrage der Aktivmafle (Berichtsfoftengefeg $. 52) berechnet. 

Zit der Auftrag von einem Konkursgläubiger ertheilt, jo werden die Ge: 
bühren der 85. 53, 54, 56 und die Gebühr im Falle der Beſchwerde gegen 
den Beſchluß über Eröffnung des NKonkursverfahrens nach dem Nennwerthe 
der Forderung, die Gebühren des $. 55 und die Gebühr im Falle der Be- 
jchwerde gegen den Beſchluß über die Beftätigung eines Zwangsvergleichs nad) 
dem Werthe der Forderung des Gläubigers unter entiprechender Anwendung 
des &. 136 der Konfursorbnung berechnet. 


$. 59. 
In einem wieder aufgenommenen Konkursverfahren erhält ber Rechts: 
anwalt die Gebühren nad den Beſtimmungen der $$. 54 bis 58 befonders. 


$. 60. 

Infoweit dem Rechtsanwalte Gebühren für die Bornahme einzelner Hand: 
lungen im Konkursverfahren zuitehen, darf der Geſammtbetrag berjelben die 
im $. 54 beftimmte Gebühr nicht überjteigen. 

Wird der Rechtsanwalt, nachdem er einzelne Handlungen im Konkurs 
verfahren vorgenommen bat, mit der Vertretung im Konfursverfahren beaufs 
tragt, jo erhält er zujammen nicht mehr an Gebügren, als ihm zuftehen 
würde, wenn er vorher mit der Vertretung im Konkursverfahren beauftragt 
worden mwäre. 
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861. 
Die Gebühren werben für jeden Auftrag geiondert, ohne Rückſicht auf 
andere Aufträge, berechnet. 


Vierter Abfchnitt. 
Gebühren in Strafſachen. 


$. 62. 
In Straffahen erhält der Rechtsanwalt als Vertheidiger in der Haupt: 
nn erjier Inſtanz: 
1. vor dem Schöffengerihte » » 2» 2 2 200.0. 12 Maıf; 
2. vor ber Straflammer . . +20 Matt; 
3. vor dem Schwurgericht oder es Reichsgericht + 40 Marl. 


$. 63. 

Eritredt ji die Verhandlung auf mehrere Tage, jo erhöhen ſich bie im 
$. 62 beftimmten Gebühren für jeden weiteren Tag der Vertheidigung um 
fünf Zehntheile. 

Im Verfahren auf erhobene Privatllane findet dieſe Beſtimmung nicht 
Anwendung. 


$. 64. 
Findet in den auf Privatklage verhandelten Sachen eine Beweisaufnahme 
ftatt, jo erhöht fi die im $. 62 beftinmmte Gebühr um 6 Marke, 


8. 69. 
In der Berufungsinftanz jowie in der Revilionsinitang ſtehen dem Rechts: 
anwalte die in den 38. 62 bis 64 beftimmten Süße zu. Die Stufe be 


jtimmt ſich nad der Ordnung des Serichts, welches im eriter Inſtanz er: 
fannt hat. 


$. 66, 
Für die Bertheidigung im Borverfahren erhält der Rechtsanwalt: 
1. in den zur Auftändigkeit der Schöffengerichte gehörigen Sachen 
6 Mark; 
2. in dem zur Zuftändigfeit der Straffammer gehörigen 
Saden . . . - . 10 Matt; 
3. in den zur Zuftänbigteit * — oder des 
Reichsgerichts gehörigen Sahen . » » 2. 20 Mark. 


$. 67. 
Fünf Zehntheile der im $. 62 beftimmten Säge fteben dem Rechtsanwalte 
zu für Anfertigung: 
l. einer Schrift zur Rechtfertigung einer Berufung ; 
2. einer Schrift zur Begründung einer Revifion; 
3. eines Antrags auf Wiederaufnahme des Verfahrens. 
Die Stufe beftimmt ſich nad) der Ordnung des Gerichts, welches in eriter 
Inftanz erfannt hat. 


8. 68, 
Für Einlegung eines Rechtsmittels fowie für Anfertigung anderer, als 
4 
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ber im $. 67 bezeichneten Anträge, Geſuche und Erklärungen erhält der Rechts: 
anwalt je 2 Mark. 


$. 69. 

Die in den $$. 62 bis 65 ſowie die im $. 66 beſtimmten Gebühren 
umfaffen die Anfertigung der zu derfelben Inftanz oder zu dem Vorverſahren 
gehörigen Anträge, Geſuche und Erklärungen, ſowie die Einlegung von Redts: 
mitteln gegen Entſcheidungen oder Verfügungen derjelben Inſtanz oder des 
Vorverfahrens. 


$. 70. 
Auf die Gebühr für Rechtfertigung der Berufung ($. 67 Nr. 1) und 
auf die Gebühr für Begründung der Nevifion ($. 67 Nr. 2) wird bie Ge 
bühr für Einlegung des Rechtsmittels ($. 68) angerechnet. 


$. 71. 
Im Falle der Vertheidigung mehrerer Beichuldigter durd einen gemein: 
ſchaftlichen Vertheidiger erhöhen fih die Gebühren um fünf Zehntbeile, 


8. 72. 

In Anfehung der Gebühren für Vertretung eines Privatllägers, eines 
Nebenklägers oder einer Berwaltungsbehörde (Strajprozebordnung $. 464) 
fommen die Beitimmungen über die Gebühren für die Vertheidigung zur ent: 
fpregenden Anwendung. 

Die Anfertigung einer Privatllage begründet für den Rechtsanwalt die 
im $. 66 Wr. 1 beitimmte Gebühr. 


$. 73. 
Für Anfertigung eines Antrags auf gerichtlihe Entfheidung im Falle 
des $. 170 der Strafprozeßordnung erhält der Nechtsanmwalt die im $. 66 be 
ftinnmten Süße. 


$. 74. 
Nah Mapgabe der Vorichriften des zweiten Abfchnitts ($. 23) ſiehen 
dem Rechtsanwalte Gebühren bejonders zu für die Vertretung: 
1. in dem Verfahren behufs Feſtſetzung der zu eritattenden Koſten 
(Strafprogehorbnung $. 496 Abjag 2); 
2. in ber Zwangsvollitredung aus Entſcheidungen, welde über eine 
Buße oder über Erftattung von Koiten ergangen jind (Straf: 
prozeßorbnung $$. 495, 496). 


"Fünfter Abſchnitt. 
Auslagen. 


$. 75. 

Schreibgebühren ftehen dem Nechtsanwalte nur für die zum Zwecke der 
Einreihung bei Gericht oder zum Zwede der Zujtellung anzufertigenden Mb: 
ſchriften von Schriftfügen, Urkunden, Urtheilen oder Beichlüffen zu. 

Für die Höhe der Schreibgebühren jind die Vorfchriften des $. 80 des 
Gerichtsloflengejeßes maßgebend. 
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$. 76. 
Für Verpadung von Briefen und Akten dürfen Auslagen nicht berechnet 
werben. 
8. 77. 
Bei Geihäftsreifen erhält der Nehtsanwalt, vorbehaltlih der Beſtim— 
mungen in ben $$. 18, 37, 39 Abjag 2 der Rechtsanwaltsordnung: 
l, an Zagegeldern . 2 2 2 2 2 00000. 12 Matl,; 


Il, für ein Nachtquartier . . . . 3 Marl; 
1. an Fuhrkoſten einfchliehlich der Reften * Se 
pädbeförberung: 


1. wenn die Reife auf Eifenbahnen oder 
Dampfichiffen gemacht werden fann, für 


das Kilometer. . . .» ; 13 Pf. 
und für jeden Zu: — eg. . 3 Marl; 
2. andernfalls . . . 60 Pf. 
für das Kilometer ber nachſten — Straßenver⸗ 
bindung. 


Haben erweislich höhere Fuhrkoften aufgewendet werben müſſen, jo werben 
biefe eritattet. 


$. 78, 
Die Fuhrkoften werden für die Hin: und Rückreiſe befonders berechnet. 
Sat ein Rechtsanwalt Gefchäfte an verfchiedenen Orten unmittelbar nach 
einander ausgerichtet, fo it der von Ort zu Ort wirklich zurüdgelegte Weg 
ungetheilt der Berechnung der Fuhrkoſten zu Grunde zu legen, 
Bei einer Keife zur Ausführung der Aufträge mehrerer Auftraggeber findet 
die Vorfchrift des $. 3 entipredhende Anwendung. 


8. 79. 

Für Geichäfte am Wohnorte ftehen dem Rechtsanwalt weder Tagegelber 
noch Fuhrkoſten zu; daſſelbe gilt von Geſchäſten außerhalb des Wohnortes in 
geringerer Entfernung als zwei Kilometer von demſelben. 

War der Rechtsanwalt dur außergewöhnliche Umftände genöthigt, fich 
eines Fuhrwerks zu bebienen, oder waren fonftige nothwendige Untoften, wie 
Brücken- oder Fährgeld aufzumenden, jo find die Auslagen zu erjtatten. 

Für einzelne Ortichaften kann durch die Landesjuſtizverwaltung beftimmt 
werden, daß den Rechtsanwälten bei den nicht am der Gerichtöftelle vorzu— 
nehmenden Geſchäften die verauslagten Fuhrkoften zu erflatten find. 


8. 80. 
Dei Berechnung der Entfernungen mird jedes angefangene Kilometer für 
ein volles Kilometer gerechnet. 


5. 81. 

Der Rechtsanwalt, welcher feinen Wohnfig verlegt, kann bei Fortführung 
eines ihm vorher ertheilten Auftrags Tagegelder und Reiſekoſten nur infomeit 
verlangen, als fie ihm auch bei Beibehaltung feines Wohnfiges zugeitanden 
haben würden. 


$. 82, 
Hat ein Rechtsanwalt feinen Wohnfig an einem Orte, an welchem fich 
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fein Gericht befindet, fo kann die Landesjuftizverwaltung beitimmen, daß ihm 
Tagegelder und Reiſekoſten nur infomeit zuftehen, als er ſolche auch verlangen 
fönnte, wenn er feinen Wohnſitz an dem Orte des Amtsgerichts, in beifen Be: 
zirk er wohnt, genommen hätte. 


Sechster Abfchnitt. 
Einforderung von Gebühren und Auslagen. 


$. 83. 
Der Rechtsanwalt kann von feinem Auftraggeber einen angemelfenen Bor: 
ihuß fordern. 


$. 84. 

Dem Auftraggeber gegenüber werden die Gebühren des Rechtsanwalts 
fällig, fobald über die Verpflichtung, Ddiefelben zu tragen, eine Entideidung 
ergangen iſt, ſowie bei Beendigung ber Inſtanz oder bei Erledigung des 
Auftrags. 


5. 85. 

Die Einforderung der Gebühren und Auslagen it nur zuläffig, wenn 
vorher oder gleichzeitig eine von dem Rechtsanwalt unterfchriebene Berechnung 
derjelben mit Angabe des Werthes des Streitgegenitandes, folern der Werth 
maßgebend, und unter Bezeichnung der zur Anwendung kommenden Beſtim— 
mungen dieſes Gejeges mitgetyeilt wird. 

Die Mittheilung diefer Berechnung kann auch nad erfolgter Zahlung 
verlangt werden, jo lange nicht die Handakten zurüdgenommen find oder bie 
Verpflichtung des Nechtsanwalts zur Aufbewahrung derſelben erlojchen ift 
(Rehtsanwaltsordnung $. 32). 


Siebenter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 


z. 86. 

Für die Annahme oder Beſorgung einer Zuſtellung, einſchließlich der er: 
forderlihen Mittheilungen an den Auftraggeber, jteht dem Nechtsanwalte, welcher 
ausſchließlich mit einer ſolchen Thätigkeit beauftragt ift, cine Gebühr von 
50 Pfennig zu. 


s. 87. 
Für Erhebung und Ablieferung von Geldern erhält der Rechtsanwalt eine 
Gebühr: 
von 1 Mark für jedes angefangene Hundert des Betrags bis 1 000 Mark; 
von 50 Pfennig für jedes angefangene Hundert des weiteren Be: 
trags bis 10000 Marf; 
von 25 Pfennig für jedes anaefangene Hundert des Mehrbetrags. 
Für Erhebung und Ablieferung von Werthpapieren erhält der Rechtsan— 
malt nah Maßgabe des Werthes die Hälfte der vorftehenden Gebühren. 
Die Gebühr für Erhebung und Ablieferung von Geldern kann von dieſen 
bei der Ablieferung entnommen werden. 
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$ 88. 
Für die Ausarbeitung eines Gutachtens mit juriftifher Begründung hat 
der Rechtsanwalt angemeifene Vergütung zu beanfpruchen. 


$. 89. 

It für das dem Rechtsanwalt übertragene Gefchäft der Betrag der Ge: 
bühr in dieſem Geſetze nicht beftimmt, fo erhält er für jede Stunde der auf 
die Ausführung des Gefchäfts verwendeten Zeit 3 Mark. Die — 
Stunde wird für voll gerechnet. 


$. 90. 

Infofern in dieſem Gefege für die begonnene oder vorbereitete Ausführung 
eines vor ber vollftändigen Ausführung erledigten Auftrags eine Gebühr nicht 
vorgejehen iſt, erhält ber Rechtsanwalt eine nah Mafgabe des $. 89 zu berech— 
nenbe Gebühr bis zu dem für bie vollftändige Ausführung beftimmten Betrage. 


$. 91. 
Die ige dieſes Geſetzes finden entiprehende Anwendung: 
1. im fchiedsrichterlihen Verfahren; 

2. im Verfahren wegen Nichtigkeitserflärung oder Zurüdnahme eines 
Patents; 

3. im Disziplinarverfahren nad) Maßgabe des Geſehzes, betreffend die 
Rechtsverhältnifie der Reihsbeamten, vom 31. März 1873 (Reichs: 
Geſetzbl. ©. 61); 

4. im ehrengerichtlihen Verfahren gegen Rechtsanwälte; 

5. bei der Unterſuchung von Seeunfällen. 

Für die Berechnung der Gebühren bes im jchiedsrichterlihen Werfahren 
als Prozeßbevollmächtigten beftellten Rechtsanwalts gilt das gerichtliche Ver: 
fahren im Falle des $. 862 der Civilprogehorbnung als zum jchiebsrichterlichen 
Verfahren gehörig. 

Das Verfahren vor der Disziplinarfammer, vor dem Ehrengeridt und vor 
dem Seeamte fteht im Sinne des $ 62 dem Verfahren vor der Straflammer 
gleich. 

$. 9. 

Fällt eine dem Rechtsanwalt aufgetragene Thätigkeit, für welche ihm nad 
Vorſchrift diefes Geſetzes eine Vergütung zufteht, zugleih in den Kreis der: 
jenigen Angelegenheiten, in welchen die den Rechtsanwälten zuitehende Ber- 
gütung durch Lanbesgejegliche Vorichrift geregelt ift, jo kommt, jomweit die Ans 
wendung beider Vorfchriften zu einer zweifahen Vergütung derſelben Thätigfeit 
führen würde, nur eine berjelben und zwar die dem Rechtsanwalte günftigere 
zur Anwendung. 


8. 98. 

Sofern der Rechtsanwalt nicht einer Partei zur Wahrnehmung ihrer 
Rechte beigeorbnet oder als Vertheidiger beftellt ift, Fan der Betrag der Ber: 
gütung durch Vertrag abweihend von den Vorſchriften dieſes Geſetzes feitgejegt 
werden. Die Feſtſetzung dur Bezugnahme auf das Ermeffen eines Dritten 
ift ausgefchloffen. 

Der Auftraggeber ift an den Vertrag nur gebunden, fomweit er benfelben 
ſchriftlich abgeſchloſſen hat, 
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In dem Berhältniffe des Auftraggebers oder Rechtsanwalts zu dem Er: 
ftattungspfliätigen ift die vertragsmäßige Feftfegung nicht maßgebend. 

Der Auftraggeber fann eine Berechnung der gefeglihen Vergütung nad 
Maßgabe des $. 85 verlangen. 


$ 94. 

Hat der Rechtsanwalt buch den Bertragsfhluß die Grenzen der Mäßigung 
überfhritten, fo fann bie buch Vertrag feitgefegte Vergütung im Prozeßwege bis 
auf ben in biefem Geſetze beftimmten Betrag herabgefept werden. Daß bieje 
Grenzen überfchritten find, wird dur ein Gutachten des Vorſtandes ber An- 
waltsfammer feſtgeſtellt. 

Diefe Vorfhrift findet entfprechende Anwendung, wenn ber Rechtsanwalt 
durch den für bie Ausarbeitung eines Gutachtens erhobenen Anſpruch ($. 88) 
bie Grenzen der Mäßigung überfhritten hat. 


$. 95. 
Diefes Geſetz tritt im ganzen Umfange des Reichs gleichzeitig mit dem 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz in Kraft. 
Urkundli x. 
Gegeben” xc. 
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Motive 


zu bem 
Entwurf einer Gebührenordnung für Rechtsanwälte, 


Einleitung. 


J. Anſchluß an das Gerichtskoſtengeſez vom 18. Juni 1878 (R. G. Bl. 
S. 141) und die Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli deſſelben Jahres 
(R. G. Bl. S. 177) ſtellt ſich der vorliegende Entwurf bie Aufgabe, die Ge: 
bühren der Rechtsanwälte auf dem Gebiete der Prozeßordnungen für den Um— 
fang des Reichs einheitlich zu regeln. Während $. 2 des Einführungsgeſetzes 
zur Eivilprozeßordnung ſich auf die Vorſchrift beichränfte, daß das Koſtenweſen 
in bürgerlichen Nechtsftreitigkeiten für den ganzen Umfang des Neichs durch 
eine Gebührenorbnung geregelt werben folle, hat das Gerichtsfoftengefeg über 
dieſe Vorichrift hinausgehend aud die Koften in Konkurs: und Straffachen ge: 
regelt. Die dafür in den Motiven des Entwurfs zum erichtskoftengefeg ent: 
widelten Gründe erjdeinen in gleicher Weife auch für den Erlaß einer Ge: 
bührenordnung für Rechtsanwälte maßgebend und es wird daher feiner bejon- 
deren Nechtfertigung bebürfen, daß der Entwurf biefem Borgange bes Gerichts: 
koſtengeſetzes folgt. 

Wenn es gewiß erwünſcht gemwefen wäre, die Gebührenordnung für Rechts— 
anmälte gleichzeitig mit dem @erichtsfoitengefege zu behandeln, fo verbot doch 
der nahe Zufammenhang, in welchem eritere mit dem Inhalte ber Rechte: 
anmwaltsordnung steht, mit dem Entwurfe einer Gebührenordnung für die 
Nechtsanwälte früher vorzugehen, als bie Nechtsanmwaltsordnung jelbit Geſetz 
geworben. Nachdem dies gejchehen, ift der Zeitpunkt gekommen, die Gebühren: 
ordnung für die Rechtsanwälte ins Leben zu rufen. 

Der vorliegende Entwurf geht von ber Auffaffung aus, daß für bie Be: 
ftimmung des Honorars des Rechtsanwalts eine gefepliche Taxe maßgebend fein 
foll, wo und infomweit nicht innerhalb der dur das Geſetz gegebenen Grenzen 
das Honorar durch Vertrag feitgefegt wird. Er fließt ſich weder der Auf: 
faffung an, daß eine gefeglihe Tare überhaupt oder menigitens für die Ent: 
ſchädigung durch die eigene Partei an ſich ungerechtfertigt fei, noch ber ent: 
gegengejegten, welche eine Regelung der Entihädigung im Wege bes Vertrags 
ganz verbietet. 

Die Frage, ob und in melder Tragweite eine gefeglihe Regelung ber 
Vergütung für die Mühewaltung des Anwalts zu erfolgen habe, ift zu ver: 
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ſchiedenen Zeiten und in verfchiedenen Ländern in ſehr verfhiebenem Sinne 
beantwortet worden. Die Anlage A. giebt hierüber umfafjenderen Auffchluß. 
Der Entwurf fchließt fi dem in dem überwiegend größten Theile des Bundes: 
gebietes zur Zeit beftehenden Rechtszuftande der Hauptfahe nah an und ent- 
fpricht ferner der in dem größeren Theile der Anwaltſchaft Deutichlands fund: 
gegebenen Auffafung. Denn von den zur Vorbereitung für den vierten An- 
waltstag von dem Voritande des deutſchen Anmwaltsvereins erforberten But: 
ahten hat nur die Anmwaltsfammer von Gotha die volftändige Befeitigung 
des Tarifs befürwortet. Von den übrigen Anwaltskammern haben empfohlen: 

I, für bürgerliche Nechtöftreitigfeiten die ausſchließliche Herrſchaft der 
Zare 5 Gutachten, die fubfidiariihe Tare neben freiem Berein- 
barungsreht 24 Gutachten, ben Tarif verbunden mit Selbfitarirung 
8 Gutachten; 

II, für Strafſachen die obligatoriiche Tare ein Gutachten (Oldenburg), 
die ſubſidiariſche Taxe neben Bereinbarungsredt 22 Gutachten, 
Selbittarirung mit jubftdiarifher Tare 4 Gutachten, den Wegfall jeder 
Tare 11 Gutachten. — Vergl. den Bericht des Rechtsanwalis Fenner 
in Berlin über eine neue Gebührenordnung für die deutfhen Rechts: 
anmälte Berlin, W. Möfer 1874, ©. 16 bis 23. — 

Es ergiebt fich aus diefer Ueberfiht, daß die überwiegende Mehrzahl der 
von den Anwaltsfammern erftatteten Gutachten als erftrebenswerthes Ziel einer 
Gebührenordnung denjenigen Zuftand bezeichnet, bei welchem es dem Anwalt 
überlafjen bleibt, fih mit feinem Auftraggeber über eine Gebühr zu einigen 
und die gejeplihe Tare nur in Ermangelung einer Vereinbarung maßgebend 
fein foll. 

Mit dieien Gutachten fteht es allerdings in einem grellen Wiberfpruche, 
wenn der vierte, zu Würzburg am 25. und 26. September 1874 abgehaltene 
deutihe Anmaltstag mit einer Mehrheit von 71 gegen 27 Stimmen fih dafür 
entichieden hat, daß der eigenen Partei gegenüber es weber im Intereſſe der 
Gerechtigkeit und ber Rechtspflege, noch überhaupt des praftifhen Bebürfniffes 
liege, eine Gebührenordnung für die Rechtsanwälte aufzuftelen, daß vielmehr 
die ſubſidiäre Geltung von Tarnorımationen ſich nicht weiter zu erſtrecken habe, 
als den Minimalfap der Deſervitenſchuldigkeit der zahlungspflichtigen Gegen: 
partei zu regeln. — Bergl. Verhandlungen des vierten deutſchen Anmaltstages 
S. 29 ff. S. 88. 

Dieſer Beſchluß kann aber keineswegs als Ausdruck der Anſchauung des 
deutſchen Anwaltsſtandes erachtet werden; denn ſchon auf dem zu Köln am 
2. und 3. Juni 1876 abgehaltenen Anwaltstage wurde geltend gemacht, „daß 
die Verhandlungen in Würzburg nach zweitägiger Berathung nicht zur Reife 
gediehen wären“, und es wurde die Anſicht der zu Köln verſammelten Anwälte 
dahin feſtgeſtellt, daß der eigenen Partei gegenüber der Anwalt neben den 
tarifmäßigen Gebühren ein Honorar liquidiren könne, deſſen Höhe im Beſtrei— 
tungsfalle der Feſtſetzung der Anwaltskammer unterliege. — Vergl. Verhand— 
lungen des Anwaltstages zu Köln S. 47. 

Bei dem vom Entwurf eingenommenen Standpunkte, die Gebühren der 
Rechtsanwälte durch Geſetz zu beftimmen, daneben aber bie vertragsmäßige 
Regelung zuzulaffen, find folgende Erwägungen maßgebenb geweſen. 

1. Es darf zwar zugegeben werden, daß eine Taxordnung für geiftige 
Arbeiten der Art, wie ſolche von einem Rechtsanwalte geleiftet werden, einer 
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fiheren, für alle Fälle gleihmäßig paffenden Grundlage entbehrt und infofern 
nicht mit Unrecht von der Dresdener Anwaltskammer in gewiſſem Sinne als 
ein unlösbares Problem bezeichnet worden if. — Vergl. Fenner a. a. O. 
© 26 ff. — 

Denn die Arbeit des Anwalts iſt an ſich allerdings von dem Werthé— 
betrage des Gegenftandes unabhängig, weil Rechtsftreite über Begenftände von 
großem Werthe höchſt einfaher Natur fein können, während ein Prozeß über 
einen höchſt unbedeutenden Gegenitand dennoch die jchwierigiten That: und 
Rechtsfragen umfaſſen kann. Auch der Umfang der anwaltlichen Thätigeit, 
nad der äußeren Erfcheinung bemefjen, bietet feinen ficheren Maßſtab für die 
aufgewendete Mühe: ein kurzes Plaidoyer oder eine mur wenige Seiten ent: 
baltende Anwaltsichrift kanıı das Ergebniß langer Studien fein, und umge: 
gelehrt geitattet der größere Umfang nicht immer einen Schluß auf die dazu 
verwandte Mühe und Zeit. — Vergl. Bemerkungen tiber die Anwaltegebühren 
von Brauer im Gerichtsfaal 3. Jahrgang Bd. 1 ©. 319 ff. und Beſchorner 
in der Zeitfchrift für Rechtspflege und Verwaltung im Königreich Sachſen 
Bd. 12 S. 3238 ff. — 

Immerhin aber muß eine gefegliche Tarordnung einen Maßſtab als Grund- 
lage der Schätzung aufftelen, und wenn fie fid) dabei an die Regel hält, daß 
mit dem höheren Werthe eines Streitgegenitandes bezw. mit der größeren Be: 
deutung einer Sache auch die Mühewaltung ſich fteigert, fo läßt fich aller: 
dings der Einwand dagegen nicht widerlegen, daß damit ſchlechte und gute 
Arbeit im gleicher Weife belohnt wird. Eine gefeglihe Tarordnung muß aber 
einen Durchſchnittsmaßſtab ſowohl rüdjichtlich der Zeit als der Perfonen an- 
nehmen. 

Bei der Feitfegung der Höhe für die Thätigfeit des Anwalts kann ferner 
ſelbſtredend nur die Zeit des Erlafjes des Geſetzes maßgebend fein und es ift 
fomit nicht ausgeichlojien, daß bei einer Veränderung des Gelbwerthes die 
ftabile Tare entweder zu hoch oder zu niedrig gegriffen ericheinen wird. 

Dennod werben alle dieſe mit einer gejeplichen Regelung der Gebühren 
verbundenen Mißſtände, die ſich übrigens analog auch bezüglich anderer geiftiger 
Arbeiten, wie ber der Aerzte geltend machen, dur die praktiſchen Rückſichten 
überwogen, welde für die Aufftelung einer Tare geltend zu machen find. 
Zwar ift anzuerkennen, daß eigentlih nur der Anwalt ſelbſt im Stande ift, 
den inneren Werth und den Preis feiner Arbeit zu beftimmen, auch kann zu: 
gegeben werben, daß der Anwaltsftand in Deutihland das Vertrauen verdient, 
er werde von einer bewußten Meberihägung feiner Arbeiten und einer Weber: 
vortheilung des Publitums fich fern halten. Allein es wird fih vor Beginn 
eines Nechisftreits nicht immer die Arbeit, welche er verurfacht, überfchen laffen; 
gerade in dieſer Hinſicht unterfheidet ſich die rein geiftige Thätigfeit eines An: 
walts umd Arztes von der oft zum Bergleih herangezogenen Leiſtung eines 
Technifers oder Künjtlers. Die Selbftihägung vor dem Prozeffe birgt in vielen 
Fällen Nachtheile nicht nur für die Partei, fondern auch für den Anwalt 
jelbft und fie it — wenn fie nad dem Projzeſſe gefchieht — geeignet, das 
Vertrauen zu dem Anmwalte zu erfhüttern und zur Quelle unerfreulicher 
Streitigkeiten zu werben. Eine feſte Tare hat aber nicht nur den Vortheil für 
die Rechtsſuchenden, daß fie die ihnen aus dem Prozeß erwachſenden Koſten 
ſchon vorher zu überfehen vermögen, fondern fie überhebt die Anwälte ber 
gerabe für die zarter fühlenden peinlichen Nothwendigfeit, wegen des Honorare 
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mit den Parteien vor dem Beginn der Thätigkeit in Verhandlungen zu treten, 
fowie der nicht minder peinlicen Situation, fih nah beendigter Thätigkeit 
möglicherweife eine Ermäßigung feitens bes Gerichts gefallen laſſen zu müſſen. 
Das Vorhandenſein einer ſeſten Gebührenorbnung verringert die Nechtsftreitig- 
feiten, welche ſonſt über die Gebühren entitehen würden. 

Alle diefe Gefihtspunfte haben dazu geführt, im Entwurfe von einer ge- 
feglihen Tare als der Regel auszugehen. 

Eine feſte Norm hat ſich ſelbſt da, wo volle Vertragsfreiheit ohne geſetz— 
liche Taxe herrſcht, als unentbehrlich herausgeitellt, fo daß z. B. im Herzog— 
thum Sachſen-Koburg-Gotha die Anwälte unter fi eine Gebührentare ent: 
worfen haben, welde die Gerichte in den meijten Fällen berüdfichtigen. Gegen 
einen etwaigen Hinweis auf den Mangel von Zaren in England und Frank— 
reich ift zu erwähnen, daß ſich dieſe Tarfreiheit nur auf die plaibirenden Ad— 
vofaten (avocats, barristers) bezieht, während in der deutſchen Geſetzgebung 
die Trennung von Anwaltihaft und Advokatur Feine Aufnahme gefunden hat. 

2. Andererfeits konnte es ebenfowenig zweifelhaft fein, daß mit gewiſſen 
Einſchränkungen es den Rechtsanwälten geftattet fein muß, die Entfchädigung 
durch Vertrag zu vereinbaren. Ganz abgejehen davon, dab die gefegliche Taxe, 
weil fie eben einen Durchſchnittsmaßſtab anwenden muß, im einzelnen Falle 
zu einer Entſchädigung führen kann, welde zu der Leitung in einem grellen 
Mifverhältniffe ſteht, jo it der Geſichtspunkt allein ausfhlaggebend, daß nad) 
den Brundfägen, von welchen die Nehtsanmwaltsordnung ausgeht, der Rechts: 
anwalt in der Negel nicht verpflichtet if, einen ihm ertheilten Auftrag anzu: 
nehmen. Fällt aber die Verpflichtung des Rechtsanwalts zur Annahme eines 
ihm ertheilten Auftrags fort, jo fehlt es an jedem inneren Grunde, den Rechts: 
anwalt an der Abfchließung von Verträgen zu hindern. Es ift vielmehr nur 
eine Konjequenz der Berechtigung des Nechtsanwalts, angetragene Aufträge 
abzulchnen, daß die Tare nur im Mangel eines freigefchloffenen Vertrags, alſo 
insbefondere da, wo die Annahme des Auftrags nicht auf dem freien Willen 
bes Nechtsanmwalts beruht, zur Anwendung fommt. Aus diefem Grunde recht— 
fertigt fich auch die im Eingange bes $. 93 getroffene Beſtimmung, welche bie 
Vertragsfreiheit da ausjchließt, wo gemäß der Vorfchriften der Eivilprozef- 
ordnung 55. 107 Nr. 3, 609, 620 und 626, der Strafprogeßordnung 88. 140 ff. 
und der Nechtsanwaltsorbnung 8. 33 fi. die Beiordnung eines Nechtes 
anmwalts oder die Beftellung deſſelben zum Vertheidiger feitens bes Gerichts 
erfolgt. 

Wenn demgemäß der Entwurf im Falle einer freiwilligen Annahme des 
Auftrags durch den Rechtsanwalt neben der gefeglihen Taxe den Abſchluß 
einer diejelbe abändernden Vereinbarung zuläßt, jo mußten doch im Hinblick 
auf die von jämmtlichen Gefeggebungen, welche die Vertragsfreiheit zulaffen, 
getroffenen Kautelen, Schugmittel aufgeftellt werben, durch die dem möglichen 
Mißbrauche der Vertragsfreiheit vorgebeugt wird. Zwar iſt nicht ausgefchloffen, 
dab der Abſchluß einer Vereinbarung zu hoher oder zu geringer Vergütungen 
eine Verlegung der allgemeinen Pflichten des Rechtsanwalts (R.:A.:O. $. 28) 
enthalten und ihn der chrengerichtlichen Ahndung unterwerfen kann. Dieſer 
Schutz ericheint aber unzureihend, nicht nur weil das chrengerichtliche Ver: 
fahren fein Mittel bietet, dem Perlegten zu einer Schabloshaltung zu ver: 
helfen, fondern auch weil die Grenzen einer angemejfenen Vergütung feines: 
wegs nur dann als überjchritten anzuiehen find, wenn fie zu einem bisziplis 
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nären Einihreiten Veranlaffung geben. Weber die von dem Entwurfe für 
erforderlich eradhteten Schugmittel wird zu den 88. 92, 93 das Weitere anzu: 
führen fein. 

Was das der Tare zu Grumde zu legende Syſtem ambetrifft, fo hat fich 
der Entwurf für dasjenige feiter Baufchgebühren entichieden, und zwar mit 
aus ben Gründen, welche für die Annahme diefes Syftems im Gerichtsfoften: 
gefege ausfchlaggebend geweſen find; dieſe Gründe find wie weiterhin im 
Einzelnen ausgeführt werden wird, auch für die Anwaltsgebühren zutreffend. 

Anlangend die Höhe der Tare, fo erſcheint hier wie bort das Veftreben 
gerechtfertigt, den Nechtsweg nicht allzu jehr zu vertheuern. Dagegen ſcheiden 
bier Rückſichten ftaatsfinanzieller Natur aus, welche dort allerdings ihre Berüd« 
fichtigung erheifchen. Vor Allem mußte bier als eine Beitimmung der Anwalts: 
gebühren im Auge behalten werden, bem für die Nechtspflege nothwendigen 
Berufsitand eine angemefiene Belohnung für feine Leiltungen und damit zu: 
gleih eine würdige Lebensftellung zu fihern. KLebterer Geſichtspunkt it für 
bie Rechtepflege jelbit von hoher Bedeutung; denn je unabhängiger ſich der 
Anwaltsitand in Folge einer geficherten Lebensftellung geftaltet, deitomehr iſt 
er geeignet, einen mwohlthätigen Einfluß zu der Hintanhaltung unnüger oder 
gar unlauterer Streitigfeiten auszuüben und damit zu der Kräftigung des 
Rechtsbewußtſeins im Volke beizutragen. 

Der Entwurf hat einer Kommiffion von Rechtsanwälten aus verfchiedenen 
Rechtsgebieten zur Begutachtung vorgelegen.”) Die Berathungen derjelben 
ergaben im allgemeinen Webereinftimmung mit ben Grundlagen des Entwurfs. 
Die bei einzelnen Punkten geltend gemachten Bedenken und Vorſchläge haben 
bei Umarbeitung des Entwurfs die thunlichite Berückſichtigung gefunden. 


Erfter Abfchnitt. 
Allgemeine Beitimmungen. 


3:1; 

Das Gerichtskoſtengeſetz beſchränkt in $. 1 den Kreis feiner Anwendung auf 
die vor die ordentlichen Gerichte gehörigen Sachen, auf welche bie 
Civilprozeforbnung, die Strafprogekordnung oder die Konkurs: 
ordnung Anwendung findet. 

Es ſchließt damit aus: 

1. diejenigen Saden, auf welche die Prozekorbnungen nicht Anwen: 
bung finden; 

2. die vor andere Behörden als die ordentlihen Gerichte gehörigen 
Sadıen. 

Ob die Anwendbarkeit der Prozefordnungen zutrifft, darüber haben im 

einzelnen Falle die Gerichte nach objektiven Merkmalen zu befinden. Bei der 

*) An der Kommiflion haben Ibeil genommen: 

.Obergerichtsanwalt, Juftizratb Evers aus Gelte, 

. Rechtsanwalt Dr. Göp aus Stuttgart, 

Rechtsanwalt, Hofrath Kreitmair aus Bamberg, 

. Advofatanwalt, Juſtizrath Lingmann aus Koblenz, 

. Advofat, Juſtizrath Richter aus Yeipzig, 
Abvolatanwait Schneegans aus Strafburg i. E., 


. Redytöanwalt, Juftizratb von Wilmowsti aus Berlin, 
.Advolat Dr. 3. Wolfffen aus Hamburg. 
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Frage aber, ob eine Sache im Sinne des Gerichtsfoftengefeßes als vor bie 
ordentlihen Gerichte gehörig anzufehen ift, tritt dem objektiven Moment ein 
fubjeftives hinzu. Indem nämlich die Rechtsſuchenden die ordentlichen Gerichte 
angehen, befaſſen fie diefelben mit der Prüfung ihrer Zuſtändigkeit. Deshalb 
gehört dann die Sache vor die ordentlichen Gerichte, felbit wenn fih im Laufe 
bes Verfahrens ergiebt, daß fie ihrem Gegenftande nach nicht vor biefelben 
gehört. 

Danach tritt die Erhebung von Gerichtskoſten nad Maßgabe bes Gerichts: 
foftengeieges ein, wo eine Sade vor die ordentlichen Gerichte gebracht und 
von diefen nad den Prozeßordnungen behandelt wird. 

Diefe Grenzbeftimmung für das Gebiet des Gerichtsfoftengejeges ift eine 
Folge des Grundſatzes, daß die Reichsgeſetzgebung nur ſoweit zur Regelung 
des Koſtenweſens berufen iſt, als fie das Verfahren felbit geregelt hat. Diefer 
Grundjag fol nah dem Standpunkte des Entwurfs auch in Betreff ber 
Anwaltsgebühren gelten. Aber er geftaltet fi für legtere in der Anmenbung 
infofern abweichend, als die Thätigkeit der Anwälte keineswegs immer mit der 
Thätigfeit der Gerichte zufammentrifft. 

Die Thätigkeit des Anwalts beginnt in einer großen Zahl von Fällen 
vor dem Zeitpunfte, in welchem das Gericht mit ber Sache befaßt if. Die 
Vorbereitung läßt ſich aber von der Thätigkeit im gerichtlichen Verfahren nicht 
trennen, es würde offenbar der Natur der Sache wiberjlreiten, wenn mit ber 
Anbringung der Sache bei Gericht die Thätigkeit des Anwalts in zwei Theile 
zerfiele, deren einer nach Neichsrecht, ber andere nad Landesrecht zu vergüten 
wäre; erfteres muß fich vielmehr auf die vorbereitende Thätigfeit, als integri- 
renden Theil der Gejammtthätigfeit erjtreden. Kann danach dem Zeitpunfte, 
in weldem das Gericht mit der Sache befaßt wird, eine Bedeutung in ber 
erwähnten Beziehung nicht beigemeflen werben, jo erſcheint es auch für bie 
Frage, wie weit die Neichsgefeggebung die Gebühren der Anmälte zu regeln 
habe, nicht von Belang, ob die Sache thatjählih an die Gerichte gebradt iſt; 
denn dieſer Umftand ändert keineswegs das Weſen der zu vergütenden Thätig: 
feit. Die Reichsgeſetzgebung muß daher auch in Fällen Platz greifen, in welchen 
das Gericht nicht mit der Sache befaßt wird. 

Im Webrigen mußte ber Entwurf die Schranken einhalten, welche ſich das 
Gerichtskoſſengeſetz geſetzt hat. Die Thätigkeit des Anwalts muß aljo eine 
Rechtsſache betreffen, für welche das Verfahren durch die Prozekordnungen ge: 
regelt ift, und welche vor die ordentlihen Berichte gehört. Erſtere Voraus— 
jegung beftimmt ſich wieder nad) objektiven Momenten. Für leßtere ift die 
Intention des Auftraggebers von Bedeutung. Wird der Anwalt beauftragt, 
eine den Prozeßordnungen unterliegende Sache vor die ordentlihen Gerichte 
zu bringen, jo bemißt fi die Vergütung nad Maßgabe des Entwurfs, auch 
wenn bie vollftänbige Ausführung des Auftrags unterbleibt, 3. B. weil ber 
Anwalt die Belehrung ertheilt, daß die Sache gar nicht vor die ordentlichen 
Berichte gehöre. Das Gleihe gilt, wenn ein folder Auftrag aud nur be 
dingungsweiſe ertheilt oder ber Anwalt nur mit der Frage befaßt wird, ob 
die Sache vor die ordentlichen Berichte gebracht werben fol. 

Bei Einhaltung diefer Schranken der reichsgejeglihen Regelung können 
allerdings im einzelnen Falle Zweifel entftehen, ob für die Vergütung der Ans 
mwälte Reichs oder Landesrecht zur Anwendung kommen fol. Diefe Zweifel wür- 
ben fih aber nur vermeiden lafjen, wenn ber Entwurf es unternähme, die An: 
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waltsgebühren für ale Geſchäfte zu regeln, welche Anwälten überhaupt aufgetragen 
werben fönnen. Für ein derartiges Vorgehen liche fich ein ſcheinbarer Grund aus 
der Rechtsanwaltsordnung herleiten, welche, abgefehen von einzelnen Beftimmungen, 
die fi ihrer Natur nach nicht über ben Geltungskreis der Reichsprozeß— 
ordnungen erftreden können, ſich auf die gefammte Berufsthätigkeit der Nechts: 
anmälte bezieht. Aber auch die Nechtsanwaltsorbnung giebt für die Art und 
den Umfang der in einem landesrechtlic geregelten Verfahren dem Anwalt 
obliegenden Leiftungen Feine Vorſchriften, überläßt dieſe Frage vielmehr der 
Landesgefepgebung. Diefer muß daher auch die Regelung der Vergütung für 
die Zeiftungen anheimfallen. Zudem würde die Verfchiebenheit, welche in den 
Landesrechten bezüglih der von den Reichs Prozeßordnungen nicht betroffenen 
Angelegenheiten obwaltet, jedem Verfuche, auch bier das Gebührenweſen ein: 
heitlich zu regeln, unüberwindliche Schwierigkeiten bereiten. 

Das Nebeneinanderbeftehen von Reiche: und Landesrecht bezüglich ber 
Anwaltsgebühren macht Fälle einer Konkurrenz dieſer Rechte denkbar, indem 
ein dem Anwalt aufgetragenes Geſchäft einen Anfprud auf Vergütung nad 
Reihe: und zugleih nad Landesrecht begründen kann. Für derartige Fälle 
ift der Grundfag, nad welchem die Entfheidung zu treffen, in $. 92 auf: 
geftellt, 


82 
entſcheidet den Fall, daß jemand mehreren Rechtsanwälten die gemeinfchaftliche 
Ausführung eines Geſchäfts aufträgt. In einem ſolchen Falle geht die Willens: 
meinung des Auftraggebers dahin, daß jeder Anwalt fich vollitändig mit der 
ganzen Sade befaffe. Ob und wie eine Theilung der Arbeit eintritt, ift den 
Anwälten überlaffen und für das Verhältniß derfelben zum Auftraggeber nicht 
von Belang. Möglich ift zwar, daß die Arbeit des einen Anwalts die Arbeit 
bes anderen erleichtert; aber auch das Gegentheil ift denkbar. Dazu tritt, 
daß ſolche Fälle regelmäßig befonders fchwierige ober verwidelte Rechtsſachen 
betreffen werben. Es rechtfertigt ſich daher bie getroffene Entſcheidung, daß 
jedem Rechtsanwalte die Gebühren voll zuftehen jollen. 

Unterf&hieben von dem Falle des $. 2 ift der, wenn bei der Ertheilung 
des Auftrags an mehrere Rechtsanwälte die Abficht des Auftraggebers nicht 
auf gemeinſchaftliche Ausführung, jondern dahin ging, daß der Auftrag von 
dem einen ober bem anderen der Anwälte ausgeführt werde. Dies wird ges 
meinhin zutreffen, wenn die mehreren Anwälte fi zur gemeinfamen Ausübung 
der Redtsanwaltihaft verbunden haben. In jolden Fällen können die meh: 
reren Anwälte zuſammen nur diejenige Vergütung beanfpruchen, welche einem 
einzelnen Vertreter zuftehen würde, 


8.3 
behandelt den nicht jeltenen Fall, dab der Rechtsanwalt durch diefelbe Thätig— 
feit die Aufträge mehrerer Auftraggeber ausführt, beifpielsweife wenn er in 
derjelben Verhandlung mehrere Angeklagte vertheidigt oder in demfelben Wer: 
fahren mehrere Streitgenoffen gleichzeitig vertritt. 

In diefen Fällen tritt zunächſt die Frage entgegen: 

wie hoch ich die Gefammtvergütung des Anwalts beläuft ? 

Mas zunächſt die Auslagen anlangt, To liegt es im Allgemeinen auf der 
Hand, daß die Vergütung des Anwalts für eine Auslage die gleiche fein muß, 
ſei die Auslage für einen oder mehrere Auftraggeber gemadt. Wegen ber 
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Reifetoften, welche dem Rechtsanwalte zuftehen, wenn er auf einer Reife bie 
Aufträge mehrerer Auftraggeber erledigt hat, vergleiche z. 77 und die Motive 
dazu. In Betreff ber Gebühren kann aber eine Konkurrenz mehrerer Aufträge 
verschiedener Perfonen eine Erhöhung rechtfertigen, da die Mehrheit der 
Auftraggeber auch das Maß der erforderlichen Thätigfeit ſteigern kann. In— 
wieweit einer folden Steigerung Gewicht beizulegen it, wird fpäter im Ein: 
zelnen (zu 88. 50, 61, 71) zu erörtern fein; mit der Frage des Betrages ber 
Gefammtvergütung befaßt ſich $. 3 nicht, vielmehr nur mit der anderweiten 
Frage: 

inwieweit in bem vorausgefegten Falle ber einzelne Auftraggeber 

haftet? 

Bei Prüfung diefer Frage ift zunächſt der einfachere Fall ins Auge zu 
faffen, wenn die Gejammtvergütung des Anwalts demjenigen Betrage glei) 
ift, welden er von jedem einzelnen Auftraggeber zu beanſpruchen haben würde, 
wenn fein weiterer Auftraggeber vorhanden wäre. Das trifft 3. B. zu, wenn 
es fih um Vergütung einer Auslage handelt, ebenfo bezüglich der Gebühren, 
wenn ber Anwalt mehrere Streitgenofjen, die ein gleiches Intereſſe am Streits 
gegenftande haben, bei einer Verhandlung im Eivilprozeffe vertritt. In allen 
folhen Fällen haftet jahgemäß jeder Auftraggeber dem Anwalte für Die ganze 
Vergütung, ohne Theilung (benefieium divisionis) beanſpruchen zu können; 
benn feiner der mehreren Auftraggeber hat ein Recht darauf, aus der Bethei: 
ligung der übrigen auf Kojten bes Anwalts einen Vortheil zu ziehen, Die 
rechtlichen Beziehungen, in welchen die mehreren Auftraggeber zu einander jtehen, 
mögen einen Anfpruh auf Ausgleihung zwiſchen ihnen begründen; für das 
auf dem Auftrage beruhende Rechtsverhältniß des einzelnen zum Anmalte find 
fie nicht von Erheblicheit. Demgemäß ſpricht der Entwurf aus, daß die Mit: 
verhaftung der anderen Auftraggeber dem Rechtsanwalte gegenüber nicht geltend 
gemacht werden fann. 

Diefe Beftimmung greift aus gleichem Grunde auch für den weiteren Fall 
Platz, wenn der Betrag, welden der Anwalt für die einzelne Ausführung von 
einem der Auftraggeber zu beanfprucdhen haben würde, dem Betrage ber Ge— 
fammtvergütung nicht gleihlommt. Das trifft beifpielsweife in dein Falle des 
$. 71 zu, besgleihen wenn der Anwalt in einem Civilprozeffe mehrere Streit 
genofjen vertritt, von benen einige bei dem ganzen Streitgegenftande, andere 
nur bei einem Theile deſſelben intereffirt find, fofern das geringere Intereffe 
eine niedrigere Werthöflaffe als ber ganze Streitgegenftand bedingt. Unter 
diefer Vorausfegung handelt es ſich nicht blos darum, daß das Zuſammen— 
treffen ber mehreren Aufträge dem Anwalte nicht nachtheilig werde, fondern 
auch darum, daß Fein Auftraggeber durch das Zufammentreffen gejchädigt 
werbe. Von dem Grundſatze ausgehend, dab das Vertragsverhältniß zu einem 
Auftraggeber dem Anwalte feinen Anfpruch gegen einen anderen Auftraggeber 
giebt, befhränft daher der Entwurf, die Haftung jedes Auftraggebers auf den: 
jenigen Betrag ber Vergütung, welcher bei abgefonderter Ausführung feines 
Auftrags erwachſen jein würde. Wenn aljo, um ein Beifpiel in Zahlen zu geben, 
in einem Rechtsftreite über 2 000..#. der Anwalt ben Beklagten und außerdem 
auf Grund einer gleichzeitig ausgeftellten Vollmacht (8. 50) einen Intervenienten 
vertritt, welcher nur in Höhe von 100 „AH. bei dem Streite betheiligt ift, und 
die Gebühren das Doppelte des Bebührenfages ($. 9) betragen, jo haftet der 
Beklagte für 72 M, der Intervenient für 8 ./; eine Solidarhaft ift baher 
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nur in Höhe des lepteren Betrags vorhanden, indem die Gebühren überhaupt 
nur 72 .#. betragen. 


8.4. 

Ob der Rechtsanwalt ald Bevollmäcdhtigter oder als Beiftand einer Partei 
handelt, fol auf den Betrag der zuitehenden Gebühren feinen Einfluß aus: 
üben, wie dies auch in verfchiedenen Gebührenordnungen, 3. B. in der bayerifchen 
Advofatengebührenorbnung vom 21. Juni 1870 (J. M. Bl. S. 326 ff.), bezw. 
vom 22, Auguft 1873 (Neg. Bl. ©. 1345 ff.) und vom 27. November 1875 
(Bei. und Berorbn. Bl. S. 700 ff.) Art. 33, 41, 47, 51 zum Abdrud ge 
langt ift. Gegen die Beftimmung, daf für die bloße Affiitenz dieſelben Ge— 
bübren, wie für die Vertretung beunfprucht werden fönnen, läßt fih nur geltend 
machen, daß die Korrefpondenz, welde dem Prozeßbevollmächtigten obliegt, im 
Fall einer bloßen Beiſtandleiſtung wegfällt. Auf biefer Erwägung beruht Die 
Vorſchrift in $. 18 des preußifchen Gefeges vom 12. Mai 1851 (Ge. Samml. 
©. 656) und in dem Tarif II. Nr. 4 des waldeckſchen Geſetzes vom 14. Juni 
1850, nach welcher für die Affiftenz in einem einzelnen Termin zwei Drittheile 
desjenigen Satzes berechnet werden, welcher für Wahrnehmung bed Termins 
von dem Bevollmächtigten beanfprucht werden kann. Allein das Mehr ber 
Thätigkeit des Prozebevollmächtigten im Vergleich zu der bes Beiltandes er: 
fchheint fo gering und die Korreipondenz an fih als ein fo untergeorbneter 
Theil der Thätigkeit, daß es um jo mehr zuläſſig ift, von dieſer Unterſcheidung 
Abftand zu nehmen, als es dem Anwalt nicht verwehrt werben faniı, die bloße 
Aſſiſtenz abzulehnen und dadurch die des Beiftands bedürftige Partei zur Be: 
vollmädtigung zu veranlaffen. Es erſcheint aber auch für den Prozeßgang 
förderlier, wenn die Partei, melde in ihrer Sache der Hülfe eines Rechte: 
fundigen bedarf, durch die Gleichſtellung der Gebühren veranlaßt wird, fi 
einen Prozeßbevollmächtigten zu beitellen. 


8.5. 

Abgejehen von dem Anwaltsprogeß (E. P. O. $. 121 Nr. 6), ift die Unter: 
zeihnung von Schriften durd einen Rechtsanwalt erforderlich: bei dem Antrag 
auf gerichtliche Entſcheidung über einen von der Staatsanmwaltfhaft abgelehnten 
Antrag auf Erhebung der öffentlihen Klage (Str. P. O. $. 170); bei Anbrin— 
gung und Begründung von Nevifionsanfprüden in Strafſachen (Str. P. O. 
$$. 385, 430) und bei einem Antrag auf Wiederaufnahme eines durch rechts: 
kräftiges Urtheil gefchlofjenen Strafverfahrens (Str. P. D. $$. 406, 430). Die 
Unterzeichnung jol eine Schugwehr gegen unverftändliche, unklare und völlig 
unberehtigte Anträge ſchaffen. Diefer Zweck würde aber nur unvollfommen 
erreicht werden, wenn durch Feſtſetzung eines geringeren Gebührenfages für die 
Unterzeihnung, als für die Anfertigung eines Schriftfages, die Betheiligten 
angereist würben, bei der Anfertigung von der Zuziehung eines Rechtsanwalts 
Umgang zu nehmen. Als Belag hierfür dürfen vorzugsweife die in Preußen 
gemachten Erfahrungen angeführt werben. Für die dort in Prozejien über 
Gegenftände von mehr als 150 .#. regelmäßig erforderliche Unterzeichnung der 
Prozeßſchriften durch einen Rechtsanwalt (Verordn. vom 21. Juli 1846 
$8. 3, 7) iſt diefen nur eine ganz geringfügige Gebühr im Höchſtbetrage von 
urſprünglich 2 Thlen., jeht 7,50 „AH gewährt (Bel. vom 12. Mai 1851 
$. 14, Geſ. vom 1. Mai 1875). Als Folge diefer niedrigen Gebühr trat 
jehr bald die Neigung der Parteien hervor, ftatt die Führung des Prozeſſes 
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einem Rechtsanwalt zu übertragen, den Betrieb jelbft zu übernehmen, mit An- 
fertigung der Prozeßſchriften aber einen Winfellonfulenten zu betrauen und 
biejelben zur Legaliſirung einem Rechtsanwalt vorzulegen oder vorlegen zu 
laffen. Bon einer genauen Prüfung der Prozekihrift und bezw. von einer 
Verwerfung der lepteren ließ ji der Rechtsanwalt nur zu häufig durch bie 
Rückſicht abhalten, daß die Partei die Anficht haben könnte, feine Entſchließung 
fei von der fich darbietenden Ausfiht auf die höhere Gebühr für Anfertigung 
des Schriftfages beeinflußt. Im einzelnen preußifchen Bezirken, 5. B. in Berlin, 
haben daher die Rechtsanwälte unter einander vereinbart, nur im Fall befon- 
derer Beziehung zu ber nachſuchenden Partei eine von einem Anderen gefertigte 
Prozebichrift zn legalifiren, aber auch Hierdurch hat dem Mißftand wirkſam 
nicht begegnet werden fünnen. Es erſcheint daher richtiger und zwedmäßiger, 
die Gebühren für die Unterzeihnung und für die Anfertigung eines Schrift: 
fages gleich hoch feftzufegen. Im dieſer gleichen Bemeſſung liegt überdies feine 
Unbilligkeit. Einerſeits nämli übernimmt der Rechtsanwalt mit ber Unter 
zeihnung der Schrift die gleiche Verantwortlichkeit für den Inhalt derjelben, 
wie wenn er fie felbft angefertigt hätte. Andererfeits aber macht auch ſehr 
häufig die Prüfung eines Schriftftüds und die im Folge derfelben nöthig 
werdende Berbejlerung in den einzelnen Theilen mehr Schwierigkeiten, als bie 
Anfertigung eines folhen auf Grund eines klar und überfichtlih zufammen- 
geftellten Materials. 

Unter Schriftjägen im Sinne dieſes Gefeges find übrigens nicht nur bie: 
jenigen Schriften zu verftchen, welche in der Givilprozekordnung ausbrüdlich 
als ſolche bezeichnet werden, fondern alle fchriftlichen Anträge und Gefuche, 
welche bei Gericht geitellt worben. 


$. 6. 

Die Vorſchrift des Entwurfs ift ihrem Inhalte nad dem $. 7 Abſ. 2 
des preußiſchen Gefeges vom 12. Mai 1851 entlehnt. Es erjcheint nicht ange: 
zeigt, neben ben für die Vornahme des Geſchäfts dem Anmwalte bewilligten Ge: 
bühren noch eine befondere Gebühr für die Aufftellung der Rechnung und für 
die Zahlungsaufforderung zu gewähren. 


8. 7. 

Im gemeinrechtlichen Prozeffe beiteht die Streitfrage, ob ein Advokat, 
welcher eigene Angelegenheiten betrieben hat, von feinem unterliegenden und 
in die Prozeßloften verurtheilten Gegner Advolatengebühren fordern dürfe. 
Ueberwiegend wird biefe Etreitfrage bejaht — (Befterding, Nahforihungen II, 
©. 296 fff., Bush im Archiv für civiliftiihe Praris Bd. XVI. ©. 271 ff., 
Bayer, Civ. Pro. ©. 311), — Auch in den neueren Geſetzgebungen 
iſt die Verehtigung des Rechtsanwalts, in eigenen Angelegenheiten diejelben 
Gebühren zu fordern, die er beanfpruchen könnte, falls er den Prozeß für einen 
Anderen geführt hätte, vielfadh anerkannt; fo in der württembergiichen Eivil- 
prozeßordnung vom 3. April 1868 Art. 148, in der braunfchweigifchen vom 
19. März 1850 $. 403 Nbf. 1, in dem meiningenichen Gef. vom 19. Zufi 
1862 Art. 1, in SchmwarzburgNudolitadt nad dem Gef, vom 25. Mär 
1859 $. 11, in SchmwarzburgSondershaufen nah dem Gef. vom 26. Mai 
1830 $. 16, in Lippe nad dem Gef. vom 12. April 1859 $. 16. Die in 
Preußen nach dem Gefege vom 12. Mai 1851 $. 7 beitehende Beſchränkung 
auf die Hälfte der Gebühren, welche den Rechtsanwälten bei Betreibung ihrer 
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eigenen Prozeßangelegenheiten, namentlid aud, wenn ſolche die Einziehung 
ihrer Gebühren von ihren Auftraggebern betreffen, zugebilligt wird, ift bamit 
begründet worden, daß in den fraglichen Fällen die Informationseinziehung, 
die Konferenzen, Korreipondenzen, Ausfülung der Bollmadt und die Belehrung 
hinwegfielen und die Bearbeitung der eigenen Angelegenheit überhaupt ein 
faher und leichter ſei. Diefe Gefichtspunfte find aber feineswegs immer 
zutreffend. Die Anwendung ber Berufsthätigfeit in eigenen Angelegen: 
heiten erzeugt vielfach Bedenken, die einem fremden Auftraggeber gegenüber 
gar nicht auftreten. Gerade hierdurd aber vermehrt ſich nicht felten bie 
Schwierigkeit in der Bearbeitung der Sache. Auch fällt die Informationsein- 
ziehung nicht regelmäßig bei dem Betriebe der eigenen Angelegenheiten für den 
Rechtsanwalt fort; er muß vielmehr oft ſelbſt Erkundbigungen einziehen und 
Material jammeln, welches ihm jonft der Mandant zu unterbreiten bat. 
Sonach ift fein innerer Grund vorhanden, dem Nechtsanwalt in feinen eigenen 
Angelegenheiten diejenige Vergütung feiner Arbeiten zu verfagen, welde er 
fonft für feine Berufsthätigkeit zu beanipruden hat. Eine folde Beichrän- 
fung der Gebühren auf die Hälfte würde überdies im Anwaltsprozeſſe (C. P. O. 
$. 74) dem Gegner eine durch nichts begründete Vergünftigung gewähren 
und erfcheint Schon deshalb völlig ungeredhtfertigt, weil es dem Nechtsanwalte 
ja unbenommen it, ſich vertreten zu laffen, und dann die Koften der Ver: 
tretung der unterliegenden Partei zur Laſt fallen (C. P. O. $. 87). 
8.8 

ſchließt fih an Nr. 5 der allgemeinen Beltimmungen bes preußifchen Tarifs 
zu dem Gef. vom 12. Mai 1851 an. 

Höher als Eine Mark konnte der Mindeftbetrag der Gebühr eines An— 
walts nicht gegriffen werben, wenn nicht in geringfügigen Sachen der Beiltand 
eines Nechtsanwalts wegen zu hoher Bebühren deſſelben ausgeichloffen werben follte. 


Zweiter Abſchnitt. 
Gebühren in bürgerlihen Rechtoſtreitigkeiten. 


Die Grundjäge, von welden die Partikulargefeggebungen bei Regelung 
der Gebühren der Nechtsanwälte (Abvofaten, Anwälte, Advokatanwälte, Pro: 
furatoren) in bürgerlihen NRechtsitreitigkeiten ausgehen, find unter einander 
ebenfo verjchieden, wie diejenigen, welde in den einzelnen Bunbdesitaaten für 
die Regelung des Gerichtskoftenmweiens maßgebend waren. In der in An: 
lage B. gegebenen Darftelung ift der Verſuch gemacht, eine Ueberſicht bes 
beftehenden Rechtszuftandes zu geben. 

Wenn der Entwurf fich für eines der in den verſchiedenen Partikular: 
gefeggebungen mehr oder weniger Eonfequent feitgehaltenen Grundprinzipien 
entfcheiden mußte, To konnte es nicht zweifelhaft fein, daß das Bauſchſyſtem 
den Vorzug vor allen anderen verdient und dem Entwurfe zu Grunde zu legen war. 
Bon den deutſchen Anwaltsfammern haben ſich auch in den für den vierten 
deutſchen Anwaltstag erjtatteten Gutachten 13 für diefes Syitem und nur 9 
für das ihm entgegengefeßte der Tarirung der einzelnen Handlungen bes An: 
walts ausgeſprochen, während die übrigen 16 Gutachten Mittelmege einzu: 
ſchlagen verfuchen, welche fich mehr oder weniger dem Bauſchſyſtem nähern. 
— Fenner, Bericht über eine neue Gebührenordnung ꝛc. ©. 44 ff.; Verhand— 
lungen des vierten Anmwaltstages S. 19 fi. — 
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Der Entwurf fann denjenigen Gebührenordnungen nicht folgen, welche 
eine Gebühr nach dem inneren Gehalte der Arbeit anitreben und zu dieſem 
Behufe den Richter mit der Schägung der Arbeit befaffen. Zunächſt entzieht 
fich ein erheblicher Theil der Arbeit des Anwalts, nämlich jener, welder die 
Vorbereitung der prozeffualiichen Handlungen betrifft, überhaupt der richter: 
lichen Beurtheilung. Zudem wirft eine mit der Arbitrirung nothwendig ver: 
bundene Kritik leicht verlegend, jedenfalls bringt fie den Anwalt in eine uns 
angemefjene Lage gegenüber dem Nichter. Daß endlich fubjeftive Momente 
die Arbitrirung beeinfluffen, würde fih auch faum verhüten laſſen. 

Einen reelleren und deshalb objektiveren Maßſtab bringen diejenigen Ge: 
bührenordnungen zur Anwendung, welde die Handlung eines Anwalts im 
Prozeſſe nach der auf diefelbe verwendeten Zeit ſchätzen, oder andererfeits Die: 
jenigen, welche ohne Nüdfiht auf den inneren Gehalt und die verwendete 
Thätigfeit lediglich das Objeft des Streites für die Höhe der Bebühren ent: 
jcheidend fein Laien. 

Innerhalb diefer fih in einem gemwiffen Gegenjage befindenden Ans 
ihauungsweifen iſt vielfah eine Annäherung an die eine oder an die andere 
verfudt worden. Diejenigen Bevührenordnungen, welche rüdjichtli der 
Termine und Schriftiäge unterſcheiden, ob bdiefelben die Hauptſache oder nur 
Nebenpunfte betreffen, Tchnen fih an das Syſtem der Werthſchätzung nad) 
dem innern Gehalt an, bemühen fih aber durch Aufzählung ganzer Kategorien 
dem freien Ermeffen des Richters möglichit fefte Schranken zu ziehen. Andere 
Gebührenordnungen glauben die Gebühren danach bemeifen zu follen, ob ber 
Prozeß vor einem Einzelrihter oder vor einem Kollegialgerichte ftattfindet, und 
noch andere unterfcheiden die Gebühren nach den Prozebarten, indem fie nad) 
diefen die größere ober geringere Thätigkeit und Schwierigkeit abfhägen. 
Endlich ift für die höheren Inftanzen, ſoweit diefe nah dem einzelnen Syſtem 
überhaupt berüdjichtigt werden, ein verfchiedener Weg eingeichlagen, indem bie 
Gebühren bald mit den Inftanzen jteigen, bald mit ihnen fallen, bald ſich 
überhaupt nicht verändern. 

Jeder einzelne der erörterten Gefihtspunfte hat eine gewiſſe innnere Be: 
rehtigung und es wird darum als ein Vorzug des Bauſchſyſtems bezeichnet 
werden dürfen, daß bafjelbe jene verfchiedenen Anſchauungen zu vereinigen ver: 
juht. Wenn als Repräfentant dieſes Syitems das preußiihe Geſetz vom 
12. Mai 1851 zu betrachten it, jo findet man in demfelben einmal den ob- 
jeftiven Maßſtab der Werthsklaſſen, ſodann die Verüdfihtigung der verjchie: 
denen Prozeßarten, indem darin die Gebühren im Bagatellverfahren, im Mans 
datsverfahren und im gewöhnlichen Prozeß verichieden bemeffen werden. Auf 
den Zeitverluft und die größere Mühemwaltung des Anwalts it ferner infofern 
Rüdficht genommen, als die Gebühren bei erfolgter kontradiktoriscer Verhandlung, 
beziehungsweife bei Beweisaufnahme ſich entfprechend erhöhen. Wenn ber 
Entwurf ſonach daſſelbe Syftem zum Grunde legte, weldes in dem Gerichts: 
koftengefege Aufnahme gefunden bat, fo treffen freilich dafür die Gründe, 
welche für dafjelbe dort maßgebend geweſen find, bier nur theilweife zu; es 
treten dafür aber andere Erwägungen und zwar mit entſcheidendem Gewicht 
in den Vordergrund, 

Den Vortheil hat das Bauſchſyſtem bier, wie bei den Gerichtskoſten, daß 
es ber Partei die Möglichkeit gewährt, die Roften eines Nechtsftreits im voraus 
mit annähernder Sicherheit zu überjehen. Ebenfo wird auf den Vorzug der 
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Einfachheit auch hier einiges Gewicht zu legen fein. Eine befondere Bedeutung 
aber hat das Baufhiyitem für die Gebühren des Nechtsanwalts im Civilpro— 
zeſſe, wie dieſer durch die Civilprozeßordnung geitaltet ift, indem die Vorschriften 
derfelben gegenüber anderen Prozeßordnungen dem Anmwalte die Möglichkeit zur 
Vervielfältigung der Einzelhandlungen in erhöhten Maße darbieten. Es liegt daher 
eben fo jehr im Intereffe des Anwalts, wie der Partei, die Thätigkeit, weldye der 
erftere zum Zmede der Ausführung des ibm ertheilten Auftrags zu entwideln 
hat, als ein Ganzes aufzufaflen umd demgemäß aud im Ganzen zu bonoriren, 
Fe weniger der Anwalt ein Intereffe daran hat, die Zahl der von ihm vor: 
zunehmenden Sandlungen zu vermehren, je mehr er den Wunſch hegen muß, 
die Sache in thunlihft kurzer Zeit und im möglichft wenigen einzelnen Ab— 
ſchnitten zu Ende zu führen, defto eher wird die Sache beendigt fein, und eine 
ſchnelle Beendigung it für ihn, wie feinen Auftraggeber gleich vortheilbaft. 
Gerade dadurch wird der geichidtere und fleifigere Anwalt fih den ihm ge: 
bührenden Vorrang vor dem weniger gefhidten und wenig fleißigen fichern. 
Das Bauſchſyſtem gewährt ſonach den enticheibenden Vortheil, dab es die mög— 
lichſt energifche Führung und jchnelle Beendigung der Sache begünftigt, und 
biefer Vortheil wiegt um fo fchwerer, als, wie bereits angedeutet, die Gefahr 
einer Verjchleppung der Sache nad den Grundiägen des Verfahrens der Eivil- 
prozeßordnung, welches die Eventual:Marime als Negel nicht kennt, nicht aus- 
geſchloſſen iſt. Umgekehrt wird bei dem Bauihgebührenfgiteme der Anwalt in 
Betreff der Frage, wie und in welchem Umfange die einzelne Prozeßhandlung 
vorzunehmen fei, jeder hemmenden NRüdjichtnahme auf den Koſtenpunkt ent: 
hoben fein, da namentlich für die Vermuthung, als ſei das Vorgehen des An: 
walts von der Rüdjiht auf die Höhe der Gebühren beeinflußt, fein Anlaß 
geboten wird. j 

Es ift gegen das Bauſchſyſtem der Einwand gemacht, daß, je mehr die 
einzelne Handlung des Anwalts gegenüber dem Geſammtergebniß in den Sinter: 
grund tritt, der Anwalt deito weniger Sorgfalt und Mühe auf die einzelne 
Handlung verwenden werde. Der von Fenner a. a. D. ©. 48 ff. zitirte 
„Bayerische Gutachter" führt aus, es liege in der menſchlichen Natur, deren 
Geſetzen au der Anwalt unterworfen ift, daß man Arbeiten Läffig, jedenfalls 
unmillig vornimmt, für welche man eine befondere Belohnung nicht erhält, 
jedenfalls nicht zu erhalten glaubt, und daß man „bei einer Baufchgebühr 
fürchten müſſe, die mit dem erften Spatenftih verdiente Gebühr reiche nicht 
alzeitig als genügender Sporn für aleihmäßig tüchtige Arbeit des ganzen Pro: 
zeſſes aus, es trete nachgerade Nachläſſigkeit ein“. Allein diefer Einwand 
widerlegt fih — ganz abgejehen davon, daß diefe Beſorgniß durch die in ben 
Rechtsgebieten bes Baufchfyitems gemachten Erfahrungen nicht unterjtüßt 
wird — durch die praktiſche Erwägung, daß der leichtfertige Anwalt die Folgen 
feiner Leichtfertigkeit zu eigenem Nachtheil zu tragen haben wird. Es barf 
nicht überjehen werden, daß in der durch die Nechtsanmwaltsordnung geichaf: 
fenen Freigebung der Rechtsanwaltſchaft das beite Schußmittel gegen Läffigkeit 
der Anwälte gegeben ift. Die Folge des Bauſchſyſtems, daß für einen Eurzen, 
ih raſch entwidelnden Prozeß ebenfoviel gezahlt wird, wie für einen ſolchen, 
der lange und mühfelige Arbeit verurfacht, fol nicht geleugnet werden. Sie 
läßt fi indeß bis zu einem gewiſſen Grade durch Feitfegung befonderer Tarif: 
läge für einzelne Prozeßarten einichränfen. UWebrigens wird die Partei es mit 
ihrem Intereſſe durchaus vereinbar finden, für einen fchnell beendigten Prozeß 
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biefelben Gebühren zu bezahlen, wie für einen, auf deſſen Beendigung fie viel- 
leiht Jahre lang warten müßte. 

Läge bei dem Baufchiyiteme die Gefahr vor, daß ber Prozeh zu raſch be 
trieben würde — ein Nachtheil, der immer noch in der Kontrole der Partei 
ober des Gerichts feine Schranke finden würde —, fo tritt bei dem Syſteme 
ber Einzelgebühren nicht blos die Gefahr entgegen, daß der Anwalt zur Er: 
zielung höherer Gebühren den Prozeß in die Länge ziehen fann, fondern ber 
faft ebenſo bedenkliche Umftand, daß er bei feinem Auftraggeber in den — 
vieleiht unbegründeten — Verdacht kommen kann, er wolle aus Eigennub 
den Prozeß verfchleppen. Schon diefer Verdacht, gegen den auch der gewiflen: 
baftefte Anwalt nicht immer gefichert fein wird, tft geeignet, das Vertrauen ber 
Gerichtseingefeffenen zu ben Anmaltsitand erheblich zu beeinträchtigen. 

Schließlich dürfte aud das Baufhgebührenfyitem an fich der Würde des 
Anmwaltsftandes förderlich ericheinen, als das Syftem einer Gebührenberechnung, 
wonad die Thätigkeit des Anwalts in allen ihren Einzelaften detaillirt ſpezi— 
figirt werden muß. Vergl. Bauer, Bemerkungen über die Anwaltsgebühren 
a.a. D. ©. 324 bis 326, und die Gutachten der Anmwaltsfammern bei 
Fenner, in der Denkichrift für den Anwalteverein a. a. D. ©. 44 bis 51. 
Mußte fih demgemäß ber Entwurf für das Bauſchſyſtem entfcheiden, fo konnten 
die beiden Arten befjelben in Frage kommen, welche fih am anfhaulichften in 
den Geſetzgebungen Preußens und Babens darftellen. 

In Baden (Berorbn. vom 20. November 1874 — Bel.: u. Verordn.:Bl. 
Nr. LI, —) wird die Baufhgebühr für den ganzen Rechtszug, die ganze Ins 
ftanz bezahlt, während in Preußen (Gef. vom 12. Mai 1851 — G.S. 
©. 656 —) bie Baufchgebühr für einzelne Gruppen von Prozebhandlungen 
innerhalb der Inftanz feſtgeſetzt wird Bei genauerer Prüfung muß man dem 
preußifchen Syfteme den Vorzug einräumen. Dafjelbe ftuft die Belohnung 
nah den einzelnen Stabien des Verfahrens ab umd bewirkt demnach, ab: 
gejehen von der durch den Prozeßgegenitand bedingten Verſchiedenheit, auch 
in der Richtung einen Unterfchied bei der Gebührenberehnung, daß der Anwalt 
in bem regelmäßig jchwierigeren Prozefje, d. h. demjenigen, welcher mehrere 
folder Stadien zählt, eine höhere Belohnung erhält. Diefes Syftem erleichtert 
aber auch den Wechſel des Anwalts innerhalb des Laufes der Inftanz. 

Einzelne Gebührenordnungen waren genöthigt, für den Fall des Wechſels 
des Rechtsanwalts im Laufe der Inſtanz, meiltens mit großer Kafuiftif, ver: 
ſchiedene Beltimmungen zu treffen, je nachdem der Wechiel mit oder ohne „Ber: 
ſchulden“ des Rechtsanwalts eintrat. Man war genöthigt, bald den Anwalt 
zu ſchädigen, der in dem einen oder andern Falle nicht feine volle Gebühr er 
hielt, bald die Partei, die doch immer etwas mehr bezahlen mußte, als fie 
ohne jenen Wechfel zu zahlen gehabt hätte. (Vergl. Preußen, Gef. v. 12. Mai 
1851 Tarif 5. 5 Nr. 7; — Baden, v. 17. Mai 1867 bezw. Verordn. v. 20. No: 
vember 1874 $. 14; — Hannover, Gef. v. 8. November 1850 $. 43, $. 37; — 
Lippe, Gef. v. 12. April 1859 $ 10; — Dlbenburg, Gef. v. 28. Juni 1858 
Art. 33, 8. 3; — Kübel, Gef. v. 26. Dftober 1863 $. 31; — Württemberg, 
E.:Pr.D. Art. 147 und Verordn. v. 29. Januar 1869 $. 21; — Sadjien: 
Meiningen, Gef. v. 19. Zuli 1862 Art. 22.) Die Fälle, daß die Thätigfeit 
des Rechtsanwalts inmitten des Progeffes aufhört, find aber nicht felten; es 
gehört hierher nicht nur die Erledigung der Sache aus irgend welchen Gründen, 
fondern auch die Uchertragung des Mandats auf einen anderen. Für alle 
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folche Fälle wird die Regelung erleidhtert, wenn ſich die Baufchgebühr nad 
gewiffen Stadien des Verfahrens berechnet, während man bei Bemeſſung nad) 
der ganzen Inſtanz genöthigt iſt, entweder in einzelnen Fällen dem Redıts: 
anmalte feine ganze Gebühr zu belaffen, oder Quoten aufzuftellen, bie weder 
das Intereffe des Anwalts noch das der Partei eutiprechend wahren. Die 
Folge würde dann leicht die fein können, daß die Partei, aus Rüdjicht auf 
die Gebühren, veranlaft würde, einem Anwalt ihr Mandat nicht zu entziehen, 
trotzdem derſelbe ihr Vertrauen nicht mehr befigt — eine Folge, die beiden 
Theilen nit zum Vortheil gereihen wiirde. — Fenner a. a. D. ©. 51 fi; 
Verhandlungen des vierten deutfchen Anmwaltstages S. 19 ff. 


8.9. 


Der Entwurf bemißt die Gebühren des Rechtsanwalts im Civilprozeife 
nad dem Werthe des Streitgegenftandes. Er geht davon aus, daß im Großen 
und Ganzen der Aufwand von Zeit und geiltiger Anftrengung bei Beſorgung 
einer Nechtsfache fich mit ihrer Bedeutung und ihrem Werthe fteigert. Jeden— 
falls iſt anzuerkennen, daß für die pefuniäre Werantwortlichkeit des Anwalts 
der Werthöbetrag des Streitgegenitandes der Negel nach maßgebend iſt. Ja cs 
laffen ſich Fälle deuten, im weldyen auch das Maß der moralichen Verant: 
wortlichkeit mit der geringeren Wichtigkeit der Sache ſich mindert. Die nad) 
Beſchaffenheit der einzelnen Fälle nothwendig ſich ergebende Verſchiedenheit in 
dem Umfange der zu ihrer Erledigung erforderlichen oder aufgewendeten Arbeit 
bleibt allerdings unberüdiichtigt; es ift dies aber eine unvermeibliche Folge des 
Syitems der feiten Baufchgebühren, welche mit den Vorteilen deffelben hin: 
genommen werben muß. 

Ebenſo wie im $. 8 des Gerichtökoftengefches werden in $. 9 des Ent: 
wurfs zuförderft die einfahen Gebührenſätze feftgefegt, wobei der „Gebühren: 
ſatz“ des $. 9 der „vollen Gebühr" in $. 8 des Gerichtsfoftengeiches entſpricht. 
Wie die meiſten Gebührenorduungen gleiche Werthsklaffen für Anwalts und 
Gerichtsgebühren fetitellen, fo find aud in $. 9 bie Werthoklaſſen des $. 8 
a. a. D. aufgenommen; insbeiondere ift aud die Beſtimmung feitgehalten, daß 
von 10000 . 4 ab die ferneren Werthsflaffen um je 2000 ,# fteigen. 

Die Beibehaltung der im Gerichtsfoftengejeg angenommenen Werthsflajjen 
empfahl fi neben den in den Motiven des Entwurfs jenes Geſetzes (Drud: 
ſachen des Reichstags II. Sefjion 1878 Nr. 76 ©. 36) für die Eintheilung 
geltend gemachten Gründen durch die Erwägung des praktiſchen Vortheils, der 
fich bietet, wenn zwijchen den Werthöflaffen für die Berechnung der Gerichts: 
gebühren und jenen für die Berechnung der Anwaltsgebühren kein Unterfch:ch 
obwaltet, jo daß auch bei der Feltitellung des MWerthes zum Zwecke der Er: 
mittelung der maßgebenden Klaſſe im einzelnen Falle nad beiven Richtungen 
nur diefelben Befichtspunkte in Frage kommen. 

Was die Abmeſſung der Höhe des Gebührenſatzes anlangt, jo fehlte cs 
bier freilich an denjenigen Hilfsmitteln, welche bei dem Entwurfe des Gerichts: 
foftennefeges einen wenigſtens anmährenden Anhalt gewährten. Während es 
dort möglich” war, eine ftatiltiiche Ueberficht über den Umfang der von den 
Prozeßordnungen betroffenen Tätigkeit und die Einnahmen der Gerichte, fei 
es auch nur für Preußen, zu geben und bezüglich diefes Bundesſtaates Ber: 
gleiche anzuftellen, ift es nicht möglich, einen Durchſchnitt der bisherigen Ein: 
nahen ber Rechtsanwälte, oder des Umfangs ihrer Thätigkeit, jei es auch 
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nur für einen einzigen Bunbesftaat, zu ermitteln, um fo weniger ben Umfang 
der Thätigfeit nach dem neuen Berfahren auch nur annähernd durch Vergleiche 
feftzuftellen. Gleihwohl mußte der Entwurf, wenn feine Vorfchläge nicht jed+ 
weden Anhalts entbehren follen, beitehende Tariffäge zum Ausgangspunfte 
nehmen. Zu dieſem Behufe boten ſich in erfter Linie die preußifchen Tarif: 
beftimmungen dar, einmal weil das Rechtsgebiet, in welchem das preußifche 
GSefeg vom 12, Mai 1851, bezw. das Nachtragsgefeg vom 1. Mai 1875 gilt, 
das bei weitem größte ift, indem es fait die Hälfte des Bunbesgebiets umfaßt, 
und vorzugsweiſe deswegen, weil das Syflem des Entwurfs fih am meiften 
dem des gedachten Geſetzes, mwenngleih unter Berücdjichtigung der durch bie 
deutſchen Prozeßgeſetze gefhaffenen Aenderungen, nähert. 


Für’das Gebiet der preußiichen Gefege vom 12. Mai 1851 und 1. Mai 
1875 darf es als eine allgemein anerkannte Thatfahe hingeftellt werben, daß 
die dort beftehenden Tarife geeignet find, dem Anwalt eine würdige Lebens: 
ftellung zu fihern. Eine mäßige Erhöhung wird allerdings aus dem Grunde 
gerechtfertigt erfcheinen, weil die Eivilprozehordnung an die Thätigkeit des An: 
walts ftärfere Anforderungen ftellt, als das in Altpreußen geltende Prozeß— 
recht. Sie wird auch im Intereſſe der Rechtsſuchenden nicht zu beanjtanden 
fein, weil Bejchwerden über die Höhe der Anmwaltsgebühren im Geltungs— 
gebiete dee preußifchen Bauſchgebührenſyſtems gerade am menigften laut ge: 
worben find. 


Es ift daher bei Bemeſſung der Säte des Entwurfs davon ausgegangen, 
daß die Anmwaltsgebühren im Großen und Ganzen nicht erheblih höher jein 
follen, als fie e8 nad) dem preußifchen Gefes und Tarife vom 12 Mai 1851 
und dem Gejege vom 1. Mai 1875 zur Zeit find. Dadurch ift jelbitredend 
nicht ansgeſchloſſen, daß fie in einigen Klaffen und für gewiſſe Arten der Er: 
ledigung des Prozeffes höher, für andere niebriger zu ftehen fommen. Nur 
die Beſchränkung der Gebühren auf einen Höchſtbetrag, wie z. B. ein folder 
aud in Preußen früher in Höhe von 100 Thaler, jegt von 375 .W befteht, 
ift aufgegeben, weil eine jede derartige Schranke willkürlich erſcheint und bie 
wenigen dabei in Betracht kommenden Sachen eine befondere Berüdfichtigung 
nicht erheifhen. Das Verhältniß der Gebührenfäge des Entwurfs zu denen 
des preußifchen Tarifs wird die in der Anlage C. enthaltene Zufammenftellung 
veranfhaulihen. Sollen aus einer ſolchen Zufammenftellung auf die fünftige 
Sefammteinnahme des preußifchen Anmaltsftandes Schlüffe gezogen werden, fo 
ift zu beachten, daß eine Verringerung berjelben gegen ben beftehenden Zuftand 
zu erwarten fleht: 

1. dur die Ausdehnung bes Mahnverfahrens auf Anjprücde von 
mehr als 150 .K; bier bietet die im Entwurfe $. 38 vorge: 
ſchlagene Sonderung des Mahnverfahrens von bem folgenden Rechts: 
ftreite, welche ber preußifche Tarif nicht kennt, zwar einigen, aber 
nicht ausreichenden Erjaß; 

2. durch die Erniedrigung der Gebühren im Wechſelprozeſſe; hier find 
die beftehenden preußifhen Gebühren im Berhältniffe zur Arbeits 
leiftung auffallend hoch bemeffen. 


Eine Erhöhung des Einkommens ber Rechtsanwälte wird dagegen in Aus: 
fit zu nehmen fein: 
1. im ordentlichen Givilprogepverfahren, weil die Säge des Entwurfs 
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regelmäßig über die preußifchen hinausgehen, ſowie in Folge ber 
Einführung des Anmwaltszwanges; 

2. in Strafſachen vermöge ber Verpflichtung bes Staates, die Ge: 
bühren der beitellten Vertheidiger zu zahlen; 

3. in Konkurſen mit hoher Dividende, weil bei diefer fi) die Tarif: 
fäge bes Entwurfs günftiger geftalten, als die preußifchen. 

Andere Momente geringeren Belanges mögen fidh vielleicht gegenjeitig 
ausgleichen. 

Als Endergebniß wird gegenüber den preußifhen Verhältniffen eine, wenn 
auch nicht bedeutende Erhöhung der gegenwärtigen Einnahme des Geſammt-— 
Anwaltftandes, alfo bei ſich gleichbleibender Zahl der Anwälte, eine Vermeh— 
rung der Duchfähnittseinnahme erftrebt. Ob diefes angefirebte Ziel er: 
reicht ift, darüber wird fich erit an der Hand der Erfahrung ein Urtheil fällen 
lafien. 

Es mußte darauf verzichtet werden, für die Gebiete der übrigen Gebühren: 
orbnungen auch nur vage Vermuthungen über das Verhältnig der von dem 
Tarife des Entwurfs zu erwartenden Einnahmen der Anwälte zu denen aus 
den geltenden Tarifen aufzuftellen, weil die zahlreichen und grundfägliden Ver: 
ſchiedenheiten nur vereinzelt eine Gegenüberftellung und Vergleihung der Tarif: 
fäge geltatten. 

Der Entwurf ftellt ſich ſonach gleich dem Gerichtskoftengefeg als ein Er: 
periment bar, von dem erft die Erfahrungen der nächften Jahre zeigen werben, 
inwieweit dabei das Nichtige getroffen worden ift. . 

Die 

88. 10 bis 12 
entfprechen infofern dem beftehenden Nechtszuftande, als durchgehends in den 
bisherigen Anmaltsgebührenorbnungen (4. B. Bayern, Advofatur-Bebühren: 
ordnung vom 21. Juni 1870 bezw. 22. Auguft 1873 und 27. November 1875 
Art. 2) die Feitfegung des Werthes des Streitgegenftandes bei Berechnung der 
Anmwaltsgebühren nad benfelben Grundfägen erfolgte, wie bei Berechnung der 
Gerihtsgebühren. Daß der Entwurf an der Uebereinftimmung ber Grund: 
fäge feithielt, rechtfertigt fih jhon aus dem Mangel jedes Motivs, welches für 
eine Abweichung herangezogen werben könnte. Bei dieſer Sadlage empfiehlt 
es fich zugleich, zur Vermeidung doppelter Arbeit und eventuell widerſprechender 
Entſcheidungen im Anſchluß an das preußifhe Geſetz vom 12. Mai 1851 $. 2 
und das hannoverfche Geſetz vom 8. November 1850 $. 34 der Werthefeft- 
feßung, wo fie zur Berechnung ber Gerichtsgebühren ftattgefunden hat, auch für 
die Berechnung der Anwaltsgebühren mafgebende Bedeutung zu geben; nur 
fann dann dem Anmwalte, weil er an jener Werthöfeftiegung perſönlich inter: 
ejfirt ift, die Beſchwerde kraft eigenen Nechts, alfo auch feinem eigenen Mad)t: 
geber gegenüber, nicht verfagt werben. 
$. 13 

führt im Anſchluß an $. 18 des Gerichtsfoftengejeges die Momente der anmwalt: 
lihen Thätigfeit auf, mit welchen im orbentlihen Prozeßverfahren die Gewäh— 
rung von Anmwaltsgebühren verbunden if. Daß dieſe Momente mit den im 
$. 18 a. a. D. bezeichneten prozeſſualen Akten nur theilweiſe zufammenfallen, 
findet jeine Necdhtfertigung in dem Umiftande, daß das Maß der gerichtlichen 
Xhätigkeit nicht immer dem Maße der Thätigfeit des Anwalts entipricht und 
ein Theil der letzteren außerhalb des gerichtlichen Verfahrens liegt. 
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Vor Allem erfcheint die Abfonderung der Gebühr für die münbliche Vers 
handlung von der Gebühr für den Gefchäftsbetrieb, einfchließlih der Informa: 
tion, angezeigt. Einerfeits gewährt diefe Abjonderung die unmittelbare An: 
wendbarkeit der zu treffenden Beltimmungen auf die ohne mündliche Verhand— 
lung zur Erledigung kommenden Rechtsſachen; andrerjeits erleichtert fie die 
entfprehende Regelung für den Fall, daß die mündliche Verhandlung einem 
anderen, als dem zur Führung des Prozeſſes bevollmächtigten Rechtsanwalt 
übertragen wird. Hauptſächlich fommt aber für diefe Abfonderung nachfolgende 
Erwägung in Betracht: 

Die Verhandlungsgebühr muß danach abgeftuft werben, je nachdem die 
Verhandlung eine fontradiktorifche ift oder nicht (3. 16), weil fie im erjteren 
Falle unzweifelhaft die Zeit und die geiftige Kraft des Anwalts in erheblich 
höherem Maße in Anfpruch nimmt. Diefes Moment der Steigerung trifft für 
die Prozehgebühr nicht zu. Die Informationsthätigkeit des Rechtsanwalts kann 
zwar größer werben, wenn fie fih auf Einwendungen bes Beklagten mit er: 
ftreden muß; ebenſo die Tätigkeit im Prozeßbetriebe dann, wenn außer ber 
Klage vorbereitende Schriftfäge zugeftellt werden. Beides ift aber nach dem 
Verfahren der Civilprozeßordnung mit jeder kontradiktoriſchen Verhandlung nicht 
nothwendiger Weife verbunden; es kann bei biefer fehlen; es fann auch ohne 
diejelbe vorkommen. In der münblihen Verhandlung tritt nur das Ergebniß 
der vor derfelben entwicelten Thätigkeit des Anwalts zu Tage. Dieſe vorher: 
gegangene Thätigfeit wird oftmals dieſelbe jein, gleichviel, ob die Verhandlung 
fpäter eine fontradiftoriihe wird oder nicht, da ber Rechtsanwalt bei feiner 
Vorbereitung dies nicht immer wird vorherjehen fönnen. Durch die Sonderung 
ber Prozeßgebühr von der Verhandlungsgebühr wird banad der Vortheil ge: 
wonnen, daß das in dem Eontrabiktorifchen Karakter der mündlichen Verhand— 
lung liegende Moment für eine Steigerung der Vergütung auf den Theil der 
Thätigkeit beichränft werben fann, für welchen e8 von mweientlihem Einfluß iſt. 

Die Prozeßgebühr umfaßt in ihren verfchiedenen Abftufungen die gefammte 
Thätigkeit des Rechtsanwalts außerhalb der mündlichen Verhandlung, insbefon- 
dere die Information, die Anfertigung aller vorkommenden Schriftfäße oder 
fchriftlihen Anträge, die Wahrnehmung von Terminen, ſoweit foldhe neben der 
mündlichen Verhandlung etwa vorkommen, und den zur Prozeßführung erfor: 
derlihen Berfehr mit den Parteien, dem Gericht und den Gerichtsvollziehern. 
Da die Anfertigung von Schriftfägen in gewiſſem Umfange in jedem Prozeb 
erforderlich ift, fo erfcheint es angemefjener, dieſelben bei Bemeſſung der Baufd: 
gebühr in Rückſicht zu ziehen, als fie, wie dies z. B. die Gefeßgebungen von 
Hannover, Oldenburg u. j. w. gethan haben, bejonders zu berechnen. Hier— 
durch erübrigen ſich die verfchiedenen Vorkehrungen, welche verfchiedene Gebühren: 
ordnungen dagegen treffen zu müſſen glaubten, dab der Gebühren wegen bie 
Schriftiäpe über das mothmwendige und jlatthafte Maß hinaus vermehrt oder 
ausgebehnt würden, 

Es ließe fi zwar gegen bas Prinzip des Entwurfs einwenden, daß 
daffelbe den Rechtsanwalt Teicht veranlaffen könnte, gegen das Intereſſe ber 
Sache die Schriftfäge zu jehr einzufchränfen. Allein dies ift kaum zu befürdh: 
ten, da der Anwalt an der möglichft rajchen Erledigung des Rechtsftreits, 
welche durch eine forgiältige Anfertiguug der vorbereitenden Schriftfäge wejent- 
lich bedingt wird, felbit intereffirt it. — Eine Theilung diefer Prozeßgebühr, 
oder die Bewährung einer befonderen Gebühr für den außergerichtlihen Betrieb 
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der Sache nad dem Vorgange der Gefeßgebungen von Braunfchweig, Sannover 
und Lippe erjcheint nicht angezeigt, am allerwenigiten aber cine Berechnung 
ber Gebühr nach der während des Prozeſſes verlaufenen Zeit (Braunſchweig 
und Hannover nah Monaten, Medlenburg nah Jahren), weil dieſe den An— 
malt geradezu zur Verfchleppung berausfordert. 

Diefe beiden Gebühren — die Prozeßgebühr und die Verhandlungsgebühr — 
müjjen in jedem Zivilprozeffe zum Anſatze kommen, wenn er ben regelmäßigen 
Verlauf bis zum Endurtheile nimmt. 

Daneben können nod zwei andere Gebühren in Frage kommen, eine für 
die Thätigkeit des Rechtsanwalts bei der Beweisaufnahme (Beweisgebühr), 
die andere für die Mitwirkung bei einem zur Verlegung des Nechtsftreiis ab: 
geſchloſſenen Vergleiche (Vergleihsgebühr). 

Die Aufitelung einer befonderen Beweisgebühr fol dem Mehraufwande 
an Zeit und Thätigkeit Rechnung tragen, welchen unzweifelhaft eine Beweis: 
aufnahme bedingt. Dieſes Mehr an Arbeit wird geringer zu veranſchlagen 
jein, als die gefammte Thätigkeit für die Information und den Prozehbetrieh ; 
die Beweisgebühr iſt daher nur auf die Hälfte der Prozeßgebühr normirt. Als 
ein Beweisaufnahmeverfahren im Sinne des Entwurfs wird es aber nicht an— 
gejehen, wenn die Beweisaufnahme nur in der Vorlegung der in den Händen 
des Gegners befindlichen Urkunden beiteht, da die Nothwendigkeit eines befon- 
deren Verfahrens in diefem Fall allzufehr von dem Belieben der Nechtsanmwälte 
abhängt. Dagegen ift, mit Nüdfiht auf die entiprechende Beitimmung des 
Gerichtskoſtengeſetzes (55. 24, 18 Nr. 2) die Vertretung in dem Termin zur 
Leiftung des durch ein bedingtes Urtheil auferlegten Eides (E.:P.:D. 5. 427 
Abi. 2), einerlei, ob der Eid geleiftet wird oder nicht, bezüglich der dem Nechts: 
anwalt zuftehenden Gebühren einer Beweisaufnahme gleichgeltellt worden. 

Die Feitfegung einer befonderen Gebühr für einen unter Mitwirkung des 
Rechtsanwalts zur Veilegung des Streits gefchloffenen Vergleich, welche in ihrer 
Höhe den übrigen Gebühren des Hauptverfahrens gleichgeftellt ift, findet nicht 
nur ein Vorbild in einer großen Zahl von Befekgebungen (Hannover, Gef. 
vom 8. November 1850 bezw. Tarif vom 1. Mai 1860 Nr. 16; Lippe, Gef. 
vom 12. April 1859 bezw. 15. Juni 1864 Tare B. 1; Braunfchweig, And. 
zur E&:P.:D. 8. 402 Tage Nr. 16, 17; Lübel, Gef. vom 26. Dftober 1863 
8. 32; Oldenburg, Gef. vom 28. Juni 1858 Art. 34; Sachſen, Nevid. Tar: 
ordnung vom 3. Juni 1859, Taxe Nr. 8; Sachſen-Meiningen, Gef. vom 
19. Juli 1862 bezw. 16. März 1875, Tarif Nr. Iln; Sachſen-Weimar, Gef. 
vom 29. Oktober 1840, Tare 8. v. Vergleih; Württemberg, V. vom 29. Januar 
1869 $$. 25, 27), fondern jie rechtfertigt ſich auch vorzugsweiſe durd die 
Erwägung, daß Verhandlungen, welche zu einem Vergleich führen, regelmäßig 
ein gründliches Eingehen in den Nechtsftreit, eine ausführliche Erörterung des: 
jelben und einen nicht geringen Zeitaufwand erfordern. Auch liegt es ſowohl 
int Intereffe der Parteien, wie ber Rechtspflege überhaupt, die Rechtsanwälte 
dur Beſtimmung einer befonderen Gebühr vorzugsweile für das Zujtande: 
fommen eines Bergleichs zu intereffiren. Die Parteien aber werden, wenn jie 
auch an den Rechtsanmwaltsgebühren dur den Abjchluß des Vergleichs nichts 
erfparen, doch an Gerichtskoſten weniger aufzuwenden haben, ganz abgejehen 
von den fonjtigen beilfamen Folgen des Vergleihs an jich, welche ihm der 
befonderen Berüdjihtigung und Begünftigung durd das Geſetz empfehlen. 
Inwiefern diefer Grundfag eine Mobifilation zu erleiden hat, wenn der Ber: 
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gleich nad) ftattgehabter Verhandlung vor dem mit ber Prozebfache befaßten 
Richter abgefhloffen wird, ift bei $. 18 zu erläutern. Für ben Begriff eines 
Vergleichs find felbftverftändlih bie civilrechtlichen Beitimmungen maßgebend. 
Vereinbarungen, welche ſich darauf beſchränken, für eine nach feiner Richtung 
beftrittene Forderung lediglih Zahlungsfrift zu gewähren, find nicht als Ver: 
gleich aufzufaſſen. 
Die 
88. 14 bis 18 


enthalten die Modifikationen der in dem $. 13 getroffenen Vorſchriften, indem 
fie einige Fälle aufführen, in welchen die in dem $. 13 beftimmten vollen 
Gebührenfäge mit Rückſicht auf die geringfügigere ober größere Thätigleit des 
Rechtsanwalts, ober auf die Billigkeit eine Minderung bezw. Erhöhung er- 
fahren jollen. 


$. 14 betrifft die Prozeßgebühr, 
$$. 15 bis 17 die Verhandlungsgebühr, 
$. 18 die Vergleichögebühr. 

$. 14. 

Da die Prozeßgebühr eine Vergütung für die Information und den Be: 
trieb der ganzen Sade fein fol, jo muß fie entjprechend verkürzt werben, 
wenn der Auftrag erledigt wird, che die Thätigkeit des Anwalts nad außen 
zur Erfheinung gefommen ift. Dies ift namentlich der Fall, wenn ber Rechts: 
ftreit nicht bis zur mündlichen Verhandlung fortgeführt wird und auch der 
Anwalt die Klage noch nicht eingereicht hat, bezw. dem Gegner einen Schrift: 
fa noch nicht hat zuftellen laffen. Darauf, ob der Anwalt die Klage bezw. 
den Schriftſatz angefertigt hat, konnte das entſcheidende Gewicht nicht gelegt 
werden; vielmehr erfchien es zweckmäßiger, die Zuläffigkeit der vollen Gebühr 
von feitftehenden Ereigniffen abhängig zu machen. Die Beftimmung des $. 14 
geht davon aus, daß in den bezeichneten Fällen die Einziehung ber Information 
auf welche fih dann die Thätigkeit des Anwalts beichränft, ebenſo hoch anzu: 
ichlagen ift, als der ganze Prozeßbetrieb. 

In entjprechender Weife mußte in Abjag 2 für das Verfahren, für welches 
eine mündliche Verhandlung duch das Geſetz nicht vorgefchrieben ift, diejenige 
Handlung bezeichnet werden, welche zwifchen den Fällen der ganzen und halben 
Bebühr die Scheidelinie ziehen fol. ALS eine folhe Handlung gilt ſachgemäß 
die Einreihung des jhriftlihen Antrags bei Gericht, die Stellung des münd— 
lihen Antrags und die Ertheilung des Auftrags an ben Gerichtsvollzieher 
bezw. an den Gerichtsfchreiber. 

88. 15 bis 17. 

Eine gänzliche Ausfhliefung der Verhandlungsgebühr, wie fie gemäß 
$. 21 des Gerichtsfoftengefeges eintritt, wenn ein zur Beilegung des Rechts— 
ftreits abgejchloffener Vergleih aufgenommen oder auf Grund eines Anerfennt: 
niffes ober Verzichts eine Entſcheidung erlaffen wird, bevor die Anordnung 
einer Beweisaufnahme oder eine andere gebührenpflichtige Entſcheidung vorauf: 
gegangen it, würde den Rechtsanwälten gegenüber nicht gerechtfertigt fein. 
Der Staat kann, um die in jeder Beziehung erwünſchte Art der Erledigung 
eines Nechtöftreits durch Vergleich zu fördern, auf die ihm zuftehenden Ge— 
bühren verzichten; den Rechtsanwälten aber kann es nicht angefonnen werben, 
daß jie die in der mündlichen Verhandlung liegende Mehrarbeit ohne Ber: 
gütung verrichten ſollen. 
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. Wohl aber wird dem Rechtsanwalt, welcher eine Angelegenheit unnöthiger 
Weife zur mündlichen Verhandlung bringt, ohne dab die leßtere durch das 
Geſetz vorgeichrieben oder durch das Gericht ober den Vorfigenden angeordnet 
war, die Gebühr für diefelbe micht zugebilligt werden können. Dies bezwedt 
die Vorfchrift des $. 15. 

Indem der Entwurf bei nicht Fontrabiktorifcher Verhandlung die Gebühr 
auf die Hälfte herabſetzt ($. 16 Abi. 1), Hat er fich dem in einem großen 
Theile des Deutfchen Reichs beftehenden Nechtszuftande angeſchloſſen. Die Be: 
fiimmung in Abjaß 2 des $. 16 entipridt den in $. 20 des Gerichtsfoften: 
geſetzes getroffenen Vorſchriften. Aus ben bereits in den Motiven zu $. 18 
bes Entwurfs eines Gerichtsfoftengefeges (Druckſachen des Reichtages II, Seffion 
1878 Nr. 76 ©. 51ff.) ausgeführten Gründen kann aud hier in Ehefachen 
und in den vor die Landgerichte gehörigen Entmündigungsfadhen der Unter: 
ſchied, ob eine mündliche Verhandlung kontradiktoriſch geworben ift, für den 
Fall, daß ber Kläger verhandelt, nicht aufrecht erhalten werden, Ebenfo recht: 
fertigt fi auch die Gleichſtellung des vorbereitenden Verfahrens in Rechnungs: 
jahen und ähnlichen Prozeſſen (E.:P.:D. $$. 313 bis 316) mit der fontra: 
diktoriſchen mündlichen Verhandlung fowohl wegen der in ſolchen Sachen regel: 
mäßig bhervortretenden größeren Schwierigkeit und Verwidelung des Rechts— 
ftreits, als auch wegen der Folgen, welche die Civilprozeßordnung ($. 316, 
$. 318 Nbf. 2) mit dem Nichterfcheinen einer Partei in diefem Verfahren 
verbindet. 

Die Verhandlungsgebühr umfaßt zufolge des im $. 25 ausgefprocdhenen 
Grundſatzes die Thätigkeit des Anwalts in der gefammten mündlichen Ver: 
handlung der Inftanz, gleichviel ob die Verhandlung in einem ober in meh: 
teren Terminen ftattfindet. Demgemäß kann auch für die mweitere mündliche 
Verhandlung, welche einem Beweisaufnahmeverfahren nachfolgt, die Verband: 
Iungsgebühr des $. 13 nicht wiederholt in Anfag kommen, wenn der Anwalt 
bie Vertretung bereits in ber dem Beweisbeichluffe vorausgegangenen münd— 
lihen Verhandlung geführt bat. Immerhin erfcheint es jedoch im Hinblick 
auf den Mehraufwand an Zeit und Mühe, welche die Vertretung in einer 
folden weiteren Verhandlung regelmäßig verurfacht, angezeigt, die Thätigkeit 
bes Anwalts bei der Gebührenbeftimmung befonders zu berüdfichtigen. Dies 
geihieht, indem $. 17 für den bezeichneten Fall eine Erhöhung der Verband: 
lungsgebühr ($. 13 Abi. 1 Nr. 2) eintreten läßt und zwar um die Hälfte 
oder um ein Viertheil, je nachdem die fragliche weitere Verhandlung eine fon: 
trabiftorifche ift oder nicht. 

Einer beſonderen Hervorhebung wird es faum bedürfen, daß zufolge der 
erwähnten maßgebenden Beitimmungen in dem Falle, wenn ber Anwalt bie 
Vertretung in der dem Bemweisbeichluffe vorausgegangenen Verhandlung nicht 
hatte, ſondern erſt jpäter eintritt, ihm für die Vertretung in ber dem Beweis: 
aufnahmeverfahren nachfolgenden Verhandlung nur die einfache Verhandlungs— 
gebühr (8. 13 Abf. 1 Nr. 2, $. 16) zuiteht. 


8, 18, 


Der Entwurf nüpft eine Ermäßigung der Vergleihsgebühr an zwei Vor: 
ausfegungen, nämlich 
1. daß dem Rechtsanwalte für eine Eontradiktoriihe Verhandlung 
bereits bie volle Verhandlungsgebühr zufteht, 
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2, daß der Vergleih vor dem mit ber Sache befahten Prozeßrichter 
abgeichloffen iſt. 


Es könnte in Frage fommen, ob nicht ſchon die erftere Vorausfegung 
allein den Wegfall oder die Ermäßigung der Vergleihsgebühr zur Folge haben 
foll, da dann die dem Vergleiche gewöhnlich vorangehenden Erörterungen durch 
die Erntrabiktorifche Verhandlung vorweg genommen werben und deshalb das 
Zuftandebringen des Vergleichs der Negel nach einen geringeren Aufwand von 
Mühe und Zeit erfordert. Allein auch nach ftattgehabter kontradiftoriicher 
Verhandlung wird der Vergleich im Interefje der Parteien möglichſt zu begün: 
ftigen fein und es ericheint daher zweckmäßig, dem Rechtsanwalt, welcher fon: 
tradiftorifh verhandelt hat, deshalb allein die Vergleichsgebühr nicht zu 
ſchmälern. 


Tritt aber die zweite Vorausſetzung noch hinzu, ſo muß die Vergleichs: 
gebühr unter dem regelmäßigen Betrage normirt werben, weil dann der Regel 
nad) anzunehmen it, daß die richterliche Thätigkeit auf das Zuftandefommen 
des Vergleihs von Einfluß geweſen iſt. 


Das Ergebniß der in den 88. 13 bis 18 des Entwurfs getroffenen Be: 
ſtimmungen wird fich demnach für den regelmäßigen Prozeßgang folgendermaßen 
darkellen : 

a) Wird der Prozeß ohme kontradiftoriihe Verhandlung durd Ver: 
fäumnißurtheil erledigt, fo erhält der Rechtsanwalt die Prozeßgebühr 
und die halbe Berhandlungsgebühr, d. h. die Säte des $. 9 zum 
N /afachen Betrage. 

hy Wird der Prozeh auf fontradiktoriiche Verhandlung ohne Beweis: 
aufnahme durch Endurtheil erledigt, fo erhält der Rechtsanwalt die 
Prozeßgebühr und die Verhandlungsgebühr, d. h. die Sätze bes 
8. 9 zum boppelten Betrage. 

e) Wird der Prozeß nach erfolgten bejonderen Beweisaufnahmever— 
fahren auf weitere mündliche Verhandlung durch Enburtheil er: 
[cdigt, To erhält der Rechtsanwalt die Säße des $. 9 dreifach, 
nämlid einmal als Prozeßgebühr, 1'/2facdy als VBerhandlungsgebühr 
und zur Hälfte als Bemweisgebühr. 


Ein höherer Vetrag kann ſich nur dann ergeben, wern nad der Beweis: 
aufnahme und nad der fih an dieſe anjchließenden kontradiktoriſchen 
Verhandlung ein Vergleich vermittelt wird. Werden dieſe jeltenen Fälle 
num außer Betracht gelaffen, fo iſt die Baſis für die Vergleihung mit den 
Vorfchriften des preufifchen Zariis vom 12. Mai 1851 88. 3, 4 dahin gegeben, daß 
der Fall a dem $. 3 A bezw. &. 4 A, ber fall b dem &. 3.B bezw. $.4 B, 
der Fall © dem $. 3 U bezw. $. 4 C des lehteren entſpricht. Hiernach ift die 
vergleichende Zufammenftellung in der anliegenden Tabelle (Kolonne 9 bis 11, 
13 bis 15, 17 bis 19) gemacht. Das Verhältniß der Steigerung der Ge: 
bühren it in den Fällen a, b, e wie 1:2: 3, in ben Fällen des $. 3 A, 
B, © des preußischen Geſetzes (bei Objekten bis 150.4.) ebenfalls wie 1:2:3; 
dagegen in den Fällen des 8.4 A, B, C des preußifchen Geſetzes wie 2:3:4, 
oder wie 1:11/,:2, und darauf beruht es, daß die Erhöhung der Gebühren 
nach dem Entwurfe gegenüber den nach dem preußiichen Tarif berechneten nicht 
überall in demjelben Verhältniß eintritt, 
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Die 
88. 19 bis 24 
beftimmen diejenigen Fälle, in welchen wegen ber weniger umfafenden ober 
einfacheren Thätigkeit des Rechtsanwalts geringere Sätze, als die vollen des 
8. 9 angemeffen ericheinen. 


$. 19. 

Am Anſchluß an 8. 25 des Gerichtskoſtengeſetzes beftimmt ber Entwurf, 
daß ebenfo wie die Gerichtsgebühren auch die Anmaltsgebühren im Urkunden: und 
Wechſelprozeſſe (E.:P.:D. &$. 555 bis 567) nur mit ſechs Zebntbeilen der in 
88. 13 bis 20 beitimmten Gebühren berechnet werden follen. Die Beſtimmung 
rechtfertigt fi aus der Einfachheit des Verfahrens, welches eben fo jehr eine 
geringere Arbeit der Gerichte, als auch eine minder bedeutende Thätigleit des 
Anwalts erfordert und einen geringeren Zeitaufwand in Anfprud nimmt. In 
die in Anlage C. enthaltene Zufammenstellung find die nah $. 19 ſich er 
gebenden Gebührenbeträge mit aufgenommen (vergl. die Kolonnen 8, 12, 16, 
20). Diefelben ergeben im Bergleihe mit den preußiichen eine mehr ober 
weniger erhebliche Reduktion und zwar ſchon dann, wenn der Prozeß buch 
Verfäumnißurtheil erledigt wird (Kol. 12). 


8. 20 
lehnt fih an $. 26 Abſ. 1 der Gerichtskoftengejehes an, welcher lautet: 
Fünf Zehntheile der Gebühr (88. 18 bis 24) werben erhoben, 
wenn der Akt ausjchließlih betrifft: 

1. progeßhindernde Einreden (E.:P.:D. 8. 247); 

2. die Unzuftändigfeit des Gerichts, die Unzuläffigkeit des Rechts: 
weges, den Mangel der Prozekfähigkeit, der Legitimation 
eines geieglihen Vertreters oder der erforderlihen Ermächti— 
gung zur Prozeßführung, ſofern bdiefelben von Amtswegen 
berüdfichtigt find (Gerichtsverfaffungsgefeg $. 17 Abſ. 1 
E.:P.:D. 88. 40, 54); 

3. die Entlaffung des Beklagten aus dem Rechtsſtreite (E.:P.:O. 
88. 72, 73), oder die Uebernahme des Rechtsftreits durch den 
Rechtsnachfolger (E--P.:0. $. 237); 

4. die Aufnahme eines unterbrodenen ober ausgejegten Ber: 
fahrens (E.:P.:D. 88. 217 bis 227); 

5. die Zuläffigkeit der Wiedereinfegung in den vorigen Stand, 
der Berufung, Reviſion oder der Wiederaufnahme bes Ver: 
fahrens oder die Zurüdnahme eines NRechtsmittels (E.:P.:d. 
88 216, 476 Abſ. 3, 58. 497, 529, 552); 

6. den Einſpruch (E.:P:D. 88. 306, 310, 311, 640), jomwie 
die gegen ein Verläummißurtheil eingelegten Rechtsmittel 
( C.P.O. 8. 474 Abſ. 2, 8. 599); 

7. die vorläufige Vollftredbarkeit eines Urtheils; 

8. die Ertheilung der Vollfiredungsklaufel, jofern fie im Wege 
der Klage beantragt oder angefochten wird (E.:P.:D. $8. 667, 
687), ober Einwendungen gegen die Zwangsvollitredung, 
welhe den Anspruch ſelbſt betreffen, jofern der $. 686 
Abſatz 2 oder 8 704 Abſatz 2 der Eivilprogegordnung Ans 
wendung findet, oder die Zulaffung der Zwangsvollſtreckung 
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aus dem Urtheil eines auslänbifchen Gerichts oder aus einem 
Schiedsſpruche (E.:P.:D. 98. 660, 868); 

9. die Anordnung, Abänderung oder Aufhebung eines Arreftes 
oder einer einftweiligen Verfügung, fofern die Entſcheidung 
durch Enburtheil zu treffen iſt (E.:P.D. 3. 802 Abf 1, 
88. 805, 806 Abi. 2, 38. 807, 815); 

10. die Ernennung oder Ablehnung eines Schiedsrihters, das 
Erlöſchen eines Schiedsvertrags, die Unzuläffigkeit des ſchieds— 
richterlihen Verfahrens oder die Aufhebung eines Schiebs: 
ſpruchs (E-P.-D. $. 871). 

VBorausfegung der Anwendbarkeit des $. 20 des Entwuris ift jedoch, daß 
die Thätigkeit des Prozeßbevollmächtigten ausfchliehlich die im $. 26 des Gerichts: 
koſtengeſetzes bezeichneten Fälle betrifft Die geringere Gebühr rechtfertigt ſich 
bier mie dort aus der einfacheren Thätigfeit bes Rechtsanwalts fomohl als 
bes Gerichts, 

Die Vorſchrift in Abfag 2 des 8.26 des Gerichtsfoftengefeges konnte 
hier feine Anwendung finden. Sie bezwedt nämlich, die Höhe der Gerichts: 
gebühren von der richterlihen Prozeßleitung möglichit unabhängig zu ſtellen. 
Diefer Geſichtspunkt kann aber im Verhältniſſe des Anwalts zur Partei nicht 
in Betracht kommen. 

$. 21. 

Wie bereits oben angeführt worden, gilt nah dem Entwurf in Weber: 
einftimmung mit $. 24 des Gerichtsfoftengejeges ein bedingtes Urtheil als Be: 
weisanordnung und die Erledigung defjelben als Beweisaufnahmeverfahren ; 
demnach fteht dem Rechtsanwalte, welcher die Partei in dem ganzen Prozefje 
vertreten bat, für die Erledigung eines bedingten Urtheils diefelbe Gebühr, wie 
für eine Vertretung im Beweisaufnahmeverfahren, nämlich die Hälfte der im 
$. 9 beftimmten Säge zu; außerdem kann eine Erhöhung der Verhandlungs: 
gebühr in Gemäßheit des $. 17 eintreten. $. 21 des Entwurfs will jedoch 
den Fall beionders vorjehen, wenn der Nechtsanmwalt erit nach Erlaß des be: 
dingten Urteils eintritt und feine Vertretung ausſchließlich die Erledigung des 
bedingten Urtheils zum Gegenjtande hat. In dieſem Falle ſoll der Rechts— 
anwalt nur °o der dur $. 13 bezichungsweiie $. 19 beitimmten Prozeß: 
gebühr erhalten, daneben aber die Beweisgebühr, die Verhandlungsgebühr und 
nach Umſtänden die Vergleihsgebühr nah Maßgabe der Beftimmungen ins. 13 
Abjag 1 Nr. 2, 8. 18. Die geringere Prozeßgebühr rechtfertigt fich aus der 
Erwägung, dab für den Nechtsanwalt, welcher nad Erlaß des bedingten 
Urtheils eintritt, der Prozeßbetrieb und die Information eine ungleich ein: 
fachere ift. 

$. 22. 
Die Beitimmung des Entwurfs hat zwei Fälle im Auge, in denen die 
Ihätigfeit des Rechtsanwalts 
1. Anträge auf Sicherung des Beweifes nad den Borfchriften ber 
88. 447 bis 455 der Eivilprozeßordnung, 
2, die Anordnung der vom Schiedsrichter für erforderlich erachteten 
richterlihen Handlungen (E.-P.:D. $. 862) 
zum Gegenitande hat. 

Auh das Gerichtskoſtengeſetz hat in den $3. 36 und 34 Nr. 3 die er: 

mwähnten Fälle als Gegenftände einer befonderen Beſteuerung erachtet und 
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erhebt von dem erfteren fünf, von dem legteren drei Zehntbeile der vollen 
Gebühr. Beide ftellen beiondere Arten des Verfahrens dar, die ſich durch ihren 
befehränkteren Inhalt von dem gewöhnlichen Prozeß unterfcheiden. Es recht: 
fertigt fich daher die Herabſetzung auf die Hälfte in Betreff der Gebühr für 
den Prozehbetrieb, jowie der Gebühr für die mündliche Verhandlung, fofern 
es zu einer foldhen überhaupt fommt. Denn die Thätigfeit des Nechtsanwalts 
it in beiden Richtungen auf einen beitimmten Punkt begrenzt und andererfeits 
tritt, falls die Hauptſache nicht anhängig ift, eine mündliche Verhandlung 
bei dem Verfahren zur Siderung eines Bemeifes jo jehr als eine felbit- 
ftändige bervor, daß die Gebühr für diefelbe nicht etwa in Anrechnung auf 
diejenige gebracht werben kann, melde ber Rechtsanwalt etwa jpäter bei Füh— 
rung des Hauptprozeſſes erhält (vergl. unten $. 30 Nr. I des Entwurfs); es 
wird fich nicht felten ereignen, dab die Thätigkeit des Nechtsanwalts im Haupt: 
prozeſſe durch das vorbergegangene Verfahren auf Sicherung des Beweiſes nur 
wenig berührt wird. 

Falls in den vorgeichenen Fällen ein Beweisverfahren ftattfindet, fo ift 
die Thätigfeit des Anwalts in einem folchen mejentlich diefelbe, wie in den im 
$. 13 Nr. 4 vorgefehenen Fällen, jo daß dann auch die Beweisgebühr gewährt 
werben fann. 

$. 23. 

Der Entwurf zählt im Anſchluß an die bezüglichen Beitimmungen des 
Berichtsfoftengeießes eine Neihe von Fällen auf, in welchen eine Serabjegung 
der gewöhnlichen Gebühren der $$. 13 bis 18 auf drei Zehntbeile erfolgen 
jol. Diefe Minderung bezieht fih nur auf die Höhe, fo daß je nad dem 
Bange des Prozeſſes jede Art der Gebühren in Anwendung fommen kann. 
Die Fälle, welche $. 23 hervorhebt, find folgende: 

1. die in $. 34 Nr. 1, 2 des Gerichtskoſtengeſetzes aufgeführten, d. b.: 

a) Anträge auf Entmündigung oder Wiederaufpebung einer Ent: 
mündigung, foweit die Aintsgerichte zuftändig find (C.-P.O. 
83. 593 bis 603, 616 bis 619, 621 bis 623, 625); 

b) Anträge auf Feitiehung der vom Gegner zu eritattenden Prozeb: 
koſten (E.:P.:D. $. 99), wobei nur zu erwähnen it, daß ber 
Betrag der geforderten Koſten den Werth des Streitgegenitandes , 
bildet. 

2. die Zmangsvollitredung im Allgemeinen. 

Die Gebühren für die Vertretung in den in Nr. I und 2 bezeichneten 
Angelegenheiten stehen dem Rechtsanwalt unter allen Umständen zu, gleichviel 
ob er von der Partei ausfchließlih mit diefen beauftragt war, ober ob er 
dieie Thätigkeit in Folge und in Verbindung mit ber ihm übertragenen Ber: 
tretung im Haupftprozeſſe leiftet. 

3. die in $. 35 Nr. 2, 4 des Gerichtsfoftengejeges aufgeführten Fälle, 
nämlich Anträge auf vorläufige Einftellung, Beſchränkung oder Aufhebung einer 
Zwangsvollſtreckung (E.:P.:D. 83. 647, 657, 688, 690 Abi. 3, 38. 696, 710 
Abf. 4) und auf Anordnung oder Aufhebung eines Nrreftes oder einer einſt— 
weiligen Verfügung (E.:P.:0. 88. 801, 802, 813, 815 bis 822). Für das 
Verfahren in dieſen Fällen ftehen dem Nechtsanwalte, welcher im Hauptprozeſſe 
thätig ift, beiondere Gebühren nur zu, Tofern das Verfahren von dem in ber 
Hauptfache getrennt iſt (8. 30). 

4. Außerdem wird in $ 23 eine Neihe von Streitigkeiten und Anträgen 
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aufgezählt, für welche dem Rechtsanwalt nur dann eine befondere Vergütung 
gebührt, wenn er febigli in der Vertreibung dieſer die Partei vertritt, nicht 
aber wenn biefelben im Laufe eines Nechtsftreits in Frage kommen, für welchen 
der Rechtsanwalt zum Prozeßbevollmächtigten beftellt if. Der Entwurf ent: 
nimmt dieſe befonders zu vergitenden Handlungen dem Gerichtsfoftengeieke, 
nämlich 
a) dem 5. 27 Nr. 1 die Zuläſſigkeit einer Nebenintervention (E.:P.:Dd. 
$. 68) — vergl. Entwurf eines Gerichtskoftengefepes $. 22 Nr. 1 - 
und deſſen Begründung in den Drudiahen a, a. D. S. 7 und 
53 —; 
b) dem $. 47 Nr. 1 bis 12 die Verhandlung und Entjcheidung 

Ar. 1, über die Prozeß- oder Sadleitung, einfchliehlich 
der Beitimmung oder Aenderung von Terminen und Friſten; 

Nr. 2, über die Bewilligung oder Entziehung des Armen: 
rechts, ſowie die Verpflichtung zur Nachzahlung von Koſten 
(E.:P.:D. 8. 117); 

Nr, 3, über die Zuftändigfeit des oberften Landesgerichts 
($. 7 Einf.:Gef. zur E-P.:D.) ober der Kammer für Han: 
delsfahen (8.:8.:@. 83. 103 bis 106), über die Beltimmung 
des zuftändinen Gerichts (E+P.D. 88. 36, 756), eines Ge 
richtsvollziehers (E.:P.:D. $. 728 Abf 1, $. 751 Abi. 1) 
ober eines Sequefters (E.:P.:D. 88. 747, 752); 

Nr. 4, über die Ablehnung eines Richters, eines Gerichts: 
fchreibers oder Sadverftändigen (E.:P.-D. 38. 42 bis 49, 
371); 

Nr. 5, über die Verpflichtung eines Gerichtsichreibers, 
gefeglihen Vertreters, Nehtsanwalts oder anderen Bevoll: 
mächtigten, ſowie eines Gerichtsvollziehers zur Tragung ber 
durch Verichulden derielben entitandenen Koften (E-P.:0. 
$. 97); 

Nr. 6, über die Verpflichtung eines Rechtsanwalts zur 
Zurüdgabe einer vom Gegner ihm mitgetheilten Urkunde 
(E.:P.:D. $. 126); 

Nr. 7, über die Verpflichtung zur Abgabe eines Zeug: 
nifjes oder Gutachtens (E.:P.-:D. 88. 351 bis 354, 373); 

Nr. 8, über die Zwangsmaßregeln gegen einen Zeugen 
oder Sachverſtändigen, fowie die Verurtheilung deifelben zu 
Koften und Strafe (E.:P.:D. 38. 345, 346, 355, 374); 

Nr. 9, über die Beitellung eines Vertreters einer nicht 
prozeßfähigen oder unbefannten Partei, eines Nachlaſſes oder 
eines dem Aufenthalt nad unbekannten Erben (E.:P.:D. 
$$. 55, 455, 609, 620, 626, 693); 

Nr. 10, über die Berichtigung bes Urtheils ober des That: 
beftandes befjelben (E.:P.:D. 88. 290, 291); 

Nr. 11, über die Vollftredbarfeit der durch Nechtsmittel: 
anträge nicht angefochtenen Theile eines Urtheils (E.:P.:D. 
38. 496, 523); 

Nr. 12, über die Zulafjung einer Zuftellung an einem 
Sonntag ober allgemeinen Feiertag oder eines Aftes ber 
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Imwangsvollitredung an einem ſolchen Tage oder zur Nacht— 
zeit (E.PD. 88. 171, 681). 

In allen Fällen des $. 47 des Gerichtskoſtengeſetzes werden Gerichts: 
gebühren nicht erhoben. Dieſe Bebührenfreiheit begründet ſich bauptfächlich 
dur die Erwägung, daß die gedachten Akte großentheils zur Prozeß— und 
Sadleitung gehören oder ſich als regelmäßige Vorbereitungen des Verfahrens 
oder als Anhängſel deſſelben darftelen, oder daß bei diejen Akten das öffent: 
liche Interefje oder das der Beamtendisziplin überwiegend in den Vordergrund 
tritt. — Vergl. über die einzelnen Fälle die Begründung des Entwurfs eines 
Gerichtsfoftengefepes $. 41 in den Drudfadhen a, a. D. S. 60 bis 64. — 
Ale diefe Gefihtspunkte konnten bei der Frage, ob Anwaltsgebühren erhoben 
werden jollen, wenn jich die Thätigfeit des Rechtsanwalts ausſchließlich auf die 
erwähnten Angelegenheiten eritredt, nicht enticheidend fein. Hier bleibt allein 
maßgebend, daß der Rechtsanwalt eine Tätigkeit leistet, welche eine Vergütung 
verdient. Lebtere kann jedoch entiprechend dem durchjchnittlihen Aufwande an 
Zeit und Arbeit nur niedrig bemeſſen werden. 

In den Fällen der Nr. 13 und 14 des $. 47 des Gerichtsfoftengefeges 
ift für die Thätigkeit des Nechtsanwalts die Gebührenbeitimmung des $. 23 
Nr. 2 maßgebend. 

5. 24 
regelt die Gebühr für die Fälle, wenn die Thätigkeit des Nechtsanwalts bes 
trifft: 
Anträge auf Ertheilung oder Zurüdnahme der Bollitredungsflaufel, 
fofern die Anträge nicht im Wege der Klage geitellt werden 
(E:P.:D. 88. 602 bis 666, 668, 703, 704 Abi. 1, 5. 705 
Abſ. 3, 8. 809), oder auf Ertheilung einer weiteren vollftredbaren 
Ausfertigung (E-P.-D. $. 669) oder auf Ertheilung des Zeug> 
niffes der Rechtskraft oder auf Ertbeilung des Zeugniffes, daß 
innerhalb der Nothfriſt ein Schriftiag zum Zwecke der Termins: 
beftimmung nicht eingereicht jei (E.:P.:O. 8. 646). 

Diefe Handlungen erfordern gewöhnlich ein jo geringes Maß von Thä— 
tigkeit, daß jie mit in die Bauſchgebühr für die betreffende Inſtanz oder den 
Betrieb der Zwangsvollftredung hineingezogen werden fünnen (vergl. $. 35). 
Wo aber dieje Möglichkeit nicht obwaltet, wird dem Anwalte für folde Hand: 
lungen eine Vergütung zuzubilligen fein, jedod nur zu dem geringiten Bauſchſatze, 
welchen ber Entwurf kennt, nämlich zu zwei Zehntheilen der Normalfäpe. 

8. 25. 

Der $. 25 in Verbindung mit $. 29 Abf. 1 ſpricht den Grundgedanfen 
des Bauſchſyſtems aus, daß nämlich die im $. 13 bezeichneten Gebühren bie 
gefammte Thätigkeit des Rechtsanwalts bis zur Beendigung der Inſtanz um: 
faffen und daß der Rechtsanwalt jede diefer Gebühren in jeder Inſtanz rüd- 
fichtlich eines jeden Theiles des Streitgegenitandes nur einmal beanſpruchen 
kann (8. 28 des Gerichtsfoitengejeges). 

Was den Begriff der „Inftanz“ anlangt, jo hat das Gerichtskoſtengeſetz 
diefen aus der Givilprozeforbnung entnommen, ihm jedoch, wie die Ausfüh: 
rungen zu den $$. 23 bis 28 des Entwurfs eines Gerichtöfoftengefeges — vergl. 
Drudjachen des Reichstags I. Seffion 1878 Nr. 76 ©. 54 ff. — ergeben, 
gewiffen Mobififationen unterworfen, um eine der Billigfeit entſprechende Er: 
hebung der Gerichtsgebühren herbeizuführen. Es wird kleiner Rechtfertigung 
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bedürfen, daß der Entwurf ſich im diefer Beziehung dem Gerichtskoſtengeſetz 
angeichlojien bat, da es zu dem größten Unzuträglichkeiten führen müßte, wenn 
das Gerichtöfoftengefeb und die Anwaltsgebührenordnung den gedachten Begriff 
in einem verichiedenen Sinne auffahten. Jusbeſondere darf bier hervorgehoben 
werden, daß auch nad) dem Entwurf eine neue Inſtanz dann als begonnen 
anzufehen ift, wenn ein Gericht höherer Ordnung mit dem Nechtsitreite be: 
faßt wird. 

Der zweite Sab des $. 28 des Gerichtsloftengejeßes, weldher in dem Ent: 
wurfe deſſelben fehlte und von der Kommiffion des Reichstags hinzugefügt wurde, 
ift in den $. 25 des Entwurfs nicht mit aufgenommen worden, indeffen nur 
deswegen, weil er felbiiverftändlih ift. Hätte 5. B. der Rechtsanwalt über 
eine prozeßhindernde Einrede (E.:P.:D. $. 247, Entw. $. 27 Nr. I) und 
gleichzeitig in der Sache felbjt verhandelt, fo kann er die Gebühr des $. 13 
Ar. 2 nicht etwa zum 17/, fahen Betrage, fondern nur einmal beanfpruchen. 
Daſſelbe gilt, wenn der Rechtsanwalt über eine prozeßhindernde Einrede und, 
nachdem diefelbe verworfen worden ift, zur Hauptſache verhandelt hat. Anders 
liegt die Sadje, wenn der Rechtsanwalt bezüglich eines Punktes der Klage ſich 
auf eine prozeßhindernde Einrede beihränft, dagegen bezüglich eines anderen 
Punktes zur Sache verhandelt hat; alsdann erhält er für feine Thätigfeit in 
Betreff des eriteren Punktes die Gebühr des $. 20, für die in Betreff des zwei— 
ten dagegen bie Gebühr des $. 13. Bei der Berechnung jind jedoch $. 10 des 
Entwurfs und $. 10 des Gerichtsfoftengejeges zu beachten. 

8. 26. 

Der Begriff der Inftanz wird im Gerichtsfojtengefege dur die $8. 30 
bis 34 desſelben feftgeftellt, indem theils Nechtöftreitigkeiten, welde fih im 
Sinne der Eivilprozeßordnung als eine neue Inſtanz barftellen würben, im 
Sinne des Bebührengefeges zu der alten Inſtanz gerechnet werden, theils folche, 
welhe gemäß den Borfchriften der Givilprozehorbnung eine Fortſetzung der: 
felben Iuftanz bilden, für die Gebührenerhebung als eine neue Inſtanz bes 
tradhtet werden. Der Entwurf hat zuvörberft die Vorfchriften der $$. 30, 31 
des Gerichtskoftengefeges auch auf die Anwaltsgebühren für anwendbar erklärt. 

Die Zuſammenfaſſung des Verfahrens vor dem Landgerichte mit dem 
vorausgegangenen vor dem Amtsgerichte in den Fällen der SS. 467, 640 ber 
Eivilprogeßorbnung wird in den Motiven des Gerichtskoſtengeſetzes (Druckſachen 
des Neihötags 3. Leg. Per. II. Sefjion 1878 S. 55) durch Billigfeitsgründe 
motivirt, welche für die Anmwaltsgebühren nicht Play greifen. Sie erfcheint 
aber auch hier gerechtfertigt, weil die Thätigkeit des Anwalts in den bezeichneten 
Fällen nur im geringfügigen Maße fi fteigert. 

Wird eine Sache zur andermweiten Verhandlung an das Gericht unterer 
Inftanz zurüdverwiejen (E.:P.:O. $$. 500, 501, 528), fo bezwedt das neue Ber: 
fahren in unterer Inftanz eine Verbejlerung oder Ergänzung des früheren 
fehlerhaften oder unvollftändigen, welches von Anfang an in der von dem 
oberen Gericht angeordneten Art hätte ftattfinden ſollen. Auch bier erjcheint 
alfo die fernere Thätigkeit des Nechtsanmwalts nicht als eine neue, fondern nur 
als eine Fortfegung bezw. Ergänzung der vorher verwendeten und wird des— 
halb von einer gejonderten Gebührenerhebung für jedes einzelne Verfahren um 
jo mehr Abitand zu nehmen fein, als im anderen Falle ſich nur zu häufig bie 
Frage aufwerien würde, wer die entitehenden Mehrkoſten verfchuldet, eine Frage, 
die unter Umſtänden zu unerquicklichen Streitigkeiten führen könnte. 
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g. 27 

behandelt das in 8. 32 des Gerichtsfoftengefeges vorgefehene Verfahren bei dem 
Einipruche gegen ein Lerfäumnißurtheil (C-P.«O. $$. 306, 310, 311), ohne 
jedoh, wie dies bezüglich der $$. 30, 31 des Gerichtskoſtengeſetzes geſchehen 
konnte, den $. 25 ohne weiteres für entſprechend anwendbar zu erklären, Die 
Erhebung einer Gerichtsgebühr rechtfertigt ſich nämlich im jedem ſolchen Falle, 
weil immer eine Partei, ſei es durch Verſäumniß oder durch unberechtigten 
Antrag auf Erlak des Verſäumnißurtheils, das Verfahren herbeigeführt hat. 
In Bezug auf die Anwaltsgebühren mußte jedoch die im Entwurfe gemachte 
Unterfheidung gutroffen werden. Wird mämlich der Einfpruch zugelaffen, 
fo fann nur für den Nechtsanmwalt des Gegners der den Einfprud einlegenden 
Partei eine bejondere Gebührenerhebung erfolgen, da der Rechtsanwalt biefer 
legteren nur die feitens feiner Partei (wenn auch ohne feine Schuld) verfäumte 
Handlung nahholt. Im Falle der Zurüdnahme oder Verwerfung des Einfpruchs 
erjeugt das Verfahren für bie beiden Rechtsanwälte, fowohl für den der Partei, 
welche den Einfpruch erhoben bat, als für den des Gegners, eine befondere 
Thätigkeit, die mit der auf das Sauptverfahren zu verwendenden in feinem Zu: 
jammenbange steht. Aus diefem Grunde ipricht Abjak 1 im $. 27 des Ent: 
wurfs die Gebühren des Einipruchsverfahrens als einer neuen Inſtanz jeden 
Rehtsanmalte zu. 

Selbitverftändlih handelt es ſich im Falle des zweiten Abjages an id) 
nur um die Gebühr für die frühere Verhandlung, deren Ergebnik in Folge 
der Zulaffung des Einfpruchs befeitigt wird. Diefe Verhandlungsgebühr wird 
nad) $. 16 Abſatz 1 zu bemeifen sein. Im Falle des eriten Abfages kann 
dagegen eine befondere Prozeßgebühr für das Verfahren über den Einipruch 
deshalb nicht gewährt werden, weil dieſes eine erhebliche Vermehrung der 
Thätigfeit des Rechtsanwalts nur bezüglich der mündlichen Verhandlung, nicht 
aber bezüglich der Information und des Prozeßbetriebes veranlaßt. Für die 
Verhandlungsgebühr diefer Inſtanz ift in Betreff der Nechtsanmälte beider 
Theile 8. 20 des Entwurfs bezw. $. 26 Nr. 6 des Gerichtskoſtengeſetzes maß: 
gebend. 

Der dritte Abjap des 3. 27 behandelt das Verſäumnißurtheil gegen ben 
Schwurpflichtigen, welcher in dem zur Eidesleiftung beitimmten Termine nicht 
erfheint — $. 430 EP.:0. —. In diefem Falle tritt immer eine Mehr: 
arbeit des Rechtsanwalts ein, und diefe ift durch eine Unterlaffung der Partei 
veranlaßt. Es muß daher auch dem Anwalte der jäumigen Partei, gleich: 
viel, ob der Einipruch zugelaffen, zurüdgenommen oder verworfen wird, eine 
Vergütung für Ddiefes Mehr an Arbeit zugebilligt werden, nur daß fi das 
Mehr und deshalb auch die Vergütung verfchieden geitaltet, je nachdem die 
Vorausjegungen bes eriten oder des zweiten Abſatzes vorliegen. Daß der 
Rechtsanwalt des Gegners der ſchwurpflichtigen Partei die in den Abfägen 1 
und 2 jeitgefegten Gebühren erheben kann, bedarf Feiner bejonderen Hervor— 
hebung. 

$. 28. 

Der entfprechende 3. 33 des Gerichtsfoftengejeßes behandelt den Urkunden: 
oder Wechfelprogeh und das in dem anhängigen Rechtsſtreite folgende ordent: 
lie Verfahren wie zwei von einander geſonderte Nechtsitreite Der Entwurf 
tann diefem Vorgange nicht durchweg folgen. Allerdings bringt das doppelte 
Verfahren auch eine Steigerung der Thätigkeit des Anwalts mit ſich; doch 
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trifft dieſe hauptſächlich nur die mündliche Verhandlung und die Beweis: 
aufnahme. Dagegen wird die Information für das eine, wie für das andere 
Verfahren im MWefentlichen diejelbe fein, und wird fih die Information für ben 
Wechſel- oder Urkundenprozeß regelrecht ſchon mit auf die Umſtände eritreden 
müffen, welche ipäter im ordentlihen Verfahren zur Sprache kommen können, 
Es erſcheint daher billig, dab der Nechtsanmalt ſich die Prozehgebühr des Ur: 
kunden: oder Wechſelprozeſſes auf die gleiche Gebühr des ordentlichen Verfahrens 
anrechne, 
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wird der Begriff der Inſtanz im Sinne diefer Gebührenordnung näher ers 
läutert, indem unter acht Nummern verichiedene Punkte als zur Inftanz ges 
hörig bezeichnet werben, bei denen es zweifelhaft fein Fönnte, ob fie nicht eine 
neue Inſtanz würden bilden können. Bon diefen Punkten bedürfen nur fol: 
gende einer Erläuterung bezw. Begründung. 

Zu Ar. 2. Die Beftimmung, nad) welcher auch Zwifchenftreite mit Quter: 
venienten zu der Inſtanz gerechnet. werden follen, bedarf einer Rechtfertigung, 
da es an fich möglich wäre, diefe Zwifchenftreite aus der Inſtanz auszufcheiden. 
Es kommen hier nur die Nebenintervenienten in Betradt, da bie Sauptinter: 
vention ftets ein befonderes Verfahren neben dem Hauptprozeß bedingt (E.-P.:O. 
8. 61, 62). Die Ausionderung der Zmwijchenftreite mit den Nebenintervenienten 
empfiehlt ſich indeß nicht. Für den Anwalt des Nebenintervenienten it fie 
ohne Bedeutung, wenn feine Thätigkeit mit der Beendigung des Zwifchenftreits 
abſchließt, alſo namentlich, wenn die Intervention zurüdgemielen wird; in Diefem 
Fall ftehen ihm Gebühren überhaupt nur nad) Maßgabe des $. 23 Nr. 3 des 
Entwurfs, bezw. $. 27 Nr. 1 des Gerichtsfoftengefeges zu. In allen anderen 
Fällen ift die Ausfonderung aber unbillig. Verhandelt der Anwalt bes Neben: 
intervenienten nämlich zur Sauptjache, jo wird in den meilten Fällen fein Auf 
wand an Zeit und Arbeit nicht erheblich größer fein, als wenn er ohne Streit 
zugelaffen wäre. Und ebenjo wenig wird die Arbeit und Mühe des Anwalts 
des Gegners durch ben Streit über die Zuläffigfeit der Intervention in ſolchem 
Grade vermehrt, daß man den leßteren als bejondere Inftanz auffaſſen müßte, 
Im Zweifel wird man geneigt fein, den Umfang der durd die Baufchgebühr 
zu vergütenden Yeiftungen eber zu weit als zu eng zu ziehen, weil bie Berück— 
jichtigung der zufällig das gewöhnliche Maß überfteigenden Mebrarbeit den An: 
walt leicht dem Vorwurf ausfegt, die größere Schwierigkeit abſichtlich herbeis 
geführt zu haben. 

Zu Nr. 4. Die Beitimmung des Entwurfs ſchließt fih an das preußifche 
Reht an. Nah $. 8 des Tarifs vom 12. Mai 1851 bezw. $. 9 des Ge: 
richtöfoftengejeges vom 10. Mai 1851 ftehen dem Rechtsanwalt für „die Ver: . 
handlung ſchleuniger Arreſtſachen, welche nicht mit der Hauptſache verhandelt 
werben" (Allg. Ger.:D. 1. 29 $$. 30 bis 40), ſowie „für die NRegulirung 
eines Interimiftitums, welches in bejonderen Verhandlungen erfolgt“, auch be: 
fondere Gebühren zu. Aus dieſen Vorſchriften ergiebt ſich, daß nur im Fall 
der Sonderung des Arrejtverfahrens von dem Sauptverfahren dem Rechts: 
anmalte für das eritere Gebühren bewilligt werben. In der That hat aud) 
nur in diefem Fall der Rechtsanwalt von dem Arreitverfahren einen befonderen 
Zuwachs an Arbeit und Zeitaufwand, während im Fall der Verbindung mit 
der Hauptiahe — E.:P.:D. 38. 806, 807 — das Nrreftverfahren als Inzidents 
punkt in dieſer erjcheint. 
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Das Gleiche gilt rückfichtlich der Anträge auf vorläufige Einftellung, Be 
ſchränkung oder Aufhebung einer Zwangsvollſtreckung (E.-P.:0. 88. 647, 657, 
688, 690 Abi. 3, 83. 696, 710 Abſatz 4). 

Zu Nr. 5. Im dieſen Fällen liegt bier die Sache anders als im Ge: 
richtskoſtengeſetz (5. 45 Abſatz 2). Die dort vorgefehene Gerichtsgebühr hat 
unter Anderem den Zmwed, unnüge Anträge zu verhüten; die Gewährung einer 
befonderen Gebühr für den Anwalt würde aber dieſem Zwecke nicht dienen. 

Zu Nr. 6 vergl. oben zu $. 23 Wr. 3. 

Zu Nr. 7 und 8. Die Zuftellung und Empfangnahme von Entjcheidungen, 
ihre Mittheilung an den Auftraggeber, die Ueberjendung der Sandalten an 
den Bevollmächtigten einer anderen Inſtanz jind Sandlungen, die in dem 
Prozeßbetrieb Liegen und daher ſchon durch die Prozeßgebühr ihre vollftändige 
Vergütung finden. 

$. 30. 

Bezüglih der Nr. 1 vergl. die Bemerkungen zu $. 22, bezüglich der 
Ar. 2 vergl. die Bemerkungen zu $. 29 Nr. 3. In biefen beiden Fällen 
find bejondere Gebühren dann zugebilligt, wenn die Hauptſache noch nicht 
anhängig ift, bezw. das Verfahren fi von jenem in der Hauptſache trennt. 

Es kann ſich nur fragen, ob, wenn es nachher zu dem Hauptprozeſſe 
fommt, nicht die Anrechnung der in bem vorbergegangenen beſonderen er: 
fahren erhobenen Gebühren auf die des Hauptprozeſſes angemefjen erjcheint. 
Bei Streitigfeiten zur Sicherung des Beweifes ift von einer ſolchen Anrehnung 
abgejehen. Dies Verfahren wird nicht jelten eingefhlagen werden, um zunächſt 
die Ausfichten eines beabfichtigten Prozeifes zu prüfen, für welchen es von 
vornherein zweifelhaft ift, ob der Beweis der erheblihen Thatfachen ſich werde 
erbringen laffen. Ein ſolches Vorgehen verdient Begünftigung, weil es den 
Prozeß möglidherweife erübrigt. Diefem Zwed dient aber bie Sonderung ber 
Gebührenberehnung für das Vorverfahren von der für Das eventuell einzus 
leitende Sauptverfahren. 

Diefe Erwägung trifft bei den Fällen der Nr. 2 nicht zu. Hier wird bie 
Mehrarbeit des Rechtsanwalts weſentlich nur dadurch bedingt, daß eine befon: 
dere mündliche Verhandlung und Beweisaufnahme in dem von der Hauptſache 
getrennten Verfahren flattfindet. Nur für diefe ift daher die Erhebung einer 
beſonderen Gebühr billigenswerth, während es wiederum angemeſſen erſcheint, 
die Prozeßgebühr des getrennten Verfahrens auf die Prozeßgebühr der Haupt: 
fahe in Anrechnung zu bringen. 

Die in Nr. 3 aufgeführten Streitigkeiten über die von dem Gegner zu 
erftattenden Prozeßloften ($. 34 Nr. 1 des Gerichtsfoftengefeges) gehören nad 
Vorfhrift der E:P.D. 5. 98 Abſ. 2 nicht zur Inftanz, in welcher die Koften 
entftanden find. Die Vergütung für die Thätigkeit des Anwalts in folchen 
Streitigkeiten könnte danach, wenn feine Sondergebühr gewährt würde, nur 
in die Bauſchgebühr des erftinftanzlichen Anwalts hineingezogen werden. Dies 
würbe aber zu offenbaren Unbilligfeiten führen. Daß der Werth des Streit: 
gegenitandes im vorliegenden Falle dur den Betrag des Koſtenanſpruchs 
gebildet wird, ift bereits hervorgehoben. 

Der Entwurf hat endlich nicht unerwogen gelaffen, ob im Falle des $. 48 
des Gerichtsfoftengefeges den Anwälten bejondere Gebühren zuzubilligen fein 
möchten. Nah $. 48 kann das Gericht im Falle einer Berichleppung bes 


Prozeſſes „durch Verſchulden einer Partei oder eines Vertreters berjelben“ 
13 


50 


befhließen, daß der volle Betrag oder doc ein Theil der dadurch bedingten 
Gerichtsgebühren gleihfam als Strafe „für die verurfadhte weitere Verhand— 
lung“ fowie „für die durch das neue Vorbringen veranlaßte nochmalige Be: 
weisanordnung“ zu erheben jei. 

Der Entwurf des Gerichtsfoftengeiehes hatte ein anderes Prinzip auf: 
geitellt, nach welchem die durch das Verfchulden veranlaßten weiteren Akte 
aus der Inftanz ausjcheiden und für fich befteuert werben jollten. -— Vergl. 
Entwurf eines Gerichtsfoftengefeges $. 42 und Motive S. 64 ff. a. a. D. 

Diefes Prinzip ift in Folge der Beſchlüſſe des Reichstags aufgegeben 
worden, und ber nunmehrige $. 48 des Gerichtsfoftengejeges macht eine Ueber: 
tragung des in ihm enthaltenen Brundjages auf bie Gebühren ber Rechts: 
anmälte unthunlich. Ueberdies fünnte das Geſetz im Falle bes $. 48 beſondere 
Gebühren den Rechtsanwälten nur infoweit zubilligen, als dieſe nicht an ber 
Verichleppung der Sache felbft die Schuld tragen. Das Gericht wird aber 
bei den in $. 48 a. a, D. bezeichneten Befchlüffen nicht in der Lage ſein, 
darüber zu befinden, ob die Verfhuldung der Partei oder dem Anmalte zur 
Laft fällt, da die Vorgänge zwifchen diefem und feinem Klienten dem Gericht 
in der Regel umbefannt fein werden. Es würde daher die Entſcheidung 
darüber, wen bie Verſchleppung eigentlich zur Laſt fällt, einem befonberen 
Prozeß überlaffen bleiben müffen. Unter diefen Umftänden erfcheint es rich: 
tiger, eine, den Gerichtsfoften entiprechende, Erhöhung der Anwaltsgebühr in 
folden Fällen nicht eintreten zu laffen. 

Die 

88. 31 bis 35 
beftimmen den für die Gebührenerhebung feitzufegenden Begriff der Inſtanz 
in dem Zmwangsvollitredungsverfahren, da daſſelbe in feiner mannigfaltigen 
Entwidelung und bei der in Folge deſſen höchſt verſchiedenartigen Thätigkeit 
bes Rechtsanwalts nicht immer als eine einzige Inftanz aufgefaßt werden kann. 
5. 31 
giebt den regelmäßigen Begriff der Inftanz in der Zwangsvollſtreckung. Auch 
für dieſe zeigte fich aus den ſchon mehrfach erörterten Gründen das Bebürfniß, 
thunlichft die Einzelhandlungen für die Gebührenbemeffung zufammenzufaffen 
und alfo infofern von den entiprechenden Beftimmungen bes Gerichtäfoften- 
geſetzes (88. 35, 39) abzuweichen. Die Durchführung jeder einzelnen Voll: 
ftredungsmaßregel giebt ſowohl für den Nehtsanwalt des Gläubigers, wie für 
den des Schuldners, falls deſſen Thätigfeit überhaupt eintritt, die natürlichen 
Grenzen eines an ſich abgeichloffenen Verfahrens. Demgemäß ſpricht $. 31 
im erften Abfag die Regel dahin aus, daß jede Vollſtreckungsmaßregel mit den 
durch diefelbe vorbereiteten weiteren Vollitredungshandlungen bis zu der durd 
die Maßregel herbeigeführten Befriedigung des Gläubigers Eine Inftanz bilden 
fol. Diefe Negel bezieht fich aber nicht auf das Vertheilungsverfahren (E.:P.-O. 
$3. 758 bis 768, 768), welches als ein für fich beftehendes Verfahren weiter 
unten ($. 39) befonders in Betracht gezogen it. Der Vorbehalt des zweiten 
Abſatzes beruht darauf, daß die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Ber: 
mögen nad) $. 757 der EP.:D. fih nah der Landesgeſetzgebung beſtimmt 
und daher auch die Vergütung der Anmaltsthätigkeit in derſelben nad $. 1 
des Entwurfs diefem nicht unterliegt. Inſoweit nad $. 755 a. a. O. eine 
Anordnung der Zwangsvollſtreckung in ein Grundftüd durch das Amts: 
gericht als Vollftredungsgericht erfolgen muß, fteht dem Rechtsanwalt für einen 
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Antrag auf Erlaß diefer Anordnung eine Gebühr nad den Vorichriften dieſes 
Geſetzes zu. t 

Die Regel des erften Abfages erleidet ferner die in den folgenden Para- 

graphen bezeichneten Modifikationen und Ausnahmen. 

$. 32 
erwähnt drei Fälle, welche jeder für fich eine befondere Inſtanz der Zwangs— 
vollſtreckung bilden jollen. 

Dieſe Fälle find: 

1. Das Verfahren über einen Antrag auf Ertheilung einer weiteren 
vollitredbaren Ausfertigung (E.:P.:D. $. 669). Hier rechtfertigt ſich die Aus- 
jonderung durch die Erwägung, dab die weitere volliiredbare Ausfertigung nur 
ausnahmsweije ertheilt wird, daß in den meilten Fällen eine bejondere Thätige 
keit des Anwalts erforderlich jein wird, um den Vorfigenden des Gerichts zur 
Anordnung diefer Ertheilung zu veranlafen und daß mitunter jogar eine Art 
tontradiktoriſchen Verfahrens ftattfinden wird, weil der Schuldner „von dem 
Vorfigenden über den Antrag gehört werden” kann; 

2. das Verfahren zur Abnahme des Offenbarungseides (E.:P.:O. $8. 781, 
782, 711, 769). Im Gegenfage zu $. 6 des preußiichen Tarifs, nach welchem, 
„namentlih für die durd Abfordern des Manifeftationseides bewirkte Ver: 
mögensermittelung — nichts liquibirt werden darf“, glaubte der Entwurf das 
gedachte Verfahren bejonders behandeln zu müſſen, da dafjelbe gemäß $. 781 
. der Civilprozeßordnung durch Ladung jeitens des Gläubigers eingeleitet werden 
muß und fi ſchon deswegen feiner Natur nad von der Zwangsvollſtreckung 
ausſcheidet. Weberdies kann das Verfahren zur Abnahme des Offenbarungs- 
eides nicht blos in Verbindung mit einer anderen Vollitredungsmaßregel, fon: 
dern aud unabhängig von einer foldhen vorkommen, z. B. wenn der Gläubiger, 
ohne eine Pfändung zu beantragen, glaubhaft macht, daß er durch eine ſolche 
feine Befriedigung nicht vollitändig erlangen könne ($. 717 E.:P.:0.). Immer 
aber wird eine befondere Thätigkeit des Rechtsanwalts erforderlich jein; 

3. die Ausführung der Zwangsvollſtreckung in ein gepfändetes Ver— 
mögensrecht durch Verwaltung (E.:P.:D. $. 754 Abi. 3). Das Verfahren 
enthält mancherlei Komplikationen. Zunächſt kann die Thätigkeit des Anwalts 
erforderlich werden, um dem Schuldner die Detention der Sache zu entziehen 
und fie dem Verwalter zu übertragen. Es kann fidh hieran eine Reihe von 
Verhandlungen mit dem Verwalter wegen ber ihm zuitchenden Vergütung und 
wegen der ihm obliegenden Rechnungslegung, ſowie mit den anderen Gläu: 
bigern bezüglich der Art der Nevenüenvertheilung knüpfen, jo daß die auf 
diejes Verfahren verwendete Thätigkeit des Rechtsanwalts in feiner Weiſe durch 
die Gebühr der Zmangsvollitredung überhaupt angemefjen vergütet wird. 

Die 

88. 33, 34 
beſchäſtigen ſich fpeziell mit den Fällen, in welchen es fih um Vornahme einer 
Handlung oder aber um Unterlafjung bezw. Duldung einer folhen handelt. 
Der Entwurf beftrebt auch bier, den Rückſichten der Billigkeit Nechnung zu 
tragen. 

Hat im Falle des $. 773 der Civilprozeßordnung, wenn die Zwangsvoll— 
ftredung auf Erwirkung einer Handlung des Schuldners gerichtet iſt, ber 
Bläubiger neben feiner Ermächtigung, die Handlung auf Kojten des Schuldners 
vornehmen zu laffen, aud eine Verurtheilung des Schuldners zur Voraus: 
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zahlung dieſer Koften erlangt ($. 773 Abf. 2 a. a. D.), fo geht die ummittel: 
bar gegen das Vermögen des Schuldners gerichtete Volljtredung der letzteren 
Verurtbeilung neben dem weiteren Verfahren zur Vornahme der Handlung 
ihren eigenen Weg und bedingt eine beiondere Thätigkeit des Anwalts, Diefem 
Verhältniß entipriht die Sonderung des Verfahrens bezüglih der Anwalts: 
gebühren im Abſatz 1 des 8. 33. 

Ebenfo entipricht es der prozefjualen Geftaltung des Verfahrens und der 
damit verbundenen Thätigkeit des Anwalts, wenn zufolge der Vorfchrift in 
Abi. 2 des $. 33 in Fällen wiederholter Berurtheilung bes Schuldners zur 
Strafe wegen wiederholter Zumiderhandlung gegen feine Verpflichtung, eine 
Handlung zu dulden oder zu unterlaffen (E.-P.:D. $. 775), jede Verurthei— 
lung für jih als Schluß einer Inftanz betrachtet wird, jo daß mit dem weiteren 
Antrag auf weitere Verurtheilung eine neue Inftanz beginnt. 

Die einer ſolchen Verurteilung des Schuldners zur Strafe vorausgehende 
Strafandrohung (E.:P.:D. 8. 775 Abi. 2) kann am fi mit dem die Ver: 
pflihtung des Schuldners ausfprehenden Urtheile verbunden werden; Abſatz 3 
des $. 33 verfügt deshalb die Einrehnung in die Inftanz der Hauptſache au 
in dem Falle, wenn die Erwirkung der Strafandrohung dem Urtheil in der 
Hauptjadhe nachfolgt; eine Sondergebühr nad $. 23 fteht für den Anwalt nur 
dann in Frage, wenn fich feine Thätigfeit auf die Erwirfung der Strai- 
androhung beſchränkt. 

Dak im Falle des $. 774 der Givilprozeßorbnung, wenn ber Schuldner - 
zur perfönlihen Vornahme einer Handlung dur Strafen angehalten werden 
foll, es angezeigt erjcheint, nach der Regel des $. 31 des Entwurfs das ge 
fammte Vollitredungsverfahren als Eine Inftanz aufzufaffen, wie $. 34 aus: 
drüdlich vorfieht, findet darin feine Rechtfertigung, daß es ſich bier im Weſent— 
lichen nur um ein und benjelben, wenn auch mit Steigerungen fortgejegten 
Zwang handelt, wobei die einzelnen Akte immer auf der gleihen Sachlage 


beruhen. : 
$. 85 


bezeihnet einige unbedeutende Afte der Zwangsvollitredung, welche dieſe ent« 
weder vorbereiten, wie die einmalige Erwirkung des Zeugniffes der Rechtskraft 
(E.:P.:D. $. 646) oder der Bollftredungsflaufel (E.:P.:D. 88. 662 bis 666, 
703, 704 Abf. 1, $. 705 Abſ. 1, 2, $. 809) ober melde die Zwangsvoll⸗ 
ftredung durch Zurüdnahme des geftellten Antrags beendigen. Wegen ber 
GSeringfügigkeit diefer Handlungen des Rechtsanwalts ſoll demjelben eine Ver: 
gütung nur in den Ausnahmefällen zuftehen, welche fih aus $. 35 dahin er 
geben, daß der Rechtsanwalt weder in der Hauptfahe, noch in der Zwangs: 
vollfiredung thätig geweſen ift. Der Betrag bemißt fih dann nah $. 23 
Abſ. 2. 
$. 36. 

Wie in der prozeffwaliichen Ausführung die Vollziehung eines Arreftes 
oder einer einjtweiligen Verfügung (E.:B.:D. $$. 808 bis 813, 815) der 
Zwangsvollitredung gleichfteht, jo rechtfertigt fich auch eine gleihe Gebühren: 
erhebung der Anwälte für beide Fälle, Deingemäß dehnt $. 36 die in den 
ss. 31 bis 35 für die Zwangsvollitredung gegebenen Vorſchriften auf die Voll 
ziehung des Arreftbeiehls und eine einftweilige Verfügung aus. 

Nur die Beltinmung über die Beendigung der Inftanz mußte natürlich 
abweichend ſich geftalten; es ergiebt fid) die im Abi. 2 getroffene Vorſchrift 
aus der Natur der Sade. 
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$. 37. 

Daß dem zum Prozeßbevollmächtigten beitellten Nechtsanwalte, für die 
Mitwirkung bei einem Sühneverfahren in den Fällen ber $$. 471, 571 ber 
E.:P.:D. ebenfowenig wie im Falle des $. 268 der E.-P.:D. eine befonbere 
Vergütung zuſteht, bedarf feiner ausdrücklichen Feſtſetzung, da feine desfallſige 
Thätigkeit mit zum Prozeßbetriebe gehört. Es mußte aber noch der Fall vor— 
geſehen werden, daß der Auftrag des Rechtsanwalts ſich lediglich auf das 
Sühneverfahren bezieht. Für eine derartig beſchränkte Thätigkeit des Rechts— 
anwalts erſcheint eine Vergütung, wie fie Abjag 1 in geringem Maße be 
ftimmt, durchaus angemeſſen. Ebenfo entſpricht es aber ber Billigfeit, daß 
diefe Gebühr auf eine etwa fpäter zu erbebende Prozeßgebühr in Anrechnung 
gebracht werbe, weil die Information, welche der Rechtsanwalt zu der Ver: 
tretung im Sühneverfahren nöthig hatte oder im Sühnetermine gewinnt, ihm 
bei Führung des Prozejfes zu Gute kommt. 

Iſt im Falle des $. 471 der E.-P.-D. duch den Anwalt ein Vergleich 
unter den Parteien zu Stande gelommen, jo muß ihm die volle Vergleiche: 
gebühr zugeſprochen werben, da feine bezügliche Thätigkeit nicht geringer an: 
geihlagen werben kann, als wenn der Bergleih im Laufe des Prozeffes zu 
Stande kommt. 

8. 38. 

Im Mahnverfahren kann der Natur der Sade nah von den in bem 
$. 13 erwähnten Gebühren feine Rede fein. Auch muß hier eine Herabjegung 
des aus $. 9 fich ergebenden Gebührenjapes angeordnet werden, welche fi am 
angemefienften dem $. 37 des Gerichtskoſtengeſetzes anſchließt. Bezüglich der 
Gerihtögebühren genügte es, ſolche für die Enticheidung über das Gefuh um 
Erlaffung des Zahlungsbefehls und über das Gefuh um Erlaſſung des Boll: 
ftredungsbefehls feitzufegen. Diefen Gebühren entipridt die Gebühr in Ar. 1 
und in Ar. 3 des $. 38; es mußte aber noch eine Gebühr für den Anwalt 
bes Gegners hinzukommen, welcher gegen den Zahlungsbefehl Widerſpruch 
erhebt. Diele ift in Nr. 2 vorgefehen. Da die Thätigfeit bei Erhebung bes 
Widerfpruhs und bei Erwirkung des Vollitredungsbefehle an ſich eine eins 
fachere ift, als die auf Erlaß eines Zahlungsbefehls gerichtete, jo mußten bie 
Gebühren der Nr. 2 und 3 niedriger fein, als die der Nr. I, wobei nod 
hervorzuheben ift, daß die Mittheilung des erhobenen Widerſpruchs an die 
Partei nicht befonders zu vergüten it. Im Fall einer Beichwerde gegen den 
Beichluß des Gerichts, durch welchen das Geſuch um Erlaß des Vollitredungs: 
befehls zurückgewieſen wird (E.:P.:D. $. 639 Abj. 2), tritt die Gebühr bes 
$. 41 Hinzu. 

Was die Frage anlangt, inwieweit die von den Rechtsanwälten in dem 
Mahnverfahren zu erhebenden Gebühren auf die in dem etwa nachfolgenden 
ordentlihen Verfahren zu erhebenden in Anrechnung zu bringen find, jo er- 
adhtete der Entwurf es nicht für räthlich, die Gebühr des Flägerifchen Rechts: 
anwalts in Nr. 1 auf die nachfolgende Prozehgebühr zu verrechnen, weil als: 
dann die im Mahnverfahren verwendete Arbeit und Mühe des Rechtsanwalts 
gar feine Vergütung erhielte und jomit das ganze Mahnverfahren unter ber 
Ungunft der Rechtsanwälte leiden möchte. Anders liegt die Sade im Falle 
der Nr. 2 für den Rechtsanwalt des Beklagten, für welden die Erhebung des 
Widerſpruchs ein nicht zu berüdfichtigendes Minimum von Arbeit ift, wenn 


er die zum Zwede deſſelben etwa ertheilte Information für das ordentliche 
14 
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Verfahren verwerthen fann. Ebenſo ericheint die Anrechnung ber Gebühr 
der Nr. 3 auf die Gebühr der nachfolgenden Zmangsvollftredung als ber 
Biligkeit entiprechend. 

$. 39. 

Die Beftimmung über die Gebühren des Rechtsanwalts im Bertheilungs- 
verfahren jchließt fih in dem erſten Abfag eng an bie entſprechende Vorſchrift 
des Berichtsfoftengefeßes ($. 42) an, und es iſt ebenfo wie in biefem auch bei 
Feitiegung der Anmwaltsgebühren der größeren oder geringeren Ausbehnung bes 
Verfahrens Nehnung getragen. 

Es bedurfte aber außerdem noch einer beionderen Beitimmung über ben 
Werth des Streitgegenftandes. Die Vorſchrift des $. 11 des Entwurfs, nad) 
welcher die für die Berechnung der Gerichtsgebühren maßgebende Feitfegung 
des Werthes auch für die Berehnung der Gebühren der Nechtsanmwälte maß: 
gebend jein fol, würde im Vertheilungsverfahren zur Folge haben, daß die 
Anmwaltsgebühren ftets nad) dem Beltande der Vertbeilungsmafje zu berechnen 
jein würden. Dies aber würde offenbar unbillig fein, wenn die Forderung 
des Auftraggebers an fi, oder derjenige Theil derjelben, wegen deſſen die Bes 
friebigung aus der Vertheilungsmaffe beanſprucht wird, geringer it als die 
fegtere. Das Interefje des Machtgebers kann felbftveritändlich den Betrag der 
Forderung, für melde er Befriedigung fucht, nicht überfteigen. Andererfeits 
erhält diejes Intereſſe audp eine Höcitgrenze in dem Betrage der Mafje. Der 
geringere von beiden Beiträgen muß danach maßgebend fein. 

$. 40. 

An Betreff des Nufgebotverfahrens (E.:P.:D. 88, 823 bis 833, 836 
bis 850) enthält $. 44 des Gerichtsfoftengefepes drei Gebühren in Höhe von 
je drei Zehntheilen der vollen Gebühr für die drei Hauptmomente des Ver: 
fahrens, nämlich: 

1. für die Entſcheidung über die Zuläffigfeit des Antrags; 

2. für die Verhandlung im Aufgebotstermine ; 

3. für die Endentiheidung. 

Diejen entiprehen die im $. 40 des Entwurfs präzifirten drei Gebühren 
des Vertreters des Antragitellers für diejenigen Thätigkeiten, welche die gedachten 
gerichtlichen Akte zur Folge haben, nur daß an Stelle einer Gebühr für bie 
Endentſcheidung eine jolde für den ganzen Betrieb einfhließlih der Infor: 
mation treten mußte. Die Faſſung des Entwurfs läht es zweifellos, daß bie 
Thätigfeit bei Beantragung des Aufgebots, bezw. Wahrnehmung des Aufgebots: 
termins, als eine einheitliche zujammengefaßt wird, jo daß eine Erhöhung der 
Gebühr nicht eintritt, wenn nacheinander mehrere Anträge zu ftellen, bezw. 
mehrere Termine wahrzunehmen find. 

Wie die Begründung des Gerichtsfoftengefeges — Motive zu $. 38 ©. 60 
a. a. D. — ergiebt, ſollte durch die Theilung der Bauſchgebühr im drei 
einzelne Gebührenjäge die Möglichkeit gegeben werben, die Koften für den Fall 
zu ermäßigen, dab das Verfahren nicht bis zu jeinem regelrechten Abſchluſſe 
fortgeführt wird. Derfelbe Geſichtspunkt muß auch bezüglid der Anwalts: 
gebühren maßgebend fein. 

Für den Anwalt des Antragitellers fönnen die drei Gebührenſätze des 
$. 40 dann eintreten, wenn das Nufgebotsverfahren dem Antrag entiprechend 
endet. Die Thätigkeit des Anwalts einer anderen Perſon, welcher aus Anlaß 
der in dem Aufgebot enthaltenen Aufforderung Anſprüche oder Rechte an: 
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meldet, ift eine verhältnißmäßig fo geringfügige, dab fih die Gebühr, wie fie 
in dem Schlußabfage vorgefehen it, rechtfertigt. 
8. 41 

regelt im Anſchluß an $. 35 des Berichtsfoftengeleges die Gebühren der Ans 
wälte für die im den $$. 530 bis 540 der Zivilprozehorbnung vorgefehenen 
Fälle, nämlich für die Befchwerbeinftang ſowie für Anträge auf Aenderung 
einer Entſcheidung des beauftragten oder erfuchten Richters oder des Gerichts: 
ſchreibers. 

Hervorzuheben iſt nur, daß letztere Anträge, wie zu 5. 29 Nr. 5 
erörtert worden iſt, nicht beſonders vergütet, ſondern zur Inſtanz ge— 
rechnet werben, wenn der Rechtsanwalt zur Führung des Projzeſſes bevoll⸗ 
mädtigt ilt. 

Eine Modifikation erleidet ferner die Vorjchrift des eriten Abſatzes, wenn 
es jih nicht um eine fofortige Beſchwerde, d. h. wenn es fih um eine Be 
ſchwerde handelt, welche an eine Notbfrift nicht gebunden iſt. Die Fälle, in 
welchen dieſe ftattfindet, find im Allgemeinen von geringer Bebeutung, fo 
daß dem Rechtsanwalt, welchem in der Inſtanz der angefochtenen Entiheidung 
eine Prozeßgebühr überhaupt oder eine ber in den 8. 37 und 40 beftimmten 
Gebühren zufteht, die Prozehgebühr in der Beichwerbeinftanz nicht zu ges 
währen ift. 

88. 42, 43. 

Der gewöhnlihfte Fall einer Anwendung ber Gebührenfäge der 88. 13 
bis 18 wird der fein, daß ein Rechtsanwalt mit ber Führung bes Rechts: 
ftreits befaßt ift. Diefem falle fteht zufolge der Vorichrift des $. 2 der el: 
tenere glei, wenn mehrere Prozehbevollmächtigte den Prozeß gemeinschaftlich 
führen. Außerdem kann ber Machtgeber bei Beftellung mehrerer Prozeß— 
bevollmächtigter jedem einen beihränften Kreis der Thätigkeit zumeifen. Dann 
tritt für jeden derfelben eine Einfchränfung des gefeglihen Umfangs der Voll: 
madht ein. Diefe Einſchränkung ift, wenn fie auch zufolge des $. 79 ber 
E.:P.:0. dem Prozehgegner gegenüber wirkungslos bleibt, für das Verhältniß 
zwiihen dem Auftraggeber und dem Anwalt maßgebend und kann deshalb 
auch für den Gebührenanipruch des legteren von Bedeutung fein. Der Ent: 
wurf kann ſich jedoch nicht die Aufgabe ftellen, für alle in der bezeichneten 
Weife möglichen Fälle je nach ihrer Eigenart Einzelbeftimmungen zu treffen. 
Aus dem Syiteme des Entwurfs, nad welchem die Gebühren des Anwalts in 
der Weiſe geregelt find, daß für feine Thätigfeit nach gewiſſen einzelnen 
Hauptaften der Inſtanz feite Gebührenfäge beitimmt find, folgt, daß bie 
Thätigkeit des Prozeßbevollmächtigten bei einem ſolchen Afte die volle für diefen 
beftimmte Gebühr begründet, jo daß die hinzutretende Thätigkeit eines zweiten 
Anwalts bei demfelben Akte eine Herabſetzung der Gebühren des erfteren nicht 
herbeiführen kann. Die Befeitigung etwaiger Bedenken, welche ji bei ftrifter 
Durchführung diefes Grundjages ergeben können, wird man ber freien Ver— 
einbarung um fo mehr überlaffen können, als ſolche Fälle doch vorausfichtlic 
nur felten, bei einer von der regelmäßigen abweichenden Sachlage vorkommen 
werben. Für einen in der Nehtsanmwaltsordnung vorgefehenen Fall verwandten 
Rarakters glaubt jedoch der Entwurf Vorſorge treifen zu müffen, ba er ver- 
mutblich nicht felten eintreten wird. 

Ton dem Lokalifirungsprinzipe der Rechtsanwaltsordnung macht $. 27 
derfelben infofern eine Ausnahme, als nad) dieſer Vorſchrift in der mündlichen 
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Berhandlung, einfchließlich der vor dem Prozeßgericht erfolgenden Bemweisauf- 
nahme, jeder Rechtsanwalt die Ausführung der Parteirechte und für den Fall, 
daß der bei dem Prozeßgerichte zum Prozeßbevollmächtigten beitellte Rechts: 
anmwalt ihm die Vertretung überträgt, auch dieſe übernehmen kann. Als 
nächſtliegende Regelung dieſes Falles würde diejenige erfcheinen, bei welder 
mit ber Trennung ber Funktionen auch eine Trennung der Gebühren einzu: 
treten hätte, jo daß der zum Prozehbevollmächtigten beftellte Rechtsanwalt, 
welcher nicht die mündliche Verhandlung führt, auf die Prozeßgebühr 
beichränft bleibt, derjenige Rechtsanwalt dagegen, welder nur Die 
Vertretung der Parteirehte in der mündlichen Verhandlung über: 
ninmt, bloß die Verhandlungsgebühr erhielte.e Gegen eine folde ein: 
fache Theilung der Gebühren ſpricht die Nüdficht auf das Maß von Arbeit 
und Mühe, welches in einem ſolchen Falle jedem der beiden Anmälte obliegt. 
Der Prozeßbevollmächtigte, welder die Ausführung der Parteircchte oder die 
Vertretung in der mündlichen Verhandlung einem anderen Rechtsanwalt über: 
trägt, hat immer nod einen befonderen Verkehr mit diefem zur Vorbereitung 
der Berhanblung oder auch zum Zweck der weiteren Prozebführung zu führen, 
Andererfeits bedarf auch der Rechtsanwalt, welchem nur die Vertretung in ber 
mündlichen Verhandlung oder nur die Ausführung der Parteirechte in ber: 
jelben übertragen wird, für feine Thätigkeit ohne Zweifel der Information, 
welche durd die Prozekgebühr mit vergütigt wird. Es muß deshalb jedem der 
beiden Anwälte ein entiprehendes Maß der einen oder anderen Gebühr zu- 
fommen. Immer ift dabei vorausgefegt, daß die Trennung ber Funktionen 
auf befonderem Verlangen der Partei beruht. IR fie von einem Anwalt ohne 
ein ſolches Berlangen, insbejondere aus Gründen, die in der Perfon des An: 
walts liegen, vorgenommen, jo fehlt es an einer Verpflichtung der Partei zur 
Zahlung erhöhter Gebühren; vielmehr wird es dann Sache der Anwälte fein, 
fih untereinander abzufinden. 

Von diefem Geſichtspunkte, welcher auch noch in dem hannoverſchen Geſetz 
vom 8. November 1850 $. 43 und in der bayerifhen Verordnung vom 
21. Juni 1870 bezw. 22. Auguft 1873 und 27. November 1875 Art. 28 
Berüdfihtigung gefunden hat, gehen die 38. 42, 43 bes Entwurfs aus, indem 
fie dem Prozepbevollmächtigten außer der vollen Prozeßgebühr fünf Zehntheile 
der Verhandlungsgebühr, und dem Vertreter in der mündlichen Verhandlung 
außer der vollen Verhandlungsgebühr fünf Zehntheile ber Prozeßgebühr zu: 
billigen. Wenn mit der mündlichen Verhandlung eine Bemeisaufnahme ver: 
bunden ift, kann natürlich der Vertreter auch nod die Beweisgebühr bean: 
ſpruchen. 

Daß im Falle bes $. 42 dieſe Quote der Verhandlungsgebühr dem Pro: 
zehbevollmädhtigten auf eine ihm ſonſt zuftehende Berhandblungsgebühr an: 
gerechnet wird, bedarf mit Rückſicht auf $. 25 Feiner näheren Begründung. 
Da die Bewährung einer Quote der Prozehgebühr im Falle des 8. 43, mie 
bemerkt, auf einer zur Vorbereitung für die mündliche Verhandlung erforder: 
lichen Thätigfeit des Anwalts beruht, jo kann diefe Gebühr nicht dadurch weg— 
fallen, daß der ertheilte Auftrag fich erledigt, bevor es zur mündlichen Ver: 
handlung kommt. Immerhin mwirb aber zufolge des Begriffs der Prozehgebühr 
vorausgejeßt, daß der Anwalt in irgend einer Weife, z. B. durch Einziehung 
von Information eine Thätigkeit geleiftet hat, für deren Vergütung die ‘Pro: 
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zebgebühr beftimmt iſt. Trifft diefe Vorausfegung nicht zu, jo würde ein An: 
ſpruch auf Gebühren nicht beitchen. 

Wenn die Uebertragung der „Ausführung der Parteirechte“ nur in $. 43 
und nicht in $. 42 erwähnt ift, To erklärt fi dies daraus, daß eine ſolche 
Uebertragung für die Gebühren des Prozehbevollmädhtigten einflußlos iſt. Da 
diejer in einem ſolchen Falle die Vertretung in der mündlihen Verhandlung 
führt, jo fteht ihm die Verhandlungsgebühr unverkürzt zu. 


$. 44. 

Die Prozeßgebühr allein giebt ihrer Natur nah die angemeflene Ber: 
gütung für den Fall, wenn die Thätigfeit des Nechtsanmwalts lediglich darin 
befteht, daß er den Verkehr der Partei mit dem Prozeßbevollmädhtigten führt. 
Die Beilimmung des preußiſchen Tarifs vom 12. Mai 1851 $. 19, nach welchem 
dem fogenannten Korrefpondenz.Mandatar nur die Hälfte der für den ganzen 
Prozeßbetrieb beſtimmten Gebühr zufteht, kann nicht als maßgebend erachtet 
werben, weil der preußifche Tarif eine Gebühr für den Prozehbetrieb im Sinne 
des Entwurfs und daneben eine befondere Verhandlungsgebühr nicht Fennt. 
Sat der Nechtsanmalt die in $. 44 bezeichnete Gebühr oder als Prozeßbevoll— 
mächtigter Die Prozehgebühr bereits für die untere Inſtanz zu beanfpruchen, 
jo erfcheint für die höhere Inftanz die Hälfte um fo mehr ausreihend, als 
nad $. 29 Nr. 8 des Entwurfs die Weberfendung der Handakten an ben 
Bevollmächtigten einer anderen Anftanz nicht befonders vergütet wird. Auch 
die etwa mit diefer Weberfendung verbundenen gutachtlichen Aeußerungen des 
in unterer Inftanz thätig gewejenen Anmalts find nicht von der Bedeutung, 
daß jie regelmäßig einen Anspruch auf befondere Vergütung rechtfertigen 
könnten; fie follen daher die in diefem Paragraphen normirte Gebühr nur dann 
begründen, wenn fie von der Partei ausdrüdlich verlangt waren. 


$. 45. 

Endlich find noch diejenigen Fälle der Thätigfeit eines Rechtsanwalts zu 
berüdjichtigen, welche ſich nicht auf eine Betheiligung an der eigentlichen 
Prozehführung beziehen, fondern nur einzelne Handlungen zum Gegenftande 
haben. Der Entwurf zählt als ſolche einzelne Handlungen die Wahrnehmung 
von Terminen auf, die nicht zur mündlichen Verhandlung beſtimmt find, und 
die Anfertigung von Schriftfägen. Die gedachten Fälle haben das Erforderniß 
einer Information gemeinfam, da ohne diefelbe weder eine Vertretung in einem 
Termine noch die Abfaffung eines Schriftſatzes möglid it. Es rechtfertigt ſich 
daher, zum Maßſtab der Vergütung für diefe Thätigkeit die Prozeßgebühr zu 
nehmen. 

$. 46. 

Von der konjultativen Thätigkeit eines Nechtsanwalts, welche den Beginn 
oder die Fortſetzung eines den Vorfchriften der Civilprozeßordnung unterliegen: 
den Verfahrens vor den ordentlichen Gerichten betrifft, ſcheidet hier das But: 
achten mit jüriftifcher Begründung aus, da die Vergütung dafür fpäterhin 
(8. 88) geregelt if. Dagegen it der Fall vorzufehen, daß ein nicht zum 
Prozepbevollinächtigten befielter Nechtsanwalt bezüglich des Beginnes oder der 
Fortiegung eines ſolchen Verfahrens Rath zu erteilen bat, gleichviel, ob ber 
Rath das Ob? oder das Wie? oder beides betrifft. Die Unterſcheidung eines 
Nathes von einem ausgearbeiteten Gutachten mit juriftiicher Begründung wird 
in der Praris jelten Schwierigkeiten machen, da regelmäßig aus den Umſtän— 
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den entnommen werben kann, wohin bie eigentliche Abficht des Auftraggebers 
geht und eventuell es Sache des Rechtsanwalts ift, jich hierüber Gewißheit zu 
verſchaffen. 

Auch bei der Rathsertheilung beſteht das Weſen der Thätigkeit des An— 
walts in Einziehung der Information. Es erſcheint alſo auch hier richtig, 
die Gebühr auf eine Quote der Prozeßgebühr feſtzuſetzen. Bei Bemeſſung der 
Gebühr kam in Betracht, daß einerjeits dem rechtſuchenden Publitum die Ein: 
bolung eines fachverftändigen Rathes nicht zu fehr vertheuert werben bürfe, 
andererfeits aber auch eine Kautel dafür erforderlich ſei, daß die konfultative 
Thätigkeit des Rechtsanwalts nicht über das Bebürfnik hinaus in Anſpruch 
genommen werde. Die Beihränkung auf einen Höchitbetrag, wie fie bie 
ss. 14 bis 17 des preußifchen Zarifs vom 12. Mai 1851 enthalten, erjcheint 
bier ebenfomwenig wie fonft angezeigt. 

Eine befondere Berückſichtigung verdient der Fall, wenn ein mit der Ein: 
legung der Berufung oder der Revifion beauftragter Rechtsanwalt von ber 
Einlegung des Rechtsmittels abräth und der Auftraggeber dem Nathe folgt. 
Unzweifelhaft hat in einem foldhen Falle der Anwalt eine Gebühr für den 
Rath zu beanfpruhen, da der Auftraggeber die Nathsertheilung, wenn er fie 
auch nicht verlangt hat, nachträglich genehmigt. Es erfcheint aber auch zweck— 
mäßig und angemeflen, nad) dem Borgange des preuhiichen Tarifs ($. 12 
Abſ. 2 des Gef. vom 12. Mai 1851), die Gebühr höher, als jonft für einen 
Rath, zu normiren. 

Die Erfahrung hat gelehrt, daß hierdurch der erfolglofen Einlegung von 
Rechtsmitteln in wirffamer Meile begegnet wird. 


88. 47, 48. 

Am Anſchluß an die vorftehenden Beltimmungen muß VBorkehrung ge: 
troffen werben, daß der nicht zum Prozekbevollmächtigten beftimmte Rechts— 
anmwalt, der nur einzelne Handlungen vornimmt, für dieſe zufammen nicht 
höhere Gebühren erhalte, als der wirklihe Prozeßbevollmächtigte. Gefchieht 
dies nicht, fo würde unter Umftänden zu beforgen fein, daß ein Rechtsanwalt 
die Prozekvollmacht ablehnte, um durch Ausführung von Einzelaufträgen höhere 
Gebühren zu erzielen. Daher ſoll ſowohl derjenige Rechtsanwalt, weldher nur 
einzelne Handlungen, die in den Kreis der durch die Gebühr des Prozehbevoll: 
mächtigten vergüteten Thätigfeit fallen, vornimmt ($. 47), als auch derjenige 
Rechtsanwalt, welcher, nachdem er bereits in einer Rechtsſache thätig gemefen, 
ipäter zum Prozehbevollmächtigten beftellt wird (3. 48), im Ganzen nicht mehr 
Gebühren erheben, als er erhalten würde, wenn er von vornherein zum Prozeß: 
bevollmächtigten beftellt worden wäre. 


8. 49 

fpricht den Grundſatz aus, daß, wenn ber dem Rechtsanwalt ertheilte Auftrag 
vor Beendigung der Inftanz aufgehoben wird, dem Nechtsanmwalte die Be: 
bühren in derjelben Weile zuftehen, als wenn die Inftanz zur Zeit der Auf: 
bebung des Auftrags durch Zurüdnahme der geftellten Anträge erledigt wäre, 
Der Entwurf legt kein Gewicht darauf, wodurch der Auftrag aufgehoben iſt, 
ob durch Tod, durch Kündigung oder auf andere Weife, ebenfowenig ob bie 
Kündigung eine rein millfürlihe oder durch die Lage der Sache motivirte 
geweſen iſt. 


59 N 6. 


Unter den beftehenden ®ebührenordnungen find einige, für welche der in 
8. 49 entichiedene Fall ohne Bedeutung iſt; dies find diejenigen, welche Bauſch— 
gebühren nicht kennen und die einzelnen Handlungen des Anwalts bonoriren. 
An anderen wird zum Theil auf die Gründe der Aufhebung des Auftrags 
Gewicht gelegt, dergeftalt, daß die Gebührenforderung des Rechtsanwalts durch 
eine jeinerjeits ohne hinveihenden Grund erfolgte Kündigung oder durch ein 
in jeiner Perſon eingetretenes Hinderniß beeinflußt wird. In Hannover 
(Bei. vom 8. November 1850 $. 43) fteht die Archa, welche die Vergütung 
für die gefammte Injormationsthätigkeit gewähren joll, jedem Berechtigten auch 
im Falle eines in der Inftanz eintretenden Wechfels zum ganzen Betrage zu; 
in Waldet (Gef. vom 14. Juni 1850, Zarif 1. Nr. 5) und in Preußen 
(Gef. vom 12. Mai 1851, Tarif $. 5 Nr. 7) wird dem Anwalt, welcher 
nicht die ganze Inſtanz führt, die für diefelbe beftimmte Gebühr zu ?/s,, wenn 
er aber die Partei nicht im einer mündlichen Verhandlung vertreten bat, nur 
die im alle der Beendigung des Prozeſſes durch Kontumazialbeicheid zuläffige 
Gebühr zugebilligt, und nur für den legteren Fall ift in Preußen der von 
dem Rechtsanwalt ausgehenden Kündigung die Wirkung einer Reduktion der 
Gebühr auf die Hälfte beigelegt. Die gleihe Wirkung hat die Kündigung in 
Sadjen-Meiningen (Geſ. vom 19. Juli 1862 bezw. vom 16, März 1875, 
Tarif Nr. 4) rüdfichtlih der die Prüfung und Führung der Sache vergütenden 
Baufchgebühr, ohne dab jedoch aud bier der Grund der Kündigung von Er: 
heblichleit wäre. In Baden (Berord. vom 20. November 1874 $. 14) wird, 
wenn das Erlöjhen des Auftrags aus Urſachen erfolgt, weldhe nicht von ber 
Perfon des Auftraggebers ausgehen, die für die ganze Inftanz beftimmte Ge— 
bühr um 0 bezw. 0 gekürzt. Im Lippe (Geſ. vom 12, April 1859 
$. 10 und Tarif zum @efeg vom 15. Juni 1864 B. 1) unterliegt in allen 
Fällen die in geringfügigen Streitigkeiten für die Inſtanz bemilligte Bauſch— 
gebühr der Serabjegung nad) billigem Ermeſſen des Gerichts und die in 
größeren Sachen für die Information umd einen Theil der Prozehführung ber 
ftimmte Arrha der Minderung aus bejonderen Gründen der Billigkeit. In 
gleicher Weile findet in Braunfchweig (Anl. 8. 402 der E:P.:0. vom 
19. März 1850 Ar. 4, 19 E,, und Geſetz vom 3./18. Dezember 1855 $. 4) 
eine billige Serabjegung der in geringfügigen Nechtsftreiten für die ganze 
Inftanz gewährten Gebühr in allen Fällen, und der in großen Saden ge: 
währten Informationsgebühr im Falle der Niederlegung des Mandats jtatt. 
In Lübeck (Bei. vom 26. Oftober 1863 $. 31) und Oldenburg (Bei. vom 
28. Zuni 1858 Art. 33 $. 3) fann die für Information und Progehführung 
gewährte Archa herabgefegt oder ganz gejtriden werden, wenn der Anwalt 
den angenommenen Auftrag ohne „genügenden Grund” Fündigt, oder an der 
Ausführung durd eigene Schuld verhindert wird; ebenjo in Württemberg 
(Berord. vom 29. Januar 1869 $. 21), wenn durch die Schuld des Anwalts 
die Aufitellung eines neuen Anwalts nöthig wird. 

Der Entwurf geht davon aus, daß das zwiſchen dem Auftraggeber und 
dem Rechtsanwalte bejtehende Rechtsverhältnig "lediglih den Grundjägen des 
bürgerlihen Rechts unterliegt und nach diefen zu beurtheilen, und daß bier 
nur die eine Folge jenes Rechtsverhältniſſes zu regeln ift, wie viel der Rechts— 
anwalt an Gebühren zu fordern bat, wenn feinem der beiden heile eine 
Verſchuldung zur Laſt fällt, Ausjchließlih nah dem bürgerlichen Rechte be: 
ftimmt ſich dagegen die Frage, welde Folgen ein vertragswidriges Verhalten, 
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insbeſondere der unberechtigte Rücktritt vom Vertrag (Kündigung) oder die 
Nichterfüllung deſſelben hat, bezw. inwieweit derjenige, welcher ohne Grund 
tündigt oder den Vertrag nicht erfüllt, ſeinem Mitkontrahenten verantwortlich 
und zum Schadenserſatze verpflichtet ift. Hiernach werben die einzelnen Fälle, 
welche hier in Frage kommen können, 3. B. Kündigung wegen Aufgebens der 
Zulaffung zur Rechtsanwaltſchaft, wegen Ueberfiedelung an ein anderes Gericht 
bezw. einen anderen Ort, wegen nadläjfiger Führung der Sache durch den 
Anwalt, wegen Nihtzahlung des erforderten Vorſchuſſes durch die Partei u. f. w., 
ihre Erledigung finden. Der Entwurf mußte ſich diefe Schranke fegen, weil 
bezüglich der Folgen eines vertragsmwidrigen Verhaltens der einem Rechts: 
anwalte erteilte Auftrag anderen Aufträgen vollitändig gleich fteht und daher 
denjelben Vorſchriften unterliegen muß. ebenfalls ift der Unterfchied der 
Partifularrechte nicht von der Bedeutung, daß ein Bedürfniß anerkannt werden 
könnte, dem künftigen allgemeinen bürgerlichen Gefegbuche vorgreifend, bier 
jegt ſchon eine einheitliche Regelung vorzunehmen. 


$. 50. 


Bei der Bemejjung der Gebühren für den Fall, daß ein Rechtsanwalt 
mehrere Streitgenofjen vertritt, geben diejenigen Gebührenordnungen, welche 
hierfür überhaupt eine befondere Beitimmung getroffen haben, von dem Grund: 
jag aus, daß der Nechtsanmwalt, jofern er nur ein den Genoflen gemeinfames 
Intereſſe verfolgt, auch nur den einfachen Gebührenfag zu fordern berechtigt 
iſt (Preußen, Zarif $. 5 Nr. 5, Württemberg, B. vom 29. Januar 1869 
$. 39; Walded, Gef. vom 14. Juni 1850 II, 2; Lübeck, Gej. vom 26, DR 
tober 1863 8. 16, 36). Die Frage, wie ſich der Betrag auf die einzelnen 
Streitgenoffen vertheilt, wird entweder gar micht berührt oder es wird Wer: 
theilung nach der Kopfzahl vorgeichrieben (Lübeck). Ebenjo wird die Frage, 
ob die Anſprüche der Streitgenoffen behufs Feltitellung der einzelnen Werth- 
tlajje zufammen gezählt werden jollen, im Allgemeinen nicht bejonders erörtert 
und nur von Württemberg im bejabenden Sinne entjdieden. 

Am ausführliciten wird der Fall der Streitgenoffenfhaft und deren 
Bertretung dur einen Rechtsanwalt in den Gefeßgebungen von Preußen und 
Baden (B. v. 20. November 1874 8. 9) behandelt. Im beiden Staaten wird 
als Regel die Liquidirung des einfachen Betrages aufgeftelt. In Preußen 
darf jedoch der Rechtsanwalt in Bezug auf diejenigen Streitgenoffen, welche 
ihn nachträglich bevollmäcdtigt haben, die Gebühren für Schriftfäge, Kon— 
ferenzen und Schreiben, welche durch dieſen Hinzutritt veranlaßt worden find, 
bejonders liquidiren. Anders geftaltet ji die Berechnung, wenn bie mehreren 
durch einen Rechtsanwalt vertretenen Perjonen nicht ein und daffelbe Interefle 
haben. Dann werden die Gebühren nad dem Betrage des Intereffes jedes 
Einzelnen bejonders beredinet, im Falle der Kumulation jedoch nach dem 
Bejammtbetrage der fumulirten Forderungen. Im Baden kann der gemein: 
ihaftlihe Anwalt von demjenigen Streitgenoffen, welcher befondere Einreden 
vorgebradht hat, den Kopftheil an der Bauſchgebühr doppelt anfprehen. Sat 
ein Dritter einen beionderen Anwalt aufgeitellt, ohne den Rechtsſtreit allein 
auf ſich zu nehmen, jo bezieht jein Anwalt ?/;o der Gebühr des Haupt: 
anwalts. Sat endlich ein Dritter feine Theilnahbme am Prozeſſe lediglich 
durch Abgabe einzelner Erklärungen betbätigt, jo werben für biefe von dem 
Anwalt Einzelgebühren erhoben. 
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Alle diefe Unterfcheidungen bieten offenbar zahlreihe Schwierigkeiten und 

Zweifel in der Anwendung. Es kann aber überhaupt die Vorausjegung, dab 
durch das Vorhandenjein von Streitgenoffen eine die Berüdjihtigung erheiſchende 
Mehrarbeit für den die Mehreren vertretenden Anwalt entitehe, weniaftens ſo— 
weit das Syitem der Eivilprozehordnung in Frage kommt, als allgemein zu— 
treffend nicht anerkannt werden, da die bejonderen Anführungen, welche der 
Anwalt Namens eines einzelnen Streitgenoffen macht, nicht mehr Weiterungen 
veranlaffen, als wenn fie von den übrigen oder durch einen befonderen Anwalt 
vorgebracht würden. Einzelne eigenartige Fälle, für welche diejer Grund nicht 
zutrifft, müflen bei einem Bauſchgebührenſyſteme außer Betracht bleiben. Als 
Kegel kann nur gelten, daß, wenn die Streitgenoffen nicht gleichzeitig Voll— 
macht ertheilen, eine Vermehrung der Schriftfäte, der Konferenzen oder der 
Korreipondenz eintritt. Es fteigert fih aljo diejenige Thätigkeit, welche durch 
die Prozehgebühr vergütet werden foll, und es rechtfertigt ſich danach eine Er: 
höhung der Prozeßgebühr, nicht auch der übrigen Gebühren, und nur in dem 
bezeichneten Falle. Der Entwurf jchlägt deshalb für jeden nachfolgenden ge 
jonderten Beitritt von Streitgenoffen eine Erhöhung der Prozepgebühr um je 
zwei Zehntheile vor mit der Maßgabe, daß bei einer Mehrheit folder Beitritte 
der doppelte Betrag der einfahen Gebühr nicht überjchritten werden darf. Die 
Berehnung geitalter fich einfach, wen, wie in ben meiften Fällen, die Streit: 
genofjen bei dem Streitgegenitande in gleiher Höhe interefirt find. Dagegen 
bedarf «8 einer näheren Angabe der VBerehnungsart für den umgelehrten Fall. 
Dann fragt es ſich nämlich, von welchen Betrage die hinzutretende Quote zu 
berechnen ift. Das Interefle des zum höchſten Betrage betheiligten Genoſſen 
fan nicht maßgebend jein, weil dann unter Umftänden die hinzutretenden zwei 
Zehntheile den Betrag überfteigen würden, welde der binzutretende Benoffe 
an Gebühren zu zahlen hätte, wenn er fi durch einen befonderen Anwalt ver: 
treten ließe. Sonad kann die Erhöhung nur von demjenigen Betrage berechnet 
werden, bei welchem die Vollmachtgeber gemeinschaftlich betheiligt find. Ein 
Beijpiel möge zur Erläuterung dienen: 
, Stellt bei einem Nechtsitreit über 10 000.# zunächit der bei dem ganzen 
Streitgegenftande betheiligte A., dann der in Höhe von 1600 MH. betheiligte 
B., demnächſt der in Höhe von 60. betheiligte ©. Vollmacht aus, jo erhöht 
fi die regelmäßige Prozeßgebühr durch den Sinzutritt von B. von 64. um 
zwei Zehntbeile des Gebühreniages der 10. Werthéklaſſe, alfo um 6.%# 40 4, 
und durdp den Hinzutritt von U. um zwei Zehntheile des Gebührenſatzes der 
2. Klaſſe, aljo um 40 A, zuiammen aljo um 6 „4 80 4% oder auf 70.4 
80 4. Nad dem Grundjage des $. 3. haftet aber A, nur in Höhe von 64, 
B. nur in Höhe von 32, U, nur in Höhe von 2 .% Wenn nod weitere Ge: 
nofjen einer nach dem anderen zutreten, jo darf die Prozengebühr doch das 
Duplum, aljo hier den Betrag von 128 nicht überjteigen. 

Zugleich ergiebt ſich, daß, wenn eine Rechtsgemeinfchaft zwiichen den Streit: 
genofien in Anjehung des Streitgegenitandes auch nicht einmal theilweije vor: 
handen ift (C. P. O. $. 57.), eine Erhöhung der Prozehgebühr um eine Quote 
nicht eintritt. Für folche Fälle bedarf es aber aud einer Erhöhung nicht, da 
bier der Hinzutritt von Streitgenoffen fir den die Mehreren vertretenden Anwalt 
meiltentheils eine höhere Werthsklaſſe bedingen wird. In gleicher Weile wird ſich 
die Gebührenberebhnung geitalten, wenn mehrere Prozeſſe, in welchen derjelbe 


Anwalt thätig ift, verbunden werden (C. P. D. $. 138), nur daß felbjtver- 
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ftändli die Verbindung eine Verringerung der vorher ſchon erwachſenen Ge: 
bühren nicht zur Folge haben kann. Werben 3. B. zwei Prozeſſe über je 
200 nach ftattgehabter Eontradiftoriicher Verhandlung vor der Beweis: 
aufnahme verbunden, jo berechnet ſich die Prozeß- wie die Berhandlungsgebühr 
für jeden Prozeß befonders nad dem Gebührenfabe der 4., die Beweisgebühr 
ſowie die Gebühr für die nah der Beweisaufnahme ftattfindende weitere Ver: 
handlung für beide zufammen nad dem Gebührenfage der 6. Werthsklaſſe. 
Die Mobdifilationen, welche eintreten, wenn die Verbindung der Prozeſſe wieder 
aufgehoben wird (C. P. O. $. 141), bedürfen keiner Darlequng. 


$. 51. 


Das Gerichtskoſtengeſetz beſtimmt in $. 49, daß fih die Sätze der Ge— 
rihtögebühren in der Berufungsiniianzg um ein Viertheil, in der Revifions- 
inftanzg um bie Hälfte erhöhen. Mit Rüdjicht hierauf war zu erwägen, ob 
eine ſolche Erhöhung in diefen höheren Initanzen ſich aud für die Anwalts: 
gebühren vrechifertige. Dafür läßt fich geltend machen, daß in die höheren 
Inftanzen vorwiegend bie in thatſächlicher oder rechtlicher Beziehung zweifel: 
haften und jchmwierigeren Sachen gelangen, welche eine jtärfere Anfpannung ber 
geiftigen Thätigkeit des Anwalts erfordern. Dagegen ſpricht aber die Erwägung, 
daß die oft jehr zeitraubende Sammlung des thatjäkhlichen Materials vor: 
wiegend dem Anwalte erjter Inftanz obliegt und daß die Vergütung für die 
Anwälte höherer Inſtanz ſich ſchon deshalb durchſchnittlich höher ftellt, weil die 
Werthsobjefte ſich im Durchſchnitt fteigern. Die Bedeutung dieſes legteren 
Umftandes erhellt aus den in Preußen gemachten Erfahrungen, wo die Ge: 
bühren für die höheren Inftanzen (von 3 000 ,X an aufwärts) niedriger, als 
die Gebühren für die erfte Inftanz normirt find. 

Von den dem Anmwaltsverein eritatteten Gutachten bat fih nur eines für 
eine Minderung, fieben für eine Steigerung nad den Inſtanzen ausgejproden; 
alle übrigen befürworten die gleihmäßige Behandlung. — Bol. Fenner, Denkt: 
ihrift a. a. O. © 53. — 

Der Entwurf hat eine Erhöhung der Gebühren in der Beruſungsinſtanz 
nicht für angezeigt erachtet, da im Allgemeinen nicht angenommen werden fanır, 
dab die Thätigkeit des Prozeßbevollmächtigten in der Berufungsinjtanz eine 
größere ift, als in der erften Inſtanz. Wollte man eine Erhöhung eintreten 
lafjen, jo wäre fein innerer Grund vorhanden, fie etwa auf diejenigen Saden 
zu beichränfen, in melden das Oberlandesgericht zuftänbig ift. Würde die Er: 
böhung aber auch auf diejenigen Sahen ausgedehnt, in welchen das Amts: 
gericht in erfter Inftang entſchieden bat, fo wäre die Folge davon eine Ber: 
fchiebenheit der Gebührenberehnung für die Thätigkeit der Rechtsanwälte bei 
dem Landgerichte, jowie eine unverhältnimäßige, dem Intereſſe der Recdhtjuchen: 
den nachtheilige Vertheuerung der Koſten, deren Prozentjag bei Eleinen Streit: 
gegenftänden ohnehin ein viel höherer ift, als bei großen. Anders liegt die Sache 
in Betreff der Reviſionsinſtanz. Für das Rechtsmittel der Revijion ift, abgejehen von 
bem Falle des 8.8 des Einführungsgeiebes zum Gerichtsverfafjungsgefeß, nur ein 
Bericht, das Neichsgericht, zuftändig und die Nechtsanwaltichaft bei dem Reichs: 
gericht ift nad) den $$. 100, 101 der Rechtsanwaltsordnung jtreng lokaliſirt. Es 
liegt im Interefje einer gebeihlihen Rechtspflege, daß die Rechtsanwaltſchaft 
bei dem Heichsgerichte der Bedeutung dieſes höchſten Gerichtshofes entſpreche 
und von den durch rechtswiſſenſchaftliche Bildung und praktiſche Züchtigfeit 
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hervorragenden Rechtsanwälten als ein Ziel ihres Strebens ins Auge gefakt 
werde. So lange ein einheitliches bürgerliches Recht nicht befteht, wird ferner 
die Thätigkeit der Nechtsanwälte des Reichsgerichts eine beſonders fchmwierige 
fein. Der Grund, dab eine Bertheuerung der Prozehloften zu vermeiden fei, 
fällt bei Gegenftänden im Werthe von mehr als 1500 .%, welde bier wejent: 
lich in Betracht kommen, weniger ins Gewicht, weil bei ihnen ber Prozentjag 
der Koften im Verhältniß zum Streitgegenitande bereits erheblich niedriger ift. 
Auf diefen Erwägungen beruht die in $. 51 vorgefchlagene Erhöhung ber 
Gebühren für die bei dem Neichsgerichte zugelafjenen Rechtsanwälte um brei 
Zehntheile. 


Dritter Abſchnitt. 
Gebühren im Ronfursverfahren. 


Die in der Anlage D. gegebene Weberficht, bezüglich der Anmwaltsgebühren 
im Ronkursverfahren, läßt erjehen, daß das Syftem der Einzelgebühren im 
Laufe der Zeit mehr und mehr dem Banfchgebührenfyiteme weichen mußte. 
Auffallend ericheint in diefer Sinficht nur, daf das altpreußifche Recht für den 
Konkurs die Einzelgebühren in weit größerer Ansdehnung feftgehalten hat, als 
für den Civilprozeß. Diefer Umſtand findet jedoch feine Erklärung weniger 
in ſachlichen Gründen, als in der geſchichtlichen Entwidelung der Geſetzgebung. 
Bei Aufitellung des Tarifs vom 12. Mai 1851 trug das preußiiche Konkurs: 
verfahren im Wefentlichen die farakteriftiihen Züge des gemeinrechtlichen Konkurs: 
prozeſſes. Erit die KHonfursordnung vom 8. Mai 1855 ſchuf ein Verfahren, 
welches die Entfcheidung ftreitiger Anſprüche nicht mehr zum Gegenftande hat. 
Die früheren Tarifbeftimmungen paßten danach nicht mehr für das neu geregelte 
Verfahren. Indem man trogdem zur analogen Anwendung derſelben ſich ver: 
anlaft fand, mußte man vorzugsweife auf die Einzelgebühren des Tarifs ein: 
gehen, weil diefe am meiften von der Gejtaltung des Verfahrens unabhängig 
find. Für den Entwurf fann aus diefem Vorgange fein Motiv zu einer Ab: 
weihung von dem Syſteme fefter Baufchgebühren entnommen werben. Für 
legteres ſprechen vielmehr die ihon dargelegten allgemeinen Gründe. Denfelben 
ift bier fogar noch ein veritärktes Gewicht beizulegen, da das Ronkursverfahren 
fich noch weniger, als der Eivilprozeß, in feiten Stadien abwidelt und deshalb 
der Möglichkeit einer willfürlichen Vermehrung der Einzelhandlungen noch mehr, 
als der Civilprozeß, Raum giebt. 

Dieſes Fehlen ſeſter Stadien im Konkursverfahren macht es unthunlic, 
die Gebühren des Anwalts nach zeitlich begrenzten Abjchnitten des Verfahrens 
abzuitufen. Den einzelnen, von der Konkursordnung vorgefchriebenen Terminen 
ift nicht eine ſolche Bedeutung beizulegen, wie etwa in bürgerlichen Rechts— 
ftreitigfeiten den Terminen zur mündlichen Verhandlung, vielmehr wird ſich 
die Thätigfeit des Anwalts außerhalb diejer Termine in der mannigjachiten 
Weife geltend zu machen haben. Aus diefen Gründen wird auch eine nad 
Wahrnehmung der Termine bemeijene Vergütung nicht als eine geeignete be— 
zeichnet werden können. Ebenſowenig läßt fih für die Negelung der Anwalts: 
gebühren die Thätigkeit des Anwalts zur Konftituirung der Aktivmaſſe von der 
jur Ermittelung der Schuldmaffe, fondern, da vielfach diejelben Handlungen 
dem einen wie dem anderen Zwecke gleichzeitig dienen. Die Thätigfeit bes 
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Anwalts im Konkurſe hat die geſammte Auseinanderjegung der Schuldverhält: 
niffe zum Gegenftande und muß bei Beſtimmung der Tarifläge als ein Ganzes 
durch Eine Baufchjumme vergütet werden. Daneben wird die eine oder andere 
Thätigkeit, wie folhe im Konkursverfahren zu der bezeichneten Sauptthätigkeit 
hinzutreten kann, zu berüdjichtigen, und werden dafür weitere Gebührenfäge zu 
gewähren fein. 

Endlich iſt nod die Vergütung für einzelne Alte befonders feitzufegen, 
weil der dem Rechtsanwalt ertheilte Auftrag ſich auf ſolche beſchränken kann. 


8. 52. 

Der Entwurf fchließt fi dem Vorgange des Gerichtskoftengejeges an, 
welches in $. 50 die für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten feitgefegten Werthsklaſſen 
und Bebührenfäge auch für Konkursfachen beibehält. Hierfür, ſowie für die 
Ausdehnung der Vorfchriften der $$. 11, 12 auf den Konkurs, wird es einer 
befonderen Begründung nicht bedürfen. 


$. 53. 

das Verfahren, weldes die Eröffnung eines Konkurſes bezwedt, bereitet 
dem Anmwalte des Gläubigers, in deffen Auftrage der Antrag geftellt wird, eine 
wicht unbeträchtliche Arbeit; es kommt hierbei in Betracht, daß zur Glaubhaft: 
machung der Zahlungsunfähigkeit des Gemeinſchuldners (K. O. $. 97) die 
Einziehung von Information nothwendig ift, ſowie daß in Folge der Anhörung 
des Schuldners die Erhebung weiterer Ermittelungen fich als erforderlid dar: 
ſtellen kann. Auch bei den Anordnungen, welche das Gericht gemäß $. 98 
der K. O. zur Sicherung der Maffe zu treffen berechtigt iſt, wird die Mit: 
wirkung des betreibenden Nechtsanwalts nicht ohne Einfluß fein. Rechtfertigt 
es ſich daher ſchon an fich, dem Rechtsanwalte für die Vertretung in dem auf 
Eröffnung des Konkurſes gerichteten Verfahren eine Vergütung zu gewähren, 
jo tritt noch für die Trennung diefer Gebühren von denen des Konkurs: 
verfahrens der Umſtand hinzu, daß es unbillig fein würde, dem Nechtsanwalte, 
weldyer für einen Gläubiger die Eröffnung des Konkurjes betrieben hat, hierfür 
nebjt der folgenden Bertretung im Ronkursverfahren zufammen nur das gleiche 
Honorar zu gewähren, wie demjenigen, der feinen Auftraggeber nur in dem 
bereits eingeleiteten Konkursverfahren vertritt, Die Gebühr des $. 53 fol 
aber ferner auch dem Nechtsanwalte zuiteben, welder von dem Gemeinſchuldner 
im Vorverfahren den Auftrag zur Vertretung erhalten hat. Der Schuldner 
wird den Beiftand eines Nechtsanmwalts vorzugsweife dann juchen, wenn er die 
Konkurseröffnung abwenden will; und gerade dann wird regelmäßig die Sad): 
lage Zweifel oder Schwierigkeiten bieten. 

Jedoch ericheint es ſachgemäß, die Gebühr für den Xertreter des Gemein: 
fchuldners nad) einer niedrigeren Quote zu bemeſſen, weil deſſen Gebühr von 
dem Betrage der Aktivmaſſe beredinet wird, während für den Vertreter eines 
Hläubigers nur der Betrag der Forderung des leßteren maßgebend iſt ($. 58). 

Die 

88. 54, 55 
normiren die Gebühr, Falls dem Rechtsanwalte die Vertretung eines Betheiligten 
für das ganze Verfahren übertragen ift. Für die Vertretung im allgemeinen, inss 
befondere auch für die Einziehung der Information und für den ganzen Be 
trieb der Sache, einfchliehlich der Anmeldung der Konkursforderung, giebt 
$. 54 den Bauichjaß, welcher jedoch eine Kürzung erfährt, wenn die Bertre: 
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tung vor dem allgemeinen Prüfungsternin endigt oder erft nad demielben be: 
ginnt. Zu einer jolden Abgrenzung giebt der Prüfungstermin einen ge 
eigneten Anhalt, weil in ihm die Ermittelung der Schuldmaſſe im Weſentlichen 
abgefhloffen wird, und weil er den Zeitpunkt feftiegt, von welchem ab 
eine Bertheilung (K-O. $. 137) und ein Zmwangsvergleih (K.O. $. 160) 
flattfinden fann. 

z. 55 bezeichnet die Thätigkeiten des Nechtsanmwalts, für melde er eine 
beiondere Gebühr erhalten joll. Keine derſelben muß nothwendig im Konkurs: 
verfahren geleiftet werben, jebe bedingt aber eine Vermehrung der Gefammt: 
thätigkeit. Diefe Vermehrung tritt demzufolge im ftärferen Make ein, wenn 
mehrere zufammentreffen. Durch diefe Sonderung gewinnt alfo der Entwurf 
den Vortheil einer Abftufung der Gebühren nah dem Durhichnittsmaßitabe 
der geleifteten Arbeit. 

Es könnte in Frage kommen, nach welchen Srundfägen die Thätigkeit des 
Rechtsanwalts zu vergüten fei, deſſen ich der Konkursvermwalter als Vertreters, 
Beiftandes oder Berathers bedient. Sofern es ſich um die Vertretung in einem 
durd den Konkurs veranlaßten, aber außerhalb des Ronkursverfahrens liegenden 
Verfahren handelt, fann ein Zweifel nicht entitehen; ebenſowenig kann die An: 
wenbbarfeit des $. 46 bedenklich fein, wenn der ertheilte Rath den Beginn 
oder die Fortſetzung eines den Vorſchriften der Eivilprozehordnung unterliegen: 
ben Verfahrens betrifft ($. 1). Anbererfeits ift es nach den Grunbjägen ber 
Konkursorbnumg nicht für zuläſſig zu erachten, daß der Verwalter feine Ber: 
tretung für das Konkursverfahren im Ganzen oder für einzelne ihm durch das 
Geſetz zugewiefene Handlungen einem Rechtsanwalt überträgt. Dagegen kann 
fih der Verwalter innerhalb des Konkursverfahrene ſelbſt des Beiſtandes eines 
Rechtsanwalts, ſowie des Rathes eines jolchen bedienen. Beſondere Gebührenbes 
jtimmungen für eine derartige Thätigfeit des Rechtsanwalts zu treffen, erjcheint 
nicht angezeigt, und es regelt ji daher die Vergütung nad der allgemeinen 
Beitimmung des $. 89. Daß die Vorjchrift des $. 4 in ſolchen Fällen keine 
Anwendung finden kann, ergiebt fi daraus, daß das Geſetz Gebühren für bie 
Vertretung bier nicht vorficht. 

Der 

$. 56 
beftimmt die Höhe der Gebühr, wenn ji der Auftrag des Rechtsanwalts auf 
die Anmeldung einer Konkursjorderung beſchränkt. Die Gebühr iſt natürlich 
erheblich geringer als diejenige, welche in $. 54 für „die Vertretung im Kon: 
kurſe“ beſtimmt ift. 

Sodann erwähnt 

$. 57 

zwei Fälle, im melden für die Thätigkeit des Rechtsanwalts die Vorſchriften 
des zweiten Abjchnitis Anwendung finden, gleichviel, ob die Ihätigkeit ſich auf 
die fraglichen Handlungen bejchränft, oder ob dies nicht der Fall ift und ihm 
daher noch außerdem Gebühren nach den Vorfchriften diefes Abſchnitts zuſtehen. 

1. Gemäß $. 66 der Konkursordnung findet gegen die Entſcheidungen 
im Konkursverfahren, jofern eine Anfechtung derjelben nicht überhaupt ausge: 
ſchloſſen ift, wie in dem Fällen der $$. 87, 88, 151, 174 Ab. 3, 175, die 
jofortige Beſchwerde nah Maßgabe der 38. 530 ff. der Civilprogebordnung 
ftatt. Außerdem kann die gewöhnliche Beſchwerde infoweit in Frage kommen, 
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erklärt. Ein Unterjchied zwiſchen der Beſchwerde im Konkursverfahren und in 
bürgerlichen Rechtsftreitigkeiten liegt demnach nicht vor umd es rechtfertigt ſich 
demgemäß die gleiche Bemeſſung der Gebühren für die Beichwerbeinftang in 
Konkursſachen wie in bürgerlichen Rechtsjireitigkeiten. Diefelben betragen drei 
Zehntheile der im $. 9 gedachten Sätze ($. 41). 

2. Der zweite Fall des $. 57 betrifit die Vertretung des Rechtsanwalts 
in dem Verfahren, in welchem das Gericht auf geftelten Antrag Sicherheits: 
maßregeln gegen den Gemeinfhuldner anordnen kann, der einen Zwangsver— 
gleich geſchloſſen hat, nachträglich aber wegen betrüglichen Bankerutts in gericht: 
liche Unterfuhung geräth. Sowie diejes Verfahren von dem vorhergegangenen 
Konkursverfahren fi vollſtändig abjondert, jo rechtfertigt fih auch eine befon- 
dere Vergütung des Nechtsanmwalts für bie Vertretung in bemjelben. Die 
Thätigkeit des Nechtsanmwalts erfcheint diefelbe, wie in dem Verfahren, weldes 
auf Anordnung oder Aufhebung eines Arreftes ober einer einftweiligen Ber: 
fügung (E.-P.:D. 38. 801, 802, 813, 815 bis 822) gerichtet iſt und für 
welche gemäß $. 23 Nr. 1 des Entwurfs mit Bezug auf $. 35 Nr. 4 des 
Berichtskoftengejeges eine Gebühr von drei Zehntheilen feitgefegt üt. 

Daß neben der Gebühr für die allgemeine Vertretung im Konkursverfahren 
ter Anwalt auch noch eine folche bei etwaiger Erhebung und Ablieferung von 
Geldern nach $. 87 des Entwurfs erheben kann, ergiebt ſich von jelbft, ohne 
daß es einer befonderen Erwähnung bedarf. Ebenſo it eine Gebühr für die 
Ladung des Schuldners zur Ableiftung des Offenbarungseides (Berichtsfoften: 
geſetz $. 56) nicht vorgefehen, weil diefer Fall für das Maß der Thätigkeit 
des Anwalts von äußerſt geringer Bedeutung iſt. Sollte der kaum zu er: 
wartende Fall eintreten, daß ein Rechtsanwalt Lediglich mit diefer Thätigkeit 
befaßt wäre, fo wird die fubfidiäre Vorichrift des $. 89 ausreichen. 


8.58. 


Bei Bemeſſung der Gerichtsgebühren Fonnte es nicht zweifelhaft fein, den 
Betrag der Aktivmaſſe zu Grunde zu legen, da das Konkursverfahren aus: 
ſchließlich die Befriedigung der Gläubiger zum Zweck hat und bierzu das zur 
Konkursmaſſe gehörige Altivvermögen des Schuldners beitimmt it. Nur in 
dem Falle, daß die Paſſivmaſſe geringer als die Aktivmaffe iſt, muß die erftere 
für die Gerichtsgebühren entſcheiden. — Berge. F. 52 des Gerichtskoften: 
geſetzes und die Begründung zu dem 8. 47 des Entwurfs deilelben a. a. O. 
S. 78 ff. — 

Eine Ausnahme iſt mit Rückſicht auf die unverhältnißmäßigen Weiterun— 
gen, welche mit der Ausmittelung der Aktivmaffe verbunden fein können, für 
die geringe Gebühr zugelafien, welche nad $. 53 des Gerichtskoftengejeges bei 
Verſagung der Zulaffung des Antrags auf Konkurseröffnung oder bei Zurüd: 
nahme des zugelaffenen Antrags erhoben wird, indem für dieſe Gebühr der 
Streitgegenftand nach den für nicht vermögensrechtliche Anfprüche geltenden 
Grundſätzen zu beftimmen iſt. Anders liegt die Sadıe für die Anmwaltsge 
bühren im NHonkursverfahren. Bertritt der Anwalt den Gemeinjchuldner, fo 
ericheint es allerdings gerechtfertigt, der Berehnung ber Gebühren den Betrag 
der Aktivmaſſe zu Grunde zu legen, da diefe die Höhe des für den Gemein: 
ihuldner in Frage ftehenden Intereſſes daritellt, und es bedarf auch feiner 
Ausnahme für die Fälle des $. 53 Abſatz 2 des Gerichtsloſtengeſetzes, weil 
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im Falle der Verjagung der Zulafjung des Antrags auf Eröffnung des Kon: 
fursverfahrens der Gemeinſchuldner gar nicht in die Lage fommt, einen Ber: 
treter zu beftellen und im Falle der Zurüdnahme des zugelaffenen Antrags der 
Vertreter des Gemeinjhuldners von dem Stande der Altivmafje ausreichende 
Kenntniß haben wird. Hiernach bat der Entwurf in dem Abſ. 1 des $. 58 
bei Vertretung des Gemeinfchuldners in jenen Fällen den Betrag der Altiv- 
maſſe als Grundlage für die Berechnung der Anwaltsgebühren aufgeitellt. 

Vertritt dagegen der Nechtsanwalt einen Konkursgläubiger, jo kann une 
möglid der Betrag der Aktivmaſſe für die Gebühren des Anmalts maßgebend 
jein, weil diefelbe zwar das Intereffe aller Gläubiger, aber nit das des 
einzelnen beitimmt. Das Intereſſe des legteren fann man vielmehr entweder 
im Nennwerthe feiner zu dem Konkursverfahren angemeldeten Forderung oder 
in dem Handelswerthe derielben juchen, wie fich diefer dur die Ausfiht auf 
die zu erzielende Dividende beitimmt. Für den letzteren Weg darf die Vor: 
ichriit im $. 136 der Konkursordnung herangezogen werden, nad welder in 
einem Prozeß über die Nichtigkeit oder das Vorrecht einer Forderung der Werth 
des Streitgegenftandes mit Nüdjiht auf das Verhältniß der Theilungs: zur 
Schuldmaſſe von dem Prozeßgeriht nad freiem Ermeſſen feitzuiegen üt. Die 
entfprehende Anwendung diefes Grundfages läßt fi aber nur in den Fällen 
praktiſch durdführen, in welchen diefe Dividende auch wirklich überjchen 
werden fann. 

Dies trifft für die Gebühren der $. 55, ſowie im Falle einer Beſchwerde 
gegen den Beſchluß über Betätigung eines Zmwangsvergleihs zu. Hier wird 
es meiftens nicht zweifelhaft fein, welcher Vetrag auf die Forderung des Auf: 
traggebers entfallen wird. 

In den Fallen der :$. 53 und >6 dagegen, wenn cs ich darum handelt, 
ob überhaupt ein Konkursverfahren eintreten ſoll, oder wenn der Rechtsanwalt, 
nahdem das Verfahren eröffnet worden iſt, nur die Anmeldung einer Forde— 
rung bejorgt hat, wird fi die Höhe der Dividende auch nicht annähernd über: 
jehen laſſen. Dafjelbe it auch dann der Fall, wenn der Gläubiger oder der 
Gemeinſchuldner gegen den Beſchluß über Eröffnung des Konkursverjahrens 
Beſchwerde einlegt ($. 57 Ziff. 1). Aber jelbit für die Berechnung der Ge: 
bühr, welche $. 54 für die allgemeine Vertretung des Gläubigers im Konkurs: 
verfahren feitict, wird es häufig, insbefondere wenn der Rechtsanwalt die 
Vertretung nicht bis zum Ende oder doch mindeftens bis zum Prüfungs— 
termine geführt hat, an einer nah dem Grundjage des $. 136 der Konkurs: 
ordnung zu bemejjenden Baſis für die Bemeſſung jeiner Gebührenforderung 
fehlen. 

Aus diefen Gründen erſchien es dem Entwurf erforberih, in den im 
Abſatz 2 des $. 58 beſtimmten Fällen die Gebühr nah dem Nennmwerthe der 
Forderung des vertretenen Gläubigers zu berechnen. Zu bemerken ift nur, daß 
auf die in $. 58 erfolgte Normirung der Werthsberechnung bei der Bemefjung 
der Gebühren in den $3. 53 bis 56 ARüdjicht genommen ift. Hieraus erflärt 
ih, dab in $. 54 nur fünf Zehntheile der Gebühr, in $. 55 für jebe ber 
dort erwähnten Thätigkeiten die volle Gebühr zugebilligt iſt. 


$. 59. 


Die Wiederaufnahme des durch Zwangsvergleich abgejhloijenen Konkurs: 
verfahrens gemäß $. 184 der Konkursordnung, im Falle der redhtöfräftigen Ver: 


68 


urtheilung des Gemeinſchuldners wegen betrüglichen Banferutts ift als ein 
neues Verfahren anzujehen, das ebenfo wie das frühere befannt gemadt wer: 
den muß (RD. 8. 100, 103, 104, 106), an welchem fich die früheren wie 
die neuen Gläubiger beteiligen (K.O. $. 186) und in welchen ſich das er: 
fahren, jo weit als nöthig, wiederholt werden muß (8.:D. $. 187). Somie 
alio für Ddiefes wieder aufgenommene Verfahren nad $. 58 des Gerichtsfoften: 
geſetzes die volle Gebühr aufs Neue erhoben wird, fo erfchien es auch an— 
gemefjen, den Rechtsanwälten die regelmäßige Gebühr des Konkursverfahrens 
befonders zu gewähren. 


5. 60 
drückt bezüglich des Konkursverfahrens denfelben Gedanken aus, der ſich in 
Betreff der bürgerlichen Rechtsitreitigfeiten in 3. 48 ausgeiproden findet, und 
es wird daher genügen, auf die Motive zu dem legteren Paragraphen zu ver: 
weijen. 


Der im 
8. 61 
vorgefehene Fall eines Zufammentreffens mehrerer Aufträge in der Hand eines 
Anwalts Liegt im Konfursverfahren anders als im Civilprozeffe. Im dem 
leßteren Fonnte, wie zu $. 50 ausgeführt if, eine durch die Mehrheit von Streit: 
genojjen herbeigeſührte Mehrarbeit in der Hauptſache unberüdjichtigt gelaffen 
werden, weil fie nicht nothwendig eintritt und eventuell im Verhältniffe zu der 
gejammten XThätigkeit des Anwalts gewöhnlih ohne Belang it. Anders im 
KRonkursverfahren. 

Von praftiicher Bedeutung find hierbei allein die Fälle, wenn mehrere 
Konkursgläubiger denfelben Anwalt zum Vertreter haben. Auszuſondern ift 
zunächſt der Fall, wenn dem mehreren Machtgebern eine und dieſelbe Forde: 
rung zufteht, 3. B., wenn jie als Erben eines im Laufe des Verfahrens ver: 
ftorbenen Gläubigers auftreten. Hier liegt jahlih nur Ein Auftrag vor, 
Werden aber von den einzelnen Machtgebern verſchiedene Forderungen geltend 
gemacht, jo bedingt das Zufammentreffen ber Aufträge notywendig eine Mehr: 
arbeit des gemeinfhaftlihen Anwalts, und diefe ift im Verhältniß zur Ge: 
ſaumtthätigkeit feineswegs jo gering anzujälagen, wie in dem entfprechenben 
Falle des $. 50. In dem Falle des Zufammentrefiens der Aufträge mehrerer 
Konkursgläubiger liegt dem Rechtsanwalt in gleiher Weife die Wahrung ber 
Rechte aus der durch den Konkurs begründeten Gemeinſchaft wie die Geltend— 
madung der Sonderaniprücde des einzelnen Gläubigers ob; mogegen lehterer 
Theil der Tätigkeit bei Vertretung mehrerer Litisfonforten im Eivilprozeffe 
entweder gar nicht oder doch nur mit untergeorbneter Bebentung vorlommen 
fan. Die einzelnen Forderungen im Konkurſe machen immer eine bejonbere 
Information und eine bejondere Thätigkeit nothwendig. Die durch ben ein: 
zelnen Auftrag veranlafte bejondere Thätigkeit erhält jo im Verhäftniffe zu der 
allen Auftraggebern gemeinfam dienenden Thätigkeit eine ſolche Bedeutung, 
daß es unbillig wäre, fie bei der Bemefjung der Gebühren außer Betracht 
zu laſſen. 

Die Berüdjihtigung ift in doppelter Weife möglich: 

1. es kann eine Steigerung der Gebühr, welche für die Ausführung 
des Einzelauftrags feitgefegt wird, beim Hinzutritt eines meiteren 
Auftrags zugebilligt werden; ober 
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2. es kann mit Rückſicht auf das regelmäßige Zufanmentreffen mehrerer 
Aufträge die Gebühr für den Einzelauftrag von vornherein niedriger, 
als e& bei der erſt bezeichneten Negelung geichehen müßte, normirt 
und für die einzelne Bebührenberehnung dem Sinzutreten anderer 
Aufträge ein Einfluß nicht eingeräumt werden. 

Auf dem zweiten Wege geftaltet ſich natürlich die Vergütung zu gering, 
wenn im einem Konkurſe der Rechtsanwalt nur für Einen Gläubiger thätig 
wird, und es wird auf eine Ausgleihung durch ein Zufammentreffen von Auf- 
trägen in anderen Saden gerechnet. In der Möglichkeit, daß ſolche Rechnung 
fih als ungutreffend ergeben kann, liegt das Bebenkliche diefes Weges. Trotz— 
dem enticheibet fi der Entwurf zu Guniten beffelben. 

Schon die Ausführung der zu 1 bezeichneten Regelung ſtößt auf Schwierig: 
feiten. Sie geftaltet fi nur dann einfach, wenn gleichberechtigte Forderungen 
der mehreren Gläubiger in dieſelbe Werthsklaffe fallen. Dann kann die Er: 
böhung der Befammtgebühr um eine nad der Zahl der Aufträge zu bemeſſende 
Quote angeordnet werden. Das würde aber zu ganz verkehrten Ergebniffen 
führen, wenn die Forderungen in verjchiebene Werthöflaffen fallen. Iſt der 
Unterfhied der Beträge jehr bedeutend, fo würde fi unter Umftänden bie 
Geſammtgebühr höher herausitelen, als die Summe der Gebühren, welce 
mehreren Anwälten, wenn bie Aufträge unter fie vertheilt worden wären, zu: 
ftänden. Diefe Bemerkung wird genügen, um die Behauptung zu begründen, 
daß die Beſchreitung des zu 1 bezeichneten Weges zu vermwidelten Beſtim— 
mungen führen muß, welche bie praktiiche Handhabung des Tarifs erſchweren 
würben. 
Dazu tritt, daß bei einer folden Regelung fein einziger Gläubiger in ber 
Lage fein würde, den vorausfichtlihen Betrag der Anwaltsgebühren im Bor: 
aus annähernd zu beredinen und jpäter die Gebührenrehnung zu fontroliven. 
Vorzugsweile wird auf die Möglichkeit der Veranidhlagung der Gebühren Be: 
wicht zu legen jein. Im einem weiteren Umfang, als an den Rechtsfuchenden 
im Givilprozeife, tritt an den Gläubiger im Konkurje die Nothwendigkeit heran, 
zu erwägen, ob die Koften der Beftellung eines Mandatars zu dem erreich— 


baren Zwede im richtigen Verhältniffe ftehen. Die Ungewißheit über bie Höhe‘ 


dieſer Koſten würde diejer Erwägung und deshalb auch häufig der Beltellung 
eines Anwalts binderlich ein. 

Daraus ergiebt fih, daß der zu 2 bezeichnete Weg im Intereſſe des 
Bläubigers wie des Anmalts den Vorzug verdient, 


Bierter Abichnitt. 
Gebühren in Strafiachen. 


Auch bezüglich der Anwaltsgebühren in Straffahen, über deven Regelung 
in den beſtehenden Geſezgebungen die Anlage E. eine überfihtlihe Daritellung 
enthält, war das Syitem der Bauſchgebühren als das allein geeignete zu er: 
achten. Rad den BVorfchriften der Strafprozebordnung fällt der Schwerpunft 
der Thätigkeit eines Rechtsanwalts in Strafſachen, falls derfelbe nicht etwa 
ausfchließlich im Borverfahren jeinem Klienten Beiftand geleiftet hat, in bie 


mündliche Hauptverhandlung. Die Mühe, welche der Nechtsanwalt vor ber: 


Hauptverhandlung auf die Einziehung der Information und auf das Studium 
18 


Anlange k 
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der rechtlichen Seite der Sache zu verwenden hat, gelangt erſt in der münd— 
lichen Hauptverhandlung zur Verwerthung. Erwägt man ferner noch, daß 
die Anfertigung von Schriftſätzen im Strafverfahren faſt gänzlich in den 
Sintergrund tritt, jo ergiebt fich von jelbit, dab nad der Strafprozekordnung 
für ein Syitem von Einzelgebühren gar fein Raum vorhanden ift. Die 
Thätigkeit, welche der Rechtsanwalt, abgefehen von einer Vertheidigung im 
Vorverfahren, auf die Vertheidigung bezw. Vertretung eines Angeklagten vers 
wendet, läßt fi in einzelne Theile nicht auflöfen und kann deshalb nur mit 
Baufhlägen vergütet werden. Bei der Frage, nad welchem Maßſtabe die ein- 
zelne Bauſchgebühr zu bemeffen fei, glaubte der Entwurf ſich denjenigen Syitemen 
anschließen au follen, welche die Sätze nad der Drbnung der Gerichte abftufen. 
Der Maßſtab des Gerichtsfoftengefetes ($. 62), nach welchem die Höhe der er— 
kannten Strafe enticheidet, fonnte nicht in Frage kommen, weil er das Maß 
der Vergütung in ein umgefehrtes Verhältniß zum Erfolge der XThätigfeit 
tellen würde. Die Gebührenorbnungen, welche das Bauſchſyſtem zu Grunde 
legen, haben die Anwaltsgebühren entweder nach der Kategorie der ftrafbaren 
Handlung, oder nah der Ordnung des Gerichts, vor weldhen die Verhandlung 
ftattfindet, abgeftuft. Beide Abftufungen führen zu demfelben Refultat, info: 
weit die Hebertretungen vor dem Einzelrichter, die Vergehen vor dem Gerichts: 
follegium und die Verbreden vor dem Schwurgeridhte verhandelt werden. Wäre 
dur die deutfche Strafprogeßorbnung bezw. das Gerichtsverfaſſungsgeſetz der 
Zuftändigfeit der Gerichte nad der Dreitheilung der ftrafbaren Handlungen 
durchgeführt, jo hätte der Entwurf auch die Anwaltsgebühren nad der Qua— 
lififation der jtrajbaren Handlungen regein fünnen. Da aber das Gerichts: 
verfaffungsgefeß in den $$. 27, 29, 73 bis 75 jene Eintheilung der ftrafbaren 
Handlungen nicht als durchgängige Norm für die Zuftändigfeit der Gerichte 
angenommen bat, fondern in ziemlich erheblichem Grade davon abgewichen ift, 
jo hat der Entwurf es allein maßgebend fein laffen, vor weldem Gerichte die 
Verhandlung geſchieht. Demnach unterscheidet der Entwurf drei Stufen der 
Gebühren, je nahdem die Verhandlung vor dem Schöflengerichte, vor der 
Straftammer ober vor dem Schwurgeridhte bezw. dem Neichsgerichte ftattge: 
funden bat, 

Ein anderer Weg der Abftufung bot fi noch in der Anwendung des 
Maßſtabes der höchſten, im Geſetz auf das unter Anklage geitellte Reat an: 
gedrohten Strafe. Scheinbar würde damit der Forderung, dab die Anwalts: 
gebühr zu dem Aufwand an Zeit und Arbeit, welder dem Anwalte verurſacht 
wird, im entjpredhenden Verhältniffe itehen jo, am beiten Rechnung getragen, 
weil fi mit der größeren Wichtigkeit der Sache auch die Anforderungen an 
die Zeit und die geiftige Anipannung des Anwalts fteigern, Allein die Wich— 
tigkeit der Sache fteht nicht immer zu dem Höchſtmaße der auf das Neat an: 
gedrohten Strafe in gleichem Verbältniffe. Gerade bei den am häufigften 
vorkommenden Deliften it die gejepliche Strafe in fo weiten Grenzen bemefjen, 
daß die Abftufung nah dem Höchſtmaße einer Menge geringfügiger Sachen 
eine große Bedeutung beilegen würde. Diefe Unzuträglichfeit vermeidet das 
Syitem des Entwurfs, indem es alle diejenigen Vergehen, welche das Belek 
(8.0... $. 27 Nr. 2 bis 8) oder im einzelnen Falle die Straffammer 
(8. 75 a. a. D.) wegen ihres unbedeutenden Charakters vor die Schöffengerichte 
verweift, in die miedrigite Stufe bringt. 
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8. 62. 

Zur Vergleihung mit den Gebühren des Entwurfs erfcheint es an: 
gezeigt, zunächſt die Beſtimmungen des preußiſchen Gefepes vom 5. Mai 1853 
$. 15 und vom 1. Mai 1875 heranzuziehen. *) Nach denjelben erhält der Ver: 
theidiger in Strafiachen 

1, im dem zur Kompetenz des Einzelrichters gehörigen Sachen 
I.M TOR 


*) Zum weiteren Vergleiche eignen ſich vorzugsweiſe noch Die Gebührenbeftimmungen 
ron Bapern, Württemberg und Baden, 


Bayern. Verordnung vom 23. Dezember 1875. 
$. 2. 
Bei den Gebühren in Straffachen (Ziffer IV. der Vererdnung vom 15. Dezember 185%) 
temmen für die Vertheidigung in öffentlicher Sipung in Anſaß: 
I. Bor den Schwurgerichten: 
ar für einen halben Id . » 2 2 en nennen 10 bil 25. 
b) für einen ganzen Taa . . . . 490 60 
?, Ver den Bezirlksgerichten, Apvellationägerichten und Dem 
— sberften Serichtäbofe: 


a) für einen halben Ta > 2 2 2 > 2 2 nee he 
b) für einen ganzen Ta » » 2 2 2 2 nn nn. 12 + BO» 
3. Bor den Einzelngerichtenn.. 3—10 
8. 3. 


Dt in einzelnen der in $. 2 aufgeführten Sachen die Vertretung, insbeſondere das 
Studium der Alten, die Sammlung Des Beweismaterials eder die Vertbeidigung in öffent- 
licher Sißzung mit außergewöhnlichem Aufwande von Zeit und Mühe für den Ammalt ver 
bunden, fo daß die fejtgeftellten Satze nicht mehr als angemeflene Vergütung erſcheinen, jo 
können ausnahmsweiſe für Die betreffende Thätigkeit Gebühren bewilligt werden, weldye Das 
höchſte Maß der vererdnungsmäßigen Säßze überjchreiten. 


Württemberg. Verordnung vom 30. April 1875. 
87 
In Strafſachen kemmen unter den im Unſerer Verordnung vom 29. Januar 1869 be 
ftimmten Vorausjegungen folgende Gebühren in Anrechnung: 
1. Die Gebühr für Nebernabme der Sache, weldye 


in eberamtsgerichtlichen Straffällen . . i ..:.+: 6.%& 
in den ver die Straffammern der Kreisgerichtehöfe —— 
Sachen 16 


in den vor die Schwurgerichtähöfe — Saden ... DD» 
beträgt. 
11. Tagfahrtsgebübr. 
Die Tagfabrtögebühr erfter Gattung beträgt für eine — 


vor dem Oberamtsgerichtt ee re 
vor einer Straffammer der Rreiögerichtähäfe. 118 
vor einem Schwurgerichtshfẽß18 
ver dem Kaflationdbuof . » » » « — | ⸗ 


Für eine Tagfahrt zweiter Gattung koumt Die Hälfte, für ei eine Tagfahrt dritter Gattung 
der dritte Theil der Gebühr eriter Gattung in Anrechnung. 
I. Schriftjaßgebübr. 
Die Gebühr erfter Gattung, ohne Müdjidt auf Den Umiang der Schrift, beträgt 


in den oberamtsgerichtlichen Straffällen . . . - ra 9 7 
in den vor die Straffunmern der Kreisgeribtshöfe gehörigen Saden 7 
in Schmwurgerichtsfällen . . 2.58 SE. 73 


Ter leptere Zap findet auch bei deu an Die Streflammer bes Diertribunale als jolche 
oder als Kaſſatienshof gerichteten Schriftjägen ohne Unterſchied, ob es ſich um eine zur Zu 
tändigfeit des Oberamtsgerichts, des Areisgerichts oder des Schwurgerichts gebörige Straf: 
jache handelt, Anwendung. 

Für einen Schriftjag zweiter Gattung wird die Hälfte, für einen Schriftſaß Dritter 
Gattung ein Biertheil der Gebühr erfter Gattung berechnet. 
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2. in den zur Zuftändigfeit der Berichtsfollegien gehörenden Sachen 
11 M. 30 4; 


Baden. Verorduung vom 20, Nopember 1874. 
8. 19. 
Bemühungen bei dem urtbeilenden Gericht. 


Der zur Vertheidigung eines Angellagten aufgeftellte Anwalt bat für feine ſämmtlichen 
Bemühungen vor dem urtbeilenden Gericht von der Verjepung in den Anklageftand bis zur 
Verkündung des Urtheils eine Bauſchgebühr — und war: 


bei dem Amtegericht ven. oe ee ee AN — 
. bei dem Kreiägeriht von » 2 0 rn re . 40 * 
3. bei dem Schwurgeridit von . . . ss. MO» 
Diefelbe Gebühr bezieht der Anwalt des antlagenden Theils im Er einer Privatanklage. 
x. 20. 


Anſchließung des Beſchädigten. 

Für Die Betreibung einer Entſchädigungsforderung oder einer dem Verletzten zufallenden 
Geldbuße im Strafverfahren darf Die Hälfte der Bauſchgebühr des $. 3 Ziffer IL. angeſeßt 
werben 

$. 21. 
Rechtsmittel. 

Für die Durchführung von Rechtsmitteln, bei denen eine mündliche Verhandlung jtatt. 
findet — Rekurs, Nichtigkeitsobeſchwerde und Wiederaufnahme des Berfabrens — bat der An— 
walt anzuſprechen; 


bei dem Amtsgericht Bde Zar Sn Te . ne a ER 
2, bei dem Kreißgeriht . 2. 2 2200. ee TEE TIE TE SE Fe | 0X 
. bei dem Oberbofgeriht . . .. 50 u 


Iſt mit der Nefursverbandlung cine Wiederholung. ber in "erfter Anftang jtattgebabten 
Bemweisaufnabme verbunden, jo erhöht ſich die betreffende &ebübr uf . . 2... 40.4 


x. 22. 
Unterbredhung des Verfahrens und mebrere Angeklagte. 

Eine Grböbung dieler Gebühren um 3,0 ihres Betrages tritt ein, wenn die mündliche 
Verhandlung aus irgend einen Grunde abgebrochen und au einem anderen Tage fortgeſetzt 
wird. Ebenſo erböbt jich die Gebühr des $. 19 wm °ın, wenn ber Anwalt mehrere Ange: 
flagte zu vertheidigen bat, und zwar bezüglich jedes einzelnen weiteren Angellagten. 

An dem Gelammtbetrage der Gebühr bat jeder Angellagte einen Kopftheil zu tragen. 


$. 28. 
Rrübere Beendigung. 


Wird das eingeleitete Strafverfahren oder das erariffene Rechtsmittel vor der mündlichen 
Verhandlung beendigt, oder der dem Anwalt ertbheilte Auftrag widerrufen, jo bat derjelbe "rn 
der Ranfchaebühr anzuiprechen. 

Tritt er ſelbjt zurück oder ericheint er wicht zur Hauptverhandlung, je bezieht er feine 
Gebühr. 

%. 24. 
Reichwerdefübrung. 

Für eine Beſchwerdeführung in den Fällen der $$. 213 und 411 der Strafprogekerb: 
mung beziebt der Anwalt, je nachdem die Beſchwerde eine zur Zuftändigkeit bes Amts: 
aericht®, Rreisgerichts oder Schwurgerichts gehörende Strafiache betrifft, eine Gebühr von 4, 
10 oder 15 „dA 

Für Beſchwerdeführungen in anderen Fällen und für Die auf Grund des $. 197 ber 
Strafprezeßerdnung geleifteten Bemübungen, ſowie für Begnadigungsaejudhe bat der Anmalt 
nady Maßgabe der obigen, die Gerichtszuſtändigkeit betreffenden Unterjcheiduna 2, 6 oder 
10 .4 anzuſprechen. 

$. 25. 
Bon Amtswegen aufgeſtellte Vertheidiger. 

Der nach $. 194 der Strafprozeßordnung von Amtswegen für einen vermögensloeſen An 
geklagten aufgeſtellte und aus der Staatskaſſe zu bezablende Anwalt bat von Diefer nur die 
Hälfte der feftaefegten Beträge, außerdem den Grjat feiner notbiwendigen Auslagen und für 
erforderliche Reifen die in $. 28 geordnete Vergütung zu beziehen. 
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wenn aber bie Unterfuchung wegen eines Verbredhens ober wegen 
eines mit höherer Strafe als 600 M Geldbuße oder jehsmonatiger 
Freibeitsentziehung bedrohten Vergehens eröffnet ift 18... 80 4; 

3. in den zur Zuftändigkeit der Schwurgerichte gehörenden Sachen 
37 MH. 50 43; 
wenn aber der Anklagebefhluß auf ein mit fchwererer Strafe als 
zehnjähriger Freiheitsſtrafe bebrohtes Verbrechen gerichtet ift 75 .M 
Wenn demgegenüber, je nad) ber Zuftändigfeit der Schöffengerihte, der 
Straifammern und der Schwurgerichte der Entwurf Säge von 12, 20 und 
40 KH. aufftellt, jo liegt in diefen legteren im Vergleiche zu den preußifchen 
Gebühren einerfeits Feine Erhöhung, da nicht blos die geringeren Vergehen, 
für welche in Preußen die Gebühr von 11. 30 4 befteht, dem Schöffen: 
gericht übermwiefen worden ſind (Ger-Verf.“Geſ. 5. 27 Nr. 2—8), fonbern 
diefen auch ein großer Theil der jchwereren Vergehen dur die Straffammer 
im einzelnen Falle überwiefen werben fanı (a. a. D. $. 75). Ebenfo find 
gewiſſe Kategorien von Verbrechen, für welche in Preußen mindeſtens eine Ge 
bühr von 37 .#. 50 8 beitand, der Auftändigfeit der Straflammern zugetheilt 
(Ger.:erf.:®ef. $. 73 Nr. 2—T). Es werben deshalb gegenüber einer Stei- 
gerung für einzelne Fälle in einer vermuthlih zahlreiheren Reihe anderer 
Fälle die Vertheidigungsgebühren in Strafſachen nad dein gegenwärtigen Ent: 
wurfe niedriger als in Preußen fein. Dennoch liegt hierin andererfeits eine 
Benachtheiligung der preußifchen Rechtsanwälte im Ganzen nicht, weil diejelben 
zur Uebernahme der Bertheidigung vermögenslojer Angeflagter, wenn ihnen 
diefelbe vom Gericht übertragen war, ohne Entihäbigung verpflichtet waren, 
während nad $. 150 der Strafprozeßordnung dem zum Vertheidiger beftellten 
Rehtsanwalte für die geführte Vertheidigung die Gebühren nach Maßgabe der 
Gebührenordnung aus der Staatsfaffe gezahlt werden müffen. Aber auch die 
Rechtsanwälte in denjenigen Staaten, deren Geſetzgebung die Koſten der noth— 
wendigen Vertheibigung auf die Staatsfaffe übernommen hat, erleiden, auch 
foweit der Entwurf dem beftehenden Tarife gegenüber niedrigere Gebühren- 
beträge enthält, feine Verkürzung, weil bie Verpflichtung des Staates zur 
Zahlung der Bertheidigungskoften, beziehungsweiſe die Nothwendigkeit der Vers 
theidigung felbit in jenen Befeggebungen verichiebenartig befhränft und von 
gewiſſen Vorbebingungen abhängig gemacht if. Solde Beihränfungen find: 
1. Die nothwendige Vertheidigung findet nur für die Verhandlung 
vor dem erfennenden Gerichte jtatt mit Ausſchluß des Vorver— 
fahrens (Württemberg, V. vom 29. Januar 1869 $. 64), oder 
nur für die Sauptverhandlung in den ſchwereren, im Wejentlichen 
nur in den ben Geſchworenengerichten zugemiefenen Fällen (Braun: 
ſchweig, Allgem. Bemerkungen zur Str.-P.D. vom 21. Oftober 
1858 ©. 385 Nr. b. und e.; Sadfen:Meiningen, Geſetz vom 
30. Mai 1856 $. 32). In Sachſen (Tarordnung in Straffahen 
vom 6. September 1856 $. 47, Str.P.:D. Art. 38) beginnt die 

nothwendige Vertheidigung erit mit dem Verweifungserfenntniß. 
Bezüglich der Rechtsmittel mußte in einigen Staaten der Anwalt 
fih wegen der Bertheibigungsgebühren an den Angellagten halten, 
wenn die höhere Inftanz das Vorerkenntniß beftätigte ober die 
Strafe nur herabjegte (Altenburg, Str.-P.-D. vom 27. Februar 

1854 Art. 323, 319, fomwie die übrigen thüringifhen Staaten). 

19 
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3. Der Staat übernimmt die Vergütung nur gegenüber e'nheimifchen 
Rechtsanwälten und nur gegenüber folchen, mwelhe am Drte bes 
Berichts ihren Sit haben, es ſei denn, daß ein außerhalb beffelben 
wohnhafter von dem Gerichte zum Vertheidiger beftellt worden ift. 
Neifetoften werden daher nur unter ben vorgebadhten Beſchrän— 
kungen vergütet (Altenburg, Str.:P.D. Art, 319) oder nur inner: 
halb des Minimum und Marimum des Gebührenfages felbft be: 
rüdfihtigt (Braunſchweig, Str.:P.-O. vom 21. Dftober 1858, 
Allgem, Bemerkungen ©. 385b.). 

. Der für die nothwendige Vertheidiguag thätige Anwalt erhält außer 
dem Erjage baarer Auslagen nur eine Duote ber gewöhnlichen 
Gebührenjäge. So vergütete Baden, nah der V. vom 8. Mai 
1867 $. 25 nur ein Drittheil, jet (M. vom 20. November 1874 
8. 25) wie Oldenburg (Gef. vom 28. Juni 1858 Art. 39 $. 2) 
bie Hälfte der fonftigen Säge; Lübeck (Ge). vom 1. Februar 1875, 
Taxe I1.B. Nr. 39) gewährt für die nothwendige Vertheidigung 
eine Bauſchſumme, welche unter der Hälfte und in ber höheren 
Inftanz unter dem Drittheil der fonftigen Gebühren fteht. 

. Der Staat haftet dem Vertheidiger nur fubfidiär, wenn der An: 
gefhuldigte vermögenslos war und es bedarf deshalb einer bejon: 
deren Feſtſtellung der Bermögenslofigkeit durch das Gericht 
(Mürttemberg, Str.:P.:O. vom 17. April 1868 Art. 217). 

6. Wenn der Bertheidiger feine Koftenrechnung nicht binnen 10 Tagen 
nah Beendigung der Unterfuchung bei dem Gericht eingereicht 
bat, geht fein Anſpruch an die Staatsfaffe verloren (Sachſen, 
Tarordnung in Strafiahen vom 6. September 1856 $$. 60, 61). 

Bon derartigen Borfhriften zur Wahrung des fisfalifhen Intereffe konnte 
bier nur die (unter Nr. 4 erwähnte) Beſchränkung der Gebühren des zum 
Vertheidiger beftellten Rechtsanwalts auf eine Quote der fonft dem Anwalte für 
die Vertheidigung zuftehenden Gebühren in Frage kommen. Cine derartige Vor: 
ſchrift würde nicht im Widerfprude zu $. 150 der Str.-P.:D. ftehen, da 
letztere Vorſchriſt bezüglich des Maßes der Vergütung auf die Gebührenorb- 
nung vermweift (vergl. auch Protokolle der Reichstagskommiſſion S. 522). 
Nachdem aber einmal der Staatskaffe die Gebühren des beftellten Vertheidigers 
auferlegt find, fehlt es an einem in der Natur der Sade liegenden Grunde, 
für die Bemeffung einen anderen Maßftab zu nehmen, als im Falle der Wahl 
bes Vertheidigers durch den Beichuldigten. Vielmehr würde mit einer folchen 
Minderung der von der Staatsfaffe zu leiftenden Vertheidigungsgebühren immer 
eine Abſchwächung des der Vorfchrift des $. 150 der Str. P. DO. zu Grunde 
liegenden Prinzips verbunden fein. 

Es erübrigt daher nur, die Gebührenfäge allgemein in folder Höhe zu 
normiren, daß ben verfhiebenen dabei zur Erwägung kommenden Rüdjichten 
gebührend Rechnung aetragen wird. 

Der Entwurf fonnte die Gebühren umfomehr, wie gefchehen, feitftellen, 
als durch das von ihm zugelafiene Prinzip der Vertragsfreiheit etwaigen Miß— 
ftänden im einzelnen Falle Abhülfe gefhaffen werben fann. 


— 


a 


gz8. 63, 64. 
Liegt, wie bereits ausgeführt worden ift, der Schwerpunkt der anmwalt: 
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lichen Bertheidung in der mündlichen Verhandlung, jo ergiebt fich hieraus von 
ſelbſt, dab auch auf die Zeit Rüdjiht genommen werden muß, welche ber 
Rechtsanwalt in diefer Hauptverhandlung aufwenden muß. So beftimmt fich 
die Vergütung des Rechtsanwalts in einzelnen Bundesftaaten nad der Termins— 
bauer, 3. B. in Sachſen-Meiningen, wo in dem Gef. vom 16. März 1875, 
Kare B. Nr. 19 verordnet ift: 
„Für das Auftreten... .. zur Vertheidigung eines oder meh: 
rerer Angeklagten in der Hauptverhandlung, jomwie für eine münd— 
liche Verhandlung in der Rechtsmittel-Inftanz 
a) bei Verbrechen im engeren Sinne und bei Vergehen bis drei 
Stunden Dauer.. ea. 
über drei Stundenn. 416 4 
b) bei Uebertretungen die Hälfte dieſer Säge. e 
Nimmt die Hauptverhandlung mehrere Tage in Anſpruch, To hat 
der Vertheidiger die beftimmte Vergütung für jeden diefer Tage zu 
fordern.” z 

Auch in der württembergiichen Verordnung vom 29. Januar 1869 findet 
fih in $. 54 die Vorjchrift, daß, wenn die Verhandlung von mehrtägiger 
Dauer ift, für jeden folgenden Tag die volle Gebühr angerechnet werden ſoll. 
In anderen Staaten finden fih Beitimmungen, nad welchen nicht diefelbe Ge: 
bühr für jeden Tag der Hauptverhandlung gefordert werden fann. Nach $. 22 
der badiſchen Verordnung vom 20. November 1874 wird die Verhandlungs: 
gebühr ohne Rüdficht auf die Art der Unterbrechung für jeden weiteren Tag 
nur um drei Zehntbeile erhöht. Nah F. 15 des preußischen Geſetzes vom 
3. Mai 1853 wird die Gebühr des Vertheidigers durch eine Unterbredhung der. 
Bertheidigung in der Regel gar nicht berührt, Nur dann, wenn ſich die Dauer 
der Verhandlung einer Sache vor dem Schwurgericht über zwei Tage erftredt, 
erhält der Nechtsanwalt für jeden folgenden Tag 7 .# 50 4% Der Entwurf 
bat es den Nüdfichten der Billigfeit entiprechend erachtet, zu beſtimmen, daß, 
wenn die Verhandlung ſich auf mehrere Tage erftredt, die Säbe des $. 62 fich 
für jeden folgenden Tag weiterer Verhandlung um die Hälfte erhöhen. Dies 
trifft jelbitverftändlih au dann zu, wenn in Folge einer Unterbrechung die 
Verhandlung nicht fortgefegt wird, fondern von neuem beginnt ($. 225 der 
Str.Pr.:D.). Eine Erhöhung der Gebühren um den vollen Betrag derjelben 
erſchien nicht angemefjen, da die Baufhgebühr des Entwurfs ja nicht blos zur 
Vergütung der Thätigkeit im Termine beftimmt: ift. 

Bezüglich der Privatllagefahen glaubte der Entwurf jedoch dieſe Beitim- 
mung des $. 63 nicht anmenden zu können. Im Gebiete des altpreußifchen 
Rechts werben die jogenannten Injurienfachen nah den für bürgerliche Rechts: 
ftreitigleiten geltenden Vorſchriften verhandelt. Nach diefen Worfchriften wer: 
den auch die Gebühren der Gerichte und Anwälte zum Anjage gebracht, wobei 
je nad der Bedeutung des Falles das Objeft auf 180 oder 300, unter Um: 
ftänden auch auf 1200 oder 3000 , #4 angenommen wird (Geſetz vom 10. Mai 
1851 $. 11, Gele vom 9. Mai 1854 Art. 3). In den 1866 erworbenen 
Provinzen werden die Gebühren verſchieden abgeftuft, je nachdem nad) ftatt: 
gehabter Beweisaufnahme oder ohne diejelbe erfannt worden ift, oder die Sadye 
ohne Erfenntniß erledigt worden it (R. vom 30. Nuguft 1867, $. 17, Geſ.S. 
©. 1412). Bei diefer Art der Regelung zeigt ſich unzweifelhaft eine Ans 
näherung an die im altpreußifchen Rechte für die Anwaltsgebühren im Civil: 
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prozefje geltenden Grundſätze. Diejelbe rechtfertigt fi aber aud aus ber in 
vielen Beziehungen hervortretenden nahen Verwandtſchaft des Verfahrens in 
Privatklageſachen mit dem in bürgerlichen Recdhtsftreitigkeiten. Insbejondere hat 
die Zuläffigkeit der Zurüdnahme einer Privatllage (St.:Pr.:D. $. 431) zur 
häufigen Folge, daß das Verfahren vor Erlaß eines Urtheils abſchließt). Es 
muß daher auf die größere oder geringere Ausdehnung des Verfahrens und die 
durch diefelbe bedingte Verſchiedenheit des Umfanges der anwaltlichen Thätigfeit 
NRüdfiht genommen werden. Im diefer Richtung fann es nicht von Belang 
ericheinen, ob die Sade durch Urtheil zur Erledigung gelangt; wohl aber ob 
eine Beweisaufnahme ftattgefunden hat, da dieſe immer eine Steigerung der 
Thätigkeit des Anwalts nad fi zieht, welde in Privatklagefahen in Folge 
des MWegfalls der ſtaatsanwaltlichen Thätigfeit von relativ gaößerer Bedeutung 
ift, als in dem fonftigen Straffahen. Auf diefer Erwägung beruht die Vor: 
jchrift des $. 64, fofern diefelbe die Gebühr in Privatllagefahen abftuft. Ne 
ben Diefer Erhöhung im Falle einer Beweisaufnahme kann eine anderweite 
Steigerung der Gebühr für den Fall, daß eine Privatflagefahe in Folge einer 
Ausfegung an mehreren Tagen verhandelt wird, um fo weniger in Frage 
fommen ($. 63 Abſ. 2), als jolde Ausjegungen häufig nur durch das Ber: 
halten der Partei oder der Anwälte bedingt werben. 


$. 65. 

Die Gebühren in den höheren Inftanzen anders als in eriter Inftanz zu 
bemefjen, liegen ausreichende Gründe nicht vor. Die abweichenden Vorgänge der 
beitehenden Tarife können auch bier um jo weniger maßgebend fein, als zwiichen 
denfelben Gegenſätze befteben. Die Vorichrift des preußijchen Rechts ($. 15 B 
des Sei. vom 5. Mai 1853, $. 17 0 der Berord. vom 30. Auguft 1867), 
welche, wenn der Angejchuldigte das Hechtsmittel eingelegt hat, die Gebühren 
nad) der in eriter Inftanz erfannten Strafe bemißt, paßt nicht in das Syſtem 
des Entwurfs; für die Fälle der Einlegung des Nechtsmittels jeitens des Staats: 
anwalts ftimmt ber Eutwurf mit dem in Prenßen diesjeits des Rheins geltenden 
Rechte überein. 

Auch für die bei dem Neichägerichte zugelaffenen Rechtsanwälte konnte eine 
Erhöhung der Gebühren (nad) Analogie des $. 51) nicht in Frage fommen, weil 
jever Rechtsanwalt befugt iſt, vor dem Neichsgericht als Vertheidiger aufzutreten 
(Rechtsanmwaltsordnung $. 26). 


$. 66. 

Die Vertheidigung im Worverfahren ($$. 137, 142 Str.Pr.:D.), welche 
niemals eine nothmwenbige ift, muß als ein völlig abgefonderter Theil der Thätig- 
feit eines Wertheidigers angefehen werben. Sie muß deshalb auch befonders 
vergütet werden. Die Bemeffung der Gebühr auf die Hälfte der Sätze des 
s. 62 Sucht dem Durdichnittsmaße der zu entwidelnden Thätigfeit gerecht zu 
werden. Servorzubeben it, daß für die Beltimmung der Stufe es darauf an: 
fommt, welches Gericht zuftändig ift, nicht vor welchem in erjter Inftanz die 
Hauptverhandlung ftattfindet ($. 62). Auf die Zuftändigkeit allein konnte das 
enticheidende Gewicht nelegt werden, weil es jonft an einem Maßſtabe für die— 
jenigen Sachen fehlen würde, in welchen es zu einem KSauptverfahren nicht 
fommt. 


*) Nach der preußiſchen Statiftif in 61 Prozent der Fälle, UM Bl. 1877 S. 258. 
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88. 67, 68, 70. 

In den $$. 67, 68 werden Gebühren des Rechtsanwalts für die Anfer: 
tigung gewiſſer Schriftftüde feſtgeſetzt, falls ihm dieſe allein und losgelöft von der 
Vertheidigung in der Sauptverhandlung übertragen ift. Die Schriften zur Recht 
fertigung einer Berufung ($. 358 der Etr.Pr.:D.), zur Begründung einer 
Revifion ($. 384 a. a. D.) und zur Begründung eines Antrags auf Wieder: 
aufnahme des Verfahrens ($. 406 a. a. O.) nehmen eine folde Zeit und Mühe 
bes Rechtsanwalts in Anſpruch, daß die Hälfte der im $. 62 beftimmten Säge 
als eine zu hohe Vergütung nicht erjheint. Nach dem ſachſen-meiningſchen Geſetz 
vom 19. Zuli 1862 bezw. 16. März 1875, Tare B Nr. 18, werden Gebühren 
für Schriftjäge der Aıt immer crhoben, wiewohl jonft die Regelung der Ge: 
bühren für die Führung der Vertheidigung fih dem Bauſchſyſteme nähert. Auch 
die badifche Verordnung vom 8. Mai 1867 bezw. vom 20. November 1874 
ftellt im $. 24 bejondere Gebühren für die Bejchwerbeführung auf und bewirkt 
durch die Beitimmung des $. 23, nach welcher bei Beendigung des ergriffenen 
Rechtsmittels vor der mündlichen Verhandlung dem Anwalt drei Zehntheile der 
Bauſchgebühr zuftehen joll, wenigftens indireft, daß die Schrift für Begründung 
des Nechtsmittels ihre Vergütung findet. Die Vorſchrift des Entwurfs jchließt 
fih an die entiprechende Beltimmung des $. 15 D des preußifchen Geſetzes vom 
3. Mai 1853 an. 

Für alle übrigen einzelnen ZThätigfeiten, weldye dem Rechtsanwalt als Ver: 
theidiger in Straffahen übertragen werden fönnen, insbefondere für die bloße 
Einlegung eines Nechtsmittels, für Anfertigung anderer, als der im $. 67 be 
zeichneten Anträge, Gefuhe und Erklärungen, z. B. von Beichwerbeichriften 
(Str.Pr.:D. 88. 348 ff.), von Anträgen auf Entlaffung aus ber Haft ober 
Ladung von Zeugen u. ſ. w. (nicht aber für Begnadigungsgefuche, weil dieſe 
nicht in dem Nahmen des Strafverfahrens Liegen) beitimmt $. 68 eine fefte 
Gebühr von 2 Marl. Wenn jedoch derjelbe Rechtsanwalt, welcher das Rechts: 
mittel der Berufung oder der Reviſion eingelegt hat, das eingelegte Rechtsmittel 
rechtfertigt oder begründet, jo erjcheint neben der leteren umfajjenderen Thätig- 
feit und der fie begründenden Gebühr des $. 67 die bei Einlegung des Nedhts- 
mittels verwendete Mühe von jo geringer Bedeutung, dab auf die Gebühr des 
$. 67 Nr. 1 und 2 die Gebühr für Einlegung des Nechtsmittels anzurechnen 
ift ($. 70). 

In dem 

8. 69 
iſt ausgefprochen, für welchen Umfang des Verfahrens die feſtgeſetzte Bauſch— 
gebühr als ſolche, d. b. als Gebühr für die Gefammtthätigfeit des Rechtsanwalts, 
Mag greift. 

Was zunächſt das Vorverfahren anbelangt, jo joll die im $. 66 beſtimmte 
Baufchgebühr das ganze Vorverfahren umfafjen, jo daß alle Erklärungen, Ge 
juche, Beichwerden im Yanfe deijelben durch diefe Gebühr gededt und neben der: 
jelben feine bejonderen Einzelgebühren gewährt werden, 

Ingleihen jollen die in $. 62 für das Sauptverfahren in der erften In: 
tanz und in $. 65 für das Sauptverfahren in den höheren Inſtanzen feit- 
gefegen Gebühren nicht blos eine Vergütung für die Bertheidigung in der Haupt: 
verhandlung, fondern auch für die übrige Ihätigkeit des Nechtsanwalts in der 
betreffenden Inftanz gewähren. Die Information, weldhe der Rechtsanwalt zur 
Führung der Bertheidigung überhaupt bedarf, reicht auch für die Anfertigung 
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von ſchriftlichen Anträgen in der Inſtanz völlig aus und dieſe jelbit können 
nad der Natur des ganzen Verfahrens der Hegel nad) nicht jo jchwierig und 
fompligirt fein, um cine befondere Gebühr zu rechtfertigen. 

Daß für die Einlegung von Nechtsmitteln dem Rechtsanwalte, welcher die 
Vertheidigung in der Inftanz der angefochtenen Enticheidung geführt hat, feine 
bejondere Gebühr gewährt wird, erſcheint mit Rückſicht auf die Vorſchrift des 
$. 339 der Str.“Pr.O. zwedmäßig und wird einem Bedenken um jo weniger 
unterliegen, als die Einlegung eines Nechtsmittels für demjenigen Anwalt, welcher 
vorher als Vertheidiger mit der Sache befaßt war, ein verhältnifmäßig geringes 
Maß von Thätigkeit erfordert. Unter den Begriff der „Einlegung” von Rechts— 
mitteln fallen nicht die Rechtfertigung einer Berufung oder die Stellung von 
Nevifionsanträgen und deren Begründung ($$. 355, 358, 381, 385 der Str.- 
Pr.-D.). Dem Rechtsanwalte, welcher die VBertheidigung in der Rorinftanz 
geführt hat, fteht ſonach für die Anfertigung der Berufungs: beziehungsweife 
Revifionsfhriften die Gebühr des $. 67 befonders zu, vorausgefegt, daß er nicht 
auch die Vertheidigung in der betreffenden höheren Inftanz führt; denn leßteren: 
falls umfaßt die ihm für die höhere Inftanz zufommende Bauſchgebühr ($. 65) 
zufolge der Vorjchrift des $. 69 auch die Anfertigung diefer Schriften. 


Der im 
$. 71 

vorgejehene Fall einer Vertheidigung mehrerer Beſchuldigten durch einen gemein: 
ſchaftlichen Vertheidiger begründet unzweifelhaft eine Erhöhung der Gebühr über 
den Betrag hinaus, welcher bei Vertheidigung eines einzelnen Beſchuldigten zu: 
ftehen würde. Aber es ijt ebenjo zweifellos, daß die Ihätigkeit nnd der Zeit: 
aufwand des Anwalts ſich nicht im gleichen Verhältniſſe mit der fteigenden Zahl 
der Beihuldigten jteigert. Die Fälle können jehr verfchieven liegen; die Infor: 
mationsthätigfeit wird regelmäßig, der Zeitaufwand im Berhandlungstermine 
aber nicht immer eine erhebliche Steigerung erfahren. Der Entwurf ſah ſich 
daher genöthigt, ohne Rückſicht auf die Zahl der hinzutretenden Mitbeichuldigten 
einen Durhichnittsjag für vie in folden Fällen eintretende Erhöhung der 
Gebühr zu greifen. Andere Geſetzgebungen, welche ebenfalls für die Verthei— 
digung mehrerer Angeflagter nur eine Erhöhung der Normalgebühr ein: 
treten ließen, haben dabei auf die Anzahl der Perfonen in der Weiſe Gewicht 
gelegt, daß die gleihe Erhöhung für jeden weiteren Angeflagten bewilligt wird, 
Nah der mwürttembergiihen Verordnung vom 29. Januar 1869 $. 60 tritt, 
wenn der Anwalt für mehrere Beſchuldigte oder andere bei dem Strafverfahren 
betheiligte Perſonen in Einem Verfahren zu handeln bat, eine entſprechende Er: 
höhung der Gebühren ein, welche jedoch ein Dritttheil für jeden weiteren Klien- 
ten nicht überfteigen darf. Ebenjo erhöht ſich nach $. 22 der badijchen Ver: 
ordnung vom 20. November 1874 die Bauſchgebühr bezüglid) jedes weiteren 
Angeklagten, den der Rechtsauwalt zu vertheidigen hat, um drei Zehntheile. 

Für den Standpunkt des Entwurfs darf nod geltend gemacht werden, daß 
in einer größeren Anzahl von Angeklagten häufig der Anlaß liegen kann, die 
Verhandlung auf mehrere Tage zu erjtreden, durch welden Umftand ohnehin 
nah $. 63 eine Erhöhung der Gebühren bedingt wird. 


$. 72. 
Vertritt der Nechtsanwalt einen Privatlläger, jo bat er nach der Seite 
der Verfolgung eine Thätigkeit zu entwideln, welde, was das Maß der Arbeit 
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betrifft, von derjenigen bes Vertheibigers nicht verfchieben if. Der 8. 72 ge: 
währt ihm daher diefelben Gebühren. Der Vertretung eines Privatflägers ift 
die Vertretung eines Nebenflägers gleichzuftellen, da diefer gemäß Str.-P.:D. 
$. 437 nad erfolgtem Anfchluffe die Rechte des Privatklägers hat; desgleichen 
it die Vertretung einer Verwaltungsbehörde, falls diefe nach $. 464 der 
Str.:P.:D. jelbit die Anklage erhebt, ebenjo wie die Vertretung eines Privat: 
Hägers zu behandeln. 

Der Abſatz 2 des $. 72 fieht den Fall vor, daß dem Rechtsanwalte ledig: 
lich die Anfertigung der Privatllage übertragen it. Wegen der mit biefer 
Arbeit verbundenen Information mußte eine höhere Gebühr, als die im $. 68 
angegebene, feitgefegt werben. 

678; 

Nah $. 170 der Str.P.:D. muß der Antrag auf gerichtliche Entſcheidung, 
welchen der Verlegte gegen den die Verfolgung ablehnenden Beſcheid der Staats: 
anwaltſchaft ftellt, von einem Rechtsanwalt unterzeichnet fein. Die Thätigfeit 
des Rechtsanwalts hat auch in diefem Falle die Verfolgung, nicht die Verthei— 
digung zum @egenftande. 

Wie im Vorverfahren ($. 66) der Schwerpunft der Anmwaltsthätigkeit 
regelmäßig in ber Information und in der Sammlung von Beweismaterial 
zur Führung des Entlaftungsbeweifes liegen wird, jo wird die Arbeit bes 
Rechtsanwalts im Fall des 8. 170 der Str.:P.:O. fih auf die Sammlung und 
entſprechende Darftellung der belaftenden Momente zu richten haben. Hieraus 
ergiebt fi die Gleichftellung der Gebühr des 8. 73 mit der des $. 66. Aus 
den Bemerkungen zu $. 8 ergiebt fich übrigens, daß zwiſchen der Anfertigung 
des Antrags oder der bloßen Unterzeichnung deſſelben in Betreff der Höhe des 
Gebührenjages ein Unterfchied nicht zu machen iſt. 


$. 74, 

Nah $. 495 der Str.P.O. erfolgt die Zwangsvollſtreckung der über 
eine Vermögensftrafe oder Buße ergangenen Entſcheidung nad den Vorſchriften 
über die Vollſtreckung der Urtheile der Civilgerichte. In Folge diefes Grund: 
ſatzes beſtimmt $. 78 Nr. 3a. und b. des Gerichtskoſtengeſetzes, daß aud) die Ge 
bühren in den im $. 495 bezeichneten, ſowie in einigen anderen verwandten 
Fällen nad den für bürgerliche Nechtsitreitigkeiten geltenden Vorſchriften erhoben 
werben jollen (Motive zu $. 70 des Berichtsfoftengejeges). Diefem Vorgang 
des 8. TR ſchließt fich der Entwurf in $. 74 an, Die Gebühren follen daher 
in den dort angegebenen Fällen nad Maßgabe des $. 23 Nr. 1, 2 erhoben 
werben. Nur der Fall der Zwangsvollſtreckung einer Bermögensftrafe it fort: 
gelafjen, weil auf die Vollſtreckung der Strafe anzutragen nicht Sache des 
Privatklägers bezw. feines Vertreters ift. 


Fünfter Abfchnitt. 
Auslagen. 


88. 75, 76. 

Der Grundfag, daf dem Rechtsanwalt nothmwendige und nügliche Aus- 
lagen, welche er zum Zweck ber Ausführung des ihm ertheilten Auftrags ge— 
macht hat, zu eritatten find,’ ergiebt fi aus der Natur des Mandats- 
verhältniffes. Die davon in $. 76 in Betreff der Verpadung von Briefen und 
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Alten gemachte Ausnahme rechtfertigt ſich durch die Beringfügigfeit des in Rede 
ftehenden Gegenftandes und lehnt ſich an die Beſtimmung in Nr. 1 des Tarifs 
zum preußiſchen Gefege vom 12. Mai 1851 an. Es bedarf feiner ausbrüd- 
lichen Feitiegung, daf die Bejorgung von Briefen am Orte oder zur Poft zum 
allgemeinen Gejchäftsbetriebe gehört, und daß dafür an Auslagen nur Porto 
beziehungsweife, wenn im einzelnen Falle die Annahme eines befonderen Boten 
nothwendig war, der Lohn deſſelben berechnet werben fann. Befondere Beftim: 
mungen find nur für zwei Nrten von Nuslagen, für Schreibgebühren und für 
Beichäftsreifen, erforderlich, weil bei diefen die Ermittelung des für das einzelne 
Geſchäft wirflih aufgewendeten Betrags auf Schwierigkeiten ftößt, fo daß es 
richtiger erfcheint, ein für allemal Vergütungsfäge zu normiren. 

Faft alle Bebührenorbnungen der einzelnen Bunbdesftaaten, ſowohl diejenigen, 
welche auf dem Syſtem der Einzelgebühren, als die, welche auf dem Syſtem der 
Baufchgebühren beruhen, enthalten Beftimmungen, wonach der Rechtsanwalt aus: 
nahmslos oder in der Hegel für die im Betrieb des Prozeſſes anzufertigenden 
Abihriften eine Vergütung beanfpruchen kann (vergl, preuß. Gel. vom 11. Mai 
1852, Tarif Allgem. Beitimm. Ar. 2, Gef. vom 3. Mai 1853 $. 15; Bayern, 
Verordn. vom 21. Juni 1870 bezw. 22. Auguft 1873 und 27. November 
1875 Art. 9; Württemberg, Verordn. vom 29. Ianuar 1869 $. 72 u. ſ. w.). 
Diefem Borgang Ichließt fi der Entwurf infoweit an, als er Schreibgebühren 
für Abfchriften von Scriftfägen, Urkunden, Urtheilen und Beichlüffen zubilligt, 
wenn die Anfertigung der Abjchriften zum Zweck der Einreichung bei Gericht 
oder zum Zweck der Zuftellung erforderlich war. Im Webrigen fann ber Nechts- 
anmwalt Schreibgebühren nicht beanspruchen, namentlich aljo nicht für feinen 
fchriftlichen Verkehr mit dem Auftraggeber. Dieſe Einſchränkung der Berehnung 
von Schreibgebühren wird die Aufitellung der Rechnungen wefentlich erleichtern 
und entipricht dem Grundgebanfen des Bauſchſyſtems. Als Konſequenz bes 
legteren könnte vielleicht angezeigt erfcheinen, auch für die zum Prozekbetrieb 
regelmäßig erforderlihen Abichriften von Schriftfägen feine Schreibgebühren zu 
bewilligen. Der Entwurf glaubte jedoch von dieſer Konſequenz abſehen und 
vielmehr den mit der Anfertigung jolher Abjchriften immerhin verbundenen Aufs 
wand von baaren Auslagen vorwiegend berücfichtigen zu jollen. 

Wo dem Rechtsanwalt Schreibgebühren vergütet werden, foll für die Höhe 
$. 80 des Berichtsfoftengefeßes maßgebend jein, deſſen Sätze fih an die Be 
ftimmung der ſächſiſchen Taxordnung vom 26. November 1840 Nachtrag 1. 
(Bei.-Samml. ©. 414) anschließen und erheblich höher find, als die preußischen. 
Aus der Bezugnahme des Entwurfs auf $. 80 a. a. D. ergiebt fih, daß wie 
dort für Schreibmaterialien ein befonderer Anjag nicht itatt hat. 


$. 77. 


Inwieweit die zu den Koften verurtheilte Partei verpflichtet ift, die Reife: 
toſten des gennerifchen Anwalts zu eritatten, barüber treffen ($. 87 der E.:P.:D.) 
$. 503 Abſ. 5 der Str.:P.:D., $$. 18, 37 der Rechtsanwaltsordnung Beltins 
mung. Vorbehaltlich diefer Vorſchriften hat der Entwurf in den 88. 77 ff. 
nur den Betrag der Reiſekoſten feſtgeſetzt. 

Es könnte die Frage aufgeworfen werden, ob ein Bedürfniß vorliege, die 
Reifekoften der Rechtsanwälte reichögejeglih zu regeln, da doch für die Reife 
koften der Auftizbeamten, wie auch für die Reiſekoſten ber Nechtsanmwälte in 
folchen Angelegenheiten, auf welche diefes Gejeg feine Anwendung findet ($. 1), 
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die landesgeſetzlichen Vorſchriften maßgebend bfeiben. Die Frage muß indeffen 
bejaht werden. Die Verſchiedenheit der in den einzelnen Bundesftaaten geltenden 
Veftimmungen iſt aerade auf diefem Gebiet eine fehr große und ift von einer 
viel größeren Tragweite, als die in betreff der Reiſekoſten der Juſtizbeamten 
beitehende. Denn der Beamte macht in der Negel nur in feinem Amtsbezirfe 
Dienftreifen. Nach den Vorſchriften der Nechtsanwaltsordnung (88. 26, 27 
Abi. 2) kann dagegen jeder Rechtsanwalt vor jedem Gericht im Gebiete des 
Deutſchen Reihs als Vertreter, Beiſtand oder Vertheidiger auftreten. Tritt ein 
Rechtsanwalt vor dem &ericht eines anderen Bunbdesitaates auf, jo würde der 
Zweifel entjtehen, nach welchem Geſetz er Reifefoften zu beanfpruchen hätte. Jeden: 
falls würde es erforderlich fein, die Neifegebühren für jene Fälle reichsgeſetzlich 
zu regeln, in welchen auswärtige Anwälte vor dem Reichsgericht auftreten. Hierzu 
fommt, daß bei den Gerichten, welche auf Grund eines Staatövertrages für 
mehrere Bundesitaaten die Hechtspflene auszuüben haben, mögen fie eigentliche 
Kondominatgerichte fein oder nicht, voraussichtlich ausmwärtswohnende Anwälte 
aus den mehreren, bei dem ®erichte betbeiligten Staaten zugelafien werden, fo 
daß ein Theil diejer Anmälte nicht in dem Staate, in welchem däs Gericht feinen 
Sit hat, ihren Wohnſitz haben wird (vergl. Nechtsanmwaltsordnung $. 18 Abi. 4 
in Verbindung mit den $$. 9, 11, 12, 107). Abgeſehen von dem auch bier 
entitebenden Zweifel, ob für die Reiſekoſten folcher Anwälte das am Site des 
gemeinjamen Gerichts geltende Yandesgejeß oder das des Wohnfiges des Anmwalts 
maßgebend ift, wäre es im hohen Grade mihlich, wenn die bei einem und dem: 
jelben Gerichte zugelaffenen Anwälte in einem reichsgeſetzlich geregelten Verfahren 
Reiſekoſten nach verichievenen Partifulargeiegen zu beanipruchen hätten. Jeden: 
falls würde ſonach der Zwed des Geſetzes, die Roten des Prozeſſes, jomeit die- 
jelben in den Gebühren ver Anwälte beitehen, einbeitlih zu regeln, nur in un— 
volltommenem Maße erreicht werden, wenn das Geſetz nicht anch die Heifekoften 
der Anwälte in den Bereich feiner Beltimmungen zöge. 

Bei Negelung der Neifeentichädigung der Rechtsanwälte bedürfen Beitim: 
mungen micht erſt einer Abwehr, welche wie Nr. 498 der Tarordnung von 
Sadien:Altenbura vom 22. Mai 1841 und Ar. 458 der Gebührentare von 
Reuß j. L. vom 15. Dezember 1855, nur jedhzigjährigen Rechtsanwälten die 
Vergütung für einen Wagen gewähren, jüngeren dagegen in der Negel auf Rei: 
ſen zu Pferde anmweijen. Ebenſowenig fonnten die Reiſekoſten der Nechtsan-, 
wälte etwa zu den Reiſekoſten der Mitglieder der Berichte, bei welchen fie zu- 
aelaffen find, in ein Verhältniß geſetzt werden, wie z. B. in Anhalt die An- 
wälte die Hälfte der den Mitgliedern der Kreisgerichte zuftehenden Säge erhal: 
ten. Bei den Beamten joll die Reifeentichädigung den durch den ftandesmäßigen 
Aufwand außerhalb des Wohnſitzes verurfahten Mehrbedarf vergüten. Bei den 
Rehtsanmwälten ift dagegen der Zeitaufwand mit zu berüdjichtigen, welchen die 
Reife verurſacht und welcher dem Anmwalte die Gelegenheit zu einer anderweiten 
Ausnugung feiner Zeit entzieht. Yon diefen Gefichtspunften iſt bereits das 
preußiiche Gejeg vom 1. Mai 1875 (Bei.-Samml. S. 209) ausgegangen, indem 
es den Rechtsanwälten eine höhere Reiſeentſchädigung gewährt, als den Mitgliedern 
der Gerichte, bei welchen diefelben zugelajien find. Den Sägen dieſes Geſetzes 
alaubte fi der Entwurf umſomehr anſchließen zu jollen, als fie erjt vor wenigen 
Jahren feftgeftellt find, und die Beträge für Fuhrkoſten auch mit den für die 
Reichsbeamten in $. 4 der Kaiſerlichen Verordnung vom 21. Juni 1875 (R.: 


G.Bl. S. 249) feitgellten im Wejentlichen übereinftimmen. 
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56. 78, 80. 


Die Grundfäge, dab die Fuhrfoften für die Din: und Rückreiſe bejonders 
zu berechnen find, und daf jedes angefangene Kilometer für ein volles zu rechnen 
ift, find bereits mehrfad) in der Reichsgeſetzgebung zum Ausdrude gebradt V. vom 
21. Juni 1875 $. 5, 7; Gebührenordnung für die Gerichtsvollzieher $. 17; 
Bebührenorbnung für Zeugen und Sachverſtändige $. 7). 


Drer zweite Satz des $. 78 entipricht dem Grundſatze, daß Reiſekoſten, da 
fie Auslagen find, nur jomweit aefordert werden können, als die Reiſe wirklich 
Htattgefunden bat. Bei Neifen, welche zur Ausführung dev Aufträge mehrerer 
Auftraggeber gemacht find, findet $. 3 entiprechende Anwendung. Iſt die Reife 
nur nach einem und demjelben Orte gemacht, jo liegt eine Schwierigkeit nicht 
vor. Der Rechtsanwalt kann die Neijefojten nur einmal, und zwar von jedem 
feiner Auftraggeber fordern. Wie fich die Sache geitaltet, wenn der Nechtsan- 
walt auf einer Reife die Aufträge mehrerer Auftraggeber an verſchiedenen Orten 
ausgeführt hat, wird ſich am beiten aus folgendem Beiipiele ergeben. 


Wenn ein im Berlin wohnhafter Rechtsanwalt, welcher im Auftrage des 
A eine Reife nah Potsdam, im Auftrage des B eine Reife nah Magdeburg 
und im Auftrage des Ü eine Reiſe nach Stendal zu machen hat, dieſe Reiſe in 
einer Rundtour Berlin, Potsdam, Magdeburg, Stendal, Berlin erledigt, jo ftehen 
ihm an Führkoften zu: 
für die Neife von Berlin nah Potsdam .. für 26,, km 
Potsdam nad Magdeburg = Ild,g 
Magdeburg nad Stendal = 58,73 
Stendal nah Berlin .. = 106 


306,7,=307 km 
demnach für 307 km zu 13 Pf. 39,5, ‚4; außerdem für jeden Ab: und Zu: 


gang 3 .%#, alio 12.%, zufammen 51,9 . Fuhrkoſten. Hierzu treten Tage: 
gelder mit 12 .# für jeden Tag, desnleihen 3.4 für jedes Nachtquartier. 


Mehr als diefen Betrag kann er von feinen drei Auftraggebern zuſammen 
nicht verlangen. Die Frage, wieviel er von jedem einzelnen verlangen kann, 
beantwortet ſich nad $. 3 wie folgt: Er kann an Fuhrkoſten beanfpruchen: 


l. von A: 
für Sinreife. . . (26,, oder) 27 km 
= Rüde: 2 2 2 2.97 =: 


54 km Ton MM 


für zwei Ab- und Zugänge . 6,0 : 
13,02 -#. 
2, von B: 
für Sinreife . . . 264 + 115, km 
sufammen. . .» 2... ..142 
Rüdreiie. . 2... 142 


284 km 36,0 .# 


für zwei Ab: und Zugänge . 6,00 
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3. von C.: 
für Sinreife . » » 10606 km 
„ Nüdrefe -. - © 2... 106 


212 km 27,58 M 
für zwei Ab: und Zugänge..6* 


33,56 cf 


außerdem von jedem Auftraggeber an Tagegeldern und für Nachtquartier jo 
viel, ald er zu fordern gehabt haben wirde, wenn er die Reiſe für ihm allein 
gemacht hätte. Geſetzt, er hätte auf die ganze Reife 3 Tage und 2 Nächte 
zugebradht, und geießt ferner, er würde zu den Heilen für A. und 0C. nur je 
einen Tag, zu der für B. aber 2 Tage umd eine Nacht gebraudt haben, jo 
würde er für die ganze Reife im Ganzen 
>1,s1 u 42,0 . H = 93,1 r HM 
zu fordern haben, und er würde 
- A. in Söhe von 25,0 M. 
B, = =: : 69% 
C. ‚ * 45,3% 
in Anjprud nehmen können, jedoch mit der Mafgabe, dab, wenn 3. ®. B. 
69,52 „Hl. gezahlt hätte, er von A. und Ü, zufammen mur noch den Reit von 
23,35 .#. fordern könnte. 


$. 79. 

Die Vorjchrift des Abjag 1 ftimmt mit der Vorſchrift des $. 6 der für 
die Neichsbeamten erlaffenen Xerordnung vom 21. Jumi 1875 und dem $. 17 
der Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher überein. Es liegt fein Grund vor, 
von diejem in den Reichsgeſetzen wiederholt angenommenen Grundjage hier ab: 
zuweichen. Nach dem Tarife zum preußijchen Gejege vom 12. Mai 1851, 
Algen. Beitimm. 3 B., erhält zwar der Rechtsanwalt, wenn er außerhalb jeiner 
Wohnung und des Gerichtslofals Gejchäfte bejorgen muß, auch bei Eleineren 
Entfernungen (die Grenze war früher Meile und ift jegt nach dem Geſetze 
vom 1. Mai 1875 1'/, Kilometer) außer jeinen jonitigen Gebühren nod eine 
bejondere Gebühr (pro via). Allein dieje Vorſchriſt erjcheint in ihrer Allgemein: 
heit und zwar namentlich in ihrer Anwendung auf kleinere Städte ungerecht: 
fertigt, da von Auslagen bei Wegen, welche der Anwalt zu Fuß zurüdlegt, der 
Negel nad nicht die Rede fein kann. Someit wirkliche Auslagen in Frage 
jtehen, trifft Abjag 2 Vorjorge. Endlich) gewährt Abjap 3 die Möglichkeit, da, 
wo der Grundfag des Abjab 1 zu Unzuträglichfeiten führen kann, insbeſondere 
in großen Städten, dieie Härten zu bejeitigen. 


g. 81 

regelt einen Ausnabmefall, im welchem die Forderung von Reiſekoſten aus: 
gejchloffen bezw. eingejchränft fein ſoll. Die Vorjchrift findet ihre Begründung 
darin, daß die Verlegung des Wohnfiges lediglid von dem Willen des Rechts— 
anmwalts abhängt und die Partei nicht einen Schaden erleiden joll, wenn der 
Rechtsanwalt nad übernommenem Auftrage größere Auslagen veranlaßt, als 
bei Hebertragung defjelben vorhergejehen werden konnten. Eine anderweite Regu— 
(irung der Neifevergütung im Wege des Vertrags bleibt bier wie jonjt den 
Betheiligten vorbehalten. 


84 


$. 82. 

Nah $. 18 Abſatz 3 der Nechtsanmwaltsordnung kann die Landesjuſtiz— 
verwaltung einem bei einem Amtsgerichte zugelaifenen Rechtsanwalte geitatten, 
an einem anderen Orte innerhalb jeines Amtsgerichtsbezirks jeinen Wohnfig zu 
nehmen, Nach $. 107 a. a. D. find ferner die zur Zeit des Inkrafttretens 
der Reditsanwaltsordnung vorhandenen Rechtsanwälte, welche rechtzeitig ihre 
Zulaffung bei dem Yandgericht ihres Wohnfiges beantragen, befugt, ihren bis: 
berigen Wohnfig beizubehalten, alſo aud dann, wenn fich an dieſem ein Gericht 
nicht befindet. Dieje den Rechtsanwälten zugeitandenen Vergünitigungen können 
dem rechtsiuchenden Publikum nachtbeilig werden. Deshalb ſoll die Landes— 
juftizverwaltung beitimmen können, daß ein folcher Rechtsanwalt, der feinen 
Wohnſitz an einem Orte bat, am welchen fich fein Gericht befindet, Neifekoften 
nur injoweit erhalten joll, als er fie beanfpruchen fünnte, wenn er jeinen 

Wohnſitz an dem Orte des Amtsgerichts genommen bätte, in deſſen Bezirk er 
wohnt. 


Schöter Abfchnitt. 
Einforderung von Gebühren und Auslagen. 


88. 83, 84. 

Die Vorichriften über die Fälligkeit der Gebühren und die Verpflichtung 
der Partei zur Zahlung eines Gebührenvorſchuſſes ftehen im engften Zufammen: 
hange mit einander, da die Vorjchußzahlung der Sache nach nur eine Voraus: 
bezahlung it. Während in einzelnen Gebührenordnungen (Bayern, Sachſen, 
Württemberg, Baden) die Frage des Vorfchuffes überhaupt nicht berührt ift, 
fann nach anderen Gebührenordnungen, welche auf dem Syiteme der Vergütung 
der einzelnen Handlungen beruhen, der Rechtsanwalt, jei es ſofort auf einmal 
over in beliebigen Zwiſchenräumen vor Ausführung des ihm ertbeilten Auftrags 
einen Vorſchuß fordern, welcher ven Gejammtbetrag der Gebühren Ddedt. 
(Braunfchweig, Civilprozeßordnung vom 19. März 1850 $. 404; Advofaten: 
ordnung vom 19. März 1850 $. 8; Hannover, Gej. vom 8. November 1850 
8. 56; Zübed, Geſ. vom 26. Dftober 1863 8. 41; Großberzogthum Sachſen, 
Gef. vom 29. Oktober 1840 $. 29; Oldenburg, Anwaltsordnung vom 28. Juni 
1858 Art. 6 $. 2.) Bei dem Bauſchſyſteme, zu deſſen Sauptvorzügen es 
gehört, dab das eigene Intereije des Anwalts, die jchnelle Beendigung des Rechts: 
itreits erbeifcht, ift aber der Zweiſel berechtigt, ob dieſes Intereffe ſich nicht er- 
heblich abſchwachen müfje, wenn der Rechtsanwalt den ganzen zu erwartenden 
Gebührenbetrag im Vorſchuſſe bereits vorweg erhält. Yon diefer Erwägung aus: 
gehend beftimmt der $. 6 des preußiichen Gejeges vom 12. Mai 1851, daß es 
„den zum Betrieb eines Prozeſſes bevollmächtigten Rechtsanwalt“ geitattet iſt, 
einen angemefjenen Vorſchuß zu fordern; daß dagegen der Anwalt, der nicht zum 
Prozeßbevollmächtigten beftellt ift, nur den ungefähren Betrag vorausfichtlich zu 
machender baarer Auslagen als Vorſchuß fordern darf. Die bier gemachte 
Unterjcheidung ift indeſſen in feiner Weije gerechtfertigt, da jeder, auch der nur 
mit einer einzelnen Sandlung beauftragte Rechtsanwalt ein berechtigtes Interejle 
bat, durd) einen Vorſchuß auch die ihm für jeine Arbeit gebübrende Vergütung 
in gewiffen Grenzen gejichert zu ieben. Der Entwurf bat daher mit Weg: 
lafjung dieſer Unterſcheidung den Grundjag des 3. 6 des preußiichen Geſetzes 
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generalifirt. Wie hoch der Vorſchuß fein dürfe, läßt fich in dem Geſetze nicht 
beftimmen. Daß der Rechtsanwalt nicht verpflichtet jein fan, Auslagen aus 
eigenen Mitteln zu machen, verjteht ſich von jelbit. Er kann daber verlangen, 
daß ihm die Auslagen vorſchußweiſe gezahlt werden. Was die Gebühren an- 
langt, jo würde ein Vorſchuß, welder den vermutblichen Betrag verjelben über: 
ftiege, niemals als ein angemeſſener erachtet werden können (Inſtr. des preuf. 
Juftizminifters v. 12. Sept. 1851 zu $. 6 des Bei. v. 12. Mai 1851). 
Welcher Betrag aber innerhalb dieier Grenze als angemejjen ſich darftellt, kann 
nur im einzelnen Falle beurtbeilt werden. Es wird in der Negel feinem Be: 
denfen unterliegen, wenn der Rechtsanwalt bei dem Veginne eines Nechtsitreits 
die Prozeßgebühr und die Verbandlungsgebühr, legtere, wenn cine Beendigung 
durch Verſäumnißurtheil zu vermuthen it, zur Sälfte, als Vorſchuß beaniprucht. 

Es fünnte zweifelhaft ericheinen, ob überhaupt eine den Nechtsanwalt in 
Betreff der Höhe des Vorſchuſſes beichränfende Beſtimmung angezeigt it, weil 
der Nechtsanwalt zur Uebernahme eines Auftrages nicht verpflichtet ift und 
daher jede derartige Beſtimmung leicht umgangen werden könnte, Allein von 
unmittelbar praftiiher Beveutung iſt eine joldhe Vorichrift, weil der nad) $. 33 
der Nechtsanwaltsordnung beigeoronete Anwalt beredhtigt iſt, die Uebernahme 
davon abhängig zu machen, daß ihm ein nad den Vorjchriften diejes Geſetzes 
zu bemejjender Vorſchuß gezahlt wird. Ein von dem Gericht einer armen 
Partei in bürgerlichen Nechtsitreitigfeiten als Vertreter oder einem Angeklagten 
als Vertheidiger beitellter Nechtsanmalt hat jelbitredend feinen Anspruch auf Vor: 
ichußleiftung. 

g. 84. 

Nah $. 93 des Berichtsfoitengefeßes werden die Gebühren und Auslagen 

der Gerichte fällig, jobald das Verfahren oder die Inſtanz 

durch unbedingte Entſcheidung über die Koften, 

durch Vergleich, 

oder Zurüdnahme, 

oder andermweite Erledigung 
beendet it. Der Entwurf bat nur die Aälligkeit der Anmaltsgebübren dem 
Auftraggeber gegenüber zu regeln. Dieſem gegenüber jollen sie fällig werden: 

4. bei Erledigung des Auftrags; wie ſich von jelbit veritebt; 

2. ſobald über die frage, wer die Koſten zu tragen bat, eine Ent: 
ſcheidung ergangen ift, jei es eine unbedingte oder bedingte. Denn 
aud eine bedingte Entjcheidung genügt, weil den Anwalte gegen: 
über die Perſon des Schuldners bier außer Frage jtebt; 

3. bei Beendigung der „Inftanz“, dies Wort natürlich in dem oben 
zu $. 25 entwidelten Sinne genommen. 

Die Vorſchrift des $. 697 der C.P.O., dab die Hoften der Zwangsvoll— 
jtredung alſo auch die betreffenden Anwaltsgebühren, zugleih mit dem zur 
Zwangsvollitredung ſtehenden Anfpruche beizutreiben find, wird durch $. 84 nicht 
berührt. 

Die Erhebung und Ablieferung von Geldern ift eine für ſich abgeſchloſſene 
Thätigfeit, bei welcher die jofortige Entnahme der Gebühren bei der Ablieferung 
für beide Theile eine Erleichterung gewährt (vergl. $. 87). Auf Werthpapiere 
findet diefe Vorjchrift jelbitredend feine Anwendung. 

Was die Auslagen des Rechtsanwalts anlangt, jo fann er diefelben jofort 


erftattet verlangen, ſoweit er fie nicht vorſchußweiſe erhalten hat. 
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Das Verfahren über den Betrag der von dem Prozehgegner zu erftattenden 
Anwaltsvergütung fällt unter die Beitimmungen der 8. 98, 99 der EP.:O. 
Dagegen enthält die Civilprozeßordnung feine Beſtimmung über die Einforderung 
der Anmwaltögebühren von dem Auftraggeber und der Entwurf jchreibt nur vor, 
daß der Anwalt jeinen Auftraggeber jpätejtens mit der Einforderung der Ge: 
bühren eine von ihm unterfchriebene Berehnung, mit Angabe des Werthes bes 
Streitgegenitandes, joweit derjelbe maßgebend, und der zur Anwendung fonmen: 
den Beitimmungen diejes Gejeges mittbeilen jol. Darüber, wie die Einziehung 
der Gebühren von dem Auftraggeber erfolgt, jagt der Entwurf nichts. 

Eine Anzahl von Bebührenordnungen, namentlich jolche, welche keine feſten 
Gebührenjäge, jondern einen Höchſt- und Mindeitbetrag enthalten, behandeln 
beide Fälle gleich und jchreiben generell vor, daß aud der Einforderung der 
Gebühren von dem Auftraggeber eine richterliche Feſtſezung vorangeben müſſe 
und ohne eine ſolche der Auftraggeber zur Zahlung nicht verpflichtet jei (Heilen, 
Verordn. v. 28. Aug. 1810 Abichn. II $. 3; Medlenburg Schwerin, Verordn. 
v. 20. Juli 1840 Nr. 8, 9; Sadien-Meiningen, Geſetz v. 19. Auli 1862 
Art. 30 bis 32; Sachſen-Altenburg, Geſetz v. 22. Mai 1841 $$. 12, 16, 17; 
Neuß j. L., Verordn. v. 15. Der. 1855 $. 11; Schwarzburg.Sondershauien, 
Zarordn. v. 26. Mai 1830 $. 9; Yippe, Geſetz v. 12. April 1859 $. 18). 
Nach anderen Geſetzgebungen erfolgt die Feſtſtellung nur auf befonderen Antrag. 
Zu diefem Antrag it entweder nur die Partei befugt, welche jich durch die ihr 
zugeitellte Rechnung bejchwert erachtet (Preußen, Gejeg v. 12. Mai 1851 8.4; 
Walded, Geſetz v. 14. Juni 1850; Oldenburg, Geſetz v. 28. Juni 1858 
Art. 44, 45; Neuß, ä. L., Verordn. v. 1. Februar 1853 $. 7), over ſowohl 
die Partei als der Anwalt, jei es ohne cine bejondere Veranlaffung, ſei es, 
weil diefelben in Streit gerathen find (Hannover, Geſetz v. 8. November 1850 
8. 55; Baden, Anwaltsoronung von 1864 $. 11; Württemberg, Prozeßordnung 
von 1868 Art. 154; Königreich Sachſen, Advofatenordnung v. 3. Juni 1859 
$. 23; Sachſen-Koburg-Gotha, Anmwaltsordnung von 1862 Art. 20, 23, 31; 
Schwarzburg:Rudolitadt, Geſetz v. 5. Mai 1862 Art. 2; Gerichtsordnung des 
DOber:Appellationsgerihts zu Lübeck v. 13. Aug. 1831 8. 110). Nach dem 
Geſetze des Großherzogthums Sachſen vom 29. Oktober 1840 88. 12 bis 14, 
17 müſſen die Gebühren der Rechtsanwälte in Kriminalſachen immer, und in 
Eivilfachen, jomweit es jih um Prozehjchriften und Abſchriften derielben handelt, 
von Amtswegen feitgejeßt werden, während die Feſtſetzung der übrigen Be: 
bühren nur auf Antrag des Anwalts oder des Zahlungspflichtigen ftattfindet. 
Die Koften dieſer gerichtlichen Feitfegung treffen entweder denjenigen, der fie 
beantragt, oder überhaupt den Zahlungspflictigen, und ausnahmsweiſe den 
Rechtsanwalt dann, wenn er die Tarordnung erheblich überjchritten hat. Die 
Beurtheilung, ob dies geichehen, wirb entweder dem richterlichen Ermeifen über: 
laffen (ſächſ. Advolatenorbnung vom 3. Zuni 1859 $ 23), oder es wird eine 
Grenze ausbrüdlich bezeichnet, jo von Sachſen-Weimar der jechste Theil, von 
Oldenburg fünf Prozent; ift dieſe Grenze überſchritten, jo bat der Nedhtsan: 
walt die Koften zu tragen, 

Der Entwurf gebt davon aus, daß, wenn der Auftraggeber nicht gut: 
willig zahlt, der Rechtsanwalt im ordentlichen Verfahren zu Hagen hat, und 
daß nur im dieſem ein etwaiger Streit über die Höhe der Gebühren zum Aus: 
trage zu bringen iſt. Für die richterliche Feſtſezung der Gebühren im Wege 
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eines auferordentlichen Verfahrens fehlt es an jevem Grunde, wenn, wie im 
Entwurfe, die Gebühren feit beftimmt jind, eine Pflicht des Hechtsanwalts zur 
Annahme angetragener Aufträge, als deren Korrelat in gewifler Beziehung die 
erleichterte Einziehung der Gebühren auf Grund eines richterlichen Feitießungs: 
defrets betrachtet werden kann, micht bejteht, und endlich auch die Anmälte im 
allgemeinen und darum auch ihre Gebührenrechnungen der Aufſicht der Gerichte 
nicht unteritehen. Vielmehr hat auch der Rechtsanwalt einen Anfpruch, gegen: 
über den Einwendungen des Mandanten in den Formen des ordentlichen Ver— 
fahrens aebört zu werden. Und anvdererjeits würde die jojortige Vollitredbar: 
feit der Gebührenforderung des Nechtsanmwalts auf Grund eines  richterlichen 
Feitiegungsbeichluffes eine Privilegirung der Nechtsanwaltichaft enthalten, welche 
der durd die Nechtsanmwaltsordnung gejchaffenen Stellung derjelben nicht ent: 
ſpricht. 

Die nothwendige eigene Prüfung der Gebührenforderung durch die Partei 
erfordert die Mittheilung einer ſpeziellen Berechnung. Doc glaubte der Ent: 
wurf ſich dem 8. 3 des preußiichen Geſetzes vom 12. Mai 1851, welcher im 
Falle der Interlaffung cine Drdnungsitrafe von 1 bis 5 Thalern androht, 
nicht anschließen zu jollen; der Partei bleibt es überlaffen, wegen unvollſtändi— 
ger Rechnungsaufſtellung die Zahlung zu verweigern, oder jid über den Rechte: 
anwalt bei der zuftändigen Auffichtsbehörde zu bejchweren. 

Mit Rüdjiht auf das Hecht der Partei, Irrthümer nachträglic geltend 
zu machen, oder auch die Eritattung der Gebühren von einem Dritten zu ver: 
langen, soll nah Abſatz 2 des $. 85 der Rechtsanwalt verpflichtet jein, die 
Berechnung auch nach erfolgter Zahlung mitzutbeilen. Jedoch erliicht dieſe 
Pflicht, wenn der Rechtsanwalt das Material zur Aufftellung der Berechnung 
herausgegeben bat oder aufzubewahren nicht mehr verbunden iſt. Yebteres tritt 
zufolge der Vorichrift in $. 32 der Nechtsanmwaltsordnung mit Ablauf von fünf 
Jahren nad Beendigung des Auftrags und ſchon vor Beendigung dieſes Zeit: 
raums ein, wenn der Auftraggeber zur Empfangnahme der Handakten auf: 
gefordert, fie nicht binnen jehs Monaten nad erhaltener Aufforderung in 
Empfang genommen hat. 


Siebenter Abfchnitt. 
Schlußbeitimmungen. 


8. 86. 

Ebenjo wie die Zivilprogekordnung 8. 160, 151 Vorichriften für die Be 
ftellung eines befonderen Zuitellungsbevollmächtigten getroffen bat, und demnach 
ein Rechtsanwalt ſowohl mit der Annahme einer Juitellung als auch mit der 
Bejorgung einer jolchen ausfchlieflich beauftragt werden kann, To mußte auch 
der vorliegende Entwurf eine Gebühr für dieſe Thätigfeit des Nechtsanwalts 
normiren. Der Rechtsanwalt hat nicht blos den @erichtsvolljicher oder den 
Berichtsichreiber (E.-P.:D. $. 179) mit der Zuftellung zu beauftragen, jondern 
auch jeinen Auftraggeber von dem Ergebniffe der Ausführung zu benachrichtigen. 
Hiernach vechtiertigt fich die für diefe Gelammtthätigkeit des Nechtsanwalts be: 
ftimmte Gebühr von 50 Pf. — Vergl. Gerichtsfoftengeieg $. 40, Gebühren: 
ordnung für Gerichtsvollzieher $. 2. — 
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Auch in anderen Bundesitaaten wird für die in $. 86 normirte Thätigfeit 
eine jeite Gebühr, wenngleich in verfchievener Höhe erhoben (Hannover, Gei. 
vom 8, November 1850 8. 41: 215 Sar.; Baden, Berordnung vom 20. No: 
vember 1874 8. 16: 1.4 50 Bi. bis 2.4; Sachſen-Meiningen, Gejeg vom 
19. Juli 1862 bezw. 16. März 1875, Taxe Nr. 44: 20 Pr. Nur in Württem— 
berg (Verordnung vom 29. Januar 1869 $. 35) bat der Anwalt, welcher 
lediglich als Zuftellungsbevollmächtigter aufgetellt ift, eine anderweit bemefjene 
Gebühr, nämlich die Hälfte der für die urrha feſtgeſetzten Beträge zu beanjpruchen. 
Die ſeſte Gebühr des Entwurfs empfiehlt fi aus der Erwägung, daß die hier 
vorliegende Thätigkeit des Anwalts in einer einzelnen, im weientlichen immer 
aleihartigen Handlung beitebt. 


8. 87. 


In ver Mehrzahl der Bundesitaaten wird dem Nechtsanmalte für die Er: 
bebung und Ablieferung von Geldern eine bejondere Vergütung gewährt. Die 
Bemeſſung derſelben erfolat jedoch nach verjchiedenen Grundfägen. Am ein: 
fachſten geſchieht fie in der Weiſe, daß ohne Rückſicht auf das Mißverhältniß 
zwiſchen der Steigerung der Arbeit und dem Steigen des Betrags nur Ein 
Sat aufgeitellt wird, fo in Yippe-Detmold und SchwarzburgSondershaufen 
"; Prozent, in Oldenburg 5 Prozent, in Neuß älterer Linie 5 ar. von 
jedem Sundert Ihaler. In den übrigen Staaten werden mehrfache Abſtufungen 
aentacht, einerjeits nach der Höhe der Beträge (5 Abitufungen in Braunfchweig; 
4 in Sadjen:Altenburg, Neuß j. L., Walded; 3 in Breußen, Bayern, Württem- 
berg; 2? im Königreich Sachſen und Großherzogthum Sachſen), andererjeits 
nach dem Umſtande, ob das Geld im Ganzen oder in einzelnen Beträgen er: 
hoben bezw. verausgabt wird. In Sadjen und Württemberg wird die Gebühr 
von jedem bejonders erhobenen Betrag auch bejonders berechnet, in Sachſen— 
Meiningen wird die Bebühr auf das Doppelte erhöht (2 Prozent), wenn das 
Geld im einzelnen erhoben oder ausgezahlt wird; im anderen Staaten (Groß: 
herzogthum Sachſen, Schwarzburg-Rudolſtadt) tritt dieje Erhöhung nur dann 
ein, wenn das Geld in mehr als drei Poſten „ereinnahmt oder verausgabt iſt. 
Beſonders verwidelt iit die weimariſche Berechnung. Zumeilen wird auch unter: 
ichieden, je nachdem die Vereinnahmung oder Verausgabung das Geld innerhalb 
oder außerhalb des Prozeſſes und in Anmefenheit des Klienten oder ohne dieſe 
ftattfindet (Sachjen:Altenburg, Neuß j. L.). Meberall gilt jedoch der Grundjag, 
daß mit dem höheren Betrage die Gebühren verhältnißmäßig fallen. 

MWerthpapiere, Pretioien und Urkunden werden in einzelnen Fällen noch 
ausdrüdlich hervorgehoben, entweder jo, daß für fie diefelben Gebühren, wie bei 
baarem Gelde berechnet werden (Dlvenburg, für jede Urkunde jedoch ſtets 
22),, Sgr.) oder daß dieſe Gebühren nur zur Hälfte in Anja fommen (Sadjen, 
Sadien:Weimar). *) 





*) (&& werden erhoben in: 


1. Preußen. 
Seiler vom 12. Mat 1851. 
Tarif $. 20: 
a) bei Beträgen bie zu 500 Thlr. von je 10 Tb. . . . 3 Ear., 
1) von dem Mebrbetrage bie 1000 Thlr. von je 50 Thlr. . Tr „ 
e) von dem Mebrbetrage von je 100 Tb. » 2... Dan 
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Der Entwurf ſchließt fich dem Prinzip an, daß der Prozentfag mit der 
fteigenden Summe fällt. 


2. Bayern. 
Verordn, vom 21. Juni 1870 bezw. 22. Augquft 1873 und 27, November 1875 

Art. 11. 
a) bis zum Betrage von 1000-4... 2 2 2 22020. 1 Progent, 
b) von da ab Bid u A000 M 2 2 en. N 
e) für jeden weiteren Betrad. - 4 2 2 2 2 nn. 1 

3. Rönigreih Sachſen. 
Nevid. Tarordbnung vom 3. Juni 1859. 

Nr. 45. 
a) bei einem Betrage bis zu 500 Thlr. von je 10 Tblr.. . 1 Tblr. 5 Sar. 
b) bei einem Mebrbetrage von je 1 0 Thlr. defielben. . . 3 mn — „ 

4. Bürttemberg. 
Verordu. vom 29. Januar 1869, 

$. 45. 

a) bei Beträgen bid 1000 . von je 10.4. . 2... 10 Bi. 


b) von dem Mebrbetrage bis zu 2000 „A von ie 0.4. 5 „ 
ce) bei Mehrbeträgen über 2000 „4 von je 10 .L. .. 2 „ 


5. Braunſchweig. 
Anlage zu $. 402 &.B.D. 

a) bis 24 Thlr. von jedem Thaler . 2.0.1688, 
b) über 24 Thlr. bis 100 Thlr. im ganzen . » 2 2. 0. 1 Thlr, 
ec) von 100 Thlr. bis 200 Thlr. — 1 Prozent, 
d) von 200 Thlr. bis 500 Thlr. — ara 

e) von über 500 hl... » >» > 2 2 2 2 a, 

6. Sachſen ⸗Weimar. 


Geſetz vom 29. Ottober 1840 nebſt Nachtrag vom 14. April 1868. 
. Wenn das Geld im ganzen oder doch in nicht mehr als drei 
Roften eingenommen und ebenjo wieder ausgezahlt oder ab- 
geliefert wird, 
a) bei Summen bis zu 100 Thle.. © 2 2 2 22. 6 PE vom Thaler; 
I) bei größeren Summen 4 Prozent, jedoch wenigſtens. 1 Thlr. 15 Sar.; 
2. wenn das Geld zwar im ganzen oder doch im nidyt mehr als 
3 Boften eingenommen, dagegen im einzelnen, d. b. in mehr 
ald 3 Poſten ausgezahlt wird, oder aber im vn 
a) bei Summen bis zu 100 Thlr. . . . . 9. PR vom Ibaler, 
ſedoch nicht über 1 Thlr. 15 Gar; ; 
b) bei größeren Summen 1 Prozent, jedoch wenigftens . 1 Thlr. 15 Sur. 
3. wenn dad Geld im einzelnen, nämlich in mehr ald 3 Poften 
eingenommen, auch jo wieder ausgezahlt oder abgeliefert wird 
a) bei Summen bis au 100 Thlr. . . 2 2 2 22%. 1 &Sgr. vom Thaler, 
jedoch nicht über 2 Thlr.; 
b) bei größeren Summen 1; Prozent, jedoch wenigitens . . 2 Zhlr. 
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7. Sachſen⸗Altenburg und Reuß j. L. 
Geſetz vom 22. Mai 1841. Verordn. vom 15. Dezember 1855. 


1. Gelderhebung außer dem Prozeh: 
a) bloße Affiftenz bei eigener Gelderhebung des 
Klienten nad) Größe der Summe von . . . 10 &gr. bie I Thlr. 12 Sar., 
b) erbebt aber der Abvolat das Geld im Auftrage 
a bis 100 Thlr. - » 2 2 2 2 2.0. 10 Sgr. bis — Thlr. 21 Sar., 
. bid 500 Thle.. . . » . 0.0. 21 Sgr. bid 1 Thlr. 12 Sgr., 
oder ftatt deijen von jedem Hundert 8 Sgr., 


23 


90 


Es erjchien ferner angemejjen, nad dem Vorgange Preußens und der übri: 
gen Mehrzahl der Bunbesftaaten die zu erhebende Gebühr in gewiſſen Abitu- 
fungen nad beftimmten feften Sägen zu regeln. Die Gebühren find bis zu 
4000 A den bisher in Poeuben feftgeiegten annähernd glei; darüber hinaus 
etwas höher. 

Für Werthpapiere bewilligt der Entwurf die Hälfte der für Geld beftimm:- 
ten Süße, mit der Maßgabe jedoch, daß ber Werth der Werthpapiere, aljo bei 
Papieren, welche einen Kurs haben, der letztere maßgebend it. 

Im Intereffe der leichteren Berechnung und zur Vermeidung von Streitig: 
feiten mußte von den Unterjcheidungen Abjtand genommen werden, bie in ben 
einzelnen Tarorbnungen mit Nüdfiht auf die Zahl der zu erhebenden Poften, 
auf die Anweſenheit des Alienten, auf die Erhebung im Prozeſſe oder außer- 
halb defjelben gemacht werben. Der Entwurf glaubte feine innere Berechtigung 
für diefe Unterfcheidung finden zu können, da in allen vorliegenden Fällen die 
Thätigfeit bes Nechtsanmwalts mejentlich diefelbe bleibt. Hervorzuheben ift end- 
lich, daß der Entwurf den Alt der Erhebung und der Ablieferung zufammen- 
faßt und hierfür nur eine einzige Gebühr dem Rechtsanwalt bewillig. Da— 
durch wird jedoch felbitredend nicht ausgefchloffen, daß ber Rechtsanwalt, wenn 
er eine Summe in verſchiedenen Theilen, z. B. von verfchiedenen Perfonen er: 
hoben, aber zufammen abgeliefert hat, oder wenn er einen gleichzeitig erhobenen 
Gejammtbetrag in verjhiedenen Theilen, z. B. an verſchiedene Perfonen abge 
liefert hat, die Gebühr für jeden Theil befonders liquidirt. 


$. 88. 


Der Entwurf hat es nicht für angezeigt erachtet, eine fefte Gebühr für 
die Ausarbeitung eines ausführlichen juriftifchen Gutachtens zu beftimmen. Der 
Verfuh, die Gebühr nad dem Mafftabe der verwendeten Zeit zu bemeffen, 
iheitert an der Unmöglichkeit, einen Durchſchnittswerth der Zeit folder Per: 
ſonen, welde mit der Erftattung von NRechtsgutadhten betraut werben, zu be 
ftimmen. Der Werth des Gegenjtandes erſcheint ebenſowenig als geeigneter 
Maßftab in Fällen diefer Art. Es kommt mejentlih auf bie Arbeit des An: 
walts im einzelnen alle, auf die dazu gemachten Vorarbeiten und Studien, 
auf die Art der Behandlung u. f. w. an. Es liegt ferner auch ein Intereffe 
der Rechtſuchenden nicht vor, welches in ſolchen Fällen die Beitimmung einer 
feiten Gebühr erheifchte. Von einer Erftattung dieſer Gebühr, einem Gegner 
gegenüber, kann der Natur der Sadje nad) nicht die Rede fein. Ueberdies find 
die Fälle diefer Art jo jelten, dab es dem Auftraggeber, welcher ein joldhes 
Gutachten verlangt, überlaffen bleiben fann, das Sonorar zu vereinbaren, wenn 


3. bid 1500 1 Thlr. 12 Sgr. bis 2 Thlr. 
18 Sgr., 
oder ftatt deſſen von jedem Hundert 5 Sgr., 
4. darüber, von jedem Hundert . . . » 4 Egr. 


Il, Gelderhebung innerbalb bes Prozefles: 
a) in Anweſenheit des Klienten: 
I. wenn rechtliche Berbandlungen vorfommen 21 Ser. bis I ZThlr., 


2. ohne jolde Verhandlungen. . . . . 16 Sgr. bis — Thlr. 21 Sr. 
b) in Abmejenbeit des Klienten: 
1. bis 300 Tblr. . > 2 2 2 2 2 2. 21 Sgr. bis ı Tblr., 


2. bis 3000 Thlr., von jedem See: . 8 Ser, 
3. darüber, von jedem Hundert . . . 5 Sgr. 


9 NM 6. 


er im voraus wiſſen will, wie viel er zu zahlen haben wird, Der Entwurf 
beitimmt daher, daß der Rechtsanwalt eine angemefjene Vergütung beanspruchen, 
feine Arbeit aljo zunächſt jelbit tariren dürfe. Im Falle des Streites entjcheidet 
der Richter nach Maßgabe des $. 94 (vergl. die Begründung defjelben). 

Wenn das Geſetz von „Ausarbeitung eines Gutachtens mit juriftiicher 
Begründung“ ſpricht, jo it damit die Unterfcheidung von einem jchriftlichen 
Rath hinreichend Mar ausgedrüdt. Uebrigens würde aber auch der Prozef- 
bevollmächtigte für ein derartiges Gutachten, welches er im Laufe des Prozefjes 
auf Verlangen feines Vollmachtgebers ausarbeitet, eine befondere Gebühr nad 
$. 88 fordern können, da die Prozeßgebühr die Vergütung für eine ſolche aus: 
nahmsweife Arbeit zu gemähren nicht beftimmt iſt. 


$. 89. 

Die zu belohnende Thätigfeit des Rechtsanwalts ift eine jo mannigfache 
und jo vieljeitiger Komplikationen fähige, daß der Entwurf unmöglich alle ein: 
zelnen Fälle erihöpfen konnte. Es bedurfte vielmehr nach dem Vorgange des 
$. 31 des preußiichen Gejeges vom 12. Mai 1851 einer ſubſidiären Beſtim— 
mung für den Fall, wern dem Rechtsanwalt ein Geſchäft übertragen wird, für 
welches in dem vorliegenden Gejeg eine Gebühr nicht beitimmt wird. Als Maß— 
ftab für eine ſolche Gebührenfeftiegung kann nur die Zeit genommen werben, 
welche der Rechtsanwalt auf das übertragene Gejchäft verwendet hat. Der 
Sag von 3.% für die Stunde kann, wenn das Geſchäft von längerer Dauer ge 
weien it und mit Unterbrechungen daran gearbeitet worden, nicht für jeve an- 
gefangene Stunde liquidirt, jondern es muß die Arbeitszeit zufammengerechnet 
und nur der dann jich ergebende Bruchtheil einer Stunde ift für voll in Anſatz 
zu bringen. Dies will im Anichluß an die in Preußen geltende Vorſchrift — 
Min.:Inftruft. zu $. 31 des Geſ. vom 12. September 1851 — der zweite 
Sap des $. 89 zum Ausprud bringen. 


g. 90 
enthält eine Anwendung des in $. 89 getroffenen ſubſidiären Grundjages für 
die Fälle, in welchen ein Auftrag ertheilt, die Ausführung auch ſchon begonnen, 
aber nicht beendigt ift, weil ſich der Auftrag jelbft aus irgend welchen Gründen 
erledigt bat. Für einzelne Fälle diefer begonnenen aber unerlevigt gebliebenen - 
Thätigkeit des Nechtsanwalts hat der Entwurf ſelbſt Vorforge treffen fönnen, 
jo im 8. 14 bezüglich der Prozeßgebühr. Dieje Fälle gänzlich zu erichöpfen, 
war aber nicht thunlid. Es mußte daher im Hinblid auf die Beſtimmung 
des $. 89 beftimmt werden, daß auch für die begonnene aber unerledigt ge: 
bliebene Ausführung eines Bejchäftes dem Rechtsanwalt eine nach der verwen: 
deten Zeit berechnete Belohnung gewährt werde. Diejelbe hat jedoch die fich 
von jelbit ergebende Begrenzung, dab die nach dem Zeitaufwande gemäß $. 89 
bemeffene Vergütnng nicht den jonft normirten ®ebührenbetrag überjchreiten 
darf, welcher dem Nechtsanmwalte zugeitanden haben würde, falls er den Auftrag 
vollitändig erledigt hätte, 
$. 91 

erflärt die Vorichriften des Geſetzes für anwendbar auf das jchiedsrichterliche 
Verfahren und auf eine Anzahl von Fällen, in welden das Verfahren zwar 
nicht durch die Prozeßordnungen, aber durch andere Reichsgeſetze geregelt it. 

Zu Nr. 1. In Betreff des jchiedsrichterlihen Verfahrens, auf welches Die 
Vorfehriften der $$. 851 bis 872 der C.P.O. Anwendung finden, könnte es 
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zweifelhaft erjcheinen, ob das Verfahren vor dem ordentlichen Gerichte behufs 
Vornahme rihterliher Handlungen, zu denen die Schiedsrichter nicht befugt 
find (E.:P.:D. $. 861) zum fchiedsrichterlichen Verfahren zu rechnen oder als 
ein bejonderes Verfahren aufzufajjen ift, für welches dem im fchiedsrichterlichen 
Verfahren zum Prozeßbevollmächtigten bejtellten Rechtsanwalte bejondere Ge— 
bühren zuftehen (vgl. $. 20%. Durch Abi. 2 wird der Zweifel im Sinne der 
erften Alternative entjchieden. Der Entwurf legt nämlih das Hauptgewicht 
auf den ſachlichen Zuſammenhang, neben welchem der Umjtand, daß der An- 
walt nicht mehr vor den Schiedsridtern, jondern vor dem ordentlichen Gerichte 
thätig wird, von untergeordneter Bedeutung ericheint. 

Zu Nr. 2. Das Verfahren wegen Nichtigkeitserflärung oder Zurüdnahme 
eines Patentes — Patentgejeg vom 25. Mai 1877 88. 27 ff. (R.G.Bl. 
S. 507) Verordnung, betreffend das Berufungsverfahren beim Reichs = Ober: 
bandelsgericht in Patentjahen, vom 1. Mai 1878 (R.G.Bl. S. 90) — ilt, 
obwohl es nicht auf dem Grundjage der Mündlichkeit beruht, dod ein förm- 
liches fontradiftoriiches, welches ſich an das Verfahren der Civilprozeßordnung 
anlehnt — $$. 29 a. a. O. —. Die Thätigkeit der Rechtsanwälte in diefen 
Patentjachen wird fich daher nicht wejentlih von dem Betrieb anderer bürger: 
licher Rechtsitreitigfeiten unterfcheiden, und es rechtfertigt ſich daher, ihnen 
auch in diefen Fällen die Gebühren des zweiten Abfchnittes dieſes Entwurfs zus 
zubilligen. 

Das Verfahren in den Fällen der Nr. 3, 4, 5 betrifft Unterfuchungen, 
deren Gegenſtand theils die Beitrafung von Disziplinarvergehen (Nr. 3, 4), 
theils die Feititellung eines Ihatbeitandes iſt, welche die Grundlage eines weiteren 
gerichtlichen Strafverfahrens bilden fann (Nr. 5). Das Verfahren ift dem für 
Strafjahen vorgefchriebenen ähnlich. Im allen diefen Fällen kann die Thätig- 
feit eines Rechtsanwalts erforderlich werden, indem jowohl der beichuldigte 
Neihsbeamte im Disziplinarverfahren (Neihsbeamtengejeg vom 31. März 1873 
$$. 101,102), als auch der beichuldigte Rechtsanwalt im ehrengerichtlichen Verfahren 
(Redtsanwaltsordnung $. 66), fich eines Rechtsanwalts als Vertheidigers oder 
Vertreters, endlich der Schiffer oder Eteuermann im Verfahren vor dem See: 
amt, bezw, Ober: Seeamt (Bei. vom 27. Zuli 1877, betreffend die Unterſuchung 
von Seeunfällen $$. 22, 30) fih eines Rechtsanwalts als Beiftandes bedienen 
fann. Es ericheint deshalb angemejjen, die in diefen Fällen ftattfindende Thä— 
tigfeit des Rechtsanwalts nah den Beitimmungen des vierten Abjchnitts des 
Entwurfs zu vergüten. Da die Gebührenjäge im Strafverfahren ſich nach der 
Ordnung des Berichts, welches in eriter Inftanz mit der Sache befaßt war 
(88 62, 65, 67), abitufen, fo bedurfte es bier noch der Beftimmung der 
Stufe; die Wahl der mittleren wird feiner Rechtfertigung bedürfen. 


5. 92. 


Wie bereits bei $. 1 bemerkt wurde, find wegen des Nebeneinanderbeftehens 
von Reichs: und Landesrecht bezüglich der Anmaltsgebühren Fälle denkbar, in 
welchen für ein dem Anwalt aufgetragenes Geſchäft ein Anſpruch auf Vergütung 
jowohl nad) Neichsreht als aud nad Landesrecht begründet werden kann. 
$. 91 jchließt zunächit eine doppelte Vergütung derjelben Thätigfeit aus. Dabei 
iſt es eine Frage thatjächlicher Natur, ob bei Anwendung beider Vorſchriften 
diejelbe Ihätigkeit zweifach vergütet erjcheinen würde. Injofern dieje Frage im 
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einzelnen Falle zu verneinen ift, fteht der Anwendung beider Vorſchriften nichts 
im Wege. Denn in einem jolden Falle liegt nur jcheinbar Eine Thätigfeit 
vor, die Leitung des Anwalts jondert ſich vielmehr nach Ziel und Gegenftand 
in zwei Leiitungen. Das tritt far hervor, wenn der Anwalt denjelben Anſpruch 
im reichögeieglichen und im landesgejeglichen Verfahren geltend macht. Offenbar 
üt bier das Honorar für jedes Verfahren bejonders zu berechnen; der zufällige 
Umjtand, daß die Information für das eine Verfahren auch im anderen dem 
Anmwalte zu gute kommt, ift ebenjo einflußlos, wie wenn der Anwalt eine für 
einen Auftraggeber eingezogene Information in einem anderen Hechtsjtreite des- 
jelben oder in dem Nechtsjtreite eines anderen Auftraggebers verwerthen kann. 
Ganz gleih liegt der Fall, wenn der Anwalt vorbereitende Schritte für das 
eine wie für das andere Verfahren getban bat. Auch bei Ertbeilung eines 
Raths oder Gutachtens wird zu unterfcheiden jein, ob dem Gegenſtande nach, 
nicht blos in der äußeren Erjcheinung, zwei Leiſtungen oder nur Eine vorliegen. 
Die Frage 3. B., ob in einem gegebenen Falle der Weg der Klage im Civil: 
prozeß einzufchlagen ſei, kann von der Frage, ob im VBerwaltungsitreitverfabren 
vorzugehen jei, in der Prüfung und Erörterung je nad) den verjchiedenen in 
Betracht kommenden Geſichtspunkten vollitändig getrennt gehalten werden, jo daß 
in einem folchen Falle bei Beitimmung des Sonorars die Anwendung der reichs— 
rechtlichen und der landesrechtlihen Vorſchriften nach Maßgabe der bezeichneten 
Trennung feinem gegründeten Bedenken unterliegen wird, wobei auf den rein 
äußerlihen Umjtand, ob die Ergebnifje der Erörterungen in Einem Gutachten 
zufammengefaßt werden, ein enticheidendes Gewicht nicht gelegt werden darf. 

Das vorbezeichnete Verhältniß zeigt fih am klarjten, wenn das Gutachten 
des Rechtsanwalts jich darüber verbreitet, daß weder der Weg des Civilprozeſſes 
noch der des Verwaltungsitreitverfahrens einzujchlagen jei. 

Anders liegt die Sache, wenn der Rath des Anwalts nur darüber verlangt 
würde, welcher von zwei an jich offen jtehenden Wegen vorzuziehen fei. Die 
Thätigkeit des Anwalts betrifft dann nur eine ihm vorgelegte Frage, und eine 
Sonderung der Thätigkeit, je nachdem Reichsrecht oder Landesrecht in Betracht 
fommt, ift unausführbar. 

Wenn bei dem Zufammentreffen von Vorjchriften des Reichsrechts und des 
Landesrechts nad) Lage des Falles nur die einen oder anderen angewendet werden 
dürfen, jo entipricht es zweifellos den Gründen der Billigkeit, dem Rechtsanwalt 
einen Anſpruch auf Vergütung nad den ihm günftigeren Beitimmungen zu ges 
währen. Das Interejje des Auftraggebers ericheint, da jede der beiden Bebühren- 
vorjchriften an fi anwendbar jein würde, vollftändig gewahrt, wenn die kumu— 


lirte Anwendung ausgeihloffen wird. 


8. 93. 

Der Grundjag, welcher in Abi. 1 des $. 93 feinen Ausdruck gefunden hat, 
it bereits in der Einleitung erörtert. Hervorzuheben ift nur, daß der Betrag 
der Vergütung jich aus dem Vertrage ergeben muß. Nothwendig ift jedoch nicht, 
daf der Betrag im Vertrage jelbit ziffermäßig zum Ausdrucke gebradjt jei; er 
fann beijpielsweile au auf einen Prozentjag oder auf eine bejtimmte Summe 
über den Betrag der geſetzlichen Gebühren vereinbart werden, Dagegen kann 
die Feitiegung der Vergütung dem Ermejjen eines Dritten nicht überlajjen werden. 
Eine derartige Vereinbarung würde nicht ausichließen, daß die im Geſetze be: 
ftimmten Beträge maßgebend bleiben. Bezüglih der Zeit des Vertragsſchluſſes 
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enthält ſich das Geſetz jeder Beſtimmung. Derjelbe kann nicht blos bei Annahme 
des Mandats, jondern auch jederzeit nachher erfolgen. 

Es handelt ſich ferner darum, die Schranfen der Vertragsfreiheit zu be- 
beitimmen, bezw. Schugmittel gegen den Mißbrauch derjelben zu geben. Eine 
Beihräntung in dem Gegenftande des Vertrags durch Ausſchluß des palmarium 
und der quota litis erſcheint praftiih ohne Werth, weil jie leicht zu umgeben 
it. Dagegen empfiehlt fih im Anſchluß an die Vorgänge in Hannover und 
Braunjchmweig als Schugmittel die Schriftform, denn es liegt in der Natur der 
Sache, daß die Parteien in ihrem Wunſch zu ihrem Recht zu gelangen, leicht 
dem Anwalt gegenüber zu unüberlegten Veriprehungen geneigt find, wogegen 
die Nothwendigkeit der jchriftlihen Abfaſſung zu ernfterer Ueberlegung veranlaßt. 
Diefes Schuges bedarf es aber mur für die Partei, dagegen nicht für den 
Anwalt, den jchon die mündliche Zufage binden muß. Der Vorbehalt einer 
Benehmigung des Vertrags durd eine Gerichtsbehörde oder durch den Vorſtand 
der Anwaltsfammer, wie dies in einigen Geſetzgebungen angeordnet ift, ericheint 
mit dem Necht der Ablehnung der angetragenen Aufträge nicht vereinbar. 

Was den dritten Abjag des $. 93 anlangt, jo wird felbjt von den An: 
hängern der unbejchränften Vertragsfreiheit anerkannt, daß dem Gegner gegen: 
über eine gejegliche Norm bei der Erftattung Pla greifen muß. — Bergl. 
Verhandlungen des vierten deutſchen Anwaltstages S. 29 ff. — 

Der erftattungspflichtige Gegner darf nicht von dem Belieben des anderen 
Theils abhängen, fondern muß gegen die Folgen der vertragsinäßigen Feſtſetzung 
höherer Gebühren, als fie im dieſem Geſetze beftimmt find, gefichert werden. 
Dafjelbe gilt in Strafſachen rüdfichtlih der Staatsfaffe, ſofern es ſich um den 
Erjaß der Koſten für die nothwendige Vertheivigung eines freigefprochenen oder 
außer Verfolgung geſetzten Angefhuldigten handelt (Str.:Pr.:D, $. 499). 

Auch wenn die Gebühren durch Vertrag feitgefegt find, kann für den Auf: 
traggeber eine Berehnung der aus dem Geſetz ſich ergebenden Vergütung 
(Gebühren und Auslagen) von Werth fein; mamentlih dann, wenn er die 
Erftattung der gefeglichen Vergütung von einem anderen zu fordern berechtigt iſt. 
Die Vorjchrift des Abſ. 4 giebt ihm das Recht, dieje Berechnung zu verlangen. 


$. 94. 

So wenig es fih empfiehlt, die Bertragsfreiheit bei Beitimmung ver An: 
waltsvergütung durch den Vorbehalt einer Genehmigung feitens einer Behörde 
oder des Vorftandes der Anwaltsfammer einzufchränten, jo ſehr erjcheint es im 
Hinblid auf die, wenn aud vorausfichtlid jeltenen, doch immerhin denkbaren 
Fälle, daß die Geltendmachung des vertragsmäßigen Anſpruchs zu unftatthafter 
Härte führen kann, gerechtfertigt, unter gewiſſen Umftänden die Anfechtung des 
Vertrags, nad dem Vorgange des franzöfiichen Rechts und bejonders des han- 
noverſchen Geſetzes zuzulaffen. Die Grundlage der Anfehtung wird jedoch, wie 
bereits erwähnt, einerjeits nicht erit in einer jolchen Steigerung der Gebühren 
gefunden werden fünnen, welche ein disziplinares Einfchreiten gegen den Anwalt 
rechtfertigen, noch auch überall ſchon in einer den Umftänden nicht entiprechenden 
Höhe der Vergütung enthalten jein. 

Für die Frage, ob eine Ueberſchreitung billiger Grenzen jtattgefunden hat, 
ift die Sachlage, wie fie zur Zeit des Vertrags befannt war, maßgebend; jpäter 
erft eingetretene oder befannt gewordene Umjtände, welche eine Vereinfachung des 
Geſchäfts zur Folge haben, müſſen außer Betracht bleiben, jelbit wenn erbellt, 


95 NM 6. 


daß fie nicht durch eine beiondere Thätigfeit oder Beichiclichkeit des Anwalts 
herbeigeführt find. 

Das enticheidende Urtheil über diefe Vorausjegung der Anfechtung ift nad) 
dem Vorgange des bannoverichen Geſetzes und im Anſchluß an die Rechts— 
anwaltsordnung dem für die Disziplin über den Rechtsanwalt nad $. 49 
Nr. 1 der Rechtsanmwaltsorbnung zuftändigen Vorftande der Anwaltskammer 
übertragen, welcher nah $. 49 Nr. 4 der Nechtsanmwaltsordnung zur Erftattung 
von Gutachten an die Gerichte verpflichtet it. Lautet das Gutachten dahin, 
daß die Grenzen der Mäfigung nicht überjchritten feien, jo ift das Gericht 
daran gebunden; im entgegengefeßten Falle kann es die Gebühren nach feinem 
Ermefjen berabjegen, jedoch mit der Maßgabe, daß es dabei ſelbſtredend an bie 
durch den gejeglichen Gebührenbetrag beitimmte Grenze gebunden ift. 

Es bedarf feiner befonderen Begründung, daß dieſe Grundjäge entiprechende 
Anwendung auch dann zu finden haben, wenn der Rechtsanwalt, welcher die 
Vergütung für ein von ihm erfordertes Gutachten ($. 88) ſelbſt zu tariren 
befugt war, bei der Aufitellung diefer Tare die Greuzen der Mäßigung über: 
fchritten bat. 
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Verzeichniß 
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Anlagen zu den Motiven des Entwurfs einer Gebühren: 
ordnung für Rechtsanwälte. 
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Anlage A. 


Gefesßliche Tare und Bertragsfreibeit. 


Geſchichtliche Entwicelung. 


Die Aufitellung von gejeglihen Zaroronungen für Advokaten und Anwälte 
erfolgte in Deutſchland erit in Verbindung mit den partikularrechtlichen Prozeß— 
reformen des vorigen Jahrhunderts. 

Im römiſchen Neiche wirkte die Auffaffung, daß die Advokatur eine Ehren: 
pflicht ſei, noch jo lange fort, daß erit unter Nero der Klient zur Zahlung 
eines Honorars ohne befondere Zufage verpflichtet umd dieſes von dem Richter 
unter Berüdfichtigung der Dauer des Prozeffes, der Tüchtigfeit des Advolaten 
und des Berichtsgebrauchs feitgefegt wurde. — Sueton, Nero «. 17; 1. 18. 10, 
L. 3 D. de extraordinariis eognitionibus 50, 13. L. 13 8. 9, C. de judi- 
eiis 3, 1; Wegell, Spitem des ordentlichen Eivilprozeffes 3. Aufl. ©. 65. — 

Diefer Grundjag ift mit der Rezeption des römiſchen Rechts in alle jene 
Länder übergegangen, welde das Corp. juris als Geſetzbuch anerkannten, und 
er findet fich daher auch in Frankreich zur Zeit des ancien rögime. — Bal. 
Dalloz, Repertoire de la jurisprud. generale s. v. avocat No. 243 bis 
245. — 

An Deutichland bildete ſich zur Zeit des gemeinredhtlichen Prozeſſes die 
Praris dahin, daß der Advokat dem Gericht eine Nechnung der von ihm jelbft 
tarirten Handlungen einreichte und dieſes Anſätze, welche es zu hoch fand, er: 
mäßigte. — 8.6.08. Th. 1 Tit. 46 $. 1 und 2; R.D.eA. 1557 $. 50; 
vergl. Beyer, Vorträge über den gemeinen deutſchen Eivilprozei, 10. Aufl. 
S. 309 ff.; Nenaud, Lehrbuch des gemeinen deutſchen Civilprozeßrechts, 2. Aufl. 
©. 161; Wetzell, Syſtem des ordentl. Eivilprozeffes, 3. Aufl. S. 66. — 

Diefelben Grundfäge gelten noch heut in England bezüglich der attornevs 
und sollieitors (Anwälte), deren Koftenrechnungen erft von einem @erichts- 
beamten (taxing master) geprüft werden, um ungeeignete Anſätze (improper 
charges) zu verhindern. — 6 und 7 Viet. c. 73 Art. 37 bis 44; 33 u. 34, 
Viet. c. 28; vergl. Gneift, Engl. Verwaltungsrecht 1867 Bd. 2 ©, 1248 ff; 
Gundermann, Richteramt und Advofatur in England in Vergleichung kontinen- 
taler Zuftände 1869 ©. 41; Archibald Brown, new law dietionnury s. v. 
attorney und taxing costs. — 

Die Klagen jedod, welche bereits im 17. Jahrhundert über die Advokaten 
geführt wurden und nod im 18. Jahrhundert andauerten, lenkten die Aufmerk: 
ſamkeit der Geſetzgeber auf die Regelung des Gebührenweſens. Die preufifche 
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Allgemeine Gerichtsordnung vom 6. Juli 1793 ftellte deshalb neben einer 
Sporteltare für die Gerichte auch eine ſolche für die Juſtizkommiſſarien auf 
und beftimmte in II.. VII. $. 116: 

Die Gebühren, welche die Juſtizkommiſſarien als Bevollmächtigte 
oder NRechtsbeyitände der Parteyen — erhalten follen, find in der 
ihnen vorgeichriebenen Sporteltare feſtgeſetzt. 

Nach dieſen müſſen fich dieſelben fchlechterdings richten und 
unter feinerley Vorwande, bey Strafe zehnfahen Erjates oder im 
Wiederholungsfall, bey Vermeidung der Kaſſation den Parteyen ein 
mehreres abfordern. 

Wie in Preußen, jo find auch in dem meiften anderen deutſchen Bundes- 
ftaaten Taxordnungen für die Anwälte aufgeitellt worden. Einzelne Staaten 
übernahmen mit dem franzöfiichen Prozeife gleichzeitig die Unterſcheidung von 
Advokatur und Anwaltichaft und das für die leptere geltende Gebührendefret 
vom 16. Februar 1807. Nach dem legteren ift zwar aud für das Plaidoyer 
der Advofaten in den Art. RO und 82 ein Sonorar durch den Tarif firirt, 
allein der tarmäßig feitgeitellte Betrag gilt nad einer unbezweifelten Praris 
nur für das Verhältniß zu dem unterliegenden Gegner, welder nur zur Er: 
ftattung diefer Summe verpflichtet it. Seinem Klienten gegenüber ift der Ad— 
vofat an feine Tare gebunden und nur in Bezug auf den Abſchluß von Hono— 
rarverträgen, wie unten näher gezeigt werden wird, in gewiſſer Sinficht be- 
ihränft. Für die Anwälte dagegen bat der durch das Gebührendekret feitge: 
ſetzte Tarif eine abjolute Geltung, dergeitalt, daß ihnen eine Abweichung von 
deinjelben bei disziplinarer oder gar krimineller Ahndung unterjagt ift. 

In anderen Staaten tritt mit den Reformen des Civilprozeſſes ſowie des 
Strafverfahrens auch eine Abänderung der Anwaltsgebührenordnungen ein, fo 
3. B. in Preußen dur das Gejep vom 12. Mai 1851. Gegenwärtig haben 
ſämmtliche deutiche Bundesitaaten Tarordnungen für Anwälte, mit Ausnahme 
für Sachſen-Koburg-Gotha, mwofelbit der Anwalt nadı der Anwaltsordnung vom 
9, Juni 1868 an eine Tare nicht gebunden it, ſondern jelbjt den Betrag ſei— 
ner Gebühren, vorbehaltlich richterlicher Enticheidung, feſtſetzen kann. 

Von den außerhalb des Deutichen Reichs geltenden Gejehgebungen wird 
es für den vorliegenden Zweck genügen, das Gebührenweſen dev Anwälte in 
England und in Oeſterreich hervorzuheben. 

In England herrſcht unter dem Advokatenſtande (barristers) in Bezug 
auf das Honorar eine peinliche Empfindlichkeit. „Es ift nicht nur gegen die 
Etiquette, jondern, ich bin qlüdlich zu Tagen, gegen die allgemeine Praris der 
Barre, jemals Notiz zu nehmen oder zu fprechen von dem Honorare“; (Sir 
J. Jervis, Rep. on Salaries 1854 p. 276, bei Gneiſt a. a. D. ©. 1244). 
Das Sonorar kann daher von dem Advokaten nicht als eine Forderung bei 
einem Gerichtshof eingellagt werben, vielmehr wird daſſelbe immer von den 
attorneys feitgeftellt und auf der Rückſeite des Auftragichreibens (briet) oder 
der Wapiere angegeben, welche der barrister zu jeiner Information erhält. 
Andererjeits fann aber der barrister es auch ablehnen, einen Auftrag von einem 
attorney anzunehmen, wenn ihm wicht jofort das Sonorar bezahlt wird. — 
Vergl. Gneiſt a. a. D. ©. 1244 ff.; Gundermann a. a, O. S. 43 ff. — 

In Oeſterreich endlich beſtimmt die durch Geſetz vom 6. Juli 1868 ein— 
geführte Advokatenordnung 
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„$. 16: Der Aovofat ift jederzeit berechtigt, jich eine beitimmte 
Belohnung zu bedingen; er ift jedoch nicht berechtigt, eine ihm an: 
vertraute Sache ganz oder theilweile an fich zu löjen. 

Er ift in allen jenen Fällen, in welchen die Partei fraft des 
Geſetzes dur einen Advolfaten nicht vertreten werden muß, auch 
nicht verpflichtet, eine Vertretung unentgeltlih zu beforgen . . .* 

„$. 17: Bei dem Abgange eines Vebereinfommens joll in Eivil- 
itreitigfeiten das Maß der Entlohnung für den Zeitaufwand und 
für die Mühewaltung des Advofaten, ſoweit es möglid, durd einen 
Tarif geregelt werden . . .“ 

Der Umſtand nun, ob in einem Staat eine gefeglihe Gebührenordnung 
für Anwälte befteht oder nicht, ift für die Frage über die Zulaffung von Ber: 
trägen zwifchen Anwalt und Klient von erheblicher Bedeutung gewejen. Wo 
eine gejegliche Tarordnung nicht vorhanden war, mußte folgeweife der Anwalt 
im allgemeinen berechtigt jein, ſtatt ſelbſt einfeitig die Gebühren feitzufegen und 
die gerichtliche Genehmigung einzuholen, mit der Partei einen Vertrag abzu— 
ſchließen. Nur gewiſſe Verträge wurden als gegen die guten Sitten verftoßend 
von dieſer allgemeinen Befugniß ausgenommen. Im den Staaten dagegen, 
welche eine geſetzliche Gebührenordnung aufgeftellt haben, hat man vielfach aus 
Beſorgniß vor Mißbräuchen den Abſchluß von Verträgen über die Höhe der 
Gebühren theild überhaupt unterjagt, theils mindeftens eingejchränft. 

Um bier wieder von dem römischen Recht den Ausgangspunkt zu nehmen, 
jo ging diejes davon aus, daß nach beendigtem Nechtöftreit, da der Advokat 
jeinem Klienten alsdann weder nützen noch ſchaden fönnte, der letztere in feiner 
Weije gehindert fein follte, eine Liberalität, wie jie ihm gegen jeden Dritten 
geftattet it, auch gegen feinen früheren Nechtsbeiitand zu üben. Ein Vertrag 
war zuläſſig, joweit er das auf 100 aurei (Dukaten) feitgejegte Marimum nicht 
überichritt. Man glaubte jedoch, weil, während der Prozeß noch ſchwebte (lite 
suspensa), leidenſchaftlich erregte Klienten ihrem Rechtsbeiſtande gegenüber 
leicht jih zu allzuweit gehenden Verheißungen und Berjprehungen hinreißen 
laſſen könnten, dagegen eine Kautel jhaffen zu müfjen, und es wurden demzu— 
folge alle in diefem Stadium des Verfahrens zwijchen Advofaten und Klienten 
geſchloſſenen Verträge als gegen die qute Sitte verftoßend, für unwirkjam erklärt, 
gleichgültig, ob der Vertrag auf eine beftimmte Geldfumme oder auf einen 
Bruchtheil des künftigen Projebgewinnes (partum «de quota litis) geftellt, oder 
ob nur für den Fall des Sieges eine bejondere Erfenntlichkeit (palmarium) 
verjprochen wurde, — 1. 1 $. 12 D. de extraordinariis eognitionibus 50, 
13; L. 5 C. de postulando 2, 6. — 

Abweichend von diefer Anſchauung des römischen Nechts unterjagte die 
Kammergerichtsorpnung von 1555 Th. 1. Tit. 46 $ 1 im firengerer Auffafjung 
der vorerwähnten Vorjchriften alte befonderen Abreven zwiichen Advolaten, Pro: 
furatoren und ihren Klienten überhaupt und ordnete die Nüdgabe des über die 
richterlihe Tarirung binaus Empfangenen an. Dagegen geitattet ſchon der 
R. D. A. von 1557 8. 50 ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt des Verfahrens 
den Abſchluß billiger Verträge zwijchen Advolaten und Klienten und nimmt 
nur gewiſſe Vereinbarungen aus: — „Viel wemger auch sollen sie (die 
Prokuratoren une Advokaten) andere pacta, de Quota litis, remuneratoria, 
oder sonst unziemliche, ungebührliche und beschwerende Conventiones 
machen, sondern sollen, wo sie sieh sonse der Billiehkeit nach mit der 
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Partheyen guten willen (doch ausserhalb der obbemeltenten verbotenen 
Pacta) nicht vergleichen könnten, mit der Richterlichen Tax, vermög der 
Ordnung, begnügen lassen, und wo solches von ihnen überschritten, so 
sollen dieselben Parta Conventiones und Geding unkräftig seyn, die Par- 
theyen nicht binden und dazu die Procuratores mit Entsetzung ihres Stands, 
oder sonst in andere Wege nach Gestalt und Gelegenheit ihrer Ueberfah- 
rung gestrafft werden.“ Aus diefer Beitimmung entwidelte fi im gemeinen 
Recht die Streitfrage, ob mit Ausnahme der verbotenen Verträge die Belohnung 
in beliebiger Höhe veriprochen werden fünne — Wetell, Syftem des gemeinen 
Civilproz. 3. Aufl. S. 66, Note 50; Renaud, Lehrbuch des gem. deutſch. Eivil- 
prozehrechts, 2. Aufl S. 162 Anm. 23 — oder ob die Partei, wenn fie ihrem 
Advokaten zu viel verfprochen zu haben glaube, auf richterliche Revijion und 
Moderation der verfprochenen Summe antragen dürfe — Heffter, Civilprozeß 
1865 $. 171 zu Note 24; von Bayer, Vorträge über den deutſch. gem. Eivil- 
prozeß, 10. Aufl. S. 315. 

Diefer Standpunkt des gemeinen Rechts findet fich noch heute in dem Rechte 
Württembergs. Dort ijt gemäß $. 46 der Verordnung vom 29. Januar 1869 
an dem bisherigen Rechte der Vertragsfreiheit nichts geändert; nur ift in dem 
Landrecht vom 1. Juni 1610 Th. 1. Tit. XVII. $. 16 den „sFürfprechen“ ver- 
boten „bey Vermeydung ermftlicher im Rechten auffgejegter Straff mit jhren 
Parteyen vmb ein Theil (pro quota litis) der Sach oder des jtrittigen Guts, 
wenig oder vil ainih Pakt oder Geding“ zu machen, dieſe vielmehr „krafftloß 
und ohnwürden“ jein ſollen. Ebenfo ift in Sachſen jeit der Verordnung vom 
30. April 1873 (GB. und V.Bl. S. 412 ff.) das pactum de palmario und 
quota litis, jowie die Verpflichtung des Klienten, jeinem Advofaten etwa zu 
verwirfende Geldſtrafen zu erjegen, verboten. Die vorher beftandene Unzuläſſig— 
feit eines jeden Vertragsabichluffes it aufgehoben. Auch in Braunfchweig 
(E&.:P.:D. vom 19. März 1850 $. 402), — bier jedoch bezüglich der Advo— 
faten —, in Schwarzburg-Rudolftabt (Gejeg vom 25. März 1859 $. 9) und 
in Lippe Detmold (Geſetz vom 12. April 1859 $. 13) find Verträge über den 
Gegenſtand des Rechtsſtreits oder einen Theil defjelben, welde vor Beginn des 
Verfahrens oder während dejjelben bio zur gänzlichen Beendigung der Sache ge: 
ichlofjen werden, verboten und nichtig. Strenger als die Vorjchriften des ge 
meinen Nechts find die Gejeggebungen von 

Baden (Anwaltsordnung vom 22. September 1864 $8. 11 und 14); 

Altenburg (Bejek vom 22. Mai 1841 $. 29); 

Reuß älterer Linie (Verordnung vom 1. Februar 1853 $. 4); 

Schwarzburg-Sondersbaufen (Tarordnung vom 26. Mai 1830 $. 13), 
welche jede Art von Verträgen, nach welden den Advokaten, jei es überhaupt, 
jei es bei glücklichem Ausgang des Nechtsftreits, eine höhere als die tarmäßige 
Gebühr gewährt werden, oder der Streitgegenftand ganz oder zum Theil zu: 
fallen foll, verbieten und für unverbindlich erflären. In Baden kann gemäß 
$. 14. a. a. D. auch wegen Vereinbarung geringerer Gebühren als der tar: 
mäßigen disziplinarifch eingefchritten werden, Umgekehrt bat fich eine ganze 
Reihe von Bundesjtaaten von den Beichränfungen, welde das gemeine Recht 
der Vertragsfreibeit auferlegt bat, gänzlich losgelöft. So hat Lübeck (Geſetz 
vom 26. Oktober 1863 $. 38) eine Advofatentare nur infofern aufgeftellt, als 
es fih um Erfah der Koften dur den Gegner handelt, während für das Ver— 
hältniß zwiſchen Advofaten und der eigenen Partei zunächſt die getrofjene Wer: 
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abredung maßgebend jein joll und die gemeinvechtlichen Verbote des pactum de 
quota litis und des palmarium ausdrücklich aufgehoben find. Ebenjo ift in 
Sachſen-Koburg⸗Gotha in Folge der Anmwaltsordnung vom 2. Juni 1862 eine 
gefegliche Tare für die Gebühren der Rechtsanwälte nicht mehr vorhanden. 
Art, 18 der gedachten Anwaltsordnung beftimmt: 
„Der Rechtsanwalt hat eine entiprechende Vergütung für jeine 
Arbeiten und Bemühungen, ſowie den Erſatz feiner für den Klienten 
aufgewendeten Verläge zu beanjpruchen. Weber jeine Gebühren und 
Auslagen hat der Anwalt, fofern der Schuldner nicht darauf ver: 
zichtet — eine Rechnung aufzuftellen. Bei dieſer Aufitellung ift 
berjelbe an eine Gebührentare nicht gebunden.“ 

Streitigkeiten zwiſchen Anwalt und Partei enticheivet das Prozeßgericht, 
gegen deſſen Entjcheidung binnen einer Notbfrift von zehn Tagen „eine Vor: 
ftellung“ bei dem Appellationsgericht gemacht werben kann. — (Gefeß vom 
2. Juni 1862 Art, 23—27). — 

Auch nach franzöſiſchem Necht (Nheinpreußen, Rheinheſſen, Elſaß-Lothringen) 
find die in dem Dekret vom 16, Februar 1807 Art. 80 ff. für die Plaidoyers 
der Advofaten aufgeftellten Gebühren nur binfichtlich der Wiedererftattung vom 
Begner maßgebend — (vergl. Dalloz s. v. avocat Nr. 258 ff.), — von der 
eigenen Partei fann der Advokat vor oder nach dem Prozeß die Belohnung in 
beliebiger Höhe fordern. Sind hiernach auch Verabredungen zwijchen dem Ad— 
vofaten und feinem Klienten, vorbehaltlich der Feſtſetzung durch den Disziplinar: 
rath auf Anrufen der benadhtbeiligten Partei, gültig, — Einige wollen freilich), 
wie im röm. Recht, das paet. de quota litis für unzuläffig erklären —, jo 
gilt es doch in der franzöfiihen Advokatur als der Standesehre nicht ent: 
iprechend, das verfprochene Honorar gegen die Partei cinzullagen. — Aller: 
dings umgeht man dieje Schwierigkeit dadurd, daß der Anwalt dem Ad: 
vofaten das Honorar entrichtet umd es dann als verauslagt dem Klienten in 
Rechnung ſiellt. 

Zwiſchen dieſen beiden Hauptgrundſätzen einer unbeſchränkten Vertrags, 
freiheit und eines unbedingten Verbotes, die Taxe durch abändernde Verträge zu 
überſchreiten, ſind von verſchiedenen Bundesſtaaten Vermittelumgswege einge: 
ſchlagen worden. In denjenigen Staaten, in welchen eine Trennung der Ad— 
vofatur von der Anwaltſchaft vorhanden war, hat man den Anwälten eine 
Abänderung der gejeglihen Zare durch Verträge gänzlich unterfagt. So ift es 
im Gebiete des franzöfiichen Rechts durch Art. 151 des Defrets vom 16. Februar 
1807 allen minifteriellen Beamten, zu welchen auch die Anwälte gerechnet 
werben, verboten, unter irgend welchem Vorwand oder Nechtstitel, andere als 
die gefeglihen Webühren zu erheben. Art. 67 a. a. D. jchärft dieſes Verbot 
noch bejonders den Anwälten ein. Im gleicher Weile find in Braunfchweig 
(E-P.:D. $. 402) Verträge über eine die Taxe für gerichtliche Geſchäfte über- 
jchreitende Vergütung zwifchen Anwalt und Partei verboten und nichtig. Anderer: 
jeits glaubte man in einigen Staaten in Angelegenheiten außerhalb des Prozejles 
eine Beſchränkung der VBertragsfreiheit nicht aufftellen zu jollen, weil in dieſen die 
Hülfe eines Nechtsbeiftandes nicht nothwendig ift und fich die gegenfeitigen Be: 
jiehungen zwijchen einem ſolchen und feinem Klienten am geeignetiten durch freie 
Vereinbarung regeln lafjen. So kommt in Braunfchweig (Anlage zu $.402€.:P.:0.) 
und Yippe (Bejeb von 12, April 1859 8. 13) bezüglich der nicht prozeſſualiſchen 
Sachen die Tare nur zur Anwendimg, wenn die Parteien fich über das Honorar. 
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nicht geeinigt haben; in SachjenMeiningen (Gele vom 19. Juli 1862 bezw. vom 
16. März 1875) ift für vormundichaftliche Verwaltungen, für Verwaltungen in 
Konkursſachen, für jchriftliche Gutachten, bei Reifen ins Ausland und dergleichen 
mehr freie Vereinbarung über die Vergütung beſonders nachgelaffen und auch 
in ber ſachſen-weimariſchen Gebührentaxe (Geſetz vom 29. Dftober 1840 $. 3) 
ift für eine Neihe von Geichäften, befonders bei der Verwaltung von Vermögens 
maffen, eine freie Uebereinkunft ausprüdlich geitattet. In Preußen greift die 
Tare, wenn dem Anwalt der Betrieb einer, mehrere nicht progefjualifche Geichäfte 
bedingenden Angelegenheit oder eines ganzen Inbegriffs von Geſchäften über: 
tragen ift (Nachlaßkuratel, Teftamentsvollftredung u. ſ. w.), nur im Mangel 
der Verabredung eines Honorars Platz (Geſetz vom 12. Mai 1851, Tarif $. 29). 
Auch ift es dem Rechtsanwalt erlaubt, bezüglich derjenigen Geſchäfte, fir melde 
gefegliche Bebührenfäge nicht feitgeftellt find, ein Honorar mit feinem Klienten 
zu vereinbaren ($. 31 a. a. O.). 

Was dagegen die Vertragsfreiheit in eigentlichen Prozeßangelegenheiten an: 
langt, fo find in den Gejeggebungen, welche eine mittlere Linie einhalten, ver: 
ſchiedene Kautelen aufgeitellt worden, bei deren Beobachtung der Abſchluß von 
Verträgen über Gebühren zwiſchen Rechtsanwalt und Klient für zuläffig erklärt 
wird, So wird in einzelnen Gefegen verlangt, daß die von der Gebührentare 
abweichende Verabredung schriftlich abgefaßt werde (Hannover: Geſetz vom 
8, November 1850, $. 52, Braunfchweig: E.P.D. $. 402 zwiſchen Advo— 
faten und Klienten). In anderen Bundesftaaten bedarf es zur Klagbarkeit der: 
artiger Verträge einer ausdrücklichen, durd eine Behörde zu ertheilenden Ge— 
nehmigung, welche bald den Gerichten überhaupt (Schwarzburg-Rudolſtadt, Geſetz 
vom 25. März 1869 8. 6), bald nur den Appellationsgerichten (Meiningen, 
Gefeg vom 19. Juli 1862 Art. 2), bald der Landesregierung (Weimar, Geſetz 
vom 29. Dftober 1840 $. 3) übertragen ift. In Preußen ift nach dem Belek 
vom 12. Mai 1851, Tarif $. 13 es dem Anwalt geftattet, wenn die Vor: 
bereitungen zur Einleitung eines Prozeifes ganz außergewöhnliche Mühe, Arbeit 
und Zeit erfordern, ſich dafür ein befonderes Honorar auszubedingen, fofern ber 
darüber geichloffene Vertrag die Veftätigung des Ehrenraths besjenigen Bezirks 
erhält, in welchem der Nechtsanmwalt feinen Amtsfig bat. Endlich hat man in 
Frankreich, wie in Hannover, um ben aus ber Vertragsfreiheit fich ergebenden 
Mipftänden zu begegnen, ein Einfchreiten der Disziplinarfanımern ermöglicht. 
In Frankreich beitimmte nämlich bereits das Dekret vom 14. Dezember 1810 
Art. 43: 

„Voulons que les avoeats taxent eux-memes leurs hono- 
raires avec Ja diseretion qu’on doit attendre de leur ministere. 
Dans le cas ou la taxation exedderait les bornes d’une juste 
moderation. le conseil de diseipline la reduira en egard A 
’importance de la cause et a la nature du travail: il ordonnera 
la restitution, sil y a lien, meme avec röprimande. En cas de 
reelamation contre la deeision du eonseil de diseipline, on se 
ponrvoira au tribunal.“ 

Obwohl diejes Dekret durch Ordonnanz vom 20. November 1822 aufge: 
hoben worden ift, jo wird es dennoch ſowohl dort wie in Eljaß-Lothringen von 
der Praxis infomweit befolgt, als es eine Beſchwerde der Partei an ben Disziplinar: 
rath zuläßt; dagegen findet eine weitere VBefchreitung des Nechtsweges nicht mehr 
ſtatt (vergl. Dalloz s. v. avocat Nr. 261 ff.). Innerhalb des Deutfchen Reichs hat 
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jevody das Dekret vom 14. Dezember 1810 in Rheinpreußen und in Rheinhefien, 
ſowie außerhalb Deutjchlands noch in Belgien gefegliche Geltung. In Sanrıo- 
ver kann auf Antrag der Partei der mit dem Advolaten gejchlofiene Vertrag, 
falls es ſich ergiebt, daß die Vorfchriften einer ehrenhaften Beichäftsführung 
bezw. die Grenzen der Mäßigung überfchritten feien, für ungültig erklärt ober 
die vertragsmäßig beflimmten Bebühren von dem Gericht herabgefeßt werden. 
Der betreffende Ausſpruch des Gerichts hat jedoch die Erflärung der Anmalts- 
fammer, daß jene Vorausſetzung vorliege, zur nothwendigen Bedingung. 

Die bayerische Advokaten-Gebührenordnung vom 21. Juni 1870 beyiehungs- 
weife 22. HAuguft 1873 (vom 27. November 1875) läßt gemäß Artifel 1 bie 
Vorſchriften der Tarordnung nur eintreten, „ſoweit nicht ein in Mitte liegendes 
ftatthaftes Webereintommen Maß giebt,” ohne jedoch die Grenzen der Statthaftig: 
feit näher zu beftimmen. 
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Anlage B. 


Leberfict' 


bejtehenden Rechtszuſtandes bezüglich dev Anwaltsgebühren 
im Givilprozefle. 


J. allen Bundesſtaaten, mit Ausnahme von Sachſen-Coburg-Gotha, beſtehen Einleitende Bemerkungen. 
gefeßliche Vorſchriften, welche die Gebühren der Rechtsanwälte in bürgerlichen 
Nechtsitreitigleiten zu vegeln beſtimmt find. Diefe Vorſchriften gehen von den 
verjchiedenften Grundprinzipien aus, und, obwohl fie in einem gewiſſen Grade 
mit dem gerichtlichen Berfahren zufammenbängen und durch daſſelbe bedinat 
find, läßt ſich doch nicht behaupten, daß im denjenigen Rechtsgebieten, deren 
Verfahren auf derjelben Srundlage beruht, auch für die Honorirung der An: 
mwälte gleiche oder auch nur verwandte Prinzipien gelten. Wo eine Weberein- 
ftimmung der lepteren ſich vorfindet, beruht dies theilweife darauf, daß ein 
Bundesitaat die bezügliche Gefeggebung eines andern aufnahm oder als Vorbild 
benußte. 

So hat — beijpielsweife — Neuß jüngerer Yinie in die Verordnung vom 
15. Dezember 1855, die Gebührentare für Gerichtsbehörden, Sachwalter und 
Notare betreffend (Be. -Samml. Ar. 182 ©. 453 bis 524), wörtlid) die Tar— 
ordnung von Sadıien: Altenburg (Bejeb, die Gerichts: Sachwalter: und Nota: 
riatsgebühren betreffend, vom 22. Mai 1841, Sei. Samml. ©. 242 bis 314) 
aufgenommen; Lübeck hat jidy im feinem Gejege vom 26. Dftober 1863, vie 
Werichtsgebühren und die Gebühren der Novofaten betreffend (Samml. der 
Lübeefjchen Verordnungen und Bekanntmachungen Nr. 37), rückſichtlich der bier 
in Frage kommenden Gebühren eng an das oldenburaiiche Geſetz über die Ge— 
bübren in bürgerlichen Rechts- und in Strafiadhen vom 28. Juni 1858 6Geſ.— 
Bl. ©. 303 bis 341) angeſchloſſen. ine ähnliche prinzipielle Uebereinſtim— 
mung findet fich zufolge ver verfaffungsmäßigen Kommunikation in den beiden 
medlenburgiichen Großherzogthümern. Was Preußen anlangt, jo it das für 
die älteren Provinzen mit Ausnahme des rheinischen Rechtsgebiets erlaſſene 
Geſetz, betreffend den Anſatz und die Erbebung der Gebühren der Nechtsanmwälte 
vom 12. Mai 1851 (Geſ.-Samml. ©. 656), dDurd Die Verordnungen vom 
30. Auguſt 1867 (Sei. Samıml, ©. 1366, 1385, 1599) mit geringen Ab- 
weichungen auf die Bezirke der Apvpellationsgerichte zu Kiel, Kaſſel und Mies: 
baden, jowie durch das Bejeb vom 4. Dezember 1869 (Ertra-Ausgabe ©. 41517.) 
auf Yauenburg übertragen worden. 

27 


$ruppirung der beitehenden 


Gebihrenerdnnmgen. 


Gruppe l. 
Cinzelgebühren Fir 
Handlungen. 


Gruppe II 


Ginzelgebihren  bejdranft 


auf Die wichtigeren 
Iunaen. 


alte 


Hand: 


106 


Bei der Vielzahl und Verichiedenartigfeit der in Deutjchland geltenden 
Rorjchriften über die Anmwaltsgebühren ift cs nahezu unmöglich, eine vollſtändig 
erfchöpfende Geſammtdarlegung des geltenden Nechts zu geben; es kann mur 
versucht werben, die Grundzüge der in den einzelnen Bundesſtaaten in Geltung 
befindlichen Gebührenordnungen darzuftelen. Im Großen und Ganzen laſſen 
fich diefelben überfichtlich in fünf Gruppen zuſammenfaſſen. 

J. In der eriten Gruppe gilt das Prinzip, daß jede einzelne Handlung 
des Anwalts zur Yiquidation gelangt. Der Anſatz geichieht daher in einer 
minutiöſen Weiſe, fa daß beijpielsweife für die Durchſicht von Akten die Gebühr 
je nach deren Stärke berechnet wird. (Bis zu 50 Blättern, von 50 bis 100 
Blättern, von weiteren je 50 Blättern in Schwarzburg-Sondershaufen, Gel. 
vom 26. Mai 1830, Taxordnung s. v. Akten — Samml. der vor 1837 publ. 
Geſetze u. Verordn. S. 334). So werden auch im Beweisverfahren die Beweis- 
und Gegenbeweis: Artikel, jowie die Fragſtücke einzeln in Anrechnung gebradjt 
(Reuß jüng. X, Taxordnung vom 15. Dezember 1855 Nr. 486. Schwarzburg: 
Sondershaufen, Tarordnung vom 26. Mai 1830 s v. „Arageftüd" — Samml. 
S. 339 —). Es werden fogar einzelne Akte, welche nur in Verbindung mit 
anderen vorkommen fönnen, gelondert berechnet, und meiſtentheils liegt cs in 
der Hand des Anwalts, die Zahl der Akte nad ſeinem Belicben zu vergrößern. 
Es entitcht dadurch eine Ungleichheit und eine Unficherheit, da einerſeits gleiche 
Prozeſſe ungleiche Koſten verurfadhen können und andererfeits es ſich nicht über- 
jehen läht, wieviel Mandatariengebühren ein Nechtsjtreit in Anſpruch nehmen. 
wird, Ein Mittel zur Vermeidung dieſer Webeljtände hat man in der Auf 
jtellung von Minimal: und Marimalgrenzen zu finden geglaubt, innerhalb deren 
der Richter im einzelnen Kalle die Handlung tarirt- 

Die Staaten bzw. Rechtsgebiete, welche zu diefer Gruppe gehören, find: 
Sabjen, Sachjen:Altenburg, Reuß ältere und jüngere Yinie, Schwarzburg: 
Zonvershaujen und Samburg. Es treten noch hinzu die Gebiete des franzöji: 
ſchen Nechts: Rheinpreußen, Nbeinbeffen und Elſaß-Lethringen. Die Rhein— 
pfalz iſt ſeit der Weltung der bayerifchen Verordnung vom 21. Juni 1870 bezw. 
27. November 1875 aus diefer Gruppe geichieven. 

Il, Eine zweite Gruppe, zu welcher die preufifche Provinz Sannover, die 
Großherzogthümer Selen, Sachſen und beide Mecklenburg und die Fürſtenthümer 
Schwarzburg:Nudolitadt und Schaumburg-Lippe achören, gebt bei der Berech 
nung der Anwaltsgebühren von der Auffaffung aus, daf nicht alle einzelnen 
Sandlungen des Anwalts, jondern nur Die befonders wichtigen in Berechnung 
zu ziehen find, dergeftalt, daß fiir die minder erheblichen eine Taxirung tiber: 
haupt nicht beiteht, jondern daß die Honorirung Diejer bereits in dem Anjage 
für jene als inbegriffen zu denken ift. Diefes Syſtem findet ſich nicht bloß in 
Staaten, deren Verfahren ein rein Ichriftliches iſt, wie es als das dharafterijtische 
Merkmal des gemeinrechtlichen Prozeſſes angeſehen werden muß, fondern and) 
im Gebiete des bannoverschen Prozeſſes, welcher auf dem Grumdjage der Münp- 
lichkeit berubt. Im dieſem Syſteme werden namentlich die Termine und Die 
Schriftiäge hervorgehoben und im verſchiedene Klaffen, je nad der Wichtinfeit 
ibves Inhalts, eingetheilt, Dazu treten noch Anfäge für Konferenzen, Rezeſſe 
u. dal. m. Bei diefeom Syſteme werden ſonach nur folche Arbeiten in Be 
rechnung gebracht, welche gleichſam als das Knochengerüſt eines jeden Prozeſſes 
bezeichnet werden müſſen. Dabei war man auf mehrfache Weile bejtrebt, ber 
Verichiedenheit des Umfanges und der Wichtigkeit der Arbeiten gerecht zu werden. 
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So werden 3. B. in den meilten ber zu biefer ®ruppe gehörenden Gebühren: 
ordnungen ſolche Termine geringer bevechnet, in denen nicht zur Hauptſache, 
jondern nur über Nebenfragen verhandelt wird. Im gleicher Weife werden 
Schriftſäßze mit einer niedrigeren Taxe bonorirt, wenn fie ſich nicht auf die 
Sauptfache, jondern auf Inzidentpunfte, wie auf Arrefle, Edition u. ſ. m. be: 
ziehen. 

Eine Berüdfichtigung des inneren Gehaltes des betreffenden Altes wurde 
in der Weiſe eritrebt, daß man für die Beurtheilung des Wertbes und der zu: 
zubilligenden Gebühr das richterliche Ermeſſen eintreten lich. Dieſes ſollte 
einerjeits eine etwaige Benachtheiligung des Anwalts verhindern, und dazu 
jollte ihm bei dem weiten Spielraume der Minimal: und Marimalgrenzen der 
Tarjäge die Möglichkeit geboten fein (Medlenburg, Sachen: Weimar, Schwar;: 
burgKudolitadt). Andererieits gewährte man, um der den Parteien drohenden 
Benachtheiligung vorzubeugen, dem Richter die Möglichkeit, eine zu lange Ber: 
ſchleppung der Sache durch Verhandlungsternine abzujcneiden (Hannover) und 
in den Scriftjägen bei bloßen Wiederholungen und unnützen Weitläufigfeiten 
die Yiqwidation unter den aus der VBogenzahl ſich ergebenden Betrag berabzu: 
jeben (Heſſen, Medlenburg, Sadhjen-Weimar, Schwarzburg Rudolitadt). 

I, In engem Anſchluß an die vorberaehende werden im der dritten 
Gruppe (Bayern, Württemberg, Dlvenburg, Yübel) zwar auch nur die wichtis 
aeren Amtshandlungen des Anwalts zur Beredinung erhoben, unter diefen wird 
aber die mündliche Verhandlung ganz befonders ausgezeichnet und mit einer 
höheren Gebühr ausgeftattet. Es ijt jelbitverftändlich, daß diefes Syſtem nur 
in denjenigen Bımbdesjtaaten zur Anwendung kommen fann, in welchen ein be: 
jonderer Nahdrud auf die Mündlichkeit des Verfahrens gelegt wird. Dieſem 
PBrinzipe liegt offenbar das Beftreben zu Grunde, im Anjchluß an das münd- 
liche Verfahren gerade die im diefem befonders begründete Thätigkeit des An: 
walts in der Verhandlung entjpredhend zu honoriren. Im Uebrigen gilt auch 
bier das in Betreff der zweiten Gruppe Bemerkte. Im Endergebniffe nähert 
fi die Gruppe dent Baufchgebührenfyiten. Man konnte fih aljo auch nicht 
die Folge des lebteren Syſtems verhehlen, daß die nach dem Durchſchnitte be: 
meſſene Tare im einzelnen Falle zu einem unbilligen Satze führe. Hiergegen iſt 
eine Abhülfe in der Beſtimmung verjucht worden, daß in weitläufigen oder ver: 
widelten und verdunfelten Sachen, wenn die tarmähigen Gebühren als eine 
genügende Vergütung an Zeit umd Arbeit nicht ericheinen, das Gericht dem An: 
walte auf jeinen Antrag für die Information wie fir die mündliche Hauptver— 
handlung eine höhere Gebühr bemilligen kann (Dldenburg, Gef. betr. die Ge: 
bühren in bürgerlichen Nechts: und in Straflachen vom 28. Juni 1858 Art, 38 
— G.Bl. für das Herzogthum Dlvenburg ©. 317). 

IV, Ein von den bisher erörterten Grundjägen völlig abweichender Wen 
it durch die Aufitellung des Bauſchſyſtems eingeichlagen worden. Nach dieſem, 
welches in Preußen mit Ausnahme des Appellationsgerichts Bezirks Köln und 
der Provinz Hannover, ferner in Baden, Walded und Bremen in Geltung ift, 
werden, wie bei den erichtsgebühren, die Sauptmomente des Verfahrens in 
Anſatz gebracht und zwar in Gejtalt feſter Gebühren, deren Höhe ſich nach dem 
Werthe des Streitgegenftandes abituft. Dieſem Syſteme liegt einerjeits die Abjicht 
zu Grunde, den Parteien die Möglichkeit zu gewähren, ſchon im Voraus die 
Sebühren zu berieben, welche dem Anwalte bei der Durchführung des Necıts- 
ftreits zu zahlen find; andererjeits will es aud den Schein der Willfür ver- 
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meiden, welcher immer der richterlichen Arbitrirung einzelner wichtiger oder 
minder bedeutender Akte, ſei es innerhalb eines Minimum und Maximum, ſei 
es ohne diefe Grenzen, anhaftet; es will hierdurch von vornherein eine reiche 
Quelle von Beichwerden abjchneiden. Nah dem Bauſchſyſteme wird entweder 
nur eine einzige Gebühr für jede Inftanz von der Klage bis zum Ende bes 
Verfahrens erhoben, jo daß auch für die Information feine befondere Gebühr 
in Anjag kommt, oder es wird ein Unterjchied in den Gebührenfägen danach 
gemacht, ob Schriftjäge eingereicht jind, ob fontradiftorifch verhandelt worden 
it und ob eine Beweisaufnahme jtattgefunden bat. Die Berüdjichtigung der 
Beweisaufnahme iſt eine verjchiedenartige. Nach dem preußiichen Geſetze von 
12, Mai 1851 erhöhen fi die Gebühren, fobald eine Beweisaufnahme erfolgt 
ift, in der Negel um die Hälfte desjenigen Betrags, welcher für die Beendigung 
des Prozeſſes durch Hontumazialbeicheid, Agnitionsrefolut u. ſ. w. zum Anſatze 
kommt — Tarif 8. 4 ll, 30 —, nur im Mandatsprozeſſe wird erfordert, 
daß die Beweisaufnahme außerhalb des Termins zur mündlichen Verhandlung 
jtattgefunden bat — Zurif &2 D —. 

Eine noch höhere Beveutung legt das Gremifche Geſetz vom 24./27, Jumi 
1864 (mad) dem Geſetz vom 29. Juni 1872) der Beweisaufnahme bei, indem 
es die Gebühren verdoppelt, wenn nicht bloß über Neben: und Inzidentpunkte, 
ſondern zur Sache jelbft ein VBeweisinterlofut erlaffen ift. Derſelbe Grundjas 
fommt aber aud dann zur Anwendung, wenn ein jerneres Beweisrejolut erlaffen 
wird, oder wenn mehrere Beweisauflagen des nämlichen Erfenntniffes nicht im 
gleichzeitigen Verfahren, jondern nur nacheinander erledigt werben können. Nadı 
$. 7 der badijchen Verordnung vom 8. Mai 1867 bezw. 20. November 1874 
erhöht ſich die Baufchgebühr um die Hälfte ihres Betrags, jedoch nur wenn ein 
wiederboltes Beweisverfahren deshalb ftattfindet, weil eine bereits erfolgte Be— 
weisanflage in derjelben Inftanz durch ein neues Beweiserfenntniß ergänzt oder 
abgeändert worden ift. Nur das waldedjche Geſetz vom 14. Juni 1850 über 
die Gebühren der Nechtsanmwälte, welches in feinen Sauptgrundzügen dem preußi- 
ichen Syſtem der Bauſchgebühren gefolgt it, läht es ohne Einfluß, ob eine 
fontradiktoriiche Verhandlung mit oder ohne Beweisaufnabme durd Erkenntniß 
beendet iſt. Vergl. die Befanntmahung, die Berechnung der Gerichtskoften 
und Gebühren der Advokaten betreffend, vom 18. Mai 1851 — Neg.:Bl. 
S. 137 fi. — 

Das Bauſchſyſtem iſt vorzugsweiſe von jolhen Staaten angenommen, in 
welden durch das Prinzip einer mehr oder weniger durchgeführten Mündlichkeit 
die Formen des Verfahrens Lofer geworden find und im welchen auch die Ge: 
richtögebühren nach dem Bauſchſyſtem berechnet werden. 

V. Endlich vertritt eine legte Gruppe noch ein gemijchtes Syſtem, indem 
fie die Baufchgebühren nur für einzelne Prozeßarten aufgenommen hat, im All: 
gemeinen aber anderen Grundſätzen folgt. 

Im Herzogtum Braunſchweig, welches im übrigen dem Syfteme der zwei— 
ten Gruppe folgt, werden den Advokaten und Anwälten in Sachen von 50 bis 
200 Thlen., welche im ordentlichen Verfahren vor den Kreisgerichten verhandelt 
werden, nach dem Geſetze vom 3.18. Dezember 1855 Baujchgebühren bewilligt. 
Auch Sahjen-Meiningen und Lippe haben für Bagatellfachen (bis 175 Gulden 
bezw. bis 50 Thaler) das Bauſchſyſtem angenommen, während in dieien Staa: 
ten bei anderen Prozeſſen den Rechtsanwälten die wichtigeren Afte ihrer pro: 
zeſſualen Ihätigfeit wie in der zweiten Gruppe vergüitet werden Ju Anhelt 
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werden im der Negel alle einzelnen Sandlungen des Nechtsanwalts zur Be; 
rechnung gezogen, jo daß bauptjählid das in der I. Gruppe auseinandergefeßte 
Syſtem zur Anwendung gebracht wird. Nur im Bagatellfachen (bis 50 Thlr.) 
joll ebenfalls nach deeisio NAVI, Geſetz von 6. Februar 1869, das Bauſch— 
inften gelten. 

Wenn nun auch die Bejeßgebungen der deutſchen Bundesitaaten ſich, wie 
vorjtehend angedeutet, gruppiren laſſen, wenn bei einigen das Syſtem der 
Einzelgebühren in verschiedenen formen, bei anderen das Bauſchſyſtem als das 
jundamentale ericheint, fo war es doch jelbitredend nicht möglich, das fundamen: 
tale Prinzip überall bis in die äufßeriten Konjequenzen feitzubalten. Einerſeits 
mußte auch bei dem Bauſchſyſtem dafür Sorge getragen werden, daß, wenn 
die Thätigkeit des Anwalts nur im einzelnen Handlungen, wie z. B. Anferti: 
gung eines Schriftjaßes, Vertretung in der mündlichen Verhandlung, Abhaltung 
von Konferenzen beſteht, dafür eine entiprechende Vergütung beftimmt wurde 
(vergl. 3. B. preuß. Geſ. vom 12. Mai 1851 Tarif ss. 1, 2, 7, 12 — bu: 
diſche Verordn. vom 8. Mai 1867 bezw. 20. November 1874 8. 16 — wal: 
deckſches We. vom 14. Juni 1850, Tarif IH Nr. 6, 9, MI Nr. 1 bis 5). Um— 
gekehrt haben andererjeits die meilten Staaten, deren Gebührenſyſtem  rüdjicht: 
lid der Anwälte zu einer der drei erften Gruppen gehört, namentlidy in Ver— 
bindung mit der Einführung partieller Prozehreformen eine Bauſchgebühr ge— 
ſchafſen. Dies geihab offenbar in der Erwäaung, daß „biedurd zu einiger 
Ausgleihung des Verluftes beigetragen werde, den die Advofaten durch Ent: 
ziehung des leichten Nebenverdienftes, 3. B. durch Wenfall von Terminen, pe: 
renttoriſchen Friſten u. ſ. w., in Folge neuerer Geſetze erleiden“ (mecklembur— 
giſche Verordn. vom 20. Juli 1840 Nr. 5). Dieſe Bauſchgebühr, welche bald 
als Arrha, bald als Informationsgebühr, als Salarium oder „pro enra in- 
stantine* bezeichnet wird, beiteht. bald in einem feiten Sabe, welder nadı 
Werthklajien berechnet wird und mit diefen fteigt (3. B. bayerische Verordn. 
von 21. Juni 1870 Art. 19 — Juſt. Miniſt. Bl. ©. 329 —, bezw. Berordn. 
von 22. Auguft 1873 Art. 19 — N:Bl. ©. 1355 bezw. 27. November 
1875, Geſ.« und Berordn.:Bl. S. 697, hannoverſche Geſ. vom 8. November 
1850, Gebührentarif B Nr. 16, braunſchweig. Anwaltsgebührentarif Nr. 14 
als Anlage zu $. 402 der Eiv.-Pr.:D. vom 19. März 1850); bald richtet 
fie fid) nach dem Stadium des Verfahrens (jo nad der Tare des Hamburger 
Niedergerichts bezüglich der Profuratoren, je nachdem der Prozeß durch Ein- 
reihung einer Einredeſchrift weiteren Fortgang nimmt oder vorher erledigt 
wird); bald wird fie durch den Richter nad feinem Ermeſſen innerhalb geſetz— 
lich firirter Grenzen beſtimmt (medlenburgifche Qerorbn. vom 20. Auli 1840, 
welde in Ar. 5 für Eura nad) Maßgabe der Wichtigkeit, und Umfänglichkeit 
der Sade ein „Annuum* von 1 bis 20 Thlr. zubilligt); bald wird fie nad) 
Werthsklaſſen und zugleih innerhalb derſelben durch richterliches Ermeſſen feft- 
geitellt (ſächſiſche revidirte Tarordnung für die Advokaten vom 3. Juni 1859 
Kap. I Nr. 195; emdlich ift fie auch verichieven, je nachdem der Prozeh vor 
einem Einzelgeriht oder vor einem Kollegialgerichte verhandelt wird (ſchwarz— 
burg:rudolftädtifches Ge. vom 25. März 1859, Gebührentare Nr. I). In der 
Hegel wird die Archa nur einmal für die Durchführung des ganzen Nechts- 
ftreits bewilligt (jo in Medlemburg); mitunter aber wird fie nicht blos bei der 
Information, ſondern mehrmals, 3. B. auch bei dem Beginn des Beweisver- 
fabrens (3. B. fächfifche revidirte Tarordnung für die Advofaten vom 3. Juni 
1859 Kap. I Nr. IB), bier zuweilen mit einer Grenze (z. B. nicht mehr als 
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drei Mal nach dem weimarischen Geſ. vom 29. Oktober 1840, Gebührentare 
8, v. Information der Sadıe), und in der Nechtsmittelinftanz zugebilligt, der- 
gejtalt jedoch, daß der Anwalt, welcher die Partei auch im erften Nechtszuge 
vertreten bat, in den höheren nicht mehr als die Hälfte fordern kann (baye- 
riihe Verordn. vom 21. Juni 1870, bezw. 22. Auguft 1873, bezw. 27. No: 
vember 1875 Art. 41 — württembergifche Verordn. vom 29. Januar 1869 
$. 21). 

Die Arrha gilt als Entihädigung für die Bemühungen des Anwalts bei 
Einziehung von Information. Es wird genügen, zur Starakterifirung dieſer 
Gebühr drei Geſetzgebungen anzuführen, deren Prozeßverfahren ein durdaus 
verjchiedenes ift. Nach der medlenburgijchen Verordnung vom 20. Juni 1840 
Nr. 5 jollen bei Feſtſtellung der Arrha im einzelnen Falle berückſichtigt werben: 
„die zur Information bei Webernahme einer Sache erforderlich gewejenen und 
nicht beſonders in Rechnung geitellten Bemühungen, die Erwägungen und Prü 
fungen, welche die Behandlung der Sache überhaupt, insbefondere aber die Ein- 
legung von Nechtsmitteln erfordern, diejenigen Beſprechungen, welche, weil fie 
nicht umfänglich geweſen find, nicht bejonders in Anſaß kommen, die Beför- 
derung der Vorträge an die Gerichte und der gerichtlichen Dekrete zur Infi- 
muation in: oder außerhalb des Wohnortes des Sachwalters, jowie jonftige 
fleine mündliche oder jchriftlice Bejorgungen; nicht minder die Kührung und 
Aufmachung der Advofatur-Nedinung, jowie endlich die Größe des Verlags in 
Rückſicht auf den dadurch entjtehenden Zinjenverluft. Das Honorar für Die 
eigentliche Korrefpondenz iſt bierin aber nicht mitbegriffen . . . .“ Faſt wört- 
lich übereinftimmend bezeichnen amdererjeits die bayerifche Verordnung von 
21. Iumi 1870 bezw. vom 22. Auguft 1873, bezw. 27. November 1875 
Art. 19 und die württembergifche Verordnung vom 29. Januar 1869 $. 19 
die Arrha „als Belohnung für alle Bemühungen des Anwalts vor Einleitung 
oder im Laufe eines Prozeffes, welche die Information oder den auf den Pro: 
zeß ich beziehenden schriftlichen oder mündlichen Verkehr mit der Partei oder 
dritten Perionen betreffen, insbefondere aud für die Vollmacht, für die Einficht 
von Hilfsakten, Urkunden und Nechnungsbüchern, für Führung der Handakten 
und dergleichen, jomweit nicht — bejondere Gebühren beftimmt find.“ 

Es ergiebt ſich aus dieſer Darftellung, daß die Arrha beftimmt it, den 
etwaigen Ausfall zu deden, der bei Berechnung der einzelnen Handlungen noth- 
wendiger Weile dadurch für den Anwalt entftehen muß, daß nicht jede Kleine 
Bemühung dejjelben in der Gebührentare ihre ausdrüdliche Erwähnung finden 
fonnte. 

Daß übrigens auch bei dem Bauſchſyſtem eine befondere Informations: 
gebühr vorkommt, ergiebt ſich aus der bremijchen Verordnung vom 24./27, Juni 
1864 (mad) dem Gef. vom 29. Juni 1872) $. 39 Nr. 1. 

Von denjenigen Gejebgebungen aber, welche anderen Syſtemen angehören, 
haben die Arrha als bejonders zu berechnende Gebühr aufgeftellt: die von Han— 
nover, Bayern, Sadjen, Württemberg, Seien, Medlenburg, Oldenburg, Braun: 
ſchweig, Sahjen-Meiningen, Anhalt, Lippe, Reuß ält. Yinie, Samburg und 
Lübeck (ſowohl bei den bejonderen Serichten, als bei dem Dber:Appellations: 
gericht). 

Nicht minder verſchieden als die einzelnen Syſteme an ſich find die Grund— 
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unter ſeſte Säbe beftehen (mie z. B. in Preußen nebit der Provinz Sannover, 
Bayern, Braunſchweig, Anhalt), mitunter fich die Säge innerhalb eines vom 
Geſetzgeber aufgeftellten Minimum und Maximum bewegen (Sachſen, Sadı: 
jen-Weimar, beide Medlenburg, Schwarzburg-Sondershauſen). Im einigen Ge- 
jetgebungen jind beide Grundfäge mit einander vereinigt, wie in Sadyjen: 
Meiningen, Sadjien-Altenburg, in beiven Neuß, in beiden Lippe und in Schwarz: 
burg-Rudolſtadt. Sofern feite Gebühren vorhanden find, fteht dem Richter eine 
Werthſchätzung der anwaltlichen Thätigkeit nicht zu; ſofern ſich diefelben aber 
innerhalb jener mehr oder minder weit gezogenen Grenzen bewegen, hat der 
Richter im Einzelfalle die Forderung des Nechtsbeiitandes zu prüfen. Was dieje 
Prüfing anlangt, jo finden fich wiederum einige objektive Anleitungen für die 
Bemeſſung der Belohnung, z. B. bei Terminen nad) der Zeitdauer ober bei 
Schriftfägen nad der Bogenzahl. Aber auch in diefen Fällen foll nach einigen 
Geſetzgebungen der innere Gehalt der Arbeit berüdjichtigt werden, dergeftalt, 
daß arümdliche Kürze den höheren Anja zuläffig macht und daß Anläge für 
offenbar ganz unnöthige Arbeiten und Sandlungen geitrichen, ſowie bei bloßen 
Wiederholungen und unnützen Weitläufigfeiten unter den Betrag nach der Bogen: 
zahl berabgefegt werden (Sachſen-Weimar, Geſetz vom 29. Oktober 1840 8. 6; 
Schwarzburg-Rudolſtadt, Gejep vom 25. März 1859 $. 25; Yippe, Geſetz vom 12. 
April 1859 8. 15. Vergl. auch medlenburgiiche Verordnungen vom 2. Februar 1702 
83. 1. bis IIl., V. und vom 20. Juli 1840 Nr. 3). Andere Geſetzgebungen dagegen 
laſſen ven Geldwertb ver in Frage jtehenden Angelegenheit oder deren Wichtigkeit für 
die Parteien in erjter Yinie und dann erit den Aufwand an Zeit, Mühe und 
Fleiß maßgebend fein (ſächſiſche revidirte Tarordnung für die Advofaten vom 
3. Juni 1859 $. 3), oder fie Stellen umgekehrt den Müheaufwand, die Zwed: 
mäßigkeit und den Gehalt einer Arbeit dem Werthbetrage des Gegenſtandes 
voran (Neuß ält. X., Verordnung vom 1. Februar 1853 $. 3). Aber aud) 
nad) diefen Gejegen iſt der Richter befugt und verpflichtet, Anfäge für unnöthige 
und vorausfichtlih unmüge, ſowie für ungebührlich ausgedehnte Arbeiten zu 
ſtreichen (Reuß ält. X, Verordnung vom 1. Februar 1853 $. 3, ſächſiſche vevi- 
dirte Tarordnung für die Advofaten vom 3. Juni 1859 $. 4). Ueberall aber, 
wo der Nichter die Gebühren nad Sägen innerhalb eines Minimum und Mari: 
mum feitzuftellen hat, kann er entjprechend aud die Gebühren erhöhen. Wäh 
vend nun in den vorgedachten Fällen das Objekt des Nechtitreits nur nebenher 
bei der Abſchätzung der anwaltlichen Thätigkeit in Betracht kommt, wird ver 
Werth des Prozefigegenitandes von einigen Gefeggebungen ganz unberüdfichtigt 
gelaſſen (anhaltiſche Tare IV. zu Titel XXII. der Prozeßordnung, Geſ-Samml. 
von 1864 Anlage A, ©. 52 ff. bejliihe Advokatur- und' Profuratur: Taroro- 
nung vom 28. Auguft 1810, Taxe des hamburger Obergerihts), von anderen 
Gebührenordnungen dagegen als alleiniger Maßſtab angenommen, jo daß nur, 
wenn nicht feite Sätze beftehen, noch andere Gefichtspunkte, wie Aufwand an 
Zeit und die ſonſt erörterten, nebenbei maßgebend jind. Es werden demgemäß 
von den einzelnen ®ebührenordnungen der legten Kategorie Werthsklaſſen auf: 
geſtellt, nach weldyen ſich die Gebührenjäge abftufen. Die Zahl der Werths— 
klaſſen iſt ſehr verjchieden, in Sannover 3. B. 11, in Bayern 6, Württemberg 
10, Dlvenburg 10, Braunjchweig 5 und 10, Sadjen: Meiningen 6, Xippe 
Detmold 11, übel 8, Bremen 5. Einige Gefeggebungen gelangen zu einer 
jo großen Zahl von Klaffen, daß es zwedmäßig erfchien, nicht die Werthsklaſſen 
jelbit, jondern das Prinzip ihrer Fyeftitellung im Gejegesterte zu beſtimmen. 
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Zum praftifchen Gebrauche jind dann Tabellen erforderlih. So erhält 5. B. 
in Preußen der Nechtsanmwalt gemäß $. 4 des Tarifs zum Hefe vom 12. Mai 
1851 (abgejehen von der dur das Geſetz vom 1. Mai 1875 feitgefegten Er: 
höhung aller Gebühren um cin Biertheil), wenn der Prozeß durch Kontuma— 
zialbeicheid, durch Agnitionsrejolut oder nach der Klagebeantwortung bezw. nad) 
der Einführung des Redytsmittels durch Entſagung oder Vergleich beendigt wird, 
a) von dem Betrage bis 50 Thlr. von jedem Thaler . . I Ger, 
h) von dem Mehrbetrage bis 150 Thlr. von je 10 Thlr. 7’. Sar., 
e) von dem Mehrbetrage bis 500 Thlr. von je 50 Thlr. 20 Sgr., 
d) von dem Mehrbetrage bis 1000 Thlr. von je 100 Ihlr. 20  Sar., 
e) von dem Mehrbetrage in eriter Inftanz von je 200 Thlr., in 
höherer Inftanz von je 500 Thle. . . 2 20 Ser. 
In Baden werden gemäß $. 3 der Verordnung von 20. November 1874 
nur zwei Hauptwerthsklaſſen unterjchieden, deren Grenze der Betrag von 350. % 
bildet. Innerhalb der eriten Klaſſe beiteht für Sadıen von 50 bis zu nicht 
vollen 75.% eine Mindeftgebühr von 19 . 4, welche ſich um je 1.4 mit jeden 
weiter binzufommenden 25 . 4 des Streitwerths erhöht. Innerhalb der zweiten 
Werthsklafie bewegt fih die Gebühr zwiiden 50.4 und 400 . Sie erhöht 
ſich von 50,4 an um je eine Mark, 
I, bei Streitwerthen von 350 , 4 bis zu nicht vollen 2000.47 mit 
jeden weiteren 50 ./, 
2. von 2000 bis zu nicht vollen 6 000, mit jeden weiteren 250 ,/, 
3. von 6.000 bis zu nicht vollen 40 000 , // mit jeden weiteren 500, //, 
4. von 40 000 . 4 am mit jeden weiteren 1000 ,# 
Ein ähnliches Syſtem findet ſich in Sadjen-Weimar nad) dem Weich vom 
14. April 1868. 


In einigen Gebührenordnnungen greifen für die verfchiedenen zum Anſatze 
fommenden Sandlungen nicht immer diefelben Werthsklaſſen Pla. Nach dem 
ichaumburg-lippeihen Publikandum, Novolatentare betreffend, vom 23. April 
1863 —  Xandesverordnungen Jahrg. 1863 ©. 353 — z. B. werden für 
Verhandlungstermine fünf Wertbsklaifen (bis 50 Ihlr., 50 Thlr. bis 100 Thlr., 
100 Thlr. bis 300 Thlr., 300 Thlr. bis 500 Ihle., 500 Ihr. und darüber), 
für alle anderen Termine nur drei Werthsklaſſen (bis 50 Thlr., 50 Thlr. bis 
300 Thlr., 300 Thlr. bis 500 Thlr.), für Schriftfäte zwei Werthsflajlen 
(300 Thlr. bis 500 Iblr., 500 Thlr. und darüber), für Konferenzen drei 
Werthsklaſſen (bis 50 Thlr., 50 Thlr. bis 300 Thlr., 300 Thlr. und darüber) 
aufgeſtellt. Aehnlich ift in Hamburg die Berechnung bei dem Sandelsgericht 
und bei den Amtsgerichten, 3. B. für das Amtsgericht Kitebiittel nach den 
Gebühren-Schragen vom 14 Februar 1868, für Die einzelnen Handlungen eine 
verichiedene. 


Am nächſten dem Werthsklaſſenſyſteme ftehen diejenigen Gebührenordnungen, 
welche eine Unterſcheidung machen, je nachdem die betreffende Handlung bei 
einen Einzelgericht oder einem Kollegialgerichte vorzunehmen iſt. Dieſe Unter: 
jcheidung gilt in Samburg, wo für jedes Gericht eine befondere Taxe beiteht. 
In SchwarzburgRudolitadt wird bei Deduktionsichriften für jeden vollgejchrie- 
benen Bogen beim Einzelgeribt 10 Sgr. bis 15 Sgr., beim Kollegialgericht 
20 Sgr. bis I Thlr. liqwidirt (Schwarzburg-Rudolſtadt, Gebührentare zum 
Gef. vom 25. Marz 1859 Wr. 6). 
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In denjenigen Bunbesftaaten, melde zu ber zweiten und britten Gruppe Unterſcheidungen in ben 
gehören, findet fi ohne Rückſicht darauf, ob Werthsklaſſen aufgeftellt find oder —— für Termine und 
nicht, bezüglich der Termine und Schriftfäge noch eine aus dem materiellen In- 7 
halt derjelben genommene Unterfcheidung, welche für die Liquidation von Ein: 
Muß it. So unterfcheidet die Advokatur- und Profuratur-Tarordnung vom 
23, Auguft 1810 für die heſſiſchen Provinzen Starkenburg und Oberheſſen 
A. Nr. 8 bis 15 acht Klaffen von Terminen, je nahdem dieſelben „materialia 
causae, einen einzelnen kurz andauernden gerichtlichen Aft, die Ablage eines 
Eides, den Empfang eines Lebens, die Einfiht von Akten, Konferenz mit dem 
Machtgeber, Vergleihsverhandlungen, oder perjönlihe Sollizitation mit Beför- 
derung der Sadje bei dem Directorio* betreffen. — Vergl. auch heſſiſche Ber: 
ordnung vom 1. Auguft 1863 Art. 2 — NRegierungsblatt S. 337. — 

Bezüglich der Schriftjäge dagegen wird in Selen nur der Unterjchied ge 
macht, ob fie das Deaterielle oder nur den äußeren Prozehgang zum Begenitand 
haben. Heſſiſche Verordnung vom 23. Auguſt 1810 A. Nr. 1 und 2—. Im 
der Regel entjcheidet jonst bei der Eintheilung der Termine und Schriftiäge das 
gleiche Prinzip. Es wird genügen, als Beifpiel das hannoverjche Geſetz vom 
8. November 1850 88. 46 bis 48, 18 bis 20, 44 und 45 hervorzuheben. 
Nach demjelben werden drei Gattungen von Schriftiägen und Terminen aufge: 
ftelt. Als Schriftjäge erjter Gattung gelten jowohl in der erjten wie in den 
folgenden Inftanzen die auf die Hauptſache ſich beziehenden Anträge (Rlage 
Vernehmlaffung, Replik, Beweisanträge), als Schriftſätze zweiter Gattung Die 
jenigen, welche, ohne zu den erfteren zu gehören, die Hauptſache bezielen, ſowie 
diejenigen, welde Nebenpunkte betreffen. Als Schriftjäge dritter Gattung find 
diejenigen anzufehen, welde die Natur der die Verhandlungen vorbereitenden 
oder beftimmenden Anträge nicht haben, insbefondere Schriftfäße, in welchen die 
Anjegung eines Zermins beantragt wird, Diefer Eintheilung der Schriftſätze 
entfpricht auch die Eintheilung der Termine in Termine eriter Gattung, in 
welchen fontradiftorifch zur Sauptiache verhandelt wird, Termine zweiter Gattung, 
in welchen zur Hauptſache, aber nicht kontradiktoriich oder über Nebenpunfte 
verhandelt wird, und Termine dritter Gattung, wozu insbejondere diejenigen 
gehören, in welden eine eigentliche Verhandlung nicht ftatthat, oder über rein 
prozeſſualiſche Nebenpunfte oder ohne Erfolg über einen Vergleich verhandelt wird. 
Ganz auf den gleichen $rundlagen, und nur in unweſentlichen Einzelnheiten ver- 
ſchieden, beruht die Eintheilung der Schriftjäge und Termine in Württemberg 
(Verordnung vom 29. Januar 1869 $$. 29 bis 31, 23 bis 26), in Sachſen— 
Meiningen (Geſetz vom 19. Juli 1862 bezw. 16. März 1875 Nr. 6 bis 8), 
in Lippe (Tarordnung vom 15. Juni 1864 B. 2). In Oldenburg und Yübed 
ift nur eine Zweitheilung von Schriftfägen und Terminen vorhanden, je nach— 
dem fie die Sauptjache betreffen, oder nicht (oldenburgiiches Gejeg vom 25. Juni 
1858 Artikel 8, 34, 35; Lübedifches Gejep vom 26. Dftober 1863 $$. 12, 32 
und 33). Den betreffenden Prozehgrundfägen entjprechend findet ſich endlich in 
Braunſchweig nur eine Unterjceidung der Termine vor, je nachdem fie fih auf 
„merita causae“* beziehen oder nicht (Anlage zu $. 402 der E.:P.:D. vom 
19. März 150, Taxordnung Nr. 16, 17). 

Diefe Eintheilung von Schriftjägen und Terminen iſt entweder eine allge: 
meine, fo daß die Tare derjelben in den verſchiedenen Prozeßarten diejelbe bleibt, 
oder fie verändert fi wieder mit den legteren. In ähnlicher Weiſe tritt aud) 


in anderen Staaten, in welden eine befondere Tarirung von Schriftfägen und 
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Terminen nicht vorgefchrieben ift, ein Unterfchieb der Gebührenberechnung je nad 
der Prozeßart ein. Ganz durchgeführt ift diefer Unterfchied in den Gebühren: 
ordnungen von Sachſen-Altenburg (Befeg vom 22. Mai 1841) und Neuß jün- 
gerer Linie (Verordnung vom 15. Dezember 1855), nad) denen die Tare eine 
verjchiedene ift, je nachdem die Sache im Ordinarprozeß, im Wechſel- und Ere: 
futivprozeß, im Konfursprogeß, im unbeitimmten jummariichen Prozeh, oder im 
Rechnungs: und Inhibitivprozeß verhandelt wird. Im anderen Gebührenord: 
nungen iſt diefer Unterfchied nur infoweit durchgeführt, als einzelne Prozeh: 
arten von den generellen Worfchriften ausgenommen werden. Dies gilt nament: 
lich von den Bagatelljahen (Preußen nebft Hannover, Baden, Sachſen-Mei— 
ningen, Anhalt, Schwarzburg-Rudolftadt, Lippe-Detmold), ſowie von Wechfel: 
und Exekutivſachen (Baden, Braunſchweig), endlich von denjenigen, welche durch 
Mandat oder im Mahnverfahren erledigt werden (Preußen mit Hannover, 
Braunfchweig). 

Es erübrigt endlich noch die Erörterung darüber, inwieweit bie Verſchieden— 
beit der Inftanzen auf die Gebühren der Nechtsanwälte einen Einfluß äußert. 
Auch bei Entſcheidung diefer Frage gehen die Gebührenorbnungen ſelbſt ber: 
jenigen Staaten, welche derjelben Gruppe angehören, auseinander. 

In denjenigen Staaten, in melden die Gebühren je für die einzelnen 
Handlungen des Anwalts berechnet werden, wie in Sadhjen: Altenburg, Reuß 
jüngerer Linie, Schwarzburg:Sondershaufen, läßt es fich jchon wegen der durch 
die betreffenden Imftanzen bedingten Eigenart einzelner Prozeßhandlungen 
nicht fofort erfennen, ob die Abfiht dahin ging, daß die Gebühren in den 
höheren Inftanzen ſich im Ergebniffe höher ober niedriger als die in den unteren 
Inftanzen geftalten. Diejenigen Gebührenordnungen ferner, welche die Tare 
hauptſächlich auf die Verfchiedenheit der Termine und Scriftfäße nad ihrem 
Inhalte gründen, erwähnen die höheren Inftanzen entweder überhaupt nicht, 
oder fie ftellen die Inftanzen ausdrücklich gleich, wie dies in Württemberg und 
in Sachen: Meiningen beftimmt ift. Cine theilmeife Erhöhung der Anwalts 
gebühren in der Appellinftanz findet in den Gebieten des franzöfiichen Rechts 
ftatt, ſoweit die franzöfifchen ZTarifbeitimmungen (1. Dekret Art. 147 und 3. De: 
fret vom 16. Februar 1807) in Geltung geblieben find. 

Nah dem preußiiden Geſetze vom 12. Mai 1851 find die Gebühren in 
Saden bis zu 1000 Thlr. in den beiden eriten Inftanzen vollitändig gleich. 
Ueber diefe Grenze hinaus werden die Gebühren in der höheren Inftanz ge: 
tinger. In der dritten Inſtanz erhöhen ſich die Gebührenfäge der vorhergehen: 
den zweiten Inſtanz nur um ganz geringfügige Beträge, welche lediglich ben 
Zweck haben, die Summen abzurunden. Thatſächlich ift aber die Vergütung 
für die dritte Inftanz deswegen niedriger, weil es nad) dem beftehenden Prozeh: 
verfahren in dieſer faft niemals zu einer Beweisaufnahme kommen kann, für 
eine jolche aber in den unteren Inſtanzen noch befondere Gebühren erhoben 
werben. 

In Bayern gilt zwar die Regel, daß die Gebühren der zweiten Inſtanz 
denen der erften gleichftehen. Won dieſer Negel find jedoch viele Ausnahmen 
gemacht, indem fich in ber zweiten Inftanz die Sätze für die Anfertigung mo: 
tivirter Anträge, für die Hinterlegung von Anträgen, für die mündliche Nechts- 
vertheidigung u. j. w. fteigern — vergl. Veroron. vom 21. Juni 1870, bezw. 
22. Auguft 1873, bezw. 27. November 1875 $8. 42, 22, 43, 26, 44, 27 —, 
in ber dritten Inftanz wird ferner das Syſtem der Werthsklaſſen verlaffen und 


115 M 6. 


nur unterſchieden, von weldhem Gericht die Sache an bie dritte Inftanz gelangt, 
eine Regelung, welche für eine große Zahl der Fälle die Vergütung des An. 
walts in britter Inſtanz geringer, als in den Vorinftanzen geftaltet. 

In Baden tritt eine Erhöhung der Gebühren in den oberen Inftanzen 
nur bei den Saden bis zu 350 .# ein. Enblich ift noch hervorzuheben, daß, 
wenn in einzelnen Staaten die Einzelgebühren fich erhöhen, falls eine Handlung 
vor einer Dberbehörde (3. B. in Neuß älterer Linie rücjichtlich der Termine) 
oder vor einem Kollegialgerichte (3. B. Schwarzburg:Rudolftadt ebenfalls mit 
Bezug auf Termine) vorgenommen wird, dieſes in manchen Fällen zu einer 
Steigerung ber Gebühren in den höheren Inſtanzen führt. 
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Anlage C. Tabellarifche 


der Gebühren des Entwurfs mit denen 








| 








E = 28 = 28 oa > 
? e |32|8 | 85, [8 
nn = = © > Sm m mR'Z 
= 8 32 | 8. 1133131725 
P » — 2 we ur 
R-2 = = B an 8: 287 Es 
= — * — * * sE < 3 2525 
= 5 = 5. ei ber FRE 
2 12] ren; un “= E0 Pr ne = = 
< SE = SE ER es | „E82 
w ” un 
Nr. Werthflaffe. 3 = EEE E — 5 25 8 A885 
= * — * = ea 52 s % = 28 
= ẽ * Fr un 2 Sen BEN 
= S = * * 55 ug 25 52.8 
= | 8 |3 = 1 5 sy | 8 | „88 | 8752 
— 4 = = = 8 a S28 BE | 
z 2 pe 22 = nm = S« 
7 = 8 Er = =:5 BE on Z,öx 
2) * * * 2 = 12) 2 azE 
M M. H. yGt HM. p6t, HM. fl. M M. 


— 
— 
= 
> 
* 
-ı 
* 
— 
— 
























1. bis 20 10 1 2 2 |! 1% 3 1 1 
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3, c0— 120 90 4, 4 4,4 2,00 6 3,80 3,85 
4. 120— 200 160 T,so 7 4,33 4, 10,50 7,20 6,50 
5. 200 — 300 250 11 10 4 6 15 10 9as 
6. 300 - 450 375 15 14 3,13 8,00 21 13,80 13,80 
7. 450-650 550 20 19 3,1 11,40 28,50 18,90 18,83 
8. 650 900 775 26 24 3,10 14,0 | 36 23,90 29,30 
9. 900—1 200 1050 32 28 2,66 16,50 42 25,70 26,95 
10. 1200—1 600 1 400 38 32 2,28 19,90 48 33,20 32,83 
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Zufammenftelluug 


des preußifchen Tarife vom 12. Mai 1851. 


1. Mai 1875. 
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Anlage D. 


Ueberſicht 


des 


beſtehenden Rechtszuſtandes bezüglich der Anwaltsgebühren 
in Konkursſachen. 


Ebenſo wie die Normirung der Gerichtsgebühren im Konlurſe, ſind auch die 


bührentare mit der Geſtaltung Grundſätze, nach denen die Gebühren der Anwälte im Konkurſe berechnet werben, 


des Konkursberfahrens. 


Anwendung der Gebühren 
des gewöhnlichen Prozeſſes 
auf dad Konfuröverfabren, 


Beiondere Gebühren für 
dad Konkursverfahren 


von der Geftaltung abhängig, welche in den einzelnen Bundesſtaaten das Kon: 
fursverfahren jelbit gefunden hat. Es findet fi daher im Allgemeinen eine 
Uebereinftimmung der Grundfäge in Betreff ber Gerichtsgebühren mit denen in 
Vetreff der Anwaltsgebühren im Konkurfe, jo daß hier auf die Darftellung des 
Rechtszuftandes, wie fie in den Motiven des Gerichtsfoftengejeßes (Druckſachen 
des Reichstages, 3. Leg.: Per. Il. Seffion 1878 Nr. 76 ©. 68 ff.) gegeben 
worden iſt, Bezug genommen werden darf. Doc ift die Webereinftimmung feine 
vollftändige. Während 3. B. in den Gebieten des franzöfifchen Rechts befondere 
Grundfäge für die Gerichtsfoften im Konkurs aufgeftellt find, fehlt es für bie 
Bemeffung der Anwaltsgebühren überhaupt an jeder Vorſchrift. Der Grund biefer 
Erſcheinung ift darin zu fuchen, daß das Konkursverfahren des franzöfifchen 
Rechts auf die Vertretung der Betheiligten durch Anwälte feine Rüdfiht nimmt. 
Bedient fi eine Partei zu ihrer Vertretung im Konkurs eines Anwalts, fo 
nimmt diefer nur bie Stelle eines Privatmandatars ein, für deſſen Thätigkeit 
eine gejegliche Taxe nicht befteht. Die Belohnung eines folden Vertreters unter 
liegt daher entweber ber freien Vereinbarung ober einer Schätzung durch das 
Konkursgericht, welches an fefte Normen nicht gebunden ift. 

Einzelne Staaten heben die Anmwaltsgebühren im Konkurs überhaupt nicht 
befonders hervor. Dies ift namentlich in denjenigen Bundesitaaten ber Fall, in 
welden das Konfursverfahren ſich weientlich in den Formen des Civilprozefjes 
bewegt, jo daß die Anmälte im Konkursprozeſſe diefelben Gebühren erheben, die 
ihnen in den gewöhnlichen Prozeſſen zuftehen. Zu diefer Gruppe gehören vor: 
zugsweife bie Staaten, in melden das gemeine Recht gilt. Im diefen werben 
die Anwaltsgebühren im Konkurſe den oben bei Beſprechung der bürgerlichen 
Rechtsftreitigkeiten auseinandergefegten Grundfägen gemäß beredinet. Wo aljo 
in diefer Gruppe das Syitem der Einzelgebühren überhaupt Anwendung findet, 
gilt dafjelbe auch im Konkurſe. 

Andere Bunbesftaaten haben zwar für die Anwaltsgebühren im Konkurs: 
prozefje bejondere, von den für den gewöhnlichen Prozeß geltenden abweichende 
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Beitimmungen getroffen; allein dieſe Abmeichungen bilden keineswegs ein anderes 
Gebührenſyſtem, fondern betreffen nur den Betrag der Gebühren. So enthält 
das fachlensaltenburgiiche Gefeg vom 22. Mai 1841 — deilen Tare von Reuf 
j. 2. wörtlich übernommen ift — in Abſchnitt III. Nr. 581 bis 505 die beion- 
deren Borjchriften für die Anmaltsgebühren im Konkursprozeſſe, ohne jedoch hier: 
bei von dem ſonſtigen Prinzipe der Einzelberehnung abzumweichen. In den Zaren 
anderer Staaten wird die KHonorirung der im Konkurfe vorfommenden befonderen 
Handlungen des Anwalts, wie die Wahrnehmung von Liquidations:, Profeffions;, 
Lizitations: und Diftributionsterminen in der allgemeinen Tare für bürgerliche 
Nechtsftreitigkeiten geregelt; jo 3. B. von Neuß ä. 2. in dem Geſetz vom 1. Fe— 
bruar 1853 und von Lippe in der Verordnung vom 15. Juni 1864. Was diejenigen 
Taxordnungen anlangt, welche verichiedene Arten von Terminen und Schriftfägen 
untericheiden, fo rechnet das hannoverſche Geje vom 8. November 1850 88. 40 
und 20 die im Konfurfe vorkommenden Schriftfäge und Termine zur dritten 
Gattung; Oldenburg (Gel. vom 28. Juni 1858 Art. 34 $. 3, Art. 35 8. 3), 
Meiningen (Gef. vom 19. Juli 1862 bezw. 16. März 1875, Tare sub 7, Ilm,, 
12) und Lübeck (Belanntmahung vom 26. Dftober 1863 Art. 33 Abi. 2) 
dagegen zur zweiten Gattung. Daneben finden fich noch zuweilen befondere 
Taren für die erfolgte Anmeldung der Forderung im Konkurſe (Oldenburg, 
Taxe Biffer 84; Lübeck, Tare Ziffer 33). 

Zu denjenigen Geſetzgebungen, welche ein eigenthümliches Syſtem der An: 
waltsgebühren im Konkurs aufgeftellt haben, bilden diejenigen ben Ucbergang, 
in welchen die Konfursgebühren der Anwälte fih aus den Gebühren zufammen: 
fegen, welche für die verjchiedenen Prozebarten und für einzelne Sandlungen in 
der allgemeinen Taxordnung aufgeftellt find. So it in Preußen ein beſon— 
deres Geſetz, betreffend die Anmwaltsgebühren in Konkurſen, nicht ergangen; auf 
Grund der Vorfchriften des Bejeges und Tarifs vom 12. Mai 1851 beitimmt 
ein Refcript des Juftizminifters vom 20. Mai 1857 (IM. Bl. ©. 198), 
daß der Anwalt erhält: 

a) in allen beim Konfursverfahren entftehenden Prozeſſen, melde die 
Feitftellung der ftreitigen Liquidate, die Nichtigkeitserflärung des 
Akkordes oder die Erledigung der Einwendungen gegen den Theilungs— 
plan in Betreff der angelegten Spezialmafjen zum Gegenftande haben 
und im ordentlichen Verfahren zu erledigen find, die für den orbent: 
lichen Prozeß geltenden Gebühren; | 

b) bei den beſonderen im Konkurſe verfallenden Prozeffen — Wiederauf- 
bebung des Konkurſes, andermweite Beſtimmung des Tages der Zahlungs: 
einftellung, Akkordverfahren — die ermäßigten Baufchgebühren, welche 
für die befonderen Prozeßarten in $. 8 des allg. Tarifs aufgeltellt find; 

e) für alle jonftigen im Konkursverfahren für die Konfursgläubiger zu 
beforgenden Befchäfte einichließlicy der Liquidationsberichte und Wahr: 
nehmung ber Prüfungstermine, die Einzelgebühren des Tarifs nad) 
Maßgabe der $$. 12 bis 20. 

Diefe Grundfäge des Geſetzes und Tarifs vom 12. Mai 1851 find mit 
geringen Abänderungen auf die neuen preußiichen Provinzen, mit Ausnahme 
von Hannover, dur die Verordnungen vom 30. Auguft 1867 (Gei.:Samml. 
©. 1369 ff., 1385 ff., 1399 ff.) ausgedehnt worden. 

Aehnlich ift die Berehnung in Württemberg nad der Verordnung von 
29. Januar 1869 98.36 und 38, nur dak für die Liquidation der Forderung 


Preußen. 


MWürttembera, 


Bapern. 


Sachſen. 
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und die damit verbundenen Geſchäfte eine Quote der Prozeßarrha nach den 
verſchiedenen Werthöflafien — alſo gewiſſermaßen ein Bauſchquantum — er: 
hoben wird, 

Endlich müſſen die Geſetzgebungen von Bayern und Sachſen erwähnt 
werden, welche für die Anmwaltsgebühren im Konkurs ein eigenthümliches Syftem 
aufgeftellt haben. 

Nah den Norjchriften des fiebenten Abſchnittes der bayerifchen Advolatur— 
nebührenorpnung vom 25. uni 1870 (I.:M.:Bl. ©. 326 ff.), bezw. 
22. Auguft 1873 (Reg.Bl. ©. 1345 ff.), bezw. 27. November 1875 (Gef.: und 
Verordn.:Bl. S. 700 fi.) werden Gebühren für die einzelnen Sandlungen des 
Anwalts im Gantverfahren (Anmeldung der Forderung, Einfihtnahme von dem 
Vertheilungsplan, Geſuche verichiedener Art) berechnet und zu dieſen tritt ſodann 
für die gefammte Vertretung oder Verbeiftandung eines Betheiligten bei Gläu— 
bigerverfammlungen und fonftigen Verhandlungstagfahrten eine einzige feſte 
Gebühr hinzu. Eigenthümlich aber ift es, daß, während in dem gewöhnlichen 
Prozekverfahren Wertböflafien aufgeftellt werben, die Gebühren im Gant— 
verfahren zum Theil ganz ohne Nüdfiht auf die Höhe der Forderung, ber 
Dividende oder der Aktivmaſſe in allen Fällen gleich zum Anfag kommen. So 
beträgt die Gebühr für die fchriftliche oder mündliche Anmeldung einer For: 
derung einfchließlich der Einfiht der Alten des Gantverfahrens fünf Mark, in 
Sachen über 900,4 10 (Art. 78) und die Gebühr für Vertretung oder 
Verbeiitandung bei Hläubigerverfammlungen und fonftigen Berhandlungstag- 
fahrten, wie bei der Verhandlung vor dem Kommiffar ftets vier Mark. Cs 
darf jedoch diefe Gebühr, wenn der Advokat mehrere Perfonen, welche nicht zu: 
ſammen eine Partei bilden, vertritt, für jede Perfon befonders angerechnet 
werden (Art. 82). 

Im Königreich Sachſen werden nad der Taxorduung für das Konkurs: 
verfahren vom 8. Juli 1868 (Gef: und Verordn. Bl. S. 468 ff.) entiprechend 
den Eigenthümlichleiten des Konfursverfahrens, wie für die Gerichtsfoften, fo 
auch für die Anmwaltsgebühren Bauſchſätze aufgeftellt. Diejelben werden für die 
gefammte abvofatorische Thätigkeit bei Anmeldung einer Forderung zur Befrie— 
digung, einſchließlich aller Streitigkeiten erfter Instanz, bis zur Erhebung ber 
Gelder in ſechs Werthsflaffen berechnet, und zwar 

a) bei einem Betrag* bis zu 50 Thlr. von jedem Thlr. — 1 Nar.; 

b; hierzu bei einem Mehrbetrag über 50 Thlr. bis zu 150 Thle — 

noch 15 Nor. — von jeden vollen 20 Thlen.; 

e) bierzu bei einem Mehrbetrag über 150 Thlr. bis zu 500 Thlr. noch 

— 20 Nur. — von jeden vollen 50 Thlen.; 

d) hierzu bei einem Mehrbetrag über 500 Thlr. bis zu 1000 Thlr. 

noch — 20 War. von jeden vollen 100 Thlrn.; 

e) bierzu bei einem Mehrbetrag über 1000 Thlr. bis zu 10000 Thlr. 

noh — 20 Nar. — von jeden vollen 200 Thlrn. ; 

N) hierzu bei jedem weiteren Mehrbetrage noch — 20 Nar. — von jeden 

vollen 500 Ihlen. 

Tritt eine Beweisführung ein oder wird ein Nechtsmittel im Laufe des 
Konkursverfahrens eingelegt, ſo greifen die gewöhnlichen Gebühren mie im 
Prozeffe Platz. Wird der Konkurs vor dem Verbörstermine durch Vergleich 
oder aus einem anderen Grunde beenbigt, jo bat das Gericht nach freiem Er: 
mefjen zu beitimmen, ob dem Anmwalte die volle Gebühr oder nur ein Theil 
derjelben gewährt werben joll. 
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Leberfict 


des 


beitehenden Rechtszuſtandes bezüglich der Anwaltsgebühren 
in Strafſachen. 


Heuserit mannigfaltig ift auch das in den Bundesitaaten geltende Recht in Be- 
treff der Anwaltsgebühren im Strafverfahren. Diefelben jind in allen Bundes: 
ftaaten aejeglich geregelt; nur in Sachſen-Koburg-Gotha beiteht jeit der Anmalts: 
ordnung vom 2. Juni 1862 (Gemeinſchaftliche Gejegfammlung Nr. 108) aud) 
in Strafiahen für die Rechtsanwälte eine Taxe nicht mehr. In der Regel find 
in den Gebührenbeitimmungen die für den Anſatz der Gerichtsgebühren maß— 
gebenden Grundſätze befolgt; jedoch zeigen ich vielfach Abweichungen. Während 
4. B. in Württemberg in Straffachen feine ®erichtsgebühren erhoben werden, 
wird den Mertheidigern ihre Miühewaltung für einzelne wichtige Handlungen 
vergütet. Es kann auch bier nicht der Verſuch gemacht werden, eine vollitän- 
dige Zufammenftellung der einjchlagenden geieglihen Beltimmungen zu geben- 
Eine für den vorliegenden Zwed ausreichende Ueberſicht wird durch eine Grup— 
pirung der Syſteme mit Servorbebung der hauptſächlichſten Eigenthümlichkeiten 
gewonnen werden können. 

Dabei jcheint es zwedmäßig, vorab die Webiete des franzöfiihen Rechts 
auszjufondern. Bier tritt nämlich in Strafladhen die Trennung zwijchen Advo’ 
fatur und Anwaltichaft, wenn auch weniger beveutend als in Eivilfachen, hervor, 
Die Vertretung durch einen Anwalt (avoue) ift in Strafſachen in der Regel 
nur dem Verletzten gaeitattet, welcher ſich als Givilpartei dem öffentlichen Ver: 
fahren anfchließt; der Beichuldigte kann fih, von Polizeiſtrafſachen abgejehen, 
nur in folchen Verachensfällen vertreten laſſen, in welchen es jich nicht um eine 
Sreiheitsitrafe handelt — Art. 185 Code d’instr. — Die Gebühren für den 
Anwalt werden in Rheinpreußen und in Elſaß-Lothringen nad dum bei Eivil- 
prozefien für ſummariſche Sachen geltenden Sonorar — TDelr. vom 16. Fe— 
bruar 1807 Art. 67, 147 — vom @erichte feitgefegt. In Rheinheiien dagegen 
wird nach Art. 13 der Verordnung vom 25. September 1857 (Reg.:Bl. Nr. 29 
vom J. Dftober 1857), bezw. $. 9 der Verordnung vom 15 Dezember 1874 
(Reg.Vl. Nr. 62 vom 24. Dezember 1874) dem für eine Civilpartei auftretenden 
„Anwalt“ eine Bauſchgebühr gewährt, welche aus zwei Stufen innerhalb eines 
Minimum und Marimum beſteht, je nachdem die Sache vor dem Bezirksgerichte einer: 
feits, oder dem Schwurgerichte, Obergerichte, Nafjations- und Revifionshofe anderer: 
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Verichiedenartigfeit der 
Gebührenbeitimmungen des 
Strafverfahrene. 


Gebiet des franzöſiſchen 
Rechte. 


Gruppirung der übrigen 


Epjteme. 


Gruppe 1. 
Einzelgebühren 
Handlungen. 


für 


all 


* 
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ſeits verhandelt wird. Bezüglich des Honorars der Advokaten (advocats) finden ſich 
— ausgenommen in Rheinheifen für Dffizialvertheidigungen — in den vorge: 
dachten Ländern des franzöfiichen Rechts, feine beionderen Zaren, es find 
überhaupt die Advokaten bei dem Entgeld für ihre Mühewaltung an feine andere 
Anordnung gebunden, als daß fie im Voraus feine Verträge mit ihrem Klienten 
eingehen dürfen — Dekret vom 14. Dezember 1810, Art. 36. — Können fie 
fich jpäter mit ihrem Klienten nicht einigen, jo jegt auch für fie das Bericht, 
wie bei den Anwälten die Gebühren nach den in bürgerlichen Rechtsitreitigfeiten 
für die Vertretung jummariicher Saden geltenden Grundfägen feit — vergl. 
Verlet, tude sur les frais de police eriminelle. Paris 1872 — p. 1 sqq. 

In Nheinhefien dagegen wird für die Dffizial-Vertheidigung eines Beichul: 
digten eine Gelammtgebühr innerhalb eines Minimum und Marimum gewährt, 
die einerjeits bei dem Schwurgerichte höher ift, als bei dem Bezirks: und Ober: 
aeriht und andererjeits von dem Gerichte jelbit nach der Wichtigkeit der Sadıe 
und der Dauer der Verhandlung bemeijen wird (Art. 9 der Nerordnung vom 
4. März 1842, Art. 1 der Verordnung vom 14. November 1854 und $$ 10, 
11 der Verordnung vom 15. Dezember 1874). 

Die in den anderen ®efegaebungen für die Sonorirung der Nechtsanmälte 
als Rertheidiger geltenden Grundſätze laſſen ich in vier Gruppen zuſammen— 
faffen, welche den Spitemen der @erichtsfoften in Strafiadhen (vergl. Motive 
zum @erichtstoftengeieg, Drudiadhen des D. Reichstages, 3. Leg.Per. 11. Seſſ. 
1878 Nr. 76 ©. 83 ff.) annähernd entiprechen. 

In der erften Gruppe werden die Bertheidigergebühren vollfommen analog 
den Gerichtsfoften und den Anmaltsgebühren in bürgerlichen Hechtsitreitigfeiten 
in der Weife berechnet, daß jede einzelne Thätigkeit des Rechtsbeijtandes (Akten: 
einficht, Briefmechiel, Wahrnehmung eines Termins u. j. mw.) in Anſatz kommt. 
Es beiteht ein ausführlicher Tarif, welcher die Taxe mit einem weiten Spiel: 
raum innerhalb eines Mindeit: und Höchſtbetrags aufitellt. Die Bundesſtaaten, 
welche fich diefem Syitem anſchließen, find: 

Königreih Sachſen (Taxordnung in Straffahen vom 6. September 
1856, Kapitel V. $. 46 ff.; Geſ. u. Verorbn.-Blatt S. 291); 
Großherzogthum Sadhjen (Strafprozeh:Ordnung nebit Gebühren: 

tare und Geſ. vom 9. Dezember 1854; Neg.-Bl. S. 365); 

Medlenburg:Strelig (wichtig find nur von den zahlreichen Erlaſſen: 
die Verordnungen vom 20. Juli 1840, vom 11. Mai 1858 und vom 
12. Juli 1875 — legtere mit Medlend.- Schwerin gemeinfam —); 

Sachſen-Altenburg (Strafprogeß:Ordnung und die Gebührentare in 
Strafiahen vom 27. Februar 1854); 

Anhalt (die Gebührentare für die Verhandlungen in Strafiahen vom 
28. Mai 1850 — Geſ.Samml. Bd. I. S. 153 ff. — und abän- 
dernde V. vom 30. Dezember 1870 — Geſ.Samml. Br. V. ©. 
1663 ff. ); 

Schwarzburg-Rudolſtadt (Ge. vom 24. November 1854 — Geſ. 
Samml. ©. 241 ff.); 

Schwarzburg:Sondershauien (Bei. vom 10. Degember 1854 — 
Bei.:Samml. ©. 303 ff. — ); 

Reuß ält. Yin. (Bebührentare für die Verhandlungen in Straffachen 
zur St.P.-O. vom 12. September 1868, Abſchn. V. 88. 21 bis 
30 — Geſ.Samml. S. 511 ff. — ); 
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Reuß jüng. Lin. (Gebührentare für die Verhandlungen in Straf: 
fahen zur Str.:P.:D. vom 78. April 1863, Abichn. V. 66. 21 
bis 30 — Bei.:Samml. S. 488 ff. —). 

Bei Feſtſetzung der Gebühren find die Gerichte ermächtigt, jei es überhaupt 
die Forderung für unnütze Schreibereien einfach abzufegen (Medlenburg), ſei es 
für ſolche Sandlungen insbefondere, welche wegen kulpoſer Verſäumniß des 
Sahmalters nicht zu berüdfichtigen find, ebenſo für unftatthafte Anträge und 
für frivole Rechtsmittel Gebühren und Verläge zu jtreichen, sofern nicht etwa 
vorwaltende bejondere Umstände dem Sahmalter zur Entihuldigung gereichen 
und den Vorbehalt der Koſten rechtfertigen (thüringiſche Staaten). 

In der zweiten Gruppe werben einzelne wichtige Sandlungen der anwalt: _ Gruppe . 
lichen Thätigkeit herausgenriffen und berechnet, ohne daß der mündlichen Ver: ———— ser 

auf Die wichtigeren Hand» 
handlung eine bejonders hervorragende Bedeutung in der Taxe zu Theil wird. (ungen. 
Die jo bervorgehobene Thätigkeit befteht 3. B. in der Information bei Leber: 
nahme der Sache, in der Anfertigung von Schriftfägen, in der Wahrnehmung 
von Terminen, Beichwerbeführung u. j. w. Zu diefer Gruppe gehören vor: 
zugsmeife: 
Württemberg (Strafprozekordnung vom 17. April 1868 Art. 217, 
450; Ral. Verordnung vom 29. Januar 1869, betr. die Gebühren 
der Rechtsanwälte in gerichtlichen Angelegenheiten $. 48 ff., Reg Bl. 
E. 79; Kal. Verordn. vom 30. April 1875, betr. einige Ab: 
änderungen der Kal. Verordn. vom 29. Januar 1869 über die 
Gebühren der Rechtsanwälte in gerichtlichen Angelegenheiten 8. 7 ff. 
— NegBl. :S. 336 —); 
Lippe (Rev. Tax. Ordn. vom 15. Juni 1864) 
und, wenn auch nur zum Theil, 
Baden (Verordn. vom 20. November 1874 — Bei. und B.:Bl. 
Rr. LI. —). 

Die dritte Gruppe unterfcheidet ſich von ber eben erörterten nur dadurch, Gruppe III. 
daß die Thätigkeit des Rechtsanwalts in der für die Wertheidigung beitimmten Kinzelgebühren mit vorguge- 
mündlichen Verhandlung noch bejonders ausgezeichnet und berechnet wird. Die ee ea 

mündlichen Verhandlung. 
Honorirung für die legtere bewegt fich zwifchen einem Höchſt- und Mindeitbetrage; 
für die übrigen Handlungen beftehen feite Sätze. 

Zu diefer Gruppe gehören: 

Medlenburg: Schwerin (Verordn. vom 8. Januar 1839, vom 
20, Zuli 1840, vom 11. Mai 1858 und vom 12. Juli 1875); 

Oldenburg (Bei. betr. die Gebühren in bürgerlichen Rechts: und 
Strafiahen vom 28. Juni 1858 — Geſ.Bl. ©. 303. —); 

Heſſen, mit Ausnahme von Rheinbeifen (Advolatur: und Profurator: 
Tax-Ordnung vom 23. Auguit 1810; V. die Advolaturgebühren 
in den Provinzen Starfenburg und Oberheſſen, betr. vom 1. Auguit 
1863 — Reg.Bl. Nr. 27 vom 19. Auguft 1863; abgeändert 
durh die V. vom 24. Februar 1873 — Reg.Bl. Ar. 7 vom 
5. März 1873 —); 

Lübeck (Geſ., die Gerichtsgebühren und die Gebühren der Advofaten 
betr. vom 26. DOftober 1863 und Bel. vom 1. Februar 1875); 

Bremen (Dbrigfeitl. Bel. vom 26. Dezember 1870 — BV.-Bl. 
©. 275. — und Gei., die binfichtl. des gerichtl. Verfahrens in 
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Folge der Müngreform erforderlichen Menderungen von Befegen, betr. 
vom 29. Juni 1872 - V.Bl. ©. 135 ff. —); 
Samburg (Bel., betr. die Taxordn. in Straffadhen vom 24. Januar 
1873 — Gei.:Samml. I. Abth. Nr. 3 —). 
Gruppe IV. Die vierte Gruppe bilden die Gebührenordnungen des Bauſchgebührenſyſtems. 
Baufchgebühren. Diefes Syſtem geftattet auch bier nicht die Durchführung bis zur Ausſchließung 
jeder Einzelgebühr. Innerhalb der von einem Rechtsanwalte geführten Verthei— 
digumg des Beichuldigten in einer Inſtanz dürfen zwar neben dem Baufch: 
quantum nicht noch einzelne Sandlungen befonders berechnet werben. Sofern 
dagegen der Rechtsanwalt mur nach einer einzelnen Richtung thätig ift, 3. B. 
nur eine Beichwerbeichrift oder ein Reſtitutionsgeſuch anfertigt, beſtehen Gebühren 
für dieſe einzelnen Sandlungen und zwar entweder fefte Säße oder relative, nad 
Mindeit- und sHöchitbetran begrenzte Sätze. Solchem Cinzeltarife gewährt 
Waldeck einen aröferen Raum als Preußen und Braunichweig, während Baben 
neben den feſten Sägen für einzelne Haupthandlungen eine Bauſchgebühr für 
gewiſſe Stadien des Verfahrens (ertheidigung bis zur Verfündigung des 
Urtheils, Durchführung von Nechtsmitteln) fennt. 
Die hierher nehörigen Staaten find: 
Preußen (für die alten Provinzen: Geſ. vom 3. Mai 1853 — Bei. 
Samml. S. 178 — für die neuen Provinzen: V. vom 30. Auguft 
1867 - Gel. vom I. Mai 1875 —); 
Braunihmweig (Sportel- und Tarordnung in Strafjahen als An- 
bang zur Str.:Pr.-D. vom 21. Oktober 1858 — Gef. und Verordn. 
Samml. S. 379 ff. — Geſ., Veränderung der Rompet. der Gerichte 
und des Nerfahrens in Straffadhen betr. vom 22. Dezember 1870 
— ef. und Verordn. Samml. ©. 678 ff. —); 
Walded:- Pyrmont (Gef. vom 24. Dezember 1857 über die Gebühren 
der Rechtsanwälte in Strafiahen — NReg.:Bl. von 1858 S. 1 — 
Bei. vom 1. September 1875 — Reg.:Bl. ©. 76 — ); 
Sachſen-Meiningen (Geſ. vom 30. Mai 1856 einige Abänderungen 
und Zuſätze zur Str.Pr.:D. enthaltend — Samml. Landesherrl. 
V. ©. 335. — 8. 32; Gef. vom 19. Auli 1862, die Gebühren 
der NRechtsanmwälte betr. — Samml. landesherrl. V. S. 145 ff. — 
mit dem abändernden Geſ. vom 16. Mär; 1875 — Samml. 
- landesherrl. V. S. 131 ff. 
Baden — vergl. oben zu I, — 
Diefer Gruppe iſt endlich auc Bayern zuzuzäblen, wo nur Eine Gebühr 
„Für die Vertheidigung in öffentlicher Sitzung“ beſtimmt iſt, welche Gebühr 
jedoch die Gejammtvergütung des Anwalts für „die Vertretung“, insbejondere 
auch für das Studium der Aften und die Sammlung des Bemweismaterials 
bildet (Beroron. vom 23. Dezember 1875, Juſt.Miniſt.“Bl. ©. 346). 


Unterjciede in der Aus- Innerhalb der einzelnen Syiteme find ebenfalls noch verschiedene Stufen in 
führung der Syſteme. der Bemeſſung der Gebühren aufgeitellt. In einigen Staaten richtet fich ihre 


Höhe danach, ob die Sache vor einem Ginzelrichter, einem Nichterfollegium oder 
einem Schwurgerichte verhandelt wird (Preußen, Bayern, Sachſen, Württemberg, 
Oberheſſen und Starkenburg, Baden, Braunfichweig, Hamlurg), zuweilen werden 
außerdem die leichteren Webertretungen, wie Solz- und Forſtfrevel nach geringeren 
Taren als die übrigen bemeilen (Preußen, Oberbeifen und Starfenburg), zu: 
weilen werden Schriftiäge, die an den Kaffationshof gerichtet find, und Termine 
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vor demjelben durch hohe Säge ausgezeichnet (Württemberg). Innerhalb dieſer 
Stufen werden wieder Unterabibeilungen gemacht und 3. B. in Preußen bei 
den Saden vor der Gerichtsabtheilung das Honorar erhöht, wenn es fich 
um eine ftrafbare Handlung handelt, die mit mehr als 200 Thlr. Geldbuße 
oder mehr als 6 Monaten Gefängnik bedroht iſt. Andererjeits finden ſich 
überhaupt nur Unterſchiede zwiichen Verhandlungen vor dem Einzelrichter und 
vor dem Kreis: bezw. Schwurgeriht (Walde). Diefer Unterfcheidung entipricht 
in anderen ®ebührenorbnungen eine andere, welde nicht ſowohl auf die Zu: 
ftändigkeit der Gerichte, als auf die Eintbeilung der ftrafbaren Sandlungen in 
Verbrechen, Vergeben und Uebertretungen fieht; jo macht Meiningen dieſe Ein: 
theilung zur Grundlage bei der Abihägung der einzelnen Akte mit Ausnahme 
der Vertretung in der mündlichen Verhandlung, während in Bezug auf Diele 
nur 2 Klafjen (1. Uebertretungen, 2. Vergehen und Verbrechen) geichieden werden. 

Gar feinen Unterſchied zwifchen der Art der Gerichte und der Natur der 
ftrafbaren Handlungen machen die beiden Großherzogthümer Mecklenburg. 

In Bayern bemeijen ſich die Gebührenfäge neben der Unterſcheidung nad) 
der Ordnung des Gerichts einerjeits nach der Zeitdauer der Verhandlung , anderer: 
jeits innerhalb eines beitimmten Höchſt- und Mindeitbetrages; doch kann in Fällen 
außergewöhnlichen Aufwands an Zeit und Mühe auch der Höchſtbetrag ausmahme: 
weije überjchritten werden. 

Auch in Bezug auf das Honorar bei Durchführung von Rechtsmitteln iſt 
— jomweit überhaupt in den einzelnen Staaten hierauf Rüdjiht genommen 
wird — der Gejichtspunft ein verjchiedenartiger. Die Staaten der eriten Gruppe 
fennen als Maßſtab für das Steigen der Koſten nur die Zuftändigfeit des Ge: 
richtes als eines Amts-, Kreis- oder Schwurgerichts und berühren die Rechts, 
mittel überhaupt nicht näher. Ihnen am Nächiten kommen diejenigen Staaten, 
welche für die höhere Inſtanz ganz diejelbe Vergütung gewähren, wie für die 
niedere. Dies it in Preußen mit der Maßgabe ver Fall, daß, wenn der An: 
geflagte das Rechtsmittel eingelegt hat, die Gebühr nicht nad) der im Geſetz 
angedrohten, jondern nad ver erkannten Strafe berechnet wird. In Sachſen 
find die Gebühren des Vertheidigers für die unwichtigeren Sandlungen in der 
niederen und höheren Inſtanz glei hoc, während in Sachſen-Meiningen nur 
die Hauptverhandlung in erjter Inſtanz und die mündlihe Verhandlung über 
das Nechtsmittel gleich behandelt werden. In anderen Staaten wird die Thätig- 
feit in der höheren oder doch wenigitens in der dritten Inftanz auch höher belohnt, 
jo in Württemberg, Dlvenburg, Lübedd, Bremen, zum Theil auch in Sadjen, 
nämlid für die mwichtigeren Seiten der Vertheidigung. Aber es findet fih auch 
der entgegengeiegte Grundiag, wonach bei Einlegung und Durchführung eines 
Rehtsmittels die Vertheidigungsgebühren geringer find, als die der angefochtenen 
Inftanz. Ausnahmelos gilt dieje Regel in Baden und au in Hamburg, wo: 
jelbft die Koften, weldde vor dem Polizei-, Straf: und Schwurgericht in auf: 
fteigender Linie bemeijen werden, jih vor dem Ober- und Ober: Appellationsge : 
richt vermindern. In Braunichweig und Waldeck dagegen kann nur für die 
Vertretung in der Nichtigkeitsinftang weniger als in den unteren gefordert werden. 
Was die Werthihägung der anwaltlichen IThätigkeit angeht, welche vorge: 
nommen werden muß, wenn ſich die Zarifläge innerhalb eines Mindeſt- und 
Höcitbetrages bewegen, jo werden aud hierfür von den verjchiedenen Staaten 
verjchiedene Bejichtspunfte hervorgehoben. Häufig wird angeordnet, daß als Regel 
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Gebühren in böberer Inſtanz. 


Bemeſſung der mad vela- 
tiven Sägen bejtimmten Ge— 
bübren. 


Privatklageſachen. 
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der niedrigſte Satz gelten und nur bei Schwierigkeit und Wichtigkeit der Sache 
von dem Gericht eine höhere Gebühr zugebilligt werden ſoll (Oldenburg, Bremen, 
Lübeck, Hamburg). 

In anderen Staaten wird ein Regelfall überhaupt nicht hervorgehoben, 
ſondern das Gericht ſtets auf die ſachliche Bedeutung im allgemeinen bei Be— 
meſſung der Gebühren hingewieſen (beide Mecklenburg, Oberheſſen-Starkenburg). 
Andere Geſetzgebungen bezeichnen, wenn ſie für gleichartige Handlungen verſchiedene 
Sätze aufſtellen, diejenigen, welche den höheren oder niedrigeren Satz begründen. 
So unterſcheidet Württemberg verſchiedene Gattungen von Tagfahrten und Schrift: 
fägen nad Zwed und Inhalt — vergl. Motive zu der V. vom 29. Januar 
1869 in der amtl. Sandausgabe der „Neuen Juftizgef. des Kgr. Württemberg 
1871 Bd. 1 ©. 87 ff.“ — Ein fernerer Maßſtab für die Bemefjung der 
Gebühren wird in den einzelnen Staaten in dem für die einzelne Handlung 
erforderlich gewejenen Zeitaufwande gefunden und diefer wiederum bei jchriftlichen 
Arbeiten nach der Bogenzahl (Heſſen mit Ausnahme von Rheinheſſen), bei münd: 
lihen Verhandlungen nad der Terminsdauer, jei es in Stunden (jo 3. B. in 
Meiningen bei Verbreden und Vergehen unter oder über drei Stunden), jei es 
in Tagen (Preußen, Baden, Medlenburg) bemeſſen. Endlich tritt auch bei einer 
Mehrheit von Angeklagten eine verhältnigmäßige Erhöhung um einen Bruchtbeil 
ein. 

Die Privatklagefahen werden in einzelnen Gebührenordnungen nur erwähnt, 
um anzudeuten, daß der Vertreter des anklagenden Theils viejelben Gebühren 
bezieht, wie jonit der Vertheidiger in Strafiachen (Baden, ®. vom 20. No: 
vember 1874 $. 19). Umgekehrt treten nach dem oldenburgifchen Tarif (Gef. 
vom 28. Juni 1858, Zare Nr. 75 bis 78, 87, vergl. dazu Strafprogehordnung 
vom 2. November 1857 Art. 449) andere Sätze ein, je nachdem der Anwalt 
den Privatfläger vertritt over ven Beſchuldigten vertheidigt. Noch andere Ge: 
jeßgebungen laſſen in ſolchen Saden die Gebühren nah den Tarordnungen für 
Eivilprozejje Pla greifen (Bremen, Zarordnung für Straffahen Nr. 19). Die 
alten preußiichen Provinzen jcheiden bier aus, da die jogenannten Injurien— 
jachen in den Formen des Eivilprozeijes erledigt werden. In den neuerworbenen 
preußijchen Provinzen werden die Gebühren der Anmälte in Privatklagefachen 
verjchieden abgejtuft, je nachdem dieje mit oder ohne Beweisaufnahme durch 
Erfenntniß oder ohne ein ſolches zur Erledigung gelangen, eine Art der Rege: 
lung, die jih an die Bauſchgebühren des preußiichen Civilprozeſſes anichließt. 


Deutſcher Heihötag. 
4. Legislatur-Periobe. 
Il. Seſſion 1879. 


Berlin, den 12. Februar 1879. 


Au Namen Seiner Majeftät des Kaiſers beehrt fi) der Unterzeichnete, den 
beiliegenden 


Entwurf eines Gejeges, betreffend den Verkehr mit Nahrungsmitteln, 
Benußmitteln und Gebrauchsgegenftänben, 
nebit Motiven und Anlagen, mie folder vom Bundesrath beſchloſſen worden, 
dem Reichstag zur verfaffungsmäßigen Beihlußfaffung vorzulegen. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
Dtto Graf zu Stolberg. 


An den Reichstag. 
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Geſeh, 


betreffend 


den Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln und 
Gebrauchsgegenſtänden. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaifer, 
König von Preußen ıc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuitimmung des Bundesraths 
und bes Reichstags, was folgt: 


5. 1. 

Der Verkehr mit Nahrungs: und Genußmitteln, jowie mit Spielmaaren, 
Tapeten, Farben, Eß-, Trink: und Kochgeſchirr und mit Petroleum unterliegt 
der Beauffihtigung nah Maßgabe dieſes Geſetzes. 

8%. 2. 

Die Beamten der Gefundheitspolizei find befugt, in die Räumlichkeiten, 
in welchen ®egenftände der in $. 1 bezeichneten Art feilgehalten werden, 
während der üblichen Geihäftsftunden oder mährend die Räumlichkeiten dem 
Verkehr geöffnet find, einzutreten. 

Sie find befugt, von den Gegenitänden der in $. 1 bezeichneten Art, 
welche in den angegebenen Räumlichkeiten vorgefunden, oder welche an öffent: 
lihen Orten, auf Märkten, Plägen, Straßen oder im Umbherziehen verkauft 
ober feilgehalten werden, nad ihrer Wahl Proben zum Zwecke der Unter: 
juhung gegen Empfangsbeicheinigung zu entnehmen. Auf Verlangen ift dem 
Befiger ein Theil der Probe amtlich verjchloffen oder verjiegelt zurückzulaſſen. 
Für bie entnommene Probe iſt Entihädigung in Höhe des üblihen Kauf: 
preifes zu leiſten. 


8. 3. 

Die Beamten der Gefundheitspolizei find befugt, bei Perjonen, welche auf 
Grund ber 83. 10, 12, 13 dieſes Gefeges zu einer Freiheitsſtrafe verurtheilt 
find, in den Räumlichkeiten, in welchen Gegenftände ber in $. 1 bezeichneten 
Art feilgehalten werden, oder welche zur Aufbewahrung ſolcher zum Verkaufe 
beftimmter Gegenftände dienen, während der in $. 2 angegeben Zeit Revifionen 
vorzunehmen. 
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Diefe Befugniß beginnt mit der Rechtskraft des Urtheils und erlifcht mit 
dem Ablaufe von drei Fahren von dem Tage an gerechnet, an welchem bie 
Freiheitöftrafe verbüßt, verjährt oder erlaffen iſt. 

$. 4. 

Beamte der Gejundheitspoligei im Sinne dieſes Geſetzes find die ärzt— 
lihen Gejundheitsbeamten, jomwie diejenigen Beamten, welche von der höheren 
Verwaltungsbehörde als ſolche bezeichnet werden. Die Gentralbehörbe bes 
Bunbdesftaats beitimmt, melde Behörde als höhere Verwaltungsbebörbe zu 
gelten hat. 


8.5. 

Für das Reich können durch Kaiferliche Verordnung mit Zuftimmung des 
Bundesraths zum Schuge der Geſundheit Vorfchriften erlaffen werden, welche 
verbieten: 

1. beftimmte Arten der Herſtellung, Aufbewahrung und Verpadung 
von Nahrungs: und Genußmitteln, die zum Verkaufe beftimmt 
find; 

2. das gewerbsmäßige Verkaufen und Feilhalten von Nahrungs und 
Genußmitteln von einer beitimmten Beichaffenheit oder unter einer 
der wirflihen Beichaffenheit wicht entiprehenden Bezeichnung; 

3. das Verkaufen und Feilhalten von Thieren, welde an beftimmten 
Krankheiten leiden, zum Zwecke des Schlachtens, jowie das Verkaufen 
und Feilhalten des Fleiiches von Thieren, melde mit beftimmten 
Krankheiten behaftet waren; 

4. die Verwendung beftimmter Stoffe und Farben zur Serftellung 
von Bekleidungsgegenftänden, Spielmaarın, Tapeten, Eß-, Trink: 
und Kocgeichirr, fowie das gewerbsmäßige Verkaufen und Feil— 
halten von Gegenftänden, welche diefem Verbote zuwider ber: 
geftellt find; 

5. das gemwerbsmäßige Verkaufen und Feilhalten von Petroleum von 
‚einer beftimmten Bejchaffenheit. 


$. 6. 

Für das Reich kann durch Kaiferlihe Verordnung mit Zuftimmung des 
Bundesraths das gemwerbsmäßige Herftellen, Verkaufen und Feilhalten von 
Begenftänden, welche zur Fälihung’von Nahrungs: oder Genußmitteln beftimmt 
find, verboten oder beſchränkt werden. 


$.7 
Die auf Grund der 8. 5, 6 erlaffenen Kaiferlihen Verordnungen find 
dem nächftfolgenden Reichstag vorzulegen. Diefelben find außer Kraft zu 
ſetzen, jomweit der Reichstag dies verlangt. 


8. 8. 

Wer den auf Grund der 88. 5, 6 erlaffenen Berorbnungen zumiders 
handelt, wird mit Geldſtraſe bis zu einhumbertfünfzig Mark ober mit Haft 
beftraft. 

Landesgeſetzliche Vorfchriften dürfen eine höhere Strafe nicht androben, 
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8. 9. 
Wer den Vorichriften der &$. 2 bis 4 zumider ben Eintritt in die Näum: 
lichkeiten, die Entnahme einer Probe oder die Revifion verweigert, wird mit 
Beldftrafe von fünfzig bis zu einbundertfünfzig Markt oder mit Saft beftraft. 


8. 10. 
Mit Befängniß bis zu fechs Monaten und mit Geldftrafe bis zu eintaufend: 
fünfhundert Mark oder mit einer diefer Strafen wird beftraft: 

1. wer zum Zweck ber Täuſchung im Handel und Verkehr Nahrungs: 
oder Genußmittel nachmacht ober dadurch verfälfht, daß er die 
jelben mittels Entnehmens oder Zufegens von Stoffen verjchledhtert 
oder daß er biejelben mit dem Schein einer befjeren Beichaffenheit 
verfieht: 

. wer wiflentlich Nahrungs: oder Genußmittel, welche verborben ober 
nachgemacht oder im Sinne der Nr. 1 verfälfcht find, unter Ber: 
ſchweigung dieſes Umftandes verkauft oder unter einer zur Täuſchung 
geeigneten Bezeichnung feilbält. 


ty 


&. 11. 


Iſt die im $. 10 Nr. 2 bezeichnete Handlung aus Fabrläfjigkeit begangen 
worden, jo tritt Geldſtrafe bis zu einhundertfünzig Marf oder Haft ein. 


$. 12. 
Mit Gefängnik, neben melden auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte 
erfannt werden fann, wird beitraft: 

I. wer vorſätzlich Gegenſtände, welche beitimmt find, Anderen als 
Nahrungs: oder Genußmittel zu dienen, derart heritellt, daß der Genuß 
derjelben die menjchliche Geſundheit zu befhädigen geeignet ift, in- 
gleichen wer wiſſentlich Gegenitände, deren Genuß die menfchliche 
Bejundheit zu beſchädigen geeignet ift, als Nahrungs: oder Benuß- 
mittel verkauft, feilhält oder fonft in Verkehr bringt; 

2. wer vorjäglich Belleidungsgegenftände, Spielmaaren, Tapeten, Ehe, 
Trink: ober Kochgeſchirr oder Petroleum derart heritellt, daß ber 
beftimmungsgemäße oder vorauszufehende Gebrauch biefer Gegen: 
ftände die menſchliche Gejundheit zu bejchäbigen geeignet ift, in- 
gleichen wer miflentlich ſolche Gegenftände verkauft, feilhält oder 
jonft in Verkehr bringt. 

"Der Verfuh ift jirafbar. 
Iſt durch die Handlung eine ſchwere Körperverlegung oder der Tod eines 
Menſchen verurſacht worden, jo tritt Zuchthausftrafe bis zu fünf Jahren ein. 


$. 13. 

War in den Fällen des $. 12 der Genuß oder Gebrauch des Gegenſtandes 
die menſchliche Geſundheit zu zerftören geeignet und war dieſe Eigenfhaft dem 
Thäter bekannt, jo tritt Zuchthausſtrafe bis zu zehn Jahren, und wenn durch 
die Handlung der Tod eines Menſchen verurſacht worden ift, Zuchthausitrafe 
nicht unter zehn Fahren oder lebenslängliche Zuchthausſtrafe ein. 

Neben der Strafe kann auf Zuläffigkeit von Polizeiaufficht erfannt werben, 
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$. 14. 

Iſt eine der im den 8. 12, 13 bezeichneten Handlungen aus Fahrläffig: 
feit begangen worden, jo ilt auf Gelditrafe bis zu eintaufend Mark oder Ge: 
fängnißjtrafe bis zu jechs Monaten und, wenn duch die Handlung ein Schaden 
an der Geſundheit eines Menſchen verurſacht worden ift, auf Gefängnißjftrafe 
bis zu einem Jahre, wenn aber der Tod eines Menſchen verurfaht worden 
it, auf Gefängnißftrafe von einem Monat bis zu drei Fahren zu erkennen. 


8. 15. 

In den Fällen der 85. 12 bis 14 ift neben der Strafe auf Einziehung 
der Gegenftände zu erkennen, welche den bezeichneten Vorſchriſten zuwider ber: 
geftellt, verkauft, feilgehalten oder ſonſt in Verkehr gebracht find, ohne Unter: 
ſchied, ob fie dem Verurtheilten gehören oder nicht; in den Fällen der $8. 8, 
10, 11 kann auf die Einziehung erfannt werden. 

It im den Fällen der $$. 12 bis 14 die Verfolgung oder die Verur: 
theilung einer beftimmten Perjon nicht ausführbar, jo kann auf die Einziehung 
jelbitändig erfannt werben. 


$. 16. 
In dem Urtheil oder dem Strafbefehl kann angeorbnet werben, daß die 
Verurtheilung auf Koiten des Schuldigen öffentlich befannt zu machen fei. 
Auf Antrag des freigefprochenen Angeihuldigten hat das Gericht die 
öffentliche Bekanntmachung der Freifprehung anzuordnen ; die Staatskaſſe trägt 
die Koften, infofern diejelben nicht dem Anzeigenden auferlegt worben find. 
In der Anordnung it die Art der Befanntmahung zu beitimmen. 


8. 17. 
Beiteht für den Ort der Ihat eine öffentliche Anftalt zur technifchen Unters 
juhung von Nahrungs: und Genußmitteln, jo fallen die auf Grund dieſes 
Geſetzes auferlegten Geldftrafen, ſoweit diejelben dem Staate zuftehen, der Kaffe 
zu, welche die Koften der Unterhaltung der Anftalt trägt. 
Urkundlich ıc. 
Gegeben ꝛc. 


Motive 


Die Klagen über Verfälſchung der zum Verkaufe ausgebotenen Nahrungs: und 
Genußmittel find von Jahr zu Jahr lauter geworden. Man beichwert ich 
nicht blos darüber, daß der Nahrungs: und Kaufwerth derjelben durch Ber- 
fälfhung verringert wird, ſondern namentlich auch darüber, daß Nahrungs: 
und Genußmittel in einer die Gejundbeit geradezu aefährdenden Weije ver: 
fälicht werben, Die Icgtere Klage iit über den Kreis der Lebensmittel hinaus 
überdies bei einer Reihe von Gebrauchsgegenitänden laut geworben, welche in 
Folge ihrer befonders häufigen Verwendung umd wegen der nahen Berührung, 
in welche fie mit dem menjhlihen Organismus fommen, mit den Nahrungs: 
und Genußmitteln in diefer Beziehung auf gleiche Yinie zu stellen find. 

Es maltet darüber fein Zweifel ob, daß die beſtehenden Geſetze Dielen 
Mibftänden genügend vorzubeugen nicht im Stande gewejen find und es er: 
ſcheint daher im Hinblid auf die Vorichriften der Reichsverfaſſung in Artikel 4 
Nr. 13 und 15 angezeigt, die Frage in Erwägung zu ziehen, ob nicht Ver: 
anlaffung gegeben fei, eine Abhülfe diefer Mipftände auf dem Wege der Reiche: 
gefegaebung anzuftreben. 

Um die Entſcheidung diefer Frage vorzubereiten, ift von dem Kaiſerlichen 
Geſundheitsamt eine Anzahl von medizinischen, technifchen und landwirthichaft: 
lihen Autoritäten berufen worben.*) Die aus den Mitgliedern des Kaifer: 
lihen Gejundheitsamts und dieſen Sachverſtändigen zufammengefegte Kom: 
miffion iſt zuvörderft bemüht geweſen, den thatfächlich beftehenden Zuftand 
möglihft umfaffend feitzuftellen. Sie fonitatirte in Betreff der gebräudlichiten 
Nahrungs: und Genußmittel (Fleiih und Wurſt, Mil, Butter, Mehl, Konditor- 
waaren, Zuder, Chofolade, Kaffee, Thee, Bier, Wein, Mineralmajjer), ſowie 
einiger Gebrauchsgegenitände (Petroleum, Bekleidungsitoffe, Papier und Tapeten, 
Farben, Kinderfpielmaaren, Glaſur von Thonmwaaren, metallene Sausgeräthe, 
Email) die bisher befannt gewordenen Arten der Verfälihung, äußerte jich 
ferner darüber gutachtlih, ob und in welcher Weife aus diefen Verfälſchungen 
oder aus einer frankhaften oder verdorbenen Beichaffenheit der Nahrungs: oder 


*) Die von dem Kaiferlichen Gefundbeitsamt berufenen Sadwerjtändigen waren : Gebeimer 
Regierungsrath Dr. Hoffmann, Profeſſor der Chemie an der Universität zu Berlin; Gebeimer 
Hofratb Dr. Freienius, Profeffor der Chemie aus Wiesbaden: Dr. Knapp, Profefior der 
Chemie aus Braunſchweig; Gebeimer Sanitätsratb Dr. Barrentrapp aus Frankfurt a. M.; 
dr. Zinn, Direktor der Yandirrenanftalt aus Eberswalde; Defonomieratb Hausburg, General. 
jetretär des Deutichen Yandwirthichaftsrathes aus Berlin. 
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Genußmittel eine Gefahr für die menſchliche Geſundheit ſich ergebe, ſowie bar: 
über, inwieweit es nach dem heutigen Stande der Wiflenfchaft und Technik 
möglich fei, den objektiven Thatbeitand einer jtattgehabten Verfälfhung durch 
technifche Unterfuhungen feſtzuſtellen. Sie glaubte aber hierbei nicht ftehen 
bleiben zu ſollen, vielmehr in dem Kreis ihrer Erwägung aud bie fernere Frage 
ziehen zu müſſen, welche Stellung die Gefeggebung diefem Stande der Dinge 
gegenüber einzunehmen, beziefungsweife inmieweit die leßtere präventiv 
durch polizeilihe Maßregeln ober repreifiv durch Gtrafbeitimmungen einzu: 
greifen habe. 


Sie gab dabei ihrer Weberzeugung dahin Ausdrud, daß 
„die Frage, wie eine wirkſame Kontrole zur Verhütung der Geſetz— 
übertretungen auszuüben fei, mit ber Frage der Organifation der 
Bejunbheitspflege im Ganzen in einem innern Zufammenhang ftehe*, 
und fie eradhtete die Errichtung von techniſchen Unterfuchungsftationen in Hin: 
reihenber Anzahl jebenfals für erforberlih, wenn das von ihr befürmortete 
Eingreifen der Bejeßgebung einen wirkſamen Erfolg haben jolle. 


Das Gefammtergebniß der von ber Kommiſſion gepflogenen Erörterungen 
ging dahin, daß der gegenwärtige Stand der Dinge vom Standpunkte ber 
Geſundheitspflege ein geradezu umerträglicher geworden und daß es vom Stand: 
punkte der Gefundheitspflege nicht blos unzuläffig fei, dem Publikum pofitiv 
gefundheitsgefährliche, fondern auch ihm ſolche Gegenftände barzubieten, welche 
durch Verfälfhung oder inneren Verderb in ihrem Nährwerthe verringert und 
deshalb ihren Zweck zu erfüllen’mehr oder weniger untauglid find. 


Das Bebürfniß eines befonberen Rechtsſchutzes gegen die aus der Wer: 
tälfhung der Nahrungs: und Genußmittel, ſowie gewiffer Gebrauchsgegenitände 
entitehenden Beeinträchtigungen und Gefahren hat fih übrigens auch im ben 
meiften nichtbeutichen Staaten gleihmäßig geltend gemadt, und man ift 
überall bejtrebt gemejen, biefem Bebürfniffe entweder in befonberen Be: 
ftimmungen allgemeiner Geſetze, insbejondere der Strafgeſetzbücher, ober in 
Sondergejegen, welche ſich ausschließlich mit diefer Materie beſchäftigen, gerecht 
zu werben. : 


Die Geſetzgebung des Deutſchen Reichs ift der Verfälihung von Nahrungs-, 
Genufmitteln und Gebrauchsgegenitänden bisher nur inſoweit entgegengetreten, 
als gewiſſe ftrafgefeglihe Vorfchriften darauf Anwendung finden. 


Es find dies folgende Paragraphen des Strafgeſetzbuchs: 


1. Im Abſchnitt 27 „Bemeingefährlihe Verbreden und Vergehen“: 

$. 324. Wer vorfäglih Brunnen: oder Wafferbehälter, welche zum Gebrauche 
Anderer dienen, oder Begenftände, welche zum öffentlichen Verkauf 
oder Verbrauch bejtimmt find, vergiftet oder denjelben Stoffe bei- 
miſcht, von denen ihm bekannt ift, daß fie die menjchliche Geſund— 
beit zu zerftören geeignet find, ingleihen wer ſolche vergiftete ober 
mit gefährlichen Stoffen vermiſchte Sachen wiljentlih und mit Ber: 
ſchweigung dieſer Eigenfchaft verkauft, feilhält oder fonft in Ber: 
fehr bringt, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren und, wenn 
durch die Handlung der Tod eines Menfchen verurſacht worben ift, 
mit Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder mit lebenslänglihem 
Zudthaus beitraft. 
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$. 325. Neben der nad den Vorfchriften der 85. 306 bis 308, 311 bis 


$. 326. 


$. 263. 


$. 264. 


313, 315, 321 bis 324 erfannten Zuchthausitrafe kann auf Zu: 
läffigkeit von Polizeiaufficht erfannt werben. 

Iſt eine der in den SS. 321 bis 324 bezeichneten Handlungen aus 
Fahrläffigkeit begangen worden, fo ift, wenn burd die Handlung 
ein Schaden verurfacdht worben ift, auf Gefängniß bis zu einem 
Jahre und, wenn ber Tod eines Menfchen verurſacht worden ift, 
auf Gefängniß von einem Monat bis zu drei Jahren zu erfennen. 


2. Im Abſchnitt 22 „Betrug und Untreue”: 

Wer in der Abficht, fich oder einem Dritten einen vedhtswibrigen 
Vermögensvortheil zu verſchaffen, das Vermögen eines anderen ba: 
durch beſchädigt, daß er durch Vorfpiegelung faljcher ober durch 
Entftellung oder Unterbrüdung wahrer Thatfahen einen Irrthum 
erregt ober unterhält, wird wegen Betruges mit Gefängniß beftraft, 
neben welchem auf @eldjtrafe bis zu breitaufend Mark, ſowie auf 
Verluft der bürgerlichen Ehrenredhte erfannt werden kann. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo kann ausſchließlich auf 
die Geldfirafe erfannt werben, 

Der Verſuch ift ftrafbar. 

Wer einen Betrug gegen Angehörige, Vormünder oder Erzieher 

begeht, ift nur auf Antrag zu verfolgen. Die Zurüdnahme des 
Antrages ift zuläffig. 
Wer im Inlande megen Betruges einmal und wegen darauf be- 
gangenen Betruges zum zweiten Male bejtraft worben ift, wird 
megen abermals begangenen Betruges mit Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren und zugleich mit Geldſtrafe von einhunbertfünfzig bis zu 
ſechſtauſend Mark beitraft, 

Sind mildernde Umstände vorhanden, fo tritt Gefängnißitrafe 
nicht unter drei Monaten ein, neben welcher zugleich auf Gelditrafe 
bis zu dreitaufend Mark erkannt werden fann. 

Die im $. 245 enthaltenen Vorſchriften finden auch hier An: 
wendung. 


Auf die Fälle 1, 2 beziehen ſich, was die Nebenitrafe der Einziehung be: 
trifft, folgende im erften (allgemeinen) Theil des Strafgeſetzbuchs enthaltene 
Vorſch riften: 


$. 40. 


$. 367. 


Begenftände, welche durch ein vorfägliches Verbrechen oder Vergehen 
hervorgebracht, oder welche zur Begehung eines vorfäglichen Ber: 
brechens oder Vergehens gebraucht oder beftimmt find, fönnen, ſo— 
fern fie dem Thäter oder einem XTheilnehmer gehören, eingezogen 
werben. 

Die Einziehung ift im Urtheile ausjufprechen. 


2. Iſt in den Fällen der 88. 40 und 41 die Verfolgung oder die 


Verurtheilung einer beftimmten Perfon nicht ausführbar, jo können 
die dafelbit vorgefchriebenen Maßnahmen jelbjtändig erkannt werben, 


3. Im Abſchnitt 29 „Uebertretungen“: 
Mit Geldftrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit Haft wird 
beitraft: 
l..%.% 
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7. wer verfälfchte oder verdorbene Getränke ober Eßwaaren, ins: 
befondere trihinenhaltiges Fleiſch feilhält oder verkauft; 


In den Fällen der Nummern 7 bis 9 kann neben der Geld» 
ftrafe oder Saft auf die Einziehung der verfälfähten ober ver: 
dorbenen Getränke oder Eßwaaren erfannt werden, ohne Unter: 
ichied, ob fie dem DVerurtheilten gehören oder nicht. 

4. Auch die Strafbeitimmung im $. 14 des Geſetzes über den Marken: _ 
ihug vom 30. November 1874 (Reichs-Geſetzbl. S. 145), welche den früheren 
$. 287 des Strafgeſetzbuchs bejeitigt hat, iſt bierher zu ziehen. Diejelbe 
lautet: 

„Wer Waaren ober deren Berpadung wiffentlih mit einem nad 
Maßgabe diefes Geſetzes zu ſchützenden Waarenzeichen, oder mit 
dem Namen oder der Firma eines inländifhen Produzenten oder 
Handeltreibenden widerrechtlich bezeichnet, oder wifjentlich dergleichen 
widerrechtlich bezeichnete Waaren in Verkehr bringt oder feilhält, 
wird mit Gelditrafe von einhundertfünfzig bis dreitaufend Mart 
oder mit Gefängniß bis zu fehs Monaten beitraft und ift dem 
Verlegten zur Entihädigung verpflichtet. 

Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag ein.“ 


Die verbündeten Negierungen haben nun dem Reichstag in der Seſſion 
von 1878 einen Gefegentwurf vorgelegt, welcher davon ausging, daß 

1. die angeführten itrafgejeglihen Beftimmungen für ausreihend nicht 

erachtet werden können, jondern einer Ergänzung bedürfen, daß 
2. aber abgejehen davon, eine Bejeitigung der vorhandenen ſchweren 
Uebelftände durch das Strafgeſetz allein überhaupt nicht zu erreichen 
fei, daß es vielmehr vor allem und in erjter Linie darauf ankomme, 
duch geeignete Mittel vorbeugend einzumwirfen und daß die zu 
diefem Zweck erforderliche vorbeugende Kontrole nur in die Hände 
der Polizei und zwar der Geſundheitspolizei gelegt werben könne. 


Der von dem Bunbesrath feitgeitellte Entwurf (Drudiahe des Reichstags 
Nr. 98) iſt, nachdem er in erjter Berathung des Neihstages einer Kommilfion 
überwiejen war, von diefer einer eingehenden Berathung unterworfen worden. 
Die Kommijjion glaubte das ihr vorliegende Material noch dadurd ver: 
vollitändigen zu follen, daß fie den Antrag ftellte: 
es möchten ihr die fämmtlichen zur Zeit in den einzelnen deutſchen 
Bundesitaaten bezüglich des Verkehrs mit Nahrungsmitteln, Genuß: 
mitteln und Gebrauchsgegenftänden in Kraft befindlichen Geſetze 
und allgemeinen Verordnungen zugänglich gemacht werben. 


Das in Folge deifen eingegangene, umfangreiche Material wurde unter 
befonderer Berüdjichtigung einzelner Bundesftaaten, in denen die Materien 
am umfafjendften geregelt erfchienen, und unter Beſchränkung auf die wid: 
tigeren Verordnungen von dem Berichteritatter auszugsweiſe überfichtlich zu: 
jammengeftellt. 

In der Sache jelbit hat die Kom nifjion nicht blos das Bedürfniß eines 
Eingreifens der Geſetzgebung anerkannt, jondern fie it auch darin dem Grund: 
gedanken des Entwurfs beigetreten, daß in den beiden oben angebeuteten Rich— 
tungen eingegriffen werben müſſe. 
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Die von ihr vorgefchlagenen Abänderungen betreffen, abgefehen von einigen 
Mobifilationen der ftrafgefeglihen Vorſchriften, im Wejentlihen die Art des 
Eingreifens der Organe der Geſundheitspolizei und die Grenze, innerhalb deren 
dies Eingreifen flattfinden ſoll. 

Der von ber Reichstagsfommiflion eritattete, fehr eingehende Bericht 
(Druckſachen Nr. 206) it im Plenum des Reichstags nicht zur Berathung 
gelangt, da ber legtere geichloffen wurde, bevor der Bericht auf die Tagesorb: 
nung gelangen fonnte. 

Demnah tritt an bie verbünbeten Negierungen von Neuem die Pflicht 
heran, das in der vorigen Diät unerledigt gebliebene Geſetzgebungswerk mwieber 
aufzunehmen. Sie haben bei der Dringlichkeit der Sache mit diefer Wieder: 
aufnahme nicht zögern zu follen geglaubt, und jie find ferner der Anficht, daß 
die Torichläge der Reichstagskommiſſion in vielen Beziehungen fo wohl erwo— 
gene und zutreffende find, daß es fich empfiehlt, den neu vorzulegenden Geſetz— 
entwurf im Großen und Ganzen an jene Vorſchläge anzufhließen. 


Auf diefer Grundlage ift der Entwurf aufgeftellt. Demfelben find, mie 
dem früheren, als Anlagen beigefügt: 

A. Materialien zur technischen Begründung, zufammengeftellt von bem 
KRaiferlihen Gejundheitsamt, wobei nur hervorzuheben ift, daß die 
dem früheren Entwurf angeſchloſſenen „Materialien“ mit Rückſicht 
auf die Fortichritte der Wiſſenſchaft und der praftifchen Erfah: 
rungen auf diefem Gebiete der Geſundheitspolizei einer erneuten 
Prüfung und tbeilweifen Berihtigung unterworfen find; 

B. eine überſichtliche Darftellung des Nechtszuftandes in den außer: 

deutihen Staaten, jowie 

. eine Zufammenftellung der einjchlagenden Gefege und Gefegentwürfe, 
welche bei der Löfung der in Rebe ftehenden Aufgabe hauptfächlich 
in Betracht fommen werden; 

D. eine Darftellung des in England beftehenden Rechtszuſtandes, welcher 
ein ausgicbigerer Raum gewidmet worden ift, weil gerade die bort 
im legten Jahrzehnt gemachten Geſetzgebungsverſuche, die Schwie: 
rigfeiten, dem Webel durch die Geſetzgebung beizufommen, darthue, 
vor Allem aber die zu Stande gekommenen Gelege jenes Landes 
als beſonders zu beadhtende Vorbilder aufgeftellt werben dürfen. 

Endlich ift dem Entwurf 

E. die von der Kommiſſion des Reichstags gemadte „Zufammenitel- 
[ung ber in den deutſchen Bundesſtaaten beftchenden Gefege und 
allgemeinen Verordnungen“ 

beigefügt worden. 


2 
— 


Wie ſchon angedeutet, iſt eine Machtbefugniß der berufenen Organe der 
Polizei zum Eingreifen unentbehrlich. Denn nur wenn der Verkauf und das 
Feilhalten von Nahrungs- und Genußmitteln einer genügenden Beaufſichtigung 
ſeitens der hierzu berufenen Organe der Polizei unterliegt, kann man dem 
Unweſen, welches überhand genommen hat, mit einiger Ausſicht auf Erfolg 
beizulommen hoffen. Der Entwurf ſtellt daher die auf den prävenirenden 
Schuß gerichteten Beitimmungen der $$. 1 bis 4 an die Spike. Die Vor: 
Ihriften der Landesgejege, welche der Polizei weitergehende Befugniſſe, als die 
in den 98. 2, 3 bezeichneten geben, werben dadurch nicht berührt. 
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Der Verkehr mit Nahrungs: und Genußmitteln, namentlich ſoweit bie: 
felben öffentlich feilgehalten werben, bebarf ferner einer allgemeinen Regelung 
durch Vorſchriften poligeilicher Natur, wie ſolche bereits und zwar in nicht ges 
ringer Anzahl theils für einzelne Bundesftaaten, theils für gemwifle Diftrikte, 
theils für einzelne Orte beftehen. Der Entwurf beabſichtigt nicht in biefe 
partikularrechtlichen Vorſchriften derart einzugreifen, daß biefelben überhaupt 
ausgeſchloſſen würden; im Begentheil wird anzuerkennen fein, dab namentlich 
gewifien lokalen Bebürfniffen nur im Wege lokaler Verordnungen wirkſam 
entiprochen werben fann. Unzweifelhaft aber giebt e8 auf dieſem Gebiete eine 
Anzahl von Verhältniſſen, die überall wejentlih gleiche fein werben, und deren 
übereinftimmenbe Regelung für das Reich durch ein und baffelbe Geſetz als 
ein gefeßgeberifches Bebürfniß erfcheint. Der Entwurf fieht den Erlaß ent: 
ſprechender Verordnungen für das Reid vor und überträgt die Befugniß zum 
Erlafje derjelben dem Kaifer mit Zuftimmung des Bunbesraths, unternimmt 
es jedoch, den Kreis, innerhalb deſſen dieſes Verordnungsrecht ſich bewegen 
darf, materiell abzugrenzen ($$. 5, 6). Daneben fol, wie angebeutet, bie 
lanbesrechtliche Befugniß zum Erlaffe von Vorfchriften auf dem gleichen Gebiet 
an fi unberührt bleiben. Das Verhältniß folder partitularrehtliher Vor: 
ſchriſten zu den ergebenden Kaiferlihen Verordnungen regelt fih nach den all: 
gemeinen Grundfägen über das Verhältniß des Landesrechts zum Reichsrecht. 

Selbftverftändlich erfcheint es, daß die Bejugniffe der Landesgeſetzgebung, 
aus fteuerlihen Rüdfihten die Fabrikation von Nahrungs: und Genußmitteln, 
ſowie den Verkehr mit ſolchen zu regeln und bierauf bezügliche Strafbeftim- 
mungen zu erlaffen, durch diefes Geje überhaupt nicht berührt werben. 

An die vorerwähnten Beltimmungen reihen fich bie ſtrafrechtlichen Bor: 
fhriften an. Zuvörberft werden in $. 8 die Zumiberhandlungen gegen die in 
Gemäßheit diejes Gejeges erlaffenen Verordnungen unter Strafe geitellt, in 
ähnlicher Meile, wie in den $$. 145, 360 Nr. 12, 361 Nr. 6, 366 Nr. 1 
und 10, 367 Nr. 2 und 5, 368 Nr. 1 und 8 des Strafgeſetzbuchs außerhalb 
deſſelben erlafjene Verordnungen und Anordnungen unter die Sanftion des 
Strafgefeges geftellt find. Der $. 9 enthält Strafbeitimmungen zur Sicherung 
der in ben $$.2 bis 4 vorgejehenen Kontrolmaßregeln. Die $$. 10,11 jollen 
den Verfälichungen, bei welden zunächſt nur eine Beeinträchtigung wirthichaft- 
licher Intereffen, und die 85. 12 bis 14 demjenigen, bei welchen eine pofitive 
Gefährdung der menſchlichen Gefundheit in Frage fteht, in wirkſamerer Weife, 
als dies nach dem geltenden Strafgejege möglih iſt, entgegentreten, Die 
$$. 15 bis 17 endlich regeln die Nebenitrafe der Einziehung, die Bekannt: 
machung der verhängten Beitrafungen und die Verwendung ber eingezogenen 
Geldſtrafen. 

Der Begründung dieſer Beſtimmungen im Einzelnen iſt eine Bemerkung 
allgemeinerer Natur vorauszuſchicken. 

Es konnte nicht zweifelhaft ſein, daß der Entwurf, wenn er ſich nur auf 
den Kreis der Nahrungs: und Genußmittel beſchränkte, dem von vielen Seiten 
laut gewordenen weitergehenden Bedürfnifje nicht gerecht werben würde, Eine 
Anzahl von Gebrauchsgegenftänden find, wie die Daritellung der von dem Kai: 
jerlihen Befundheitsamt berufenen Kommiſſion näher angiebt, unter Umftänden 
ebenfo geeignet, die menschliche Geſundheit zu gefährden, wie Nahrungs: und 
Genußmittel. Dennoch war es nothmwendig, bier eine Grenze zu ziehen, wenn 
nicht in den gewerblichen Verkehr über das Maß des Nothwendigen hinaus, 
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und zwar in einer Weife eingegriffen werden follte, deren Folgen ſich nicht 
üiberfehen laffen. Der Entwurf hat daher, und zwar in mefentlicher Weberein: 
ftimmung mit den Beſchlüſſen der von dem Kaiſerlichen Gejundheitsamt beru: 
fenen Kommiffion, nur ſolche Gebrauchsgegenftände in den Kreis feiner Vor: 
ſchriften gezogen, welche vermöge ihrer Beitimmung mit dem menschlichen 
Organismus in jo nahe Berührung kommen, daß Sie in folge ber: 
felben einen pofitiv ſchädlichen Einfluß auf den legteren zu äußern ge 
neigt find. Dieſe Gegenftände find beitimmt bezeichnet (vergl. $. 1; $. 4 
Nr. 4, 5; 8% 12 Nr. 2), um jeden Bmeifel auszuschließen. Soviel liegt 
auf der Sand, dab es unmöglich iſt, alle Gegenftände, deren Gebrauch 
die menschliche Gejundheit gefährden kann, durch das Geſetz zu treffen. Dies 
gilt insbejondere auch von den jogenannten fosmetifchen Mitteln. Indeffen find 
diefe mit den vorerwähnten Gegenitänden jchon deshalb nicht in eine Linie zu 
ftellen, weil ſie entbehrlih und nur in bejchränftem Grade gebräudlih find. 
Der Entwurf geht davon aus, daß auf diefem Gebiet die Gefeggebung eine 
vorfihtige Zurüdhaltung zu bewahren habe und beſchränkt fi darum auf bie 
unentbehrlihen bezw. auf die allgemein gebräudlichen oder doch in weiten 
Kreifen verbreiteten Gegenftände. Diefelbe Erwägung bat ferner dahin führen 
müflen, dab der Entwurf die bezeichneten Gebrauchsgegenftände auch nur ins 
foweit in den Kreis feiner Beltimmungen zieht, als dabei eine Gefährdung ber 
menjhlihen Bejundheit in Frage kommen kann. Wo es fih nur um mwirth: 
ichaftlihe Intereffen handelt, wie in ben 88. 10, 11, wird barum aud von 
den bloßen Gebrauchsgegenitänden abgejehen. 


88. 1 bis 3. 


Die Beamten der Gejundheitspolizei können eine wirffame Kontrole über 
die zum Verkauf beftimmten Nahrungsmittel, Genußmittel und Gebrauchs: 
gegenftände nicht ausüben, wenn ihnen nicht das Recht beigelegt wird, zu den: 
jelben zu gelangen und ſich infomweit in deren Befig zu fegen, als es zur Aus- 
übung einer wirklihen Kontrole erforderlih ift. Dabei geht das Geſetz von 
der jelbftverftändlichen Auffaſſung aus, daß neben diefem Hecht der Kontrole 
das Recht der MWolizeibehörden, unter Beobachtung der betreffenden ſtraf— 
prozeljualifchen Vorfchriften, eine Beihlagnahme oder Durhfuhung (Haus: 
ſuchung) vorzunehmen, falls der Verdacht einer ftrafbaren Handlung vorliegt, 
von den bier gegebenen Beitimmungen völlig unberührt beftehen bleibt. Denn 
auf dem von diefem Geſetz behandelten Gebiete kommt es darauf an, den Or: 
ganen der Gefundheitspolizei ganz allgemein und abgeiehen von dem Bor: 
handenſein des Verdachts eines ftrafrechtlih zu ahndenden Thatbeftandes bie 
Möglichkeit einer fontrolirenden Einwirkung zu geben. Zu diefem Zwed muß 
ihnen unbedenklich das Recht des Eintritts in die zum Feilhalten beftimmten 
Räumlichkeiten gewährt fein. 

Was die Zeit, für welche dieſes Necht gegeben wird, anlangt, jo foll der 
Eintritt nur in der üblichen Gefchäftszeit oder jo lange die Räume dem 
Publikum geöffnet find, verlangt werden fünnen. Die Grenzen der üblichen 
Geſchäftszeit laſſen ſich im Gelege nicht beftimmen; fie find aud nicht etwa 
nah allgemeinen Ortsgewohnheiten, ebenfowenig nach der in dem betreffenden 
Geſchäftszweige, jondern allein nad der in dem betreffenden konkreten Geſchäfte 
berrichenden Gewohnheit zu ziehen. 
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Der nachgelaſſene Eintritt allein giebt jedoh tem Beamten noch nicht bie 
Möglichkeit, die erforderliche Kontrole zu üben; er muß vielmehr aud das 
weitere Recht haben, jomweit der Augenfhein allein ihm ein fiheres Urtheil 
nicht geitattet, durch Entnehmen von Proben 'ber in Rede fiehenden Gegen: 
fände der zuftändigen Behörde die Unterlage für eine ſachverſtändige Unter: 
ſuchung zu ſchaffen. Hierfür hat das englifche Gejeh von 1875 (f. Anlage C.) 
zum Vorbilde gedient. Dafjelbe giebt diejes Recht jedem Gefundheitsbeamten. 
Von den weiteren Vorfchriften des englifchen Geſetzes über die Zerlegung der 
Probe in mehrere Theile hat fih der Entwurf dagegen nur die eine angeeig: 
net, daß ein Theil der Probe, amtlich verfchloffen, auf Verlangen zurüdzulaffen 
ift, damit er eventuell mit dem ber Unterfuhung unterworfenen, falls beffen 
Identität beftritten oder zweifelhaft fein follte, verglichen werben könne Im 
Uebrigen wird das Nähere über das einzufchlagende Verfahren der Dienit: 
anmweifung überlaffen werden dürfen. Auch eine Bezahlung der Probe mit dem 
üblichen Kaufpreife fieht der Entwurf vor, jedoch foll diejelbe nicht gleich bei 
der Entnahme derfelben erfolgen. Uebrigens ijt es jelbitverftändlich, daß, wenn 
in dem etwa darauf eingeleiteten Strafverfahren auf Einziehung des Gegen: 
itandes nah Mafgabe der Vorſchrift des $. 15 erfannt wird, von einer Ent: 
ſchädigung nicht die Rede fein kann. 

Daß den Beamten der Gefundheitspolizei das Recht der Entnahme einer 
Probe auch in Betreff der Gegenftände zuitchen fol, welche nicht in einem ge: 
ſchloſſenen Verfaufslofal, jondern an öffentlihen Orten, auf Märkten, Plägen, 
Straßen oder im Umberziehen feilgehalten werden, ergiebt ſich als eine natür: 
liche Folge _des aufgeftellten Grundſatzes. 

Zu erwähnen ift, daß ſchon früher englifche Geſetze (18 u. 19 Vict. e. 
121, 26 u. 27 Viet. e. 117)*) den Organen der Gefundheitspoligei das Recht 
gaben, in Räumen, in welhen Nahrungsmittel feil gehalten, ober zum Zwecke 
des Verkaufs aufbewahrt oder zubereitet wurden, einzutreten und bie Nahrungs: 
mittel einer Prüfung zu unterwerfen. Das Geſetz von Zürich (28. Dezember 
1876 $. 9) giebt der Polizei fogar das Recht zu „periodifchen Unterſuchungen“ 
der zum Verkauf beftimmten „Lebensmittel mit Bezug auf Bereitung und Ber: 
fauf, ſowie der hierzu benugten Lokale”. Nur in wenigen beutihen Staaten 


*) The sauitary authority have power of entry for the following purposes, and under 
the following conditions: 

3. To remove or abate a nmuisance in case of noncompliance witb or infringement 
of the order of justices, or to inspect any carcasse, meat, poultry, game, fish, 
fruit, vegetables, corn, bread, or flour under tbe powers of these Acts. 

For tbis purpose the sanitary authority or their olficers may from time to time enter 
the premises where the nuisauce exists, or the articles are found, at all reasonable hours, 
or at all hours during which business is carried on at such premises, without notice (18 & 
19 Viet. e. 121 s. 11). ⸗ 

The medical officer of health or inspector of uuisances may at all reasonable times 
examine any animal, carcasse, meat, poultry, game, flesh, fisb, fruit, vegetables, corn, bread, 
or flour exposed for sale or Jdeposited in any place tor sale, for or preparation for sale, 
and intended for the food of man. It will rest with the person churged to prove that tbe 
animal, & ce. was not 'exposed or deposited for the above purposes, or that is was not 
intended for the food of man (26 & 27 Vict. ec. 117 4. 2). 

Persons preventing tbe medical officer of health or inspector of nuisances from entering 
the slaughterhouse, sbop, building, market, or otber place where the animal, carcasse, meat, 
poultıy, or fish is kept for sale, or for preparation for sale, or obstructing Ihe officer or 
his assistant, when engaged in executing these provisions, are liable to a penalty not 
exceeding 5 1 (26 & 27 Vict. c. 117 5. 2 & 3). 
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beftehen, abgejehen von dem Falle eines ftrafprogeffualifhen Einfchreitens, Vor: 
ſchriften über ein ſolches Recht der Polizeibehörden. Die württembergifche Ge- 
werbeordnung vom 12. Februar 1862 (Art. 8) ordnete „in Betreff der Auf: 
ficht über die Bereitung der unentbehrlihen Lebensmittel und den Verkehr mit 
denjelben“ die „Unterfuhung ber MWerfjtätten und Magazine“ an, „aus denen 
entweder erwieſenermaßen ſchädliche Fabrikate hervorgeganaen find, oder gegen 
die ein von der zuftändigen Behörde für genügend erfannter Verdacht einer 
Gefährdung für das gemeine Weſen vorliegt, und die öffentliche Bekannt: 
madhung derjenigen Handwerker und Fabrifanten, welche ſich betrüglicher oder 
gemeinſchädlicher Bereitungen jhuldig machen“. 

Der Entwurf ſchließt ſich dieſem gefeßgeberifchen Gedanken an. Das 
Neht zum Eintritt in die Verfaufsräume und zur Entnahme einer Probe ge: 
nügt nicht, wenn ber Betreffende bereits wegen einer erheblihen Zuwiderhand— 
fung gegen biejes Beleg mit Freiheitsſtrafe belegt ift; es fcheint fein Bedenken 
vorzuliegen, gegen fo beftrafte Perfonen den Organen der Befundheitspolizei 
weiter gehende Rechte einzuräumen. Der $. 3 giebt demnad den Polizei: 
behörden das Necht der Revifion und zwar in den Verkaufs, wie in den Auf: 
bewahrungsräumen, falls der Betreffende wegen der in den $$. 10, 12, 13 
vorgefehenen Handlungen beitraft ift. Jedoch foll dies Necht auf eine drei: 
jährige Frift beichränft fein, und für deren Berechnung die Vorfchrift der 
88. 36, 38 des Strafgefegbudhs entiprechende Anwendung finden. Es unter: 
liegt feinem Bedenken, die in den $$. 2, 3 befchriebenen Befugnifje den Dr: 
ganen der Gejundheitspolizei, ſoweit es fih um Nahrungs: oder Genußmittel 
handelt, beizulegen. Was dagegen die Gebrauchsgegenftände anlangt, jo ſcheint 
fein Bedürfniß vorzuliegen, über die in $. 1 erwähnten hinauszjugehen; ins 
befondere erichien die Aufnahme der Belleidungsgegenftände nicht gerechtfertigt. 

Durch Aufnahme der Belleidungsgegenftände würde der ganze Verfehr mit 
Kleiderftoffen und Belleidungsgegenitänden aller Art den polizeilihen Beſchrän— 
fungen der $$. 2, 3 unterworfen werben, und dazu liegt ein ausreichendes 
Bebürfniß nicht vor; denn wenn auch nicht zu leugnen ift, daß einzelne Bes 
kleidungsgegenſtände dur die Art ihrer Seritellung geſundheitsſchädlich werben 
fünnen, fo find die Falle doch nicht ſehr häufig, und überdies werben viele ber 
Stoffe, mit deren Heritellung fih eine große Zahl verfchiedener Gewerbe und 
Fabriken beſchäftigen, nicht ausfhlieblih zur Bekleidung, jondern auch zu ver: 
idiebenen anderen Zweden verwendet. Someit ein Schuß gegen den Verkehr 
mit gejundheitsfhädlichen Befleidungsgegenftänden nothwendig erſcheint, wird 
er in ausreichendem Maße bei $. 5 und $. 12 gewährt werden fünnen. 


8.4, 

Zu einer wirffjamen und erfolgreihen Ausübung der Gejundheitspoligei 
wird, namentlih in Fleineren Städten und auf dem Lande, die Mitwirkung 
des ärztlihen Geiundheitsbeamten erforberlih fein. Ob diefer legtere nad 
allen Partilulargeieggebungen zu den Beamten der Gejundheitspoligei zu 
rechnen ſei, kann je nad der Verfchievenheit der Landesgeſetze zweifelgaft fein 
und der $. 4 beftimmt daher, daß er jedenfalls im Sinne dieſes Geſetzes zu 
jener Beamtenkategorie gehören folle. 

Es bedarf Feiner weiteren Darlegung, daß, wie die Eigenfchaft eines 
Beamten er Bejundheitspoligei fih nur nad) den betreffenden landesrechtlichen 
Einrichtungen bemißt, jo auch die legteren allein dafür maßgebend find, wer 
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als ärztlicher Gefundheitsbeamter anzujehen iſt. Daß bierbei unter die ärzt— 
lihen Gejundheitsbeamten auch die als Beamte angeftellten Thierärzte zu 
zählen find, fcheint nicht zweifelhaft (vergl. $. 29 der Gewerbeordnung). 
Jedoch ift es wünſchenswerth, dagegen Vorkehrungen zu treffen, daß die weit— 
gehenden Befugnilfe der SS. 2, 3 nicht von ganz untergeordneten Organen 
der Polizei wahrgenommen würden. Um diefen Zweck zu erreichen, ſchien es 
angezeigt, im Geſetz auszuſprechen, daß die höhere Verwaltungsbehörbe dieje: 
nigen Beamten zu bezeichnen habe, welche neben den ärztlihen Geſundheits— 
beamten, im Sinne diefes Geſetzes als Beamte der Gefundheitspolizei zu be 
zeichnen feien. Welche Behörde unter der Bezeihnung: höhere Verwaltungs: 
behörde zu veritehen ift, überließ die Kommiſſion nad dem Vorgange anderer 
Reichsgeſetze, insbeſondere des $. 84 des Geſetzes über die Beurfundung des 
Perfonenitandes, vom 6. Februar 1875, der Beſtimmung der Gentralbehörben 
der einzelnen Bundesitaaten. 
88.5 bie 7. 

Wie bereits oben erwähnt, bedarf der Verkehr mit Nahrungs: und Genub- 
mitteln, fowie mit gewiffen Gebrauchsgegenſtänden, ſoweit biefelben öffentlich 
feilgehalten werben, einer Regelung durch Vorſchriften polizeiliher Natur. 
Das Material, welches auf Wunfh der Kommilfion des Reichstages beihafft 
worden (vergl. Anlage E.), ergiebt, daß und inwieweit in den einzelnen Bun: 
besftaaten durch partikularrechtliche Vorſchriften in dieſer Beziehung Vorſorge 
getroffen iſt. Ueber gewiſſe Materien beſtehen Beſtimmungen faſt in allen Bun— 
desſtaaten. Als Beiſpiele dürfen die Vorſchriften angeführt werben, welche das 
Publitum gegen ben Genuß tridinenhaltigen Fleifches oder gegen den Genuß von 
Schnupftabad, welder in bleihaltigen Umbüllungen verpadt it, ſchützen follen. 
Der Entwurf geht davon aus, dab es gewiſſe Materien auf dem bier in Rebe 
ftehenden Gebiete giebt, deren einheitliche Regelung für das Reich angezeigt er: - 
ſcheint. Für diefe Regelung den gewöhnlichen Weg der Geſetzgebung einzuhalten, 
würde jchon deshalb nicht zweckmäßig jein, weil man auf diefem Wege kaum den 
raſch wechſelnden Praktiken der Verfälfhungsfunft mit der erforderlichen 
Schnelligkeit würde folgen können. Dean ift ſonach auf den Weg der Verord— 
nung gemwiefen, mobei die Mitwirkung des Bunbesraths ſich ſchon deswegen 
empfiehlt, weil jie am beiten eine alljeitige Würdigung der in ben verjchiedenen 
Staaten ſich verſchieden gejtaltenden gewerblihen und induftriellen Verhältniſſe 
verbürgt. Dagegen ſcheint e8 amdererjeits mit Rüdfiht auf die Natur der 
dur die Verordnungen zu regelnden Angelegenheiten und nad dem Vorgange 
des Art. 1 $. 139a. des Gefeges, betreffend die Abänderung der Gewerbe: 
ordnung vom 17. Juli 1878 (R.-G.:Bl. S. 209) gerehtfertigt, vorzufchreiben, 
daß die erlaffenen Verordnungen dem nächitfolgenden Reichstag vorzulegen 
find, und daß fie außer Kraft zu fegen find, ſoweit der Reichstag dies verlangt. 

Die Aufgabe und die Begrenzung im Ziel, welche die in $. 5 vorgefehenen 
Verordnungen fih zu itellen haben, ift dur die Worte: „zum Schupe der 
Geſundheit“ gegeben. Damit ift gekennzeichnet, dab mit ihnen ein Weber: 
greifen in ben Gewerbebetrieb, infoweit eben die Verhütung von Gefahren 
für die Gefundheit dies nicht erheifcht, nicht in Frage kommt. Auf der anderen 
Seite wird ebenfowenig beabfichtigt, mit pofitiven Anordnungen einzugreifen ; 
es erjcheint vielmehr ausreichend, wenn die Möglichkeit gewährt wird, gewiſſe 
Handlungen mit Rückſicht auf ihre Gejundheitsgefährlichkeit zu verbieten. Bei 
diefer Forderung wird ein Zweifel über das Verhältniß der für das Reich er: 
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laffenen Verordnungen zu den betreffenden landesgeieglihen Vorſchriften nicht 
wohl entitehen können. Das landesgefeplich beftehende Verbot einer Handlung 
wirb durch dies Geſetz nicht aufgehoben, wie benn überhaupt das den ein- 
zelnen Bundesitaaten zuftehende Recht zum Erlaß folder Verbote unberührt 
bleibt. Infoweit aber dur eine nah Maßgabe diejes Gejehes für das Reich 
erlaffene Verordnung das Verbot einer Handlung ausgefprochen wird, welche 
landesgefeglich bisher nicht verboten war, oder an deren Vornahme andere 
rechtliche, insbefondere Itrafrechtliche Folgen geknüpft waren, geht nad den all 
gemeinen ftaatsrechtlihen Grundbfägen das Neichsreht natürlich dem Landes: 
recht vor. 

Da übrigens die auf Grund dieſes Gefeges erlaſſenen Verordnungen für 
das Territorium des Reichs gelten, fällt jede betreffende Handlung innerhalb 
diefes Gebiets unter ihre Herrſchaft. Die Vorichriften über die Art der Ser: 
itellung gewiffer Gegenftände bleiben daher maßgebend, wenn auch diefe Gegen: 
Hände nur zur Verfendung nad dem Auslande bergeftellt werden. 

Von den einzelnen Beltimmungen des $. 5 beziehen ſich die zu Wr. 1 
bis 3 auf Nahrungs: und Genußmittel, die zu Nr. 4, 5 auf gewiſſe Ge: 
brauchsgegenftände. Zum Theil haben bier die Beftimmungen des Entwurfs 
des öſterreichiſchen Strafgeſetzbuchs 88. 467, 468 als Anhalt gedient. 

Unter Nr. 4 jind auch die Belleidungsgegenitände genannt. Die Gründe, 
welche bei $. 1 dafür enticheidend waren, fie nicht aufzunehmen, fallen bier 
fort, da es fich bier nur darum handelt, die Verwendung beftimmter Stoffe 
und Farben zur Serftelung von Vekleidungsgegenſtänden zu verbieten. 

Der $. 6 giebt die Möglichkeit, ſolchen unlauteren Induſtriezweigen ent» 
gegenzutreten, welche zwar nicht Nahrungsmittel oder Genußmittel in unerlaubter 
Weiſe unmittelbar heritelen, wohl aber Begenftände heritellen, deren einziger 
und alleiniger Zweck es ift, zur Verfälihung von Nahrungs: ober Genußmit— 
teln zu dienen. Nach der Darlegung in Anlage A. werden 5. B. rohe grüne 
Kaffeelörner in befonders dafür beftehenden Fabriken aus Thon oder anderen 
Paften plaftiih fo täuſchend nachgebildet, daß fie den natürlichen Bohnen über: 
raſchend ähnlich ſehen und nur dazu beftimmt find, unter die natürlichen 
Kaffeebohnen gemifcht zu werden. Es wird ferner auf die Fabriken hinzuweiſen 
fein, in welchen Surrogate gefertigt werben, die zur Verfälihung von Bier 
und Mein zu dienen geeignet find und zu diefen Zwecken öffentlih angeboten 
werden. Einer derartigen Induftrie entgegenzutreten, kann nicht blos feinem 
begründeten Bedenken unterliegen, jondern ericheint vom Standpunkt der öffent: 
lichen Moral geradezu geboten. Auch bier wird eine möglichit übereinftim: 
mende Regelung in allen Gebieten des Reichs durch die Natur der Sache an- 
gezeigt erfcheinen, und es ift darum diefe Regelung dem Verordnungsrecht zu: 
gewiefen. Damit aber dem einzelnen Falle die gebührende und möglichft inbi- 
vidualifirende Beurtheilung dabei geſichert bleibe, it vorgefeben, daß die Ser- 
ftelung der in $. 6 bezeichneten Gegenftände entweder ganz verboten oder nur 
befhränft, d. h. unter Beichränkungen geitattet werden könne, wenn eine Ber: 
wendung ber hergeitellten Gegenjtände am ſich zu unbebenflihen Zwecken mög: 
lich ift und es nur darauf ankommt, der Verwendung zu unerlaubten Zweden 
vorzubeugen. 

Das Ziel diefer Beltimmung würde unter Umſtänden vereitelt erjcheinen, 
wenn das Verbot fih nur auf die Serftellung und nicht auch auf den Verkehr 
mit ben fraglihen, etwa aus dem Auslande eingebrachten Gegenftänden er: 
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ſtrecken könnte. Es iſt deshalb auch der Verkauf und das Feilhalten dieſer 
Berordnungsbefugniß unterftellt. 


53. 8 

beſtimmt zunächſt, wie Zuwiderhandlungen gegen die in Gemäßheit der 55. 5 
und 6 erlaffenen Verordnungen zu beitrafen find Aus der Natur der 
darin verbotenen Handlungen folgt, daß die dagegen anzudrohenden Strafen 
den für Mebertretungen zuläffigen Höchftbetrag einer Strafe nit überſchreiten 
bürfen 

Bereits oben ift bemerkt, dab und immieweit neben den zu erlaffenden 
Verordnungen die landesgejeglihen Vorſchriften, welche über die in ben $$. 5 
und 6 bezeichneten Begenitände befehen, in Kraft bleiben und daß dergleichen 
Vorſchriften auch fernerbin erlaffen werden können. Nur erfchien vom Geſichts— 
punkte der Nechtögleichheit die Beitimmung gerechtfertigt, daß fie feine höhere 
Strafe androhen fünnen als die, welche für die Uebertretung der für das Reich 
erlaffenen Verordnungen im eriten Abfak des $. 8 angedroht ift, woraus dann 
meiter folgt, daß, infoweit dergleichen zur Zeit beitehende Tandesgefegliche Vor: 
ichriften eine höhere Strafe androhen jollten, auf eine höhere Strafe als ein- 
bundertfünfzig Markt oder Haft bis zu ſechs Wochen nicht erkannt werden 
kann. Würde der zweite Abſatz des $. 8 geftrichen, jo würden nah 8. 5 bes 
Einführungsgefebes zum Straſgeſetzbuch die landesgefeglihen Vorſchriften Se: 
fängniß bis zu 2 Jahren, Haft, Gelditrafe über den Betrag von 150. hin: 
aus, Einziehung einzelner Gegenftände und Entziehung öffentlicher Aemter au: 
zudrohen berechtigt fein. 

Unter den landes;efeglichen Borfchriften find bier, wie in anderen Reichs— 
gefegen, die nach dem Verſaſſungsrecht der einzelnen Staaten zuläffigen Ver: 
ordnungen mitbegriffen. 


8.9 
jtellt die Zumiderhandlungen gegen die Vorſchriften unter Strafe, welche in 
den 83. 2 bis 4 über die durch die Organe der Geſundheitspolizei auszuübende 
Beanffihtigung des Gewerbebetriebs gegeben jind. Der Mindeftbetrag der 
Beldftrafe ift nicht niedrig gegriffen, um den Schu des Strafgejeges wirkſam 
zu machen. 
Die 
&. 10, 11 
behandeln die Fälle, in welchen eine pojitive Gefährdung der menſchlichen Ge— 
jundheit nicht in Frage fteht. Die Verfälfhung von Nahrungs: oder Genuß— 
mitteln in gewinnſüchtiger Abſicht kann unter Umſtänden die Strafe des Be— 
trugs nach $. 263 des Strafgeſetzbuchs nach ſich ziehen, wenn die zum That: 
beftande dieſes Vergehens erforderlichen Momente binzutreten; hieran will der 
Entwurf nichts andern. Andererfeits ift in Betracht zu ziehen, daß in vielen 
Fällen solcher Verfälfhung der gefegliche Thatbeftand des Betrugs oder des 
Betrugsverfuchs nicht erihöpft wird, und deshalb Straflofigkeit oder nur die 
geringe Strafe des $. 367 Nr. 7 des Strafgefegbuchs eintreten würde. 
Der $. 263 lautet: 
„Wer in der Abiicht, fih oder einem Dritten einen rechte: 

widrigen Bermögensvortheil zu verichaffen, das Vermögen eines 

Andern dadurch beichädigt, daß er durch Borjpiegelung falfcher 

oder durch Entjtellung ober Unterdbrüdung wahrer Thatſachen einen 
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Irrthum errogt oder unterhält, wird wegen Betrugg — — — — 
beitraft — —. 
Der Verſuch ift ftrafbar.” 

Hiernach ift außer dem ſubjektiven Moment (der gewinnfüchtigen Abjicht) 
in objeftiver Beziehung die Vermögensbefhädigung eines Anderen erforderlich; 
diefe muß durch Erregung oder Unterhaltung eines Irrthums bewirkt fein, und 
zwar in der Weile, daß faliche Thatſachen vorgefpiegelt oder wahre entitellt 
oder unterdrückt find, Die Feſtſtellung diefer Kaufalität und der auf derjelben 
beruhenden Vermögensbeſchädigung hat begreiflicher Weile ihre befonderen 
Schwierigkeiten, wenn bei den in Rebe fteheuden Berhandblungen, wie es in 
dem täglichen Kleinverfehr mit Lebensmitteln der Fall ift, nicht gerade un: 
zweideutige Erflärungen in Haren, jebes Mihverftändniß ausichließenden Worten 
abgegeben werden, die Erflärung der Betheiligten vielmehr aus den mit den 
Worten verbundenen konkludenten Sandlungen gefolgert werden muß. Der 
Strafrihter wird häufig Anftand nehmen, auf ſolche Schlußfolgerungen ein 
Schuldig wegen Betruges zu gründen. Dazu fommt, dab der im biefer Be: 
ziehung wichtige Begriff der Unterbrüdung wahrer Thatſachen ein im der 
Rechtslehre und Rechtſprechung jehr befirittener iſt (Oppenhof, Strafgeſetzbuch, 
5. Auflage, Note 52 zu $. 263; Nüdorff, Strafgeſetzbuch, 2. Auflage, Note 6 
zu $. 263; Schwarze, Strafgeſetzbuch, 3. Auflage, Seite 660 ff.), und felbit, 
wenn man zu der Unterbrüdung fein pojitives Handeln verlangen, fondern 
das Verſchweigen, ſoſern eine befondere Pflicht, die Wahrheit zu jagen, vor- 
lag, für ausreichend erachten wollte, jo würde dadurch noch immer nicht die 
Schwierigkeit für die Entſcheidung des einzelnen Falles in thatfächliher Hin— 
ficht geboben fein. Ebenſo große Bedenken kann die Frage, ob cine Ber: 
mögensbeihädigung als vorhanden anzunehmen sei, im einzelnen Falle und 
insbefondere dann verurlahen, wenn nad den ortsüblichen Preifen für den 
Betrag, weldier für das verfälichte Nahrungsmittel gezahlt ift, das unver: 
jäljchte überhaupt nicht und das verfülichte auch nicht beifer, als es geliefert 
wurde, zu haben geweſen wäre. Aus diefen Gründen hat ſich die Beitimmung 
des $. 263 häufig als nicht ausreichend erwiefen, um die im Verkehr, nament— 
fih im Kleinverkehr mit Yebensmitteln täglich vorlommenden Unredlichkeiten, 
welche ji dem Betruge jehr nähern, jedenfalls vielfach moralifh ihm gleich: 
zuftellen find, jtrafrechtlich zu treffen. Allerdings hat in neuerer Zeit, nament: 
lih in einigen großen Städten, eine ftrengere Auffaffung in der Auslegung 
und Anwendung des $. 263 Pag gegriffen. Allein auch fie wird der Natur 
der Sache nad nicht im Stande fein, der Unlauterfeit im kleinen Handels: 
verkehr, namentlich mit Lebensmitteln, überall entgegenzutreten. 

Auch vom Standpunkt der Gejundheitspflege hat, wie die vom Kaijer: 
lichen Gefundbeitsamt berufene Kommijlion mit Recht betont, das Geſetz fein 
Augenmerk darauf zu richten, daß der Konfument für fein Geld nicht Yebens: 
mittel erhalte, welche, wenn fie auch feine Geſundheit nicht gerade pofitiv zu 
ſchädigen geeignet find, doch in Folge einer mit ihnen vorgenommenen Ver: 
änderung den ihrem Preife entiprechenden Nährwerth nicht haben und ihren 
Zwed aus diefem Grunde nicht vollauf erfüllen können. Das geſetzgeberiſche 
Motiv iſt auch bei $$. 10, 11 fanitärer Natur, wenn auch die Geſundheits— 
beſchädigung nicht zum Ihatbeitande der hier vorgeiehenen Vergeben gehört. 

Der Befegentwurf bat daher, um der Unlauterkeit im Verkehr mit Yebens- 
mitteln, fomweit man mit der Sefeggebung überhaupt auf ein joldhes Ziel hin: 
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zumirfen vermag, zu begegnen, gewifle Handlungen, welche bisher jtraflos 
waren, jedenfalls vielfach firaflos geblieben find, für jtrafwürbig erklärt und 
deshalb unter Strafe geitellt. 

Dabei geht der Entwurf von der Auffaffung aus, daß, wer Nahrungs: 
oder Genußmittel feilhält oder verkauft, nicht blos jede Erregung eines Irr— 
thums durch eines der in $. 263 angebeuteten Mittel au vermeiden, ſondern 
Alles zu thun hat, um den Kaufluftigen über die wirkliche Beichaffenheit der 
Waare ins Klare zu fegen. Iſt dem Händler bekannt, daß die Waare ver- 
dorben, nachgemacht oder verfälfcht it, jo muß er dies ausbrüdlich jagen ober 
jonft erfennbar machen. Wer wiſſentlich dergleihen Nahrungs: oder Genuß: 
mittel verkauft, foll daher nicht mehr der milderen Strafe bes $. 367 Wr. 7, 
jondern der bier angebrohten härteren unterliegen. 

Der Entwurf ftellt, im Anfhluß an die Definitionen der Urkunden: 
fälfhung (Strafgefegbuh $8. 267, 363) und der Münzfälſchung (a. a. O. 
$$. 146, 147) das „fälſchlich Verfertigen“, „Nachmachen“ mit dem „WVerfäl- 
ſchen“ im eine Linie. Er bat aber auf Grund der von der erwähnten Kom— 
mifjion gegebenen Anregung ferner verfucht, den Begriff „verfälichen”, welcher 
in $. 367 Ar. 7 ohne nähere Definition vorfommt und in der Nechtsübung 
zu Schwierigkeiten Veranlaffung gegeben hat, und namentlich als zu eng be: 
zeichnet worben ift, aufzulöfen. 

Darin, daß ein Gegenjtand künſtlich nachgemacht oder verändert, ver: 
ſchlechtert if, wird man an und für fich eine ftrafbare Handlung noch nicht 
erkennen können. Denjenigen 3. B., welder Wein fünftlid ohne Nebenjaft 
herftellt oder Milh dur einen Zufag von Waſſer verbünnt, diefe Fabrifate 
und Miſchungen aber ausdrüdlih als Kunftwein ober als mit Waller ver: 
dünnte Mil feilhält, wird man einer ftrafbaren Handlung nicht zeihen 
dürfen. Auch bei den Vorberathungen des belgifhen Gefeges vom 17. März 
1856 hat man „Talsifier* dahin interpretirt: „melanger mechamment mali- 
eieusement, frauduleusement, dans l’intention de porter prejudiee a autrui“, 
Es wird daher von einer ſtrafbaren Handlung nur dann die Rede fein können, 
wenn das der Waare gegebene Ausfehen, die Benennung, Bezeihnung, über 
haupt der Schein ihrem Weſen nicht entſpricht. Diefer Mangel an Ueberein: 
fimmung zwiſchen beiden Momenten fann entweder dadurch entftehen, daß das 
fünftlihe Fabrikat als Naturproduft ausgegeben, dah der Waare der Anjchein 
einer beſſeren Beichaffenheit gegeben wird, als ihrem Weſen entipricht, oder 
dadurch, daß eine Verjchlechterung, welche in ihrem Weſen eingetreten ift, ver: 
heimlicht, verdedt, nicht erkennbar gemacht wird. Wer 5. B. rohem, nicht 
mehr friſchem Fleiſch durch Fünftlihe Mittel das Ausfehen des friih ge 
ſchlachteten giebt, wer ſchlechter, dünnflüſſiger Milh durch Zufag von Stoffen 
das NAusjehen guter Milch giebt, wer bereits gebrauchten Iheeblättern durch 
Färben oder Beſtäuben das Ausjehen noch nicht gebrauchter giebt, wer einer 
Waare durch Bezeihnung, Etikettirung eine Benennung giebt, welde ihrem 
Weſen nicht entſpricht, z. B. Kunftbutter als Butter bezeichnet, verfieht fie mit 
dem Anſchein einer befferen Beſchaffenheit. Denielben Zwed, nur mit Mitteln 
einer entgegengejegten Richtung, verfolgt, wer die Sache verſchlechtert — jei 
es duch Entnehmen von Stoffen (j. B. Abrahmen der Milch) oder Zuſetzen 
von Stoffen (3 B. Wafferbeimifhung zur Mil, zum Bier u. ſ. w.) — und 
bie verfchledhterte Waare als eine nicht verfchlechterte, das heißt unter Vers 
Ihweigung der Verichlehterung oder unter einer Bezeichnung, welche den Kauf: 
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luſtigen über die eingetretene Verſchlechterung zu täufchen geeignet iſt, 
jeilhält. 

Dem legteren Falle der Verfälſchung ift der gleichzuftellen, wenn bie Ber: 
ſchlechterung nicht dur ein Thun, jondern dur einen natürlichen Prozeß 
(Verderben) eingetreten ift und dieſer verfchwiegen oder nicht erfennbar ge: 
macht wird. 

Der Kommiſſion des Reichstags fchien es nun nothwendig, in dem erjten 
Falle der Verfälfhung eine Schranke hinzuzufügen. Sie ging von der Er: 
wägung aus, das Geſetz beabfichtige nicht, jede unrichtige oder ungenaue Be— 
zeihnung oder Etifettirung von Nahrungs und Genußmitteln jtrafbar zu 
machen, wenn biejelbe in Handel und Verkehr üblich und eine Täuſchung des 
Publitums herbeizuführen deswegen nicht geeignet jei, weil das legtere recht 
wohl wiſſe, was es unter einer beftimmten Bezeihnung und Etifettirung zu 
verfiehen habe; inſoweit dergleichen beftehende Handels: oder Geſchäftsgebräuche 
dem Betheiligten zur Seite jtehen, fönne füglich nicht davon die Rede fein, 
dak zum Zweck der Zäufhung im Handel und Verkehr der Waare der Schein 
einer beſſeren Beihhaffenheit gegeben jei; dies treffe 3. B. bei Wein und Käſe 
zu, namentlich was die Angabe des Urjprungsorts anlangt; es jei z. B. all: 
gemeine Sitte, mit der Etifettirung „Hochheimer“ nicht blos den Wein zu be 
jeihnen, der in der Gemarkung Hochheim, jondern aud den, der in angren: 
zenden und im Weſentlichen gleich günftig belegenen Gemarkungen gewachien 
jei; aus dieſem Grunde jei es erforderlich, daf der Waare „den beftehenden 
Handels: oder Bejhäftsgebräuden zumider“ der Schein einer beijeren 
Beſchaffenheit gegeben fei, und jeien daher diefe Worte in den Text des Ge: 
jeges einzufchalten; freilih müfe man unter den Handels: und Geſchäſts— 
gebräuchen nicht jede üblich gewordene, vielleicht auf Tauſchung abzielende Mu: 
nipulation, jondern nur die in dem foliden,' reellen und ehrlichen Verkehr 
üblich gewordenen, aus der Natur diefes Verkehrs ſich ergebenden Gebräuche ver: 
ſiehen; indeſſen ſei es nicht erforderlich, dies noch befonders auszjubrüden, da 
auch in Artikel 1 des Handelsgeſetzbuchs nur die „Handelsgebräuche“ jchlecht: 
weg als in Handelsiahen anwendbar bezeichnet werden, darunter aber nad 
feftitehender Praris nur die in obigem Sinne berechtigten Handelsgebräuche zu 
verftehen find. Indeſſen jcheint die Einfchaltung jener Worte doch nicht 
empfehlenswerth. Sie ift einerfeits nicht mothwendig. Denn das Geſetz will 
nur die Verfälihungen treffen, welche „zum Zweck der Täufhung im Sandel 
und Verkehr“ begangen werden; dies Moment des Ihatbejtandes wird vom 
Richter bejonders feitzuitellen fein und in den angeführten Beiipielen liegt es 
infofern nicht vor, als dort von einer Täuſchung des Publitums nicht die Nede 
fein kann. Jene Einſchaltung ift aber andererjeits gefährlih; denn ihr Erfolg 
würde der jein fönnen, daß manden beftehenden Handels: und Geſchäfts— 
gebräuchen ein Schu gemährt würbe, welchen dieſelben nicht verdienen. 

Auf diefen Erwägungen beruht die Vorſchrift des $. 10 Nr. 2. Sie 
findet Anwendung auf denjenigen, welcher wiſſentlich fälſchlich nachgemachte, 
verdorbene oder in einer der angegebenen Richtungen veränderte Nahrungs: 
oder Genußmittel verkauft oder feilhält. Iſt es zum Verfaufe gelommen, jo 
genügt es, daß der Verkäufer den enticheidenden Umftand dem Käufer ver: 
ihwiegen hat. Liegt ein bloßes Feilhalten vor, ohne daß der Verkäufer zu 
irgend einem beftinmmten Kauflujtigen in Beziehung getreten ift, jo wird durd) 
das bloße Verſchweigen der Thatbeftand des Paragraphen noch nicht als her: 
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geftellt angufehen fein, da die Möglichkeit nicht ausgeichloffen bleibt, daß der 
Verkäufer einem wirklichen Kaufluftigen gegenüber feiner Pflicht zur Angabe 
der Wahrheit nachgekommen fein würde; wohl aber muß es als hinreichend 
gelten, wenn die Waare unter einer Bezeichnung feilgehalten it, welche über 
die Beſchaffenheit derjelben zu täufchen geeignet ift. 


Von dem Vorhandenſein einer rechtswibrigen, gewinnfüchtigen Abſicht, wie 
dies in $. 263 a. a. D. geſchieht, die Strafbarkeit abhängig zu machen, er: 
ſchien bier nicht angezeigt, da, wenn auch eine jolche Abficht bei einem wiſſent— 
lichen Verlauf oder Feilhalten der bezeichneten Gegenſtände in der Regel vor: 
ausgefegt werden kann, doc auch Fälle denkbar find, wo ein Gewinn nicht bes 
abfichtigt wird, ohne dak damit die Handlung ihres weſentlich durd die Fälfch- 
liche Beſchaffenheit der Waare begründeten, ftrafmwürdigen Charakters entfleis 
det wird. 

Menn aber nah $. 10 Nr. 2 Derjenige, welder wiffentlih nachgemachte, 
verborbene oder in der dort angegebenen Weiſe veränderte Nahrungs: oder 
Benußmittel verkauft ober jeilhält, geitraft werden joll, jo wird derjenige, 
welcher durch Fabrikation der gefälichten Waaren abſichtlich die Mittel zur Be— 
gehung jenes Vergehens ſchafft, nicht ſtraflos bleiben dürfen. Man Fönnte 
zwar einwenden, daß ein Bebürfniß, den Fabrifanten als folden mit Strafe 
zu bedrohen, nicht vorliege, da derfelbe nur zum Verkaufe fabrizire, und daher, 
jobald er jein Fabrikat verkauft oder feilhält, ſchon nah Nr. 2 itraibar fein 
werde. Allein es jchien angezeigt, Ihon die Handlung des Fabrikanten unab— 
bängig von dem Verkaufen und Feilhalten, und bevor es dazu gefommen, dem 
Strafgefet zu unterwerſen, einmal um ein rehtzeitiges Eingreifen der Straf: 
juftig in einem früßeren Zeitpunfte zu ermöglichen, und dann, um auch jolche 
Fabritanten mit dem Gejege treffen zu können, weiche lediglich für das Aus- 
land fabriziren und ihre Fabrifate nur dorthin abſetzen. In einem folchen 
Falle könnte es nämlich unter Umftänden in Zweifel gezogen werden, ob eine 
nad $. 9 Nr. 2 firafbare Handlung als im Inlande begangen anzuſehen jei, 
und ob demnach mit Rüdfiht auf die Vorfchriften des $. 4 des Strafgeich: 
buchs eine Verfolgung im Inland eintreten könne. 


Soll aber der Fabrifant, welder Nahrungs: oder Genußmittel verfälicht, 
als jolcher dem Strafgeſetz unterworfen werden, jo muß feitjtehen, daß er „zum 
Zwecke der Täuſchung“ gehandelt hat, und dies wird daher im Geſetz ausdrüd- 
li verlangt. Wer z. B. Kunſtbutter fabrizirt, kann deshalb allein unmöglich 
itrafbar jein, weil er, wenn er jein Fabrifat als Kunftbutter feilbietet, nichts 
Unerlaubtes begeht. Doch kann der Zwed der Täufhung häufig ſchon aus den 
Umftänden deutlich erfennbar jein. Wer ein verfälichtes oder mit dem fälſch— 
lien Anſchein einer beijeren Befchaffenheit verfehenes Fabrikat bereits mit 
einer die Fälfhung verbedenden und darüber zu täufchen geeigneten Etikette 
verjehen, Hat die Abjicht zu täufchen deutlih an den Tag gelegt, und in ans 
deren Fällen wird der Schluß auf das Vorbandenfein derielben aus der Art 
der Verfälfhung ohne Weiteres geitattet jein, 5. B. wenn Jemand Fünftliche 
(thönerne) Kaffeebohnen unter wirkliche Kaffeebohnen gemiſcht, Iheeblätter fünit- 
lid) gefärbt oder beitäubt hat. 


Bei der Redaktion des $. 10 wurde die Fälſchung, bezw. Verfälſchung 
als das zeitlich vorangehende Moment in Ar. 1 dem Berfauf und Feilhalten 
in Nr. 2 vorangejtellt, 
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Der Höchſtbetrag der angedrohten Strafe ift fo, wie geſchehen, gewählt, 
damit nad) $. 75 Nr. 14 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes eine Ueberweiſung ber 
Vergehen gegen $. 10 an die Schöffengerichte zuläffig it; bies war um fo 
nothwendiger, als nah $. 75 Nr. 10 a. a. O. der nah $. 263 bes Straf: 
geiegbuchs ftrafbare Betrug in allen Fällen den Schöffengerihten überwiefen 
werden kann, in welchen er nicht nad $. 27 Nr, 6 daſelbſt ohmehim zur Zus 
ftändigfeit derfelben gehört. 

5. 11. 

Nah $. 367 Nr. 7 des Strafgefegbuchs wird mit Belditrafe bis zu ein: 
hundertfünfzig Mark oder mit Saft beftraft: 

„wer verfälichte oder verborbene Getränke oder Eßwaaren feilhält 
oder verfauft*. 

Nach dem vorliegenden Geſetzentwurf fol, wer dies wiſſentlich thut, nad) 
8. 10 mit einer härteren, wer es aus Fahrläſſigkeit thut, mit derjelben Strafe, 
welche 8. 367 des Strafgefegbucdhs androht, belegt werden. Es könnte fcheinen, 
als ob die legtere Beftimmung eine Milderung des Strafgefeges infofern ent: 
halte, als $. 367 von dem Erfordernik der Fahrläffigkeit abfieht. Allein da 
$. 367 Ar. 7 die Fälle, in welchen der Thäter wiſſentlich handelt, von den 
übrigen nicht abiondert, fo lag dort cine Xeranlaffung zur beionderen Erwäh— 
nung der Fabrläfligkeit nicht vor. In der Rechtſprechung hat man übrigens 
die Strafvorfhrift dann nit für anwendbar erflärt, wenn durch die Um: 
ftände die Annahme felbft einer Fahrläffigkeit des Thäters ausgefchloffen war 
(Erkenntniffe des Obertribunals zu Berlin vom 15. Januar 1874, 15. De: 
zember 1875 [Oppenbof, Rechtſprechung des Obertribunals Bd. 15 ©. 30, 
Bd. 16 ©. 797], des oberiten Gerichtshofs zu Münden vom 3. November 
1873 [Stenglein, Zeitichrift für Geridhtspraris Bd. 3 ©. 237], des Ober: 
Appellationsgerits und Kafjationshofs zu Darmitadt vom 26. Oktober 1874 
Entſcheidungen des Großherzoglich beifiihen Kaſſationshofs 74 II. B. 81]). 

Diefer Rechtsauffaſſung fchließt fih der Entwurf an. Es ift dabei nicht 
unerwogen geblieben, daß mehrere der neueren Geſetzgebungen allerdings weiter: 
gehen und denjenigen, welcher verfälfchte oder verborbene Nahrungs: und Genuß— 
mittel verfauft oder feilhält, in allen Fällen ftrafen, ohne da, wo er dieje 
Eigenschaft nicht gefannt hat, auf das Verſchulden der Unfenntniß Gewicht zu 
legen (Entwurf des niederländiichen Strafgefegbuhs Art. 190; Geſetz, betrei: 
fend die öffentliche Geſundheitspflege und die Yebensmittelpolizei für ben Kanton 
Zürich, vom 4. Oktober 1876 $. 12). So weit glaubte der Entwurf indeſſen 
nicht gehen zu können, ohne mit ben allgemeinen Grundſätzen des Strafrechts 
fi in MWiderfpruch zu jeßen. Derjenige, welcher thunlichſt bemüht war, ſich 
über die Beihaffenheit der von ihm feilguhaltenden Waare zu unterrichten, 
fann, falls ihm dies nicht möglich war oder die eingeholte Auskunft ihm keine 
Veranlaſſung zu Bedenken gegeben hat, nicht beftraft werden, wenn fich fpäter 
berausftellen jollte, daß die Waare dennoch verfälfcht oder verdorben gewefen. 
Dagegen geht der Entwurf davon aus, daß, wer Lebensmittel feilhält oder 
verkauft, die Pflicht bat, ſich über deren Beichaffenheit zu unterrichten und 
unterrichtet zu halten. Sat er dies nicht felbit gethan oder hat er die ihm 
gebotene Gelegenheit, fih durch Einziehung von Belehrung bei Sadverftändigen 
Auskunft zu verſchaffen, unbenugt gelaffen, jo wird er den Vorwurf der Fahr: 
läffigkeit von ſich nicht ablehnen können. Unkenntniß aus Fahrläffigkeit jchügt 
nicht, und ganz unzweifelhaft wird eine ſolche immer da anzunehmen jein, mo 
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der Betheiligte die ausbrüdlichen Vorfchriften einfchlagender polizeilicher Werord: 
nungen ober Anordnungen umbeachtet gelaffen hat. 


$$. 12, 13. 


Die Strafbeitimmung des $. 324 des Strafgeſetzbuchs, welche in eriter 
Linie die Vergiftung von Brunnen ins Auge faßt, außerdem aber auch ſich 
auf andere gefundheitsgefährlid hergeftellte Gegenjtände bezieht, welche zum 
öffentlichen Verlauf oder zum öffentlichen Verbrauch beftimmt find, erſcheint, 
was Nahrungsmittel, Genußmittel und gewiſſe Gebrauchsgegenftände anlangt, 
nicht ausreihend. Denn: 


1. ift es nicht genügend, nur ſolche Stoffe ins Auge zu fallen, welche bie 
Geſundheit zu zerftören und nicht auch diejenigen, melde fie zu beichädigen 
geeignet find, wenn auch bei den legteren nicht diefelbe hohe Strafe anzudrohen 
jein wird, wie bei den erfteren. In vielen Fällen wird der Sachverſtändige 
Bedenken tragen, einem Stoffe die erftere Eigenfchaft zuzuerfennen, während 
ihm die legtere unbedenklich fein wird. Beiſpielsweiſe it der wiſſentliche Ver: 
kauf trichinenhaltigen Fleifches, deſſen gefundheitsihädlihe Wirkung Niemandem 
mehr unbelannt ift, nur mit der unzureichenden Strafe des 8. 367 Nr. 7 
bedroht und es ift eine nicht abzulehnende Anforderung, welche an die Geſetz 
gebung geitellt wird, dieſe Handlung, melde zur Zeit des Erlaffes des nord: 
deutſchen Strafgefegbuhs nod nicht in ihrer Allgemeingefährlichkeit genügend 
erfannt war, jegt unter eine ftrengere Straffanktion zu jtellen. Der Entwurf 
bat, dem vorftehend angebeuteten Gelichtspunft folgend, den milderen Fall in 
$. 12 und ben fchwereren in $. 13 vorgefehen. Die Strafe des $. 13 giebt 
bie bes $. 324 des Strafgeſetzbuchs wieder, die Strafe des $. 12 iſt ent: 
ſprechend herabgemindert. 


2. Es ift’ferner nicht gerechtfertigt, das enticheidende Gewicht nur darauf 
zu legen, ob die Stoffe, welche beigemijcht werden, an fih ſchon geſundheits— 
gefährlich find, vielmehr fheint es darauf anzufommen, ob das Ganze, welches 
durch die Beimifhung entitanden, diefe Eigenschaft befigt; es erfcheint ferner 
gleichgültig, ob der hergeftellte Gegenitand durch die Beimifhung eines anderen 
Stofjes oder auf andere Weife, namentlich durch die Art der Serftellung bezw. 
das dabei eingeſchlagene Verfahren gefundheitsgefährlih geworden ift (vergl. 
öfterreih. Entwurf $. 467 Nr. I). Endlich erfcheint es für die Beurtheilung 
besjenigen, welcher einen gefundheitsgefährlihen Gegenitand feilhält, verkauft 
oder ſonſt in Verkehr bringt, gleichgültig, ob die Gefumdheitsgefährlichkeit durch 
die Handlung eines Menſchen oder ob fie durd inneren Verderb des Gegen: 
ſtandes entitanben  ift. 


3. erjcheint es unrichtig, die Beſtimmung zum öffentlichen Verkauf oder 
Verbrauch als Bedingung der Strafbarfeit hinzuſtellen. Es ift nicht abzufehen, 
warum ber Verkauf im Wege bes Haufirens hier nicht unter denſelben Geſichts— 
punkt fallen fol, wie der in einem Jedermann zugänglichen Laden ftattfindenbe 
Verkauf, welcher als ein öffentlicher zu betrachten iſt. Ebenſowenig darf es als 
wejentlich gelten, ob der öffentlihe Verbrauch in Ausficht genommen it. Die 
Strafbarfeit der Handlung liegt eben in ihrer Gemeingefährlichteit, in ber 
durch die Handlung bedingten nahen Gefahr für die Gejundheit anderer 


Perſonen. 
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4. Nah $. 324 a. a. D. it, wer wiſſentlich vergiftete oder mit gefähr: 
(ihen Stoffen vermifhte Sachen verkauft, feilhält ober fonft in Verkehr bringt, 
nur dann ftrafbar, wenn er diefe Eigenſchaft verjchwiegen hat. Diefe Beftim: 
mung macht den Zwiſchenhändler, welcher — der Natur der Sache nad — 
dem Konfumenten die geſundheitsgefährliche Eigenfchaft des Gegenftandes ver: 
ſchweigt, ſtrafbat, läßt aber den Fabrifanten und Groffitten, ber fie dem 
Zwiſchenhändler mittheilt, ftraffrei. Offenbar ift diefe Anomalie nicht zu recht: 
fertigen. Denn es läßt ſich nicht abfehen, melde rechtliche Bedeutung das 
Verſchweigen der Gejumdheitsgefährlichkeit haben fol, da bier doch eine gemein: 
gefährlihe Handlung und nicht ein Betrug oder eine diefem analoge ſtrafbare 
Handlung in SFrage Steht. Der Entwurf bat daher von diefer Bedingung der 
Strafbarkeit abgejehen (vergl. aud Art. 2 des franzöfiihen Geſetzes vom 
27. März 1851; Art. 454 bis 456 code penal beige). 

Bon diejen Erwägungen geleitet, hat der Entwurf unter Nummer 1 bie 
Nahrungs oder Genußmittel, unter Nummer 2 die in $. 1 des Entwurfs 
bezeichneten Gebrauchsgegenſtände berücjichtigt; nur waren bie Farben Hier fort: 
zulaffen, da diefe, wenn fie auch unter Umftänden gefundheitsihädlich einwirken 
fönnen, unter anderen Umftänden, 3. B. wenn fie zum Anftreihen von Garten: 
zäunen verwendet werden, ganz unbedenklich feien, und daher die Seritellung 
oder der Verkauf derfelben nit ſchlechthin unter Strafe geftellt werden fünne. 
Dagegen erfhien es angemeſſen, die Bekleidungsgegenftände bier beizufügen, 
da die Bedenken, welche ihrer Aufnahme in $. 1 entgegenftehen, bier wegfallen. 

In Beziehung auf den fubjektiven Thatbeitand hat der Entwurf die Grund: 
fäge des $. 324 nicht ändern wollen. Wenn bie $5. 12 und 13 ein „vorſätz⸗ 
lies” Sandeln erfordern, jo liegt darin, daß der Thäter im Falle des $. 12 
die gefundheitsgefährliche, im Falle des $. 13 die gefundheitszerftörende Eigen: 
ichaft des hergeitellten Gegenftandes gekannt haben muß. Daffelbe Erforberniß 
wird ausgebrüdt, wenn derjenige, welcher wiſſentlich gefundheitsgefährliche bezw. 
gefundheitszerftörende Gegenftände verfauft, feilhält oder fonft in Verkehr bringt, 
mit Strafe bedroht wird. 

Selbitverftändlich kommt es in den Fällen der Nummer 1 darauf an, ob 
der Genuß folder Gegenftände als Nahrungs: oder Genußmittel gefundheits- 
gefährlich ift, bezw. ob die Gegenftände als menſchliche Nahrungs oder Genuß: 
mittel verfauft, feilgehalten ober fonft in Verkehr gebracht find. Wer z. B. 
verborbenes Mehl als Viehfutter, verborbene Butter als Wagenfchmiere ver: 
kauft, verftößt nicht gegen dies Geſetz. 

Allerdings könnte, wer blos den Wortlaut eines Geſetzes als Duelle feines 
Verftändniffes gelten laffen will und von ber Abficht des Geſetzgebers glaubt 
abjehen zu bürfen, dahin fommen, zu behaupten, daß die Beltimmung bes 
Paragraphen jhon auf jeden Verfauf von Branntwein anwendbar ſei, da 
unzweifelhaft der Genuß von Branntwein die menjchliche Geſundheit zu be: 
ihädigen, das Uebermaß deffelben fie fogar zu zeritören geeignet erfcheine. In 
gewiffen Sinne würde man foldes von jedem Nahrungs: oder Genußmittel 
behaupten können, da jeder Gegenjtand, im Uebermaß genoffen, gefunbheits: 
oefährlich ift; der Geſetzgeber wird jomit nicht bejorgen dürfen, daß der vor: 
liegenden Beitimmung in ihrer praftiihen Handhabung durch die Verwaltungs: 
behörben und Berichte eine derartige der Abſicht des Befepgebers zuwider: 
laufende Auslegung zu Theil werden könnte. 
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Bei den in Nummer 2 erwähnten Gebrauchsgegenftänben fann es nur 
darauf anfommen, ob derjenige Gebrauch gefundheitsgefährlich ift, welcher ihrer 
Beitimmung entfpricht oder welcher — der Natur der Dinge nah — voraus: 
zufehen if. Die leßtere Alternative ift namentlih ber Spielmaaren wegen 
hinzugefügt. 

In dem ſchwereren Falle des $. 13 ift, im Webereinftimmung mit dem 
$. 325 des Strafgefepbuchs, die Stellung unter Polizeiauffiht als Nebenftrafe 
zugelaffen. 

$. 14, 

Der $. 326 des Strafgefegbuchs bedroht die in $. 324 vorgejehene ftraf: 
bare Handlung, wenn fie aus Fahrläffigkeit begangen worden, nur dann, wenn 
ein-Schaben entitanden if. Der $. 14 geht infofern weiter, als er, wenn 
bie in den $$ 12, 13 vorgejehene Handlung aus Fahrläffigkeit begangen, ein 
Schaden aber noch nicht entitanden ift, ebenfalls Strafe eintreten läßt, Der 
Grundſatz, daß aus Fahrläffigkeit begangene Handlungen, wenn ein Schaden 
nicht entitanden ift, fraffrei bleiben müſſen, läßt fich in dieſer Allgemeinheit 
nicht aufſtellen. Er trifft namentlich bei gemeingefährlihen Handlungen nicht 
zu. Es würde auch in der That faum begreiflih fein, warum die Handlung 
eines SFleifchers, welcher fahrläffiger Weife trihinenhaltiges oder finniges Fleisch 
verkauft hat, blos deshalb eine wefentlich andere Beurtheilung verdienen follte, 
weil der Käufer das Fleiſch, bevor er es verzehrte, unterfuhen und demnächſt 
vernichten ließ. Diefe Handlung war allerdings bisher dur $. 367 Nr. 7 
mit der Strafe der Webertretung bedroht; die Gefährlichkeit der Handlung 
weift fie aber naturgemäß hierher. Die Höhe der Strafe, wenn ein Schaden 
entftanden iſt, entipridht dem $. 326 a a. DO. 

Im Uebrigen gilt hier das zu $. 11 Bemerfte, 


8. 15. 

In der allgemeinen Beftimmung des $. 40 bes Strafgeſetzbuchs iſt die 
Einziehung nur folder Gegenftände vorgefehen, welche durd ein vorfägliches 
Verbrechen oder Vergehen hervorgebracht oder zur Begehung eines vorfäßlichen 
Verbrechens oder Vergehens gebraucht find, fofern jie dem Thäter oder einem 
Theilnehmer gehören; auch ift die Einziehung nur fafultativ. 

Diefe Vorfhriften erfcheinen für das Gebiet, welches der Gefegentwurf 
behandelt, nicht ausreichend. Stehen gefundbheitsgefährlihe Gegenftände in 
- Frage, fo muß deren Einziehung erfolgen; in den Fällen der SS. 10, 11, 
ſowie des $. 8 ift fie dagegen nur fakultativ ausgeiprocdhen ; fie wird, nament: 
lich im Rüdfall, eine der Natur der Zumiberhandlung angemeſſene Verſchär— 
fung des den Schuldigen treffenden Strafübels fein. Daß es darauf, wen 
der einzuziehende Gegenftand, ob dem Verurtheilten oder einem Anderen, ge 
hört, nicht ankommen darf, folgt aus der Vorichrift des $. 367 des Straf: 
geſetzbuchs im legten Abſatz. Ebenſo ſtimmt die durch Abjag 2 des $. 15 
zugelafjene Einziehung im Wege des fogenannten objektiven Strafverfahrens 
überein mit der allgemeinen Beftimmung in $. 42 des Strafgeſetzbuchs. 


$. 16. 

Die Veröffentlihung der Verurtheilung, melde hier vorgeichen it, hat 
ihr Vorbild in den Gefeggebungen von Frankreih und Belgien, in den früheren 
englifchen Gejegen vom 6. Auguft 1860 und von 1872 und in dem nieber: 
ländiſchen Entwurfe. 
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Dem Zwecke der Verfälſchung und ihren nachtheiligen Folgen wirkſam 
entgegen zu treten, entipricht gewiß feine Mafregel beffer, als die öffentliche 
Belanntmahung der fonftatirten Verfälfhung und des über fie ergangenen 
Richterſpruchs. Man wird es nur für gerechtfertigt erachten können, wenn in 
diefer Weiſe Fürforge getroffen wird, die Thatjadhe der Verfälfhung zur Kennt: 
niß des Publitums zu bringen, da auf deffen Seite ein beredhtigtes Intereife 
anerkannt werben muß, biejenigen Verkäufer, welche ſich einer gefährdenden 
ober unlauteren Handlung der fraglihen Art ſchuldig gemacht haben, kennen 
zu lernen. Immerhin werben die einzelnen Fälle der Anwendung der Straf: 
beftimmungen dieſes Geſetzes in ber bezeichneten Richtung mandherlei Verſchie⸗ 
denheit bieten, und es wird zugegeben werden müſſen, daß dieſe Maßregel der 
Veröffentlichung unter Umſtänden für den Betroffenen eine unverhältnißmãßige 
Härte enthalten fann. Es wurde deshalb für angemeſſen erachtet, die An: 
ordnung der Urtheilsveröffentlihung in das fafultative Ermeffen des Straf: 
rihters zu ſiellen und bemfelben ebenfo die Art der Bekanntmachung, fohin 
aud die Beitimmung anheimzugeben, ob und inwieweit fi die Veröffentlichung 
auf die Urtheilsgründe zu erftreden hat. 

Wie in den in $. 165 und $. 200 des Strafgeſetzbuchs vorgejebenen 
Fällen bat diefe Veröffentlihung der Verurtheilung nicht den Charakter einer 
Nebenftrafe im eigentlichen Sinne; fie ftelt fi vielmehr ihrem Weſen nad als 
eine bejondere verftärkte Belanntmahung des ohnehin für die öffentliche Wer: 
fündung beftimmten Strafurtheils bar. 

Daß dieſe Mafregel ebenfo wie mit dem richterlihen Strafurtheil, auch 
mit bem richterlihen Strafbefehl verbunden werden fann, rechtfertigt fich durch 
die Natur des letzteren, welder die rechtliche Wirkung eines Urtheils zu erzielen 
beitimmt ift; dagegen erſchien es nicht gerechtfertigt, auch die Anordnung der 
Veröffentlihung durch eine polizeiliche Strafverfügung zu geftatten. 

Die Veröffentlihung ber Freifprehung auf Antrag bes Freigefprochenen ift 
das Korrelat zu ber Veröffentlihung der Berurtheilung. 


$. 17, 


Die von dem Kaiferlihen Geſundheitsamt berufene Rommiffion hat, wie 
ſchon oben angeführt, die Einrichtung von technifchen Unterfuchungsftationen 
für erforderlich erflärt, wenn das Geſetz praktiſch wirffam werben fol. Sie hält 
dafür, daß an einer folhen Station ein ärztlicher Gejundheitsbeamter, ein 
Chemiker und ein Thierarzt thätig fein müffen, und daß erſt das Zufammen: 
wirken dieſer Kräfte die Gewähr für eine erfprießlihe Thätigkeit zu geben ges 
eignet fei. Der Natur der Sache nad) wird diefes Anfinnen, dergleichen An— 
ftalten einzurichten, in erfter Linie an die größeren Stabtgemeinden herantreten. 
Die fählihen Koften für die Einrichtung und Austattung einer ſolchen An: 
ftalt, ſowie die jählihen und perſönlichen Koften für die laufende Unterhaltung 
derfelben werden aber nicht unbedeutend fein. Um die dringend erforderliche 
Einrihtung zu fördern, will der Entwurf, einer von der erwähnten Kommiſſion 
gegebenen Anregung folgend, die Gelditrafen, welche auf Grund dieſes Gejeges 
ausgefprochen werden, denjenigen Kommunen, Verbänden, kurz demjenigen zus 
wenden, ber die Koften der Unterhaltung einer ſolchen Anftalt trägt, voraus: 
gefegt, daß diefe den Charakter einer öffentlihen Anftalt hat. Dies ſoll ſich aber 
nur auf die Gelbftrafen beziehen, welche dem Staate zuftehen. Die dur polis 
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zeilihe Strafverfügung feitgefegten Strafen fließen meiftens in die Kaſſen ber: 
jenigen Gemeinden, beziehungsweife Verbände, welche bie Koften ber örtlichen 
Polizeiverwaltung zu tragen haben, und es liegt fein Grund vor, biefe Straf: 
gelber namentlich den Fleineren Gemeinden zu entziehen. Zu erwähnen dabei ift, 
dab nad) einer Beitimmung des franzöfifchen Gefeges vom 27. März 1851 bie 
Gemeinden, in welchen die Vergehen gegen das Geſetz Fonftatirt find, zwei 
Drittel der ausgeſprochenen Geldſtrafen erhalten. 


Materialien 


zur 


M 7. 


Anlage A. 


technischen Begründung eines Gejeb-Entwurfs 


gegen die 


Verfälihung der Nahrungs: und Genußmittel und gegen die 
gejundheitswidrige Beſchaffenheit andermweitiger Gebrauchs: 


gegenſtände. 


Inhaltsverzeichniß. 
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. Butter . 
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. Wein R 
. Kaffee und There . 
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. Mineralwäfler, Soda:, Selterwafler, 
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Petroleum . 


. Sonftige Gebraudsgegenftände . 
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Einleitung. 


Seit Abfaſſung der dem Reichstage in der Seſſion von 1877/78 vor: 
gelegten Materialien zur tehnifchen Begründung des vorliegenden Bejegentwurfs 
haben ſowohl die Fortſchritte der Wiſſenſchaſt wie die praktiihen Erfahrungen 
auf dem bezüglichen Gebiete der Bejundheitspolizei jo weſentliche Bereicherungen 
und Berichtigungen dargeboten, daß eine theilweife Umarbeitung diefer Materialien 
geboten erſchien. Somie die eritmalige Vorlage, hat auch die gegenwärtige nicht 
die Aufgabe einer erfhöpfenden Darlegung aller in diefe Frage einfchlägigen 
Gegenftände, fondern einer Zufammenftellung derjenigen Beijpiele, welche zur 
Veranfhaulihung des gefepgeberifhen Bedürfniffes als vorzugsweiſe geeignet 
erjcheinen. 

Um über die Ausdehnung und die Ergebniffe der bisher in dem deutjchen 
Städten vorgenommenen Tanitätspolizeilihen Unterfuhungen von Lebensmitteln 
und Gebrauchsgegenftänden eine Schäßung zu gewinnen, hat das Kaiſerliche 
Geſundheitsamt an die Magiftrate eine Eirkularanfrage darüber gerichtet, ob 
und welde techniſche Einrichtungen zur Vornahme folder Unterfuchhungen be: 
ftehen, jowie in welcher Häufigkeit die legteren bezüglich der mwichtigften Gegen: 
jtände ftattgefunden, beziehentlih in wie vielen Fällen fie zu gerichtlichen Per: 
urtheilungen Anlaß gegeben haben. Aus den eingegangenen Antworten geht 
hervor, daß 

l..in einer Heinen Zahl von Städten die Unterfuhungen von Nah: 
rungsmitteln und Gebrauchsgegenftänden durch Dozenten der Chemie 
an wiſſenſchaftlichen Lehranſtalten ausgeführt werden, nämlich zu 
Augsburg, Barmen, Darmjtadt, Eiſenach, Erlangen, Flensburg, 
Fürth, Göttingen, Hagen, Hof, Karlsruhe, München, Nheybt; 

2. daß eine gleichfalls Heine Anzahl von Städten dieſe Unterfuchungen 
durch befondere Behörden, Sanitätsfommiflfionen u. ſ. f. ausführen 
läßt, nämlid Gera, Görlig, Hildesheim, Kaiferslautern, Köln, 
Königshütte, Mainz, Mes, Münfter, Witten; 

3. daß in einer etwas größeren Zahl von Stäbten das Publikum in 
biejer Frage Selbfthülfe geübt hat, indem unter ſehr anerfennens- 
werther Anregung und Leitung einzelner Sachverſtändiger ſich Ber: 
eine bildeten, welche jich die Kontrole der Nahrungsmittel und Ger 
brauchsgegenftände zur Aufgabe gemacht haben und in geeigneten 
Fällen eine gerichtliche Verfolgung veranlaffen; ſolche Vereine be 
ftehen zu Bayreuth, Chemnig, Frankfurt a. M., Hamburg, Han: 
nover, Initerdurg, Leipzig, Magdeburg, Weimar; 

4. daß eine weit größere Anzahl von Städten einen ober mehrere 
Sahverftändige mit den betreffenden Unterfuhungen ex officio 
betraut hat: Altona, Baden-Baden, Berlin, Beuthen, Bodum, 
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Breslau, Brieg, Burg, Cannitatt, Charlottenburg, Coburg, Erefeld, 
Danzig, Deſſau, Dortmund, Düſſeldorf, Elberjeld, Elbing, Erfurt, 
Eſſen, Freiburg, Frankfurt a. O., Glauchau, "Sagen, Halberitadt, 
Hamm, Harburg Heilbronn, Iferlohn, Kaffel, Landsberg a. W., 
Leipzig, Lieguis, Mannheim, Meerane, Memel, Minden, Mül: 
heim a. Rh., Naumburg a. S., Neiſſe, Oberhaufen, Offenbach, 
Potsdam, Quedlinburg, Regensburg, Reutlingen, Solingen, Stettin, 
Stralfund, Thorn, Trier, Ulm, Weißenfels, Wefel, Wiesbaden, 
Worms, Würzburg, Zeit, Zwidau. 

Endlich ijt 

5. in einer Anzahl von Städten eine ausichließlid auf Fleiſch und 
Milch bezügliche Kontrole eingeführt, nämlich in Altenburg, Aſchers— 
leben, Bamberg, Bielefeld, Brandenburg a. d. H., Eoblenz, Eott: 
bus, Crimmitihau, Gotha, Greifswald, Buben, Kiel, Lübed, 
Lüneburg, M. Gladbach, Osnabrüd, Piorzheim, Prenzlau, Noftod, 
Spandau, Stargard i. Pomm., Stolp, Stralfund, Zittau. 

Ueber die aus den eingegangenen Berichten bezüglich des Jahres 1878 
fi) ergebenden, namhafteren Nefultate gibt nachfolgende tabellariiche Weberficht 
Aufſchluß. 

Die in dieſer Ueberſicht auffallende Verſchiedenheit des Verhältniſſes be— 
fundener Kontraventionen zu der Zahl vorgenommener Unterſuchungen erklärt 
ſich daraus, daß von manden Städten, wie z. B. Berlin, Münden, Er: 
langen und anderen, alle Marktunterfuhungen mit eingezählt worden find, 
während von anderen Städten nur die Anzahl der bei vorliegendem Verdachte 
vorgenommenen genaueren (analytiihen) Unterfuchungen angegeben worden iſt. 
Unter den leßteren ſtellte fich nothwendig ein ftärkeres Verhältnik folder Er: 
gebnifle heraus, welche zu gerichtliher Verfolgung Anlaß boten, als unter den 
erſteren. 


MT, 


eberfidit 


über 


die Zabl und das Nejultat der in einzelnen Städten des deutſchen Reichs 
im Sabre 1878 vorgenommenen Unterjuchungen von Nahrungsmitteln umd 
Gebrauchsgegenſtänden. 
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1, Mehl, 
als joldes und in jeiner Zubereitung zu Badwaare. 


Unter der Bezeichnung „Mehl“ veriteht man den durch den Mahlprozeß 
zerfleinerten Inhalt der Betreideförner, namentlich des Weizens, Roggens und 
der Gerſte. 

In dem chemiſchen Beltande des Mehls find, neben der Gelluloje und 
einigen Stoffen von mehr untergeorbneter Bedeutung, die wejentlichen Vertreter 
des Nährwerthes: 

die Eiweißkörper (Kleber), das Stärkemehl und die Salze (Phos— 
phate). 

Das Mehl kann dur mangelhafte Behandlung beim Mahlprozeß, ins: 
bejondere mangelhafte Reinigung der Körner, mit Pilzen, mit Mutterforn (secale 
cornutum) behaftet jein, die feinen Werth als Nahrungsmittel beeinträchtigen. 

Theils in Folge der feinen Zertheilung des Mehls, welche den Luftzutritt 
bei Aufbewahrung in Maſſe hindert, theils wegen der Leichtzerjeßbarfeit der 
Kleberftoffe unter dem Einfluß der Feuchtigkeit, Hat diejes wichtige Nahrungs: 
mittel erfahrungsmäßig eine geringe Haltbarkeit. 

Auch die Vermahlung dumpf oder ftidig gewordenen Getreides, ſowie dns 
ſtarke Anfeuchten defielben und feine Erwärmung auf den Mahlgängen in 
manden Mühlen wirft auf die Haltbarkeit und den Werth des Mehles ein. 

Die Erfcheinungen, durch die ſich die Verderbnif des Mehles kundgiebt, 
find: Feuchtwerden unter Erwärmung, Zufammenballen und Entwidelung eines 
eigenen, im gemeinen Leben als „muffig” ober „mulſterig“ befannten unan— 
genehmen, auch „Faßgeruch“ genannten Geruchs, und faure Beichaffenheit. Bei 
dem Mulfterigwerben des Mehls gehen die unlöslichen Kleberſtoffe mehr und 
mehr in lösliche über, in dem Maße, als die faure Beichaffenheit zunimmt. 
Mulfteriges Mehl hat bedeutend an feiner Qualität zum Brotbaden verloren; 
“daraus bereitetes Brot ift schlecht aufgegangen, weich, lebend und ſchwerer 
verdaulich. Ebenfo ſchwer verdaulich find die mit dem immer mehr und mehr 
angebauten Buchmweizen vermahlenen Mehle. 

In dem Mehl, wie es im Handel vorkommt, find mannigfache nicht dahin 
gehörige und die Qualität beeinträchtigende Einmifhungen beobachtet worden. 
Einige find nur zufällig mit dem Getreide oder durch den Mahlprozeß hinein: 
gefonmen, andere abfichtlich zugeſetzt. Die abfichtlihen Zufäge zu dem Mehl 
haben theils den Zwed einer auf Täufchung berechneten Vermehrung des Ge— 
wichts, theils den Zweck der Aufbefferung jchlechter Qualität und Badfähigkeit. 

Zu den zufälligen Verunreinigungen des Mehles gehören: Staub, erdige 
Theile und dergleichen, bie den @etreibeförnern anhaften und durch unvoll: 
fommene Vorbereitung nicht entfernt wurden, dann Pilze (Mutterforn, Brand), 
jerner bie Subftanz fremder, nicht zum Getreide gehöriger Samen. Bon bem 
Mahlprozeß aus kommt, bei Mühliteinen aus Sanditein noch von deren Ab: 
nugung berrührend, Staub in übrigens nicht erheblicher Menge hinzu. 

Die auf die Gewichtvermehrung berechneten Zufäge zu dem Mehl haben 
bisher nur in vereingelten Mühlen oder bei vereinzelten Mehlverfäufern ftatt- 
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gefunden. Sie find zweierlei Art: In gemwiffen Fällen ungeniefbare Mineral: 
ftoffe, in anderen Fälen an fi unſchädliche, vegetabiliihe Subftanzen. 

Zu den bierhergehörigen Mineralfubitanzen zählen: Schwerjpath, (ichmwefel: 
ſaurer Bart), Gyps, Kreide u. dgl. m. 

Thatſächlich it, daß aus Holland, namentlich aus Rotterdam, ein Meht- 
verfälſchungsmittel, welches aus gemahlenem Gyps oder auch Schweripath be: 
fteht, unter dem Namen „Kunſtmehl“ nach Deutfchland eingeführt wird. Das 
Königlich preußiſche Handelsminijterium hat ſich in Folge deffen veranlaft ge: 
jeben, vor dem Ankauf dieies Mehles zu warnen. 

Der Zufag von Gyps iſt bis zu einer Höhe von 30 Prozent beobachtet 
worden, während Schwerſpath mandmal bis zu 16 bis 20 Prozent dem Mehle 
beigemifcht wird. Beide vermehren um ebenjoviel den unverbrennlichen Rüd: 
itand des Mehles, der ſonſt nicht über 2 Prozent zu betragen pflegt. 

Als vegetabiliiche Beimengungen zur Vermehrung des Gewichtes find zu: 
nädhit zu nennen das Mebl der Hülſenfrüchte: Erbfen, Linjen, Bohnen, Sau: 
bohnen und Lupinen, auch des Buchweizens, ſoweit es der Preis Diefer Produkte 
zuläßt. In Frankreich ſcheint dies im weiteren Umfang der Fall als in 
Deutihland, wo höchftens Lupinen und Saubohnen (Kaftormehl) erheblich 
billiger find als die Getreidearten. 

Weiter find bierher zu zählen: die Zujäge von Maismehl, von getrodneten 
Kartoffeln im gemahlenen Zuftande und von Kartoffelitärke, fjämmtlich den Ge— 
halt an Eiweihförpern und folglich den Nährwerth vermindernd. Auch vflegt 
man den beiferen Mebljorten aus Weisen und Roggen die minderwerthigen 
Mehlſorten aus Gerſte und Hafer in ungerechtfertigter Weiſe, aber mit geringerer 
Beeinträchtigung des Nährwertbes, zuzufegen. Das Verbaden von Erbfenmehl 
und Kartoffeln mit dem Roggenmehl ift übrigens in manchen Gegenden Deutjch- 
lands herkömmlich und Sitte. > 

Zu den Hunftgriffen, um verdorbenes Mehl wieder zu den Zweden ver 
Bäderei verwendbar zu machen, auch wohl aus tadellofem Mehle ein befonders 
anfehnliches Gebäd berzuitellen, nicht minder auch, um demjelben ein größeres 
Volumen zu geben, zählt der Zujag von Alaun, Kupfervitriol und verwandten 
Salzen, welche, dem Brotteige zugemiicht, ihn leichter verarbeitbar machen. 
Sie geben dem Brote ein weißeres Ausſehen, machen es loderer, ermöglichen 
die Verwendung schlechteren Mehles und vermitteln einen größeren Wafjer: 
gehalt des Brotes, machen dafjelbe jomit jchwerer und erhalten es länger frifch: 
baden, ohne dab es zugleich feucht, kleiſterig und waſſerrändig erſcheint. 

Die Thatſache, daß Kupfervitriol ih im Brote durch Bildung von 
Schwefeltupfer unter Umftänden jchwärzt und dem Produkt einen grauen Stich 
giebt, ift Anlaß geweſen, Zinkvitriol dafür zu jubjtituiren. Vohl und Eulen: 
berg fanden im der Ajche von Mehliorten 3,, bis 3,, Prozent Zinkoryd. 

Zink ſowie Blei kann erfahrungsgemäß auch dadurch ins Brot gelangen, 
daß die Badöfen mit abgängigem Holz geheizt wurden, welches einen zink— 
reip. bleihaltigen Anftrich hatte. 

Auch kann Zink und Kupfer im Brot auftreten, wenn alte mit Kupfer: 
vitriol und Chlorzink imprägnirte Eiſenbahnſchwellen beim Baden als Heiz 
material benugt werben. 

Unter den gefärbten Meblwaaren find bejonders die Suppennudeln oder 
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Eiernubeln hier zu erwähnen, ba es vorgefommen ift, daß diefelben nicht mit 
Eigelb oder Safran, fondern mit Pifrinfäure gelb gefärbt worden find. 

Was nun die Bedeutung der aufgeführten Mißbräuche in hygieniſcher 
Beziehung angeht, jo find bie Fälichungen des Mehles und Brotes durch 
Schweripatb, Gyps, Alaun, Kupfer und Zinkoitriol und andere Mineral: 
fubftanzen tbeils als gefunbheitsgefährlich theils als entſchieden ſchädlich, das 
Färben der Nubeln mit Pikrinſäure als entſchieden geſundheitsſchädlich zu 
bezeichnen. Alle anderen genannten Prozeduren haben eine Werthvermin— 
derung dieſes hauptſächlichſten Nahrungsmittels aller Stände zur Folge. 

Der Nachweis derjelben ift in allen Fällen durch die mifroffopifche und 
chemische Unterfuhung mit Sicherheit zu führen. 


Hauptinhalt: 


Unter der Bezeichnung „Mehl“ ift der durch den Mahlprozeß vorbereitete 
Kern der Getreidearten zu verfteben. 
Als Mittel zur Fälſchung des Mehles find vorgekommen: 

a) Mehl von Erbjen, Linien, Bohnen, Mais und Kartoffeln. Sie 
find nicht als gejundheitsgeiährlich, aber auf Täuſchung berechnet 
und als werthvermindernd zu betrachten. 

b) Gyps, Schweripatb, Kreide, fohlenfaure Magnefia und andere 
Mineralbeitandtbeile, deren Genuß unter Umftänden der Geſundheit 
nachtheilig ift. 

e) Maun, Kupfervitriol und ähnliche Metallfalge, die zur Brot: 
bereitung entſchieden geiundheitsgefährlih find. 

Ebenſo ift das Färben von Suppennudeln mit Pilrinfäure ſtatt Eigelb 
oder Safran unzuläffig. 
Alle aufgezählten Fälfchungsmittel find leicht und ficher nachzuweiſen. 


2. Ronditoriwaaren. 


Unter Konditorwaaren find bier hauptfächlich eine Neihe von Genußmitteln 
zu verjtehen, welche der leichten Weberficht wegen in folgende Abtheilungen 
untergebracht werden mögen. 

I, Badwaaren, die fi vom Brot durch Ingredienzien refp. befondere 
Zubereitungsweife unterideiden: Kuchen, Torten, Zeb: und Honig: 
kuchen ꝛc. 

2. Konfekt: 

a. Marzipan, kandirte Früchte, Pralinées, Chokoladenplätzchen ꝛc. 
h. aus eßbarem Material hergeſtellte, plaſtiſche Nachbildungen von 
allerlei Gegenſtänden. 

3. Bonbons, Drops und ähnliche Sachen, größtentheils aus Zucker 

beftehend, mit oder ohne Füllung. 

. Fruchtfäfte, Geldes, Limonaden. 

. Liqueure, 

Gefrorenes. 

Paſteten. 

Paſtillen und Dragees: 
Pfeffermünzfuchen, mit Zuder überzogene Samen von Anis, Wurm- 
famen, Ingwer ꝛc. 
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Auch beim Verkehr mit Gegenftänden, welche unter den genannten Rubriten 
jubjummirt werden können, find theils vom hygieniſchen, theils vom juriftiichen 
Standpunkte aus zwei Neihen von Thatjahen in Betracht zu ziehen. 

Begenitände der vorbezeichneten Art werden, was Beichaffenheit und Gewicht 
anbetrifft, oft mit dem Schein einer bejjeren Beichaffenheit verjehen. 

Ferner erhalten fie in Folge ihrer Zubereitung bez. Verpadung oder Auf: 
bewahrung erfahrungsgemäß häufig gejundheitswidrige Eigenjchaften. 

Der erfteren Reihe von Uebelſtänden kommt in bygienifcher Beziehung fein 
bevenklicher Charakter zu, wenn man erwägt, daß die in Frage ftehenden Gegen: 
ftände als entbehrliche Luxusmittel hauptſächlich nur von einem geringeren Theile 
der Bevölkerung konjumirt werden. Indeſſen verdient erwähnt zu werden, daß 
Fruchtjäfte, Geldes und Limonaden, die von Kranken und Rekonvaleszenten aus 
allen Bevölferungsichichten recht viel genofen werden, bejonders häufig verfäljcht 
werden, jo daß ſtatt der echten Waare eine werthloſe Nahahmung zum Ber: 
faufe gelangt. 

Die an zweiter Stelle erwähnte eventuelle Gejundheitsihädlichkeit von 
Konditorwaaren beanjprucht ein erhebliches Intereſſe. Gegenftände aus fait 
allen Eingangs erwähnten Abtheilungen find in aefundheitsgefährlicher bez. giftiger 
Beihhaffenheit in den Konſum gebracht worden. Hauptſächlich find die billigeren, 
kleineren Konditorwaaren, wie Konfefte und Bonbons für ſolche Vorkommniſſe 
Anlaß geweien. Bei ihrer Seritellung find häufig giftige Farben verwandt 
worden. Gerade fie werden ihres billigen Preiſes wegen in großer Menge als 
Naſchwerk von Kindern genoffen, deren zartem Organismus der Genuß gejund- 
heitswidriger Sachen bejonders gefährlich werden fann. 

Von den Konditor-Badwaaren gilt im Allgemeinen dafjelbe, was in Bezug 
auf Fälfchung ꝛc. bei Mehl und Brot gelagt worden it. Auch bier werden 
erfahrungsgemäß, bejonders zur Gewichtsvermehrung, Stoffe wie Gyps, Schwer: 
ſpath 2c. zugejeßt. Beim Anfertigen von Sonigkuchen wird häufig an Stelle 
des theueren Sonigs der ichlechte und billige Kartoffelzuder verwandt. Ueber dejjen 
eventuelle Bejundheitswidrigkeit vergleiche bei „Zuder* und „Bier.“ Ferner verdient 
darauf hingemwiejen zu werden, daß beim Baden einzelner bierbergeböriger Gegen: 
ftände fohlenjaures Ammoniak (Hirſchhornſalz) verwandt werden muß, welches 
im Sandel häufig bleihaltig vorfommt, und in manden Fällen ſchon zu Bleiver: 
giftungen Anlaß gegeben hat. 

Bei den Eingangs am zweiter Stelle unter Konfekt aufgeführten Gegen: 
ftänden haben bejonders häufig Fälfhungen veip. geiundheitswidrige Bereitungen 
ftattgefunden. Ein Theil diejer Fabrifate wird im größten Maßſtabe angefertigt, 
und gelangt nicht nur in den eigentlichen Konditoreien zum Verkauf, fondern findet 
eine weite Verbreitung dur die Feilbaltung in verichiedenen anderen Geſchäften, 
in denen Lebens und Genußmittel überhaupt zum Verkaufe gelangen, ferner auch 
. auf Jahrmärkten. Es find dies hauptſächlich Bonbons und aus Zuder oder anderem 
eßbaren Material bergeftellte plaftifche Nachbildungen von allerlei Gegenitänden, 
die meiſt die verjchiedenften SFarbenanftriche erhalten, oder auch in der Maſſe 
gefärbt werden. Mögen auch manche hierhergehörende Begenftände, wie Blumen, 
Figuren aus Mehlteig ꝛc. uriprünglih als Zierrathe nur für das Auge berechnet 
jein, jo gelangen fie doc häufig in die Hände von Kindern, welche fie verzehren. 

Abgejehen von giftigen Farben (Chromgelb, Rupferpräparaten, Gummigutt 2c.), 
von denen in der That viele bei der Verfertigung ſolcher Gegenjtände Anwen: 
dung gefunden haben, verdient bier nod) erwähnt zu werden, daß gerade zu 
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Bonbons häufig ein großer Zufag von ungehörigen Mineralbeftandtheilen ge: 
macht wird. Pfeifenerde, Gyps, Schwerjpatb, Sandpulver iſt bis zu 25 pEt. 
nachgewieſen worden. 


Wie ſchon vorher erwähnt, werden häufig Gelces, Fruchtjäfte und Limonaden 
verfälicht. Diefer Betrug wird jo ausgeführt, daß Gemenge von Zuderlöjungen, 
Säuren, Gewürzen und Farbtoffen, meift parfümirt mit künſtlichen Aethern und 
Eſſenzen, unter der Bezeichnung von echten Präparaten in den Handel gelangen, 
Dieſer Betrug iſt um fo lukrativer, als die echten Fruchtfäfte ꝛc. einen ziemlich 
hohen Preis haben. Die Stoffe, welche zur Seritellung ſolcher Nahahmungen 
dienen, fönnen unter Umftänden auch nachtheilig für die Gejundheit jein. So 
finden als Parfüms und Gewürze ſchädliche Präparate, wie Bittermandelmaijer, 
Birnefjenz (beftehend aus ejfigjaurem Amyläther, der häufig eine Beimiſchung 
von Amylalkohol enthält) mannigjahe Anwendung. Ein Theil der legtgenannten 
Stoffe dient auch zuweilen zur SHerftellung von Fruchtbonbons, 


Ein Gleiches gilt von manchen XLiqueuren. So find Vergiftungsfälle be: 
obachtet worden, hervorgerufen durch blaufäurehaltigen Perfikoligueur. Bel 
einigen Liqueuren (Danziger Goldwaſſer) iſt es üblich, einen Zuſaß von Gold— 
itaub zu machen. Ein ſolcher ift ungefährlich, wogegen unechtes Blattgold, aus 
Kupfer und Zinn beftehend, unter Umitänden giftig wirfen kann. 


In Pafteten find, abgejehen von giftigen Farben in deren Verzierungen, 
Quedjilber und Antimon gefunden worden, 
Neuerdings find Vergiftungen durch Gefrorenes beobachtet worden. 


Die Eingangs unter Nr. 8 aufgeführten Gegenftände find ebenfalls häufig 
verfälſcht im Handel. 


Der Verfälihung ſteht bier ein doppeltes Feld offen. Theils werden an 
Stelle des zu überzudernden Inbhaltes, der Anisförner, Mandeln ꝛc., werth— 
loſe Surrogate genommen, theils werden behufs Gewichtsvermehrung Dem 
Zuderüberzug jchwerere Mineralbeitandtheile zugejegt. 


Der Verpadung, in melder ein großer Theil der angeführten Konditor— 
waaren zum Verkaufe gelangt, wird meift durch allerlei bunte Farben ein ge 
fülliges Neußere gegeben. Auch dieſe gefärbten Verpadungsmaterialien, wie 
Bonbonhüljen zc. haben zu Bergiftungsfällen mehrfachen Anlaß gegeben. Es 
ijt daher geboten, auch für jolche Zwecke, wie überhaupt zum Färben der 
genannten Konditorwaaren nur abjolut unfchädliche Subſtanzen anzumenden, 
die für alle Farbennuancen zu beichaffen jind. 


So jtehen dem Conditor zum Färben feiner Waaren 3. B. folgende, ficher 
unfchäbliche Farbſtoffe zu Gebote: 


Für Weiß: feinftes Mehl, Stärke; für Roth: Cochenille, Karmin, 
Krapproth, Saft von rothen Rüben und Kirſchen; für Gelb: Safran, 
Saflor, Kurtuma; für Blau: Indigolöfung, Lakmus; für Grün: der 
Saft von Spinat und Mifhungen unſchädlicher gelber und blauer 
Farben; für Violet: die Miihungen unjchädlicher blauer und rother 
Farben; für Braun: gebrannter Zuder, Lakrigenjaft; für Schwarz: 
hinefische Tuſche ac. ꝛc. 


Der Nachweis der vorstehend erwähnten Verfälſchungen ijt ftets mit größter 
Sicherheit auf chemiſchem oder mikroſtopiſchem Wege zu erbringen. 
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Hauptinhalt. 

Die Konditorwaaren werden verfälicht mit mancherlei ſchwerwiegenden 
Mineralfubitanzen. Durch bejondere Zujäge beim Baden können geiundheits: 
gefährliche Beitandtheile in diefelben hineingelangen, welche nicht jelten auch in 
den nachträglich angebradten Verzierungen enthalten jind. 

Konfelte, wie Bonbons und dergl., werden häufig aus gefärbtem Zuder 
bergeftellt, zu deſſen Bereitung giftige Farben gedient haben. Daſſelbe gilt von 
plaſtiſchen Nahbildungen allerlei Art. Auch bei diejen Begenftänden werden 
Dineralpulver als betrügeriihe Zufage in Anwendung gebradıt. 

Belces, Fruchtſäfte, Limonaden werden künſtlich nachgemacht aus Zuder, 
Säuren, Gewürzen, Farbtoffen und Eſſenzen. Solde Präparate haben einen 
jebr geringen Werth. 

Liqueure, Paftillen, Dragees werden häufig verfälicht, oder zum Theil in 
geiundheitswidriger Weiſe bergeitellt. 

Vergiftungsfälle nah dem Genuſſe von Paiteten und Gefrorenem find be 
obachtet worden. 

Zur Verpadung mancher Konditorwaaren find mit giftigen Farben gefer: 
tigte Materialien verwandt und auf diele Art Vergiftungsfälle verurjacht 
worden. 

Der Nachweis genannter Berfälfchungen und gejundheitswidriger Bei: 
miſchungen ift leicht zu führen. 


3. Zuder. 


Unter „Zuder“ jchlechtbin veriteht man den fryitallifirten, aus Runkel— 
rüben oder Zuckerrohr hergeitellten Nobrzuder. Er iſt ein Nahrungsmittel der 
verjchiedenartigiten Verwendung und vom ausgedebnteften Konjum. 

Die Gewinnung des Zuders beiteht im Weſentlichen aus der Neinigung 
der betreffenden Planzenjäfte (Scheidung), aus ihrer Konzentration dur Eins 
dampfen, aus der Kryftalliiation und der Trennung der Kryitalle von der 
zuderreihen Mutterlauge, der jogenannten Melaffe. Im Bezug auf die letztere 
waltet ein ſehr hervortretender Unterjchied ob zwiſchen Rüben und Zuderrohr. 
Die Melafje des Zuderrohrs it zwar mißfarbig, aber im Folge des in jeder 
Hinſicht reinen Rohrſaftes nach Beichmad -und Beitand geniehbar. Dagegen 
bedingt der Neichthum des Nübenjaftes an nicht abjcheidbaren Eiweihkörpern, 
jonjtigen organifchen Verbindungen und (namentlich alkaliichen) Salzen einen 
höchſt widrigen, jalzigen Geſchmack, einen jtinfenden Geruch und eine Wirkung 
der Melafje auf den Verdauungskanal, die fie von den Genußmitteln ausjchließt 
oder ausfchließen jollte. Dieje Eigenichaften der Melafje übertragen ſich einiger: 
maßen auch auf den Zuder, wenn auch in jehr mäßigem Grade, je nachdem 
derjelbe mehr oder weniger rafinirt iſt. Wolle Naffinade ift ein der chemijchen 
Reinheit jehr nahe kommendes Produft. 

Die Fabrikation des Zuders, die ihrer Natur nad den Kleinbetrieb aus: 
ihließend mur dem fabritmäßigen Großbetrieb angehört, rubt injofern — 
namentlich die Rübenzuderfabritation — in den Händen ausgebildeter Tech— 
nifer; jie bietet damit ſchon eine anerfennungswertbe Gewähr gegen abfichtliche 
geiundheitsichädliche oder ſonſt unerlaubte Einmijchuugen in das Produkt, um 
jo mehr, als ſolche bei dem charafteriftiichen Anjehen, der Farbe und dem Ge— 
ihmad, jowie den Yöslichkeitsverhältnifien des Zuders jelbit dem Xaien nur 


zu leicht erfennbar jein würden. * 
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Auch in Bezug auf unabfichtlihe Beiniifhungen dur die in der Fabri— 
fation zur Anwendung kommenden Geräthe und Hülfsmittel find injofern wenig 
Befürchtungen zu begen, als einerjeits ſchädliche oder giftige Stoffe nicht in der 
laufenden Fabrikation, jondern nur an vereinzelten Orten (wie Barytverbin: 
dungen und Strontianjalze bei Aufarbeitung der Melafje) oder gar nicht mehr 
vortommen (mie Bleijalze bei der Scheidung); anvererjeits aber die im In— 
terejje des Fabrikanten gebotene äußerjte Neinlichkeit gegen ſchädliche Einflüſſe 
der Geräthe fichert, jo bei den stets und eraft blank gehaltenen kupfernen 
Keſſeln (Vakuum, Robertiche Apparate) und Meifinghähnen, oder durch dauer: 
hafte Ueberzüge (Brotformen, Schühzenbachſche Käften). — Sehr regelmäßig 
pflegt man Dagegen, nad dem lange beitehenden, überall verbreiteten Ge— 
brauche, dem vaffinirten Zuder mitteljt färbenver Stoffe ein weißeres Anjehen 
zu geben. 

Zuſätze wie Schweripath, Gyps, Kreide, Mehl, Dertrin, welche wohl ab 
und zu genannt werden, dürften demnach, aber auch weil unverträglich mit 
der Operation der Fabrilation von Zuder in Broten, ſchwerer oder jelten 
und höchſtens nur bei Streu: oder Würfelzuder zu fonjtatiren fein und aus 
der Hand von leichtfertigen Zwiſchenhändlern kommen, nicht bei Raffinade in 
Broten. Solde Stoffe, wie die genannten, verratben ſich ſchon durch ihre 
Unlöslichfeit allzuleicht dem Konfumenten. 

Schädliche Metalle, wie Kupfer nnd inf, von Kupfer und Meſſing— 
geräthen, werden im Zuder nicht oder nur in verſchwindender Menge angetroffen 
werden. j 

Was die Aufbefferung der Farbe anbelangt, jo hat dieje ſiets den Zweck, 
den etwas gelblichen Stich, der auch bei den beiten Raffinaden nicht zu fehlen 
pflegt, durch Zuſatz von Blau zu fompenfiren und jo das Produkt reiner weiß 
ericheinen zu lafjen. Dieje Manipulation ift, wenigitens bei Rübenzuder, in den 
deutjchen Fabriken allgemein in Gebrauch. Die dazu empfohlene Blautinktur 
aus Indigofarmin (indigoblaufchwefelfaures Kali) hat feinen nennenswerthen 
Eingang gefunden. Das gewöhnliche, allgemein verwendete Mittel ift das 
Ultramarin. Beide können der Natur der Sade nad eben nur im dem Ver— 
hältniß angewendet werden, wie es der ſchwache gelbliche Stich erheijcht, denn 
jeder Meberihuß würde den entgegengejegten Fehler — merfliche blaue Farbe 
des Zuders — bervorbringen. Das Blau ift ſonach, namentlich bei der jehr 
intenfiven Färbekraft der genannten Materialien, nur in geringer Menge im 
Zuder vorhanden. Immerhin kann man das Ultramarin in einer Taſſe Thee 
oder Kaffee bei vorfichtigem Dekantiren als leichten blauen Bodenſatz er: 
fennen, 

Sefundheitsihädlih it das Ultramarin am fich nicht, und außerdem in 
Waſſer unlöslic. 

Auffällig iſt bei manchen Zuderarten der urinartige, ſchlechte Geruch. 
Derjelbe läßt jich am leichteften finden, wenn man in eine Zuderdoje, welche 
mehrere Stunden geſchloſſen war, beim Deffnen raſch Hineinrieht. Dieſer üble 
Geruch ift nur dem Nübenzuder eigen und rührt von anhängender Melaſſe ber; 
er kann bei noch nicht raffinirten Zwiſchenprodukten, oder bei mangelhaft 
raffinirtem Brotzuder vorkommen. 

Die Rübenmelafje jollte wegen ihres hoben ®ehaltes an Salzen, ins 
bejondere altaliihen Salzen, jowie wegen der darin enthaltenen organischen 
jtidjtoffpaltigen Subjtanzen von waährſcheinlich bedenklichem Einfluß auf den 
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Organismus, von den Genußmitteln gänzlich ausgefchloffen fein. Sie pflegt in 
der That entweder durch befondere sekundäre Fabrifation auf fryitallifirten 
Zuder und Abfallbünger, am gemöhnlichiten auf dem Wege der Gährung und 
Deftilation auf Branntwein, Schlempefohle und Schlempejalze zu gute gemacht 
zu werben. Es ift indeffen vorgefommen, daß Aabrifanten nereinigte Rüben: 
melaſſe ald Genußmittel berftellten und vertrieben, namentlich für die arbeiten: 
den Klaffen. Die Reinigung bejteht in der Beleitigung des itinfenden Geruchs 
und einer Verbeſſerung der dunklen Schmußfarbe, nicht entfernt aber in ber 
Abſcheidung der geiundheitsichädlichen Beſtandtheile. 

Die Melaffe von Kolonialzuder ift von den gegen die Nübenmelaffe er: 
hobenen Bedenken frei und in Folge der ungleich größeren Neinheit des Zuder: 
rohrfaftes nicht im gleicher Weile mit Salzen und ftiditoffhaltigen Subftanzen 
behaftet. 

Der augenblidlih im Sandel vorkommende fogenannte Kolonialiyrup iſt 
meiſtentheils Kartoffelftärfeiyrup. Derjelbe ift jo billig, daß er die Nohrzuder: 
melaffe ganz vom Marfte verdrängt bat. Es fragt ſich, ob derjelbe in 
hygieniſcher Beziehung eine größere Kontrole erfordere, da er in der Ernährung 
der niederen Volksklaſſen eine große Rolle ipielt. i 

Es muß deshalb bier vor Allem erwähnt werden, daß neuerdings von 
zwei verfchiedenen, von einander unabhängigen Seiten, nämlich von Elonet in 
Rouen nnd von Ritter in Nancy, ein nicht unbeträchtlicher Arſengehalt nad: 
gewiefen worden ift, der von der Verwendung arjenbaltiger Schwefelfäure bei 
der Umwandlung der Kartoffelitärfe in Kartoffelzucker herrührt. 

Mandie Sorten von Kartoffelzuder in flüffiger Form enthalten ferner 
— gleihiam als Mutterlauge des Stärfezuders in fefter Form — gewiſſe von 
Neubauer, von Mohr und anderen nachgewieſene gelundheitswidrige Subftanzen 
in weit größerer Quantität, als der fefte Stärkezuder (efr. Näheres darüber 
bei Bier S. 61 und Wein ©. 76). 

Im raffinirten Zuder fommt Stärkezuder nicht vor. Dagegen iſt er in 
anderen ſchlechteren Zuderforten bin und wieder gefunden worden. 

Die genannten Verunreinigungen des Zuders laſſen ſich chemiſch nad: 
weifen. 


Hauptinhalt. 


Unter der Bezeichnung „Zucker“ find nur aus Zuderrohr oder Runfel: 
rüben bereitete, kryſtalliniſche Rohrzucker zu bezeichnen. 

Bei dem Zuder aus Rüben iſt die Melaffe durch widrigen Geruch und 
hohen Betrag der Salze ausgezeichnet bezw. gejundheitsgefährlich; nicht jo bei 
dem aus reinerem Safte bereiteten Rolonialzuder. 

Zuder aus Rüben fol frei fein von Melaſſe oder doch davon einen nur 
fehr Heinen Betrag enthalten. 

Die Raffinaden, befonders die aus Rübenzuder, erhalten, um ihnen den 
Stih ins Gelbe zu benehmen, einen geringen Zufag von Ultramarin, welcher 
nicht als ſchädlich zu betrachten iſt. 

Ein gewöhnliches Fälfhungsmittel für den Fäuflihen Syrup (Melaffe aus 
Zuderrohr) ift Stärfezuder. Näheres darüber iſt unter dem Abfchnitt Bier 


ausgeführt. 
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Der Hemifhe Nachweis der Beimengungen bietet feine Schwierigkeit unb 
iſt ſicher. 


A. Fleiſch, Wurſt. 

Es iſt eine bekannte Thatſache, daß häufig kranke Thiere geſchlachtet wer— 
den, um das Fleiſch derſelben als Nahrungsmittel für Menſchen zu verwerthen. 
Das Schlachten derſelben findet unter verſchiedenen Verhältniſſen ſtatt. Auf 
größeren Landgütern werden nicht ſelten kranke Thiere geſchlachtet, um das 
Fleiſch in der Wirthſchaft zu verwenden oder um daſſelbe an Dienſtboten oder 
Tagelöhner zu verſchenken. In anderen Fällen wird das Fleiſch von geſchlach— 
teten kranken Thieren in kleineren Ortſchaften öffentlich als geringe Waare ver— 
kauft. An Käufern fehlt es dann gewöhnlich nicht; dieſelben ſetzen voraus, 
daß, wenn das Fleiſch auch nicht von ganz geſunden Thieren herrührt, der 
Genuß deſſelben doch keine nachtheiligen Folgen habe. In noch anderen Fällen 
werden kranke Thiere auf polizeiliche Anordnung geſchlachtet. Nach einer Be— 
ſtimmung des preußiſchen Viehſeuchengeſetzes, beziehentlich der Inſtruktion zur 
Ausführung jenes Geſetzes, muſſen Rinder, die mit der Lungenſeuche behaftet 
find, getödtet, und darf das Fleiſch der getöbteten Ihiere nach dem völligen Er: 
falten frei verwerthet werden. Die Tödtung oder vielmehr das Schlachten ber 
franten Thiere findet dann jeboch unter Aufſicht eines beamteten Thierarjtes 
ftatt. Es bleibt deshalb in biefem Falle die Verwerthung von Fleiſch, deifen 
Genuß nicht für ungefährlich zu erachten ift, ausgeſchloſſen, während in den 
erjtermähnten Fällen eine Unterfuhung der kranken Thiere durch Sachverſtän— 
dige vor und nad dem Schlachten nicht allemal jtattfindet. 

In den meiften Fällen geſchieht das Schlachten kranker Thiere heimlich, 
es werben wenigitens die Käufer des Fleiſches nicht davon in Kenntniß gejeßt, 
daß bafjelbe von kranken Thieren herrührt. Es giebt nicht wenige Fleifcher, 
die das Schlachten kranker Thiere gewerbsmäßig betreiben (jogenannte Kalt: 
ſchlächter, Polkaſchlächter). 

Bei manchen Krankheiten der Thiere wird das Fleiſch nicht derartig ver— 
ändert, daß der Genuß deſſelben die Geſundheit des Menſchen gefährdet, oder 
daß es auch nur eine Verminderung des Nährwerthes erleidet. Dazu gehören 
viele äußere Krankheiten, die oft zum Schlachten der betreffenden Thiere Ver— 
anlafjung geben, weil jie erfahrungsmäßig ſchwer heilbar find, 3. B. Knochen: 
brüche, ſchwere Berwundungen. 

Auch bei gemwiffen inneren Krankheiten, ſelbſt bei folchen, die erfahrungs: 
mäßig in der Regel töbtlich enden und bei denen deshalb das Schlachten ber 
betreffenden Thiere vortheilhaft ericheint, erleidet das Fleifch, wenigitens in ben 
eriten Krankheitsitadien, feine erheblihen Veränderungen. Das Fleifh von 
Schafen, die an der Drehkrankheit ober an der Traberkrankheit leiden, das 
Fleiih von Rindern, die lungenſeuchkrank find, aber noch nicht fiebern, ober 
von Thieren, welde die Symptome der Knochenbrüchigkeit zeigen u. ſ. w., fann 
in der Negel ganz unbedenklih von Menſchen genofjen werben, Bei dieſen, 
fomwie bei verfchiedenen anderen Krankheiten kann das Fleiſch jedoch eine frant: 
hafte Veränderung erleiden, wenn diejelben einen hohen Grad erreichen, namente 
ih wenn fie zu einer Blutentmifhung führen. 

Bei anderen Krankgeiten der Thiere wird das Fleiſch von vornherein oder 
doch jehr bald in der Art krankhaft verändert, dab der Genuß beffelben für 
Menihen höchſt gefährlih if. Dazu gehören namentlih der Milzbrand, vers 
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ſchiedene milzbrandähnlihe Krankheiten, die Wuthkrankheit, die Rotzkrankheit 
der Pferde, brandige Entzündungen innerer Organe, ſelbſt brandige Prozeffe 
an äußeren Körpertheilen. Namentlih durh den Genuß bes Fleiſches von 
Thieren, die an Milzbrand oder milzbrandähnlicen Krankheiten gelitten hatten, 
find oft zahlreiche, gefährliche Erkrankungen bei Menſchen verurfacht. 

Es ift beobachtet, daß der Genuß des Fleifches von einem einzigen krank— 
beitshalber geſchlachteten Thiere bei mehr als hundert Perfonen jehr heftige, 
zum Theil ſogar töbtlihe Erkrankungen hervorgerufen hat. Es braucht hier 
nur an bie in neuerer Zeit vorgefommenen und in weiteren Kreifen befannt 
gewordenen Fälle in Norbhaufen, wo mehrere hundert Perfonen, in Wurzen, 
wo 206 Perfonen, und in Zeit, wo 197 Perionen mehr ober weniger heftig, 
zum Theil töbtlich erkrankten, erinnert zu werben. Die ſehr intenfiv wirkenden 
giftigen Stoffe werden erfahrungsmäßig durch die gewöhnlichen Zubereitungen 
des Fleiſches, durch gelindes Kochen u. ſ. w. nicht ſicher zeritört, 

Bei manchen Krankheiten der Thiere bilden fich zwar feine fpezifiichen 
giftigen Stoffe in dem Fleiſche; es erleidet diejes jedoch ſolche Veränderungen, 
daß es nad dem Schlachten ſehr jchnell in fäulige Zerſetzung übergeht, wobei 
Stoffe entjtehen können, die bei Menſchen ſehr gefährlich wirken. Dies ift 
namentlih dann der Fall, wenn die franfen Thiere heftig fieberten, oder wenn 
fie, weldier Art auch die Krankheit jein mochte, geſchlachtet wurben, weil ber 
Tod in fürzefter Zeit einzutreten drohte. Daß Thiere aus dem legteren Grunde 
häufig gejchlachtet werden, gebt fhon daraus hervor, dab für das Verfahren 
eine allgemein gebräuchliche Bezeihnung „Nothſchlachten“ befteht. Nach einem 
amtlihen Berichte wurde im Großherzogthum Baden im Jahre 1873 das 
Nothſchlachten bei 4189 Stüd Nindvich und 6002 Schweinen ausgeführt. 
In anderen Staaten, wo das Nothſchlachten nicht Fontrolirt mird, findet dieſes 
wahrjcheinlih verhältnißmäßig noch häufiger ſtatt. Das FFleifch wird dann in 
ber Negel als Nahrungsmittel verwerthet. Ja, es kommt erfahrungsmäßig 
fogar nicht jelten vor, daß XThiere, welche bereits im Sterben liegen, nod ab: 
geftochen werden, um das Fleiſch derjelben zu benugen. 

Ferner kann das Fleiſch von kranken Thieren auch giftige Stoffe enthalten, 
wenn ſolche von den Thieren zufällig aufgenommen oder benjelben als Arznei 
verabreicht wurden. Manche Thiere vertragen von Biftitoffen, die bei Menſchen 
jehr heftig wirken, unverhältnißmäßig große Quantitäten, fo daß die Befürch— 
tung begründet ift, daß Menſchen in Folge des Genuffes des jene Gifte ent: 
baltenden Fleiſches von geichlachteten Thieren erkranken können, obgleich die 
betreffenden Thiere feine Bergiftungserfcheinungen zeigten. 

Gewiſſe krankhafte Veränderungen in dem Fleiſche, welche den Genuß 
dejjelben für Menſchen gefährlih machen, find bei den lebenden Thieren meift 
nicht mit wahrnehmbaren oder doch nicht mit charakteriftifchen Krankheitserſchei⸗ 
nungen verbunden. Jene Veränderungen können vielmehr erit nad dem 
Schlachten der Thiere entbet werden. Dazu gehören die Veränderungen bei 
der Tuberfulofe, das Borhandenfein von Finnen und von Trichinen. 

Endlich ift noch zu erwähnen, daß bei gewiſſen Krankheiten der Thiere 
das Fleiſch zwar feine Veränderungen erleidet, in Folge welcher der Genuß 
deſſelben gefundheitsihädlid ift, daß es babei jedoch in mehr ober weniger 
hohem Mafje an Nährwerth verliert. Es find dies diejenigen Krankheiten, 
bei welchen eine auffallend wäſſerige Befchafienheit des Fleiſches fich bildet, wie 
die fogenannte Ze Igewebswaflerfucht des Nindes und die Fäule der Echafe. 

13 
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Thiere, welche mit folhen Krankheiten behaftet find, werben jehr häufig ge: 
ſchlachtet. 

In manchen Gegenden iſt es üblich, viele Kälber unmittelbar nach der 
Geburt zum Schlachten zu verkaufen, um die Milch der Kühe zur Butter: 
bereitung 2c. zu benugen. Das Fleiſch folder unreifer Kälber wird von den 
Fleiſchern dann oft für vollwerthig ausgegeben, während man demfelben einen 
geringeren Nährmwerth zufchreibt als dem Fleiſch von jolhen Kälbern, die im 
Alter von 8 Tagen und noch ſpäter geſchlachtet find. 

Der fihere Beweis, dab gewiſſe Erkrankungen bei Menichen durch den 
Genuß des Fleifhes von einem beftimmten, im kranken Zuftande gejchlachteten 
Thiere verurſacht find, ift oft nur jehr jchwer zu führen. Einmal treten bie 
Erkrankungen nicht immer unmittelbar nah dem Fleiichgenuffe, mitunter jogar 
erit eine längere Zeit nach demjelben ein, nachdem die betreffenden Perſonen 
Fleiſch von verjhiedenen anderen Thieren genoffen haben, und dann wifjen die 
Fleiſcher, namentlich die fogenannten Kaltſchlächter, das Schlachten kranker 
Thiere und den Verkauf des Fleiſches gewöhnlich auch fo einzurichten, daß der 
urfählihe Zufammenhang zwifchen den etwaigen Erkrankungen bei Menſchen 
und dem von ihnen (den Fleiſchern) ausgeführten Schlachten kranker Thiere 
möglichit verbunfelt wird. Dazu dient namentlih das Verfahren, entweder 
die kranken Thiere heimlich nach einem entfernten Orte zu transportiren und 
fie daſelbſt möglichſt ſchnell und heimlich zu ſchlachten, oder das Fleiſch der an 
ihrem Urſprungsorte geichlachteten kranken Thiere nach einem entfernten Drte, 
gewöhnlih nad einer größeren Stadt, zu bringen. Nicht felten geht das 
kranke Fleiſch erit am Umterhändler über, oder dafjelbe wird mit dem Fleiſch 
von anderen, nachweislich im gefunden Zuftande gefchlachteten Thieren vermischt 
und als von legteren herrührend verkauft. Vielfah wird das franfe Fleiſch 
zur Wurftfabrifation verwendet, um der Entdedung, daß es franfhaft ver: 
ändert ift, vorzubeugen. Die Häufigkeit diefer Erfahrung ift daraus erfichtlich, 
daß die Fleiſcher, welche gewerbsmäßig krankes Vieh ſchlachten, in manden 
Gegenden Saucischenſchlächter genannt werden. 

Das Publikum kann fih gegen die Folgen des Genuſſes von Franken 
Fleiſch nicht hinreichend ſchützen, weil diefem bei gewöhnlicher Aufmerkſamkeit 
und Sachkenntniß meift nicht anzufehen ift, daß es von Franken Thieren ber: 
rührt. In größeren Städten mwürbe eine Abhülfe in gewiſſem Umfange da: 
durch geichaffen werden können, daß Schlahtzwang in öffentlihen Schlacht— 
bäufern verordnet würde und daß in dieſen eine regelmäßige Fleiſchſchau ftatt: 
fände. Ein vollftändiger Schuß fann dem Publikum jedoch aud durch jene 
Einrihtung nicht gewährt werben, weil die Einfuhr von tobtem Fleiſch nicht 
unterfagt und diejes aud von Sadjverftändigen bei der gewöhnliden Beſchau 
nicht immer ſicher darauf beurtheilt werben fann, ob es ganz frei von ſchäd— 
lihen Beftandtheilen ift, bezw. ob es von ganz gefunden oder von Eranfen 
Thieren herrührt. 

Es ericheint deshalb nothwendig, das Publitum gegen Geſundheitsbeſchädi— 
gung duch den Genuß von krankem oder von verborbenem Fleiſch durch geſetz— 
liche Beitimmungen zu ſchützen, welche es möglichſt verhindern, daß foldhes 
Fleifh zum Genuß geboten wird. 

Es kann nicht für zweckmäßig erachtet werden, das Schlachten von kranken 
Thieren überhaupt zu verbieten. Iſt das Fleiſch derfelben erfahrungsmäßig 
unſchädlich, jo ift das Schlachten zu geftatten, mit der Maßgabe jedoch, daß, 
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wenn das Fleiſch in Folge der Krankheit des betreffenden Thieres eine Ver: 
minderung bes Nährwerthes oder der Haltbarkeit erlitten bat, dieſes zur 
Kenntniß des Käufers gebracht werden muß, d. b. daß das Fleiſch nur als 
mindermwerthiges, beziehentlih krankes Frleifch verkauft werben darf. Andernfalls 
würde der NHäufer betrogen oder an feiner Gefundheit beſchädigt werben. 
Letzterer Fall könnte dann eintreten, wenn das nicht haltbare Fleiſch ‚ohne 
Rückſicht auf diefe Eigenfhaft von bem Käufer vor dem Genuffe wie ge: 
wöhnliches gutes Fleiſch aufbewahrt und dabei dem Werderben unterliegen 
würde. Dagegen follte es verhindert werden, kranke Thiere zu ſchlachten und 
das Fleiſch zu veräußern, wenn nicht feitgeitellt ift, daß das Fleiſch ganz um: 
bedenklich, d. h. ohne jeden Nachtheil für die Befundheit von Menſchen genoffen 
werden kann. Mit Nüdficht darauf, daß in gemiffen Fällen nad dem Schlachten 
eines Thieres ſelbſt ſehr erhebliche Frankhafte Veränderungen des Fleisches nur ſchwer 
oder gar nicht beftimmt feftzuftellen find, während die Ericheinungen an dem franfen 
Thiere vor dem Schlachten erinnen oder doch vermuthen ließen, dab daſſelbe 
mit einer gefährlihen Krankheit behaftet war, follte das Schlachten kranker 
Thiere und der Verkauf, felbit das Verſchenken des Fleiſches von denſelben, 
infofern nicht vorher eine Unterfuhung der Thiere durch Sachverſtändige 
(Thierärzte bezw. Fleiſchbeſchauer) ftattgefunden bat, gefeglih verboten werben. 

Gleihwie der Verkauf von krankem Fleiſch follte auch der Berfauf von 
verdorbenem Fleiſch und von verdorbenen Fleiſchwaaren verhindert werden. 

Endlich ift noch zu erwähnen, dab angeblich ſehr häufig von Fleiſchern 
Pferdefleiich als Nindfleiich verfauft wird. Diefe Vermuthung gründet fich befonders 
darauf, dab im Verhältniß zu der fehr großen Zahl der geihlachteten Pferde 
nur jehr wenig Pierdefleifh in den Handel kommt, und dab ſehr viel Fleiſch 
von Pferden, die an Heinen Orten geſchlachtet find, nad großen Städten ver 
ſandt und daſelbſt verkauft wird. Mag aud das Mierdefleifh geſund und 
ebenjo nahrhaft fein als Rindfleifch, jo beiteht doch bei vielen Perſonen eine 
Abneigung gegen daſſelbe. Auch iſt das Pferdefleiſch unter feiner richtigen 
Bezeihnung zu einem billigeren Preife als Nindfleiih zu kaufen, 

Es fei noch eines Verfahrens gedacht, welches in neuerer Zeit eine ftarke 
Verbreitung gefunden bat: Viele Meßger find zu der Kenntniß gelangt, daß 
jelbjt Meine Quantitäten Stärfemehls oder gewöhnlichen Mehls beim Kochen 
mit Waſſer eine große Quantität (das Fünfzigfache) des legteren aufnehmen und 
damit einen diden feiten Kleifter geben. Die Metzger ziehen Vortheil von dieſer 
Eigenschaft, indem fie den Würften ſolchen Kleiſter zufegen. Um die durch 
jenen Zuſatz berbeigeführte Werichlehterung der Farbe wieder zu befeitigen, 
wird der Wuritbrei nicht felten noch mit Fuchſin gefärbt. Cs kann auf dieſe 
Weife eine Menge Waffer in die Wurft gebracht werden, was daraus erhellt, 
daß eine fo bereitete Wurft, die nur 27 Prozent Fleifh und 67 Prozent an 
das Mehl gebundenes Waſſer enthält, immer noch das Ausjehen einer normalen 
Wurft hat. 

Es ift vielfach behauptet worden, dab der Mehlzufag zur Wurſt gehöre, 
jelbjt nothmendig jei. Dagegen ift jedoch zu bemerken, daß namentlih in 
Privathäufern vielfah gute Würfte hergeitellt werden, ohne dab ein Zufag 
von Kleifter jtattfindet. 

Geſundheitsgefährlich kann das angegebene Verfahren nur dann werben, 
wenn die Wurſt länger aufbewahrt wird. In dieſem Falle wird durch den Zus 
ſatz von Sleifter einer Gährung und Zerfegung Vorſchub geleitet. 
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In allen Fällen wird durch den Zujag von Mehlkleifter der Nährwerth 
der Wurft vermindert und es follte deshalb der Verkauf folder Wurft als 
reine Fleiſchwurſt nicht geftattet jein. 


Hauptinhalt: 

Als gefundheitsgefährlich ift zu betrachten: 

1. das Fleiſch von geitorbenen Thieren; 

2. das Fleifh von Thieren, die mit der Wuthfranfheit, der Rotz— 
krankheit, dem Milzbrand oder einer milzbrandähnlihen Krankheit 
mit einer brandigen Entzündung innerer Organe oder äußerer 
Körpertheile behaftet waren; 

3. das Fleifh von Thieren, die im kranken Zuftande geſchlachtet 
wurden, nachdem ſich bereits jogenannte typhöſe Erjcheinungen 
oder ftarfe Abmagerung eingeftellt hatten; 

. das Fleiſch von Thieren, die an Vergiftungen litten, ober benen 
kurz vor dem Schlachten giftige Stoffe in größeren Quantitäten 
eingegeben waren; 

5. tridinenhaltiges und finniges Fleifch, ſowie das Fleiſch von Thieren, 
die in höherem Grade jfrophulös oder tuberfulös waren; 

6. in höherem Grabe verborbenes Fleifch. 

Der Werth des Fleiſches wird bedeutend vermindert, ohne daß dieſes 
immer gefunbheitsgefährlich iſt: 

1. bei allen fieberhaften Krankheiten, ſowie bei inneren chronischen 
(fieberlofen, jchleihenden) Krankheiten, bei denen Abzehrung ent: 
ftanben ilt; 

2. einen geringeren Nährwerth befigt das Fleiſch von fogenannten 
unreifen, d. 5. weniger als 8 bis 10 Tage alten Kälbern ; 

3. der Nährwerth der Wurft wird durch Zuſatz von Mehlkleifter 

vermindert; z 

. Pferdefleiich wird angeblich jehr Häufig als Rindileiih verkauft, 
um bafür einen den eigentlichen Werth überfteigenden Preis zu 
erzielen. 

Da die Erkennung der Krankheiten, bei denen das Fleiſch eine geſund— 
heitsgefährliche Beichaffenheit erlangt, ſowie die Feftitellung der geſundheits— 
gefährlihen Beſchaffenheit des Fleifches nad dem Schlachten ſchwierig ift, jo 
erfheint die Anordnung einer obligatoriichen Fleiſchſchau durch Sachverſtändige, 
wo diefelbe durchzuführen ift, nothwendig, In einer Inſtruktion für bie 
Fleiſchbeſchauer würden die Kennzeichen des gefundheitsgefährlihen (Franken, 
in höherem Grabe verborbenen) ſowie desjenigen Fleiſches, welches nur einen 
geringen Nährwerth hat, anzugeben fein. 

Wo die Fleifhihau nicht obligatorisch ift, würde wenigitens das Schlachten 
kranker Thiere, ohne dab eine Unterfuhung derjelben durch Sachverftändige 
(Thierärzte, Fleiihbejhauer) vor und nah dem Schlachten ftattgefunden bat, 
zu verbieten fein. 
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5. Milch. 


Die Kuhmilch ift ihrer Zufammenfegung zufolge das volltommenite Nahrungs: 
mittel, welches die Natur dem Menſchen bietet. Deshalb ift auch der Milch— 
fonfum feit uralter Zeit ein enormer. Kinder und Erwachfene, Befunde und 
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Kranke partizipiren am Verbrauche der Kuhmilch als Nahrungsmittel, Die 
phyſilaliſche Beihaffenheit der Milh macht es äußerft leicht, ihre natürliche Zus 
jammeniegung auf Koften des Nährwerthes zu alteriren, ohne daß eine ſolche 
Veränderung dem Konjumenten augenfälig wird, Milhfälhung hat von jeher 
ftattgefunden und im Laufe der Zeit um fo mehr zugenommen, je größer der Milch: 
verbrauch geworden ift. Im großen Städten geht die Mil fait ausfchlieflich 
durch die Hände von Zwiſchenhändlern an das fonfumirende Publikum. Diefer 
Umftand, fomwie die Schwierigkeit, eine Verfälfhung der Milch durch Waſſer— 
zuſatz 3. B. Sofort erkennen zu können, ift der Grund, daß es in großen 
Städten oft ſehr ſchwierig ift, eine reine Milch zu erhalten. 

Die Fälſchung der Milch geſchieht erfahrungsgemäß fait ausichließlih in 
folgender Weije: 

1. Durch Entrahmen wird der Mil ein mehr oder weniger großer 
Theil ihrer Nährbeftandtheile (Fett) entnommen. Die fo behandelte 
Milch (Magermilh) wird mit unentrahmter (ganzer) Milch ver: 
mischt, und das Gemenge als „Frifche ganze Milch“ auf den Markt 
gebracht. 

2. Die reine Milch wird vor ihrem Vertricbe mit Waſſer verdünnt. 

. Ein: oder mehrmals abgerahmte Magermilh wird ſchlechthin als 
„friſche Milch“ in den Handel gebracht. 

4. Milch wird erit dem Abrahmungsprozeh unterworfen und nad: 
träglih noch mit Wafler verbünnt. Dieſe Verbünnung wird vor: 
genommen, um das durch die Entrahmung erhöhte fpezifiiche Ge: 
wicht wieder auf das normale Maß zurücdzuführen. 

Dieie Methoden der Milbfälihung find notorifh recht häufig. (Ber: 
gleihe die Zahlen der in der vorgedrudten Tabelle enthaltenen Kolonne 
„Mil“ .) 

Andere weniger übliche Fälſchungsarten gehen darauf hinaus, der durch 
befagte Manipulation entwertheten oder fauer gewordenen Milh ihr uriprüng: 
liches Ausfehen oder ihren milden Geſchmack wiederzugeben. So iſt beobachtet 
worden, daß der abgerahmten und gewäfferten Milch, um ihre Durchſichtigkeit 
und Dünnflüffigfeit zu verringern, Zuder, Stärkefleifter, rohe Stärke, Kreide, 
Gyps, Weizenmehl, Dertrin, Gummi, Abkochungen von Kleie, Gerite, Reis 
oder auch Gummi zugeführt wurden. Feſer in Münden bat in berfelben fo: 
gar Seifenlöfung nachgewieſen. 

Als häufig vorfommend können dieſe leßgenannten Manipulationen indeß 
nicht angefehen werden, da diejelben vielen Beobachtern niemals entgegen: 
getreten find. Häufiger kommt es vor, daß jauer gewordene Milch mit kohlen— 
jaurem Natron oder Kreide veriegt wird, um fie zu entfäuern, oder daß man 
versucht, derjelben duch Zuſatz von jchleimigen Subitanzen ihre verlorene 
Konſiſtenz wiederzugeben. 

Mögen indeh alle diefe Fälſchungen bin und wieder beobachtet werden, 
jo find fie an und für fich weniger beachtenswerth in Bezug auf Geſundheits— 
ſchädigung, als vielmehr in Bezug darauf, daß fie eine vorherige Werthver— 
tingerung zu verbeden bejtimmt find. 

Die Fälſchung der Kuhmilch ift um jo bedenkliche, als für einen großen 
Theil der Bevölferung, befonders größerer Stäbte, eben biefe Milch ein Haupt: 
nabhrungsmittel ausmacht. Ein großer Theil der Kinder und namentlich ?/s 
fänmtlicher Säuglinge find auf eine Ernährung durch Kuhmilch angewieſen, 
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da die naturgemäße Ernährung dur die Mutterbruft immer jeltener wird, 
und an ihre Stelle oft ſchon von vornherein, oft nach frühzeitigem Entwöhnen 
die fünftlihe Ernährung tritt. Anderweitige Nahrungsmittel werden nur von 
wenigen Kindern vertragen. Die große Mehrzahl der im Handel vorkommenden 
Kindermehle, welche als Surrogate für die Muttermilch dienen ſollen, leidet, 
abgejehen von der Vortrefflichkeit und Zweckmäßigkeit einzelner biefer Präparate, 
im Vergleich mit der Muttermilch an drei recht erheblihen Mängeln. Erftens 
zeigt die Zufammenfegung diefer Präparate fowie der daraus nah Vorſchrift 
zu bereitenden Kinderfuppen in phyfifalifher und chemischer Beziehung mehr 
oder weniger große Unterfchiede von der phyfiologiichen Säuglingsnahrung, der 
Muttermilch, zweitens entbehren die aus genannten Surrogaten gefertigten 
Suppen der relativ großen Gleichmäßigkeit in der Beſchaffenheit, welche der 
Muttermil eigen ift, und drittens find nach vielfahen Erfahrungen dieſe 
Surrogate bei längerem Aufbewahren und Lagern dem Verderben ausgejeßt. 
Durch den Genuß folcher verborbener Kindermehle find in der That oft Er: 
franfungen hervorgerufen worden. Demzufolge bleibt als Haupterſatz der 
Muttermilch die Kuhmilch übrig. Je werthloſer und verbünnter nun diefe dem 
Kinde dargeboten wird, um jo weniger wird fie, unter fonft gleihen Umftänden, 
im Stande fein den Säugling zu ernähren. 

Noch ein anderer Umstand verdient hier erwogen zu werben. Die zarten 
Verdauungsorgane des Neugeborenen find äußerſt empfindlich gegen Veränderungen 
in der Zufammenjegung der dargebotenen Nahrung, und ein Sauptvortheil 
der naturgemäßen Ernährung durch die Mutterbruft befteht in der relativ fon: 
ftanten Zufammensegung der Muttermilh. Iſt man nun gezwungen, feine 
Zuflucht zur Kuhmilch zu nehmen, jo muß zu allererit an den Mildhändler 
bie Forderung geltellt werden, eine Milch von möglichft konſtanter Zufammenjegung 
zu liefern. Diefe Forderung zu erfüllen, find aber nur diejenigen Milchlie— 
feranten im Stande, weldhe ganze, unverfälihte Waare auf den Markt bringen, 
indem dieſe nach den vielen in allen Theilen der Welt angeftellten Analyfen 
eine ſehr gleihförmige Zufammenfegung hat, die um jo Fonftanter iſt, wenn, 
wie meift der Fall, nicht die Milch einer einzelnen Kub, fondern bie zuſammen— 
geſchüttete Stallmild vieler Kühe zum Verkaufe gelangt. 

Mer aber jeine Milch, bevor er fie verkauft, durch eine der Eingangs 
erwähnten Manipulationen in ihrer Zufammenfegung irgend erheblich ändert, 
bietet mithin nicht das vorausgefegte, konſtante Material für die Säuglings- 
nabrung. Er wird dies um fo weniger thun, als er es nicht in der Sand haben 
fann, fein Verfahren jo auszuüben, daß ſtets eine Milch von annähernd 
gleiher Zufammenfegung refultirt. 

Befonders wird das Abrahmen, weil abhängig von der jeweiligen Tages: 
temperatur und der Witterung, die Zujammenfegung einer fonft gleichen Milch— 
jorte in verjchiedener Weife beeinfluffen. Ohne Zweifel ift die enorme Kinder: 
fterblichfeit großer Städte, insbefondere die in ſtetem Wachen begriffene Säug- 
lingsiterblichkeit in direften Zufammenhang zu bringen mit den Ernährungs: 
verhältniffen diefer auf den Schuß Anderer angewieſenen Wefen. 

Der Milchverkäufer wird zur Milchfälſchung verleitet durch mancherlei Um— 
ftände. Vor allen Dingen iſt diefe Manipulation bei ihrer leichten Ausführ: 
barkeit und dem großen Milchlonfum äußerft gewinnbringend, mie folgendes 
Beifpiel aus der Praris lehren möge. 

Der Milhhändler kauft die Milch für 14 pro Liter, zahlt alfo für 
100 Liter 14,0 AM. 
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Von diefen verkauft er: 
6 Liter befte Sahne lach : es vom 7,0 A, 
10 = SRaffeefahne à 0, HM. j 5,0 8 
84 5 Milk a 0, A re —— 16, 
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für zufammen 29,00 , 
d. i. mit weit über 100 Prozent Nuten. Der Wohlhabende ift im Stande, 
fih durch Aufwand außergewöhnlicher Preife gute Milh aus den Molfereien 
in der Stadt, oder aud von außerhalb für feine Kinder zu beſchaffen; die 
größte Mehrzahl aber, Leute in bejchränkteren Verhältniffen, können für die 
Kindermilch nicht mehr zahlen, als den durchichnittlichen Preis von 20 4, 
pro Liter. 

Es wird fi die Entrahmung von Mil bebufs der Sahne: und Butter: 
bereitung nach wie vor nicht umgehen laſſen. Ein Theil abgerahmter Milch 
wird daher in den Handel fommen müſſen. Wer aber beionders zum Zwecke 
der Kindernahrung ganze frifche Mil verlangt und abgerahmte oder verdünnte 
Milch erhält, wird ohne Zweifel benachtheiligt, und es muß die Möglichkeit 
geihaffen werden, Konfumenten vor diefer Beihädigung zu ſchützen, um jo 
mehr, da außer dieſer Veihädigung des Käufers durch die verfälichte Milch 
auch die Gefundheit der Kinder, für welche fie beitimmt ift, beſchädigt wird 


Eine Erwähnung an diefer Stelle verdient noch der Verkauf der Milch von 
denjenigen Kühen, weldhe an gewiſſen Infeltionskrankheiten (Aphthenſeuche) leiden 
oder auch von folden, die bei anderen Krankheiten gewiſſe Arzneien befommen 
haben, die erfahrungsgemäß in die Milch übergehen. Beide Umſtände können 
eine Milh für den Genuß ungeeignet veip. ſchädlich machen. Das Gleiche 
gilt von einigen örtlichen Erkrankungen der Milchdrüfen, bei welchen z. B. 
Eiter oder Blut der Milch beigemengt werben kann. 

Abgefehen davon, daß die Milch einzelner Thiere zumeilen einen abnorm 
hohen Waflergehalt zeigen fan, fonmen noch eine Reihe von jogenannten 
Milchfehlern in Betracht, durch welche der Werth und die Gebrauchsfähigkeit 
der Milch erheblich verringert wird. Zunächſt giebt es Milch, weldhe befonders 
leicht jauer wird. Ferner werden unter den Bezeichnungen jchleimige, bittere, 
rothe und blaue Milch gewiſſe fehlerhafte Beichaffenheiten der Milch veritanden, 
welche den Werth der Milh mehr oder weniger beeinträchtigen. Die even: 
tuelle Gefundheitsschädlichkeit folder Milch ſteht dahin, jedenfalls iſt fie 
efelhaft. 

Die erwähnten Fälihungen find mit Ausnahme der Eingangs sub 1-4 
verzeichneten leicht machzumeifen. Letztere find nicht immer mit Sicherheit zu 
fonftatiren. Man ift jedoch jeher wohl im Stande, eine Fälſchung durch Ber: 
dünnen oder Abrahmen in den Fällen mit abjoluter Sicherheit nachzumweiien, 
wo die Zufammenfegung der Milch derart modifizirt it, dab die Menge eins 
zelner oder aller feiten Beſtandtheile derjelben unter ein gewilles Minimum 
finft. Im vielen Fällen wird eine ſchnell ausführbare Kontrole der Marktmilch 
vermittelſt der üblichen Inſtrumente ausreichen, eine jtattgehabte Fälſchung zu 
entdeden, In anderen Fällen fann cs nöthig fein, eine genaue und chemijche 
Analyje anzuftellen. Welche Apparate zur Kontrole angewandt werden jollen, 
jowie welche Minimalwerthe bei VBeurtheilung der gefundenen Unterſuchungs— 
rejultate zu Grunde gelegt werden müſſen, würde auf dem Wege befonderer 
Verordnung feitzuftellen fein. 


Im Allgemeinen möge bier nur bemerkt werben, daß bisher meift phyſi— 
kalifche Prüfungsmethoden gebräuhlid waren, beionders die Feititellung des 
ſpezifiſchen Gewichtes. Wie die Erfahrung gezeigt bat, ift diefe Prüfungsart 
in den meiften Fällen ausreichend. Allerdings ift das ſpezifiſche Gewicht der 
Milh von weſentlich drei Faktoren abhängig. Erftens erhöhen die in der 
Milchflüſſigkeit aufgelöten feften Beftandtheile — Zuder, Eiweißitoffe, Salze — 
das ſpezifiſche Gewicht. Zweitens wirt durch die in der Milchflüffigkeit ſuspen— 
dirten Butterfügelchen das jpezififche Gewicht vermindert. Drittens wirft eine 
Erhöhung der Temperatur erniedrigend, eine Abkühlung erhöhend auf das ſpe— 
zifiſche Gewicht. Diefer Umstand vermindert die Sicherheit, mit der man vom 
fonitatirten ſpezifiſchen Gewicht auf die Zufammenfegung der Milch jchließen 
fan, weil eine Aenderung jedes einzelnen Faktors ihren Einfluß auf das 
ipszififche Gewicht ausübt, die Nenderung berjelben aber feinen ſicheren Rüd: 
ſchluß darauf geitattet, welcher der drei Faktoren cine Aenderung erfahren hat. 

Bei Benutzung der neueren Inſtrumente iſt übrigens der Einfluß der 
Temperatur ohne Bedeutung. Kommt es im einzelnen Falle darauf an, feit: 
zuftellen, welcher der beiden übrigen Faktoren eine konitatirte Verminderung 
des ſpezifiſchen Gewichtes herbeigeführt hat, jo würde eine Unterſuchung der 
betreffenden Milch mitteljt anderer (event. optiſcher) Inſtrumente noth: 
wendig fein. . 

Sauptinhalt. 

Bei feinem anderen Nahrungsmittel wird die Entwerthung reſp. Ver: 
fälihung vor dem Verkaufe jo häufig beobachtet, wie bei der Milch. 

Die gebräuchlichſten Formen derſelben find: 

a) Die Entrahmung. Entrahmter Milch fehlt ein mehr oder we: 
niger großer Theil des in ganzer (voller) Milch enthaltenen Fettes, 
mithin einer der wichtigiten Beſtandtheile. Sie ift daher als 
minderwerthig zu betrachten und für die Ernährung von Säug: 
fingen ungeeignet. 

b) Die Verdünnung. Ganzer, häufig aud entrahmter Mil wird 
in mehr oder minder erheblicher Menge Waſſer zugefegt und jomit 
ber Nährmwerth derfelben in mehr oder weniger hohem Grabe be: 
einträchtigt. 

e) Der Zufag von fremden Stoffen (Stärfekleiiter, Stärke, Kreide, 
Gyps, Weizenmehl u. ſ. w.) wird jeltener beobachtet und ge: 
ſchieht meiltens, um eine vorhergehende Verdünnung der Milch 
durch MWiederherftellung des der normalen Milh eigenthümlichen 
Grabes von Undurchfichtigkeit und Didflüffigkeit zu verdecken. Der: 
artige Milch ift für die Ernährung ungeeignet bezw. ſchädlich. Die 
Vermifhung der Milch mit derartigen Stoffen, ebenfo aud der 
Zufa von fäureabforbirenden Mitteln zu fauer gewordener Milch, 
macht diejelbe zu raſcherem Verderben geeignet und kann aud an 
und für fich geiundheitsgefährlic wirken. 

Der Verkauf folder Milch als ganzer Milch ift zu verhindern. 

Ebenfo ungeeignet bezw. ſchädlich für die menschliche Ernährung iſt Milch 
von fehlerhafter Beichaffenheit (4. B. uriprünglich wäſſerige, fauere, fchleimige, 
bittere, vothe und blaue Milch), oder auch anscheinend normale Milch, welche 
von Kühen entnommen ift, die an gewilfen Krankheiten (3. B. Infektions— 
franfheiten) leiden. 
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Fir eine fehnelle Feltitellung der Fälihungen find Inſtrumente gebräuch— 
lich, welde in einigermaßen geübter Sand ausreihen. In zweiielhaften Fällen 
muß die hemifche Analyfe zu Sülfe genommen werben. 

Zu einer wirffamen Abhülfe gegen die Verfälihung der Milh ift eine 
geregelte Kontrole des Milchverkaufs in Städten durch Polizeiorgane auf dem 
Berorbnungsmwege herbeizuführen. 


6. Butter, 


Butter ift das auf mechaniſchem Wege aus der Säugethiermilh abge: 
ſchiedene Fett. 

Die im Handel vorfommende Butter enthält ftets Waſſer, und zwar in 
wecjelnden Mengen — wie Unterfuchungen herausgeitellt haben, zwiichen 8 und 
18 Prozent. Einen nod höheren Waffergebalt zeigt die Butter nicht jelten, 
wenn berfelben durch Einfneten Waffer einverleibt oder die Buttermilch nicht 
volljtändig ausgearbeitet ift. 

Durh einen hoben Wafjergehalt wird felbitverftändlih der Nährmerth 
der Butter erbeblih vermindert, außerdem beeinträchtigt mangelhafte Aus: 
arbeitung ihre Haltbarkeit. 

Der Butter giebt man zur befjeren Konfervirung meift etwas Salz bei. 
Ein Zufag von größeren Quantitäten defjelben, der vielfach im Handel beob- 
achtet wird, geſchieht mit Abficht, das Gewicht diejes gut bezahlten Nahrungs: 
mittels in ungerechtfertigter Weije zu vermehren. Dieſer Manipulation kann 
aber dadurch entgegengewirft werden, daß unter Berückſichtigung des Umſtan— 
des, ob bie Butter als ungelalzene oder als geſalzene feilgeboten wird, ein zu: 
läffiger Gehalt derjelben an Salz durch Verordnung feitgeitellt wird. 

Zur Gemwichtsvermehrung wird weiter noch die Beimifchung von weißem 
Käſe, Kartoffelmehl, gekochten Kartoffeln, Weizenmehl, dann eines Gemifches 
von Talg und Schweinefett oder Talg mit Del in Anwendung gebradt. Allein 
dieſe Fälſchungen laſſen nur eine beichränkte Anwendung zu, da fie fich durch 
mehrfache Merkmale leicht erkennen laffen. Stark mit Waſſer verjegte Butter 
läßt diejes, wenn man mit dem Finger ftarf auf die Butter drüdt, fofort in 
Heinen Tröpfchen zu Tage treten Mit weißem Käfe, Kartoffelmehl u. ſ. w. 
vermiſchte Butter hat ihren glatten Strich verloren und vergeht nicht auf ber 
Zunge, ohne die zurückbleibenden körnigen Maſſen durchfühlen zu laſſen. 
Nichtsdeſtoweniger kommen dieſe Fälſchungen vor, zu deren beſſeren Verdeckung 
ſchlaue Fälſcher das gefälſchte Butterſtück mit einer äußeren Hülle von guter 
Butter umgeben. 

In der neueren Zeit hat man auch in vielen Fällen die Milhbutter mit 
Kunftbutter vermifcht als reine Waare in den Handel gebradht. — Dieje Ver: 
fälſchung iſt ebenfalls, abgefehen von der chemischen Analyfe, durch die förnige 
Beichaffenheit der Waare zu erkennen. 

Die Butter wird fehr oft gefärbt. Dies gefchieht mit der flüffigen Butter: 
farbe, bie faft ausichließlih aus Orleans beftehend, von befonderen Fabriken 
geliefert wird. Zur Färbung dienen auch noch Saffran, Eurcuma, Möhren: 
und Rübenſaft, Calendula arvensis, Saflor, (Blumentronenblätter von 
Carthamus tinctoria), Gelbholz (bas Holz des in Meftindien einheimifchen 
Färbermaulbeerbaumes, Morus tinctoria). 

Die genannten Farbitoffe jind der Gejundheit nicht nachtheilig, auch ift 
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die Qualität der Butter von der Farbe nicht unbedingt abhängig, da man 
beifpielsweife bei der Fütterung mit Zuderrübenfhnigeln eine weiße Yutter 
von höchfter Feinheit erhält, die doch wie Schmalz ausfieht. 

In den legten 15 bis 20 Jahren ift zuerit in SFrankreih, dann aud an 
vielen Orten Deutichlands mehr und mehr ein Präparat unter dem Namen 
Kunftbutter, Sparbutter, Gebirge, Alpen-, Alpenkräuter:, Senn, Rittergutss, 
Schweizerbutter, Bayrifher, Tiroler Butter u. ſ. w. vorzugsweife in Fällern 
in den Handel gebracht worden. 

Unfangs waren unter der Bezeihnung Kunftbutter fehr rohe Fettgemenge 
von zweifelhafter Qualität in den Handel gebracht worden, deren Beſchaffenheit 
feine erhebliche Verbreitung zuließ. Von ganz anderer Bedeutung ift, was 
gegenwärtig als „Kunſtbutter“ figurirt. Diejes Produkt ift hervorgegangen 
aus der richtigen Würdigung der großen Rolle, welche die Fette in der Er: 
nährung fpielen, und dem Gedanken, daß es von Wichtigkeit fein müſſe, dem 
weniger Bemittelten ein billigeres Fett von gleihem Geſchmack und von gleichem 
Nährwerthe an Stelle der Butter zu liefern. Dieſe Aufgabe hat die mo: 
derne Kunftbutterfabrifation auf das Anerkennenswerthefte gelöft. Man kann 
fagen, daß Kuhbutter feineswegs immer von ebenjo forgfältiger und rein: 
liher Behandlung auf dem Markt erfcheint. : 

Die mwefentlihften Momente diefer eleganten Fabrikation find: völlige 
Frifche des Nohmaterials (Talg) und ſorgſame Auswahl ber entiprechenden 
Qualität; Vorbereitung im Sinne der Reinigung von Fleiſchtheilen und 
Waſchen, Auslaffen, aber mit Berüdjichtigung aller Umftände, welche ungünitig 
auf den Gefhmad wirken (Temperatur von nur 50 Grad C,; Löslichmachen 
des Zellgewebes mit Kälbermagen); theilweife Erftarrung bes gejchmolzenen 
Fettes zur Abjcheidung eines gewiſſen Betrages von Stearin und Palmitin, 
Behandlung des fo auf den Schmelzpunkt der Butter gebrachten Fettes mit 
Milch, um ihm den Geſchmack der Kuhbutter zu geben, den es jo volltommen 
annimmt, daß es faum möglich ift, durch Koften die Kunftbutter von ber 
echten zu unterfceiden. So fange das genannte Präparat — mie dies in 
Paris, Wien u. ſ. w. polizeilich vorgefhrieben — unter der Bezeihnung „Runft 
butter“ u. ſ. m. auf den Markt kommt, kann es als eine nügliche Vermehrung, 
nicht als Fälſchung von Nahrungsmitteln betrachtet werden. 

Der Butterhandel im Großen hat in vielen Fällen an Ehrlichkeit des Betriebs 
nicht unmefentlihe Einbuße erlitten; iſt es doch vorgefommen, daß Butter: 
händler ihrer Faßbutter bis zu 50 Prozent Schweinefhmalz beigemifht haben. 

Aus Rußland werden gegenwärtig alljährlich hunderttauſende von Fäſſern 
fibirifcher Butter, oft in jehr unappetitlichem Zuftande eingeführt, um bier in 
befonderen Fabriken, theilweife für den Export, umgearbeitet und für höheren 
Preis verfauft zu werden. 

Die fanitäre Schädigung, welche aus dem Erſatze der Butter durch andere 
thierifche Fette bervorgehen kann, ift eine faum nennenswerthe. — Die Fette 
haben alle als Nährftoffe des menjchlihen Körpers den gleichen Werth, nur 
iſt die frifche, reine, nicht ranzige Butter allerdings weſentlich leichter verdau— 
lich, als die übrigen Fette, mit Ausnahme etwa ber feineren Dele, 

Für den Nachweis der jtattgehabten theilmeifen Erfegung der Butter durch 
andere thieriiche Fette bietet die chemische Unterfuhung genügenden Anhalt, 
namentlih durch die neueren, auf Erforihung der Differenz an flüchtigen 
Fettfäuren bafirten Unterfuhungsmethoden. 
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Als Mittel gegen eine im Kandel mögliche Verwechfelung anderer Fette 
mit Butter fei bier noch ein in Boſton gelibtes Verfahren erwähnt, welches 
darin beiteht, daß die Kunftbutter bei hoher Strafe nur unter dem Namen 
Oleo-margarin verkauft werden darf, und daß jedes Gefäß, jede Hülle, ja ſelbſt 
das Papier, im welchem dieſelbe zum Verkauf verpadt wird, bei Strafe dieſe 
Bezeihnung tragen muß. 

Wenn ausführbar, möchte ſich wohl empfehlen, auch bei uns jedem Butter: 
händler die Verpflichtung aufjuerlegen, die einzelnen Butterftüde, wie fie zum 
Verkauf kommen, mit einem Zeichen, einer Art Schutzmarke, welche feinen 
Namen angiebt, zu ftempeln. 

Das Haupterforderniß geht dahin, daß nur reine Butter ohne irgend 
weldien Zuſatz unter dem Namen Butter, dab dagegen jede theilweife ober 
gänzlihe Erjegung der Butter durch andere thierische Fette nur unter einem 
entſchieden anderen, dieſen Unterſchied deutlich fennzeichnenden Namen zum 
Verkauf gebracht werden dürfe. 


Hauptinhalt. 
1. Die Gewichtsvermehrung der Butter dur Zuſatz fremder Stoffe 
iſt unzuläffig. 
2 Kunſtbutter aus Talg oder auch mit anderen Fetten vermifchte 
Butter ift nur umter einer diejelbe nicht als echt fennzeichnenden 
Benennung im Verkehr zuzulaſſen. 


7. Bier, 


Das Bier ift ein Genußmittel, das fich in der neueren Zeit allerorten 
eingebürgert bat. 

Dafjelbe iſt ein durch meinige Gährung ohne Deitillation erzeugtes, 
no in einem gemwillen Stadium der Nahgährung befindliches Getränk, zu 
deſſen Herſtellung ausihlieflih Malz, Hopfen, Hefe und Wafjer verwandt 
werben. 

Diefe Anſchauungen hat auch der deutſche Brauerbund. 

Schon im Jahre 1874 ift von dem damals in Brüffel tagenden inter 
nationalen mebizinifchen Kongreß der Beihluß gefaßt worden, daß nur mittelft 
Gerealien und Hopfen gebraute, gegohrene Getränte als Bier zu gelten haben. 

Bei der Serftellung des Bieres kommen vier verfhiedene Prozeſſe in 
Betracht: 

1. die Bereitung des Malzes; 

2. die Serftellung der Würze durch den Maiſchprozeß; 
3. der Gährungsprozeh; 

4, die Lagerung des Bieres. 

Der Malzprozeß ift ein fünftlicher Keimungsprogeb. Durch denfelben wird 
vor Allem bezweckt, auf Koften der im rohen Getreide vorhandenen ftiditoff: 
haltigen Beitandtheile, der Proteine (Kleber) ein Ferment, die ſogenannte 
Diajtafe, zu bilden, welche bei dem darauf folgenden Prozeß, dem Maifchprozeh, 
das Stärfemolefül unter Wafferaufnahme in Malzzuder (Maltofe) und mehrere 
Dertrine ipaltet. 

Sodann bildet fich dabei ein anderes Ferment (Peptafe), welches beim Maifch: 
prozeß die Proteine zum Theil in Peptone und Parapeptone umwandelt. 
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Ferner wird durch die Keimung allein ſchon eine größere Portion ber ſoge— 
nannten Kleberbeitandtheile löslich, das Parenchym, in welchem die Stärfe- 
förner eingebettet find, wird jucceffive zerriffen oder doch ſehr gelodert. Die 
Stärke felbft wird in der Art affijirt, daß ihre Verkleiiterungstemperatur be 
deutend herabgejegt wird. Schließlich bilden fih auf Koſten der Stärke ein 
paar Prozent Dertrin und etwa !/a Prozent Zuder. Zur SHerftellung des 
Malzes wird das rohe Getreide zunädit in ein Gefäß mit Wafler — bie 
„Weiche“ — gebracht, bis es die Quellweiche erlangt, d. h. circa 50 Prozent 
Waffer aufgenommen hat; dann fommt es auf die „Malztenne”, wo es aus: 
gebreitet und zum Keimen gebracht wird. Hat fich der Blattkeim gehörig ent: 
widelt, jo wird der Keimungsprozeß unterbroden und das fertige Grünmalz 
fommt auf die Darre. Dort wird zunächſt alles Waſſer weggetrodnet, und es 
bilden fich bei höherer Temperatur gewiſſe Röftprodufte, die dem Darrmalz das 
charakteriftiihe Aroma und den eigenthümlichen Gefchmad verleihen. Hierauf 
wird das Malz geichroten und zur Darftelung der Würze eingemaifcht, wobei 
man nach zwei verſchiedenen Methoden, der Infufions: und der Defoftions- 
methode, verfahren kann. 

Beim Maiſchprozeß bildet fih neben einer geringen Menge (etwa 1 Pro: 
zent) Traubenzuder, hauptſächlich Malzzuder, Maltofe, eine jehr harakteriftijche, 
ganz fpezifiiche und edle Zuderart, deren Vorhandenfein gerade die Würze von 
den anderen Zuckerwaſſern unterſcheidet. 

Iſt die Würze „gezogen“, fo bringt man fie in die Würzpfanne — 
Hopfenkeſſel — bis fie fih „gebrochen“ hat. Hierbei wird fie fonzentrirt, die 
Kleber: und eiweißhaltigen Stoffe werben zum theilweifen Gerinnen gebracht 
und in Flocken ausgefchieden. Der Gerbfäuregehalt des Hopfens befördert die 
Klärung derjelben und feine übrigen Beitandtheile geben der Flüffigkeit nicht 
nur bie eigentbümliche Bitterfeit und ihr Aroma, jondern fie dienen auch zur 
Mäfigung ber Imtenfität der Gährung und größerer Saltbarmahung bes 
Bieres. 

Dann wird die Flüſſigkeit in die Kühlapparate übergepumpt und bort 
bis auf den Wärmegrad abgekühlt, bei dem die Gährung ftattfindet, hierauf 
in die im Gährungskeller aufgeitellten Gährungsbottige abgelafjen, mit einer 
genügenden Menge Hefe verſetzt und gähren gelaſſen. Die Eigenfchaften des 
Bieres find in hohem Grade von ber Art und Weife abhängig, wie ber 
Gährungsprozeß (Dbergährung, Untergährung) geführt wurde. 

Das faſſige Jungbier wird dann zu fürzerem oder längerem Lagern in bie 
Fäſſer gebracht. 

Die beraufchende Wirkung des Bieres hängt von feinen Altoholgehalte 
ab. Während die deutſchen Biere eine geringere Menge, zwifchen 2 bis 4 Pro- 
zent davon enthalten, ftehen bie ftarken engliichen Biere (Ale 51/, bis 10 Prozent) 
darin ungefähr mit den Rhein- und Mofelmeinen, fowie mit den leichteren 
franzöfifhen Weinen gleich. 

Da die Stoffe, welche fih in der Würze befinden, auch in das Bier über: 
gehen, jo zeigt fih, daß das Bier außer den Beftanbtheilen des Hopfens und 
der Kohlenſäure noch folgende charakteriftiihe Beſtandtheile enthält: 

1. Malzzuder, 
2. Peptone, 
3. einen hohen Prozentgehalt phosphorfauren Kalis. 
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Dem Bier fommt im engeren Sinne bes Wortes eine nährende Eigen: 
ſchaft zu, die insbejondere auch mit feinem Gehalte an Peptonen zufammenhängt. 

Die in einem gegebenen Quantum Malz; vorhandene Diaſtaſe ift nicht blos 
ausreichend, die im Getreide vorhandene Stärkemenge zu verzudern, ſondern fie 
vermag die Berzuderung von etwa der zehnfachen Menge Stärfemehl zu be: 
wirken; e8 kann deshalb die überfhüflige Kraft der Diaftafe zur Umwandlung 
von Stärke aus anderen Quellen als aus Geritenmalz in weiterem Umfange 
gebraucht werben. 

Ob diefes zur Erzeugung von Bier zuläfiig it, hängt von der Frage ab, 
ob die Qualität des Bieres durch die Zuführung anderweitiger Materialien, 
als der Gerite geändert wird. Was den Begriff der Qualität betrifft, fo läßt 
fi dieſer nit unmittelbar wiſſenſchaftlich feftitellen; wohl aber aus den 
Erfahrungen des praftiichen Lebens ſchöpfen. Nah diefen Erfahrungen find 
die Biere nicht blos nah dem Wohlgefhmad, nah der Annehmlichkeit des 
augenblidlihen Genuſſes, der Frische u. ſ. w. zu beurtheilen, ſondern ebenſo 
jehr nad dem Bekommen und Wohlbefinden während und in der nächſten Zeit 
nah dem Genuſſe. 

Diefen Anforderungen des Wohlgeſchmacks und des guten Belommens ge: 
nügt das Bier nicht etwa durch das Vorhandenfein oder Vorwiegen dieſes oder 
jenes Beftandtbeils, fondern vielmehr durch das relative Verhältniß, durch ein 
gewiſſes Gleichgewicht der beiden — auch phufiologiich fich gegenüberftehenden — 
Sauptfaktoren, des Alkohols und Ertralts. Der Alkohol repräfentirt das an- 
regende, der Ertraft das im engeren Sinne nährende Prinzip, welch' letzteres 
bei der gleichzeitig durch den Alkohol angeregten Thätigkeit des Organismus 
diefem als Nahrungsobjeft geboten wird. 

Der Ertraft ift die Summe aller nicht flüchtigen Beſtandtheile; dabei ift 
vorausgefegt, als weitere Bedingung einer guten Qualität des Bieres in obigem 
Sinne, dab die Beitandtheile deffelben, nämlid Gummi, Malizuder, Proteine 
und Salze, insbejondere Phosphate, vertreten und zwar in dem Maße vertreten 
bleiben, wie fie aus ber Gerfte ins Bier übergehen. 

Erſt an der Hand diefer im Voritehenden dargelegten Negel läßt ſich ein 
Urtbeil über den Werth der in der Brauerei aufgefommenen Erfagmittel fällen, 
ſowie über ihren Einfluß auf die Qualität des Bieres. 

Es fragt fih nun, ob dem Brauer geftattet fein kann, die überſchüſſige 
Kraft der Diaftafe zur Umwandlung einer, aus anderer Quelle als dem Malz 
erhaltenen Stärke zu verwerthen? Diejer Frage ſchließt ih die andere an, 
wie ber Zufat von fertiggebildetem Zuder zu beurtbeilen jei. 

Die weſentlichſten Beftandtheile des Bieres find neben Kohlenfäure, Al 
fohol und Proteinen verichiedene Arten von Dertrin und Malzzuder, welch’ 
lestere aus dem Stärkemehl des Malzes erhalten werben. 

Der aus dem Kartoffelmehl dargeitellte und häufig als Malzjurrogat vers 
wendete Zuder — Kraubenzuder — iſt eine vom Malzjuder gänzlich ver: 
ſchiedene Zuderart, die einen ganz anderen Charakter befigt und aud) bei ber 
Bährung fih etwas anders verhält. i 

Ein mittelft Traubenzuder dargeftelltes Bier iit daher vom normalen Bier 
verfhieden, ganz abgeiehen von dem Mangel an Peptonen und phosphor: 
faurem Kali. Außerdem ift chemifh reiner Kartoffeljuder ſehr ſchwer ber: 


ftellbar und wenn beritellbar, fo theuer, daß ihn der Brauer nicht mit Vortheil 
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verwenden fanı. Er muß alfo, um mit Gewinn arbeiten zu fönnen, zu 
dem Stärfezuder des Handels feine Zuflucht nehmen. 

Diefer enthält aber nah Unterfuhungen von Schmidt, Mohr, Neubauer 
und Anderen, welche durch Verſuche im Kaiferlihen Gejundbeitsamte beftätigt 
worden find, bis zu etwa 23 Proz. Verunreinigungen, jogenannte unvergährbare 
Subftanzen, welche entweder unverändert in das Bier übergehen, oder bie Ur- 
fache der Bildung von anderen dem normalen Bier nicht zufommenden Stoffen 
find, wenn man von einem möglichen und neuerdings aud beobachteten Arſen— 
gehalt des Stärfezuders abfieht. *) 

Außerdem bat die Erfahrung bei der Branntweinfabrifation gezeigt, daß 
der Kartoffelzuder bei feiner Gährung, je nachdem die Biergährung mehr oder 
weniger dur Darren des Malzes und Hopfens der Würze in regelmäßigen 
Gang gehalten wird, Aldehyd und Fufelöle bildet, und von diefen wirkt der 
Amylaltohol und Aldehyd nachtheilig auf den menſchlichen Organismus. 
Ihnen bauptjählih werden die länger andauernden Gefühle von Schwere 
und Eingenommenbeit bes Kopfes, das Betäubtfein beim Genuffe mancher 
gegohrenen Getränke zugejchrieben. 

Manche Bierbrauer follen angeblich der Würze bis zu 70 Proz. Kartoffel: 
zuder zujegen. Mag daher die Verwendung dieſes legteren viele landwirth— 
fhaftlihe und kommerzielle Vortheile bieten, jo kann doch bis zur Auffindung 
eines fabrifmäßig zu verwerthenden Daritellungsverfahrens von chemiſch reinem 
Stärkezuder die Verwendung der Kartoffel und der von ihr ftammenden Pro— 
dukte vom gejundheitlihen Standpunkte aus bei der Bierbrauerei nicht als zu: 
läffig betrachtet werben, und jelbft wenn dieſes bei Verwendung von chemifch 
reinem Stärfezuder gejchieht, würbe ftets noch in Ermägung zu ziehen 
fein, daß das Kartoffelbier an Salzen und Peptonen ärmer ift, als das 
normale Bier. 

Von ähnlihem Gefichtspunfe aus find auch die übrigen Malzfurrogate: 
Syrup, Melafje, Malzbrauzuder ꝛc. 2c., zu betrachten. 

Außer den erwähnten Stoffen verdient noch Neis und Mais bier Be: 
rückſichtigung. 

Es läßt ſich nicht leugnen, daß dieſelben eine große praktiſche Verwend— 
barkeit befigen und ferner auch, daß viele der bei dem Kartoffelzuder erhobenen 
Bedenken für dieje beiden Gerealien nicht zutreffend find; auf der anderen 
Seite aber enthalten fie auch einen viel geringeren Gehalt an Proteinen und 
phosphorjaurem Kali. 

Auch in Bezug auf den Kohlenfäuregehalt iſt ein weſentlicher Unterſchied 
zwijchen dem normalen Bier und allen Surrogaten zu Eonitatiren. 

Während der Abjorptionskoöffizient des Erjteren für Kohlenſäure jo itarf 
ift, daß man es noch bei einer Temperatur von 12—15 Grad C. trinken kann, 
ohne daß es ſchaal wird, müſſen legtere eiskalt genoſſen werden, fonit ſtehen 
fie ab, fie erzeugen deshalb leicht Magenkatarrh. 

Ein mit derartigen Zufägen verjehenes Bier hat jomit eine andere Zu: 
jammenjegung und andere phyfioloniiche Eigenſchaften, als normal aus Hopfen 
und Malz bereitetes und bat demnach die Anwendung diefer Mittel eine Ent: 
werthung des Bieres zur Folge. 

Neben diefen, einen Schein von Berehtigung babenden Surrogaten 


*) cfr. dieje Motive: Zuder ©. 47 und Wein ©. 76. 
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finden fih im Handel auch ſolche, die auf die Unkenntniß der Brauer berechnet 
find und bin und wieder verwendet werden, 3. B. die fogenannte Triaſtaſe 
und andere, die dem Zweck gar nicht entſprechende, merthlofe, ja gradezu ge: 
fundheitsgefährlihe Stoffe enthalten. Es fann bei diefen auch nicht dem ge: 
ringften Zweifel unterliegen, dab fie nur im nicht zu vechtfertigender Abficht 
verwandt werben. 

Ohne bier auf die Hopfenproduftion der einzelnen Länder näher einzu: 
gehen, fei erwähnt, dab Europa bei einer mittleren Ernte jährlich 53 Millionen 
Kilogramm, bei einer Vollernte aber das Anderthalbfahe an Hopfen zu pro: 
duziren fähig ift, eine Quantität, die den heutigen Bedarf der Brauereien 
beträchtlich überfchreitet, fo zwar, daß in geſegneten Zahren eine bebeutende 
Ueberproduktion ftattfindet. Die Hopfenbauflähe der ganzen Erbe ergiebt nad 
neuen jtatiftiichen Zufammenstellungen eine Mittelernte von nahezu 651/, Million 
Kilogramm, welches Produft einem jährlihen Konfum von berielben Höhe 
gegenübersteht. Aus diefen Zahlen ift erfichtlih, dab Sopfenfurrogate abiolut 
nicht nötbig find, deren Anwendung vielmehr nur egoiftifchen Motiven ber 
Brauer entitammen fann. 

Der Hopfen als Zufa zum Bier, giebt diefem eine größere Haltbarkeit, 
indem feine Beftandtheile: Sopfenöl, Hopfenharz, Sopfenbitter und ein gerb- 
ftoffhaltiger Körper, den zu rafchen Gährungsprozeß, namentlich aber die Nach— 
gährung, deren Dauer die Haltbarkeit des Bieres bedingt, zügeln. Andrerfeits 
dient der Hopfen aber auch dazu, aus der Würze gewiſſe Beſtandtheile abzu: 
j&eiden, die die Haltbarkeit des Bieres ſehr beeinträchtigen würden. Ferner 

macht der Hopfen das Bier der Gefundheit zuträgliher und für den Genuß 
angenehmer, indem er durch feine Bitterftoffe eine beffere Verdauung bewirkt 
und zugleich dem Bier ein erfrifhendes Aroma ertheilt. 

Da nun die Beitandtheile des Hopfens nur in einer guten und 
friihen Waare in der nöthigen Qualität und Quantität zu finden find, fo 
fuchen viele Sopfenhändler, dur betrügerifche Manipulationen der ver: 
ſchiedenſten Art, altes und ſchlechtes Material fo umzugeſtalten, daß fie es als 
iheinbar gutes in den Handel bringen können. Diefe Manipulationen gehen 
fo gar jo weit, daß man durch Fälfchung der Schusmarfen dem fchlechten 
Sopfen den Schein der Herkunft von einem berühmten Kulturplage deſſelben 
zu geben verjucht hat. 

Andererfeits ift nichts dagegen einzumenden, wenn der Hopfen geichwefelt 
und in dichte Gefäße gepreft, eventuell in falten trodenen Räumen auf: 
bewahrt wird. 

Dennod wird von fahmänniiher Seite vielfah darauf einzuwirken ge: 
fucht, daß das Schwefeln nur bei dem zur Ausfuhr beftimmten Hopfen zu ge 
ftatten jei, weil erfahrungsgemäß manche SHopfenhändler dafjelbe benugen um 
minberwertbiger Waare den Anschein einer befferen Qualität zu geben und auf 
diefe Weile den Konſumenten zu jchädigen, 

Neben dem natürlichen Hopfen finden fih im Handel unter dem Namen 
Sopfenöl, Sopfenaroma, Sopfenertraft, Präparate, welde aus dem Sopfen 
felbft gewonnen fein follen. 

Vom hemijchen Standpunkte aus ift ihre Einführung indeß felbit im 
Falle ihrer Echtheit nicht zu empfehlen und zwar erftens, weil bei der Be 
reitung des Ertraftes und der Eſſenz die wirkſamen Beitanbtheile des Hopfens 
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leicht mwejentliche Veränderungen erleiden und fie dadurch dem Bier einen gang 
ungewohnten Gefhmad und Geruch ertheilen können, zweitens, weil durch 
diefelben der Beimengung fremder VBitterftoffe zum Bier noch mehr Vorſchub 
geleiftet wird. Daß letzteres in der That der Fall ift, hat fi durch eine im 
Laboratorium bes Geſundheitsamts ausgeführte Analyje eines folden Hopfen— 
ertrafts beftätigt, der zweifellos Bitterklee-Extrakt enthielt. 

Man bat faft alle im Pflangenreiche vorkommenden Bitterftoffe von denen 
viele mit intenfiv giftigen Eigenfhaften begabt find, im Verdacht gehabt, daß 
fie als Erfagmittel des Hopfens verwendet würden; in der That find in ein- 
zelnen Fällen fremde Bitterſtoffe: Narkotin (ein Opiumaltaloid), Burin, Ab: 
ſynthin, der Bitteritoff aus Cnicus Benedietus und derjenige aus Menyanthes 
trifoliata, ſogar Pikrinſäure nachgewieſen worden. 

Dagegen entbehrt die Behauptung, daß der Bitterſtoff der Herbſtzeitloſe 
vielfach verwandt werde, nach neueren Unterſuchungen der ſicheren chemiſchen 
Begründung. Griefmayer hat nämlich nachgewieſen, daß das Lupulin (Al— 
faloid des Hopfins) in feinem Verhalten gegen Reagentien dem Bitterftoff ber 
Serbitzeitloie, dem Golchiein fehr ähnlich it, jo daß oft möglichermweife eriteres 
bei den bezüglichen Befunden mit legterem verwechfelt worden fein fann. 

Ohne Zweifel verfährt die Mehrzahl der Brauer bei Ausübung ihres 
Gewerbes rechtlich umd möchte es bei einer Geſetzgebung befonders zu berüd: 
fichtigen jein, daß ſehr viele Verfälihungen des Bieres von den Zwiſchen— 
bändlern, den fogenannten Bierverlegern, ferner von Wirthen und Schank— 
fellnern herrühren, welche häufig von Seiten gewiffenlofer fogenannter „Chemis 
fer" in der Verfälfhung der Nahrungsmittel und Getränke gewerbsmäßig 
unterrichtet werden. 

Als Beweis iſt das „Lehrinftitut- für chemiſche Produftenfabrifation von 
F. Hiller in Leipzig, Südftrafe 10” zu nennen, das gegen eiu Honorar von 
10 Mark Jedem lehrt „Bier ohne Hopfen und Malz zu machen, babei 
300 Prozent Gewinn verfpricht und ausführt, dab die Serftellung in jedem 
Küchenlofale vor fich gehen könne. (S. 16 feines Profpeftes.) Daß er ein 
williges Ohr findet, laffen zahlreihe dem Profpelt beigebrudte Attefte (aller: 
dings anonym und ohne Ortsangabe), wie der Umitand, daß er mindeftens 
die Drudkoften für feine großen Injerate gededt befommen muß, vermuthen. 

Auch Brauerei-itenfilienhandlungen wie 3. B. diejenige von Hugo Schulze 
in Nürnberg und andere, ferner viele „Fabriken ätheriicher Dele und Efjenzen“ 
führen allerlei Surrogate von Braumaterialien in ihren Proipeften auf und 
tragen jo zur Bierverfälfhung bei, wobei mande gar jo weit gehen, nicht 
blos die zum Fälichen beitimmten Waaren, fondern auch zu gleicher Zeit ein 
Verzeihniß von falfhen Deflarationen für den Berfand zu offeriren. 

Es läßt fih nicht leugnen, daß die Bierunterfuhungen mit ganz befonders 
großen Schwierigfeiten verbunden find, da die Methoden nur für den Nach— 
weis des Gehalts an Alkohol, Extrakt, Salzen und Kohlenfäure binreichend 
ſcharf find, während fie befonders in Bezug auf Bitteritoffe noh in manden 
Beziehungen der Sicherheit entbehren. 

Am Jahre 1859 wurde von Paſteur die Anweſenheit des Glycerins in 
gegohrenen Flüffigkeiten nachgewieſen. Daſſelbe verbanft feine Entſtehung ber 
Ummandlung eines geringen Theiles Zuders in Bernfteinfäure und Glycerin. 

Die Angabe von Paſteur, nad) der es in einer Quantität von 2 bis 9 
pro Mille im Bier vorkommen foll, ift durd) die neuefte Unterfuhung von Grieß: 
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mayer hinfällig geworben, ber ermittelt hat, daß der Blyceringehalt in echten 
Bieren ganz verihwindend Hein (112—5 Theile in 10000 Theilen Bier), 
alſo nahezu gleih Null ift. 

Wenn fih deshalb in manchen Brauereien der Gebrauh eingeichlichen 
hat, Dem Bier nah der Gährung noch Glycerin (auf je 100 Liter 1/,—1 Liter) 
zuzufegen, jo ift der Entfchuldigungsgrund, dab dein Bier nur mehr von eincın 
Beftandtheile zugeführt werde, den «6 ſchon enthalte, an und für fi hinfällig. 
Der Glycerinzufag erfolgt, weil behauptet wird, dab durch denfelben der 
Geſchmack des Bieres weſentlich verbeilert, es jüher, runder werde und dieſes 
iſt Schon deshalb nicht gerechtfertigt, weil hierdurch in dem Trinfer der Glaube 
erwedt werben soll, als ob er ein ertraftreicheres Bier genöſſe. 

Bei Zufag von Glycerin wird die Vollmumdigkeit des Bieres faſt aus: 
Schließlich von diefem und vom Zucker hervorgebracht, bei nicht mit Glycerin 
verfegtem Bier vom Zuder und den nicht fühfchmedenden Bejtandtheilen, den 
Eimweißlörpern und dem Dertrin, 

Wenn der Brauer fi veranlaßt ſieht, Glycerin zuzujegen, fo hat das 
meiltens in einem vorher begangenen Fehler beim Brauen feinen Grund, 

Damit das Bier, namentlih das aus Kartoffelzuder bereitete, raſch 
gährende, haltbarer werde, iſt es möthig, daß es ein beftimmtes Quantum 
Hopfen enthalte. Wendet der Brauer nın alten Sopfen, oder folden aus 
ſchlechten Jahrgängen an, jo muß er aud größere Mengen dejfelben der Würze 
zugeben. — Sierdurch vermehrt ſich zwar die Haltbarkeit, gleichzeitig aber auch 
die Bitterfeit des Bieres; außerdem bleibt daffelbe dabei dünn und ohne 
Körper — Um diefem Umftande abzuhelfen, nimmt er ftatt des Hopfens das 
nicht gährungsfähige, ſüßſchmeckende Glycerin, das ihm von dem Fabrikanten 
als Sacharin, Delfüß oder unter anderem Namen offerirt wird und dem Bier 
nicht allein einen feiten Schaum, eine größere Konſiſtenz und Süße giebt, 
fondern auch zu feiner Saltbarkeit in hohem Grade beiträgt. 

Ueber die phyfiologifhen Wirkungen des reinen Glycerins ift man noch 
nicht einig. 

Wenn fomit jhon die Verwendung von reinem Glycerin in der Brauerei 
als ein zweilelhaftes Verfahren cericheint, um mie viel mehr it das unreine 
Produkt, das der Brauer des billigeren Preifes halber verwenden muß, zu bes 
anftanden. Daſſelbe enthalt häufig Ameiſenſäure, andere freie Fettiäuren 
und Dralfäure. Auch hat der deutfche Brauerbund anerkannt, dab es 
ein zu beanftandender Zujag fei und einen Preis auf die beite Methode der 
quantitativen Beſtimmung beffelben im Bier gejcht. 

Wenn auch ein Bier, bei deffen Fabrikation feine Fehler vorgefommen 
find, eigentlich feiner künſtlichen Klärung bedarf, fo tritt dennoch ein Trüb- 
werden beffelben aus den verichiedenften Urſachen fo häufig ein, daß der 
Brauer die Anwendung gewiffer Alärungsmittel nicht entbehren kann. 

Das nur dur Sefentrübung unkare Bier Märt fich bei geſchickter Be 
handlung ohne weiteren Zuſatz von jelbit. 

Der Anwendung der mechanisch wirkenden Späne aus Weißbuchen- oder 
Safelnußholz ficht nichts entgegen. 

SHaufenblafe und Ziinglas find ebenfalls nicht zu beanjtanden. 

Gegen die Verwendung von Tannin zum Klären iſt nichts einzuwenden, 

Selatine hat den Nachtheil, daß fie fich nicht vollitändig wieder abjcheibet, 
fondern theilweife im Bier verbleibt. 
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Ein wichtiges Klärmittel ift die Kohlenfäure, welche bei ihrer Entwidelung 
die trübenden Theile an die Oberfläche reißt, von wo aus fie entfernt werben 
können. Bei Bieren, deren Gasentwidelung zu ſchwach ift, jucht man dieſe 
durch Zujag von Kochſalz zu befördern; ob leßteres gejtattet fei oder nicht, 
darüber hat es bejonders in England vieljahe Kontroverfen gegeben. Heute 
ift es geſetzlich normirt, daß das Vier Allıs in Allem 50 Grains in 1 Gallon 
0, g Salz per Liter) Bier enthalten darf. Daß man „Kräuſen“, d. h. die 
3 bis 4 Tage alte, in febhafter Untergährung befindliche Würze, die lauter 
febenskräftige Hefenzellen und noch genug Zuder zur weiteren Gährung ent: 
hält, als Klärungsmittel benugt, kann nicht beanjtandet werben. 

Ueber den Gebraud des Kalkjacharats (Patent von U. W. Hillmann 
und S. Spencer in London), jowie über die Anwendung des phosphorjauren 
Natriums (Patent von W. Garton) und des Natronmwaflerglajes fehlen Er: 
fahrungen. Schädlich ijt aber auf jeden Fall der Zufag von Schwefeljäure 
mit oder ohne gleichzeitige Beimengung von Alaun und deshalb unbedingt zu 
verwerfen. 

Es giebt eine große Anzahl von Faktoren, welche die Haltbarkeit des Bieres be: 
einträdhtigen, und es läßt fich bei der größten Vorfiht und bei den jorgfäl: 
tigiten Beobachtungen aller in der Brauerei gültigen Regeln nicht verhindern, 
daß dafjelbe manderlei Zufällen unterworfen it, in Folge deren es dann ver: 
dirbt und mehr oder weniger ungenießbar wird. 

Unter diejen Umftänden ift der Brauer gezwungen, Mittel zur Konjer: 
virumg feines Brauproduftes anzumenden. 

Der vationelite, den geringsten von allen Eingriffen in die Beichaffenheit 
des Bieres bedingende Weg der Konjervirung it das nah feinem Erfinder 
Paſteur jogenannte Paſteuriſiren (et, unter „Wein“). Es iſt ſowohl auf 
Bier in Flajchen als auch auf Bier im Falle anwendbar und bereits häufig 
im Gebraud). 

Ein neuerdings viel empfohlenes und gegenwärtig in Deutfchland auch 
benugtes Mittel zur Konfervirung des Bieres iſt die Salicyljäure. Diefes 
Präparat ſcheint in der That feinen Zwed wohl zu erfüllen; immerhin aber 
müſſen mit dieſem jowohl, wie mit den zu gleihem Behufe angewendeten Bor: 
präparaten, (Borfäure und Borar) eingehende phyfiologiiche Verſuche gemacht 
und ihre Unſchädlichkeit bei dauernden Genuffe erit bewiefen werden, che man 
eine Verwendung derfelben geſetzlich geftatten fan. Das Gleiche gilt vom 
doppeltichwefligiauren Kalk, 

Zu dem Zwede, um dem Bier eine dunflere Farbe zu verleihen, wird 
ein Theil des verwendeten Malzes jtärker als gewöhnlich gedarrt (Farb: 
malz). Diejes din Wünſchen vieler Konfumenten entfpredhende Verfahren, ver: 
mindert weber die Nährkrajt des Bieres noch wird in Folge deſſen der Genuf 
des Bieres der menjchlihen Gejundheit unzuträglich. 

Außerdem pflegen aber auch viele Brauereien und Wirthe dem an und 
für fih hellen Biere durch Zujag von „Gouleuren*, Farben, die aus ge 
branntem Zuder oder aus Cichorienwurzelextrakt bereitet find, eine dunkle 
Farbe zu verleihen, Diefe Zufäge machen den Genuß des Bieres nicht ſchäd— 
ih. Dagegen nimmt man dieſe Manipulation zuweilen vor, um minder: 
werthigem Biere den Anſchein einer befferen Dualität zu verleihen. Ferner 
werden aber aud) noch Mittel von unbekannter Zufammenfegung angewandt, 
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deren Wirkungsweiſe mithin nicht beurtheilt werden kann; der Gebrauch der 
letzteren ift zu beanftanden. 

Jedes Bier reagirt hemilch jauer. Ob die Säure daffelbe zum Genufie 
untauglich macht, unterliegt jeitens der Konfumenten der verschiedenen Länder 
einer verjchiedenen Beurtheilung. So würde beijpielsweife ein Deutſcher die 
Biere als ungenießbar reſp. ſauer bezeichnen, welche der Belgier noch mit 
großem Vergnügen genießt. Der faure Geihmad hängt hauptfählid von dem 
Verhältniffe der vorhandenen Säure zum Ertraft ab, 

Derielbe könnte gejeglih geregelt werden, wenn man nur auf uniere 
Verhältniffe Nücdjicht nimmt und z. B. nad Grießmayer's Vorſchlag jagt: 

Die Nelation zwiſchen Ertraft und Säure”) darf bei Yagerbieren 4, bei 
Schankbieren 2 nicht überfchreiten. 

Ein hochgrädiger Gehalt des Bieres an Säure ift unter allen Umftänden 
zu verwerfen; ebenfo find bie durch Neutralifiren der Säure in dem Bier ent: 
ftandenen Salze für die Gefunbheit mindeftens unerwünfct. 

Der Altoholgehalt des Bieres fol ferner nicht durch nachträglich zugeſetzten 
Weingeift oder gar fuſeligen Kartoffelfprit bewirkt werben. 

Außerdem können dur Unreinlichfeit beim Brauprozeß während bes 
Ausſchanks Kupfer und Blei in das Bier hineinfommen, die von giftiger 
Wirkung find. 

Schließlich ift an diefer Stelle auch noch gewiffer Lokalbiere zu gedenken, 
die, unter ganz beftimmten Namen zum Ausichant kommend, ſich ſchon durch 
diefe von dem „Bier* ſchlechthin genannten Getränk unterfheiden, jo 4. B. 
das Weißbier, der Broyhan, die Mumme, die Bofe u. dgl. Diefe Biere jind 
zum Theil nicht gehopft, zum Theil mit Weizenmalz bereitet, enthalten aud) 
abſichtlich zugeſetzte Planzenjäuren, Gewürze und andere unſchädliche Stoffe, 
von deren Anweſenheit der den einzelnen Getränken charakteriitiihe Geihmad 
abhängt. 

Wer diefelben genießt weiß jtets wohl, daß er fein „Bier“ jchlehtbin zu 
ſich nimmt. 


Die in dem Bier enthaltenen Kohlenhydrate und itiditoffhaltigen Beſtand— 
theile find je nad ber genofjenen Quantität als eine gewiffe Zufuhr an Nah— 
rung im engeren Sinne zu betrachten, wie im Eingange erörtert wurde. 

Dieſe nährende Eigenihaft kommt aber nur einem normalen Bier in uns 
eingeſchränktem Grade zu. 

Schlechtes Bier, in dem die anorganischen Beltandtheile (namentlich Phos— 
phorjäure, Kali) nur wenig vertreten und ber Gehalt an Stiditoff gering it, 
Bier, dem man, weil es wenig Ertraft und Zuder enthält, mit Glycerin aufs 
geholfen hat, ift infofern nicht mehr in normaler, für die Gejundheit völlig 
entſprechender Verfaſſung, als das Gleichgewicht zwiſchen Alkohol und den 
Ertraftbeftandtheilen im Ganzen und im Einzelnen geitört ift. 

Das oben Gejagte bezieht fih auf den gefunden Konjumenten,; es 
fommt aber noch ungleich mehr zur Geltung binfichtlih der Kranken und 
Rekonvaleszenten, denen das Bier als Stärkfungsmittel verordnet wird. 

In diefem Falle, wo eines Menfchen Gefundheit in Folge von Gewinns 
jucht in Gefahr gebracht werden kann, fällt die Thatſache ſchwer ins Gewicht, 


*) Ertratt : Mildyfäure — 100: x. 
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dab die Verfälfhung des Bieres auch eine die Geſundheit jchädigende Mani: 
pulation jein kann. 

Während bei den übrigen Nahrungsmitteln die Frage der zu ihmen ges 
hörigen, rejp. ihnen nicht zukommenden Beitandtheile leicht gelöft werben 
fann, befindet fih das Bier biefen gegenüber in einer eigenthümlichen Aus: 
nahmeftelung, da bei ihm die Beiteuerungsverhältniffe in den Vordergrund 
treten. 

Das badische Keffeliteuergefep beftimmt den Rauminhalt der Brauerei: 
gefäße. Es fragt nicht nad der Beichaffenheit des Nohmaterials. 

Im Gebiete der Neihsbraufteuer und in Württemberg wird die Steuer 
von dem zum Brauen verwendeten Malze erhoben, die Verwendung beiteuerter 
Surrogate iſt aber erlaubt. 

Nach dem bayeriihen Malzauffchlaggefege wird die Steuer nur nad) dem 
Beritenmalzverbrauen veranlagt und ale Surrogate find verboten. 

Der Artifel 7 des genannten Malzaufichlaggeieges vom 16. Mai 1868 
lautet: 

„Es iſt verboten, zur Bereitung von Bier jtatt Malz Stoffe irgend 
welcher Art als Zuſatz oder Erſatz, oder ein ungemalztes Getreide 
für fi, fowie mit ungemalztem Getreide vermifchtes Malz zu ver: 
wenden. 

Zur Erzeugung von Braunbier darf nur aus Gerſte bereitetes 
Malz verwendet werden.“ 

Durch die Beſtimmungen diefes Artikels ift die Verwendung von Malzſurro— 
gaten, als: Griesmehl, rohe Getreidearten, Kartoffelmehl oder Kartoffelitärke, Neis, 
Mais, Syrup (Melaffe), Trauben: und Brauzuderfabrifate, Biercouleur, Malz: 
brauzuder, Glycerin, Weinſäure, Lakritzenſaft, Cichorien, Caramel zur Bier: 
bereitung in Bayern verboten. 

Außerdem dürfen nah dem bayeriihen Landtagsabidhiede vom 10. No: 
vennber des Jahres 1861 zur Bereitung von Braunbier andere Stoffe als 
Geritenmalz und Hopfen (bei Vermeidung der Anwendung der Strafgeſetze 
wegen Fälſchung von Getränken) nicht verwendet werben. 

Mithin ift in Bayern ſowohl ſteuerrechtlich als polizeilih unter Bier nur 
das aus Beritenmalz, Hopfen und Waffer bereitete Getränk zu veritchen. Im 
übrigen Deutichland dagegen heißt Bier ein aus Malz und den übrigen in 
Bayern verbotenen Surroyaten dargeftelltes Getränk. Was fteuerrehtlih um 
Keihsbraufteuergebiete erlaubt if, wird ſomit in Bayern feuer: und polizei: 
rehtlih als Bierfälfhung angejehen. 

Die Verwendung von Hopfenfurrogaten wird in Bayern gemeinfam als 
Bierfälſchung betrachtet und nad dem Deutſchen Reichsſtrafgeſetzbuch geahndet. 

Von janitären Standpunkte aus verdienen die in Bayern berrfchenden 
Bejege unbedingt den Vorzug. Wie fie fih mit den im übrigen Deutſchland 
geltenden Worjchriften vereinigen lajlen, ohne den Ertrag der Steuer herabzu— 
mindern, it eine vom Gefundheitsamt nicht zu erörternde Frage. 


Hauptinhalt. 

Unter „Bier“ find nur durch weinige Bährung ohne Deftillation er: 
zeugte und nod) in einem gewiſſen Stadium der Nachgährung befindliche Ge— 
tränfe ſchlechthin aus Malz (Berfte), Hopfen, Heſe und Waffer zu verfichen. 
Ale übrigen aus jonjtiigen Materialien erzeugten ähnlichen Getränke dürfen nur 
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unter anderen fie beftimmt unterjcheidenden Bezeichnungen, 3. B. „Neisbier", 
verkauft werben. 

Es würde fi empfehlen, die Materialien, welche bei der Seritellung ge: 
wiſſer, ſchon durch ihren Namen als ſolche kenntlicher Lokalbiere (Meißbier, 
Broyhan u, dergl.) als Gewürze verwandt werden dürſen, auf dem Verord— 
nungsmwege feſtzuſtellen. 

In vielen Bierbrauereien find zahlreiche Surrogate in Gebraud ge: 
fommen. 

Als Surrogate für Beitandtheile des Malzes find Stärke, Stärfezuder 
und Glycerin zu nennen. Ob die Anwendung von Stärkezuder, der gegen: 
wärtig noch in ſehr unreinem Zuftande in den Sandel kommt, gejundheits- 
gefährlich ift, muß weiteren Erfahrungen anheimgegeben werden. 

Die Verwendung von Glycerin ift ebenfalls beim Brauen auszjufchließen. 

Ale drei Surrogate, Stärke, Stärkeguder und Glycerin, drüden als jtid: 
ftofffreie Subftanzen den relativen Gehalt an Eiweißkörpern im Bier herab und 
ftören jo die natürliche Zufammenjegungsweile des Bieres. 

Hopfenjurrogate, find als unvollkommener Erſatz und in Anbetracht ihrer 
eventuellen Schäblichkeit überhaupt von der Auwendung auszufchließen. 

Anpreifungen von Stoffen, wie Ölycerin u. dergl., als Surrogate für die 
Bierbrauerei feitens der Zwilchenhändler find unzuläſſig. 

Mittel zur Färbung des Bieres, wie „Eouleur“ u. ſ. w., find zwar nicht 
gejundheitsgefährlic aber doch darauf berechnet, dem Bier den Anfchein einer 
befieren Beſchaffenheit zu geben. 

Als Klärungsmittel ift gegen (Haſel- und Weißbuhen) Späne, gegen 
Haufenblafe, Ifinglas und Tannin nichts einzuwenden. 

Als Mittel zum Konjerviren des Flaihenbieres ift das Pafteurifiren zu 
empfehlen und ausreihend Für das Bier auf Fällern wird neuerdings 
Salicylfäure oder doppeltſchwefeligſaurer Kalk angewendet; ob dieſe bei dauerndem 
Genuß gefundpeitsgefährlih find, ift durch weitere Unterfuchungen zu ent: 
ſcheiden. 

Ein Bier, das der Geſundheit des Konſumenten im vollen Maße zuträg— 
lich fein jo, darf fich von einem gewiſſen, dem &leichgewicht nahen Verhält- 
niffe zwifchen Altohol und Extrakt nicht zu jehr entfernen. Im Ertraft fol 
das Verhältniß zwifchen Eiweißkörpern, Kohlehydraten und Salzen fo fein, 
wie es bei richtigem VBrauverfahren aus der Gerite hervorzugehen pflegt. 

Jeder hochgradige Säuregehalt ift verwerflich. 

Die als Surrogate des Hopfens dem Bier zugelegten Stoffe find noch 
wicht alle mit Sicherheit nachzuweiſen. 


Ss, Wein.*) 


Mein ift das Produkt der alfoholifhen Bährung des Traubenſaäftes. 

Schon nah kurzer Zeit, bei gewöhnlicher Temperatur, oft Schon nad einer 
halben Stunde, fängt der Traubenjaft ohne allen Zujag von Hefe am zu 
gähren, wolfig und didlih zu werden und Gasblafen zu entwideln. Es hat 
jomit die Gährung ſchon begonnen, und in drei Stunden erfheint die Hefe 
ihon in Form einer gelben Schiht auf der Oberfläche des Moites,; es läßt 
fich dann Schon Alkohol in der Flüffigkeit nachweiſen. 


*, Hierbei jind die eine geringere Bedeutung habenden Fruchtweine außer Acht gelafjen. 
15 
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Die Zufammenjegung und die Qualität der Weine hängt von fehr vielen 
Umftänden ab, 3. B. von der Bodenbejhaffenheit, dem Klima, der Witterung, 
vom Verfahren beim Weinbau, von der Sorte der Nebe, von der Zeit ber 
Leſe, von der Art und Weife, wie die Trauben geleltert, wie die Bährung 
des Moftes geleitet wurde; ſie it ferner abhängig von der Behandlung, der 
man den jungen Wein unterwirft, von der Art der Aufbewahrung und ber 
weiteren Behandlung, dann von der Temperatur der Keller. 

Ebenfo it auch das Alter des Weines auf feine Beichaffenheit von dem 
größten Einfluffe. 

Aus dem Gejagten ergiebt fih in unzweideutiger Weife, daß ber Wein, 
in gewiſſem Sinne ein Kunftprobuft ift, deſſen Güte im Allgemeinen wit 
Manipulationen zuſammenhängt, die von der Beichidlichkeit und Erfahrung 
des Einzelnen abhängen, der ſich mit der Serftellung rejp. der Konjervirung 
der Weine beihäftigt. 

Die gelefenen Trauben werden zerquetiht und — bei Bereitung weißer 
Weine — der Traubenbrei ausgepreßt (gefeltert). Hierbei fließt der Moft 
ab, während die fogenannten Trefter, d. h. Schalen, Hülfen und Kerne, 
zurüdbleiben. 

Da die Prefrüditände noch viel Saft enthalten, werden fie oft noch mit 
Waller verjegt und abermals gepreft, fie liefern dann den Treiterwein (auch 
Lauer genannt). 

In jedem Moft befinden jih im Großen und Ganzen diejelben Beſtand— 
theile, jedoch in verfchiedenen Mengenverhältniffen. Die Güte des Mojtes be: 
dingt — richtige Behandlung vorausgejegt — die Güte des Weines, 

Im Allgemeinen finden fi im Mojt die in der Traube in löslicher Form 
vorhandenen Stoffe, häufig noch vermifcht mit den Löslichen reſp. löslich ger 
wordenen Beitandtheilen der Schalen, Kämme und Kerne. 

Die Mofte enthalten außerdem in der Regel fuspendirte Subitanzen und 
zwar theils unlöslihe Ausſcheidungen, welche bei dem Aufeinanderwirfen ber 
verſchiedenen Säfte entjtanden find, theils mechanifch mitgeriffene Stoffe. 

Die wejentlihften Beftandtheile des Moſtes find: 

1. Traubenzuder, Frudtzjuder und Inofit. Der Gehalt 
wechjelt zwifchen 10 bis 30 Prozent. 

2. Eiweißfubitanzen, O0, bis O,, Prozent; dieſe ihrer Natur nad 
wenig befannten Stoffe liefern unter dem Einfluffe gäbrungserregens 
der, aus der Luft ſtammender Organismen kräftige Fermente. 

. Bektin und andere ftidjtofffreie, jchleimige Beſtandtheile. 

4. Farb: und Riehftoffe nebit einer Reihe von Körpern, beren 
Natur noch wenig bekannt ift, und die man gewöhnlich unter dem 
Namen Ertraftivftoffe zufammenfaßt. 

. Organiide Säuren und zwar Weinfteinfäure, freie’) und an 
Kalium gebundene, Apfeljäure (befonders im Moft unreifer Trauben), 
Butterfäure, Buttereffigfäure und VBalerianfäure. 

Findet fid) Gerbſäure im Moft, jo entjtammt diejelbe nicht dem 
Safte der Trauben, jondern fie ift aus Sternen und Kämmen in 
den Moit gelangt. Die Annahme, daß ſich Eitronenjäure im 
Meine finde, it unbegründet. 


* 


=. 


) Neßler und einige andere Ehemiter bebaupten, daß im Weine keine freie Weinftein- 
fäure vorhanden jei. 
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6. Anorganifhe Stoffe und zwar Phosphorfäure, Kiefelfäure- 
Ehlor, Kalium, Natrium, Calcium, Magnefium, Eifen und Mangan. 

Von diefen Stoffen find das Waffer, der Zuder, die Säuren und Salze 
auf die Qualität des Moftes von entichiebenftem Einfluffe. 

Diefe Beſtandtheile finden ſich bei einem und demfelben Weinberge in 
verſchiedenen Jahrgängen in fehr ungleichen Verhältniffen im Moft. 

In guten Iahren it der Moft reicher an Zuder und ärmer an Säuren 
als in ſchlechten. 

Bei der Bährung des Moftes und bei der Lagerung bes Weines wird bie 
Säure in ber Form von faurem weinfteinfaurem Kalium zum Theil abgefhieden. 
Hierdurch finft der Säuregehalt des Weines; dennoch aber können jühe Trauben 
einen fauren Wein geben. In der Traube und im Moft verdedt nämlich der 
Zuder den Säuregehalt. Da jener aber bei der Gährung ganz oder größten: 
theils verſchwindet, während der größte Theil der Säure im Weine verbleibt, 
fann er diefe verbedende Wirkung nicht mehr ausüben. 

Nah Frefenius kann man annehmen, daß bei guten Traubenforten die 
Säure unb der Zuder im Verhältniß von 1:30 ftehen; in weniger guten 
Zahren und bei leichten Traubenforten finkt es oft auf 1:16, ja noch weiter 
herab. 

Bei Beurtheilung der Güte eines Moftes kommt fomit in erfter Linie die 
abjolute Menge des Zuders und weiter das Verhältnik zwifhen Säure und 
Zuder in Betracht; auch kann man im Allgemeinen als ficher annehmen, daß 
fonftige, die Güte des Moftes verringernde Subftanzen in um jo Hleineren 
Mengen vorhanden find, je reifer und zucderreiher die Trauben waren, von 
denen er ftammt. 

Wie Schon erwähnt, geht der Moft durch die Hauptgährung in Wein über, 
der durch die Nachgährung fertig wird. Sierbei geht der Trauben: und Frucht: 
zuder unter Kohlenfäureentwidelung zum größten Theile im Alkohol über und 
nebenbei entitehen, außer geringen Mengen Propylalkohol, Butylaltohol und 
deren Aldehyden, Aetherarten, ale: Caprin- und Eaprylfäureäther (fogenannte 
Denanthäther), Effigäther, Butterfäureäther. Es bildet fi ferner Glycerin in 
geringeren Mengen, und es kommen zu den ſchon im Moft vorhandenen Säuren 
noch Bernfteinfäure, Eſſigſäure und Kohlenfäure als Gährungsprobufte Hinzu. 
Abgeſchieden werben andererfeits durch die Gährung der größte Theil der ftid: 
ſtoffhaltigen Veſtandtheile, faures weinfteinfaures Kalium, weinfteinfaures Calciun 
und alle im Moit ſuspendirt gewefenen Stoffe. Alle diefe Subftanzen finden 
fih in der Hefe, welche bei dem Gährungsakte ausgeſchieden wird und ſich 
auf dem Boden der Fäller abſetzt. 

Den jungen Wein ftiht man, um ihn von der Hefe zu trennen, im Früh: 
jahr, fobald er Har geworden, ab, d. h. man trennt die Flüffigkeit durch vor: 
fichtiges Ablaffen von dem Bodenſatze. Da fi aber während der Nahgährung 
weitere Hefe bildet, fo muß der Wein noch mehrmals abgeſtochen werden, bis 
er Har bleibt und flafchenreif ift. 

Die Güte des Weines ift abhängig von der Menge und dem relativen 
Verhältniſſe der einzelnen Beftandtheile, 

Der Alkoholgehalt, welcher bis zu gewiffen Grenzen bedingt wird durch 
die Menge des Zuders im Most, ſchwankt, je nach der Art des Weines, zwiſchen 
5 und 13 Prozent. 

Häufig wird ausländischen Weinen noch reiner Sprit hinzugeſetzt, um fie 
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transportfähiger zu machen, fo daß fi in den fpanifchen und portugiefifchen 
Weinen oft 17 bis 24 Prozent und mehr Alkohol findet. 

Die im Weine vorhandenen Säuren find außer den im Mojt vorhanden 
gewefenen uud während der Gährung nicht abgejdiedenen, noch die durch die 
Gährung erzeugte Kohlenfäure, welche allmälig entweicht und in abgelagerten 
Weinen daher nicht mehr enthalten ift, fowie Berniteinfäure und Effigiäure, 
welche legteren fih in Mengen von O,, bis O,,, Prozent vorfinden. 

Die Hauptjäure, welche bis zu einem gewiffen Grade in jedem Weine vor: 
handen fein hu, ift die Weinfäure, die ſich theils frei, zum größten Theile 
aber als Weinftein (faures weinfteinfaures Kalium) vorfindet. 

In guten Weinen beträgt die freie Säure 4 bis 5 pro Mille, auf Wein: 
fteinfäure berechnet. 

Die riechenden Beftandtheile des Weines zerfallen in zwei Arten: 

1. Das Aroma, welches Schon mancher Traubenjaft, 3. B. derjenige der 
Musfattraube, beſitzt. 
2, Die riehenden, bei der Gährung entitehenden Beſtandtheile und 
jwar: 
a) die den Weingerud überhaupt ertheilende Subftanz, die ge: 
wöhnlich als Denanthäther bezeichnet wird; 
b) das Bouquet ober die Blume, welche, mandhen Weinen fehlend, 
für andere harafteriftifch ift. 

Mit dem Alter nimmt die Blume des Weines ab, während der Denanth: 
äther in dem Weine verbleibt. 

Die rothen Weine enthalten außerdem noch einen Farbſtoff, der entweder 
(bei Verwendung von Färbertraube) jchon tm Traubenfaft vorhanden it, oder 
aber dadurd bei der Gährung entiteht, daß man den Moſt mit den den Farb: 
ftoff enthaltenden Hülſen und Kämmen vergäbren läßt. 

Die Kenntniß der Farbitoffe des Rothweins ift neuerdings durch die Unter: 
fuchungen von Armand Gautier wefentlih erweitert worden. Nach demielben 
enthalten alle Weine mehrere, aber nad der Nebforte verfchiedene rothe und 
einen gelben Farbitoff. 

Der in altem Nothweine beobachtete Abſatz rührt davon her, daß die in 
demſelben befindliche Gerbfäure fich zerfeht, und dab fih mit den unlöslichen 
Zerjegungsproduften derjelben der Farbitoff zum Theil niederſchlägt. 

Die Farbe des Rothweines fteht einigermaßen im Verhältniß zur Zeit, 
während welcher die Schalen mit dem gegohrenen Moft in Berührung bleiben, 
So läßt man bei den gewöhnlichen Weinen des füblichen Frankreichs bie 
Schalen 8 bis 14 Tage, bei den deutfchen Nothweinen 2 bis 3 Mochen in 
der Flüſſigkeit. 

Ein Wein, der nad den Regeln der Kunjt vergohren und behandelt worden 
ift, bedarf der Klärung nicht, da die bei der Gährung entitandenen Hefen— 
theilchen fich abfegen und der Wein jo von jelbit Far wird. 

Deßungeachtet läht fi das Klären (Schönen) nicht umgehen. 

Es giebt — abgefehen von Filtrationseinrichtungen — zwei Arten von 
Alärmitteln: 

1. folche, deren Wirkung darauf beruht, daß fie zufanmmentreffend 
mit der in dem Meine enthaltenen oder demfelben zugefegten Gerb: 
Säure Niederichläge liefern, welche die trübenden Beltandtheile des 
Meines mit niederreißen und denfelben fomit klären. 
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Hierher gehören Hühner-Eiweiß, Haufenblafe, Leim, Gelatine, 
Blut oder Milh. Diefe Mittel find nur dann micht zu bean: 
ſtanden, wenn fie mit großer Vorfiht angewandt werden, benn 
etwaige Ueberſchüſſe bleiben gelöft und können zum Verderben des 
Weines beitragen; 

2. foldhe, die an und für fih unlöslich find und bie trübenden Subs 

fangen mechaniſch nieberreißen. 

Hierher gehören verfchiebene Erdarten. 

In England und Spanien beendet ınan die Schönung mit einer Erbe, 
die mit dem Namen Veſogris bezeichnet wird. Die Refultate follen auffallend 
gut fein. Diefe fpanifche Erde unterfcheidet fi von dem auch bei uns in lehter 
Zeit zum Schönen angewandten geichlämmten Kaolin dadurd, daß fie, in Folge 
ihres Gehalts an löslicher Thonerbe, mehr davon an den Wein abgiebt. 


In Frankreich benugt man ſchon feit langer Zeit zum Alären des Meines 
den gebrannten Gyps. Derſelbe wird oft ſchon dem Moft beigemifcht und hat 
bei rothen Weinen die Eigenfchaft, die Farbe derjelben zu erhöhen. 

Der Gyps zerfegt außerdem einen Theil des Weinſteins; unlösliches wein: 
faures Calcium ſcheidet fih ab, während andererjeits ſchwefelſaures Kalium 
entfteht, das" unzweifelhaft zum größten Theile gelöft bleibt, Da der Wein 
außerbem mit jchwefelfaurem Calcium gefättigt bleibt, jo hat jedenfalls der fo 
bereitete Wein nachtheilige und unangenehine Wirkungen auf den menichlichen 
Organismus, fo daß ein Gypszujag bei der Bereitung der Weine unbedingt zu 
verwerfen iſt. 

Buter Wein verbeffert fih bei zunehmendem Alter Dis zu einem gewiſſen 
Grade von ſelbſt, und zwar aus folgenden Gründen: 

1. fofern der Wein noch Zuder enthält, findet meift beim Lagern 
eine langfame Nahgährung ftatt, wodurch ſich fein Alkoholgehalt 
vermehrt ; 

2. entwideln fich beim Lagern der Weine mehr und mehr bie Aether: 

arten, welche denjelben das Aroma verleihen ; 

. vermindert fi der Säuregehalt des Weines durch die Ausſcheidung 
von Weinftein; . 

. gewinnt der Wein durch Ablagerung von Hefe an Klarheit und 
Reinheit des Geſchmacks. 


Immerhin hat aber bie Veredelung der Weine durch das Alter eine Grenze, 
über welche hinaus er an Wohlgeſchmack und Werth verliert. 

Wurde im Vorhergehenden geichildert, in welchen Weiſen aus reifen und 
guten Trauben Wein kunftgemäß bergeftellt wird, jo muß nunmehr darauf hin: 
gewiefen werben, daß die Trauben auch bei forgfältigiter Kultur des Wein: 
fodes in Folge ungünftiger Witterungsverhältniife Häufig nicht genügend veif 
werben. Namentlich it dies in Deutichland der Fall, weit feltener in Frank— 
reih und anderen jüblihen Ländern. Im der That kommen im Deutichland 
durchſchnittlich auf 12 Weinjahre nur ein ausgezeichnetes, 4 gute, 3 mittlere 
und 4 ſchlechte Jahre. 

Wie leicht erfichtlich, läßt ih nun aus schlechten Trauben kein Moit be: 
reiten, der, in oben geichilderter Weife behandelt, direft einen guten Wein 
liefern würde. 
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Es ift daher die Frage, wieviel und mas gefchehen darf, um einen Wein 
zu verbeffern, vom hygienischen Standpunkte von der allergrößten Wichtigkeit. 
Während mande jogenannte Verbefferungsmethoden unbedingt zu vermwerfen 
find, müſſen andere, unter gewiflen Beſchränkungen, vom willenichaftlichen und 
hugtenifchen Standpunkte als berechtigt anerfannt werben. 

In Folgendem follen die hier einfchlagenden Verſuchsweiſen furz erläutert 
werben: 

Die „Weinverbefferung“ kann fih auf den ſchon fertigen Wein, oder au 
den aus den Trauben erzeugten Moft beziehen. 

Wir befprechen zunächſt die Mittel, welche dazu dienen, den Wein zu ent 
fäuern: 

Zur Erreichung diefes Zwedes hat Liebig neutrales weinfteinfaures Kalium 
vorgefchlagen. Es bildet diefes mit der Weinfäure des Weines Weinftein, der 
fich abſcheidet. 

Die Erfahrung hat diefes Verfahren bei vorfichtiger Anwendung als ein 
bewährtes hingeftellt. Werden auch hierbei die anderen freien Säuren, 
namentlih die Nepfelfäure, nicht abgefchieden, fondern nur gebunden, jo 
jcheidet fi doch eine ihrer Menge äquivalente Quantität Weinftein aus, fo 
daß auch eine Entjänerung ftattfinden würde, wen fie allein im Weine vor: 
handen wären. 

Für die Abftumpfung eines Theiles der freien Säure im Weine wird aud 
fohlenfaurer Kalk oder Kalkhydrat verwendet. Verfährt man hierbei vorlichtig, 
jo gelingt es, einen Theil der Weinfteinfäure als unlöslices Kalkfalz abzu: 
ſcheiden. Zur Abicheidung anderer Säuren aus dem Weine eignen fich bie 
Kalkverbindungen nicht. 

Statt Kal ift von Wagner Zuderfalt in Vorſchlag gebracht worden. 

Die früher zur Säureabftumpjung öfters angewandte, giftige Vleiglätte 
dürfte jegt wohl kaum noch zu diefem Zweck Verwendung finden. 

Der Moft ſchlechter und mittlerer Weine enthält im Verhältniß zum vor: 
handenen Zuder immer eine genügende Menge von eiweißartigen Körpern, oft 
fogar einen Ueberſchuß derjelben. 

Die Folge davon ift, daß der im Moſt vorhandene Zuder fo volltommen 
vergährt, daß der fertige — alfoholarme — Jungwein oft auch nicht die ge- 
ringite Spur Zuder mehr enthält und dadurch um jo faurer erfheint. — 
Diele Verhältniffe ändern fi bei den Auslejeweinen. 

Sind in einem Moft 30 und mehr Prozente Zuder enthalten, fo bfeibt 
— jei es in Folge mangelnden Fermentes, fei es in Folge der gährungs: 
hemmenden Kraft der entftandenen größeren Alloholmenge — nod) Zuder un: 
vergohren, jo daß ſolche Weine fchon aus diefem Grunde angenehmer und vor 
allem auch weniger jauer fchmeden, 

Während der Bierbrauer es durch die Art der Bereitung und die Kon: 
zentration der Würze in der Sand hat, dem Betränfe den gewünfchten Gehalt 
zu geben, muß der Weinbauer den Moft nehmen, wie ihn die Natur liefert, 
und e& kommt vor, dab Moſt aus ein und derſelben Lage in verichiedenen 
Jahren von 12 bis 24 Prozent im Zudergehalte bifferirt, ebenſo wie fein 
Gehalt an Säure von 5 bis 12 pro Mille und mehr fchwanfen kann. 

Die Meine müſſen demnach höchſt ungleich ausfallen, und kann es z. B. 
vorlommen, dab bei 14 pro Mille Säure und 12 Prozent Zuder ein Wein 
entjteht, der faum noch genießbar ift. 
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Um num aus folhen Mojten genießbare und effektiv beffere Weine zu 
machen, oder um den aus ſolchen Moften erzeugten Weinen befjeren Geſchmack 
zu verleihen, find namentlich folgende Verfahrungsweiſen im Bebraud. 


l. Das Chaptalijiren, 


Diefes Verfahren, das jeinen Namen nah dem franzöfifhen Chemiker 
Chaptal trägt, beitcht darin, daß man einen zu jauren Moft, unter Anwendung 
bejtimmter, bier nicht weiter zu erörternder Berechnungen, den Säureüberihuß 
(vermittelit gemablenen weißen Marmors) entzieht und ihm gleichzeitig einen 
Zuſatz von einer gewiflen Menge reinen Rohrzuders (ſtatt deſſen aber aud 
Stärfezuder zur Verwendung kommt) giebt. Eine Vermehrung des Weines 
findet alfo bier nicht jtatt. Der erzeugte Wein ift fomit ärmer an Säure, 
reiher an Alkohol und eventuell auch an Zuder, 

Das Chaptalifiren findet nad Beyſe namentlih in Frankreich zur Ser: 
ftellung edler Rothweine, bejonders der Burgunderweine, vielfahe Anwendung, 
und joll dafjelbe vorzugsweife für feine Bouquetweine, deren charakteritijche 
Eigenſchaften man nicht ſchwächen, jondern erhöhen will, bejonders gut jein. 


1. Das Gallijiren. 


Diefes Verfahren heißt jo nad jeinem Erfinder Dr. Ludwig Gall. Es 
bezwedt auch eine Verminderung der freien Säure und eine Steigerung bes 
Alkoholgehalt, ergiebt aber auch zugleich eine bedeutende Vermehrung des 
Weines jelbit. Gall geht von der Annahme aus, daß zur Erzielung eines 
guten Weines der Mojt eine beitimmte Zufammenfegung haben muß, und jtelt 
einen Normalmojt von einem beſtimmten Gehalt an Zuder, Waſſer und freier 
Säure auf, wobei die Thatſache außer Acht gelajjen iſt, daß dieje — 
theile allein noch lange nicht den Traubenmoſt ausmachen. 

Auch hier richtet man ſich betreffs der Quantitäten, die zugeſetzt werden, 
nad beſtimmten Berechnungen. 

Geht man z. B. von der Vorausjegung aus, ein guter Moft müſſe 
20 Prozent Zuder und O,, Prozent freie Säure enthalten, und hat man einen 
jolden, welcher 10 Prozent Zuder und 1 Prozent Säure enthält, jo liefert 
folgende Miſchung das gewünjchte Nefultat: 

in 100 kg Moft 1 kg Säure, 10 kg Zuder, 
: 70 = Waflr 0 = ⸗ 0: : 
: 30 = Bude 0 = ⸗ 30 =: ⸗ 


in 200 kg 1 kg Säure, 40 kg Zuder 
oder 
in 100 kg 0,, kg Säure, 20 kg Zuder. 


Hält man diefe Verhältniffe nicht richtig ein, fo wird der Zweck nicht 
erreicht umd wird dabei noch — wie dies oft der Fall — ſchlechter Stärte: 
zuder verwendet und umreinlic gearbeitet, jo artet das Gallijiren zur 
Schmiererei aus. 


II. Das Petiotifiren. 


Diefes Verfahren verdankt feine Einführung einem burgundifchen Gute: 
befiger Petiot. Es beiteht darin, dab man die Treber nochmals, ſogar bis 
fünfmal, von Neuem mit Zudermwafjer vergähren läßt. 
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Der jo bereitete Zudermwein ift weniger jauer als der Wein aus dem Moit, 
jteht aber, jelbjt bei der fünften Gährung, was Alfoholgehalt und namentlich 
auch das Bouquet betrifft, dem aus reinem Moft erhaltenen Wein nicht nad). 
Man kann hieraus jchließen, daß in den Trebern unzweifelhaft noch mande 
bis jegt unbelannte Stoffe enthalten find, die durch die ſtärkſte Preffe nicht in 
den urfprünglihen Moft übergeführt werden, bei der Gährung aber löslich 
werden und fih an der Bouquetbildung betheiligen. 

Alle dieje verfchiedenen Produkte werden dann zuſammengegoſſen. 

In Franfreih wird das Petiotifiren in großartigem Maßftabe betrieben 
und nur dadurch wird es möglich, die kolofjalen Mafjen billiger Bordeaurm: ine 
zu erzeugen, welche heutzutage nah allen Weltgegenden wandern. 

Nah Beyie haben die nach dieſer Methode erzielten Weine viele Vor: 
züge: fie find feurig und ſchön von Farbe, fie find würzig und bouquetreich, 
von großer Haltbarkeit, jehr bald flafchenreif und Feinerlei Krankheiten unter: 
worfen. 

Alles, was beim Ballifiren gejagt it, trifft natürlich auch beim Petiotifiren 
zu, wenn ſchlechter Stärfezuder verwendet oder unreinlich gearbeitet wird. 

Wie man jieht, wird ſowohl bei Gall, wie bei Petiot Stärkezuder ange: 
wandt und wird derjelbe dieferhalb in zahlreichen Fabriten in großem Maß— 
ftabe aus Stärke mit Säure dargeitellt. 

Der jo erhaltene Zuder ift aber keineswegs rein und hat den großen 
Nachtheil, daß er durch Kryitalliiation nicht wie der Rohrzuder leicht, jondern 
nur jehr ſchwierig gereinigt werden kann. Er enthält deshalb eine große 
Reihe von Unreinigfeiten (Zwifchengliedern zwiihen Stärke und Zuder), die 
zum Theil unvergährbar find. 

Nah Mohr jolen in dem gemeinen Stärkezucker (Kartoffelzuder) oft 30 
bis 40 Prozent folder unvergährbarer Stoffe vorhanden jein. 

Nah E. Schmidt und Neubauer, die verichiedene Handelsjorten davon 
untersuchten, ftellten ſich bei diefen ungefähr 12 bis 20 Prozent Feuchtigkeit 
und 14 bis 24 Prozent unvergährbarer Stoffe heraus, und fanden jich in der 
vergohrenen, unfiltrirten Löſung jyrupartige Beitandtheile von wahrhajt efel- 
erregendem Geſchmacke, die natürlich alle in den Wein übergehen. Außerdem 
ift auch bier wie jhon beim Bier und Stärkejyrup auf einen möglichen Arfen- 
gehalt Hinzumeifen. *) 

Es ift diefes ein Nachtheil, der den Stärfezuder, fo lange er nicht feitens 
der Fabrifanten reiner geliefert wird, bei der Anwendung zur Weinbereitung 
als mehr oder weniger bedenklich erjcheinen läßt, und wird dieſe Anficht um 
fo mehr beftätigt, als ganz neuerdings A. Schmig nach Verſuchen, bie er mit 
gallijirten Weinen an Menſchen, an Hunden mit ben unvergährbaren Beſtand— 
theilen des Kartoffelzuders gemacht hat, zu dem Refultat gelommen ift, daß 
dieje ähnlih dem Fuſelöl des Kartoffelbranntweins ſtark betäubend wirken. 

Der Rohrzucker verhält ſich in diefer Beziehung weſentlich anders als der 
käufliche Traubenzucker und unterfcheidet jich bei feinem verhältnißmäßig hohen 
Grad von Reinheit in Betreff feiner Vergährungsfäbigkeit faum von dem in 
dem Zraubenmojt enthaltenen Zuder. 

Die Frage, ob man einen Naturmoft mittelft der aufgezählten Methoden 
verändern darf oder nicht, ift von großer Wichtigkeit, 


*) cfr. Bier und Stärkezuder. 
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Es wird niemals gelingen, reinen, edlen Rauenthaler oder einen Johannis: 
beiger aus jchlechten Trauben Fünftlih zu machen. 

Anders jtellt ſich dieſe Frage für schlechte Jahre und jällt diefelbe zu: 
ſammen mit der jerneren: ob man überhaupt Ruuftwein oder weinähnliche 
Getränke Herftelen darf, wie etwa Schaummeine, Fruchtweine ꝛc. 

Die Antwort bieranf möchte „Ja“ lauten, wenn auch nur bedingungs- 
weile. 

Während ein Wein, bereitet aus einem Moit mit 12 Prozent Zuder und 
14 pro Mille Säure, kaum genichbar iſt, kann man aus demjelben durch regel: 
rechtes Gallijiren oder Petiotifiren ein leidliches Getränk beritellen. Auch iſt 
ja befannt, dab aus den Trebern guter Jahre leibliche Nachweine gewonnen 
werden. 

Fragt man, warum dieſe „Weinverbeiferungsmethoden“ jo in Verruf find, 
fo it die Antwort hauptiächlich darin zu ſuchen, daß dieſe Operationen oft in 
den heimlichiten Winkeln, bei Nacht, mit dem ſchlechteſten Materiale, ohne 
jedes chemische Willen und ohne jede nothwendige Berechnung ausgeführt und 
die Produkte dennoh unter oft hochklingenden Namen als reine Naturweine 
verkauft werden und nad dem Genuſſe Unbehaglichkeiten verjchiedener Art her: 
vorrufen. 

Wer daher Kunftweine beritellen will, ſoll es offen und chrlich jagen, jie 
für nichts anderes ausgeben, als was fie find; er foll ſich die nothwendigen 
chemiſchen Kenntnifle aneignen und zur Darftelung die reiniten Materialien 
in der richtigen Quantität benugen. Wielleiht kommt es dann, daß ſich der 
Beihmad der Konſumenten ebenjo an dieje Weine gewöhnt, wie 5.8 an ben 
Champagner, der ja immer ein Kunitproduft ift. 

Als Wein im gebräuchlihen Sinne kann man nur das Produkt des ge: 
gohrenen Traubenſaſtes bezei.hnen, und der Käufer meint wohl nie etiwas 
anderes bamit. 

Zuder, Waſſer und Säure machen, wie eben bewieſen, feineswegs allein 
den Moit aus. Alle feine anderen Beftandtheile werden aber beim Ballijiren 
ebenfowenig, als beim Petiotifiren berüdjichtigt. 

Namentlihd werden auch die Ertraftivftoffe des Mojtes, die gewiß von 
großer Wichtigkeit find, durch den bedeutenden Waſſerzuſatz außerordentlich ver: 
dünnt und durd die fchlechten, unvergährbaren Stoffe des Traubenzuckers 
erſetzt. 

Auch die überaus wichtigen Mineralbeſtandtheile, die Phosphorſäure, die 
Kaliſalze, treten in den Kunſtweinen gegen den Naturwein bedeutend zurück. 

Es muß dahır ein Unterfchied zwiſchen Wein und Kunſtwein gemacht 
werden: der Konſument joll willen, was er genießt, und in der Lage jein 
können, fih nah Wunſch einen Naturwein zu befchaffen. 

Gilt dieſes aber für Befunde, wieviel mehr für Kranke, die im Genuffe 
des Meines oft eine beijere Medizin haben, als in langen Arzneituren. 

Wenn im Vorhergehenden unter beftimmten Bedingungen die VBerbefferung 
eines Weines zugeftanden worden ift, jo bezieht fich das nicht auf andere Zu: 
ſätze, als auf Rohrzucker, reinen Rübenzucker und die fäuretilgenden Sub: 
ftanzen. 

In der legten Zeit wird auch den Weinproduzenten das Glycerin unter 
den verfchiedenften Namen als Zujag zum Wein und zwar als Erſatz des 
Zuders angepriejen. Die ſchon beim Bier aufgeführten Gründe lafjen aber 
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diefes Verfahren auch bier jehr bedenklich erfcheinen, ebenfo wie die Zufäge von 
Aetherarten und Ejjenzen, welche geringen Weinen zugegeben werden, um das 
fehlende Aroma zu erjegen. 

Was das Färben des Weines betrifit, jo wendet man auch meiltens an 
ſich unſchädliche Pflangenfarben dazu an, es wird aber, insbefondere beim Färben 
weißer Weine zu Nothmweinen, der Konfument doc zu dem Glauben verleitet, 
daß er etwas anderes vor ſich habe, als es wirklich it; er wird getäufcht, und 
eine ſolche Tauſchung it um jo nachtheiliger, wenn von der jtärfenden, heil: 
fräjtigen Wirkung der natürlichen Rothweine bejondere Vortheile erwartet 
werden, wie diefes jehr Häufig der Fall, wenn diefelben Kindern, Greifen oder 
Nekonvaleszeuten verordnet werben. 

Diefe ganz unzuläjige Manipulation wird aber geradezu gejundheits: 
gefährlih, wenn die dazu verwandten Farben, z. B. Fuchſin, einen Gehalt 
an Arjen oder anderen giftigen Beimiſchungen bejigen. 

Außer dem Schwefeln der Fäſſer find alle Konfersirungsmittel, wie 
Salicyljäure und dergleichen, bedenklich. Man kennt die Tragweite ihrer Ein— 
wirkung bei dauerndem Genuſſe nod nicht hinreichend, um fie unbeanitandet 
zu laffen, namentlih da man in dem jogenannten Paiteurifiren des Weines 
ein unſchädliches und ganz ausgezeichnetes Konjervirungsmittel hat, das bie 
andern überflüffig madt. Daijelbe bejteht im Erhigen des Weines in luftdicht 
verjchloffenen Gefäßen bis auf 60 Grad. 

Es darf endlich nicht unterlaffen werden, bier noch auf das betrügerifche 
Treiben gewiſſer Weinhändler aufmerkfjam zu machen, welde aus Alkohol, 
Weinjäure, Tannin, Iraubenzuder, Glycerin, Aetherarten, Effenzen und Waſſer 
hergeſtellte Geträufe, die auch nicht ein Atom von Traubenſaft enthalten, unter 
dem Namen Wein verkaufen. 

Ja es giebt jogar Handelsfirmen, welche far und offen vor aller Welt 
die dafür nöthigen Surrogate in Eirkularen anbieten und auf Wunich Rezepte 
zur Anfertigung ſolcher Gemifche übermitteln. 

Kann man die Daritellung ſolcher Gemische, jofern fie nicht geſundheitsſchäd— 
li find, auch nicht geradezu verbieten — denn man verkauft ja auch Punch 
und ähnliche Getränke —, jo ericheint es doch ganz unzuläflig, diefelben als 
„Wein“ zu verkaufen. 


Hauptinhalt: 


Il. Der Name „Wein“ ſchlechthin darf nur einem Getränk gegeben 
werden, welches ohne jeden Zujag aus Traubenſaft durch alkoho— 
liſche Gährung bereitet worden iſt. 

. Die Darftellung von Wein nah den Methoden, welche Chaptali- 
jiren, Galhfiren, Petiotifiren genannt werden, ijt erlaubt, body nur 
unter der Bedingung, daß ein jo bereiteter Wein nicht für Natur: 
wein ausgegeben und beim Berfaufe mit einem unterjcheidenden 
Namen belegt wird, welcher das Verfahren, nach welchem der Wein 
bereitet worden ift, flar erfennen läßt, 

Die Verwendung von einem gejundheitsichäbliche Stoffe ent: 
haltenden Stärkezuder beim Chaptalifiven, Galliiren und Petioti— 
firen iſt unzuläſſig. 

NB. Der chemiſche Nachweis des Chaptalifirens, Galliſirens 
und Petiotiſirens kann nur dann direlt geliefert werden, wenn 
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unreiner, unvergäbrbare Stoffe enthaltender Stärfezuder verwandt 
worden if. Wurde reiner Stärkezuder oder Nohrzuder verwandt, 
jo kann der Nachweis nur auf indireftem Wege verſucht und nicht 
immer mit Sicherheit gelieſert werden. 

3. Das Ueberführen weißer Weine in rothe durd Verwendung fremder 
Farbitoffe ift als eine Handlung zu betrachten, welche bezweckt, den 
Mein unter einem feiner wahren Beichaffenheit nicht entiprechenden 
Namen zu verkaufen. Bei Verwendung Ichädlicher Farbſtoffe wird 
die Handlung gejundheitsgelährlid. Ter Nachweis der Färbung 
mit fremden Farbitoffen kann geliefert werden. 

4. Das Verſetzen des Weines mit Aetherarten, riechenden Efjenzen, 
Glycerin und äbnlihen Stoffen, welche beftimmt find, dem Meine 
den Anschein einer beſſeren Beichaffenbeit zu verleihen, iſt unzu— 
läffig. Bei Verwendung ſchädlicher Stoffe werden ſolche Manipus 
lationen geſundheitsgefährlich. Der Nachweis ſolcher Zuſätze kann 
in der Regel geliefert werben. 

5. Das Verlegen des Moftes oder Weines mit Gyps, Alaun oder 
Bleiſalzen iſt gefundbeitsgefährlih. Der Nachweis folder Zuſätze 
iſt leicht zu liefern. 

6. Zur Konjervirung des Meines ift das Paitenrifiren zn empfehlen. 
Zuſatz von fchwefliger Säure durch Aufbrennen der Fäſſer mit 
Schweiel ift nur in beihränftem Maße und unter Verwendung 
arjeniffreien Schwefels zu geitatten. (Im Betreff der Verwendung 
von Ealicylläure vergleiche Vier.) 

. Rlüffigkeiten, welche bisher unter dem Namen „Wein“ in den 
Handel gebracht wurden und welche durch Vermifchen von Waffer 
mit Weingeift, Zuder, Weinftein, Netherarten, riechenden Eſſenzen ꝛc. 
dürfen (mag denfelben ein Zufag von Wein gegeben worden fein 
oder nicht) nicht als Wein, jondern müſſen unter anderen, beſtimmt 
unterfcheidenden Namen verkauft werben. 


= 


9. Kaffee und Thee. 


Kaffee und Three gehören zu den eingebürgertiten Genußmitteln der heu— 
tigen Zeit. 

Kaffee. Der Kaffee it das Getränk, weldes man durch Uebergießen 
der enthüljten und geröfteten Samen der Kaffeepflanze (Coflean arabica) 
erhält. 

Die weite Verbreitung, melde er gefunden bat, steht mit feiner eigen: 
thümlichen Wirkung auf den Organismus im Zuſammenhang, die zumeift einem 
narkotifchen Beftandtheil, dem Kaffein (Thein) in Verbindung mit der Kaffee: 
gerbfäure und einem flüchtigen, aromatifchen Del zuzuichreiben iſt. 

Im Handel kommen die Kaffeebohnen 

1. ganz und ungeröftet, 

2. ganz und geröftet, endlich 

3. gemahlen und geröftet 
vor. 

Der Kaffee iſt vielfachen Verfälihungen unterworfen. Zunächſt vermengt 
man ihn im rohen Zustande nicht selten zur Gewichtsvermehrung mit grobem 
Seeſand (Duarzgerölle), welcher ihm der Farbe nad ſehr ähnlich ift. 
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Rohe grüne Kaffeebohnen werben in befonders dafür beftehenden Fabriken 
aus Thon oder anderen Paften plaftifch nachgebildet. Diefelben fehen den na— 
türlihen Bohnen auf das Ueberraſchendſte ähnlich und werden oft dem natür: 
lichen Kaffee in nicht unbeträchtliher Menge zugemifcht. 

Ebenfo unterliegen die ungebrannten Bohnen vielfahen Färbungen. 

Es giebt jogar befondere Fabriken, welde für dieſen Zwed alle Farben: 
nüancen liefern, nicht weniger Solche, die die Kaffeefärbung im Großen be: 
treiben. Die hierbei verwandten Farben find: Ehromgelb (chromſaures Blei), 
verſchiedene Dderarten, Cureuma, Berlinerblau, Indigo u. dergl. 

Chromgelb wird den anderen Farben vorgezogen, weil es beffer au den 
Bohnen haftet. — Auch durch Rollen der Kaffeebohnen mit Bleikugeln in 
Fäſſern ſucht man denfelben eine dunflere Nünnce zu geben, 

Die beiden leßteren Manipulationen find, da fie dem Organismus Blei 
zuzuführen die Möglichkeit bieten, als befonders geiundheitsgefährlich zu be 
trachten. Die unſchuldigſte Art der Kaffeefärbung befteht in einem jehr ge 
linden Anröften der Bohnen, fie wird jedoch fehr wenig geübt, weil fie gewichts— 
vermindernd wirkt. 

Es foll übrigens hierbei nicht unermwähnt bleiben, daß die in den Kaffee 
bohnen unter gemwiffen Umſtänden mit grüner Farbe auftretende Viridinfäure 
auch ſchon zu ungeredhtfertigten Befürchtungen betreffs Kaffeefärbung feitens 
des Publikums Veranlaffung gegeben hat. 

Der mweitefte Spielraum für Betrügerei it beim Verkaufe gebrannten und 
gemahlenen Kaffees dargeboten. 

Auch gebrannte Kaffeebohnen werden künstlich dargeltellt, theils aus Thon 
mit gebranntem Zuder, theild aus Mehlteig, theils aus ſchon ausgezogenem, 
gebranntem Kaffee unter Zufag von Meblteig. 

Gebrannter, gemahlener Kaffee wird mit bereits ertrahirtem Kaffeeſatz ge— 
miſcht; diefer wird in den größeren Städten von den Sotels, insbefondere 
neuerdings auch von ben großen fogenannten Wiener Kaffechäufern geliefert. 

‚ferner vermifht man ihm mit gebranntem Zuder und einer großen An: 
zahl von geröfteten und zerfleinerten Samen und Wurzeln der verſchiedenſten 
Pflanzen, Roggen und fonftigem Getreide, Erbfen, Bohnen, Dattelfernen, Eicheln, 
Sonnenblumenjamen, Mangoldmwurzel, Cichorienwurzel, Rüben, den Samen der 
Cassia oceidentalis u, dergl. m. Ferner mit Mineralbeftandtheilen, z. B. Be: 
netianerroth (einer DOderfarbe). 

In England hat man auch gebrannte und pulverifirte Thierleber als Ver: 
fälihung von billigem Kaffee verwandt. 

Nachweislich find bie im Vorhergehenden aufgeführten Kaffeeverfälihungen 
ſammtlich. 

Thee. Die getrockneten und geröſteten Blätter der Theepflanze (Thea 
chinensis) liefern den chineſiſchen Thee. 

Zur Bereitung bes Getränfs werben die Blätter mit heißem Waſſer 
übergoffen. 

Die dem Organismus mwohlthätige Wirkung des Thees verdankt derfelbe 
feinem Gehalt an Thein (Kaffein), aromatifhem Del und Zannin. 

Der Thee kommt unter den verfchiebenften Namen in den Handel. Man 
unterfcheidet zwei Hauptgruppen, den ſchwarzen und grünen Thee. Alle ent: 
ftammen ein und berfelben Pflanze, und find die Unterfchiede nur vom Boden, 
dem Klima, dem Alter ber Blätter und deren Behandlungsmweife abhängig. 
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Der Thee ift Gegenftand fehr ausgedehnter Verfälfchung. 

Behauptet wird, daß derſelbe ſchon in China vielfah ertrahirt und des 
feinsten Aromas beraubt werde, daß mindeitens aber die Chineſen die er: 
ſchöpften Blätter des von ihnen verbrauchten Thees der zum Export beitimmten 
Waare beimiihen. Das verlorene Aroma wird dabei durch fremde Parfiims 
erieht, wobei übrigens zu bemerken it, daß auch manche unverfäljchte Thee— 
jorten dur die Blätter von gewilfen Pilanzen (Chloranutus inconspienus, 
Olen fragrans, Gardenia florida, Jasminum sambac) aromatifirt werden. 

Nahweislih bringen auch große ruffiihe Handelshäufer bereits extrahirten 
Thee in den Handel. Ebenjo wird auch England befhuldigt, dieſes Manöver 
auszuführen. 

Der Thee wird häufig gefärbt, der ſchwarze Thee mit Graphit, der grüne 
bauptiächli mit Preußiſchblau und Eurcuma. Die gefärbten Blätter werden 
dann im einigen Fällen mit Tall, Speditein, Porzellanerde u. dergl. beitäubt, 
um ihnen den manchen Theeforten eigenen, weißen Farbenanflug zu geben. Ferner 
jegt man den Theeblättern wicht Telten zur Gewichtsvermehrung ungerechtfertigte 
Mengen von Theegruß, Theeftaub zu, welcher hinwiederum betrügerijcher Weile 
mit mineraliichen Beitandtheilen ber verfchiedenften Art vermifcht iſt. 

Auch die Blätter von anderen Pflanzen werden dem Thee beigemifcht, 
3. B. von Eſchen, Sollunder, Erbbeerftaude, Weißdorn, Heckenroſe, Weide, 
Ulme u. dergl. Um ihnen die Wehnlichkeit mit den Iheeblättern zu geben, 
müſſen diefelben bejonders gefärbt werben. Daſſelbe geſchieht in einzelnen 
Fällen, wie nachgewieſen worden ift, mit giftigen Farben, z. B. Kupferfalzen. 

Faſt alle genannten Fälſchungen werden ſchon am Thee ausgeführt, bevor 
derjelbe nach Deutichland gelangt. Die Chinefen betreiben fie — nad vor: 
liegenden Mittheilungen — im hohen Grade. Nah Robert Forlane jollen fie 
jogar allen zum Erport beitimmten Thee färben und mit Gyps bejtreuen. 

Mit Net ift zu warnen vor Thee, welder in Blei verpadt ift, da das: 
jelbe nahmweislih in den Thee übergeht. — Das Yaboratorium des Kaiferlichen 
Bejumdheits: Amtes hatte ebenfowohl wie andere Kaboratorien Gelegenheit, in 
einigen Theejorten einen Bleigehalt nachweifen zu können. 

Der Nahmweis der genannten Fälfhungen ift in allen Fällen theils auf 
chemiſchem, theils auf mifroffopifchen Wege möglich. 

In England wird der Thee und Kaffee an den Zolljtationen einer che: 
milden Unterfuhung unterworfen und nur unverfälfchte Waare in das Land 
gelaſſen. 

Hauptinhalt: 

1. Das Vermiſchen von Kaffeebohnen oder gebranntem und gemah— 
lenem Kaffee mit Sand, Thonbohnen, Gichorie, ertrahirtem Kaffee: 
fag, gebranntem Getreide und den anderen oben genannten ge: 
brannten Wurzeln und Samen ift nicht gelundheitsgefährlich, aber 
es entwerthet die Waare. 

2. Das Färben von Kaffeebohnen ift oft gefundheitsgefährlid, jeden: 
falls aber dazu beftimmt, der Waare den Anschein einer befferen 
Beſchaffenheit zu geben. 

3. Das Färben von Theeblättern und das Beſtäuben derſelben mit 
Tall, Speditein, Gyps u. ſ. w. it unter Umftänden gejundbeits- 
gefährlich, immer aber darauf berechnet, dev Waare einen trügerifchen 
Anichein zu geben. 
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4. Das Verkaufen von extrahirten Theeblättern als nicht ertrahirte 
oder ber Verkauf von Blättern anderer Pflanzen unter dem Namen 
echten Thees ift dem Verkauf einer Waare unter einer anderen 
ihrer wahren Beichaffenheit nicht entfprechenden Bezeichnung gleich: 
zuachten. 

5. Die Verpackung des Thees in Bleifolie oder einer ſehr bleihaltigen 
Zinnfolie iſt geſundheitsgefährlich. 

Der Nachweis der genannten Beimiſchungen oder Färbungen 
kann ſtets geliefert werden. 


10. Chocolade. 


Die Cacaobohne, die Frucht der Cacaopflanze (theobroma cacao) aus 
welcher die Chocolade durch Befreien derſelben von ihrer Schale und Zerreiben 
bei mäßiger Wärme und je nad Beitimmung durch Zuſatz von Zuder und 
Gewürzen bereitet wird, enthält etwa 43 bis 53 Prozent Gacaobutter, 10 bis 
18 Prozent Stärke, 13 Prozent eimweißartiger Stoffe und 1,, Prozent eines 
ftiditoffreichen Alkaloides (Theobromin), welches in feiner Wirkung dem Kaffein 
(Thein), dem in dem Kaffee und Thee enthaltenen Altaloid, nahefteht. Die 
Chocolade ift jomit ein wichtiges Nahrungsmittel, welchen gleichzeitig auch eine 
den Organismus wohlthätig erregende Wirkung zukommt. 

Die im Handel vorkommende Chocolade wird zu außerordentlich verſchie— 
denen Preifen verkauft. Die theureren Sorten enthalten wohl in der Negel 
ausichließlich die obengenannten Materialien; in den billigeren Sorten find die 
werthvollen Beftandtheile der Cacaobohne durch wohlfeilere Beitandtheile ſub— 
ftituirt. Die Erkennung folder Zufäge wird für den Konfumenten erheblich 
erichwert durch die Gegenwart ſtark riechender und ſchmeckender Subftanzen, 
und es find daher vorzugsweiſe die ftarf parfümirten, im dem Sanbel des 
öfteren unter dem Namen Vanille: oder Gewürzchocolade vorkommenden Sorten, 
in welchen jich folde Beimiſchungen nachweiſen laffen. 

Was nun die Zufäge jelber anlangt, fo find jie wejentlich zweierlei Art. 
Da es ſich ftets um eine verminderte Anwendung der Loftfpieligen Cacaobohne 
handelt, jo dienen außer den werthlojeren Hülſen derſelben als Erfagmittel der 
Gacaobutter thierifhe Fette, 3. B. Hammel: und Kalbsfett, ferner Pflanzen: 
fette, 3. B. Sefamöl, und es muß aladann der Ausfall der neben der Butter 
in der Bohne enthaltenen Stärke duch Zuſatz von aus anderer Quelle ftam- 
mender Stärke gededt werden. Man hat aber itatt der Stärke auch Mehl 
(namentlich gebranntes), Neis und jelbft Dertrin und Gummi in Anwendung 
gebradht. Auch Bohnenmehl, vielleicht um gleichzeitig die eimeißartigen Be- 
ftandtheile der Gacaobohne zu erjegen, wird des öfteren als Zuſatz verwandt. 
Diefe Zufäge führen dann aud zur Färbung des Präparates, da daflelbe 
an und für ſich ein dem Käufer nicht zufagendes äußeres Anfehen haben 
würde. Noch verdient bemerkt zu werden, daß die jogenannte Banillehocolade 
jehr oft feine Vanille enthält, da man ftatt der Vanille oder des mehr und 
mehr in Gebrauch kommenden Banillins billigere aromatische Subftanzen, Peru: 
balfam, Tolubalfan, Storar und jelbft Benzoeharz in Anwendung bringt. 

Gegen dieje zur SHerftellung von billigeren Chocoladenforten gebrauchten 
Zufäge fann vom bygieniihen Standpunft fein Einwand erhoben werben. 
Nur follen die Fabrifanten und Verkäufer von jo hergeftellten Sorten ihre 
Fabrifate bezw. Waaren durch geeignete Bezeichnungen als verfchieden von der 
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aus der reinen Cacaobohne gewonnenen Chocolade in ber Art kennzeichnen, 

daß der Käufer in der Lage ift, die Qualität der Waare zu beurtheilen, wobei 

übrigens davon abzufehen fein möchte, daß der Fabrifant die von ihm als 

Fabrikgeheimniß bewahrte Zuſammenſetzung an Gewürzmiſchungen anzugeben 

verpflichtet fein müßte. 

Leider ijt man aber bei der Anwendung von minberwerthigen, aber un: 
ſchädlichen Erjagmitteln für die Cacaobohne nicht jtehen geblieben, fondern man 
hat der Chocolade, offenbar um ihr Gewicht zu vermehren, Subftangen, die 
einer ganz anderen Klaffe angehören, Eohlenfauren Kalt, Eifenoder und der: 
gleichen, zugefegt. Kohlenſaurer Kalk und Eifenoder find zwar auch feine Gifte, 
allein ihr Zufag in erheblicher Menge zur Chocolade jchmälert den Nahrungs: 
werth derfelben, während andererjeits ihre Verdaulichkeit dadurch ſehr weſentlich 
vermindert wird, fo daß der Verkauf ſolcher Chocolade nicht nur eine Ber: 
mögensihädigung bedingt, ſondern aud zu einer Gejundheitsbeeinträhtigung 
führen kann. 

Die als Erfagmittel der Cacaobohne angemwendeten Subftanzen jowohl, 
als auch die in betrügerifher Abit, um das Gewicht zu vermehren, zuge: 
jegten, können durch die mikroskopiſche Prüfung und chemiſche Analyſe nad: 
gewiefen werben. 

Hauptinhalt. 

I, Mit dem Namen „Chocolade* iſt nur ein Fabrikat zu bezeichnen, 
welches aus der enthülften Gacaobohne unter Zufak von Zuder 
und verfchiedenen Gewürzen bereitet wird. 

2, Man pflegt geringere Ehocoladeforten zu bereiten, indem man ben 
obengenannten Beitandtheilen der guten Chocolade Stärke, Mehl, 
Sammelfett, Seſamöl, Hülſen von Gacaobohnen und ähnliche 
Stoffe hinzufügt. Dieſes Verfahren kann vom hygienischen Stand: 
punkte aus nicht beanftandet werben. Es follte jedodh dem Käufer 
von biefem Zuſatz durch eine befondere Bezeihnung Kenntniß ge 
geben werden. 

3. Es wird aber auch Chocolade fabrizirt, welche fohlenjauren Kalt, 
Dder und andere ähnliche unverdauliche, event. gefundheitsgefähr: 
liche Stoffe enthält. Derartige Zufäge find als unzuläffig zu 
betrachten. 

4. Ein Theil der unter 2 genannten Zuſätze ift jchwieriger, die unter 
3 genannten find leichter nachzumeifen. 
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11. Aünftliche Mineralwajjer, Zoda:, Selterwajfer, 
Limonade gazeufe. 


Die Verunreinigung des Bodens und der Wafferläufe in großen Städten 
durch in Zerſetzung begriffene organische Subftanzen und die in Folge davon 
täglich zunehmende Verſchlechterung des Trinkwaſſers haben der Entwidelung 
der Induftrie der fogenannten fünitlihen Mineralwäjler weſentlich Vorſchub 
geleiftet. Viele Perfonen bedienen fich diejer künftlihen Mineralwäfler, weil 
fie glauben, auf diefe Weile gegen Krankheiten gejchügt zu fein, melde durch 
den Genuß ſchlechten Trinkwaſſers bedingt werden. Diefer Schuß ift aber ein 
iluforifcher. Es giebt zwar einzelne Fabriken, welche ſich zur Serftellung 
diefer Wäſſer des beftillirten oder wenigſtens unzweifelhaft reinen, natürlichen 
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Waſſers bedienen, in ber großen Mehrzahl von Fällen beftehen diefelben aber 
aus gewöhnlichen Brunnenwaſſer oder Flußwaſſer, welche mit oder ohne Zuſatz 
von etwas Kochſalz und Soda mit Kohlenfäure gejättigt werden. Dieſe Be: 
handlung übt aber auf gefundheitsgefährliche Beitandtheile, welche in denſelben 
vorhanden fein fönnen, keinerlei Wirkung aus. Der Konfument ift jomit nicht 
nur nicht gegen die Nachtheile ſchlechten Trinkwaſſers gefichert, fondern er jet 
fich überdies auch noch der Gefahr einer Gefundheitsihädigung aus durch 
mehrfahe Verunreinigungen, die den natürlichen Wäſſern bei ihrer Ummande: 
fung in fünftlihe Mineralwäſſer einverleibt werden, ſei es durch bie Unrein— 
heit der Materialien, ſei e8 duch die Unvolltommenheit ber Apparate, melde 
bei der Fabrikation zur Anwendung kommen. Enthält bie zur Entwidelung 
der Kohlenfäure dienende Schwefelfäure oder Salzſäure arfenige Säure — und 
dies ift bei der täglich allgemeiner werdenden Fabrikation der Schwefelfäure 
aus Pyriten nicht felten der Fall — fo können die mit folder Kohlenſäure 
erzeugten Mineralwäfjer arjenhaltig werden. Ueberdies it mehrfach Kupfer und 
Dlei in den fünftlihen Mineralwäffern aufgefunden worden. Erſteres Metall 
kommt, wie auch viele, neuerdings zur Unterfuchung gefommenen Fälle beweifen, 
befonders daburd in das Waſſer, daß die Verzinnung der fupfernen, zur Ser: 
ftellung reſp. Aufbewahrung des Waffers dienenden Apparate eine unvolljtän: 
dige war reſp. defekt geworden ift, während das Blei von unzwedmäßigen Nöhren: 
leitungen herftammen kann. Das lehtgenannte Metall verunreinigt befonders 
auch das in den jogenannten Siphons aufbewahrte Waffer, wenn die Garni— 
turen diefer Apparate aus zu bleireihem Zinn oder gar aus reinem Blei ge: 
fertigt find. 

Chatin beobachtete, daß fünftliches Mineralwaſſer durch zehntägiges Stehen 
in einem Siphon eine ſolche Menge Blei aufgenommen hatte, daß es einen 
häßlich aditringirenden Geihmad zeigte. 

Alles was hier über künftlihe Mineralwäller gefagt worden it, hat auch 
für die fogenannte Limonade gazeuje Geltung. 

Nah dem Vorftehenden dürfte wohl anzunehmen fein, daß eine abfichtliche 
Verfälſchung von fünftlihen Mineralwäflern und von Limonade gazeufe nur 
einen geringen Grad von Wahrſcheinlichkeit hat. Allein die gefundheitsgefähr: 
lichen Einflüffe, welche dieje Getränke in Folge, ſei es Unfenntniß, fei cs 
Fahrläffigkeit der Fabrifanten, ausüben können, Laffen eine befondere Verord— 
nung für die mit diefer Induftrie beſchäftigten Fabriken gleichwohl dringend 
nothwendig ericheinen.  Sanitätspolizeilih wird gegen dieſelben erit nad 
Erlaß einer jolden Verordnung einzufchreiten fein, dann aber aud) jede 
Kontravention als Verſuch der Gejundheitsbeihädigung aufgefaßt werden 
müſſen. 

Der chemiſche Nachweis der durch die Unreinheit der Materialien oder die 
Mangelhaftigkeit der Apparate den künſtlichen Mineralwäſſern ꝛc. mitgetheilten 
Verunreinigungen kann mit Sicherheit geführt werden. Bei Ermittelung ge— 
ſundheitsgeſährlicher Beſtandtheile, welche von dem angewendeten Waſſer her: 
ſtammen, ſtößt die Analyſe auf dieſelben Schwierigkeiten, welche ſich bisher der 
Erkennung gewiſſer, noch nicht hinreichend erforſchter Stoffe in dem natürlichen 
Waffer entgegengeftellt haben, 

Hauptinhalt: 
1. Die künſtlichen Mineralwäfler haben eine fehr verichiedene Zu: 
ſammenſetzung, je nad der Natur der natürlichen Wäffer, welche 
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nachgeahmt werden. Biele, namentlich diejenigen, welde im Handel 
Sodawaſſer und Selterwaſſer beißen, jind einfache mit geringen 
Mengen von Kochialz oder Soda vermilchte Löſungen von — 
ſäure in deſtillirtem Waſſer oder Brunnenwaſſer. 

Limonade gazeufe iſt eine unter Druck mit Kohlenſäure gefät- 

tigte Löfung von Weinfäure oder Eitronenfäure in Wafler. 

. Künftlihe Mineralwäſſer und ebenfo Limonade gazeufe können ver: 

unreinigt fein durch: 

a) Arſen und verichiedene Mineralfäuren (Salzläure, Schwefel— 
fäure 20.) in Folge nachläſſiger Fabrikation aus den zur 
Entwidelung ber Kohlenſäure angewenbeten Materialien 
ftammend; 

b) Kupfer und Blei von der mangelhaften Befchaffenheit der 
Entwidelungs: refp. Aufbewahrungsgefäße herſtammend; 

e) die in unreinem Waffer vorhandenen geſundheitsgefährlichen 
Stoffe, wenn folches unreines Waffer zur Fabrikation in An: 
wendung gefommen iſt. 

3. Alle diefe Verunreinigungen laſſen fih auf dem Wege der che: 
miſchen Analyſe nachweiſen; die unter a, und b. genannten mit 
großer Leichtigkeit, die unter c. genannten fehwieriger, aber doch 
mit genügender Sicherheit. 

4. Es ift ungebörig in oben angegebener Weife verunreinigtes künſt— 
liches Mineralwaſſer oder Limonade gazeufe in den Sandel zu 
bringen. 

5. Wer Finftliches Mineralwaſſer als natürliches verkauft, täufcht den 
Käufer über die Qualität des Maffers, 
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12. Petroleum. 


Bei der allgemeinen Verbreitung, weldhe das Petroleum als Beleuchtungs: 
und in neuefter Zeit auch als Seizungsmaterial gefunden Hat, erfcheint es in 
Anbetracht der Freuergefährlichkeit der ſchlechten Handelsforten und ber in Folge 
deſſen häufig vorfommenden Unglüdsfälle höchſt wünſchenswerth, auch diefen 
Begenftand der geſetzlichen Kontrole zu unterwerfen. 

Das rohe Petroleum it ein Gemenge von Kohlenwaſſerſtoffen, deren Siebe: 
punkte und fpezifiiche Gewichte fehr variiren. Alle Beitandtheile diefes Körpers 
find zwar bremmbar, aber nur einige wenige eignen fih für die Beleuchtung. 
Im diefe leßteren zu gewinnen, wird das Rohpetroleum einer Naffination unter: 
worfen, welche je nach der Natur und Konfiftenz des vorliegenden Rohmaterials 
eine verichiedene ift. Sie befteht im MWefentlihen aber in der fraftionirten 
Deitillation, Behandlung mit Schwefelfäure und Laugen. Gewiffenhafte Deftil: 
lateure unterwerfen das auf diefe Weife gewonnene Produkt einer nochmaligen 
Deitillation. Die bei 150°—250" €. beftillirten Dele, welche durchſchnittlich 
ein ſpezifiſches Gewicht von 0,800 haben, find für Beleuchtungszwecke beftimmt 
und Fommen unter verfchiedenen Namen, wie raffinirtes Petroleum, Kerafin, 
Petrofolaröl, auf den Markt. Unerläßliche Bedingung für diefes Handelsprobuft 
it nun die, daß es, abgejehen von dem zu fordernden ſpezifiſchen Gewicht, frei 
fei von den niedrig fiedenden Delendes Nohpetroleums (Naphta, Effenzen). Dieje 
legteren nämlich verdampfen jchon bei gewöhnlicher Temperatur und ihre Dämpfe 
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bilden mit Luft erplofive Bemenge. Es darf alfo das Brennpetrolemm nicht 
von einer mit ihm in Berührung kommenden Flamme euer fangen, mithin 
bei dem Wärmegrade, bis zu welchem es fich felbft in einer gut konſtruirten 
Lampe bei ber ftattfindenden Strahlung und Leitung der Wärme erhigt, nicht 
in einem ſolchen Make verdampfen, dab eine Entzündung der entwidelten 
Dämpfe zur Erplojion führen fann. Die Anforderungen, welche daher vorzüglich 
an ein gutes Petroleum zu jtellen find, wären: 
1. jchwere Entzündlichkeit im Sommer und an mwärmeren Orten, wie 
in Küchen, Fabrikräumen ꝛc.; 
2. gänzliche Unentzündlichkeit im Winter. Daffelbe joll aber auch 
3. frei fein von Stoffen, wie Schwefel und deffen Verbindungen, melde 
durch ihre Verbrennungsprobufte ſchädlich auf die Bejundheit wirken. 

Danach ift bei der Unterfuhung des Petroleums hauptſächlich die Tem— 
peratur feftzuftellen, bei welcher es entzündliche Dämpfe entwidelt (Entflam: 
mungstemperatur, Entflammbarkeit, Nashing point). 

Nah den Verordnungen vieler Staaten darf fein Petroleum in den Handel 
fommen, weldes unter 38° refp. 43” C, brennbare Dämpfe entwidelt. 

Auch in Deutichland follte eine foldhe Grenze auf dem Berordnungswege 
feftgefegt werden und um die Kontrole zu erleichtern und zu überwachen, ein 
beftimmter, bewährter Apparat für die Unterfuhung angegeben werben. 

Die ſchlechte Beichaffenheit eines großen Theiles des Sandelspetroleums hat 
ihren Grund: 

1. in der Verfälihung des Petroleums mit niedrig und hoch fiebenden 
Delen. Diefe wird ausgeführt, indem entweder die Raffination 
abfichtlih mangelhaft betrieben wird oder ein direkter Zufag zum 
guten Petroleum ftattfindet ; 

2. in ber ungenügenden Kontrole, weldher das Petroleum an den 
Ausfuhrorten ausgefegt ift; 

3. in der Einfuhr auf unfontrolirtem Wege. 

Die unreelle Spelulation, die bejonders bei gebrüdten Marktpreifen in 
den Vordergrund tritt, einerfeits, andererjeits die enorme Konkurrenz, die unter 
den Deftillateuren befteht, und ber dabei zu erzielende große Gewinn veranlaßt 
die Fabrifanten, das Robpetroleum ungenügend zu raffiniven, indem fie die 
Naphta, die im Preife um bis "/, billiger ift, als das Leuchtöl, in diejes 
fließen laſſen. Won betrügeriihen Händlern hingegen werden dem wirklich 
guten Petroleum bireft die niedrig fiedenden Produkte hinzugefegt, und um 
das jpezififhe Gewicht, welches durch dieſen Zufag geringer geworben it, 
wieder zu erhöhen, wandern auch noch höher fiedende, ſpezifiſch ſchwerere Sub: 
tanzen, 3. B. Brauntohlenöle x., die mitunter gar nicht vom rohen Erdöl 
heritammen, in das Sandelsproduft. 

Es kommen außerdem nod unter den Namen Liquidgas, Auroraöl, Sicher: 
heitsgas, Petroline, Septolin, Purolin u. f. w. die flüchtigften, mithin gefähr: 
lihften Antheile des Erböls als Beleuchtungsmaterial in den Handel, denen 
man durch gewiſſe Mittel, die aber unwirkſam find (die fich in Amerika jogar 
eines Patents erfreuen), wie z. B. Ninden, Wurzeln, Salze, Gummi 2c., ihre 
Erplojivität genommen zu haben glaubt. Einen intereffanten Bericht darüber 
hat Chandler, der fih um die Petroleumumterfuchungen ein großes Berbienft 
erworben bat, an das Departement of Health von Newyork abgeitattet, worin 
er biefen Betrug ſtark geißelt. 
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Was die Kontrole anbetrifft, jo läßt diefelbe viel zu wünfchen übrig. 
Zwar beiteht für die Unionftaaten eine Petroleumbill, wonad jedes Faß 
Petroleum, bevor es in den Handel kommt, einer Unterfuchung unterworfen 
werden muß und fein Del verfandt werden darf, welches bei einer Temperatur 
unter 100° F. — 38° C. (30,,° R.) brennbare Dämpfe entwidelt; jedoch 
ift durch Unterſuchungen (felbit aus dem Yagerhaufe zu Bremerhaven herſtam— 
mender Sorten) feftgeftellt, daß jehr viel Petroleum den Anforderungen der 
Bill nicht entipricht. Die Methode, mit welcher die amerifanischen Infpektoren 
unterfuchen, ift nicht die ficherite, da durch die Art des Manipulirens inner: 
halb gewiſſer Grenzen die verfchiedeniten Entflammungstemperaturen gefunden 
werden können. 

Wenn man ferner bedenkt, daß England und einige an Deutichland an: 
grenzende Länder nur den Verkauf eines Petroleums von ganz beitimmter 
guter Qualität geftatten, jo erfcheint es erflärli, daß der nur auf peluniären 
Vortheil bedachte Fabrifant eine Waare von ſchlechter Qualität an die Stelle 
bringen wird, wo zur Zeit eine nejegliche Kontrole nicht ftatthat, und dies 
ift in dieſem Augenblide unfer Vaterland. Bei dem ungeheuern Import von 
Petroleum nah Deutichland ift diefer Betrug ein jehr einträglicher, zumal 
wenig wertbvolle Dele auf diefe Weife leicht verwerthet werden können. 

Für die angeführten Thatfachen liegen zablreihe Beweije in der Literatur 
der Petroleumunterfuhungen vor. Neben den Erfahrungen, melde das Ge: 
fundheitsamt gemacht hat, geben bejonders bie Unterfuhungen am Polytech— 
nitum zu Darmitadt (Heumann), von dem Gewerbeverein in Reichenau bei 
Zittau, der jeiner Zeit dieſes Gegenitandes halber an die Gewerbevereine 
Deutfchlands appellirte, von der ſtädtiſchen Verfuhsanftalt in Köln, dem Verein 
gegen Berfälihung der Nahrungsmittel ꝛc. zu Leipzig, ferner die Verfuche des 
Herrn Dr. Frank zu Charlottenburg u. ſ. w. über die Beſchaffenheit des im 
Sandel vorfommenden Petroleums Aufichlüffe. 

Es find ganz neuerdings Petroleumforten unterfucht worden, welche jchon 
bei 13°, 15°, 22° C. entzündlihe Dämpfe entwidelten. Bon 18 Petroleum: 
forten entiprach nur eine den obengenannten Anforderungen. 

Die Gefundheit des Menjchen wird bei diefer Art der Zufammenjegung 
des Petroleums, abgejehen von der naheliegenden Erplofionsgefahr, nod durch 
jwei andere Eigenjchaften defjelben in hohem Grade gefährdet. 

Zunächſt ift es leicht begreiflich und auch nachgewieſen, daß ein mit dieſen 
flüchtigen Kohlenwaſſerſtoffen gemijchtes Petroleum entweder mit jehr rußender 
Flamme brennt oder nur eine jehr ſchwache Leuchtkraft zeigt. 

Die Gefahr der Schwähung der Sehtraft durch baffelbe iſt daher eine 
zweifelloje für Jeden, der gezwungen iſt bei Licht zu arbeiten. Nebenbei aber 
find aud) feine Verbrennungsprobufte vom gejundheitlichen Standpunkt aus in 
Betracht zu ziehen, da es feine Lampen giebt, welche im Stande wären, dieſe 
ſchwer flüchtigen Körper bei ihrem hohen Kohlenſtoffgehalte zur gänzlichen Ver: 
brennung zu bringen. 

Die Luft muß deshalb beträchtliche Mengen von Nußpartifeln, einen 
Gehalt von Kohlenoryd und jonjtige niedere Verbrennungsprodufte der Kohlen— 
wafjerftoffe des Petroleums enthalten, welche für die Dauer der Gejundheit 
jhädlih werden können. Ferner ift im Petroleum auch ein Gehalt an 
Schweſelſäure (bis zu 2, Prozent) gefunden worden. Die Schwefelfäure wird 
zum einigen des SPetroleums angewandt und nicht immer genügend entfernt, 
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Abgefehen davon, daß ein damit verunreinigtes Petroleum flets trübe brennt, 
entmidelt es beim Brennen ſchädliche Dämpfe, welche Augenentzündungen und 
tatarrhähnliche Erſcheinungen veranlaffen. Beim Erlaß einer Verordnung 
wird auch diefe Verunreinigung berüdjichtigt werden müſſen. 

Die Bedeutung diefes Lediglich durch Gewinnjucht eingegebenen Verfahrens 
iſt von hygieniſchem Standpunfte nicht zu unterfhägen. Die Wichtigkeit dieſer 
Angelegenheit ift von anderen Staaten, 3. B. England, ſchon längſt erlannt, welches 
deshalb ein ſtrenges Gejeh (the Petroleum Act) vom 21. Auguit 1871 er: 
lajien, das den oben beiprochenen Verhältniffen die ausgedehntefte Rechnung trägt. 

Der chemiſche Nachweis diefer Manipulationen ift jedesmal zu liefern, 

Hauptinhalt. 

Dem Obigen nad ift die Verwendung nicht regelrecht gereinigten ober 
durch Miihung mit den leichteren und ſchwereren Beltandtheilen des Roh— 
produftes hergeitellten Petroleums zu Beleuchtungszwecken gefundheitsgefährlid. 

Da nun das Publitum nicht im Stande ift, die beichriebene Verunreini— 
gung defjelben in allen Fällen und mit Leichtigkeit zu erkennen, und es außer: 
dem Thatſache ift, dab ein großer Theil des in Deutfchland zur Verbrennung 
fommenden Petroleums nicht nehörig gereinigt it, To iſt es erforderlid, daß 
Verordnungen erlaffen werben, nad melden zu Beleuchtungszjweden nur ein 
gereinigtes Petroleum von einer gewiſſen, genau zu bezeichnenden Beihaffenheit 
in den Handel gebracht werben darf. 

Die Beſtimmung der Beſchaffenheit ſolchen gereinigten Wetroleums, die 
Angabe gültiger Erfennungsmittel für diejelbe, wie auch die Ueberwachung des 
Yetroleumverlaufes wird zugleicd durch dieſe Verordnung zu regeln fein, 


13. Sonſtige Gebrauchsgegenjtände. 

Es iſt befannt, dab hin und wieder Krankheitserfcheinungen durch Tragen 
von Kleideritoffen hervorgebracht wurden, welche entweder mit giftigen 
Farben gefärbt oder in Folge ihrer Appretur mit gejundheitsihädlichen Sub: 
ftanzen imprägnirt waren, Es iſt hierbei hauptjählid die Thatſache von Be: 
deutung, daß fehr oft zur Firation befonders der Anilinfarben auf Geweben 
zur eigentlichen Appreturmaffe eine gewiſſe Menge von arjenigjaurer Thonerde 
oder arfenigiaurem Eiſenoxyd zugefegt wird. 

Ebenfo find nod immer arienhaltige Ballkfeider, künftlihe Blumen und 
dergleihen mehr vorgefunden worden. 

Manche Wolljorten werden aud mit der Haut fchädlichen, anorganifchen 
und organischen Farbftoffen gefärbt und erzeugen alsdann, wo fie mit ber 
Haut in Berührung kommen, örtlide Entzündungen. 

Was die bunten Papiere, Tapeten u. ſ. w. anbetrifft, jo kommen 
noch viele in den Handel, welche durchaus nicht den Anforderungen, bie die 
Hygiene ftellen muß, genügen. 

Viele Papiere enthalten Kupfer, Blei: und Arjenverbindungen. Letztere 
ftammen meift daher, daß man alte, farbige Papierabfälle zur Bereitung des 
Zeuges benupt hat. 

Daſſelbe gilt von den blanken Vifitenfarten, die in vielen Fällen Bleiweiß 
(oft auch Zinkoxyd) enthalten. 

Die Menge der in dem Papier gefundenen ſchädlichen Metallverbindungen 
iſt zwar häufig mur cine geringe — nichtsdeftoweniger giebt es doch Verhält— 
niſſe, wo fie eine ſchädliche Wirkung ausüben können. \ 
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Eine befondere Aufmerffamkeit verdient die Verwendung des Buntpapiers 
zur Emballage von Genußmitteln. Es ift für diefen Zwed vor allen Dingen 
jedes in ber Maffe oder im Zeug mit ſchädlichen Farben gefärbte Papier 
zu vermeiden. 

Im Sandel finden fich ferner grüne arfenhaltige Yampenjchirme und 
ebenſolche Blumentopfgitter; auch find die fogenannten Siegelmarken ftart 
arjenhaltig gefunden worden. Sehr verbreitet it auch arienhaltiges Fliegen— 
papier. Dafjelbe muß in Preußen mit dem befannten Giftitempel bedrudt 
fein und barf nur von den Apothekern gegen einen Giftichein verkauft werben. 
Ob dieſe Maßregel gegen Unglüdsfälle durch daſſelbe hinreihenden Schuß ge: 
währt, ſei dahingeitellt. 

Auch ift es wünſchenswerth, dab zu der jogenannten Papierwäſche nur 
unfhädlihe Materialien verwendet werben. 

Eine befondere Aufmerkfamfeit verdienen die Tapeten und Feniterrouleaur, 
die häufig ſtark arienhaltig find. 

Die ſchädliche Wirkung derfelben wird nicht allein durch die Schwänge— 
rung der Atmofphäre mit arjenbaltigen Staubpartifeln, jondern auch durch 
fortbauernde Bildung von Arſenwaſſerſtoff, einer höchſt gefundheitsgefährlichen 
Gasart, bervorgebradit. 

Der Arfengehalt findet ſich bierbei nicht immer durch die grüne Farbe 
angebeutet, ſondern fommt bei allen möglihen Farben vor. Die grüne Arfen: 
farbe (Schweinfurter Grün) eignet fich nämlich ganz befonders zum Serftellen 
des Untergrundes, weil fie jehr gut dedt. Man überdrudt daher jo grundirte 
Tapeten, um ihnen den Anfchein der Ungefährlichkeit zu geben, nachher mit 
mattgrünen und mattgelben Farben. Auch dunfelrothe Tapeten kommen viel: 
fach ftarf arjenhaltig vor. 

Diefe giftigen Farbtoffe find um jo mehr zu verwerfen, als die Technik 
veih ift an Farben, die bei volljtändiger Unſchädlichkeit an tinktorieller Kraft 
jene jogar noch übertreffen. Da fih aber mitunter Arſen in geringer Menge 
als unabfihtliche Verunreinigung vorfindet, jo könnte der erlaubte Gehalt an 
Arten in Tapeten und Rouleaur auf dem Verordnungsmwege feſtgeſetzt werden. 

Eine befondere Berüdjichtigung verdienen die Kinderipielmwaaren. 

Trog wiederholter polizeiliher Verbote finden ſich vielfah noch Spiel 
waaren mit ſchädlichen Farben bemalt vor. Die Schädlichkeit der Farben wird 
noch dadurch erhöht, daß fie ſich bei der geringften Befeuchtung von dem be: 
malten Gegenftande [oslöfen. 

Ganz befonders möchte hier darauf aufmerkſam zu machen fein, dab aud 
Tuſchkaſten mit giftigen Mineralfarben, die bei ihrer Billigfeit große Verbreis 
tung finden, jehr häufig find. Diefe Thatfahe gewinnt durch den Umſtand 
an Bedeutung, daß bei Kindern die Unfitte befteht, ich zum Anfeuchten des 
Pinſels reip. der Farbe jtatt des Waflers des Speichels zu bedienen und die 
gefüllten Pinfel zwifhen den Lippen zu fpigen. Auch in den Kleidern der 
Puppen finden ſich giftige Farben, namentlich arjeniffaures Kupferoxyd reſp. 
Schweinfurtergrün. 

Nah dem öfterreihifhen Sanitätsgefeg dürfen zum Färben und Bemalen 
von Kinderjpielmaaren Präparate und Farben, melde Arien, Antimon, Blei, 
Kupfer, Kadmium, Kobalt, Nidel, Quedfilber (reinen Zinnober ausgenommen), 
Zint und Gummigutt enthalten, nicht verwendet werden. 

Bei der Herftellung von Geſchirren und metallenen Hausgeräthen 


kommen Blafuren und Emailirungen zur Verwendung. Diefelben werben 
häufig aus bleihaltigen Materialien verfertigt. Bei richtiger Serftellung ber 
Blafur reip. des Emails widerſteht diefelbe etwaigen auflöfenden Einflüffen 
verbünnter Säuren oder anderer Subitanzen, welche mit ihnen bei der Bes 
nugung in unmittelbare Berührung kommen. Dagegen ift bei unzwedmäßiger 
Miihung die Verwendung des Bleies für diefe Zwecke nicht immer unbebenklic. 
Es find in der That Bleivergiftungen im Folge des Gebrauches ſchlecht gla- 
firter reſp. emailirter Gefähe vorgefommen. UWebrigens ift man auch im 
Stande, haltbare Glafuren und Emaile ohne Zuhilfenahme des Bleies her— 
auftellen. j 

Sehr bedenklich ift die Anwendung nicht emailirter oder jchlecht verzinnter, 
kupferner Gefäße, befonders wenn zur Bereitung der Speifen in ihnen eine 
Säure, wie 3. B. Eifig, angewandt wird, da in dieſem Falle ſchon eine 
dünne vorhandene Oxydſchicht binreicht, um Kupfer in Löſung geben zu laſſen. 

Das zur Verzinnung gebrauchte Metall iſt häufig bleihaltig, ein Umftand, 
welcher durch Uebergang des Bleies in die Speifen zur Schädigung der Ge: 
funtheit beitragen kann. 

Es möchte daher rathſam fein, den Gebrauch fupferner reſp. meffingener, 
unverzinnter Kochgeſchirre einzufchränfen und in dem Falle, wo jich ein ver: 
zinntes Gefäß nicht anwenden läßt, Gefäße aus Eifen oder aus Porzellan zu 
empfehlen. Als Material für Mörjer kann Eifen oder Steingut in Vorichlag 
gebracht werden. 

Die unter dem Namen Britanniametall befannte Kompofition bat im 
Laufe der Zeit nicht immer ihre ehemalige Zufammenfegung aus Zinn und 
Antimon beibehalten, fondern enthält jept ſehr oft Blei, was bei der meit- 
verbreiteten Verwendung daraus angefertigter Geſchirre im Hausgebrauche 
nicht ohne Bedenken ift. Derartige Geſchirre finden ſich befonders zu billigen 
Preifen auf Zahrmärkten. Daffelbe gilt auch von einer in den NRheinlanden 
und in Weitfalen zur Anfertigung von Kaffeetöpfen, Tellern, Löffeln, Schöpf- 
gefäßen u. f. w. verwendeten Legirung von Blei und Zinn, die theilweife nur 
50 Prozent und meiltens nicht über 60 Prozent Zinn enthält. Zinngeichirre, 
namentlich Teller und Kaffeelöffel, werden häufig, um ihnen ein ſchönes Aus: 
fehen zu geben, mit Metallfarben bemalt, die nur oberflählih durch Lad 
firirt find und beim Gebrauch fehr bald abgehen. Man findet ſolche mament: 
lich vielfah in Bayern. 

Die grünen Brotlörbhen und andere Geräthe find oft mit Schweinfurter 
Grün angeftrihen und follten foldhe auch aus der Küche verbannt werden. 

Bei den fir den Haushalt und andermeitigen Gebrauh zum Verlaufe 
fommenden Gegenftänden wird ausichließlih der Geſichtspunkt der Geſundheits— 
gefährlichkeit ins Auge zu faſſen fein. 

Bei Beihränfung auf diefen fanitären Geſichtspunkt erſcheint es vor Allem 
erforderlich, daß auf dem Verordnungswege feitgeitellt werde, welche Arten von 
Geräthen mit Rückſicht auf ihre gefundheitsgefährliche Beichaffenheit von dem 
Verkehr auszuschließen feien. Insbeſondere wird durch geeignete Unteriuchungen 
feftäuftellen fein, bis zu welchem Grade Zinngefchirre und verzinnte Begenftände 
bleihaltig fein können, ohne daß fie die Geſundheit zu ſchädigen geeignet find. 


Das Kaiferlihe Gejundheitsamt. 
Dr. Finfelnburg. Dr. Roloff. Dr. Sell. 
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Aulage B. 


Darftellung 


ber 


Beltimmungen fremder Geſcttzgebungen, 


die Verfälſchung von Nahrungsmitteln, Genußgmitteln und 
Gebrauchsgegenſtänden betreffend. 


Franfreich. 


Der Code penal beftraft mit Geld- und Gefängnifftrafe (16 Frk. bie 500 Frk. 
und 6 Tage bis 2 Jahr), jowie mit Konfisfation der Waare den Verkauf ge: 
fälfchter Getränke in gejundheitsihädlihen Miihungen (art. 318) und bedroht 
ferner den Verkauf von gefälichten Getränken, welche unſchädlich find (art. 475 
No. 6), ſowie das Feilhalten von verdorbenen oder ſchädlichen Nahrungsmitteln 
(art. 475 No. 14) mit Gelvitrafe (6 bis 10 Frk.), ſowie mit Konfiskation 
oder Vernichtung der Waaren (art. 477) und im Nüdfall überdies mit Ge 
fängniß bis zu 5 Tagen (art. 478). Der Verkäufer verfälichter unſchädlicher 
Getränfe kann unter Umftänden auc ohne Rüdfall neben der Geldftrafe mit 
Gefängniß bis zu 3 Tagen beftraft werden (art. 476). 

Diefe Beitimmungen find gegenwärtig in Franfreich nicht mehr in Gültig: 
feit; es find vielmehr Spezialgejege zur Regelung des Gegenftandes ergangen, 
und zwar ein Geſetz vom 27. März 1851, ein anderes vom 5. Mai 1855 
und endlid ein drittes vom 27. Juli 1867. 

Mit der Strafe des Betruges — mie der Code fie im art, 423 feftjegt — 
nämlich Gefängniß von 3 Monaten bis zu einem Jahr und Gelditrafe von, 
50 Frk. bis zur Höhe eines Viertheils des zu leitenden Schadenerfages — 
wird danach bedroht, wer zum Verkauf bejtimmte Nahrungs: oder Arzneimittel, 
jowie Getränte (Geſetz vom 5. Mai 1855) verfälicht, ſolche verfälichte Waaren 
wifjentlich verkauft und feil hält. Im Nüdfalle, d. h. wenn der Beicyuldigte 
innerhalb der legten 5 Jahre wegen beffelben VBergehens oder wegen Betrugs 
beitraft war, tritt eine Steigerung der Strafe bis zum Doppelten des Höchſt— 
betrages ein. 

Eine Verſchärfung der Strafe (Geldftrafe von 50 bis 500 Frk. und Ge 
fängniß von 3 Monaten bis zu 2 Jahren) tritt ein, fofern es fich in einem 
der oben gedachten Fälle um geſundheitsſchädliche Miſchungen handelt, jelbit 
wenn dem Käufer diefe Eigenjchaft der verkauften Waare (die Geſundheitsſchäd— 
lichkeit) befannt gemweien ift. 

Mit Geldftrafe von 16 bis 25 Frk. oder Gefängniß von 6 bis zu 10 Tagen, 
oder mit beiden Strafen werden diejenigen bedroht, welche ohne „legitimen“ 
Grund in ihren Läden, Magazinen, Marktyallen, Lagerräumen derartige ge: 
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fälfhte Waaren haben. Die Gelditrafe erhöht fi bis zu 50 Frk. und bie 
Gefängnißftrafe bis zu 15 Tagen, wenn die Waaren gefundheitsihädlic find. 

In allen Fällen ift neben der Strafe auf Konfisfation derjenigen Gegen: 
ftände, durch welche das Vergehen begangen ift, ſowie auf deren Ueberweifung 
an Mohlthätigkeitsanftalten oder Vernichtung zu erkennen, und dem Nichter die 
Befugniß gewährt, die Vernichtung der Waare, das Ausgießen der infriminirten 
Flüffigkeit vor dem Haufe des Verurtheilten bewirken und das erlafene Er- 
fenntniß durch öffentlichen Aushang oder Einrüdung in den öffentlichen Blättern 
auf Koften des Nerurtheilten veröffentlichen zu laffen. 

Von den Geldftrafen erhalten die Gemeinden, in welchen die Vergehen 
fonftatirt worden find, zwei Drittheile. 

Das Bejeg vom 27. Juli 1867 enthält einige finguläre Beſtimmungen 
gegen die Verfälihung von Dungmitteln. Es wird darin nämlich die Täuſchung 
des Käufers über Natur, Zufammenjegung und Mifchungsverhältniß ber ver: 
fauften Dungmittel, ebenfo wie der Verſuch hierzu und der wiffentliche Verkauf 
derartig gefäljchter Dungmittel mit Gefängnißftrafe von 3 Monat bis 1 Jahr 
und Geldftrafe von 50 Frl. bis 2000 Frf,, im Rückfalle mit höherer Strafe 
belegt; diefe Strafe bleibt ausgeihloffen, wenn der Verfäufer bie gefäljchte 
Natur der Waare richtig angegeben hat. 

Ein Erlaß des Juftigminifters Dufaure vom 14. Oktober 1876 weiſt bie 
Beneral:Profuratoren namentlih im Sinblid auf die vielfach vorfommende Ver: 
fälſchung und künftlihe Färbung des Weins zu ftrenger Handhabung der Geſetze 
an. Dabei wird bemerft, daß zwar micht jede Bearbeitung des Weins eine 
Fälſchung defelben enthalte, daß vielmehr ſchon von Alters her und auch in 
neuer Zeit Methoden in Gebrauch feien, die darauf gerichtet wären, durch 
Behandlungsmweife oder Zufäge gewiſſer Stoffe die Weine fhmadhaft und trink 
barer zu machen oder auch ausländische Weine nadzuahmen; daß die durchaus 
offene und befannte Handhabung diejer Manipulationen eine betrügerifche Abficht 
ausichließe, daß aber die fünftliche Färbung der Weine, ſowie die öffentliche 
Anpreifung der dazu gebräuchlichen Mittel ſtets und ganz befonders dann 
ftrafbar und mit Strenge zu verfolgen jein werde, wenn geſundheitsſchädliche 
Stoffe zur Farbengebung verwendet jeien oder angepriejen mwurben. 


Niederlande, 

Die in den Niederlanden gültig gewejenen Beftimmungen des franzöfifchen 
Strafgefegbuchs find dort jchon früher als in Frankreich jelbit abgeändert und 
ergänzt worden. Das Geſetz vom 29. Mai 1829, welches den Zmwed hatte, 

„Die Miſchung giftiger oder anderer jhädlicher Subftanzen in Eßwaaren 

oder Getränken zu unterdrüden“, 
verbietet die Beimiſchung giftiger Stoffe (einige derfelben, wie jchmwefelfaures 
Kupfer und Zink fpeziell erwähnend) zu Brot, Ehwaaren oder Getränfen, 
ebenjo wie den Verfauf und Vertrieb reſp. den Verſuch des Verkaufs und Ber: 
triebs jolder Eßwaaren und Getränke, vorausgefeßt, daß der Verkäufer von der 
erfolgten Beimiſchung Kenntniß hatte, bei einer 2: bis 5jährigen Gefängniß: 
und einer Gelvftrafe von 200 bis 500 Fl., Patententziefung und zeitweijer 
Unterfagung der Befugniß, ein Patent zu erlangen. Mit gleicher Strafe 
werben diejenigen bedroht, welche zu dem dur Verfälihung von Eßwaaren 
und Getränken begangenen Vergehen dadurch Beihülfe geleiftet haben, daß fie 
wijjentlich zum Zwecke jolcher Verfälſchungen oder Vermifhungen giftige Stoffe 
verkaufen oder verſchaffen. 
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Außerdem wird die durch ben Cade penal (art. 318) fir den Verkauf 
verfälichter geſundheitsſchädlicher Getränke angedrohte Strafe andwendbar erflärt 
auf die Vermiihung von Eßwaaren oder Getränfen mit geſundheitsſchädlichen 
Stoffen, ſowie auf den wiſſentlichen Verkauf und Vertrieb derfelben und den 
Verſuch hierzu (art. 5). Die im franzöfiichen Geſetzbuch für den Wiederholungs: 
fall eines Vergehens oder Verbrechens beitimmte Strafverfchärfung tritt auch 
bei den Zumiderhandlungen gegen dies Geſetz ein und mit der Strafe ift in 
allen Fällen BVeröffentlihung des Strafurtels und Einziehung reip. Vernichtung 
der mit jchädlichen oder giftigen Stoffen veriegten Eßwaaren oder Getränke zu 
verbinden. 

Der Entwurf zu einem Strafgeſetzbuch, den die nieberländifche Regierung 
den Generalftaaten vorgelegt hat, berüdfichtigt die Verfälfchungen von Waaren 
überhaupt unter zwei verichiedenen Gefichtspunften, einmal injofern fie einen 
Betrug, dann injofern fie eine Gefährdung des öffentlichen Geſundheitszuſtandes 
und der öffentlichen Sicherheit enthalten. Artikel 365 diefes Entwurfs bedroht 
mit Gefängniß bis zu drei Jahren die vorſätzliche Verfälihung von zum er: 
fauf und Vertrieb beitimmten Ehwaaren, Getränken und Arzneimitteln, das 
Feilbieten, Auflagerhalten, Verkaufen ꝛc. derartig verfälichter Eßwaaren, Ge— 
tränfe und Arzneien — jofern der Thäter von der Verfälihung Kenntniß 
hatte — und endlich den Verfauf und die Lieferung von Stoffen, die mit Bor: 
wiffen des Lieferanten den Zweden der Nahrungsmittelverfälihung dienen 
ſollen. Iſt die Verfälichung der Nahrungsmittel unter Anwendung von ge 
ſundheitsſchädlichen Stoffen erfolgt, jo tritt in allen dieſen Fällen Gefängniß 
bis zu 9 Iahren ein, und wenn die jtrafbare Sandlung den Tod eines Men- 
ſchen zur Folge gehabt bat, Gefängniß von 9 Monaten bis zu 12 Jahren ein 
(art. 189). 

War dem Thäter die gefundheitsgefährlihe Eigenſchaft unbekannt, jo ift 
die Strafe „hechtenis* (FFreiheitsitrafe zweiten Grades) bis zu 6 Monaten 
oder Gelditrafe bis zu 300 Gulden, und wenn die Handlung den Tod eines 
Menſchen zur Folge gehabt hat, jyreibeitsitrafe bis zu einem Jahr (art. 190). 
Wer Ehwaaren oder Getränke, wiſſend, daß fie in Folge innern Verderbs oder 
der Abftammung von kranken Thieren gejundheisgefährlich find, verkauft, an: 
bietet oder zum Verkauf in Vorrath bat, wird mit Gefängniß bis zu 4'/, Jah: 
ren beitraft (art. 191). 

Im Falle des Artifels 365, fann die Veröffentlihung der Strafurtheile 
auf Koften des Verurtheilten angeoronet werden. Außerdem kann gegen den 
im Nüdfalle befindlichen Verurtheilten in den Fällen der Artitel 189 bis 191 
eine Strafverichärfung um ein Drittel, im Falle des Artifels 365 die Unter 
jagung der Ausübung des Berufs, im welchem das Verbrechen begangen iſt, 
ausgeiprochen werden. Für 


Belgien 


bat der Code penal vom 9. Juni 1867 gleichfalls unter jtrenger Scheidung 
der Verfälihung von Nahrungsmitteln überhaupt von der Verfälihung mit 
ichädlichen, oder gar lebensgefährlichen Subjtanzen Folgendes beftimmt: 

Wer Nahrungsmitteln oder Getränfen irgend welcher Art, die zum Ver: 
fauf und Vertrieb betimmt find, Stoffe beimijcht, welche den Tod oder eine 
ichwere Schädigung oder Zerftörung der Geſundheit herbeizuführen geeignet 
find; desgleichen wer mit Kenntniß von ſolcher Bei- oder Vermiſchung derartig 
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Nahrungsmittel, Getränke, Arzneien verkauft oder feil hält oder ſolche gefähr: 
liche Stoffe wifjentlih zum Zwed der Nahrungsmittelverfälfchuug herbeiichafft 
oder verkauft, verfällt in eine Gefängnifftrafe von ſechs Monat bis fünf Jahr 
und eine Gelditrafe von 200 bis 2000 Franfen. 

Eine geringere Strafe, Gefängniß von drei Monat bis drei Jahr und 
Beldftrafe von 100 bis 1000 Franken, verwirkt Derjenige, welcher derartig 
verfälſchte Waaren wifjentlih (d. h. mit Kenntniß von ihrer gejundheitsgefähr: 
lichen und verfälichten Natur) zum Zweck des Berfaufs oder Vertriebs auf 
Lager hält. Mit diefen Strafen ift einerjeits Veröffentlihung des Strafurtheils 
auf Koften des Verurtheilten, andererfeits Beihlagnahme, Einziehung, Unbraud- 
barmadung der betreffenden verfälichten Nahrungsmittel, ſowie Entziehung bes 
Patents und Unfähigkeit, während der Verbüßung der Strafe ein anderes zu 
erlangen verbunden (art, 454, 456, 457). 

Geringere Gefängniß: und Geldftrafe (eine Woche bis ein Jahr und 50 
bis 1000 Franken) wird demjenigen angedroht, der zum Verkauf oder Der: 
trieb beftimmte Nahrungsmittel oder Getränfe verfälicht oder verfälichen läßt 
oder derartige Gegenftände mit Kenntniß ihrer Verfälſchung verfauft oder feil- 
bietet oder der durch gedrudte oder Bekanntmachungen anderer Art betrüglicher 
und bösmwilliger Weife Verfälihungsmethoden veröffentliht. Das Auflager: 
balten derartiger Waaren endlich wird gleichfalls mit Gefängniß oder Gelditrafe 
(acht Tage bis ſechs Monat, 26 Franken bis 500 Franken) beitraft, voraus- 
geſetzt, daß dem Angefchuldigten die Verfälihung der Waaren befannt geweſen 
it. Auch im diefen leichteren Fällen kann auf des Verurtheilten Koften das 
Straferfenntniß veröffentlicht werden, Außerdem muß die Einziehung der ver: 
fälfchten Waaren ausgeiprochen werden und find diejelben entweder zu ver: 
nichten oder, falls fie brauchbar, den örtlichen Wohlthätigkeitsanftalten zu über: 
weiſen. 

Die Entziehung des Patents und die Unfähigkeit, während der Verbüßung 
der Strafe ein anderes zu erlangen, kann nur ausgeſprochen werden, wenn auf 
mindeſtens ſechs Monate Gefängniß erkannt iſt. 


Schweiz. 


Nah dem Strafgefepbuh Zürihs von 1870 wird „wegen gemein: 
gefährlicher Vergiftung“ mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren beitraft, wer, in 
der Abſicht, Menichen an der Geſundheit zu jchädigen, Brunnen oder Vor: 
räthe von Lebensmitteln in einen Zuftand verjeßt, im welchem die VBenugung 
derfelben dem Leben oder der Geſundheit einer größeren Anzahl von Per: 
jonen gefährlih werden fann. Die Strafe ift Zuchthaus von fünf bis 
zu fünfzehn Jahren, wenn die Handlung einen bleibenden Nachtheil an dem ' 
Körper oder der Geſundheit eines Menſchen oder den Tod eines ſolchen zur 
Folge gehabt hat ($. 130). Ferner wird als „ausgezeichneter Betrug der: 
jenige beftraft, welcher verübt wird „durch Verkauf von Nahrungsmitteln und 
Getränken, welche der Verkäufer jelbft durch Beimengung fremder, der Ge- 
jundheit nachtheiliger Stoffe gefäliht hat oder von denen er weiß, daß die 
jelben von Andern im diefer Weiſe nefälicht worden find.“ Zu bemerken ift, 
daß die Definition des Vetruges mit der des deutichen Strafgeſetzbuchs fait 
wörtlich übereinftimmt. Die Strafe des ausgezeichneten Betruges ift, wenn 
der Schaden 500 Franken over weniger beträgt, Zuchthaus bis zu 
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fünf Jahren, Arbeitshbaus oder Gefängniß, und wenn der Schaden mehr 
beträgt, Zuchthaus bis zu zwölf Jahren oder Arbeitshaus, verbunden mit 
Buße. Wer Nahrungsmittel oder Getränke, die zum Verkauf beftimmt find, 
dur Beigabe von fremden Stoffen, melde diejelben verichledhtern oder ihren 
Werth verringern, fälſcht; desgleidhen wer in dieſer Weiſe gefälichte Nahrungs: 
mittel, wiljend, daß fie gefälicht find, verkauft, ohne dem Käufer die Miſchung 
anzuzeigen, wird mit Gejängniß, verbunden mit Buße bis zu 2000 Franken 
oder auch nur mit legterer beitraft. 


Eine neue und zufammenfaffende Negelung des Segenitandes erfolgte durch 
das Geſetz, „betreffend die öffentliche Gelundbeitspflege und die Lebensmittel: 
polizei, vom 4. Weinmonat 1876*, weldes am 1. Zanuar 1877 in Kraft 
getreten iſt. Daſſelbe regelt im eriten Abichnitt (58. 1 bis 8) die öffentliche 
Gejundheitspflege und legt deren Handhabung beitimmten Organen: den ört— 
lichen Geiundheitsbehörden, ſodann den Statthalterämtern, Bezirksärzten und 
Bezirksthierärzten, endlih der Sanitätsvireftion mit dem Sanitätsrathe auf. 
Zu den der öffentlichen Kontrole diefer Behörden unterliegenden Gegenitänden 
gehören an eriter Stelle die „Lebensmittel (Eßwaaren und Getränke)‘. Der 
zweite Abichnitt des Geſetzes (5. 9 bis 15) beichäftigt fich nur mit der „Xebens- 
mittelpolizei*. Die örtlichen Geſundheitsbehörden follen unter Auflicht der 
oberen Behörden, namentlih nah der von der Sanitätsdireftion ihnen gege- 
benen Anleitung, jelbit oder unter Zuziehung von Sachverſtändigen „periodische 
Unterfuchungen aller Arten von Yebenswitteln, mit Bezug auf Bereitung und 
Verkauf, ſowie der hierzu benußten Lokale“ vornehmen. An diefe Vorichriften 
ſchließen fich die Strafbeitimmungen. Wer, ohne den Käufern die wahre Be- 
ihaffenheit anzuzeigen, zum Verkaufe bejtimmte Lebensmittel künstlich darftellt 
oder in ihrer äußeren Beichaffenbeit oder inneren Zufammenjegung abfichtlich 
verändert, jo dab dadurch die Waare zum Nachtheil ver Konſumenten ver: 
ichlehtert oder an Werth verringert wird, verfällt, wenn kein jchwereres Ver— 
brechen vorliegt ($$. 130, 183 Nr. 3 des Strafgefegbuchs), wegen Fälſchung 
von Nahrungsmitteln in die im $. 188 des Strafgefegbuchs angedrohte Strafe. 
Diejelbe wird erhöht, wenn die Fälſchung der Gejundheit jchädlich war. Fehlt 
die Abficht der Fälſchung oder das Wiffen des Verkäufers, jo tritt Polizeibuße 
bis auf 1000 Franken ein. Diejelbe Polizeibuße tritt ein, wenn Jemand 
verborbene oder gejundheitsichädliche Lebensmittel, gleichviel, ob ihm deren Ge— 
fundheitsjchädlichfeit befannt war, ſowie wenn Zemand Lebensmittel unter 
falihem Namen (künftlich bereitete unter dem Namen und der Bezeichnung 
natürliher Waare, natürliche Lebensmittel unter der nur für Erzeugniffe von 
beftimmtem Urfprunge oder beitimmter Art gebräuchlichen Bezeihnung) feilhält 
oder in Verkehr bringt, fofern nicht ein härter zu ahndendes Vergehen vorliegt. 
Endlich joll Bereitung, Verkauf und Gebrauch geiundheitsichädlicher Lebens: 
mittel jtets polizeilih durch Beichlagnahme, ſowie durch Zerftörung ‚oder ge: 
eignetenfalls Unbrauchbarmahung „auf Koften des Fehlbaren“ gehindert werden. 


Im Kanton Waadt bedroht der Code penal vom 18. Februar 1843 
allgemein (art. 145 ff.) den wifjentlichen Verkauf verdorbener' und gefundheits- 
Ihädliher Nahrungsmittel, Getränke und Arzneien (Droguen) mit Einfperrung 
von 14 Tagen bis 10 Monat und 50 bis 600 Franken Geldbuße und ver: 
bindet mit diefer Strafe die Einziehung und nöthigenialls Zeritörung der ver: 
dorbenen und ſchädlichen Waaren, ſowie gegen diejenigen Perfonen, melde in 
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ihrem Gewerbebetrieb ſich dieſes Vergehens im Rüdfall ſchuldig gemacht haben, 
die Unterfagung der Ausübung des betreffenden Gewerbes für einen Zeitraum 
von I bis 10 Jahren. 


Iſt der Tob eines Menſchen ober jchwere Krankheit oder dauernde Gebrech— 
lichkeit als Folge des Vergehens eingetreten, jo erhöht ſich die Strafe auf 
Einjperrung von 3 Monaten bis 4 Iahre, Gelbitrafe von 200 bis I 000 Franfen 
und Unterfagung des Gemwerbebetriebs auf 2 bis 10 Jahre. 


Geringere Geldbuße (50 bis 200 Franken), unter Umftänden verbunden 
mit kürzerer oder längerer Unterfagung der Ausübung des Gewerbes, werden 
ferner für die Uebertretungen janitätspolizeilicher Worfchriften beim Verfauf von 
Giften, und Gefängniß bis zu 14 Tagen, jowie Geldbuße bis 60 Franken für 
andere MWebertretungen janitätspolizeilicher Worfchriften überhaupt angedroht; 
gleichzeitig wird die Konfisfation, und nöthigenfalls Zerftörung der jchädlichen 
oder verborbenen Waaren angeordnet. 


Freiburg bebroht in dem Strafgejeßbudh vom Jahre 1849 denjenigen, 
der Waaren des öffentlichen Verkaufs boshafterweie vergiftet, mit einer Strafe 
von 15 bis 20 Jahren Zwangsarbeit. Lebenslänglihe Zwangsarbeit tritt ein, 
wenn durch die That ein Menich fein Leben verloren oder einen wejentlichen 
Schaden an jeiner Gejundheit erlitten bat. Abgejehen von dieſer jchmweren 
Strafe hat Freiburg noch eine dem $. 367 Nr. 7 des Strafgeießbuchs für 
das Deutjche Reich entiprechende Strafandrohung (Beldftrafe von 4 bis 50 Franken 
oder Gefängniß) für das Feilbieten oder Verkaufen verborbener und der ‘Ge 
ſundheit jchädlicher Nahrungsmittel und Getränfe (Art. 403), wenn dem Ber: 
fäufer dieſe Beichaffenheit feiner Waare befannt geweſen ober vermöge feines 
Gewerbebetriebs hätte befannt fein müfjen. Eine finguläre Beitimmung enthält 
Artikel 404 |. e., nämlid ein Verbot gegen Anwendung von Blei beim Ber: 
zinnen der Kücjengejchirre, 5 bis 50 Franken und Gefängnif. „Im Wieder: 
fall“ wird die Strafe verdoppelt, beim dritten Mal die Ausübung des Gewerbes 
unterjagt. 


Im Kanton Neuenburg bedroht der Code penal vom 21. Dezember 1855 
in den Artikeln 97, 98 den wiffentlichen Verkauf verborbener und gejundheits- 
ſchädlicher Lebensmittel, Droguen (Nrzneien) und Getränfe mit einer Reihe von 
Strafen, welde, je nad den Folgen der Zumiderhandlung, von Polizeiftrafen 
in ganz leichten Fällen und von Gefängniß von 15 Tagen bis 6 Monat nebft 
Geldſtrafe von 50 bis 200 Franken fich bis auf 3 Jahr Gefängniß und 100 
bis 500 Franken Geldbuße nebſt Unterfagung der Ausübung des Gewerbes 
fteigern fönnen. Nah Artikel 99 find Zumiderhandlungen gegen Geſetze 
janitätspoligeilicher Natur nad) den betreffenden Epezialgejeten zu ftrafen, wenn 
fie aber den Tod oder eine erhebliche Krankheit eines Menfchen zur Folge gehabt 
haben, jo tritt die Strafihärfung des Artikel 97 ein. Jede Uebertretung der 
fanitätspolizeilichen Vorfchriften, welche nicht mit einer befonderen Strafe bedroht 
ift, fol mit mindeftens 4 bis 10 Tagen Gefängniß oder 25 bis 50 Franken 
Geldbuße geitraft werden. Artikel 228 beftraft ferner mit 4 Tagen bis 6 
Monaten Gefängniß undjmit 20 bis 100 Franken Geldbuße denjenigen, welcher den 
Käufer binfichtlich der Natur der verkauften Waare täufcht oder wiſſentlich ver: 
fälfchte Waaren, der Fälſchung nicht in die Augen fällt (dont lalteration ou la 
falsifiration ne sernient pas apparentes) „als, gut“ verkauft. Mit „prison civil‘, 
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wird beitraft, wer verfälichte, aber nicht gefundheitsgefährlihe Nahrungsmittel 
verfauft oder feilhält,; außerbem tritt die Beichlagnahme und Einziehung refp. 
3erftörung der gefäljchten Nahrungsmittel ein. Durch Staatsrathsbeihlug vom 
21. Dezember 1869 iſt den lokalen Verwaltungsbehörben die Verpflichtung auf- 
erlegt, darüber zu wachen, daß Getränke oder Nahrungsmittel irgend welcher 
Art nicht in einer gejundheitsichädlichen Weiſe verändert oder gefäljcht werden, 
daß alle verdächtigen Weine und jonftigen Getränke einer Analyje unterworfen 
und dem Gerichtspräfidenten zum Zwecke der Strafverfolgung Anzeige eritattet 
werde, jobald durch die angeordnete Analyje die Verfälihung oder Veränderung 
erwiejen worden. 


Wallis hat in feinem Strafgefeg vom 26. Mai 1858 nur ben wiffent: 
lichen Verkauf von verborbenen oder geiundheitsihädlihen Arzneiwaaren, Ge 
tränken oder Getreide verboten und je nachdem die Werjon, welche von dieſen 
Waaren Gebraud gemacht hat, den Tod oder einen geringeren oder größeren 
Schaden erlitten, iſt die Strafe auf Geldbuße bis zu 200, 300 oder 500 Fre., 
und auf Einiperrung bis zu 6 Monaten bezw. 3 Jahren, oder auf Zuchthaus 
von gleicher Dauer feitgeiegt. 

Die Strafgefeßgebung von Schaffbaufen (Bei. v. 3. April 1859 8. 140) 
enthält eine dem $. 324 des beutichen Strafgeiegbuchs ähnliche Beſtimmung, 
nur ift ber Höchſtbetrag der Zuchthausftrafe bis auf 20 Iahre erhöht, für den 
Fall des Todes des geihädigten Individuums ſogar Todesftrafe angedroht und 
für den Fall der SFahrläffigkeit eine mäßige Gefängnißftrafe (eriten Grades) 
und eine Geldbuße nicht unter 50 Frk. vorgejehen. Das Berfaufen umd 
Feilhalten verborbener und gejundheitsihäbliher Ehmaaren und Getränfe 
wird mit einer Sefängnifitrafe bis 2 Monat und Geldbuße bis 200 Frk., ſowie 
Einziehung der betreffenden Waaren beftraft, wenn dem Berfäufer die Qualität 
der Waare befannt geweſen oder vermöge feines Gewerbes hätte bekannt fein 
müffen ($. 141). 


Das Strafgeiegbud von Luzern vom 6. Auguſt 1861 drobt nur eine 
geringe Gelditrafe (bis 100 Frk.) gegen denjenigen an, welcher ungeitige ober 
durch Alter verborbene oder durch die Art der Zubereitung und Aufbewahrung 
oder aus anderen Gründen der Geſundheit jchäbliche Lebensmittel, Getränfe 
verfauft, wenn dem Verkäufer die nachtheilige Beichaffenheit befannt war oder 
ihm deren Unkenntniß zum Verſchulden anzurechnen ift, und ordnet Wegichaffung 
und Vernichtung der geſundheitsſchädlichen Stoffe auch für den Fall an, daß 
dem Verkäufer diefe Eigenihaft unbekannt geblieben. Hervorzuheben ift, daß 
diefe Beitimmungen auch bei anderen ®egenftänden des öffentlichen Verkehrs, 
insbejondere bei den aus ſchädlichen Metallen, Stoffen oder Miſchungen an: 
gefertigten Koch, Eh: und Trinkgeſchirren, bei nicht gehörig verzinnten Kupfer: 
gefäßen, mit Blei verfegten Zinngeichirren gegen den Verfertiger, Feilbieter und 
Verkäufer zur Anwendung fommen jollen. 


Unterwalden ſchließt fich in jeinem Gejeb vom 20. Dftober 1864 an 
das Strafgejeg von Freiburg vom Jahre 1849 an und beitraft die vorjägliche 
Vergiftung der zum öffentlichen Verbraud und Verkauf beitimmten Sachen mit 
‚6 bis 12 Jahren, in jchweren Fällen mit Kettenitrafe von gleicher Dauer, und 
mit ZTodesftrafe, jofern ein Menſch durd die gedachte Handlung fein Leben ver: 
loren bat. Gefängnißftrafe und Geldbuße (2 000 Frl.) werden über denjenigen 
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verhängt, der Nahrungsmitteln, Arzneiftoffen, Getränfen oder anderen Waaren, 
die er gewerbsmäßig abſetzt, geſundheitsgefährliche Dinge beimifcht oder wiſſentlich 
derartig vermifchte Maaren verkauft. Als Nebenftrafe tritt Einziehung der ver: 
ichlechterten Waare und Interfagung des jelbitftändigen Gewerbebetriebes ein. 
Eine bejondere Strafandrohung von Gefängniß, Zuchthaus oder gar Kettenjtrafe 
bis zu 4 Jahren enthält diefer Artikel noch für die Vergiftung von Wiehfutter 
und dahin gehörigen Dingen. 


Für Bern beſtimmt Art. 233 des Strafgejegbuchs vom 30. Januar 1866, 
dak Xerfälfchung von Getränfen, Nahrungsmitteln und anderen Waaren, in 
rechtswidriger Abficht begangen, mit Gefängniß bis zu 40 Tagen und Geldbuße 
bis 200 Frk., und wenn fie wiffentlich auf eine für die menſchliche Befundheit 
ichädliche Weife verübt worden, mit Gefängniß bis zu 60 Tagen wer mit 
Korrektionshaus bis zu 1 Jahr oder mit Geldbuße bis 500 Frk. beitraft wird, 
jowie, daß die verfälfchten Waaren konfiszirt und nah Umſtänden zeritört 
werben follen. 


Das Strafgefeg von Bafel: Stadt vom 17. Jumi 1872 enthält eine dem 
8. 324 des deutjchen Strafgejeßbuchs analoge Beſtimmung über die vorlägliche 
Vergiftung der zum öffentlichen Verbrauch und Verkauf beftimmten Gegenjtände 
und deren Vertrieb mit einer Strafandrohung bis zu 10 Jahren Zuchthaus, 
und von lebenslänglichen Zuchthaus oder von Zuchthaus nicht unter 10 Jahren 
für den Fall des Todes des Beichädigten, ſowie von Gefängnißitrafe und Geld— 
buße, wenn die verpönte That nur aus Fahrläffigteit begangen. Nach dem 
Polizeiftrafgefeß vom 23. September 1872 wird der Verkauf gefälfchter Eh: 
waaren oder Getränke mit Geldbuße bis 200 Frk. oder Haft bis zu 4 Wochen, 
ſowie Konfiskation beitreft. 

Geldbuße bis zu 50 Frk. oder Haft bis zu einer Woche wird für jede 
Zuwiderhandlung gegen die „dur Verordnung oder polizeiliche Vorichrift zur 
Verhütung von Gefahr für die Geſundheit feftgefepten Beitimmungen über Zu- 
bereitung, Aufbewahrung, Ausmeffen und Auswiegen verfäuflicher Nahrungs: 
mittel und Getränke“ angedroht. 


Für St. Gallen bejtimmt Art. 137 des Strafgejegbuchs vom 4. April 
1857, daß die abfichtliche Vergiftung von Brunnen, öffentlich verkäuflichen 
Waaren, und überhaupt von „folhen Sachen, wodurch eine unbeftimmte Menſchen⸗ 
zahl Leben oder Geſundheit verlieren kann“, mit Zuchthaus bis zu 20 Iahren 
beitraft werden ſoll. Diefe Vorfchrift erjchien nicht ausreichend, und durch 
Geſetz vom 21. November 1874 wurden, „um bie Konſumenten vor Gefahr 
für ihre Gejundheit, wie vor Webervortheilung zu ſchützen“, betaillirte Straf- 
beitimmungen über ben Verfauf gefälichter Nahrungsmittel gegeben. 

Danad wird die Fälſchung der zum Verkauf beftimmten Nahrungsmittel 
jeder Art „dur Beigabe oder Entzug von Stoffen“ oder die fonftige betrüg- 
liche Werthsverminderung berjelben, ſowie der Verkauf und das Feilhalten ſolcher 
verfälſchter Nahrungsmittel, ſofern dem Verkäufer die Verfälſchung bekannt war 
ober zufolge ſeines Gewerbes oder Berufes befannt ſein mußte, je nach ber Höhe 
des angerichteten Schadens und je nachdem eine erite Zuwiderhandlung oder ein 
eriter oder zweiter Rückfall vorliegt, mit Geldbuße bis 100 Frk., ober mit 
3 monatlicher Gefängnißftrafe und Geldbuße bis 300 Frk., oder mit 6monat- 
licher Gefängnißitrafe und Geldbuße bis 600 Frk. beitraft. 
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Iſt die Verfälſchung durch Beimiſchung geſundheitsſchädlicher Stoffe verübt, 
oder ſind geſundheitsſchädliche Nahrungsmittel wiſſentlich oder ſchuldbar un— 
wiſſentlich feilgehalten oder verkauft, ſo tritt ſelbſt, wenn kein Nachtheil ent— 
ſtanden iſt, Gefängniß- oder Arbeitshausſtrafe bis zu 1 Jahr allein, oder in 
Verbindung mit einer Geldbuße bis zu 1000 Frk. ein, die bei eingetretenen 
Schaden, ohne daß ein anderes Strafgeieg verlegt ift, jich verdoppelt und beim 
Todesfall des Beſchädigten jogar bis auf 5 Jahre Zuchthaus erhöht werden jol. 
Das gedachte Gejeg beitimmt außerdem nocd eine Geldjtrafe (10 bis 100 Fr.) 
für den Verkauf unreifen Objtes und verdorbener Nahrungsmittel. Sodann 
- ordnet es in allen Fällen Einziehung und nöthigenfalls Vernichtung ver ver: 
dorbenen oder gefälichten Nahrungsmittel und jegt ſchließlich feit, daß zum Zwech 
einer ordnungsmähigen Kontrole periodische Unterfuchungen der zum Verkauf 
bejtimmten Nahrungsmittel durch Sadverjtändige jtattzufinden haben, ohne in- 
dejjen über die Modalitäten diefer Kontrole weitere Vorjchriften zu geben. 

Eine Spezialvorſchrift des Strafgejegbuchs vom Jahre 1808, das Verbot 
der Verwendung von Blei beim Weberzinnen Eupferner Koch— und Speifegeräthe 
betreffend, ijt von den angeführten Gejegesbeitimmungen nicht berührt. 


Außland 


bat im ſeiner Strafgeſezgebung nur in dem „Geſetz über die von den Friedens— 
gerichten zu verhängenden Strafen vom 20. November 1864" eine Arreftftrafe 
von höchſtens einem Monat und eine Gelobuße von höchſtens 100 Rubel nebit 
Einziehung gegen denjenigen angedroht, welder geſundheitsſchädliche Eß— oder 
Srintwaaren bereitet oder verfauft oder Geſchirre aus gelundheitsnachtheiligem 
Material fertigt. 


Dänemarf 


bat im Strafgejepbud vom 20. Februar 1866 Art. 290 eine allgemeine Bor: 
ichrift, nicht blos für Eßwaaren und Getränke, jondern für Waaren, welche 
beitimmt jind, verkauft oder von Anderen gebraucht zu werden, überhaupt dabin 
gehend, daß, wer dergleichen mittelit giftiger oder anderer gejundheitsgefährlicher 
Stofie berftellt oder jo bergeitellte Waaren wifjentlih verkauft, mit Gefängniß 
beitraft werden joll, jofern die Handlung nicht durch ein anderes Strafgefeg mit 
ſchwerer Strafe bedroht ift, daß aber unter erjchwerenden Umftänden, namentlich 
wenn Zemand in ‚Folge der Handlung geitorben ijt oder Schaden an jeiner 
Geſundheit erlitten hat, Zwangsarbeit in einem Zuchthauſe eintreten jol, Im 
Falle der Fahrläffigkeit ſoll Geldſtrafe genügen. 


In 
Schweden 


verwirkt — nach den Strafgejepbuch vom 16, Februar 1864 — derjenige 2 bis 
6 Jahre Arbeitshausftrafe, welcher wiſſentlich gefälſchte Eßwaaren verkauft oder 
in Verkehr bringt, wenn dazu lebens: oder gejundheitsgefährlihe Stoffe ver: 
wendet find; auf 6 bis 10 Jahre derjelben Strafe iſt zu erkennen, jobald ein 
ſchwerer Schade geſchehen, und auf zehnjährige oder lebenslängliche Zuchthaus: 
itrafe, jalls der Geſchädigte das Yeben eingebüßt bat. Der Verſuch wird mit 
hochſtens 2 Fahren Zuchthaus beitraft, Sandelsleuten und Gewerbetreibenden 
wird der weitere Gewerbebetrieb unterjagt, wenn der Fall in ihrem Gewerbe— 
betrieb ſich ereignet hat. 
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Italien 

bat in dem Entwurf des Strafgejeßbuds vom 24. Februar 1874, der gegen: 
wärtig dem Parlament zur Berathung vorliegt (Art. 328), die wiflentlich in 
gewinnjüchtiger Abficht und in gejundheitsgefährlicher Weife verübte Verfälihung 
von Nahrungsmitteln, Getränken und anderen käuflichen Saden, ebenjo wie den 
Vertrieb derartiger Waaren und Stoffe mit Gefängnig von 4 Monaten bis zu 
2 Jahren und einer Geldbuße von 500 bis 2000 Lire bedroht, eine Strafe, 
die ftets mit Einziehung, nöthigenfalls mit Vernichtung der verfälichten Waare 
verbunden it und im Falle einer erheblichen Erkrankung oder gar des Todes 
des Beſchädigten eine nicht unbeträchtlihe Erhöhung erleidet. 

Sodann enthält das Gejeg vom 20. März 1865 über die öffentliche Ge— 
jundbeitspflege, welches ohne wejentliche Modifikationen noch neuerlich (1874) 
in den Provinzen Venedig und Mantua eingeführt worden ift, eine Neihe von 
vorbeugenden Beitimmungen gegen die Verfälihung der Lebensmittel. Unter 
dem Minifterium des Innern und in Anſchluß an die Organe der allgemeinen 
Verwaltung des Yandes wird eine Organijation von Gefundheitsräthen (einem 
Ober⸗Geſundheitsrath für den ganzen Staat, Provinzial: Gejundheitsräthen für 
die Provinzen und Bezirks-Geſundheitsräthen für die Bezirfe oder Kreife) ins 
veben gerufen, denen neben anderen Funktionen auch die Ueberwachung des 
Sandeld: und Gejchäftsbetriebs der Droquenverfäufer, Bierbrauer, Branntwein- 
brenner, Zuderbäder, Kräuterfammler, Fabrikanten und Verkäufer chemiſcher 
Produkte aller Art, wie künftlicher Mineral: und gashaltiger Waffer und anderer 
künstlicher Getränke überhaupt, ſowie der in öffentlichen Wohlthätigkeits: und 
Krankenanftalten zur Verwendung gelangenden Speifen und Getränke zur Pflicht 
gemacht it (Art. 17), während außerdem den Bürgermeiitern noch bejonders 
anbefohlen wird, die Märkte und anderweiten Verkaufsitellen einer eingehenden 
Ueberwachung zu unterwerfen und für jofortige Entfernung der verdorbenen, ge: 
fälfchten oder gejundheitsihädlihen Nahrungsmittel Sorge zu tragen (Art. 29). *) 


Spanien 


bat in feinem Strafgefegbuh vom Jahre 1870 eine Geldbuße (125 bis 1250 
Pejetas) und ſchwere Gefängnififtrafe, unter Umftänden ſogar Zuchthausitrafe 
auf die Beimiſchung geſundheitsſchädlicher Stoffe zu Eßwaaren und Getränten, 
welche zum öffentlichen Gebrauch beſtimmt ſind, geſetzt. Die betreffenden Waaren 
ſollen konfiszirt und unbrauchbar gemacht werden und wenn Jemand ſolche zur 
Unbrauchbarmachung und Bernichtung defignirte Waaren ſich ameignet, jo ſoll 
auch ihn die gleiche Strafe treffen. Ferner ift jeve Betrügerei bei Verkauf von 
Nahrungsmitteln, mag dieſelbe durch falſches Maß, Gewicht oder durch die 
Beichaffenheit der Waare begangen jein, mit Geldbuße von 50 bis 500 Peſetas 
oder Gefängniß von 1 bis 10 Tagen bedroht. 

Das Strafgefegbuh von Ebile vom 12. November 1874 ſchließt ſich in 
jeinen bierber gehörigen Beitimmungen fait wörtlib an das ſpaniſche Geſetz an, 
nimmt aber überall geringere Strafmaße; und noch milder it das Strafgeieb- 
buch Benezuela’s. 


Das Gejep enthält neben einer Aufzäblung der jonjtigen Obliegenbeiten der Geſund 
heitörätbe, die Vorſchrift über deren Zufammenjepung, aus Berwaltungsbeamten, Gelehrten, 
Technitern und Juriften, über die Art und Weije ber Ernennung der Mitglieder und ihres 
periodijchen Ausjcheidens, jowie über die den Gejundheitsräthen rejp. ihren Delegirten bei- 
gelegten Befugnifie. 
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The Sanitary Code des Staats 
New:Yorf 


vom Jahre 1875 enthält, neben einer großen Anzahl hier nicht weiter zu er- 
wähnender Beltimmungen, Beſtimmungen, welche die Unterdrüdung ver Fabri- 
fation verfälfchter Waaren und des Sandels mit denjelben bezweden. 


Es wird (Neet, 29) nicht nur das Feilhalten und ver Verlauf von ver: 
dorbenen und geſundheitsſchädlichen Nahrungsmitteln, insbejondere von Milch, 
Butter ꝛc., jondern ſchon das Einbringen derjelben in das MWeichbild der Stadt, 
ebenfo wie der Berfauf ungefunder oder verdorbener Früchte und Gemüſe all- 
gemein verboten, ferner wird (Sert. 35) den Speifewirthen und ihren Dienit- 
leuten anbefohlen, darüber zu wacen, daß feine jchädlichen oder giftigen 
Nahrungsmittel und Getränke verfauft oder verichänft werden und endlich ver 
Verkauf, Vertrieb und der Kauf ungefunder Nahrungsmittel und Getränfe 
unter einer fälſchlichen Bezeihnung unterſagt. Einer jeden Privatperjon wird 
es zur Pflicht gemacht, unverzüglich der zuftändigen Behörde davon Anzeige zu 
machen, wenn fie von dem Verkauf verdorbener Lebensmittel Keuntniß erhalten, 
und das Verfahren, welches der Beamte zu beobachten hat, wenn ibm ver: 
dächtige Ehwaaren vorkommen, geregelt. Darnach joll beim Widerjpruc des 
Verfäufers nicht mit der Konfisfation der Waare vorgegangen, vielmehr jollen 
zwei achtbare Perſonen zugezogen werben, und je nach dem Urtheil diejer die 
jofortige Wegihaffung des beanitandeten Gegenſtandes angeoronet oder nur der 
Verfauf jütirt werden dürfen. Bei abweichenden Meinungen der zugezogenen 
Vertrauensmänner joll die Enticheidung der Sanitäts:Oberbeamten angerufen 
werden. SHinfichtli der Getränke wird das Verkaufsverbot (Sert. 43) dahin 
ausgedehnt, dab Niemand Getränke, von denen er annehmen darf, daß fie ge: 
jundbeitsihädlich jeien, jelbit kaufen oder kaufen laſſen ſoll, und den Deitillateuren, 
Brauern und ähnlichen Gemwerbetreibenden wird unterjagt, Getränke zu fabriziren, 
zu haben oder zum Verkauf zu halten, weldye beim Gebrauch eine der menſch— 
lichen Geſundheit nachtheilige Wirkung ausüben können. Gefängniß und Geld— 
jtrafe treffen diejenigen, welche der Vorſchrift dieſes Geſetzes zumiderbandeln. 


Deiterreich. 


Das Strafgejegbudh vom 27. Mai 1852 bedroht in den &$. 408 fi. 
Weinbändler, Bierbrauer, Gewerbsleute, die gebrannte Wäſſer verfertigen, jowie 
Schantinhaber, deren Getränke auf eine Art, welde auf die Geſundheit jchädlich 
wirken fann, zubereitet, gefälicht oder verborben befunden werden, neben Verluſt 
der betreffenden Getränke mit einer Gelditrafe von 100 bis 500 @ulden, im 
Wiederholungsfalle mit der doppelten Gelditrafe, im zweiten Rüdfalle außerdem 
mit Berluft des Gewerbes. Wenn die Miſchung ober Beiſatz „als der Geſund— 
beit in einem boben Grade jchädlich erkannt“ wird, jo joll drei bis ſechs— 
monatlicher jirenger Arreit, Verlujt des Gewerbes und lebenslängliche Unfähigkeit 
zu demjelben eintreten. Jeder Gewerbtreibende, welcher Koch- oder Eßgeſchirr 
aus Zinn, das mit Blei verfälicht ift, verfertigt oder mit Blei verzinnt, wird 
mit 25 bis 50 Gulden, unter erjchwerenden Umſtänden außerdem mit Verluſt 
des Gewerbes bejtraftl. An dieſe jpeziellen Strafvorichriften jchließt ſich eine 
allgemeine, wonach „jeder Zujag, jede Miſchung oder Fälſchung, welche an 
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und für ſich oder durch die dabei gebrauchten Materialien, dur die Art der 
Zubereitung oder die zur Zubereitung oder Aufbewahrung gebrauchten Gefäße 
einer genufreihen Waare eine der Geſundheit ſchädliche Eigenſchaft mittheilen 
fann“, mit Geldſtrafe von 10 bis 100 Gulden oder mit Arveit von 3 Tagen 


bis zu einem Monat beftraft wird. Sierher gehört insbejondere die Ver: 


wendung von Mineralfarben bei Ehwaaren, das Ueberitreihen der Stoffe, welche 
den menjchlihen Körper berühren jollen, mit Mineralfarben, welde giftige 
Metallpräparate enthalten; die Anwendung von Bleiglätte oder jchlechter Glaſur 
bei Eß-, Trink-, Koch: und Kinderjpielgeichirr; die vorjchriftswidrige Verfertigung 
von Ef, Trink: oder Kochgeſchirren aus Padfong und andere Fälle mehr. 

Von bejonderen Interejje find ferner die betreffenden Beitimmungen des neuen 
Entwurfs eines Strafgejegbuchs, welder von der Kegierung den öfterreichijchen 
Reichstage vorgelegt und in einem Ausichufe des Abgeordnetenhauſes bereits 
berathen ift. Wie der Entwurf im großen und ganzen, jo lehnen fich auch die 
Beſtimmungen defjelben über Betrug ($. 230), ſowie die über die Vergiftung 
von Brunnen und über die Herſtellung zum öffentlichen Verkaufe oder Ber: 
brauche bejtimmter Gegenftände in gejundheitszerjtörender Weije (88. 348 350) 
an die entiprechenden Beltimmungen des deutjchen Strafgeſetzbuchs ($$. 263, 
324— 326) auf das engite an. 


Außer dieſen fih als Werbrechen oder Vergehen qualifisivenden Hand— 
lungen bevroht aber der Entwurf, ohne daß das deutiche Strafgeiegbucd ihm 
auch in diefer Beziehung überall als Vorbild dienen lonnte, eine Neihe von 
anderen Handlungen mit der für Webertretungen zuläffigen Strafe, wobei nur 
vorauszujchiden ift, daß der zuläffige Höchitbetrag der Strafe bei Uebertretungen 
Gelpjtrafen von 300 Gulden oder Saft von 2 Monaten ijt ($$. 1, 13). 
Bei der einen Kategorie dieſer Handlungen ift die Rüdfiht auf die Abwehr 
gelundheitsgefährlicher Einwirkung entjcheidend. Hierher gehört das Bereiten 
der zum Verkaufe beftimmten Nahrungsmittel aus gefundheitsichädlichen Stoffen 
oder in gejundheitsgefährlicher Weile, das wiſſentliche Feilhalten oder Verkaufen 
verdorbener oder gejundheitsichädlich bereiteter Nahrungsmittel, jowie das Feil- 
halten und Verkaufen jolder Nahrungsmittel, welche durch VWeroronung als 
ſchädlich bezeichnet find; Zumiderhandlungen gegen die Verordnungen, welche 
jur Verhütung von Gefahren für die Gejundheit bezüglich des Zubereitens oder 
Aufbewahrens von Nahrungsmitteln, bezüglich der Beſchau von Vieh oder an: 
deren Nahrungsmitteln, bezüglich des Schladhtens von Thieren unter einen ge 
wiffen Alter, bezüglid der Neinlichkeit in Schlachthäuſern ꝛc. erlaſſen find; jo: 
dann Die Erzeugung oder Zurichtung von Mod, Eß oder Trinkgeſchirren, 
Waagen, Maaßen, Kleidungsitoffen, Kinderjpielwaaren, Zapeten oder an: 
beren Gegenftänden des menjchlichen Gebrauchs in gejundheitsichädliher Weile, 
das wiſſentliche Verkaufen oder Feilhalten folder geiundheitsgefährlichen Gegen: 
ftände, jomwie überhaupt das Zumiderhanveln gegen die bezüglich jolcher Gegen: 
ftände erlafjenen Verordnungen ($$. 467, 468). Eine andere Kategorie der 
mit Strafe bedrohten Handlungen findet jih unter den „Webertretungen in 
Bezug auf das Eigenthbum“. Hierher gehört das Verkaufen oder Feilhalten 
von Waaren unter Angabe oder Bezeichnung des Gewichts, der Zahl, der be: 
fonderen Eigenichaft oder Beichaffenbeit, ohne daß dielelben diejes Gewicht oder 
dieſe Zahl, Eigenſchaft oder Beichaffenheit haben, oder von verdorbenen oder zu 
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ihrem gewöhnlichen Zwecke unbrauchbar gewordenen Maaren unter Verfchweigung 
diefer Eigenichaft, auch wenn eine betrügeriiche Mbficht nicht vorliegt; das Er: 
zeugen, Verfaufen oder Feilhalten von Waaren in einer verbotenen Miſchung 
oder Beichaffenbeit, jowie von Waaren, welche in Folge befonderer Verordnung 
nur umter Bezeichnung ihrer Eigenichaft verkauft werden dürfen, ohne dieſe Be: 
zeichnung (8. 504). Diele Beltimmungen des öfterreichiichen Entwurfs werben 
eine beiondere Beachtung beanfpruchen dürfen. 


In Betreff 
Onglands 
jiehe Anlage D. 
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Anlage C. 


Vergleichende Zufammenftellung 


von 


Beftimmungen aus den Geſetzgebungen 


von 


Franfreih, Belgien, den Niederlanden, England, 
St. Gallen, Züri, Oeſterreich. 


1. Franfreich. 


Code p6nal, 

Art. 318. Quiconque aura vendu on debite des boissons falsifies, 
tontenant des mixtions nuisibles ä la sante, sera puni d'un emprisonne- 
ment de six jours a deux ans, et d'une amende de seize franes a einq 
eent frances. 

Seront saisies et confisquees les boissons falsiliees trouvdes apparte- 
nant au vendeur ou debitant. 

423. (I. 13 mai 1863.) Quiconque aura trompe l’acheteur sur le 
titre des matiöres d’or ou d’argent, sur la qualit@ d’une pierre fausse 
vendue pour fine, sur la nature de toute marchandise; quiconque, par 
usage de faux poids ou de fausses mesures, aura trompé sur Ja quantite 
des choses vendues, sera puni de l’emprisonnement pendant trois mois au 
moins, un an au plus, et d’une amende qui ne pourta exeeder le quart 
des restitutions et dommages-interets, ni ötre au-dessous de cinquante 
francs. 

Les objets du delit, ou leur valeur, s’ils appartiennent eucore au ven- 
deur, seront confisques; les faux poids et les fausses mesures seront aussi 
confisques, et de plus seront brises, 

Le tribanal pourra ordonner l’affiche du jugement dans les lieux qu'il 
designera, et son insertion integrale ou par extrait dans tous les journaux 
qu'il designera, le tout aux frais du condamne, 

475. Seront punis d’amende, depuis six franes jusqu'à dix franes 
inelusivement. 

6. Ceux qui auront vendu on debitE des boissons falsifiees; sans 
prejudice des peines plus severes qui seront prononcdes par les tribunaux 
de police correctionelle, dans le cas oü elles contiendraient des mixtions 
nuisibles ä la sante. 

476. Pourra, suivant les circonstances, éêtre prononee, outre l’amende 
portee en l'artiele précédent, ’emprisonnement pendant trois jours au plus, 
eontre les vendeurs et debitants de boissons falsifides. 
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477. Seront saisis et confisques: 

2, les boissons falsifices, trouvées appartenant au vendenr et debitant: 
ces boissons seront repandues; 

4. les comestibles gätes, eorrompus ou nuisibles: ces eomestibles 
seront detruits, 


Loi, tendant à la repression plus effience de certaines fraudes dans 
la vente de marchandises, 27 mars 1851. 


Art. 1. Seront punis des peines portees par larticle 423 du Code 
penal: 1. Ceux qui falsifieront des substances ou denrées alimentzires 
ou medieumentenses destindes a etre vendues; — 2. Ceux qui vendront 
ou mettront en vente des substances ou denrées alimentaires ou medica- 
menteuses qu'ils sauront &tre falsifices ou corrompues: — 3. Ceux qui 
auront trompe ou tenté de tromper, sur la quantit& des choses livrees, 
les personnes auxquelles ils vendent ou achetent, soit par usage de faux 
poids ou de fausses mesures, ou d’instruments inexaects servant au pesage 
ou mesurage, soit par des manoeuvres ou proc&des tendant à fausser 
operation du pesage ou mesurage, ou à augmenter frauduleusement le 
poids ou le volume de la marchandise, möme ayant cette operation: soit, 
enfin, par des indieations frauduleuses tendant a faire eroire a un pesuge 
ou mesurage anterieur et exact. 


Art. 2. Si, dans les cas prevus par l'artiele 423 du Code penal ou 
par lartiele 1 de la presente loi, il s’agit d’une marchandise eontenant 
des mixtions nuisibles a la sant“, lamende sera de 50 a 500 franes, ä 
moins «que Je quart des restitutions et dommages-interäts nm’exöde cette 
derniere somme; lemprisonnement sera de trois mois a deux ans. Le 
present artiele sera applieable meme au cas ou la falsifieation nuisible 
serait connue de l’acheteur ou consommateur. 


Art. 3. Sont punis d’une amende de 16 irances a 25 franes, et d'un 
emprisonnement de six a dix jours, ou de l’une de ces deux peines seule- 
ment, suivant les eirconstances, ceux qui, sans motifs legitimes, auront 
dans leurs magasins, boutiques, ateliers ou maisons de commerce, ou dans 
les halles, foires ou marches, soit de poids ou mesures faux, ou autres 
appareils inexacts servant au pesage ou au mesurage, soit des substances 
alimentaires ou medicamenteuses qu'ils sauront &tre falsifices ou corrom- 
pues. Si la substance falsifiee est nuisible a la sante, l’amende pourra 
ötre portee a 50 franes, et l’emprisonnement à quinze jours. 


Art. 4. Lorsque le prevenu, convaineu de eontravention a la pre- 
sente loi ou à lartiecle 423 du Code penal, aura, dans les einq anndes 
qui ont preeede de delit, &t& eondamne pour infrastion a la presente loi 
ou & lartiele 423, la peine pourra être élevée jusqu'au double du maxi- 
_ mum: lamende prononeee par Vartiele 423 et par les artieles I et 2 de 
la presente loi pourra m&me etre portee jusqu'à 1.600 franes, si la moitie 
des restitutions et dommages-interets r'éexcéde pas cette somme; le tont, 
sans pröjudiee de Vapplieation, s’il y a lien, des artieles 57 et 55 du 
Une penal, 
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Art. 5. Les objets dont la vente, usage ou possession constitue le 
delit, seront confisques, conformément a larticle 423 et aux articles 477 
et 481 du Code penal. S’ils sont propres a un usage alimentaire ou 
medical, le tribunal pourra les mettre a la disposition de l’administration 
pour etre attribues aux etablissements de bienfaisance. S’ils sont impro- 
pres à cet usage ou nuisibles, les objets seront detruits ou repandus aux 
frais du condumné. Le tribunal pourra ordonner que la destruction ou 
effusion aura lieu devant l’etablissement ou le domieile du condamne. 


Art. 6. Le tribunal pourra ordonner laffiche du jugement dans les 
lieux qu’il designera, et son insertion integrale oa par extrait dans tous 
les journaux qu’il designera, le tout aux frais du condamne. 


Art. 7. Wartiele 463 da Code penal sera applicable aux delits pre- 
vus par la presente loi. 


Art. 8, Le deux tiers do produit des amendes sont attribues aux 
eommunes dans lesquelles les delits auront été constatés. 


Art. %.  Sont abroges les articles 475 No, 14 et 479 No, 5 da 
Code penal. 


Loi qui declare applicables aux boissons les dispositions de la loi du 
27. mars 1851 (5. Mai 1855). 


Art. 1" Les dispositions de la loi du 27 mars 1851 sont appli- 
eables aux boissons. 

2. L’artiele 318 et le No. 6 de lartiele 475 du Code penal sont 
et demeurent abroges. 


2. Belgien. 
Code penal vom 9. Juni 1867, 


Art. 454. Celui qui aura mele ou fait möler, soit à des eomesti- 
bles ou des boissons, soit à des substances ou denrées alimentaires quel- 
conques, destines à etre vendus ou debites, des matieres qui sont de 
nature a donner la mort ou, & alterer gravement Ja sante, sera puni d’un 
emprisonnement de six mois à cinq ans et d’une amende de deux centa 
franes a deux mille franes. 


Art. 455. Sera puni des peines portees a l’article précédent: 

Celni qui vendra, debitera ou exposera en vente des comestibles, 
boissons, substances ou denrdes alimentaires queleonques sachant qu'ils 
eontiennent des matieres de nature a donner la mort ou A alterer grave- 
ment la sante; 

Celai qui aura vendu ou procuré ces 'matiöres, sachant qu’elles de- 
vaient servir a falsifier des substances ou denrées alimentaires, 


Art, 456. Sera puni d’un emprisonnement de trois mois A trois ans 
et d’une amende de cent franes a mille franes, celui qui aura dans son ma- 
gusin, su boutique ou en tout autre lien, des comestibles, hoissons, denıers 
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ou substances alimentaires, destines a etre vendas on debites, sarhant 
qu'ils eontiennent des matieres de nature à donner la mort ou ä alterer 
gravement Ja sante. . 


Art. 457. Les comestibles, boissons, denrees ou substances alimen- 
taires melangees seront saisis, confisques et mis hors d’usage. 

l,a patente du coupable lui sera retiree; il ne pourra en obtenir une 
autre pendant la durde de son’ emprisonnement. Il pourra de plus ötre 
vondamns à linterdietion, conformement Aa lart. 33. Le tribanal ordon- 
nera que le jugement soit affiché daus le lieu qu’il designera et insere ei 
entier on par extrait dans les journanx qu'il indiquera; le tout aux frais 
du condamne. 


Art, 500. Seront punis d'un emprisonnement de huit jours a un an 
et d’une amende de einquante franes à mille franes, ou d’une de ces 
peines seulement: 

Ceux qni auront falsifie ou fait falsifier des denrdes ou boissons pro- 
pres a l'alimentation, et destinées a ötre vendues ou debitces; 

Ceux qui auront venda, debite ou expose en vente ces objets, sa- 
chant qu’ils etaient falsifies; 

Ceux qui, par affiches on par avis, imprimes ou non, auront mécham- 
ment ou franduleusemenut propage ou revele des procedes de falsification 
de ces mömes objets. 


Art. 501. Sera puni d’an emprisonnement de hait jours a six mois 
et dune amende de vingt-six franes a cinq cents franes, on d'une de ces 
peines seulement, celni chez lequel seront trouvees des denredes on hois- 
sons propres à l’alimentation et destinees a etre vendues ou debitces, et 
qui sait qu'elles sont falsifices. 


Art. 502. Dans les cas prevus par les deux articles precedents, le 
tribunal pourra ordonner que le jugement soit affiche dans les lieux quil 
ılösignera et insere, en entier ou par extrait, dans les journaux quil in- 
diquera: le tout aux frais du condamné. 

Si le eoupable est condamne a un emprisonnement d’au moins six 
mois, la patente lui sera retirde et il ne ponrra en obtenir une autre pen- 
dant la durce de sa peine. 

Art. 503. bes denrees alimentaires on boissons falsifices trouvdes en 
la possession du coupable seront saisies et conlisqudes. 

Si elles penvent servir a un usage alimentaire, elles seront mises a 
la disposition de Ja commune oü le delit aura été commis; avec charge 
de le remettre aux hospices ou au bureau de bienfaisance, selon les be- 
soins de ces ötablissements: dans le cas contraire, les objets saisis seront 
mis hors d’usage. 
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3. Niederlande. 
(Hejeh vom 19. Mai 1829 (Stantsblatt Ar. 35), 


dazu dienend, um die Miſchung giftiger oder anderer ſchädlicher Subftanzen in 
Eßwaaren oder Getränken zu unterbrüden. 


Artikel 1. 

Ein jeder, der unter zum Verkauf oder zur Vertheilung beſtimmtes Brot, 
Eßwaaren oder einige Beitandtheile derjelben miſcht oder mischen läßt: ſchwefel— 
faures Kupfer (blauen Vitriol oder Grünſpan), fchwefelfaures Zink (weißen 
Vitriol) oder einige andere giftige Stoffe, fol beftraft werden mit Gefängniß 
von zwei bis fünf Jahren und einer Geldbuße von zweihundert bis zu fünf: 
hundert Gulden, unter gleichzeitiger ‚Einziehung feines Patents und Inter 
fagung der Befugnif, während der Zeit der Gefängnißitrafe ein folches Patent 
zu erlangen. 


Artikel 2. 
Mit gleihen Strafen jollen beftraft werden Alle umd Jeder, Die unter 
zum Berfauf oder zur Bertheilung beſtimmte Getränke oder deren Beftandtheile 
giftige Stoffe miſchen oder mifchen laffen. 


Artikel 3. 

Die durch die vorhergehenden Artikel angebrohten Strafen follen aud 
angewendet werden auf Jeden, welcher zum Verkauf oder zur Bertheilung be: 
ftimmtes Brot, Ehwaaren, Getränke oder deren Beltandtheile, die mit den in 
den Artikeln 1 und 2 bezeichneten giftigen Stoffen vermifht find, mit Vor- 
willen ſolcher Vermiſchung verkauft, abjegt, vertheilt oder zu verkaufen, abzu— 
jegen, zu vertheilen oder vertheilen zu laffen verſucht, ſowie auf einen Jeden, 
der die giftigen Stoffe verkauft oder verſchafft haben wird, mit Vorwiſſen, 
daß diefelben zu dem Verbrechen dienen ſollten. 


Artikel 4. 

In Erweiterung und Modifizirung des Artifel 318 des noch in Wirkſam— 
feit befindlichen Strafgeſetzbuchs werden die in diefem Artikel vermeldeten Straf: 
beftimmungen hiermit auf einen Jeden anwendbar erklärt, der zum Berkauf 
oder zur Vertheilung beſtimmtes Brot, Eßwaaren oder Getränke oder deren Be- 
ſtandtheile mit Für die Gejundheit ſchädlichen Stoffen vermiſcht, vermilchen 
läßt oder einige dieſer Eßwaaren, Getränfe oder deren Beſtandtheile mit Vor— 
wiſſen jolder Vermiſchung vertauft oder abjegt oder vertheilt oder diejelben zu 
verkaufen, abzujegen, zu vertheilen oder vertheilen zu laffen verjucht. 


Artifel5. 
Im Falle von Wiederholung der in den vorhergehenden Artikeln bejzeich— 
neten Verbrechen jollen die Beftimmungen des Artikel 58 des nod in Wirk: 
ſamkeit befindlichen Strafgeſetzbuchs angewendet werben. 


Artikel 6. 
Unbeichadet der in den Artifeln 1, 2, 3 und 5 angeführten Strafen foll 
von dem Richter der Anſchlag und die Veröffentlichung des Erfenntniffes auf 
Kojten des für ſchuldig Erflärten befoblen werden. 
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Artikel 7. 

Die in diefem Geſetze feitgejegten Strafen jollen in jevem Falle verbunden 
fein mit der Beichlaanahme und Bernichtung des Brotes, der Eßwaaren oder 
Getränke, oder der zu Eßwaaren oder Betränfen beftimmten Subitanzen, die mit 
giftigen over ſchädlichen Stoffen vermifcht find. 


Artikel 8, 

Durch das gegenwärtige Geſetz werden in feinem Theile die im Artitel 302 
des jetzt noch in Wirkſamkeit befindlichen Strafgeſetzbuchs enthaltenen Beltim: 
mungen bezüglich derjenigen abgeichafft welche ſich des Verbrechens der Gift: 
miſcherei jchuldig machen, ſowie dieſes Verbrechen im Artikel 301 deſſelben 
Geſetzbuchs beſchrieben iſt. 


Enlwurf eines Slraſgelehbuchs. 


Zweites Buch. 
VBerbrechen. 


Titel VII. 
Verbrechen, durch welche die allgemeine Sicherheit von Perſonen oder Gütern 
in Gefahr gebracht wird. 


Ar tikel 189. 

Mit Gefängnißſtrafe von höchens neun Jahren wird beitraft: 

1. derjenige, der Stoffe verfauft oder abliefert, wiſſend, daß fie für 
das Leben oder die Gefundbeit gefährlih find, und dab fie zur 
Vermiſchung mit Eiiwaaren oder Getränken oder zur Zubereitung 
von Eßwaaren oder Getränfen dienen jollen ; 

. derjenige, der wiljentlich in Eßwaaren oder Getränfen oder in zur 
Bereitung derjelben dienende Subftanzen, die beſtimmt find, um ver: 
fauft oder vertheilt zu werden, Stoffe mifcht, welche für das Leben 
oder die Geſundheit gefährlich find; 

3. derjenige, der Eßwaaren oder Getränke verkauft, zum Kauf anbietet, 
abliefert, vertheilt oder zum Verkauf oder zur Bertheilung in Nor: 
ratb bat, wiſſend, daß fid darin für das Yeben oder die Geſund— 
heit gefährliche Stoffe befinden. j 

Wenn die Handlung Jemandes Tod zur Folge bat, jo wird der Schuldige 

mit Sefängnißitrafe von mindeltens neun Monaten und böchhtens zwölf Jahren 

beftraft. 

Wenn der Schuldige innerhalb der legten Fünf Jahre wegen eines der in 

dieſem Artikel oder im Artikel 191 erwähnten Berbrechen verurtbeilt worden ift, 

jo können die Strafen um ein Drittel erhöbt werden. 


Artikel 190. 
Mit Haft von böchitens ſechs Monaten oder Geldſtrafe von böchitens drei— 
hundert Gulden wird beftraft: 


tz 
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I. derjenige, welder für das Yeben oder die Geſundheit gefährliche 
Stoffe verkauft oder abliefert, wiſſend, daß fie zur Vermischung mit 
oder zur Bereitung von Ehwaaren oder Getränken dienen jollen, doc) 
unbekannt mit dem gefährliben Charakter diefer Stoffe; 

2. derjenige, der in Eßwaaren oder Getränfe oder in zur Bereitung 
derjelben dienende Subitanzen, melde beitimmt find, verfauft oder 
ausgetheilt zu werden, Stoffe milcht, welche für das Yeben oder die 
Geſundheit gefährlich find, obne mit dem gefährlichen Charakter dieſer 
Stoffe befannt zu jein; 

3. derjenige, welder Efwaaren oder Getränke verkauft, zum Kauf 
anbietet, abliefert, austheilt, oder zum Verkauf oder zur Austheilung 
in VBorratb hat, in welchen fi für das Leben oder die Gejund: 
heit gefährliche Stoffe befinden, wiſſend, daß die Eßwaaren oder 
Getränke mit andern Stoffen vermiicht find, doch unbekannt mit 
dem gefährlichen Charakter dieſer Stoffe. 

Sat die Handlung den Tod Jemandes zur Folge gehabt, jo wird der 
Schuldige mit Saft von höchſtens einem Jahr beftraft. 


Artikel 191. 

Derjenige, weldier Eßwaaren oder Getränke verkauft, zum Kaufe anbietet, 
abliefert, vertheilt oder zum Berfauf oder zur Bertheilung in Vorrath bat, 
wiſſend, daß fie durch eigenes Verderben oder durch Abſtammung von kranken 
Thieren zum Gebrauch von Menichen gefährlich find, wird mit Gefängnißſtrafe 
von höchitens vier Iabren jehs Monaten beitrait. 

Wenn die That Jemandes Tod zur Folge achabt bat, wird der Schuldige 
mit Gefängnißftrafe von höchſtens neun Jahren beitraft. 

Wenn der Schuldige in den legten fünf Jahren wegen eines der in dieſem 
Artikel oder in Artikel 189 bezeichneten Verbrechen verurtheilt it, können Die 
Strafen um ein Drittel erhöht werden, 


Titel XXV. 
Betrug. 
Artifel 365. 
Mit Gefängnißſtrafe von höchſtens drei Jahren wird beitraft: 

1. derjenige, welcher Stoffe verkauft oder abliefert, wiffend, daß fie zur 
Verfälihung von Eßwaaren oder Getränfen oder von Arzneimitteln 
dienen ſollen; 

2. derjenige, welcher Ehwaaren oder Getränke oder Arzneimittel, die 

beftimmt find, verfauft oder vertbeilt zu werden, vorjäglich verfälicht; 
. derjenige, der Ehmwaaren oder Getränke oder Arzneimittel verkauft, 
zum Kauf anbietet, abliefert, vertheilt oder zum Verkauf oder zur 
Vertheilung in Vorrath hat, wijlend, daß fie verfälicht find. 


Artikel 366. 
Bei Verurtheilung wegen eines der in den Artikel 364 und 365 erwähnten 
Verbrehen kann der Nichter die Veröffentlichung jeines Erkenntniſſes befeblen. 
Wenn der Schuldige innerhalb der lepten fünf Jahre wegen eines diejer 
Verbrechen verurtheilt ift, jo kann ihm die Ausübung des Berufes, in welchem 
das Verbrechen begangen wird, unterjagt werden. 


“. 
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N. England. 


Chapter 63. 


An Act to repeal the Adulteratiön of Fond Acts, and to make 
better provision for the Sale of Food and Drugs in a pure state 
(11th. August 1975.) 


Whereas it is desirable that the Acts now in force relating to the 
adulteration of food shoull be repealed, and that the law regarding the 
sale of food and drugs in a pure and gennine condition should be 
amended: 

Be it therefore enacted by the Queen’s most Excellent Majesty, by 
and with the advice and eonsent of the Lords Spiritual and Temporal, 
and commons, in this present Parliament assembled, and by the authority 
of the same, as follows: 

1. From the eommencement of this Art the statutes of the twenty- 
third and twenty-fourth of Vietoria, ehapter eighty-four, of the thirty- 
first and thirty-second of Vietoria, chapter one hundred and twenty-one, 
section twenty-four, of the thirty-third and thirty-fourth of Vietoria, 
ehapter twenty-six, seetion three, and of the thirty-Kfth and thirty-sixth 
of vietoria, chapter seventy-four, shall be repealed; except in regard to 
any appointment made under them and not then determined, and in re- 
garıl to any oflenee eommitted against them or any proseeution or other 
act commenced and coneluded or completed, and any payment of money 
then due in respect of any provision thereof. 

2. The term „food* shall inelude every artiele used for food or drink 

“by man, other than drugs or water. 

The term „drug“ shall include medicine for internal or external use. 

The term „eounty“ shall include every county, riding, and division, 
as well as every county of a eity or town not being a borough. 

The term „justiees* shall inelude any poliee and stipendiary magi- 
‚strate invested with the powers of a justice of the peace in England, and 
any «divisional justices in Ireland. 


Description of Offenees. 


3. No person shall mix, colour, stain, or powder, or order, or permit 
any other person to mix, colour, stain, or powder, any artiele of food 
with any ingredient or material so as to render the artiele injurious to 
health, with intent that the same may be soll in that state, and no 
person shall sellany such artiele so mixed, coloured, stained, or powdered, 
under a penalty in each 'ease not exceeding fifty pounds for the first 
offenee; every oflence, after a econvietion for a first offence, shall be a 
mistemeanor, for which the person, on convietion shall be imprisoned for 
a period not exceeding six months with hard labour. 

4. No person shall, except for the purpose of compounding as 
hereinafter deseribed, mix, colour, stain, or powder, or order or permit 
any other person to mix, colour, stain, or powder, any drug with any 


A. D. 1875. 


Repesl of statutes. 


Interpretation of words. 


Probibition of the mixing 
of injurions ingredients, 
anıl of selling Ihe same, 


Prohibition of the wixing 
of drugs with injurious in- 
gredients, and of selling the 
same. 
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ingredient or material so as to affeet injuriously the «uality or poteney 
of such drug, with intent that the same may be sold in that state, anıl 
no person shall sell any such drug so mixed, eoloured, stained, or pow- 
dered, under the same penalty in each case respectively as in the preceil- 
ing section for a first and subsequent oflence. 


Exemption in case of 5. Provided that no person shall be liable to be eonvieted under 
proof of alsenee ol know- either of the two last foregoing seetion of this Act in respect of the sale 
— of any article of food, or of any drug, if he shows tho the satisfaction ot 

the justice or court before whom he is charged that he did not know of 
the artiele of food or drug sold by him being so mixed, eoloured, stained, 
or powdered as in either of those sections mentioned, and that he could 
not with reasonable diligence have obtained that knowledge, 


Prohibition nf Ihe sale of 6. No person shall sell to the prejudice of the purchaser any artiele 
articles of food and of drugs of food or auy drug which is not of the nature, substance, and quality 
not of Khe proper nature fg the artiele demimded by such purchaser, under a penalty not exceeding 
twenty pounds; provided that an oflenee shall not be deemed to be vom- 
mitte under this section in the following cases; that is to say: 

1. where any matter or ingredient not injurious to health has 
been added to the food or drug because the same is require 
for the production or preparation thereof as’an article of 
commerce, in a state fit for carriage or consumption, and not 
fraudulently to inerease the bulk, weiglt, or measure of the 
food or drug, or eonceal the inferior quality thereof; 

2. where the drug or food is a proprietary medieine, or is the 
subjeet of a patent in force, and is supplied in the state re- 
quired by the specification of the patent; 

3. where the food or drug is compounded as in this Act men- 
tioned; 


substance and quality, 


4. where the food or drug is unavoidably mixed with some extra- 
neous matter in the process of collection or preparation. 


Provision for the sale of 7. No person shall sell any compound artiele of food or eompounded 
eompounded articles of fol drug which is not eomposed of ingredients in aecordance with the demand 
amıl eompounded dyugs. . 

N of the purchaser, under a penalty not exceeding twenty pounds. 


al res oſfenees 8. Provided that no person shall be guilty of any such oflence as 
hy giving of label. aforesaid in respeet of the sale of an artiele of food or a drug mixen 
with any matter or ingredient not injurious to health, and not intended 
fraudulently to inerease its bulk, weight, or measure, or conceal its infe- 
rior quality, if at the time of delivering such article or drug he shall 
supply to the person receiving the same a notice, by a label distinetly 
and legibly written or printed on or with the artiele or drug, to the efleet 
that the same is mixed, 


Probibition ofthe abstrae- - 9 No person shall, with the intent that the same may be sold in 
tion of any part of an ar- its altered state without notice, abstraet from an artiele of food any part 
tiele of Fond before sale, sp it 50 as to allert injuriousiy its quality, substanee, or nature, and no 
and selling without notice, ; i i . 

; - person shall sell any artiele so altered without making diselosure of the 


alteration. under a penally in each case not exereding twenty pounds. 
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Appointment and Duties of Analysts, and Proceedings to ob- 
tain Analysis 


10. In the eity of London and the liberties thereof the Commissio- 
ners of Sewers of the city of London and the liberties thereof, and in 
all other parts of the metropolis the vestries and distriet boards acting 
in execution of the Act for the better local management of the metropolis, 
the court of quarter sessions of every county, and the town couneil of 
every borough having a separate court of quarter sessions, or having under 
any general or local Act of Parliament or otherwise a separate police 
establishment, may, as soon as convenient after the passing of this Act, 
where no appointment has been hitherto made, and in all cases as and 
when vacancies in the office oceur, or when required so to do by the 
Local Government Board, shall, for their respective eity, distriets, coun- 
ties, or borougbs, appoint one or more persons possessing competent 
knowledge, skill, and experience, as analysts of all articles of food and 
drugs sold within the said city, metropolitan distriets, counties or 
boroughs, and shall pay to such analysts such remuneration as shall be 
mutually agreed upon, and may remove him or them as they shall deem 
proper; but such appointments and removals shall at all times be subject 
to the approval of the Local Government Board, who may require satis- 
factory proof of competency to be supplied to them, and may give their 
approval absolutely or with modifications as to the period of the appoint- 
ment and removal, or otherwise: Provided, that no person shall hereafter 
be appointed an analyst for any place under this section who shall be 
engaged directly or indireetly in any trade or business connected with the 
sale of food or drugs in such place. 

In Seotland the like powers shall be conferred and the like duties 
shall be imposed upon the commissioners of supply at their ordinary meet- 
ings for counties, and the commissioners or boards of police, or where 
there are no such commissioners or boards, upon the town councils for 
boroughs within their several jurisdietions; provided that one of Her Ma- 
jesty's Prineipal Secretaries of State in Seotland shall be substituted for 
the Local Government Board of England. 

In Ireland the like powers and duties shall be conferred and imposed 
respectively upon the grand jury of every county and town council of 
every borough; provided that the Local Government Board of Ireland 
shall be substituted for the Local Government Board of England. 

11. The town council of any borough may agree that the analyst 
appointed by any neighbouring borough or for the county in which the 
borough is situated, shall act for their borough during such time as the 
said council shall think proper, and shall make due provision for the 
payment of his remuneration, and if such analyst shall consent, he shall 
during such time be the analyst for such borough for the purposes of 
this Act. 

12. Any purchaser of an article of food or of a drug in any place 
being a distriet, county, eity, or borough where there is any analyst ap- 
pointed under this or any Act hereby repealed shall be entitled, on pay- 
ment to such analyst of a sum not exceeding ten shillings and six pence, 

29 


Appointment of analystes, 


_ Town conueil of a borough 
may engage the analyst of 
another borough ur of the 
county. 


Power to purchaser of an 
article of food to have it 
analysed. 


Officer named to obtain 
a sample of food or drug to 
submit to analyst. 


Provision for dealing with 
the sample when purchased. 


Provision when sample is 
not divided, 


Provision for sending ar- 
ticle to the analyst through 
tbe post office, 


Person refusing to sell 
any article to any officer 
liable to penalty. 
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or if there be not such analyst then acting for such place, to the analyst 
of another place, of such sum as may be agreed upon between such per- 
son and the analyst, to have such article analysed by such analyst, and 
to receive from him a certificate of the result of his analysis. 

13. Any medical officer of health, inspeetor of nuisances, or inspec- 
tor of weights and measures, or any inspector of a market, or any police 
constable under the direction and at the cost of the local authority ap- 
pointing such officer, inspector, or constable, or charged with the exe- 
eution of this Act, may procure any sample of food or drugs, and if he 
suspeet the same to have been sold to him contrary to any provision of 
tbis Act, shall submit the same to be analysed by the analyst of the- 
distriet or place for which be acts, or if there be no such analyst then 
acting for such place to the analyst of another place, and such analyst 
shall, upon receiving payment as is provided in the last section, with all 
convenient speed analyse the same and give a certificate to such officer, 
wherein he shall specify the result of the analysis. 

14. The person purchasing any artiele with the intention of sub- 
mitting the same to analysis shall, after the purchase shall have been 
eompleted, forthwith notify to the seller or his agent selling the article 
his intention to have the same analysed by the public analyst, and shall 
offer to divide the article into three parts to be then and there separated, 
and each part to be marked and sealed or fastened up in such man- 
ner as its nature will permit, and shall, if required to do so, proceed 
accord dingly, and shall deliver one of the parts to the seller or his agent, 

He shall afterwards retain one of the said parts for future compari- 
son and submit the third part, if he deems it right to have the article 
analysed, to the analyst. 

15. If the seller or his agent do not accept the ofler of the pur- 
chaser to divide the article purchased in his presence, the analyst receiv- 
ing the article for analysis shall divide the same into two parts and 
shall seal or fasten up one of those parts and shall cause it to be de- 
livered either upon receipt of the sample or when he supplies his certi- 
ficate to the purchaser, who shall retain the same for production in case 
proceedings shall afterwards be taken in the matter. 

16. If the analyst do not reside within two miles of the residence 
of the person requiring the article to be analysed, such artiele may be 
forwarded tho the analyst through the post office as a registered letter, 
subject to any regulations which the Postmaster General may make in 
reference to the carrying and delivery of such article, and the charge for 
the postage of such artiele shall be deemed one of the charges of this 
Act or of the prosecution, as the case may be. 

17. If any such officer, inspeetor, or constable, as above described, 
shall apply to purchase any article of food or any drug exposed to sale, 
or on sale by retail on any premises or in any shop or stores, and shall 
tender the price for the quantity which he shall require for the purpose 
of analysis, not being more than shall be reasonably requisite, and the 
person exposing the same for sale shall refuse to sell the same to such 
officer, inspector, or constable, such person shall be liable to a penalty 
not exceeding ten pounds. 
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18. The certificate of the analysis shall be in the form set forth in Form of the certificate. 
the schedule hereto, or to the like effect. 


10. Every analyst appointed under any Act hereby repealed or this Quarterly report of the 

Act shall report quarterly to the authority appointing him the number of analyst. 

articles analysed by him under this Act during the foregoing quarter, and 

shall specify the result of each analysis and the sum paid to him in 

respect thereof, and such report shall be presented at the next meeting 

of the authority appointing such analyst, and every such authority shall 

annually transmit to the Local Government Board, at such time and in 

such form as the Board shall direet, a certified copy of such quarterly 

report. 


Proceeding against offenders. 


20. When the analyst having analysed any article shall have given Proceeding sagainst offenders. 
his certificate of the result, from which it may appear that an offence 
against some one of the provisions of this Act has been committed, the 
person causing the analysis to be made may take proceedings for the 
recovery of the penalty herein imposed for such oflence, before any justices 
in petty sessions assembled having jurisdietion in the place where the 
article or drug sold was actually delivered to the purchaser, in a summary 
manner, 

Every penalty imposed by this Act shall be recovered in England, 
in the manner prescribed by the eleventh and twelfth of Victoria, chapter 
forty-three. In Ireland such penalties and proceedings shall be recoverable 
and may be taken with respect to the police distriet of Dublin metropolis, 
sabjeet according to the provisions of any Act regulating the powers and 
duties of justices of the peace for. such distriet, or of the police of such 
distriet; and with respect to other parts of Ireland, before a justice or 
justices of the peace sitting in petty sessions, subject and according to the 
provisions of „The Petty Sessions (Ireland) Act, 1851,“ and any Act 
amending the same. 

Every penalty herein imposed may be reduced or mitigated according 
to the judgment of the justices. 


21. At the hearing of the information in such proceeding the pro- Certificate of analyst prima 
duction of the certificate of the analyst shall be sufficient evidence of the facie evidence for the pro- 
facts therein stated, unless the defendant shall require that the analyst arg rege 
shall be called as a witness, and the parts of the articles retained by the dant and bis wife may be 
person who purchased the article shall be produced, and the defendant examined. 
may, if he thinks fit, tender himself and his wife to ‚be examined on his 


behalf, and he or she shall, if he so desires, be examined accordingly. 


22. The justices before whom any complaint may be made, or the Power to justices to have 
eourt before whom any appeal may be heard, under this Act may, upon artivles of food and drug 
the request of either party, in their discretion cause any artiecle of food or "I" 
drug to be sent to the Commissioners of Inland Revenue, who shall 
thereupon direct the chemical officers of their department at Somerset 
House to make the analysis, and give a certificate to such justices of the 
result of the analysis, and the expense of such analysis shall be ‚paid by 
the complainant or the defendant as the justices may by order direet. 
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Appeal to quarter sessions. 23. Any person who has been convieted of any oflence punishable 
by any Act hereby repealed or by this Act by any justices may appeal 
in England to the next general or quarter sessions of the peace which 
shall be held for the eity, county, town, or place wherein such eonvietion 
shall have been made, provided that such person enter into a recognizance 
within three days next after such conviction, with two sufficient sureties, 
conditioned to try such appeal, and to be fortheoming to abide the judgment 

Ri and determination of the court at snch general or quarier sessions, and 
to pay such costs as shall be by such eourt awarded; and the justices 
before whom such conviction shall be had are hereby empowered and 
required to take such recognizance; and the court at such general or 
quarter sessions are hereby required to hear and determine the matter of 
such appeal, and may award such coss to the party appealing or appealed 
against as they or be shall think proper. 

In Ireland any person who has been convieted of any oflence pu- 
nishable by tbis Act may appeal to the next court of quarter sessions to 
be held in the same division of the county where the conviction shall be 
made by any justice or justices in any petty sessions distriet, or to the 
recorder at his next sessions where the conviction shall be made by the 
divisional justices in the police distriet of Dublin metropolis, or to the 
recorder of any corporate or borough town when the conviction shall be 
made by any justice or justices in such corporate or borough town (unless 
when any such sessions shall ecommence within ten days from the date 
of any such convietion in which case, if the appellant sees fit, the appeal 
may be made to the next, succeeding sessions to be held for such division 
or town), and it shall be lawful for such court of quarter sessions or reorder 
(as the case may be) to decide such appeal, if made in such form and 
manner and with such notices as are required by the said Petty Sessions Acts 
respectively herein-before mentioned as to appeals against orders made 
by justices at petty sessions, and all the provisions of the said Petty 
Sessions Acts respeetively as to making appeals and as to executing the 
orders made on appeal, or the original orders where the appeals shall 
not be duly prosecuted, shall also apply to any appeal made under 
this Act. 

In any prosecution de- 24. In any prosecution under this Act, where the fact of an article 
fendant to prove that he is having been sold in a mixed state has been proved, if the defendant shall 
protached by encaplion or a eire to roly upon any exception or provision eontained in this Act, it 
provision. ’ 

shall be ineumbent upon him to prove the same. 

Defendant to be discharged 25. If the defendant in any proseeution under this Act proves to the 
if he proves that he bought gatisfaction of the justices or eourt that he had purchased the article in 
the article in the same state r N R 
as sold, and with a warranty. IUestion as the same in nature, substance, and quality as that demanded 
No costs except on issues of him by the prosecutor, and with a written warranty to that effect, 
proved against him. that he had no reason to believe at tbe time when he sold it that the 

article was otherwise, and that he sold it in the same state as when he 
purchased it, he shall be discharged from the prosecution, but shall be 
liable to pay the costs incurred by the prosecutor, unless he shall have 
given due notice to him that be will rely on the above defence. 

Application of penalties. 26. Every penalty imposed and recovered under this Act shall be 

paid in the case of a proseeution by any offieer, inspeetor, or constable 
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of the authority who shall have appointed an analyst or agreed to the 
acting of an analyst witbin their distriet, to such officer, inspector, or 
eonstable, and shall be by him paid to the authority for whom he acts, 
and be applied towards the expenses of executing this Act, any Statute 
to the contrary notwithstanding; but in the case of any other prosecution 
the same shall be paid and applied in England according to the law re- 
gulating the application of penalties for offenees punishable in a sum- 
mary manner, and in Ireland in the manner directed by the Fines Act, 
Ireland, 1851, an the Acts amending the same, 

27. Any person who shall forge, or shall utter, knowing it to be 
forged for the purposes of this Act, any certificate or any writing pur- 
porting to contain a warranty, shall be guilty of a misdemeanor anı be 
punishable on conviction by imprisonment for a term of not exceeding 
two years with hard labour. 

Every person who shall wilfully apply to an article of tood, or a 
drug, in any proceedings under this Act, a certificate or warranty given 
in relation to any other artiele or drug, shall be guilty of an offence 
under this Act, and be liable to a penalty not exceeding twenty pounds; 

Every person who shall give a false warranty in writing to any 
purchaser in respect of an artiele of food or a drug sold by him as 
prineipal or agent, shall be guilty of an offence under this Act, and be 
liable to a penalty not exceeding twenty pounds; 

And every person who shall wilfully give a label with any article 
sold by him which shall fasely deseribe the article sold, shall be guilty 
of an oflence under this Act, and be liable to a penalty not exceeding 
twenty pounds. 

28. Notbing in this Act contained shall affeet the power of pro- 
ceeding by indietment, or take away any other remedy against any 
offender under this Act, or in any way interfere with eontraets and bar- 
gains between individuals, and the rights and remedies belonging thereto. 

Provided that in any action brought by any person for a breach of 
contract on the sale of any article of food or of any drug, such person 
may recover alone or in addition to any other damages recoverable by 
him the amount of any penalty in which he may have been convicted 
under this Act, together with the costs paid by him upon such convietion 
and those incurred by him in and about his defence thereto, if he proves 
that the article or drug the subject of such eonviction was sold to him 
as and for an article or drug of the same nature, substance, and quality 
as tbat which was demanded of him, and that he purchased it no 
knowing it to be otherwise, and afterwards sold it in the same state in 
which he purchased it; the defendant in such action being nevertheless at 
liberty to prove that the convietion was wrongful, or that the amount of 
costs awarded or claimed was unreasonable, 


Expenses of executing the Act, 


29. The expenses of executing this Act shall be borne, in the city 
of London and the liberties thereof, by the consolidated rates raised by 
the Commissioners of Sewers of the city of London and the liberties 
thereof, and in the rest of the metropolis by any rates or funds appli- 

30 


Punishment for forging ver- 
tifieate or warranty: 


for wilfn! misapplieation of 
warrantv: 


for false warranty; 


for false label, 


Proceedings by indietment 
and contrarts not to be 
affeeted. 


Expenses of executing Art, 


Tea to be examined by 
the Customs on importation. 


Interpretation of Act. 


Provision for the liberty 
of a cinque port. 


Applieation of the Act to 
Beotland, 
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eable to the purposes of the Act for the better local management of the 
metropolis, and otherwise as regards England, in counties by the eounty 
rate, and in boroughs by the borouglı fund or rate; 

and as regards Ireland, in counties by the grand jury cess, and in 
boroughs by the borough fund or rate; all such expenses payable in’any 
eounty out of grand jury cess shall be paid by the treasurer of such 
county; and 

The grand jury of any such county shall, at any assizes at which 
it is proved that any such expenses have been incurred or paird without 
previous application to presentment sessions, present to be raised off and 
paid by such county the moneys required to defray the same, 


Special Provision as to Tea. 


30. From and after the first day of January one thousand -eight 
hundred and seventy-six all tea importel as merchandise into and landed 
at any port in Great Britain or Ireland shall be subject to examination by 
persons to be appointed by the Commissioners of Customs, subject to the 
approval of the Treasury, for the inspection and analysis thereof, for which 
purpose samples may, when deemed necessary by such inspectors, be 
taken and with all convenient speed be examined by the analysts to be 
80 appointed; and if upon such analysis the same shall be found to be 
mixed with other substances or exhausted tea, the same shall not be de- 
livered unless with the sanction of the said commissioners, and on such 
terms and conditions as they shall see fit to direct, either for home con- 
sumption or for use as ships stores or for exportation; but if on such 
inspection and analysis it shall appear that such tea is in the opinion of 
the analyst unfit for human food, the same shall be forfeited and de- 
stroyed or otherwise disposed of in such manner as the said commissio- 
ners may direct. 

31. Tea to wich the term „exhausted* is applied in this Act shall 
mean and include any tea which has been deprived of its proper quality, 
strength, or virtue by steeping, infusion, decoction, or other means. 

52. For the purposes of this Act every liberty of a einque port not 
comprised within the jurisdietion of a borouglı shall be part of the county 
in which it is situated, and subjeet to the jurisdietion of the justices of 
such county. 

33. In tbe application of this act to Scotland the following provisions 
shall have effect: 

1, The term „misdemeanor* shall mean „a crime or offence“. 

2. The term „defendant* shall mean „defender* and inelade 

„respondent“, 

3. The term „information“ shall include „complaint*. 

4. This Act shall be read and construed as if for the term 
„Justices“, wherever it occurs therein, the term „sheriff* were 
substituted. 

. The term „sheriff* shall include „sheriff substitute“. 

. The term „borough* shall mean any royal burgh an any 
burgh returning or contributing to return a member to Par- 
liament. 
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7. The expenses of executing this Act shall be borne in Scotland, 
in counties, by the county general assessment, and in burghs 
by the police assessment. 

8. This Act shall be read construd as if for the expression „the 
Local Government Board“, wherever it occurs therein, the ex- 
pression „one of Her Majesty’s Prineipal Secretaries of State“ 
were substituted. 

9 All penalties provided by this Act to be recovered in a sum- 
mary manner shall be recovered before the sheriff of the 
eounty in the sheriff court, or at the option of the person 
seeking to recover the same in the police court, in any place 
where a sheriff officiates as a police magistrate under the pro- 
visions of „The Summary Procedure Act, 1864“, or of the 
Police Act in force the time in any place in which a sheriff 
officiates as aforesaid, and all the jurisdiction, powers, and 
authorities necessary for this purpose are hereby conferred on 
sheriffs. 

Every such penalty may be recovered at the instance of 
the procurator fiscal of the jurisdietion, or of the person who 
caused the analysis to be made from which it appeared that 
an offence had been committed against some one of the pro- 
visions of this Act. 

Every penalty imposed and recovered under this Act shall 
be paid to the clerk of court, and by him shall be accounted 
for and paid to the treasurer of the county general assess- 
ment, or the police assessment of the burgh, as the sheriff 
shall direct. 

10. Every penalty imposed by this Act may be reduced or miti- 
gated according to the judgment of the sheriff, 
11. It sball be competent to any person aggrieved by any con- 
vietion by a sheriff in any sammary proceeding under this Act 
‘to appeal against the same to the next circuit court, or where 
there are no circuit courts to the High Court of Justiciary at 
Edinburgh, in the manner preseribed by such of the provisions 
of the Act of the twentieth year of the reigu of King George 
the Second, chapter forty-three, and any Acts amendig the 
same, as relate to appeals in matters criminal, and by and 
under the rules, limitations, conditions, and restrictions con- 
tained in the said provisions. 
34. In the application of this Act to Ireland, — Interpretation of terms in 
The term „borough* shall mean any borough subjeet #pplication of Act to Ireland. 
to the Act of the session of the third and fourth years 
of the reign of Her present Majesty, chapter one hundred 
and eight, intituled „An Act for the regulation of RM: 
cipal Corporations in Ireland“. 
The term „county* sball include a county of a eity 
and a county of a town not being a borough. 
The tern „assizes“ shall, with respect to the county 
of Dublin, mean „presenting term“, 
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The term „treasurer of the county* shal include any 
person or persons or bank in any county performing 
duties analogous to those of the treasurer of the county 
in counties, and, with respect to the county of Dublin, 
it shall mean the finance committee, 

The term „police constable“ shall mean, with respect 
to the police distriet of Dublin metropolis, constable of 
the Dublin Metropolitan Police, and with respect to any 
other part of Ireland, constable of the Royal Irish Con- 


stabulary. 
Commencement of the Act. 35. This Act shall commence on the first day of October one thou- 
sand eight hundred and seventy-five. 
Title of tbe Act. 36. This Act may be cited as „The Sale of Food and Drugs Act, 


1875, 


" Schedule, 


Form of Certificate. 
1% 


l, the undersigned, publie analyst for the 


- 


do hereby certify that I received on the day of 18 , 
from ‚a sample of for analysis 
(which then weighed ), and have analysed the same 


and declare the result of my analysis to be as follows: — 
I am of opinion that the same is a sample of genuine 
or, 
I am of opinion that the said sample contained the parts as under, 
or the per-centages of foreign ingredients as under. 








Observations, $. 





As witness my hand tbis day of 
A. B., 
at 
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5. St. Gallen. 
Gejeh vom 21. November 1874. 


Der Große Rath des Kantons St. Ballen: 

In der Abfiht, die Strafbeitimmungen über den Verkauf gefälſchter und 
verborbener Nahrungsmittel mit Rüdficht auf die gemachten Erfahrungen zweck 
mäßiger zu regeln, um die Konſumenten vor Gefahr für die Gejundheit wie 
vor Webervortheilung zu ſchützen, 

verordnet ala Geieg: 


Art. 1. Wer zum Verkaufe beftimmte Nahrungsmittel jeder Art, Spe: 
zereien, Konditoreimaaren oder Getränke durch Beigabe oder Entzug von 
Stoffen fälſcht oder fonjtwie betrüglih im Werthe vermindert, wird beitraft 
und zwar: 

a) im erſten Betretungsfalle, auch jelbft, wenn fein Schaden am Ber: 
mögen vorliegt oder wenn berjelbe 25 Franken nicht überfteigt, 
durch den Gemeinderath mit einer Geldbuße bis auf 100 Franten; 

b) im eriten Rüdfalle oder wenn ein Schaden von über 25 oder unter 
50 Franken vorliegt, durch die Gerichtstommilfion mit Gefängniß 
bis auf 3 Monate, allein oder in Verbindung mit Geldbuße bis 
300 Franfen; 

e) in jedem weiteren Nüdfalle und bei höheren Schabensbeträgen 
durch das Bezirksgericht mit Gefängni bis auf 6 Monate, allein 
oder in Verbindung mit Geldbuße bis auf 600 Franten. 

Art. 2. Gleicher Strafe unterliegt, wer ſolche Waare, obgleich ihm die 
in Art. 1 vorgefehene Eigenschaft befannt war oder zufolge feines Gewerbes 
und Berufes befannt fein mußte, unter Verſchweigung diefer Eigenſchaft ver 
fauft oder feilhält. 


Art. 3. Wer zum Verkaufe beftimmte Nahrungsmittel, Getränke ꝛc. durch 
Beimiſchung geſundheitsſchädlicher Stoffe fälſcht, ſowie derjenige, welcher geiund: 
heitsfchäblihe Nahrungsmittel, Getränke x. unter den Vorausfegungen des 
Art. 2 verfauft ober feilhält, wird auch ohne eingetretenen Nachtheil für die 
Befundheit oder Vermögensichaden duch das Bezirksgericht mit Gefängniß oder 
Arbeitshbaus bis auf die Dauer von einem Jahre, allein oder in Verbindung 
mit Belditrafe bis auf 1000 Franken beitraft. -— Sat dabei aber 

a) ein Nachtheil für die Geſundheit oder das Vermögen ftattgefunden, 

oder iſt 

b) fogar ber Tod erfolgt, 
jo ift, fofern die Handlung nicht im ein ſchweres Verbrechen oder Vergehen 
übergeht, durch das zuftändige Gericht im Falle der litt, a. die Strafe je nad 
den Umftänden bis auf das Doppelte zu eritreden und im Falle der litt. b, 
Zuchthaus bis auf die Dauer von 5 Fahren auszujprechen. In allen diefen 
Fällen gelten in Bezug auf den Rückfall die Beitimmungen des allgemeinen 
Strafgejeges. 


Art. 4 Der Verlauf und das Feilhalten von unreifem Ehobit und von 
Nahrungsmitteln, die durd Alter oder Aufbewahrung verdorben find, wird 
durch die Lokalpoluei mit einer Buße von 10 bis 100 Franken beitraft. 
Am Wiederholungsfalle kann die Buße bis auf das Doppelte verſchärft 
werben. 

al 
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Art. 5. Gefunbheitsfchäblihe Nahrungsmittel, Getränke ꝛc. find fchon 
von Polizei wegen zu konfisziren und jollen in der Negel zerftört, ausnahms— 
weile zu Gunften der Staatskaſſe veräußert werden. Andere gefäljchte oder im 
Werthe verminderte Nahrungsmittel, Getränke ꝛc. find ebenfalls von der Polizei 
zu Eonfisziren; dieſelben jollen auf geeignete Weife verwertbet und der Erlös 
nach Abzug der Koften und der Geldbuße an den Eigentbümer herausgegeben 
werden. Im Rüdfalle kann mit der Strafe Einjtellung im Gewerbe oder ber 
Verluft defjelben verbunden werben. 

Art. 6. Zum Bmwede der gehörigen Kontrole der zum Verkaufe beitimmten 
Nahrungsmittel, Betränfe 2c. haben periodifche Unterfuhungen durd Sachver— 
ftändige ftattzufinden. 


6. Zürich, 
Strafgejehbun vom 24. Oftober 1870. 


$. 130. 

Wer in der Abjicht, Menichen an der Gejundheit zu ſchädigen, vorjäklich 
Brunnen, Wafferbehälter oder Vorräthe von Lebensmitteln in einen Zuftand 
verjegt, in welchem die Benutzung derfelben dem Leben oder der Gejundheit 
einer größeren Anzahl von WBerfonen gefährlich werden kann, ſoll, auch wenn 
Niemand dadurch beſchädigt worden it, oder der eingetretene Schaden für die 
Geſundheit eines Menjchen ein geringer war, wegen gemeingefährlicher Ver— 
iftung mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren beitraft werden. 

Hat die Handlung einen bleibenden Nactheil an dem Körper oder an 
der Geiumdheit eines Menfhen, oder den Tod eines folden zur Folge gehabt, 
ohne dak der Thäter dieſes beabiichtigte, To tritt Zuchthaus von fünf bis zu 
fünfzehn Jahren ein, 


8, 182. 

Mer, um fih oder Andern einen rechtswidrigen Vortheil zu verichaffen, 
das Vermögen oder andere Rechte eines Dritten dadurch befchädigt, daß er 
durch wiſſentliches Vorbringen ſalſcher oder durch Entjtellen, oder Unterbrüden 
wahrer Thatſachen einen Irrthum erregt oder unterhält, begeht einen Betrug. 

Auch derjenige, welcher von fremdem Betruge wiſſentlich einen wiberrecht: 
lihen Gebrauch macht, ift als Betrüger anzujehen. 


$. 183. 
Der Betrug ift ein ausgezeichneter, wenn er verübt wird: 


3. dur Verkauf von Nahrungsmitteln und Getränken, welde ber 
Verkäufer felbft durch Beimengung fremder, der Gefundheit nad: 
theiliger Stoffe gefälfcht hat, oder von denen er weiß, daß bie: 
felben von Andern in diefer Weiſe gefälfcht worden find; 

4. u. ſ. mw. 

8. 184. 
Der ausgezeichnete Betrug wird, wenn der Schaden 500 Franken oder 
weniger beträgt, mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren, Arbeitshaus ober Ge— 
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fängniß beftraft; beträgt der Schaden mehr als 500 Franken, jo bejteht die 
Strafe in Zuchthaus bis zu zwölf Jahren oder Arbeitshaus verbunden mit 
Buße. 

$. 186. 

In Fällen, in welchen der durch den Betrug geftiftete Schaden jich nicht 
in Zahlen ausdrüden läßt, ift es dem richterlihen Ermeſſen überlaffen, das 
Verbrehen nah ungefährer Schägung und mit Räckſicht auf die Wichtigkeit 
ber dadurd gefährdeten oder verlegten Nechte, ſowie die Gefährlichkeit der 
Handlung überhaupt mit einer angemefjenen Strafe ($3. 184 und 185) zu 
belegen. 

$. 188. 

Wer Nahrungsmittel oder Getränke, die zum Verkaufe beitimmt find, 
durch Beigabe von fremden Stoffen, welde diejelben verfchledhtern oder ihren 
Werth verringern, fälicht; desgleihen, wer in dieſer Weife gefäljchte Nahrungs: 
mittel oder Getränke, wiſſend, daß fie gefäljcht find, verkauft, ohne dem Käufer 
die Mifchung anzuzeigen, wird mit Gefängniß verbunden mit Buße bis zu 
2000 Franken oder auch nur mit legterer beitraft. 


Geſetz vom +4. Oftober 1876, betreffend die öffentliche Gejundheitäpflege und 
die Kebensmittelpolizei. 


l. Die öffentlide ®ejundheitspflege. 


$. 1. Es ift Aufgabe des Staates und der Gemeinden, die öffentlichen 
Bejundheitsinterefjen zu fördern und auf die möglichite Abhaltung und Be: 
jeitigung geiundheitsichädlicher Einflüffe hinzuwirken. 

$. 2. Der öffentlihen Kontrole find namentlich unteritellt: 

a) die Lebensmittel (Ehwaaren und Getränke); 

b) das Trink: und Brauchwaſſer; 

e) die Straßen, Pläge und Gewäſſer; 

d) die Abzugsfanäle, Kloaken, Senkgruben, Düngerftätten ꝛc.; 

e) die Wohnungen, insbejondere die Maffenwohnungen und Arbeits: 
lokale, ſowie die Stallungen; 

f) die Schulen, Armenhäufer, Waifenhäufer, Kajernen, Befängniffe, 
jowie die anderen öffentlichen oder dem öffentlichen Verkehre dienenden 
Anſtalten; 

8) die Schlachthäuſer, Wurſtereien, ſowie die Zubereitungs- und Ver: 
faufslofale der Lebensmittel überhaupt; 

h) die Gewerbe, joweit fie ſanitariſche Schäblichkeiten verurfachen ; 

i) der Berfauf von Arzneien, Giften oder mit giftigen Stoffen ver: 
jehenen Induftrieerzeugniffen und von Geheimmitteln; 

k) die Mafregeln gegen Krankheiten und Seuchen bei Menſchen und 
Thieren ; 

I) die Kranken: und Kinderpflege (Stranfenanftalten, Privatheilan- 
ftalten, private Irrenpflege u. ſ. w., Kinderbewahranitalten, Koſi— 
finder); 

m) die Nacht: und Sonntagsrube; 

n) die Leichenbeitattung und die Begräbnißpläge. 

Someit diefe einzelnen Zweige der öffentlihen Gejundheitspflege nicht be: 
tes geordnet jind, erläßt der Negierungsrath die nöthigen Verordnungen, 
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Diejelben unterliegen jedoch, falls fie wichtigeren Inhalts und nicht dringlicher 
Natur find, der Genehmigung des Kantonsrathes. 


$. 3. Die Handhabung der öffentlichen Gejundheitspflege liegt unter 
Oberauffiht des Regierungsrathes folgenden Behörden ob: 
a) den örtlihen Gefundbeitsbehörden (Gemeinderath oder Bejundheits- 
fommiffion); 
b) den Stattbalterämtern, Bezirksärzten und Bezirksthierärzten; 
e) der Sanitätsdirektion mit dem Sanitätsrathe 


$. 4. Die Gemeinden bejchließen darüber, ob die Beſorgung der öffent: 
lichen Gejundbeitspflege dem Gemeinderathe, ausſchließlich oder unter Beiord— 
nung eines Ausichuffes im Sinne von $. 81 S. 1 des Gemeindegefeges, oder 
ob fie einer beionderen Gejundheitstommillioh von drei bis elf Mitgliedern im 
Sinne von $. 81 ©. 2 des Gemeindegejfeges übertragen werden fol. Für 
den legteren Fall entjcheiden die Gemeinden zugleich, ob jie die Wahl der Kom— 
miſſion jelbft vornehmen oder dem Gemeinderathe übertragen wollen. Wenn 
das Bedürfnii es erheiſcht, kann der Negierungsrath jederzeit von einer Be: 
meinde die Aufftellung einer Gejundheitsfommiffion verlangen. Vorbehalten 
bleibt die Aufftellung einer gemeinfamen Gejundbeitstommilfion für mehrere 
Gemeinden nah $. 8 des Gemeindegeieges. 


$. 5. Die Geſundheitskommiſſionen ftehen unter Yeitung eines Mitgliedes 
des Gemeinderathes. Ihre Kompetenz wird dur Verordnung des Regierungs- 
rathes unter Vorbehalt der Genehmigung des Kantonsrathes feitgeitellt. 


$. 6. Die örtlihe Gejundbeitsbehörde verwaltet und überwacht die 
gejammten Gejundheiteinterefjen der Gemeinde. Hierüber ift der Sanitäte- 
direftion alljährlich Bericht zu eritatten, welche ihrerieits über die gefammte 
Verwaltung der öffentlichen Geſundheitspflege jährlich Hechenichaft giebt. 


$. 7. Der Regierungsratb beftellt einen öffentlihen Chemiker und 
beitimmt deſſen Obliegenheiten durch eine Pflichtordnung; derſelbe erhält eine 
jährliche Bejoldung bis auf 4000 Franken, jowie einen Jahresbeitrag an bie 
Betriebsfoften des Xaboratoriums. Der Direktor des Sanitätswejens wird 
überdies, ſoweit er nicht Fachmann ift, im fragen, deren Erledigung Fach— 
fenntniffe erheiſcht, Sachverſtändige zuziehen, welche aus dem alljährlich hierfür 
jejtzujeßenden Kredit entſchädigt werben. 


$. 8. Der Regierungsrath überwacht den Gejundheitszuitand des Volkes 
durh Führung einer jorgfältigen Geſundheitsſtatiſtik (Krankheits- und Todes— 
itatiftif), deren Nefultate periodifch, mit Bezug auf anftedende und gemein: 
gefährliche Krankheiten mindeftens monatlich zu veröffentlichen find. Der Re: 
gierungsrath trifft yürforge, daß an den Lehranftalten dem Fache der Geſund— 
beitspflege die erforderliche Aufmerkiamkeit geſchenkt wird; er veranftaltet Kurſe 
zur Seranbildung von Wärtern für die öffentlihe und private Krankenpflege 
und wird auf Begründung und Beförderung eines rationellen Kranfenverfiche: 
rungsmweiens Bedaht nehmen. Die Beitrebungen von Gemeinden und Ver: 
einen zur Verbefferung der janitarifhen Zuftände, zur Gründung und Unter: 
haltung von Anftalten für die Krankenpflege find vom Regierungsrathe inner 
balb des jährlich feitzuiegenden Kredits und nach Maßgabe ihrer eigenen An: 
ftrengungen zu unterjtügen. 
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I. Die Lebensmittelpolizei. 

$. 9. Die Kontrole der zum Verkaufe bejtimmten Lebensmittel liegt unter 
Auffiht der in $. 3b. und e. genannten Behörden den örtlihen Geſundheits— 
behörden ob; diejelben nehmen zu diefem Zwede jelbft oder unter Zuzug von 
Sachverſtändigen veriodiihe Unteriuchungen der Lebensmittel mit Bezug auf 
Bereitung und Verkauf, jowie der hierzu benugten Lofale vor. 

$. 10. Bon der gejundheitspolizeilichen Ueberwachung jind feinerlei Lebens: 
mittel ausgenommen; diejelbe eritredt fich aber namentlih auf die am häufig: 
ften gebrauchten, als: Fleiſch und Wurftforten, Hülfenfrüchte, Getreide, Mebl, 
Brot, Teigwaaren, Backwerk, Käſe, Schmalz, Butter, Spezereien und im 
Haushalt verwendete Droguen, Milch, Mineralwaſſer, Wein, Bier, Objtmoft, 
gebrannte Waſſer u. j. w. 

$. 11. Die Sanitätsbireftion wird den betreffenden Beamten die von 
der Wilfenfchaft dargebotenen und durch die Erfahrung erprobten Unter— 
juhungsmethoden in Bezug ſowohl auf Ermittelung der normalen Beſchaffen— 
heit als auch der Verfälihungen der wichtigiten Lebensmittel zur Kenntniß 
bringen und ihnen zur Ginübung derfelben Belegenheit geben. 

$. 12. Wer, ohne den Käufern die wahre Beſchaffenheit anzuzeigen, 
zum Werfauf bejtimmte Lebensmittel künſtlich darftellt oder in ihrer äußeren 
Beihaffenheit oder inneren Zuſammenſetzung ablichtlih verändert, jo daß 
dadurch die Waare zum Nachtheil der Konſumenten verichlechtert oder an 
Werth verringert wird, verfällt, wenn fein jchwereres Verbrechen vorliegt 
(s$. 130 und 183 Ziffer 3 des Strafgeiegbuchs), wegen Fälſchung von Nah— 
rungsmitteln oder Getränken der in $. 188 des Strafgejegbuchs angedrohten 
Strafe. Die Strafe ift zu erhöhen, wenn die Fälibung der Gejundheit 
ihädlich ift, und zwar um jo mehr, je gefährlicher die verwendeten Stoffe und 
je allgemeiner der Gebrauch der betreffenden Xebensmittel iſt. Fehlt die 
Abjicht der Falihung oder das Willen des Nerfäufers, jo tritt Polizeibuße bis 
auf 1000 Franken ein. 

$. 13, Wer Lebensmittel, deren Genus wegen Unreife oder Verborben: 
heit der Gejundheit jchäblich it, in Verkehr bringt oder feilhält, wird, ohne 
Hüdfiht darauf, ob ihm deren Geſundheitsſchädlichkeit befannt war, mit 
Polizeibuße bis auf 1000 Franken beftraft. 

$. 14. Wer Lebensmittel unter faljhem Namen, das heißt Fünftlich 
bereitete unter Namen und Bezeichnungen, die im Verkehr nur echter und 
natürlicher Waare beigelegt werden, oder natürliche Lebensmittel unter Namen 
und Bezeichnungen, die im Verkehr nur den Erzeugniffen von  bejtimmtem 
Urfprunge oder von beitimmter Art und Beſchaffenheit zukommen, feilbietet 
oder in Verkehr bringt, wird, fojern nicht ein Vergehen vorliegt, mit Polizeis 
buße bis auf 1000 Franken beitraft. 

$. 15. Bereitung, Berfauf und Gebrauh von gejundheitsichädlichen 
Lebensmitteln ift jtets polizeilich durch Beſchlagnahme und Zerftörung auf 
Koften des Fehlbaren zu hindern; die Zerſtörung foll nur unterbleiben, wenn 
entweder die Begenftände in genießbaren Zuftand zurüdverjegt oder ander: 
weitig verwerthet werden können, und in beiden Fällen Garantien gegen Miß— 
brauch gegeben find. Bei Einiprade des Befigers gegen die polizeiliche Weg: 
nahme beanjtandeter Xebensmittel ift ſtets und fofort deren Unterſuchung durch 
Sadverftändige anzuordnen; die Koften dieſer Unterfuhung werden, wenn 
Strafe eintritt, dem Beitraften auferlegt. 
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$. 16. Diefes Gefeg tritt mit 1. Ienner 1877 in Kraft. Bis zu 
biefem Zeitpunkt it auch die in 8. 5 vorgelehene Bollziehungsverordnung 
zu erlafjen, 


7. Deiterreic. 
Entwurf des Strafgejegbuds von 1874. 


$. 280. 

Wer in der Abficht, ſich oder anderen einen rechtswidrigen Vermögens: 
vortheil zu verſchaffen, Jemand mittelit argliftiger Servorrufung oder Unter: 
haltung eines Irrthums an feinem Vermögen Schaden zufügt, begeht einen 
Betrug. 

53. 348. 

Wer Brunnen oder Waſſerbehälter, welche zum Gebrauche anderer dienen, 
oder Gegenſtände, welche zum öffentlichen Verkaufe oder Verbrauche beſtimmt 
ſind, vergiftet oder denſelben Stoffe beimiſcht, von denen ihm bekannt iſt, daß 
ſie beigemiſcht die menſchliche Geſundheit zu zerſtören geeignet ſind, ingleichen 
wer ſolche vergiftete oder mit ſolchen gefährlichen Stoffen vermiſchte Sachen 
mit Verſchweigung dieſer Eigenſchaft verkauft, feilhält oder ſonſt in Verkehr 
bringt, wird mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren oder Geſängniß nicht unter 
2 Jahren, und wenn dadurch ein Menſch beichädigt wurde, mit Zuchthaus bis 
zu 10 Zahren beftraft. Iſt durch die Handlung der Tod eines Menjchen 
verurfadht worden, jo tritt Zuchthaus von 10 bis zu 20 Jahren ein. 


$. 350. 

Iſt eine der in den 8. 345 bis 348 bezeichneten Handlungen aus 
Fahrläffigkeit begangen worden, fo it, wenn durch die Handlung ein Schaden 
verurfadht worden ift, auf Gefängniß bis zu 1 Sabre, und wenn der Tod 
eines Menſchen verurjacht worden iſt, auf Gefängniß von 1 Monat bis zu 
3 Jahren zu erkennen. 


$. 467. 
Mit Haft oder an Geld bis zu 500 Fl. it zu beftrafen:' 

1. wer zum Werfaufe beftimmte Nahrungsmittel (Eßwaaren ober 
Getränke) aus gefundheitsichädlichen Stoffen oder in geſundheits— 
ſchädlicher Weije bereitet; 

2. wer wifjentlih gefundheitsihädlich bereitete oder verdorbene ober 
wer durch Verordnung als ſchädlich erklärte Nahrunasmittel feil— 
hält oder verfauft; 

3. wer den zur Vergütung von Gefahren für die Gejundheit bezüglich 
des Zubereitens oder Aufbewahrens von Nahrungsmitteln er: 
lafjenen Verordnungen zuwiderhandelt; 

4. wer gegen die Beltimmungen einer Berordnung Scladt: oder 
Stechvieh oder andere zum Verkauf beftimmte Nahrungsmittel der 
Beſchau entzieht, oder den in Folge dieſer letzteren getroffenen 
polizeilihen Anordnungen zuwiberhandelt; 


5. 


— 
7 


— 
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wer den bezüglich der Schlachtung von Kälbern oder anderen 
Thieren unter einem beſtimmten Alter oder Entwickelungsgrade 
oder bezüglich des Kauſes und Verkaufes ſolcher vorzeitig ge: 
ſchlachteten Thiere beitehenden Verordnungen zumwiderhandelt: 


;. wer den in Bezug auf die Neinlichkeit in Schlachthäufern, in 


gewerblichen Räumlichkeiten, in welchen menſchliche Nahrungsmittel 
zubereitet, verwahrt oder verfauft werden, oder auf Märkten er: 
lafjenen Anordnungen zuwiderhandelt; 


. wer das zum Genuffe für Menichen beitimmte Waſſer in Brunnen, 


Eifternen, Yeitungen oder in zum öffentlichen Gebrauch dienenden 
Quellen oder Bächen verunreinigt oder verdirbt. 


Zugleich ift auf Unſchädlichmachung oder Bertilgung ber gefundheitsichäb: 
lichen Nahrungsmittel zu erfennen. 


5. 468. 


Derjelben Strafe unterliegt: 


1. 


2. 


wer Koch-, Ep: oder Trinkgeichirr, Waagen, Maaße, Kleidungs: 
jtoffe, Kinderfpielmaaren, Tapeten oder andere Gegenftände des 
menſchlichen Gebrauchs in geſundheitsſchädlicher Weile erzeugt ober 
zurichtet oder wiſſentlich ſolche gejundheitsichädlihe Gegenſtände 
feilhält oder verkauft; 

wer den bezüglich folder Gegenſtände im Intereſſe der Gejundheit 
erlaffenen Verordnungen zumiderhandelt. 


Zugleih it auf Unſchädlichmachung oder Bertilgung der gefundheits: 
ſchädlichen Gegenftände zu erkennen, 


$. 504. 


Derjelben Strafe unterliegt: 


wer ohne betrügeriiche Abfiht Waaren unter Angabe oder Be: 
zeichnung eines beftimmten Gewichtes, einer beſtimmten Zahl ober 
einer beitimmten bejonderen Eigenfchaft ober Beſchaffenheit ver: 
fauft oder feilhält, ohne daß jie diefes Gewicht oder dieſe Zahl 
Eigenihaft oder Beſchaffenheit haben; 


. wer ohne betrügerifche Nbficht verdorbene oder zu ihrem gewöhn— 


lichen Zwede unbrauchbar gewordene Waaren mit Verfhmweigung 
diefer ihrer Eigenſchaft verkauft oder feilhält; 


. wer Waaren in einer verbotenen Miſchung, Mengung oder jonftigen 


Beſchaffenheit erzeugt, verkauft oder jeilhält ; 


. mer Maaren, welche in Folge befonderer Verordnung nur unter 


ausdrücdlicher Bezeichnung ihrer Eigenfchaft verkauft werben bürfen, 
ohne diefe Bezeihnung verkauft. 


Die Gegenſtände diefer Mebertretung können für verfallen erklärt werben. 


Neltere Gejeggebung. 
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Anlage D. 


Darftellung 


des 


Engliſchen Rechts, 
betreffend 
die Verfälſchung von Nahrungsmitteln. 


In England iſt die Geſetzgebung ſchon im dreizehnten Jahrhundert der Ver— 
fälſchung von Lebensmitteln entgegengetreten. 

Das älteſte Statut nach dieſer Richtung hin iſt das 51 Hen. 3 St. 6, 
welches den Verkauf von ungeſundem Fleiſch und Wein verbietet. 

In eingehender Weife wird die Verfälihung von Wein in 12 Car, 2 ec, 
25 sect, 11 behandelt. Kein Weinhändler, heißt es in dem Statut, jei er 
Groſſiſt oder Detailift, fein Weinſchenker und kein Küfer darf fpanifche, fran: 
zöſiſche und Rheinweine untereinander mifchen ober derart gemiſchten Wein 
verkaufen. Verboten wird es ferner, den genannten Weinen bie in dem Ge— 
ſetze aufgeführten Stoffe — darunter Honig, Zuder, Syrup, Schwefel, Waffer 
— zuzuſetzen. Für jede Uebertretung trifft den Grofliften eine Strafe von 
100 £, den Detailiften eine Strafe von 40 £ Die eine Hälfte der verwirkten 
Summe fällt dem Könige, die andere dem Denunzianten zu. 

I W. et M. St. 1 c. 34 sect. 20 erhöht die Strafe auf 300 £ und 
breimonatliche Gefängnißhaft. Zugleich erweitert dieſes Geſetz die Begriffs: 
beftimmung der ftrafbaren Handlung, indem es den Weinhändlern, Wein: 
fchentern und Küfern ganz allgemein verbietet, „Weine zu verfchledhtern ober 
zu verfälichen“. 

Gegen die Verfälihung von Brot richtet fi das Verbot in 1 et 2 Geo. 
4 ec. 50, beim Baden von Brot, welches zum Verkauf beftimmt ift, Alaun 
oder irgend einen anderen gefundheitsichädlichen Stoff, jei es in reinem ober 
gemifchtem Zuftande zu verwenden, bezw. zu verurfahen, dab derjelbe dabei 
verwendet werde. Für ftrafbar wird es ferner erklärt, Korn oder Mehl, 
welche zum Verkauf beftimmt find, mit irgend einem anderen Stoffe zu miſchen 
oder eine Art Mehl unter dem Namen eines anderen zu verfaufen, anzubieten 
oder zum Verkauf auszuftellen. Auf jede Webertretung wird eine Strafe von 
5 bis 20 £ gejegt. Für den Fall der Verwendung von Alaun oder eines 
andern jhäblihen Stoffes beim Brotbaden tritt an Stelle der Geld: eine Ges 
fängnißftrafe von 3 bis 12 Monaten und wird dem Nichter die Befugniß ge: 
geben, neben der Strafe den Namen und Wohnort des Schuldigen zu ver: 
öffentlichen. Erlaubt it es nah 1 et 2 Geo. 4 c. 50 Brot aus einem bes 


129 M 7. 


fiebigen unſchädlichen Korn ober Kartoffeln zu baden; nur muß das Gebäck, 
wenn es nicht aus Weizenmehl befteht, bei Vermeidung einer Gelbitrafe von 
10 bis 40 sh. für jeben Laib Brot mit einem M. (d. h. mixed) bezeichnet 
werben. Endlich giebt das in Nede ftehende Gefeg jedem Magiftrat und jedem 
Friebensbeamten die Befugniß, zu einer pafienden Tageszeit die Geſchäftsräume 
der Müller und Bäder zu betreten. Findet er etwas, was zum Zweck einer 
Verfälfhung verwendbar if, jo joll er es dem Magiltrat überliefern, und 
diefer ann darüber nach Belieben verfügen, wenn ber Betheiligte nicht den 
ihm entgegenitehenden Verdacht durch Beweiſe befeitigt. Den als ſchuldig Be- 
fundenen trifft eine Geldſtrafe von 5 bis 20 £ oder eine Gefängnißftrafe von 
3 bis 12 Monaten. Sein Name und Wohnort werben veröffentlicht. Der: 
jenige, welcher das Betreten oder Durchſuchen der Gefhäftsräume verhindert, 
bat 50 sh. bis 5 £ zu zahlen. 
Diefe bisher aufgeführten Geſetze find ſämmtlich aufgehoben, nämlich 
51 Hen. 3 St. 6 dur 7 et 8 Viet, c. 24, 12 Car. 2 e. 25 s. Il und 1 
W. et M. St. 1 c. 34 s. 20 durch 26 et 27 Viet. ec. 125 bezw. 30 et 31 
Viet, e. 59, 1 et 2 Geo. 4 c. 50 durch 24 et 25 Vict. e, 101. 
Zur Zeit wird der Verfälihung von Lebensmitteln, bezw. dem Berfauf Neuere Gejepgebung. 
von verfäljchten oder verborbenen Lebensmitteln vorgebeugt: 
I. durch eine Reihe von Spezialgefegen, 
I. durch eine Reihe von Beitimmungen der Steuergefeßgebung, 
Il. dur das gegen die Verfälihung im allgemeinen gerichtete Geſetz 
38 et 39 Viet. e. 63, welches zitirt wird als „die Afte betreffend 
den Verlauf von Lebensmitteln und Droguen 1875*. (The Sale 
of Food and Drugs Act. 1875.) 


Was zunähft 
I. die Spezialgejehe 
betrifft, fo beziehen fich diefelben auf 
Sondergejege gegen Die 
Verfälihung von 
1. Thee. 1. Thee. 

Das Statut 11 Geo. 1 e. 30 unterfagt den Theehändblern, Theezube— 
reitern (manufacturers) und Theefärbern, Thee nachzumachen ober zu ver: 
fälfchen, Thee mit Ocker oder irgend welchen Droguen zu bearbeiten und Thee 
mit andern Blättern oder irgend welchen Zuthaten zu mifchen. Als Strafe 
werben der Berluft des nachgemachten, verfälfchten u. j. w. Thees und eine 
Geldbuße von 100 £ angebroht. 

Das Statut 4 Geo, 2 ce, 14 erflärt für ftraffällig den Theehänbler, 
welder Schwarzdorn, Ladrigen, gebrauchte Theeblätter ober die Blätter irgend 
eines anderen Baumes, Strauches oder Gewächſes färbt oder zubereitet, um 
Thee nachzumachen; ferner denjenigen, der ſolche Blätter oder Thee mit Oder: 
gelb, Zuder, Zuderfag, Lehm, Blauholz oder anderen Zuthaten miſcht, beizt 
ober färbt; endlich denjenigen, der ſolche gefärbte, zubereitete, gebeizte oder ge— 
miſchte Blätter bezw. Thee verkauft, feilpält, in feinem Befig oder aud nur 
in feiner Aufbewahrung hat. Als Strafe wird eine Geldbuße von 10 £ für 
jedes Pfund verfälichten Thees feſtgeſetzt. Das Geſetz betrifft alſo mur den 
Theehändler, beſtraft diefen aber ſchon dann, wenn er verfälfhte Waare 
feilhält. 

83 


2 Kaffee und Kafao. 


3. 


Brot. 
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Das Statut 17 Geo. 3 0, 29 bedroht mit Strafe einen eben, welcher 
eine der in 4 Geo. 2 e, 14 nur den Theehändlern unterfagten Handlungen 
vornimmt, ermäßigt aber die Gelditrafe auf 5 £ für jedes Pfund verfälfchten 
Thees und fubjtituirt derfelben eine Gefängnißftrafe von 6 bis 12 Monaten. 
Unter Androhung dergleihen Strafen verbietet das Geſetz ferner, mehr als 
6 Piund Blätter von Schwarzdorn, Eſche, Hollunder oder irgend einem anderen 
Baum, Geſträuch oder Gewächs, bearbeitet oder umbearbeitet, im Befig ober 
Gewahrſam zu haben. Straflos bleibt nur derjenige, welcher nachweiſt, daß 
die betreffenden Blätter mit Erlaubniß des Eigenthümers der Bäume, Ge: 
ſträuche u. ſ. eingefammelt worden find und zwar nicht zu dem Zwecke, 
um Thee nachzumachen oder zu verfälfhen. Enblih giebt 17 Geo. 3 c. 29 
den Friedensrichtern die Befugniß, eine Ermächtigung zur Durchſuchung von 
Räumlichkeiten auszuftellen, falls der die Ermächtigung Nahfuchende beſchwört, 
daß er ben begründeten Verdacht hege, in den betreffenden Räumlichkeiten wür— 
den gefärbte oder gefälfchte Theeblätter, bezw. Blätter, welche zum Färben oder 
Fälſchen beitimmt feien, aufbewahrt. ine ſolche Ermächtigung giebt micht 
nur das Recht, eine Unterfuhung vorzunehmen, ſondern auch das, die etwa 
aufgefundenen gefälſchten u. ſ. w. Blätter nebft den Gefäßen, in denen fid 
diejelben befinden, fortzunehmen. Ein Friedensrichter der betreffenden Graf: 
ſchaft fol dann befugt fein, die Blätter vernichten und die Gefäße verkaufen 
zu laffen. Derjenige, bei dem fie gefunden find, gilt für den Befiter oder 
Aufbewahrer und erleidet die oben gedachten Strafen. Innerhalb 24 Stunden 
fteht ihm jebod, falls die Blätter grün und unbearbeitet find, ber Beweis 
offen, daß diefelben mit Erlaubniß der Eigenthümer der Bäume und nidt 
zum Zmwede der Verfälſchung eingefammelt worden find. Wer die Haus: 
fuchung, die Fortnahme oder den Verkauf der verfälichten Blätter zu vereiteln 
fucht, wird mit einer Geldftrafe von 50 £, eventuell mit einer Befängnißitrafe 
von 6 bis 12 Monaten bedroht. Won den auf Grund Diefes Geſetzes ver: 
hängten Geldſtrafen fällt die eine Hälfte dem Denunzianten, die andere ben 
Armen der Kommune zu. 


2. Kaffee und Kakao. 

Das Statut 5 Geo. 1 ce. I1 s, 9 bedroht mit einer Geldbuße von 
20 £ Zeben, der bei, vor oder nad) dem Röften von Kaffee, Wafler, Butter 
oder Fett ober irgend welche andere Zuthaten gebraucht, durch die der Kaffee un: 
gefund gemacht und fein Gemwicht erheblich vermehrt wird. Eine gleiche Strafe 
wird gegen ben Groß: oder Kleinhändler feitgefegt, welcher wiffentlih der Art 
verfälſchten Kaffee kauft ober verkauft. 

Das Statut 11 Geo. 1 c. 30 wiederholt diefe Verbote, erhöht aber bie 
Strafe auf 100 £. 


3. Brot. 

Das Statut 3 Geo. 4 c. 106 beftimmt für London und das Statut 
6 et 7 Will. 4. ec. 37 für England und Schottland allgemein, daß beim 
Baden von Brot, welches zum Verkauf beftimmt ift, feine anderen Stoffe ver: 
wendet werben dürfen, als Mehl, Weizen, Gerite, Roggen, Hafer, Buchweizen, 
indiihes Korn, Bohnen, Erbien, Neis, Kartoffeln, Salz, reines Waſſer, Eier, 
Milh, Sauerteig und irgend eine Hefe. Auch der Verfauf eines aus anderen 
Stoffen zubereiteten Brotes wird unterfagt. Auf jebe Zuwiderhandlung, die 
durch die Ausſage eines Zeugen oder dur Zugeftändniß feftgeitellt wird, fteht 
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eine Geldſtrafe von 5 bis 10 £, eventuell eine Gefängnißftrafe bis zu 6 Mos 
naten. Dem Richter ift es außerdem anheimgeltellt, den Namen, das Geichäfte: 
fofal und das Vergehen des Verurtheilten in einer Zeitung zu veröffentlichen. 

Jedes aus anderem als Weizenmehl gebadene Brot muß mit einem M 
gezeichnet werden, widrigenfalls der, welcher dafjelbe gebaden hat, verkauft oder 
auch nur feilbietet, eine Geldſtrafe bis zu 10 sh. für jedes Pfund vermwirft. 

Die bezeichneten Geſetze verbieten ferner, Korn oder Mehl, welche zum 
Verkauf beftimmt find, mit irgend einem fremden Stoffe zu miſchen, ober 
folhe Miſchungen zu verkaufen, anzubieten, ober feil zu halten, ober eine Art 
Mehl unter dem Namen einer andern Art zu verkaufen, anzubieten oder feil- 
zubalten. , 

Als Strafe wird eine Geldbuße von 5 bis 20 £ angebrobt. 

Endlich beftimmen 3 Geo. 4 ec. 106 und 6 et 7 Will, c. 37, daß ein 
Müller, Mehlhändler oder Bäder, in deſſen Befig ein zum Zwecke der Ver: 
fälihung von Mehl oder Brot beitimmter Stoff vorgefunden wird, mit einer 
Geldbuße von 40 sh. bis 10 £ zu beitrafen fei. Für den erften Rüdfall wird 
die Strafe auf 5 bis 10 £, für jeden folgenden auf 10 £ feitgefeßt. Die der 
Geldbuße zu fubititwirende Gefängnißftrafe darf 6 Monate nicht überfchreiten. 
Dem Richter fteht die Befugniß zur Veröffentlihung bes Namens des Ber: 
urtheilten zu. 

Jeder Magiftrat, Friedensrichter oder Friedensbeamter — letzterer aber 
nur auf Grund einer von einem Magiſtrat oder Friedensrichter unterzeichneten 
Verfügung — wird in den in Rede ſtehenden Geſetzen ermächtigt, das Haus, 
die Geichäftsräume oder das Grundftüd eines Müllers, Mehlhändlers, Bäders 
oder jonft einer Perfon, welche zum Verlauf Korn mahlt, Mehl fiebt oder 
Brot badt, an pafjenden Zageszeiten zu betreten und zu recherchiren, ob ſich 
dafelbit Mehl, welches mit fremden Beitandtheilen gemifcht ift, verfälfchtes 
Brot oder Stoffe, welche zur Verfälihung dienen könnten, vorfinden. Stellt 
es ſich heraus, daß die betreffende Perfon ſich einer Verfälihung fchuldig ge 
macht hat, oder finden fi Stoffe bei ihr, die zur Verfälſchung beftimmt find, 
jo follen dieſe Verfälſchungen, beziehungsmeife die zur Verfälihung beftimmten 
Stoffe alsbald zu dem nächften zuftändigen Magiftrat oder Friedensrichter ge: 
ſchafft werben, welcher nah Fyeititellung des Thatbeitandes befugt ift, über die: 
felben nach Belieben zu verfügen. 

Wer die Vornahme einer ſolchen Hausſuchung oder die Beichlagnahme, 
beziehungsweife Fortſchaffung der dabei vorgefundenen, gejegwibrigen Waaren 
bindert, verfällt in eine Gelbftrafe bis zu 10 £. 

Dem wegen Verfälfhung Beftraften fteht es frei, bei dem zuitänbigen 
Magiftrat oder Friedensrichter durch Eid oder Ausfage eines Zeugen den Bes 
weis zu führen, daß die betreffende Verfälfchung von einem feiner Gehülfen 
abjichtlih oder fahrläffiger Weife herbeigeführt worden ift. Der Magiitrat 
ober Richter erläßt dann einen Befehl, auf Grund deſſen der betreffende Ge 
hülfe vor den zuftändigen Magiſtrat oder Friedensrihter des Ergreifungsortes 
geführt werden kann. Bor dem legteren foll der Thatbeitand geprüft und der 
ſchuldige Gehülfe zur Erftattung des feinem Dienftheren zugefügten Schadens, 
eventuell zu einer Gefängnißftrafe von 10 Tagen bis 1 Monat mit Zwangs— 
arbeit veruribeilt werden. 

Unter Androhung einer Beldftrafe von 100 £, weldhe dem Denunzianten 
jufallen, wird es allen in dem Geſchäft eines Bäders, Müllers und Mehl: 


4. Fleiſch. 


Allgemeine Beitimmungen 
über den Verlauf von Lebens» 
mitteln und Droguen. 


132 


händlers Interefirten verboten, als SFriebensrichter die Statuten 3 Geo. 4 ce. 
106 und 6 et 7 Will. 4c. 37 zur Anwendung zu bringen. 

Eine Geldftrafe bis 10 £ erleidet, wer einer mit der Ausführung der ge 
nannten Statuten beauftragten Perfon Widerſtand leiftet. 

Dem Magiftrat oder Friebensrichter wird die Befugniß gegeben, Gelb: 
ftrafen, die auf Grund der Statuten verhängt worden find, durch Verkauf 
der Mobilien bes Verurtheilten einzuziehen. Die eingezogenen Gelber fallen — 
joweit die beiden Gejege nicht anderweite Sonberbeftimmungen enthalten — 
dem Denunzianten und ber Gemeinde am Ort ber That zu gleichen Theilen zu. 

Bezüglich des Verfahrens vor dem Friebensrichter beftimmen bie in Rebe 
jtehenden Geſetze, daß daſſelbe fummarifh, und nicht anfechtbar wegen Form: 
fehler fein fol. Von der Entſcheidung des Friebensrichters kann nur an bie 
Friedensrichter in den Quartalfigungen appellirt werben. 

Die Verfolgung der nad 3 Geo. 4c. 106 und 6 et 7 Will. 4 c. 37 
itrafbaren Handlungen muß innerhalb 48 Stunden nad der Begehung be 
ziehungsweife innerhalb eines nach dem Urtheil des Richters angemefjenen Zeit: 
raumes beantragt werben. 


4. Fleifh u. ſ. w. 

Schon das Statut 18 et 19 Viet. c. 121 — der fogenannten Nuisances 
Removal Act. for England 1855 — hatte den Gefundheitsinfpeftoren die 
Befugniß gegeben, Fleifh, Geflügel, Gemüfe, Milh und andere wichtige Nahe 
rungsmittel, welche zum Verkauf ausgeftellt werden, zu unterſuchen und bie 
als ungefund befundenen dem Friebensrichter zu überliefern, welcher gegen ben 
Schuldigen eine Geldftrafe bis zu 10 £ verhängen fonnte. 

26 et 27 Viet. ec. 117 erhöhte die Strafe bis auf 20 £ und 37 et 38 
Viet, ©. 89 erweitert das Recht der Gefundheitsbeamten, Recherchen nah un: 
geſundem Fleiſch anzuftellen. 


Ale dieſe Beſtimmungen find in dem Statut 38 et 39 Viet. e. 55 (the 
Publie Health Act. 1875) s. 116 ff. zufammengefaßt. Das legtgenannte Ge— 
jeß giebt jedem ärztlichen Gefundheitsbeanten (medical officer of health) und 
jedem „inspector of nuisances* die Befugniß, zu geeigneten Zeiten Fleiſch, 
Geflügel, Wildpret, Fiſche, Früchte, Gemüfe, Korn, Brot, Mehl oder Milch, 
welche zum Verlauf als menſchliche Nahrungsmittel ausgeftellt ober zu bem 
Zwed verkauft werben, irgendwo aufbewahrt find, zu unterfuchen. Werben 
die betreffenden Lebensmittel als verdorben, als ungefund oder als zu menſch⸗ 
licher Nahrung ungeeignet befunden, fo follen diefelben zu einem Friebensrichter 
gebracht werben, der, wenn die Beweisaufnahme fie als verborben ermwiejen 
hat, ihre Vernichtung ober foldhe Maßregeln anorbnet, daß fie nicht wieder 
zum Verkauf ausgeftellt oder als menſchliche Nahrung verwendet werben fönnen. 
Derjenige, dem das betreffende Lebensmittel zur Zeit, als es zum Verkauf 
ausgeftellt war, gehörte, und derjenige, in deſſen Befit es gefunden mworben 
ift, werden mit einer Geldftrafe bis zu 20 £ für jedes Stüd bedroht. Der 
Richter kann auch auf eine Gefängnißftrafe bis zu 3 Monat erkennen. Zus 
ftändig ift jeber Richter, der an dem betreffenden Orte Gerichtsbarkeit hat. 
Der Angefhuldigte ift freizufprechen, wenn er beweift, daß er das betreffende 
Lebensmittel nicht zum Verkauf ausgeftellt bat, oder daß baffelbe nicht zur 
Nahrung für Menſchen beftimmt geweſen ift. 
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Das Geſetz bebroht ferner mit einer Geldſtrafe bis zu 5 £ denjenigen, 
der einem ärztlichen Gejundheitsbeamten oder den inspector of nuisances am 
Betreten eines Gejchäftslofals, an der Vornahme von Recherchen daſelbſt ober 
überhaupt an der Ausführung der vorerwähnten Beitimmung hindert. 

Sectio 119 endlich giebt jedem Richter die Befugniß, auf den Eid eines 
Beamten bin, es jei der Verdacht begründet, daß in irgend einem Gebäube 
zum Verkauf beitimmtes, ungefundes Fleifh u. ſ. w. aufbewahrt werde, bie 
Erlaubniß zum Betreten bes betreffenden Gebäubes, zur Abhaltung von Res 
herchen daſelbſt und zur Beichlagnahme zu ertheilen. Wer fich einem Be: 
amten, bem eine ſolche Erlaubniß ertheilt ift, widerſetzt, wird, abgeſehen von 
den fonft noch etwa verwirkten Strafen, mit einer Geldbuße bis zu 20 £ 
belegt. 


Die unter 1 bis 3 aufgeführten Statuten find, feitdem ein allgemeines 
Strafgefeß gegen die Berfälihung von Nahrungsmitteln ergangen ift, obfolet 
geworden, waren aud wohl jchon vor diefem Zeitpunkt felten wirkſam, da 
dem engliihen Recht das Inſtitut des öffentlichen Anklägers fremd ift, jene 
Statuten aljo nur dur Popularitrafflagen zur Ausführung gebracht werden 
fonnten. Gerade derjenige Theil des Publifums aber, der durch bie Der: 
fälfhungen von Lebensmitteln am härteſten betroffen wurde und daher zur 
Anftellung folder Klagen in erfter Reihe berufen war — die ärmeren Klafjen 
— heute fih vor einem Schritt, der immer zeitraubend war und möglicher: 
mweife auch Gelbopfer mit fi führte. (Vergl. in dem Report from the selert 
committee on adulteration of food 1856 Die Ausſagen des Challice 1507 ff., 
Walley 2 237, 2 238, Carpenter 2 443 ff., Nodgers 3 271, Goodmann 3 925 ff., 
Madenzie 4 048, Poftgate 4 295, 4 297, 4 345, Haffal 4 455). Anders ver- 
hielt und verhält es fich mit den unter 4 aufgeführten Strafbeitimmungen. 
In Liverpool find beifpielsweife in einem Jahre (1871) als ungefund fon- 
fiszirt worden 111392 Pfd. Nindfleifh, 25 671 Pfd. Schaf, 12811 Pf. 
Sammel: 374 Pfd. Lamm:, 16343 Pfd. Schweinefleifh, 137 Stüd Ge 
flügel, 268 Stüd Wildpret, 1797 Stüd Kaninchen, 331325 Pid. Fiſche 
(Finfelnburg, die öffentlihe Gejundheitspflege Englands. Bonn 1874, ©. 128 
Note 1). . Der Grund dafür liegt lediglich darin, daß die unter 4 erwähnten 
Statuten nicht vermittelt Popularklagen zur Wirkſamkeit gelangen, ſondern 
vielmehr von Behörden — den lokalen Sanitätsbehörden — zur Ausführung 
gebracht werben. 

Die Entwidelung dieſer durch 11 et 12 Viet. e. 63 eingeführten Be: 
börben ift eingehend dargeftellt und ihre Bebeutung kritiſch erörtert worden 
von Finkelnburg a. a. D. ©. 18 u. ff.; fiehe auch Gneift, das englijche Ber: 
waltungsteht 2. Auflage S. 1160 ff. Das nad dem Erfcheinen bes Finkeln— 
burg'ſchen Werts erlaffene Statut 38 et 39 Viet. e. 55 hat das frühere Recht 
in feinem ber bier intereffirenden Punkte weſentlich abgeändert. 

Durch 35 et 36 Viet. e. 79 ift ganz England in zwei Kategorien von 
Sanitätsbiftriften eingetheilt, nämlich in ftäbtifche und ländliche. Jeder Diftrift 
bat eine Sanitätsbehörbe, welhe aus Kommunalbeamten zufammengejegt iſt, 
und biefe Behörden müflen ärztliche Geſundheitsbeamte, ſowie einen ober mehrere 
inspectors of nuisances anftellen. Den Gejundheitsbeamten und Inſpektoren 
liegt gemeinfam die Sorge für die Ausführung ber oben gedadhten Straf: 
beftimmungen ob. Die Inſpektoren infpiziren von Zeit zu Zeit, insbejondere 
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auf Beſchwerden hin, die Läden und Verfaufsftellen, in denen Fleiſch, Geflügel 
u. ſ. w. feilgehalten werden. finden fie. bafelbft Nahrungsmittel, die zum 
Verkauf beftimmt, aber verborben ober überhaupt zur menfchlichen Speife nicht 
geeignet find, jo nehmen fie diefelben mit Beſchlag. Der ärztlihe Geſundheits— 
beamte unterfucht fie jodann, berichtet der Sanitätsbehörbe, und die letztere 
erhebt bei dem FFriedensrichter Anklage. 


I, Die der Berfälihung von Nahrungsmitteln vorbeugenden Beitimmungen 
der Stenergejehgebung. 


In England find Kaffee, Hopfen, Thee und Spirituofen afzifepflichtig. 
Es liegt im Intereſſe des Staates, dab nicht unter dem Namen biefer Nah: 
rungsmittel Surrogate verfauft werben, welche feine oder eine geringe Alzife 
zu zahlen haben; der Verbrauch des Kaffees u. j. w. würde Dadurch verringert 
werben. 

Bon diefem Gefichtspunft aus und nad Maßgabe deſſelben verfolgt das 
General-:Steueramt für Großbritannien beftimmte Verfälichungen. 

Was zunähft Thee anbetrifft, jo hat das unter II. zu erwähnende Statut 
vom Jahre 1875 eine Infpektion des Thees durch die Zollbeamten eingeführt. 
Dadurch it nach Anſicht des Beneral-Steueramts einer Schädigung der Inter: 
effen ber Alzife in ausreichender Weife vorgebeugt, und es wird daher jeit 
dem Erlaß jenes Gejehes der Verkauf von Thee in England nicht mehr feitens 
des genannten Aınts überwaht. Dafielbe geht von der Anſicht aus, daß bie 
Verfälihung von Thee fait ausſchließlich ſchon in China jelbft vorgenommen 
wird. 

Was die Übrigen oben aufgezählten Nahrungsmittel anbetrifft, jo verfolgt 
das General-Steueramt nicht eine jede Verfälfhung derjelben, fondern — ba 
es lediglich im Intereſſe der Akzife handelt — nur ſolche, welde vorgenommen 
werden unter Benugung von afzifefreien Stoffen, beziehungsmweife von Stoffen, 
die einer geringeren Akziſe unterliegen, als das verfälſchte Nahrungsmittel. 
Das General:Steueramt nimmt aljo beifpielsweife feine Notiz von ber Ber: 
fälfhung des Kaffees mit Eichorie, da beide einer gleich hohen Akzife unter 
liegen. 

Zur Verhinderung beziehungsweiſe Entdedung von Verfälſchungen, bie 
die Alzife beeinträchtigen könnten, eriftiren in England Kontrolvorfhriften für 
die mit akziſepflichtigen Nahrungsmitteln oder Subftituten berfelben Handel 
treibenden Gejhäftsleute und ein ausgedehntes Bifitationsreht der Akziſe— 
behörben. 

Zur Karakteriftit der erfteren mögen die Beitimmungen in 3 Geo. 4 c, 53 
dienen, Dieſes Geſetz beftimmt, dab jedem, mit Ausnahme der Kaffees und 
Kakaohändler, eine bejondere Ermächtigung ertheilt werben dürfe, Korn, Exbjen, 
Bohnen und Paftinat durch Nöten oder Dörren, ohne diefelben zu mahlen, 
zu zerftoßen oder zu pulverifiren, zuzubereiten (manufacture) und zu verkaufen. 
Die Ermähtigung muß von beitimmten, in dem Geſetz näher bezeichneten 
Steuerbeamten unterfiegelt und gezeichnet fein. Diefelbe gilt nur für 1 Jahr 
und muß 10 Tage vor ihrem Erlöſchen erneuert werben. Ferner gilt jede 
Ermähtigung nur für die Zubereitung an einem beftimmten Orte, fo baß, 
wer an mehreren Orten gedörrte Erbjen, Kom u. ſ. mw. zubereitet ober ver: 
kauft, mehrerer Licenzen bedarf. Für eine jede it eine Abgabe von 2 sh. 6 d. 
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zu zahlen. Das unbefugte Röften von Korn u. f. w. wird mit einer Strafe 
von 50 £ bebroht. 

Jeder, ‚der eine Ermächtigung nachſucht, muß fchriftlich eine genaue Auf: 
zählung der Räumlichkeiten und der Utenfilien, innerhalb deren, beziehungs: 
weiſe mit Hülfe deren er Korn u. ſ. mw. zum Verfauf zu röften gebenft, bei 
der Steuerbehörde einreichen. Diefe Räumlichkeiten ftehen dann unter der 
Aufficht der Afzifebeamten. Endlich beftimmt das Geſetz, daf das Korn u. ſ. w. 
fofort, nachdem es geröftet ift, in Umfchlägen verpadt werden muß, auf denen 
der Inhalt angegeben it. Wer geröftetes Korn u. f. w. unter einem anderen 
Namen ober in einer anderen als der vorgefchriebenen Berpadung aufbewahrt 
oder verkauft, und mer dafjelbe nicht ganz, ſondern pulverijirt aufbewahrt 
ober verkauft, wird mit einer Geldbuße von 50 £ beitraft und verliert bie 
betreffende Waare, ſowie alle Utenfilien zum Röſten, melde er nicht zur Ans 
zeige gebracht hat. 

Bezüglich der Kafaopräparate beitimmt 3 Geo. 4 c. 53, daß dieſelben 
nur aus Kakao, Zuder, Arrowrot und anderem Mehl im natürlichen Zuftande 
angefertigt werden bürfen. Zur Anfertigung find ferner nur diejenigen be: 
rechtigt, welche die Befugniß haben, mit Kakao zu handeln, nachdem diefelben 
bei der nächſten Akziſebehörde eine Aufzählung ihrer Gefchäftslofale eingereicht 
haben. Das Präparat muß gleich nad der Anfertigung in ein geftempeltes 
Padet oder in fonft ein nad den Vorſchriften der Afzifebehörden geitempeltes 
Gefäß gethan werden. Die Stempel find von den genannten Behörden zu 
beziehen, und zwar beträgt ein Stempel für 1 Pfund Hafaopräparat 6 d,, 
für Y/, Pfund 3 d. und für Pfund 1’, d. Wer die gedachten Präpa— 
rate macht, bevor er eine Aufzählung feiner Geichäftsräume eingereicht hat, 
wer Kakao mit anderen als den im Geſetz zugelaffenen Stoffen miſcht, wer 
ein Rafaopräparat in einer anderen als der oben bejchriebenen Weiſe aufbe, 
wahrt, feilbietet, verfauft oder abliefert, wer einen Stempel zwei Mal benugt, 
wer einen Stempel gebraucht, den er nicht von ber Akzifebehörbe erhalten hat, 
und wer bei ber Beſichtigung feiner Gefchäftsräume durch einen MAfzife: 
beamten benjelben täuſcht ober hindert, wird mit einer Geldbuße von 100 £ 
bedroht. 

Sehr ins Einzelne gehende Kontrolvorichriften beitehen ferner für Kaffee: 
bänbler (10 Geo. 1), für Brauer (7 et 8 Geo. 4 e. 52, 10 Viet, e. 5) und 
andere. 

Behufs der im Intereſſe der Akziſe vorzunehmenden Vijitationen ift Eng: 
land in eine Anzahl Kreiseinnahmebezirfe und diefe wieder in Unter: und 
Wachtbezirfe eingetheilt. Jedem Kreiseinnahmebezirk iteht ein Einnehmer vor; 
diefer leßtere jendet von Zeit zu Zeit feine Unterbeamten aus, um in Läden, 
in denen afzifepflihtige Nahrungsmittel verkauft werben, Proben zu nehmen. 
Sausfuchungen können auf eibliche Ausfage eines Steuerbeamten entweber von 
einem Friebensrichter oder vom General-Steueramt verfügt werden. Dem let: 
teren ift ein chemifches Laboratorium beigegegeben, in welchem bei entitehendem 
Zweifel die mit Beichlag belegten Nahrungsmittel unterfucht werden (i. in 
dem Second Report from the seleet eommittee on adulteration of food 1855 
Philipps 2 142—2 501 und im Report de 1874 Bell 1681 f.). 

Die englifche Akzifegefepgebung enthält endlich eine Reihe von Strafbeftim: 
mungen gegen Werfälfchungen afzifepflichtiger Nahrungsmittel. So bedroht bei: 
fpielaweife 56 Geo. 3 c. 58 mit einer Strafe von 200 £ jeden Brauer, der Syrup, 
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Sonig, Lakritze, Vitriol, Quaſſia, eoenlus Indiae, Pfeffer, Opium ober einen 
Ertraft der genannten Stoffe oder irgend ein Surrogat für Malz*) oder Hopfen 
empfängt, in feinem Veſitz hat ober beim Brauen benutt. 

Außer der Geldfirafe trifft den Schuldigen Verluft der Waare und ber 
Gefäße, in denen biefelbe gefunden wirb. 

Aehnliche Beftimmungen enthält 7 et 8 Geo. de. 52. 

43 Geo. e. 129 bebroht mit einer Geldftrafe von 100 £ und Konfisfation 
den Kaffee: oder Kalaohändler, der gebrannte, gedörrte ober geröjtete Erbfen, 
Bohnen oder fonftige Vegetabilien, welche zubereitet find, um als Kaffee zu 
dienen, oder dafür ausgegeben werden, zum Verkauf hält oder auh nur in 
feinem Befit bat. 

Auf Grund diefer Strafbeitimmungen werben von den Steuerbeamten 
Anklagen erhoben. In der Praris erfolgt die Anklage fait immer vor dem 
Friedensrichter, obwohl fonft prinzipiell Alagen aus den Afzifegefegen vor den 
Court of Exchequer gehören. Von den Friedensrichtern geht die Appellation 
an die Quartalfigungen. 


UT. The Sale of Food and Drugs Acts. 1875. 


Die Anregung zu dem Erlab eines umfaflenden Strafgefeßes gegen bie 
Verfälfhung von Nahrungsmitteln ift von Seiten der Wiſſenſchaft aus: 
gegangen. 

Im dritten Dezennium dieſes Jahrhunderts verfucgte nämlih Acrum in 
feinem Buch „Death in the Post“, die Aufmerkſamkeit des Parlaments auf den 
in Rede ftehenden Gegenftand hinzulenfen. Diefes Ziel wurde indefjen nicht 
erreicht; vielmehr trug das Buch, indem es eine große Anzahl von Verfäl: 
ſchungsmethoden zur öffentlihen Kenntniß brachte, eher dazu bei, daß dieſelben 
nunmehr aud in Kreifen, in denen fie bisher unbekannt geweſen waren, an— 
gewendet wurben, und fo das Uebel nur vermehrt warb (ſ. in dem Report 
from the select committee on adulteration of food 1856 — Carpenter 
Nr. 2517, 2518). 

Ein zweiter Verfuh ging im Jahre 1851 von der mebizinifdhen Zeit: 
johrift „The Lancet“ aus. Im Auftrage berfelben unterfuchte Haffall vom 
Januar 1851 bis zum Dezember 1854 verfhiebene aus Londoner Kaufläden 
entnommene Proben von Lebensmitteln, darunter Brot, Mil, Bier, Kaffee, 
Zuder, Kakao, Eſſig, Senf, Ale, Porter, Pfeffer, Preferven. Unter 49 Pros 
ben von Brot war nicht eine, welche nicht mit Alaun veefälfcht geweſen märe. 
Unter 96 Proben von Kaffee erwiefen fih nur 32 als unverfälfcht. Bei je 
hundert Unterfuchungen murben 65 Verfälihungen Eonitatirt (ſ. in dem First 
and Second Report from the select committee on adulteration of food 
1855: Safjall 15, 21, Normandy 536, 537, Simon 812, Mithel 1026, 
Poſtgate 2699; in dem Report 1846: Taylor, 277, Lewis 370, Blyth 801, 
Baitid 837, Ehalice 1400, 1470, 1519, Gay 1700, 1707, Ealvert 2 078, 
2094, 2108 ff., Rodgers 3313, Collard 3535, 3536, Madenzie 3979, 3980, 
4001, Haſſall 4457 ff., 4469 ff., 4607 ff. und Proveedings of the Society 
of Publie Analysts Vol I. London 1876 pp. 60, 65). Die Haſſall'ſche Arbeit 
jeigte ſich mach zwei Richtungen bin als wohlthätig. Die Zeitfchrift „The 


*) Zuder darf für Malz gebraucht werden Sect. 10 Viet. c. 5. 
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Lancet“* veröffentlichte die Namen der Kaufleute, aus deren Läden bie ver: 
fälfhten Waaren entnommen worden waren, und wirkte dadurch abichredend 
auf die Sanbelswelt. Schon nah furzer Zeit konnte Haffall eine Abnahme 
der Verfälfhungen bemerken. (Haſſall im Report 1856, 4 452, Wakley eben. 
2219 und Woodin ebend. 2 584, 2 606 bis 2608, 2612, 2613, 2620, 2628 
bis 2636, 2740 bis 2746, 2751, 2752). Demnächſt ſah fi das Parlament 
dur die Publikationen des „Lancet“ dahin gedrängt, ben aufgebedten Uebel— 
jtänden feine Aufmerffamkeit zuzumenden. Im Juni 1855 ſetzte bafjelbe aus 
feiner Mitte eine Kommiffion zur Unterfuhung der vorkommenden Berfälfchun: 
gen von Nahrungsmitteln und der dagegen zu ergreifenden Maßregeln nieber. 
Nach Vernehmung einer Reihe hervorragender Chemiler, Beamten und Ge 
werbetreibender erftattete dieſe Kommijfion im Jahre 1855 zweimal, und im 
Zahre 1856 einmal Bericht. 

Dur die von der Kommiffion vorgenommenen Unterfuhungen murbe 
zunächſt feftgeftelt, daß die Verfälfhung von Lebensmitteln in England in 
einem bedeutenden Umfange betrieben werde, und daß diefelbe nicht nur bie 
Gefundheit, befonders die ber ärmeren Klaffen, gefährde, fondern auch die 
Moralität bebrohe und die Achtung des englifhen Handelsſtandes im Ins und 
Auslande ſchädige. 

Die BVerfälfhungen, heißt es in dem Berichte von 1856, laſſen ſich in 
drei Klaffen eintheilen: ſolche, die durch Beimifhung einer billigeren Zuthat 
eine Preiserniedrigung des verfäljchten Artikels bezweden; folde, welche darauf 
hinausgehen, ber verfälihten Waare ein beiferes Ausjehen zu geben und ba 
durch — mwenigitens in ben meilten Fällen — einen Irrthum bezüglich der 
Qualität zu erregen; endlich foldhe, welche ben Zweck haben, eine Eigenſchaft 
vorzufpiegeln, welche durch die Vornahme der Verfälfhung geſchädigt oder zer: 
ſtört worden ift. Im jebem diefer brei Fälle mögen bie zur Verfälichung ver: 
wendeten Zuthaten unſchädlicher ober gefunbheitsgefährlicher Natur fein. Der 
Beriht empfiehlt, einer jeden Verfälfhung entgegenzutreten, mit Ausnahme 
derjenigen, melde blos eine Preiserniedrigung bezwedt, jedoch mit der Vor— 
ausſetzung, daß bie verwendeten Zuthaten unſchädlicher Natur ſind und daß 
die verfälſchte Waare als ſolche, d. h. unter Angabe dieſer Eigenſchaft ver— 
kauft wird. - 

Die Gejeggebung gegen bie Verfälfhung von Nahrungsmitteln bis zum 
Jahre 1856 war darum fehlerhaft geweien, weil fie nur einzelne Nahrungs: 
mittel berüdfichtigt hatte. Und auch in dieſem beichränften Kreiſe batte fie 
ſich nicht als wirkſam ermweifen können, weil fie, wie oben hervorgehoben wor: 
den ift, die Verfolgung der Berfälfhungen dem Publikum überlaffen hatte. 
Damit den durch die Kommiffion aufgebedten Uebelſtänden abgeholfen 
würde, beburfte es alfo einer Gefeßgebung, welche der Verfälihung von Nah: 
Nahrungsmitteln allgemein entgegentrat, und bie Verfolgung derjelben nicht 
auf den Weg der Popularklagen verwies. 

Der Bericht der Parlamentstommiffion von 1856 ſpricht ſich dafür aus, 
daß jebe Berfälfchung von Nahrungsmitteln mit Strafe bedroht werde, bemerkt 
dann aber weiter: „Es it unmöglich, ein Gefe über diefen Gegenftand zu 
formuliren, welches auf ftriften Definitionen beruhte. Das Biel des Befches 
ift, den Betrug zu treffen, und wo immer eine betrügerifche Abficht nachgewiefen 
werben fann, eine Strafe zu verhängen. Was als Betrug anzufehen fei, muß 
ber Auslegung der Geſetzesvollſtrecker überlaffen bleiben. So können Miſchungen 
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von unfhäblihem Karakter, welche der Verkäufer angiebt, oder die zur Konier: 
virung des Artikels dienen, nicht verboten werden, ohne daß nit die nöthige 
Freiheit des Handels gefährdet wird; fie follten aljo nicht als unter die Be: 
flimmungen bes Strafgeleges fallend betradytet werben. Ebenſowenig follten 
die ftrafrehtlihen VBeltimmungen dort ihre Anwendung finden, wo ber Ver: 
fäufer hinreihenden Beweis liefern faun, daß er jelbit getäufcht worden ift 
und von der ausgeübten Verfälfhung keine Kenntniß gehabt hat, es fei denn, 
daß er eine unentſchuldbare Unkenntniß des Gewerbes, welches er auszuüben 
vorgiebt, an den Tag gelegt habe * (Report 1856 p. VII. VII) Das neue 
Geſetz mußte ferner die Verfolgung des Schuldigen in die Hand einer Behörde 
legen. Zu diefem Zwede war es zunächſt erforberlih, daß Beamte angeltellt 
wurden, um die Beihaffenheit der Nahrungsmittel durd Entnahme von Proven 
aus den Verfaufsläden zu beauffihtigen, und dafür ſprachen fi denn auch 
die von der Parlamentstommijfion vernommenen Sadverjtändigen überein: 
ftimmend aus. Einzelne unter ihnen erklärten, es fei das Natürlichite, daß 
die Meberwahung der Verkaufsläden den Infpeftoren of nuisances übertragen 
würde (f. im Report von 1856: Baftid 881, Emerjon 1138, Farrant 1 320, 
Carpenter 2 444, Goodmann 3 968). Der Bericht der Kommiflion bemerkt bes 
züglih der zur Entdedung und Verfolgung von Verfälfhungen erforderlichen 
Mafregeln: „Es ift wünjchenswerth, daß Munizipal: oder andere Behörden 
einen oder mehrere Beamten anitellen, welche auf eingereichte Klagen oder bei 
vorliegenden Verdachtsgründen Proben irgend eines als verfälfcht beargmöhnten 
Artikels befhaffen, damit diefelben durch eine gehörig qualifizirte und dazu ans 
geitellte Perfon unterfuht oder analyfirt werben. Bejtätigt bie letztere den 
Verdacht der Verfälfhung, jo fol Anklage erhoben und ber Fall vor dem 
Richter verhandelt werden“ ..... „Die Analytifer müſſen auch Nahrungs: 
mittel, welche ihnen von Privatperfonen zugefendet werben, gegen Eritattung 
der Koften einer Unterfuhung unterwerfen“. Weiter erflärt der Bericht es 
für wünfdenswerth, daß ein oder mehrere Analytifer unter der Autorität des 
Zentral-Gefundheitsamts zu dem Zmede angeitellt würden, um, falls bezüglich 
bes Thatbeitandes der Verfälihung bei den Lokalbehörden Zweifel entitänden, 
eine Entſcheidung abzugeben. Auf bie Autorität Hafjal’s Hin machte die Kom: 
miffion ferner den Vorfchlag, das Zentral:Befundheitsamt zu beauftragen, „von 
Zeit zu Zeit ſolche Belehrungen über die Arten der gefunbheitsihädlichen Nah— 
rungsverfälfhungen zu veröffentlichen, welche beim Fortfhritte der wiſſenſchaft— 
lichen Forſchung über diefen Gegenftand zu Gebote ftehen würden und melde 
den Lofalbehörden bei ihren Maßnahmen zur Entdeckung von Verfälihungen 
als Richtſchnur dienen könnten“, (Report 1856 p. VII. und IX. und Haffall 
ebend. 4439, 4 440.) Die von der Kommillion vernommenen Sadverftändigen 
hatten fic übrigens bezüglich der Auswahl ber mit der techniſchen Unterfuchung 
der verdbädtigen Nahrungsmittel zu betrauenden Beamten nicht in Mebereins 
fiimmung befunden Einige unter ihnen hatten die Errihtung einer Zentral: 
Unterfuhungsitation für ganz England befürwortet und zur Unterftügung 
diefes Vorſchlags geltend gemacht, daß in den Provinzen nicht die erforderliche 
Zahl von qualifizierten Technikern vorhanden wäre (j. in beim Report von 1856: 
Taylor 215 ff., Lewis 381, Nodgers 3 274 Carpenter 2 475). Als Strafen 
für Verfälihungen ſchlägt die Kommilfion Geldbußen und Gefängniß vor. 
Sie empfiehlt außerdem die Namen der Verurtheilten zu veröffentlichen. Auf 
biefen leßteren Punkt war jeitens mehrerer Sadverftändiger ein befonderes 
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Gewicht gelegt worden. Die Veröffentlihung follte nah Einigen durch Aus- 
bang an Kirhenthüren, in Polizeiämtern, im Stabthaufe und an anderen 
öffentlichen Gebäuden ftattfinden. (Report 1856: Taylor 229, Wafley 2213, 
2216, Bel 2385, 2386) Andere hatten ſich dafür ausgeſprochen, daß dem 
Berurtheilten ein fein Vergehen befundendes Plakat auf 3 bis 12 Monate ins 
Schaufeniter gehängt würde. (Report 1856: Rodgers 3 274, Haſſall 4 438, 
4447 bis 4452.) Von noch Anderen wurde angerathen, einer Behörde bie 
Befugniß zu geben, die Handelsleute in ein Regiſter einzutragen und über bie 
Eintragung jährlih ein Gertififat auszuftellen, die Verurtheilten dagegen aus 
dem Negifter zu ftreihen und bafjelbe zwei Mal im Zahr zu veröffentlichen. 
(Report 1856: Poftgate 4 238, 4 243 bis 4 247, 4 291.) Endlich wurde es 
aud befürwortet, daß den Kommumnalbehörden das Recht ertheilt würde, bei 
wiederholt verurtheilten Handelsleuten Wifitationen vorzunehmen. (Report 
1856: Poftgate 4 238, 1. aud Goodman a. a. D. 3943.) Zum Schuß der 
Sandelsleute wurde der Vorſchlag gemacht, denjelben einen Anſpruch auf Er- 
ftattung der Koften zu geben, wenn fie von der Anklage der Verfälihung frei: 
geiprohen würden. (Report 1856: Thompeon 645, 649.) Unter den übrigen 
der Kommiſſion unterbreiteten Borichlägen ift noch der bemerfenswerth, ben 
Verkauf von unfhädlihen Mifhungen (3. B. von Kaffee und Eichorie) nur in 
ſolchen Padeten zu geitatten, die mit einer entfprechenden Auffchrift verjehen 
feien. (Report 1856: Taylor 91, 190, Carpenter 2 462.) 

Auf Grund der oben gedachten drei Berichte wurde am 6. Auguft 1860 Geier vom #. Auguſt 1860, 
ein allgemeines Geſetz gegen Verfälſchungen erlaſſen. Dieſes Gejeg — 23 et 
24 Viet, e. 84 — erklärt für ftraffällig: 

1. denjenigen, „der irgend ein Nahrungsmittel ober Getränk, von 
welchem er weiß, dab es mit einem für die Gefundheit der ge 
nießenden Perſon ſchädlichen Beſtandtheil oder Material gemifcht 
ift, verfauft,“ und 

2. denjenigen, „der ein Nahrungsmittel oder ein Getränk, welches 
verfälicht oder nicht rein it, als unverfälſcht oder rein verkauft”. *) 

Von dem Reichögeriht Queen’s Bench iſt bezüglich dieſer legteren Bes 
ftimmung erfannt worden, dab es nicht zum Thatbeitand der in derfelben be: 
drohten Sandlung gehöre, daß der Verfäufer die verfaufte Waare ausdrüdlich 
als rein oder umverfälicht bezeichne. 

Als Strafe wird eine Geldbuße bis zu 5 £ feſtgeſetzt; dem Nichter ift es 
ferner anheimgeitellt, den Namen der im Nüdjall Verurtheilten, ſowie ihr Ge: 
ihäftslofal und die Art ihres Vergehens durch die Zeitungen oder auf irgend 
eine andere geeignete Weile zu veröffentlichen. Der Verurtyeilte trägt Die 
Kojten, 

Das Geſetz giebt ferner ben Grafſchaftsgerichten (Courts of Quarter 
Session) und in allen ſolchen Stabtgemeinden, bie einen befonberen Court of 
Quarter Sessions haben, den Stabträthen”*) das Recht, von Zeit zu Zeit 
eine oder mehrere mit den erforderlichen medizinischen, chemiſchen und mikroſko— 
piſchen Kenntniffen ausgeitattete Perfonen zu dem Zweck anzuftellen, um Nah: 
rungsmittel und Getränke, welche innerhalb des Bezirks der fie anftellenden 


*) 31 et 32 Viet. e. 121 (The Pharmaey Act) s. 24 bebnte die im Zert eingeführten 
Beſtimmungen auf den Verlauf von Medizinen aus. 

») Die Unftellung der Analotiter in London und Schottland it anderen Behörden 
überlafien. 
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Behörde gekauft worden ſind, zu analyſiren. Die anſtellende Behörde hat 
auch das Recht der Abſetzung. Anſtellung und Abſetzung bedürfen jedoch ber 
Genehmigung eines Staatsſekretärs. 

Bezüglich der ftrafgerichtlihen Verfolgung von Verfälfhungen hat 23 und 
24 Vict, ec. 84 bie in dem Report von 1856 aufgefammelte Erfahrung unbe: 
rüdjihtigt gelaffen. Den Privatperfonen bleibt es danach überlaffen, bie 
Schuldigen anzuflagen, und das Geje erleichtert die Anklage nur infofern, 
als es beftimmt, daß jeder Käufer eines Nahrungsmittels oder Geträufs bes 
rechtigt fein folle, dafjelbe von dem Analytifer des Kauforts unterjuchen zu 
laffen. Letzterer darf dafür eine Entihäbigung von 2 s. 6 d. bis 10 8. 6.d. 
beanspruchen und muß über das Ergebniß feiner Analyje ein Eertififat aus: 
ftellen, in welchem fejtgeftellt wird, ob der betreffende Artikel verfälfht und ob 
er in einer gefundheitsihädlichen Weiſe verfälſcht ift. s. I, s. IV. 

Das Strafverfahren ift ein jummarifches vor 2 Friedensrichtern in den 
Heinen Sigungen (petty sessions).*) Das Gertififat des Analytifers macht 
vollen Beweis, wenn nicht ein Beweis für das Gegentheil erbracht worden ift. 
Der auf das Gertifitat fich berufende Ankläger muß aber dem Richter darthun, 
daß bei dem Verkauf des betreffenden Artikels dem Verkäufer oder deſſen Dienit: 
perfonal befannt geweſen fei, daß derjelbe unterfucht werden folle, und ferner, 
daß den Genannten die Gelegenheit geboten worden fei, den Käufer zu einem 
Analytifer zu begleiten und fo einer Beihädigung der gekauften Probe vorzu: 
beugen. s. IV, 8. I. Die Richter find befugt, eine zweite Analyfe vornehmen 
zu laffen und ben betreffenden Sahverftändigen vor Gericht zu vernehmen. 
Die Koſten diefer zweiten Analyſe können einer Partei auferlegt werden. s. V. 

Von den Entjheidungen der Friedensrichter kann der Verurtheilte an das 
Grafſchaftsgericht appelliren (quarter sessions of the peace), muß aber inner: 
halb zweier Tage nad feiner Verurtheilung mit zweien Bürgen dafür Eicher: 
heit jtellen, Daß er die Appellation durchführen, fi dem Urtheil zweiter Inſtanz 
unterwerfen und eventuell die Koften bezahlen werde. 

Liegen zwiſchen der Berurtheilung und dem nächften Zufaumentreten des 
Graffhaftsgerichts nur 6 Tage, jo kann ber Verurtheilte an das nächſtfolgende 
Grafihaftsgericht appelliren. s. VI, VII. Iſt die Verurtheilung erfolgt wegen 
Verkaufs eines Artikels, der nach einem vor Erlaß des in Rebe ſtehenden Ge: 
jeges patentirten Verfahren von einer dazu berechtigten Perfon zubereitet wors 
den ift, jo kann der Verurtheilte, ftatt an die Quarter sessions zu appelliren, 
innerhalb 5 Zagen die Entjcheidung eines Reichsgerichts über diefen Punkt 
nachſuchen. s. VII. 

Die Strafgelber, zu denen bie Verfälfcher von Nahrungsmitteln auf Grund 
von 23 et 24 Vict, c, 84 verurtheilt werben, fallen den Kommunalbehörden 
zu ; diejelben find zum allgemeinen Nugen der Gemeinden zu verwenden. 

Die durd die Ausführung dieſes Geſetzes erwachſenden Koften follen den 
Grafihaftstaren entnommen werben. s. IX., s. XIL 

Durd die ftrafgerichtlihe Verfolgung einer Verfälſchung nad 23 et 24 
Viet. e. 84 wird eine durd andere Geſetze etwa noch begründete Verfolgung 
nicht ausgeſchloſſen. s. XI, 

Das Befep 24 Viet. c. 84 ift, indem es abjchredend wirkte, nicht ganz 


*) Schottland hat eine von der engliſchen abweichende &erichtäverfaflung; daher gelten 
für Schottland aucd andere Beitimmungen bezüglich der Ausführung dieſes Gefeped. 1. 
Ebenſo Irland, 
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ohne Nußen geweſen (j. in Report v. 1874 Cameron 4589 bis 4594). Seine 
Wirkſamkeit war indefjen immer noch eine befhränfte. „In Folge des mangelhaften 
Mechanismus”, jo heißt es in einem Auffag des zweiten Sefretärs ber Society 
of Publie Analysts über die Gefeßgebung von 1860, „wurden nur die drei 
oder vier Analytifer angeftellt, nur jeher wenige Anklagen erhoben und Alles 
in Allem (bis 1872) nicht mehr als 300 Proben unterfudt. Das Geſetz 
blieb alfo thatjächlih ein todter Buchftabe, und 12 Jahre lang konnten die 
Verfälicher nach wie vor frei falten. Sie wurden geſchickter in ihren Mani: 
pulationen und erjannen von Zeit zu Zeit verbejlerte Methoden, um bie frü- 
heren Vergehen mit neuen Mitteln zu begehen.“ (Proceedings of the Society 
of Public Analysts Vol I, p. 65; ſ. aud) in Report on adulteration of food 1874 
Owen 22.) Der Hauptfehler in der Geſetzgebung von 1860 war jebenfalls 
der, daß jie die Verfolgung der Verfälihungen dem Publitum überließ. Die 
Wirkungen diefes Fehlers wären vieleiht abgefhwäht worben, wenn die An: 
ftelung von Analytifern obligatorifch gemadt und fo die Erhebung von Po: 
pularftrafflagen allgemein erleichtert worden wäre. Aber auch diefe Abhülfe 
gewährte das Geſetz nicht. Die Anftellung von Analytilern war nad 23 et 
24 Viet. e. 84 den Kommunalbehörden anheimgeftellt. Unter diefen machte, 
wie aus der oben angejogenen Darftellung erhellt, nur eine verfchwindend kleine 
Anzahl von der ihnen verlicehenen Befugniß Gebraud. 

Die zunehmende Verfälihung der Nahrungsmittel nöthigte im Jahre 
1872 das Parlament, dem in der Gejebgebung von 1860 begangenen Miß— 
griff abzuhelfen. 

Diefer Aufgabe ift das Statut 35 et 36 Viet, e. 74 gewidmet. Daffelbe 
erflärt als jirafbar die jhon in dem Geſetz von 1860 mit einer Geldbuße be: 
drohten Handlungen, erhöht aber den Meiftbetrag der Strafe von 5 auf 20 £. 
Die in dem früheren Gejeg dem Ermeſſen des Nichters anheimgeftellte Ver: 
Öffentlihung des Namens des im Rückfall beftraften Verfälfchers wird in dem 
neuen Geſetz obligatoriſch gemacht. s. II, Mit einer Strafe bis zu 50 £ und 
im Rüdfall mit einer Gefängnißftrafe mit Zwangsarbeit bis zu 6 Monaten 
bedroht das neue Gefeh ferner einen Jeden, der abfihtlih ein Nahrungsmittel 
ober ein Getränk mit irgend einem ſchädlichen oder giftigen Stoff zum Zweck 
bes DVerfaufs mifcht, ſowie auch denjenigen, der eine ſolche Verfälfhung durch 
einen Dritten vornimmt. s. 1.*) 

Seetio II, endlich bejtimmt, daß, wer ein Nahrungsmittel oder Getränk 
verkauft, wiſſend, daß dafjelbe mit einem andern Stoff in ber betrügerifchen 
Abjicht gemifcht worden ift, um das Gewicht oder das Volumen zu vermehren, 
dem Käufer vor der Uebergabe zu erflären habe, daß die übergebene Waare 
„eine ſolche und feine andere“ fei. 


Auf eine Zumwiderhandlung fteht eben diejelbe Strafe, mit der der Ver: 


fäufer einer verfälſchten Waare bedroht iſt. 

Bezüglih der Anftellung von Analytilern ändert das neue Geſetz das 
ältere darin ab, daß es das Recht der Anftellung auch den Stabträthen giebt, 
welche eine ftäbtiiche Polizeidirektion befigen, daß es die Anftellung auf Erfor: 
dern des Local Government Board obligatorifh macht, und daß es endlich 
Anftellung und Abjegung der Analytiker der Beftätigung durch die letzgenannte 
Behörde unterwirft. s. V, Der Local Government Board ift das dur 34 


*) Das Gejep betrifft auch die Verfälſchung von Mediginen, dic es ebenjo wie die von 
Nabrungsmitteln bejtraft, 
36 


Sejeg von 1872. 
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et 35 Viet. e. 70 eingefegte Minifterium für Armenweſen, öffentliche Gefund: 
heitöpflege und Ortsverwaltung (ſ. darüber Finkelnburg a. a. O. ©. 98 ff.). 

Seetio VII. verpflichtet die Analytifer, vierteljährlih an die fie anftellen: 
den Behörden über die Zahl der von ihnen gemachten Unterfuchungen, ſowie 
über die Natur der entdedten VBerfälfhungen zu berichten. Diele Berichte 
müfjen in den Sigungen der auftellenden Behörde vorgelefen werden, 

Eine wichtige Beſtimmung trifft das neue Geſetz in Sectio VI., indem es 
den Inſpektoren of nuisances, den Injpeftoren über die Maaße und Gewichte 
und den Marktinfpeftoren befichlt, in ihren Bezirken von verdächtigen Nah: 
rungsmitteln und Getränken Proben zu kaufen, dieſelben dem Analytiker zur 
Unterfuhung zu übergeben, und, falls durch legteren eine Berfälihung fon: 
ftatirt wird, Anklage zu erheben. Auch Privatperfonen können die von ihnen 
gekauften Artikel den genannten Inſpektoren zum Zweck der Unterfuchung 
durd einen Analytifer übergeben. Bezüglich der Ausftelung und Beweisfraft 
des von dem Analytifer ertheilten Gertififats wiederholt Sectio IX, bie in 
dem früheren Geſetz gegebenen Beftimmungen. Der Infpeftor oder ber Käufer 
des verdächtigen Artifels muß vor dem Richter nachweiſen, daß berfelbe dem 
Analytifer, was Neinheit bezw. Unreinheit anbetrifit, in eben demſelben Zus 
ftande übergeben worben ift, in dem ber Verfäufer ihn überliefert hat. s. VIII. 
Das Geſetz beftimmt ferner, dab der Infpeftor in Gegenwart des Analytifers 
eine Probe des verbächtigen Artikels verliegelt, und für den Fall, daß der 
Richter eine zweite Analyje anorbnet, aufbewahren fol. s. X. 

Uebrigens hebt das Statut 35 et 36 Viet. e, 74 das Geſetz von 1860 
nicht auf und erflärt in s. All, daß es keineswegs eine durch andere Gefehe 
etwa noch begründete Verfolgung ausjchließe 

Dur ein Eirkular des Local Government Board vom 1. November 1872 
wurden ſämmtliche in dem vorjtehenden Geſetz genannten Behörden auf den 
Inhalt deſſelben aufmerffam gemacht und zum Bericht über bie von ihnen 
gethanen bezw. beabfidhtigten Schritte aufgefordert. „Das Minifterium“, heißt 
es in dieſem Cirkular, „wird die Anftellung eines Analytikers nur dann bes 
tätigen, wenn ihm ein genügender Beweis über die Qualififation des Be: 
treffenden erbracht worden iſt.“ Später bat das Minifterium erklärt, daß es 
nicht etwa nur Nerzte, die bei dem Dber-Medizinallollegium einregiftrirt find 
(medical practitioners j. Gneift a. a. D. ©. 1 171 ff.), als befähigt zu dem 
Amte eines Analytiters anfeben werde, daß überhaupt Eramina nicht als das 
ausſchließliche Beweismittel für das Vorhandenfein der erforderlihen Qualifi— 
fation erachtet werden würden (Report 1874 Owen 51 sq.). 

Das neue Gefe erwies ji als wirſſam. Die zahlreihen Berichte über 
erfolgreiche gerichtlihe Verfolgungen der allerverſchiedenſten Verfälſchungen, 
welche bie Tages: und Fachblätter feit 1873 enthalten, geben Zeugniß dafür, 
und beftätigt wird daſſelbe durch die Ausſagen verfchiedener Sadhveritändiger, 
welche vor der gleich zu erwähnenden Parlamentstommijfion im Sabre 1874 
vernommen worben find (i. im Report von 1874 Allen 3519, 3555, 3 563, 
3 782, 3783, Bartlett 4217, 4218, Sutton 4427, 4439, Macadam 
5094 sq., Tidy 5297 sq., 5394, Voelcker 5 522, 5539). Selbſt von 
SHandelsleuten, die vor der bezeichneten Kommiſſion erichienen, it die Wirk: 
famleit des Geſetzes von 1872 bekundet worden (ſ. a. a. D. Barham 2504, 
Nicholls 2 625, Tisdall 2 630, Cameron 4 810; dagegen Hall 3 978, 3 983). 
In ſechszehn Monaten wurden innerhalb 66 Diftriften 14 383 Proben unter: 
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fucht, und unter diefen nur 3774 (alfo etwa 26 Prozent) Verfälfhungen 
entdedt (Proceedings ete. p. 67), Daß trok dieſer günftigen Erfolge im 
Jahre 1875 doch wieder ein neues Geſetz gegen die Verfälihung von Nah: 
rungsmitteln erlaffen wurde, muß lediglih auf die lagen der Handelswelt 
zurüdgeführt werben, welche die Beftimmungen des Statuts 35 et 36 Vict, 
e, 74 als ungerechtiertigt, ja ſogar gefährlich hinzuftellen wußte. 

Im Jahre 1874 ernannte das Parlament eine Konmiffion, um die Wirk 
jamfeit des Gejeges von 1872 zu prüfen. Das Ergebniß diefer Prüfung ift 
im wejentlichen Folgendes: 

Als Sauptmangel des jraglihen Geſetzes wurde von den von ber Kom— 
miffion vernommenen Sadjverjtändigen ber gerügt, daß die Anitellung von 
Analytifern in ihm micht obligatorifch gemacht worden war (f. im Report 
von 1874 Allen 3549, Macadam 5 220). Selbit von einzelnen Handels: 
leuten wurde die Nichtigkeit diefer Nüge anerfannt (a a. O. Barham 2421 
Nihols 2578). Nur 26 Stadträthe unter 171 und 34 Grafihaften unter 
52 hatten bis zum Beginn des Jahres 1874 Analytiker angeftellt (a. a. O. 
Owen 54, 55 sq.), die übrigen waren durd bie Koften der Anitellung abge: 
ſchreckt worden oder hatten nicht eine geeignete Perfönlickeit in ihrem Diftrift 
finden können (a. a. O. Owen 58, 121). Es wurde ferner von einigen 
Sadverftändigen ber Zweifel ausgeiprochen, ob das Geſetz, indem es Lokal— 
behörden die Wahl der Analytiter überlaffen, das Nichtige getroffen habe 
Die Frage wurde angeregt, ob es nicht beifer wäre, nicht nur die Beftätigung 
jondern überhaupt die Anftelung von einer Gentralbehörde ausgehen zu laffen 
(a. a. D. Voelcker 5 660, 5 666). 

Sehr verſchieden lauteten die Gutachten bezüglih der in bem neuen Ge: 
jeße zu gebenden Definition der ftrafbaren Handlungen. Bon allen Technikern 
wurde die Anficht getheilt, daß diefelbe einer Ausdehnung bedürfe und zwar 
in zweifacher Hinſicht. Als ftrafbar, behauptete man, muß auch die Entziehung 
werthvoller nahrhafter Stoffe von einem Lebensmittel bingeftellt werben, alfo 
beifpielsweife das Abjahnen der Milch (Bartlett 2432 bie 34, Cameron 3 520 
bis 22, 4 633). Zweitens wurde die Ausdehnung des Bejehes auf Viehfutter 
befürwortet (Voelcker 5588, 5 621)... Alle Sahverftändigen flimmten ferner 
darin überein, daß bie Definition ber ftrafbaren Handlungen in dem neuen 
Geſetz eine ftriftere fein müßte, als in dem früheren. Im weiteren trat aber 
eine Meinungsverjciedenheit hervor. 

Von Einigen wurde es nämlich für empfehlenswerth erachtet, daß das 
Geſetz mwenigitens bezüglich gewiſſer Nahrungsmittel, z. B. Kaffee und Senf, 
die Beimiſchung beitimmter Stoffe unterfagte (Allen 3 708, Tidy 5409, 
5421). Dagegen wurbe erwidert, daß eine Aufzählung der zu verbietenden 
Stoffe niemals vollftändig fein könnte und daher gefährlich wäre (Bell ı 782). 

Ferner wurde der Vorſchlag gemacht, in dem Geſetz einen Maßſtab für die 
Beurtheilung der Reinheit eines Nahrungsmittels aufzuftellen, alfo beifpiels- 
weiſe zu bejtimmen, daß Milh die und die Beltandtheile enthalten müffe, 
wibrigenfalls fie als verfäljcht anzufehen fei (Pringle 3 845, Radmall 3 921, 
Sutton 4.489, Macadam 5 130, 5189, 5199, 5212). Auch die Anficht fand 
Vertreter, daß die Feititellung des Mapitabes einer Behörde zu überlaffen jei (Bar: 
ham 2426, Cameron 4 887 54.). Bon anderer Seite wurde dagegen eine allgemein 
gehaltene Definition als das einzig Swedmäßige empfohlen. Man machte dafür 
geltend, daß die Veſchaffenheit der meiften Nahrungsmittel eine ſehr ſchwankende 
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fei, daß beifpielsweife der Gehalt an feften Stoffen in der Milh von 10 bis 
16 Proz. variire. Sehte man ein Minimum als nothwendigen Gehalt feit, 
jo würde, behauptet man, die Folge davon fein, daß alle Milch fo verfälfcht 
wird, daß gerade das nothwendige Minimum in ihr vorhanden fein werde 
(Colman 1109, 1263, Bell 1765, Cartvight 2 922, Cameron 4 777, 4 879, 
4882, Voelder 5514, 5515, 5638, 5741). Allgemein wurde anerfannt, 
daß die Beimiſchung fremder Stoffe zu einem Nahrungsmittel, 3. B. zu Senf, 
Kakao u. a., und der Verkauf folder Miihungen nit unbedingt zu verbieten 
feien. Es wurde dafür hervorgehoben, daß das englifche Publitum nad Erlaf 
bes Geſetzes von 1872 plöglich eine große Vorliebe gezeigt habe, alle Nahrungs: 
mittel durchaus rein zu erhalten, daß es aber bezüglich gwiſſer Artifel bald 
davon zurüdgefommen fei (Davy 2040). Um indefjen einer etwaigen Täufhung 
vorzubeugen, ſchlug man vor, ben Verkauf gemifchter Artikel nur in etifettirten 
Radeten zu geftatten (Colman 1 114, Fry 1350, 1415, Abbiff 1495 sq., 
Davy 2039, Gabbury 2187 sq., Barham 2418, 2420, Niholls 2 561, 
2567, ZJadion 3 131). Bezüglid ber auf dem Etikett zu machenden Angaben 
machten fich verſchiedene Anfichten geltend. Won einigen wurde es für ge 
nügend erachtet, daß das Etikett den Artikel als einen gemifchten bezeichnete 
(Tidy 5410, 5447). Andere meinten, es müßten auf demfelben auch die 
beigemifhten Zuthaten angegeben fein (Cadbury 2 203, 2260, 2351), ober 
ber Prozentjag, in welchem ber reine Artikel fi in der Mifhung vorfinde 
(Allen 3 556, 3 558, Bartlett 4 197, Sutton 4327). Seitens eines von ber 
Parlaments: Kommiffion vernommenen Geihäftsmanns wurden alle diefe Vor: 
ſchläge als den Handel zu fehr erfchwerend verworfen (Find 1 284). 

Von mehreren Sahverftändigen murbe ferner ein größerer Schub bes 
Kleinhändlers anempfohlen. Man behauptete, daß das beitehende Geſetz ben 
Groffiiten, welcher verfälfhe, doh in den felteniten Fällen erreichen könnte, 
wohl aber häufig den unfhuldigen Krämer treffe. Es müßte daher in das 
neue Befeß eine Beltimmung aufgenommen werben, wonach, wenn ber Ver: 
fäufer bewieſe, daß er den Stoff, jo wie er ihn verkauft, vom Engroshänbler 
erhalten hätte, die Anklage ſich gegen ben leßteren zu richten hätte (Weſtron 
900, Harryfon 951, Steains 1039, Gabbury 2349, 2352 sq., Barham 2503, 
Tisball 2 642, Allen 3 697, Tidy 5 341). Ferner wurde vorgefchlagen, bie 
Inſpektoren, welche Proben behufs Unterſuchung kauften, zu verpflichten, dem 
Verkäufer einen Theil der Probe mit ihrem Amtsfiegel verichloffen zu übergeben, 
damit dem Verkäufer die Führung des Entlaftungsbeweifes erleichtert würde 
(Salbarn 2536, Allen 3533, 34, 3654, Pringle 3839, Nabmall 3 905, 
Hal 3 958, Cameron 4926, Macadam 5100, Tidy 5 347). Von anderer 
Seite wurde es für empfehlenswerther erachtet, daß jebe Probe in brei Theile 
getheilt, verfiegelt und dann ein Theil dem Analytifer, ein zweiter dem Ber: 
fäufer und ein britter dem Infpektor zur Aufbewahrung für den Fall über: 
geben würde, dab ber Verkäufer ein von dem bes Analytifers abmweichendes 
Gutachten beibrähte (Bartlett 2 457). 

Nicht nur von den Sandelsleuten, fondern auch von verſchiedenen Technikern, 
welde von der Parlaments : Kommilfion vorgeladen waren, wurde über bie 
mangelnde Befähigung ber Analytiker, befonders ber in den Provinzen an: 
geftellten, Klage erhoben (Davy 1903 8q., Allen 3 612, 3 792, Butler 3 872, 
3 876, Rabmall 3 922, 3 956). Die Handelsleute warfen denfelben namentlich 
vor, daß fie, wenn auch vielleicht willenihaftlih in hinreihendem Maße ge: 
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bildet, nicht die erforberliche praktiſche Kenntniß befähen. So wurde geltend 
gemacht, daß fie nicht in der Lage wären, Thee beurtheilen zu können. Wenn 
fi im Thee elwas Gyps und Berliner Blau vorfände, fo fei das noch feine 
Verfälihung, habe vielmehr Iediglich den Zwed, dem Thee ein äußerliches An: 
fehen zu geben (Reeves 271 6q., Thorne 331, Gilman 464, Garey 518, 
Williams 543). Es wurde hervorgehoben, dab die Analyfen von Milch in 
ganz abitrafter Weile vorgenommen würden, ohne daß, mie es doch num: 
gänglich nothwendig wäre, die Jahreszeit, die SFutterverhältniffe, Alter, Ab: 
ftammung der betreffenden Kuh und anderes zur Berückſichtigung gelangten 
(Garteighe 2 924, Barham 2422). Bon Anderen wurde behauptet, die Anas 
Iytifer legten, gleihfals in Folge ihrer Unkenntniß der praktiſchen Verhältniſſe, 
überhaupt einen zu hohen Mafftab an (Sutton 4363, Macadam 5 013, 
5 036). Darüber, wie dieſem Webelitande abzubelfen jei, machten fich ver: 
ſchiedene Anfichten geltend. 

Die Analytiter erhielten theils fire Gehälter, welche zwiſchen 50 und 
150 £ varüirten, theils waren fie auf die Honorare angewiejen, die ihnen für 
die einzelnen Analyſen bezahlt wurden (Omen 36 sq.). Seitens der vor der 
Parlaments:Kommiljion erfchienenen Techniker wurde nun geltend gemacht, daß 
die Bezahlung der Analytifer im Vergleich zu ihrer oft mehrere Tage in Ans 
ſpruch nehmenden Arbeit eine zu geringe wäre, daß, wenn eine Aufbefferung 
des Gehalts einträte, tüchtige Leute fih um die Anftellung als Analytiter be 
werben würden (Sutton 4 581, 5 092). Seitens der Handelsleute wurde die 
Idee angeregt, praktiſch gebildete Leute mit der Unterfuhung der Nahrungs: 
mittels zu beauftragen (Sentance 806, 807). 

Was insbefondere die Unterjuhung von Thee anbetrifft, jo wurde es von 
Vielen befürwortet, diejelbe durch Perſonen, welche mit dem Theehandel ver: 
traut wären, in den Zollämtern vornehmen zu laflen (Thompfon 691, Harrifon 
961, Debac 1525, Bonlbourn 1552, Ogilvie 1794, Davy 2087 sq., Allen 
3 733, Bartlett 4 204, 4 205, Sutton 4315 sq,, Tiby 5 357, Voelder 5 603, 
fiehe auch bezüglich Interfuhung der Milh auf den Bahnhöfen Barham 2 433, 
Nicholls 2589), Ferner wurde ber Vorſchlag gemacht, die Entfcheidung ber 
Analytiter über die Frage, ob ein Nahrungsmittel verfälfcht fei, nicht für eine 
endgültige zu erklären (Allen 3 663. sq., Cameron 4660). Ein Kaufmann 
ſprach ich dafür aus, dab in zweifelhaften Fällen noch vor Erhebung einer 
Anklage das Gutachten dreier Sachverſtändiger eingeholt würde (Horner 2 719 q.). 
Von Anderen wurde anempfohlen, dem Verkäufer das Recht einer Apellation 
von ber Entiheidung des Analytifers an das zu dem Gencralfteueramt ge: 
hörige Laboratorium zu geben (Jackſon 3 100, 3 101, Sutton 4319, Voelcker 
5589 sq., dagegen Tidy 5365). Ein britter Vorichlag ging dahin, aus 
Chemifern, welche von den jänmtlihen Analytitern zu wählen fein würden, 
eine Appellinftanz zu bilden (Allen 3 735), ein vierter endlich dahin, aus an: 
erkannten Gelehrten eine Behörde zuſammenzuſetzen, ſowohl um in zweifelhaft: 
ten Fällen eine Entfcheidung abzugeben, als auch um neue Methoden für Anas 
(yien ausfindig zu machen (Macadam 5099, 5 108). 

Sowohl von Handelsleuten als Technilern wurde cs gerügt, daß die Ana: 
lytiker nicht ichnell genug die Unterfuchungen vornähmen. Es wurde jür wünſchens— 
werth erachtet, daß ein beitimmter Zeitraum für die Vornahme der Analyje 
feftgefegt würde (Pringel 3 859). 

Auch bezüglih der Erhebung der Anklage wurde eine Zeitbeichräntung 
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angerathen (Tidy 5339, 5499). Von einem Beamten des Local-Government 
Board wurde auf den Vortheil hingewiefen, der aus der Zufammenlegung 
Kleiner Diftrifte zu einem großen mit einem einzigen tühtigen Analytifer er: 
wachfen würde (Owen 122). Zur Ermöglihung einer folden Maßnahme 
wurde es für nöthig erachtet, daß die Beförderung von Proben durch die Poft 
geitattet würde (Cameron 4 606, 4 608). 

Endlich wurde darauf hingemwiefen, daß das Injtitut der Inſpektoren mehr 
Schub böte, als das der Analytifer, und daß daher die Zahl der erfteren 
möglichit vermehrt werden müßte (Voelder 5 605 sq.). 

Bezüglih der Wirkiamkeit des Gefeges von 1872 wurde Eonftatirt, daß 
äufßerft jelten Antlagen feitens des Publitums ausgegangen jeien (Omen 94 sq.). 
Es wurde ferner behauptet, daß bisweilen lofale Sanitätsbehörden, bie zu einem 
nicht geringen Theil aus Kaufleuten zufammengejegt find, Inipektoren von Er: 
hebung einer Anklage zurüdgehalten hätten (Allen 3 551). 

In ihrem Bericht vom 3. Juli 1874 äußerte fih die Parlamentskom— 
miffion über die weſentlichſten Ergebniffe ihrer Unterfuchung folgendermaßen: 

„Die Kommiſſion ift einftimmig zu der Weberzeugung gelangt, daß das 
Geſetz viel Gutes bewirkt hat. Gleichzeitig hat es aber auch verſchiedenen 
ehrenwerthen Sandelsleuten bedeutendes Unrecht zugefügt und ihnen schwere, 
unverdiente Strafen zugezogen. Es ſcheint, dab dies hauptfächlich cine Folge 
des Mangels einer Haren Beitimmung darüber ift, was Verfälfhung ſei umd 
was nicht; in einigen Fällen liegt die Schuld wohl auch darin, daß die Ana- 
Iytifer widerſprechende Gutachten abgegeben und fih als unerfahren erwieſen 
haben. Die Kommijfion ift der Anficht, daß das Geſetz fehlerhaft iſt und einer 
Abänderung bebari." Bezüglich der durch das Geſetz bewirkten Härten bemerft 
der Bericht beim Artikel „Thee“, daß Ddiejelben hauptiählih darin  beftehen, 
daß die Proben jich lediglich in der Hand des Anklägers befinden, daß ber 
Angeklagte nicht zur Ausſage zugelaflen wird, daß unter Ausſchließung praftifch 
erfahrener Leute nur Analytiker gehört werden und dab dieſe letzteren wiber: 
ſprechende Gutachten abgeben. Bei dem Artikel „Milch“ Heißt es: „Ein zu 
hoher und ſchroffer Maßſtab ift von einigen Analytifern angenommen und ben 
natürlichen Verſchiedenheiten in der Milch nicht genügend Rechnung getragen 
worden. Unter gewillen ungünftigen Verhältniſſen mag es fchwieriger fein, 
Milh mit 10 Prozent feſten Beitandtheilen zu gewinnen, als 12 oder 14 bei - 
einer reicheren Fütterung, einer märmeren Temperatur und befferer Stallung. 
Die Beihaffenheit der Milch wechjelt nicht nur mit dem Futter, der Abſtam— 
mung der Kuh, der Tahreszeit und der Behandlung, Tondern cs geben aud) 
zwei Kühe derjelben Art, die nach denſelben Grundfägen behandelt werben, 
ſehr verſchiedene Milh. Ferner befteht zwifchen den eriten und legten Quan— 
titäten Milch, die bei ein und demſelben Melken abgezogen werden, ein ebenfo 
großer Unterſchied, wie zwiſchen jehr dünner und fehr reicher Milch. Dieſe 
natürlihen Verſchiedenheiten follten in Rechnung gezogen werden, jcheinen 
aber von einzelnen rein theoretiih gebildeten Chemifern überfehen worden 
zu fein,“ 

Nahdem in dem Bericht ſodann erwähnt worden iſt, dab mad Anſicht 
eines bedeutenden Chemikers höchitens 12 Chemiker in England vorhanden 
jeien, die der Stellung eines Analytifers gewachfen wären, umd nachdem ferner 
der Hoffnung Ausdrud gegeben it, daß durch die Zunahme des chemifchen 
Studiums dieſem Uebelſtand abgeholfen werden möge, wird der Vorfchlag ge: 
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macht, daß Feine Diftrifte zum Zwed der Anftellung eines Analytifers mög: 
lichit zufammengelegt, als Regel aljo VBurgfleden mit der Graſſchaft vereinigt 
und daß den Analytifern angemeſſenere Gehälter bewilligt würden. Es wird 
ferner als wünſchenswerth bezeichnet, daß der L.ocal-Government-Board die 
Anftellungen von Analytifern nur auf Grund eines thatſächlichen Nach— 
weijes ihrer Befähigung beftätige. 

Die Kommiffion kommt ferner zu dem Schluß, dab der Verfauf ge: 
mifchter Artikel erlaubt werden mühe, aber nur umter der Bedingung, daß die 
betreffende Waare als gemifchte durch ein auf jedem Padet befindliches Etikett 
gekennzeichnet ſei. „Eine mündliche Erklärung beim Verkauf iſt unpraktiſch.“ 

Die Feftitellung eines beftimmten Mabitabes für die Beurtbeilung von 
Nahrungsmitteln verwirft der Beriht. Im dem Abſchnitt „Milch“ Heißt «s: 
„Wird ein niedriges Maß angenommen, jo ift das nur eine Anreizung für Die 
Verkäufer, von der fetten Milch die Sahne abzuſchöpſen.“ Bedeutungsvoll ift 
der Sag: „Wir empfehlen, daß das Geſetz obligatorisch gemacht werde,“ d. h. 
daß die Anstellung von Analytifern nicht dem Belieben der Kommunalbehörden 
überlajjen bleibe. Zur Unterftügung diejes Naths wird gleih im Eingang des 
Berichts erwähnt, daß das Geſetz von 1872 keineswegs überall zur Ausführung 
gebracht worben jei. 

Der Bericht empfiehlt ferner die der Kommiſſion unterbreiteten Vorſchläge, 
dab dem Verkäufer ein Theil der behuſs Analyiirung entnommenen Proben 
überlaffen und daß der Unterfuhung der Proben eine Frift von einem Monat 
gejegt werde. 

Bezüglich des Strafverjahrens erachtet der Bericht es für wünſchenswerth, 
dab der Verkäufer und feine Ehefrau vor Bericht gehört werden, daß die Ans 
age fich gegen den Engroshändler richte, wenn der Kleinhändler nachweiſt, 
daf die von ihm verkaufte Waare mit der von ihm eingefauften übereinſtimme 
und endlih, daß eine Appellinftanz für die Begutachtung zweilelhafter Fälle 
gebildet werde, 

Nachdem am 12. Februar 1875 dem Parlament der Entwurf eines neuen Entwurf eines Geſetzes 1875. 
Geſetzes vorgelegt worden war, wurde auch jeitens der Wiſſenſchaft die Frage 
nach einer Abänderung des beitehenden Rechts geprüft und erörtert. Bemer— 
fenswerth iſt die Anficht, welche der zeitige Sekretär der Society of Publie 
Analysts, Wigner, in dem eriten Band der Proceedings ete. p. 66 bezüglich) 
des Verhältniffes des Krämers gegenüber dem Engroshändler ausipridt: „Der 
Zwed eines Geſetzes gegen Verfälfhungen ift der oder jollte der fein, das 
Publikum zu ſchützen. Der Engros: und der Detailhändler mögen unter ſich 
jedes beliebige Arrangement trefien; aber das Publikum follte nicht leiden, und 
wenn ein Krämer jo unwiſſend iſt, daß er nicht weiß, ob er verfälichte oder 
reine Artikel kauft, jo möge er je cher je lieber einen anderen Beruf erwählen- 
den er bejjer veriteht.“ p. 66. 

Weiter erwähnt der erwähnte Schriftiteller die in dem Entwurf des 
neuen Gefehes aufgenommene Beſtimmung, dab nur das wiljentliche Beimiſchen 
eines ſchädlichen Stoffes jtrafbar jei, und bemerkt dazu: „Wie ift es, wenn 
der Verfälicher nicht weiß oder angiebt, nicht zu wiſſen, das der Stoff ſchädlich 
it? „Dder wenn er es weiß, wie iſt feine Wiſſenſchaft zu bemeifen? Ignoranz 
wird jicherlich ein Vortheil werden; deun fo oft eine Anklage erhoben ift, wird 
der Angeklagte mur zu jagen baben, daf er es nicht bejier gewußt babe. Das 
heißt eine Prämie auf Ignoranz fegen, und der intelligente und chrenwerthe 
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Sandelsmann wird dadurch gegenüber feinem unmiffenden und gewiſſenloſen 
Kollegen ſehr im Nachtheil fein.“ p. 69. 

In dem Entwurf des neuen Geſetzes war nur der wiljentlide Verkauf 
eines Artikels unter einer faljchen VBezeihnung für jtrafbar erklärt. Auch dieſe 
Beſchränkung wurde verworfen, ſ. a. a. D. p. 69 und p. 34. Bezüglich 
des Verlaufs gemischter Waaren in etikettirten Padets wurde es als nothwen— 
wendig bingeftellt, daß auf dem Etikett der Prozentſatz, in welchem jich der 
reine Artikel in der Mifhung vorfände, angegeben würde, a a. O. p. 70. 

Wigner Spricht fidh ferner dafür aus, daß die Anftellung von Analytikern 
obligatorifcd gemacht und daß ihnen aufgegeben würde, jedes Vierteljahr min: 
deftens eine bejtimmte, nad dem Verhältniß der Einwohner zu normirende 
Zahl von Proben zu unterfuchen. p. 70, 71, 75. 

Er ichließt, daß es fih empfehle, in dem neuen Geſetz „eine Definition 
darüber zu geben, was als ein verfäljchter Artikel anzufehen jei, mit beſtimm— 
ten Grenzen, betreffend das Marimum oder Minimum gewiſſer Beitandtheile, 
die die verfchiedenen Artikel enthalten dürfen“. p. 72, 73. Einer eingehen: 
den Kritit wurde der Entwurf von dem Medical officer health und analyst 
in der City von London, S. Saunders, unterzogen. Auch diefer ſpricht ſich 
dafür aus, daß die Strafbarkeit einer Verfälfhung mit ſchädlichen Stoffen und 
des Verkaufs einer verfälihten Waare nicht davon abhängig gemacht werde, 
dab der Berfälfcher oder Verkäufer wiffentlih handle. p. 7. 

Weiter hält ‚er es für nothwendig, daß der Verlauf von gemifchten Ar: 
titeln nur mit einem die Beitandtheile nah Prozenten angebenden Etikett zu: 
gelaffen werde, p. 10, 11, daß die Anftelung von Analytifern obligatorisch 
gemacht und daß für die Erhebung der Anklage eine beftimmte Friſt gejebt 
werde, p. 11, 12. „Es if zu beflagen“, endigt die Kritif von Saunders, 
„daß die Negierung nicht, indem fie diefes Gefeg entwarf, ein beftimmtes Nein: 
heitsmaß angegeben hat, unterhalb deijen fein Nahrungsmittel oder Getränk 
verkauft werden dürfte.“ p. 19. 

Das neue Geſetz vom 11. Auguft 1875, 38 et 39 Viet. e. 63, welches den 
Namen führt „The Sale of Food and Drugs Vet. 1875*,*) hebt zunächſt die 
beiden früheren Gefeße von 1860 und 1872 über Verfälfhung und ferner die 
Beflimmungen in 31 et 32 Viet. ce. 121 s. 24, fowie in 33 et 34 Viet, 
e. 26 8. 3, durch welche das Gefeg von 1860 auf Arzneien ausgedehnt worden 
mar, auf. An diefe aufhebende Beftin mung ſchließen ſich die folgenden Straf: 
beftimmungen: 

Sectio I1l.: „Niemand darf ein Nahrungsmittel in der Abficht, es zu ver: 
kaufen, mit irgend einem Beſtandtheil oder Material jo miſchen, färben, beizen 
oder betreuen, beziehungsmweife durch einen Dritten mifchen u. f. w. laffen 
(order or pormit), dab es gejumdheitsihädlih wird, und Niemand darf ein 
der Aıt gemifchtes, gefärbtes, gebeiztes oder beitreutes Nahrungsmittel verkau— 
fen bei Vermeidung einer Geldftrafe bis zu 50 £ für jedes Zumiderhandeln 
im erjten Fall. Jedes Zumiderhandeln nad einer Verurtheilung für ein erſtes 
Zumiberhandeln joll als ein „Misdemeanor* angefehen werden, für welches ber - 
Verurtheilte bis zu6 Monaten bei harter Arbeit (Zuchthaus) eingejperrt wer: 
ben joll. 

Sectio IV. wiederholt die Beftimmung in Seetio II, nit Bezug auf Ary 
neimittel, 


*) Der Tert des Geiepes iſt in Anlage C. beigefügt. 
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In Sectio V, wird beftimmt, „daß Niemand wegen des Verkaufs eines 
Nahrungs: oder Arzneimittels auf Grund einer ber beiden vorftehenden Sef: 
tionen dieſes Gejeges verurteilt werden darf, wenn cr in einer dem Richter 
oder dem Gerichtshof, vor dem er angeklagt ift, genügenden Weiſe darthut, 
daß er nicht gewußt habe, der von ihm verkaufte Gegenftand fei in der Weife, 
wie jene Sektionen es bejchreiben, gemiicht, gefärbt, gebeizt ober beftreut, und 
daß er auch mittelit angemeffener Aufmerkſamkeit feine Kenntniß davon habe 
erlangen können“. 

Seetio Vl.: „Bei Vermeidung einer Geldſtrafe bis zu 20 £ darf Nie 
mand zum Nachtheil des Käufers ein Nahrungs: oder Arzneimittel verfaufen, 
welches jeiner Natur, Subftanz oder Qualität nach nicht das geforderte iſt. 
Als ein Zumiderhandeln gegen dieſe Beltimmung fol es nicht angejehen wer: 
ben, wenn: 

1. einem Nahrungs: oder Arzneimittel irgend ein unſchädlicher Ve: 
ftanbtheil oder Stoff zugefegt ift, um daſſelbe als einen Handels— 
artikel geeignet zur Verfendung zu machen, und nicht um das Vo: 
lumen, Gewicht oder Maß zu vermehren oder um eine geringere 
Beſchaffenheit zu verbergen; 

2, das Nahrungs: oder Arzneimittel eine eigenthümliche Medizin oder 
der Gegenftand eines in Kraft befindlichen Patents iſt und bie 
nad Angabe des Patents erforderliche Beichaffenheit befigt ; 

3. das Nahrungs: ober Arzneimittel zufammengefegt ift in ber in 
biefem Geſetz angegebenen Weife; 

4. das Nahrungse oder Arzneimittel, während es gewonnen oder prä— 
parirt wurde, ohne daß es hätte vermieden werben fünnen, mit 
einem fremden Stoff gemifcht worden ift.“ *) 

Seetio VII.: „Bei Vermeidung einer Geldftrafe bis zu 20 £ darf Nie: 
mand ein zuiammengejehtes Nahrungs: oder Arzneimittel verkaufen, welches 
nicht die dem Verlangen bes Käufers entfprechenden Beftandtheile enthält.“ 

Sectio VIII.: „Niemand fol auf Grund der vorhergehenden Beitimmun: 
gen bejtraft werden, wenn er beim Verkauf eines Nahrungs: oder Arzneimittels, 
welches mit einem unſchädlichen Stoff ober Beitandtheil gemifcht ift, und zwar 
nicht um das Volumen, Gewicht oder Maß zu vermehren, oder um bie gerin: 
gere Qualität zu verbergen, indem er daſſelbe abliefert durch ein deutlih und 
lejerlich geichriebenes oder gedrudtes, auf oder bei dem betreffenden Artikel bes 
findliches Etikett dem Empfänger fund giebt, daß dafjelbe eine Miſchung if.“ 

Sectio IX.: „Bei Vermeidung einer Geldftrafe bis zu 20 £ darf Nies 
mand ein Nahrungsmittel, mit der Abficht, daffelbe in dem veränderten Zuſtand 
ohne eine Mittheilung (an den Käufer) zu veräußern, irgend eines Beſtand— 
theils berauben, jo daß es in feiner Veihaffenheit, Subſtanz oder Natur jdyäd- 
(ich verändert wird oder ein diefer Art verändertes Nahrungsmittel, ohne die 
Veränderung mitzutheilen, verkaufen.“ 

Der Ausdrud „Nahrungsmittel® joll nah Sectio I. bedeuten „Alles, 
was als menſchliche Speife oder Getränk verwendet wird, mit Ausnahme von 
Troguen ober Mafjer”.**) 


) 3. 8. die unteren Blätter der Theepflanze find fajt ausnahmslos mit Sand bededt. 
Die Entfernung dieſes Sandes iſt äußerſt ſchwierig. Wenn in einem Padet Thee 2 Prozent 
Sand find, fo beweift Das noch nicht eine Verfälichung. 

”) Daß Waſſer außgeichloffen wird, ift lediglich auf einen Drudjebler zurüdzufübren. 
Die Abſicht der Geſeßgeber ging dahin, Seetio II. zu faffen: The term „food” shall inelude 

38 
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Bei der Vorlegung des Geſetzes wurde feitens der Regierung erklärt, es 
habe fi als unmöglich erwiejen, eine Definition des Wortes „Verfälſchung“ 
zu geben, „welche als die Bafis einer dauernden Geſetzgebung hätte angejeben 
werben fünnen“, 

Der erfte Entwurf hatte in den Sektionen II, IV., VI. und IN, das 
Erforderniß aufgeitellt, dab die betreffende Zumiderhandlung wiſſentlich bes 
gangen worden je. Schon in der zweiten Lefung wurde geltend gemacht, 
daß, da der Beweis der Wiljentlichfeit äußerſt ſchwer ſei, das Geſetz durch die 
Aufnahme einer ſolchen Beſtimmung wirkungslos gemacht werben möchte 
(j. Sandford, Mung und Playfair in der Sikung vom Februar und Sigung 
vom 24. Mai 1875). Man entichloß ſich in Folge deijen, jtatt dem Ankläger 
den Beweis der Wiffentlichkeit aufzuerlegen, dem Angeklagten den Beweis des 
Nichtwiſſes zu geftatten (Sectio V.). In der Sigung vom 7. Mai wurde 
ju der Sectio VII. das Amendement geftellt, eö jolte genügen, dak auf beim 
Behältniß aus dem der verkaufte Gegenitand genommen würde, ein die Natur 
defjelben als eine Miſchung anzeigendes Etikett angebracht wäre, und dab das 
Behältniß an einew für den Käufer fihtbaren Ort ftände. Diefer Vorſchlag 
wurde verworfen. 

Auch das weitere Amendement, daß ein Etikett nur dann als genügend 
angejehen werben follte, wenn es die in der Mifchung vorhandenen Stoffe und 
ihren Prozentiag angäbe, fand feine gemügende Unterftügung (Sibung vom 
6. Mai 1875). 

Sectio X. wiederholt die in dem Geſetz von 1872 getroffenen Beſtim— 
mumgen über die Anjtellung von Analytitern mit folgenden Abänderungen: 

1. Obligatorifch ift die Anftellung nicht nur, wenn der Local- 
Government fie verlangt, jondern auch, wenn an einem Orte, an 
ben ein Analytifer angeſtellt war, eine Vakanz eintritt. 

2. Das Geſetz 1872 beftimmt, der Analytiter müſſe „genügende 
mebizinifche, chemische und mikroſkopiſche Kenntniß, befigen. Das 
neue Geſetz jagt: „genügende Kenntniß, Geſchicklichkett und Er- 
fahrung“. 

3. Dem Local-Government-Board wird die Befugniß gegeben, bevor 
er eine Anftellung bejtätigt, einen genügenden Beweis über die 
Befähigung des Anzuftellenden zu verlangen und die Bejtätigung 
bedingungslos oder mit Modifilationen, z. B. bezüglih der Zeit 
zu ertheilen. 

4. Von dem Amt eines Analytikers werden alle diejenigen ausge: 
ichloffen, die direft oder indireft in einem Gefchäft au dem be— 
treffenden Drt intereffirt find, das mit Nahrungs: oder Arznei: 
mitteln zu thun hat. 

Sectio XI. giebt den Stadträthen der Stadtgemeinden das Recht, einen 
Analytifer für dieielben zu engagiren, der ſchon in einer benachbarten Gemeinde 
oder jonft irgendwo in der betreffenden Grafichaft als Analytifer angeftellt it. 

In der Parlamentsfigung vom 19 Februar 1875 war der Vorſchlag 
gemacht worden, „die Anftellung von Analytitern nicht den Kommunalbehörden 
zu überlaffen, da diejelben zum großen Theil aus Perſonen zufammengejeht 
jeien, gegen die fih gerade hauptſächlich die Anklagen richteten“, Es war 


every artiele used for food or drink by man, other than drugs, or water Aus Berjeben 
wurde dad Komma nad drugs weggelaſſen. 
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erner befürwortet worden, ganz England in drei oder vier Diftrikte zu theilen: 
und im jedem je einen Analytiker anzuftellen oder alle Analyfen dem Labo: 
ratorimm bei dem Generalfteueramt zu überlaffen. Keines diefer Amendements 
ging dur. Der Negierungsbeamte, der das Geſetz eingebracht hatte, erklärte 
daß die Anitellung von Analytifern nicht obligatorisch gemacht werben könnte, 
weil es an befähigten Randibaten fehlte, und dann, „weil man wohl eine Be: 
hörde zu zwingen vermöchte, einen Beamten anzuftellen, aber ohne eine jcharfe 
Geſetzgebung fie nicht dazu bringen könnte, biefen Beamten aud in Thätigkeit 
zu ſetzen“. 

Sectio XI. giebt Jedermann das Net, eine von ihm gekaufte Waare 
durch den Analytiker des betreffenden Ortes gegen ein 10 8. 6 d. nicht über: 
Ichreitendes Entgeld oder durch den Analytiler eines anderen Ortes gegen eine 
durch Verabredung feitzuftellende Summe analyjiren zu laſſen. Der Analy: 
tifer muß über das Ergebniß feiner Analyfe ein Eertififat ausitellen. 

Seetio XII, beitimmt: „Jeder ärztliche Gefundheitsbeamte, Inspector of 
nuisances, Infpeltor für Maaße und Gewichte, Marktinipektor oder Poliziſt 
mag unter der Leitung ımd auf Koſten der Lokalbehörde, welche ihn an: 
geftellt hat oder mit der Ausführung diefes Gefeges betraut ift, Proben von 
Nahrungs oder Arzneimitteln beforgen und hegt er den Verdacht, daß die: 
jelben ihm im Widerfpruch mit irgend einer Beltimmung dieſes Geſetzes ver: 
fauft worden find, fo foll er fie dem Analytifer, an dem Ort an weldem er an- 
geftellt ift ober, eriitirt dort feiner, einem Analytifer an einem anderen Orte 
behufs Unterſuchung zuftellen und der Nnalytiter joll gegen Zahlung einer 
Summe, wie fie in Sectio XI. beftimmt it, mit möglichſter Beichleunigung 
die Unterfuhung vornehmen und ein das Ergebniß derſelben ſpezifizirendes 
Gertifitat ausitellen.“ : 

Seetio XIV, verpflichtet Ieden, der einen Artikel behufs Unterfuchung 
kauft, diefe feine Abſicht, gleich nachdem der Handel abgefchloffen ift, dem 
Verkäufer mitzutheilen und das Anerbieten zu machen, die gefaufte Waare in 
drei Theile zu theilen. Wird dieſes Anerbieten angenommen, fo ijt bie 
Theilung vorzunehmen, jeder Theil mit einem Zeichen zu verfehen, zu ver: 
fiegeln oder jonft in irgend einer paffenden Weije zu verſchließen und ein 
Theil dem Verkäufer zu übergeben. — Einen zweiten foll der Verkäufer be: 
halten, und der dritte dem Analytiker übergeben werden. Nimmt der Verkäufer 
den XTheilungsvorihlag nicht an, jo ift nah Sectio XV. der Analytifer ver: 
pflichtet, die Probe in zwei Theile zu zerlegen und den einen Theil verfiegelt 
oder verjchloffen dem Käufer zu übergeben, „entweder gegen Quiitung oder 
wenn er fein Gertififat abgiebt". Der Käufer fol den ihm übergebenen 
Theil der Probe aufbewahren zum Zweck der Produktion vor dem Richter. 

Seetio XVI. beftimmt, daß, wenn innerhalb zweier Meilen (alfo etwa 
einer halben deutſchen Meile) von dem Ort, an welchem die Perſon fich be 
findet, die eine Analyſe wünſcht, ein Analytifer nicht vorhanden ift, die be: 
treffende Probe vermittelft eines eingefchriebenen Briefes nach Maßgabe der von 
dem General:Pojtmeiiter zu erlaffenden Beitimmungen an den nächſten Ana— 
Iytiter befördert werben möge. 

Der General:Poftmeifter hat zu Seetio XVI. unter dem 6. September 
1875 folgende Verordnung erlaffen: 

Auf der Vorberfeite jedes Padets muß der Inhalt angegeben fein. — 
Jeder Poitvoriteher darf ein an einen öffentlihen Analytiker adreffirtes Padet 
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zurüdmeifen, wenn es nicht ficher verpadt iſt. Flüſſige Stoffe müſſen in diden 
Flaſchen oder Blafen, und dieſe legteren in Starken hölzernen, höchſtens 8 Zoll 
langen, 4 Zoll breiten und 3 Zoll tiefen Kiften mit runden Eden verpadt 
fein. Die Kiften müſſen fich in diden Umſchlägen von Papier oder Zeug be: 
finden. — Ein an’ einen öffentlichen Analytiker abreffirtes Packet darf nicht 
länger fein als 18 Zoll, nicht breiter als 9 Zoll und nicht tiefer als 6 Zoll. 
Jedes Padet muß franfirt fein (Proceedings p. 210, 211). 

Sectio XVII. bebroht wit einer Belbftrafe bis zu 10 £ eben, der ſich 
weigert, einen zum Verkauf ausgeitellten Artikel einem Beamten zu verkaufen, 
obgleich derfelbe den Kaufpreis, wenn dieſer nicht ganz unverhältnißmäßig ilt, 
anbietet. 

In Seectio XIX. wird jeder Analytiker verpflichtet, vierteljährlich an die 
Behörde, die ihn angeltellt hat, einen Bericht zu erftatten über die Zahl der 
von ihm unterfuchten Artikel, über das Ergebuiß feiner Unterfuchungen und 
die Summen, die er für bdiefelben erhalten hat. Diefer Bericht foll der Be 
hörde, der er erftattet ift, in ber nächiten Situng vorgelegt werben. Letztere 
muß die Berichte jährlih am den Local-Government-Board einſenden. 
Sectio XX und folgende behandeln das Strafverfahren. 

Die Anklage ift zu erheben vor den FFriedensrichtern in kleinen Situngen, 
welche an dem Ort, wo der Artikel dem Käufer übergeben worden it, Juris: 
biktion haben. Das Verfahren ift ſummariſch. Die Produktion des von dem 
Analytiter ausgeftelten Gertifitats macht vollen Beweis; der Angeklagte fann 
aber das Erfceinen des Analytiters vor Gericht verlangen. Der Ankläger 
muß den von ihm aufbewahrten Theil der gekauften Probe (Sectio XV.) vor: 
Segen. Der Angeklagte kann verlangen, „daß er und jeine Ehefrau gehört 
» werben” (be examined on his behalf). 

Der erite ſowohl als der zweite Nichter können auf Erfordern des An: 
Hägers oder des Angeklagten einen Artikel an das Generaljtteueramt behufs 
Analyfirung fenden. Dies muß die Analyfe vornehmen und ein Gertififat 
ausftellen. 

Sectio XXIII. wiederholt die Beſtimmungen des Geſetzes von 1872 be: 
züglich der Appellation mit den Abänderungen, daß fie die Appellationsfrift auf 
drei Tage erweitert, und die Appellation an die nädhitfolgenden Quarter 
Sessions ausichließt. 

Sectio XXIV beftimmt: „Wenn in einer unter dieſem Geſetz jtattfindenden 
Unterfuhung die Thatſache erwieſen ift, daß ein Artikel in einem gemifchten 
Zuftande verkauft worden it, jo muß der Angellagte, der ſich auf eine ber 
nad dieſem Geſetz zuläffigen Einreden beruft, diejelbe beweiſen.“ 

Nah Sectio XXV. muß der Angeklagte freigefproden werben, wenn er 
nachweiſt, dab er den im Rebe jtehenden Artikel als einen feiner Natur, 
Subftanz und Qualität nad jo beichaffenen eingekauft hat, wie der Ankläger 
ihn gefordert hat, daß er bei dem Einkauf eine fchriftliche Beſcheinigung er: 
halten hat, auf Grund deren er zur Zeit des Verkaufs feinen Anlaß hatte, 
ben Artikel anzuzweifeln, und daß er benfelben ebenjo verfauft hat, wie er 
beim Einkauf geweſen ift. 

Bon Tragung der Koſten ift ber Angeklagte in dieſem Fall nur dann 
befreit, wenn er dem Ankläger mitgetheilt hat, er wollte die in Rede jtehende 
Einrebe geltend machen. 
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Die Geldftrafe, auf welche erfannt worden ift, muß an den Gefunbheits: 
beamten, Infpeltor oder Poliziften, der die Anklage erhoben hat, gezahlt wer- 
ben. Diefer führt den Betrag an die Behörde ab, bei ber er angeftellt ift, 
und letztere befireitet bamit die Koften ber Ausführung bes Geſetzes. Hat 
eine Privatperfon die Anklage erhoben, fo entſcheiden die Geſetze, betreffend die 
Verwendung von Geldbußen für Vergehen, die in einem fummarifchen Ver: 
fahren abgeurtheilt werben.) 

Sectio XXVII. droht eine Gefängnißftrafe mit Zwangsarbeit bis zu zwei 
Jahren Demjenigen an, „ber ein Gertififat oder ein Schriftitüd, das eine Be 
fheinigung (f. Sectio XXV.) enthält, fälfcht, ober wiflend, daß es verfälſcht 
ift, für die Zwecke dieſes Gefehes in Umlauf bringt.” 

Mit einer Geldbuße bis zu 20 £ bedroht das Geſetz einen Jeden, der in 
einem Strafverfahren abſichtlich ein Eertififat oder eine Beſcheinigung auf einen 
anderen Artikel anwendet, als auf ben, für welchen das Certififat bezw. die 
Beiheinigung ausgeftellt worden find. 

Eine gleihe Strafe trifft Denjenigen, der als Prinzipal oder als Agent 
einem Käufer bezüglich eines von ihm verkauften Artikels ſchriftlich eine falſche 
Beſcheinigung ausftellt, fomie auch Denjenigen, der beim Verfauf einer Waare 
ein biejelbe unrichtig bezeichnendes Etikett aushänbigt. 

Sectio XXVIII. beftimmt, daß etwa fonft nod begründete Anklagen oder 
private Vereinbarungen durch dieſes Gejeg nicht berührt werden.“) Ferner 
beißt es dort, daß, wer auf Grund diefes Geſetzes eine Geldftrafe erlitten 
hat, in einer Klage wegen Berlegung eines Vertrages bezüglich Nahrungs: 
oder Arzneimittel ſowohl die Geldbuße als auch alle fonftigen Koften, die ihm 
durch feine Verteidigung erwachſen find, erftattet forbern fann, falls er den 
Beweis liefert, dab das betreffende Nahrungs: oder Arzneimittel ihm als ein 
feiner Natur, Subſtanz und Dualität nad fo beſchaffenes verfauft worden ift, 
wie es von ihm (jeiner Zeit jeitens bes Anflägers) verlangt worden ift, dab 
er es eingekauft hat, ohne zu willen, es fei anders befchaffen, unb daß er es 
in bemfelben Zuftand verkauft hat, in dem er es eingefauft hat. Dem Ver: 
klagten fteht dann aber nod immer frei, nachzuweiſen, daß die Verurteilung 
ungerechtfertigt oder, daß der gegen ihn eingeflagte Koftenbetrag nicht ange: 
meſſen geweſen ift.! 

Sectio XXIX. beſtimmt, daß die Koſten ber Ausführung des Geſetzes aus 
den Graffchafts: oder ſtädtiſchen Steuern zu entnehmen find.***) 

Endlih umnterwirft Sectio XXX, allen Thee, der als Waare in einen 
britiichen oder irifchen Hafen eingeführt wird, einer Unterfuhuug dur Beamte, 
welche das Generalzollamt unter Genehmigung des Finanzminifterums anzu: 
ftellen bat. Die Infpeftoren find ermächtigt, mit möglihft wenig Zeitaufwand 
Proben zu nehmen und biefelben analyfiren zu laffen. Stellt es fich dabei heraus, 
daß der Thee mit fremden Subitanzen verfegt oder bereits ausgezogen iſt, jo ſoll 
er nur mit Erlaubnii des General:Zollamts und nur unter den von dem letz— 
teren zu ftellenden Bedingungen ausgeliefert werben, ſei es zum häuslichen Ge: 
brauch, jei es zur Schiffsverproviantirung oder zur Sandelsaustpuhr. Iſt der 
Thee dagegen nad Anficht der Analytifer untauglih zur menſchlichen Nahrung, 

*) Für Irland beftehen wieder befondere Beſtimmungen. 

») Dad Gefep hebt namentlich nicht das allgemeine Kriminalverfabren (indietment) 
auf (darüber Stephens Commentaries Tom IV. p. 360 6q.). Diefer Weg wird aber, ſoviel 
befannt, niemals eingejchlagen. 


“) Für London und Irland find beiondere Beſtimmungen getroffen. 
39 
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fo fol er fonfiszirt und zerftört oder in ber Weiſe über ihn verfügt werben, 
wie das Generalzollamt beitimmen mag. ‘Für ausgezogen gilt nad dem Ge 
ſetze Thee, „welcher feiner eigenthümlichen Beichaffenheit, Kraft oder Wirkſamkeit 
durch Einwäſſerung, Aufguß, Abkochung oder andere Verfahren beraubt 
worden ift", 

Im Jahre 1876 find in England 94 Analgtifer angeftellt gemweien und 
haben fi in ausgedehnten Maße thätig erwielen. 

Die Wirkſamkeit des neuen Geſetzes ift weſentlich dadurch gefördert worden, 
daß fich mehrere Analgtifer zu einer Gejellihaft, The Society ob Public 
Analysts, verbunden haben. In den periodisch abgehaltenen Verfammlungen 
diefer Geſellſchaft tauſchen die einzelnen Mitglieder ihre Erfahrungen bezüglich 
der Methoden zur Unterfuchung von Nahrungsmittteln aus und veröffentlichen 
dann die Ergebniffe in einer eigenen Zeitſchrift, „The Publie Analyst“. Be 
ionders verdient hat ſich Profeffor Wanklyn um die Ausführung des Geſetzes 
gemacht durch die Publikation Keiner, populär geichriebener Bücher über die 
Analyjen von Nahrungsmitteln. 

Wirffamfeit ' des Geſetzes Die Alte von 1875, betreffend den Verkauf von Lebensmitteln und 
von 1876. Droguen, hat inbeffen in den unparteiifchen Kreifen bisher eine wenig günftige 
Beurtheilung erfahren. 

Zunächſt tabelt man an ihr die Definition der Vergehen, Man behauptet, 
es jei nothmendig, daß den Analytilern ein beftimmter Mafitab an die Sand 
gegeben werde, nad) dem fie die Frage der Verfälihung beurtheilen fönnen; das 
neue Geſetz hätte daher ein Maß von Reinheit bezüglich eines jeden Nahrungs: 
mittels beftimmen und die diefes Maß nicht erreichenden Artifel für verfälicht 
erflären müſſen. Nach Anficht einiger Sadhverftändiger wäre es noch vortbeil- 
hafter gewejen, wenn das Geſetz die in Nede ftehende Beſtimmung einer aus 
wiffenichaftlichen Autoritäten zufammengefekten Behörde überlaffen und dieſer 
gleichzeitig die Befugniß gegeben hätte, periodifch Abänderungen eintreten zu 
lafien. Dem Einwand, daß dadurch eine allgemeine Verfälichung der Nahrungs: 
mittel bis zu dem feitgejegten Minimum herbeigeführt worden wäre, begegnet 
man mit der Neplif, daß dieſer Gefahr auch durch die Faffung des neuen Ge: 
jeges nicht vorgebeugt worden jei. Man behauptet, die Sandelsleute müßten 
jehr wohl, welches Maß der Analytiker ihres Diftrikts für erforderlich erachte, 
und bementipredhend richteten fie ihre Verfälihungen ein. In London joll jogar 
eine Gejellichaft für Verkauf von Milch einen Analytifer angejtellt haben, 
welcher auf Grund der zur öffentlichen Kenntniß gelangten Strafverfolgungen 
feftzuitellen bat, nach welchen Grundfägen die Analytifer in den Abſatzorten ber 
Geſellſchaft Milch beurtheilen, und demgemäß die bei der Verfälichung einzu: 
baltenden Grenzen beſtimmt. 

Eine Faſſung des Geſetzes, wie die vorgeichlagene, würde alfo, behauptet 
man, nur den Vortbeil bringen, daß fie einer zu niedrigen Beſtimmung des 
Minimums vorbeugte, 

Die gejegliche Feſtſtellung eines ſolchen Minimums empfiehlt ſich auch noch 
aus einem anderen Grunde Die riedensrichter in England gehören zu einem 
nicht geringen Prozentjag dem Handelsſtande an. Es ift daher die Befürchtung 
veranlaßt, daß Diejenigen, welche über das Vergeben der Verfälfchung zu 
urtheilen berufen find, durch Standesintereifen beftimmt, jeden ſich darbietenden 
Ausweg benugen, um den Angeklagten freizuiprechen. Durch den Mangel einer 
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matbematijch beftimmten Definition ift nun aber ein folcher Ausweg gegeben, 
und die Erfahrung hat gelehrt, daß derjelbe nicht jelten betreten wird. 

Die Beitimmung der Sectio VIN., daß gemifchte Artikel nur mit einem 
Etikett verkauft werben dürfen, ſcheint fich gleichfalls nicht bewährt zu haben. 
Man behauptet, die Etifettirung des Artikels als eines gemijchten genüge nicht. 
Es hätte das Erfordernii aufgeftellt werden müffen, daß die in der Miſchung— 
vorhandenen Stoffe und das Verhältniß ihrer Quantität auf dem Etikett an: 
gegeben würden. 

An den Beſtimmungen im Sectio VI. 1 bis 4 bemängelt man die unbe 
ftimmte Faſſung. Dur die in jenen Beltimmungen dem Angeklagten ge: 
gebenen Einreden wird, jo behauptet man, der jubjektiven Anſchauung des 
Nichters ein viel zu weiter Spielraum eröffnet. 

Was die Strafbeitimmungen anbetrifft, jo it man in unparteiiſchen 
Kreifen ausnahmslos der Anficht, daß das Geſetz einen ſchweren Fehler be: 
gangen habe, indem es die Namensveröffentlichung der wegen Verfälichung oder 
wegen Handels mit verfälihten Nahrungsmitteln verurtheilten Perjonen ab: 
ichaffte; denn gerade dieſe Veröffentlihung babe ſich ſchon, bevor ein allgemeines 
Geſetz beitand, als ein äußerft wirkſames Präventiomittel erwieſen. 

Allgemein tadelt man ferner an dem neuen Geſetz, daß es die Anftellung 
von Analytikern nicht obligatoriih gemacht hat. Die Folge davon jei, daß die 
Diftrikte, in denen eine ſolche Anftelung nicht erfolgte, mit verfälichten Lebens: 
mitteln überſchwemmt würden. 

Für befonders unglüdlich wird von den Analytifern die Neuerung in 
Sectio XXI. erachtet. Man behauptet, die Chemiker des Generalftteueramts 
jeien feineswegs befähigt, als Appelinftanz zu fungiren. In dem Gefühl ihrer 
Schwäche jeien fie der Sandelswelt gegenüber äußert ängftlih, was zur Folge 
babe, daß fie ftets ein zu niedriges Minimum annähmen. Unter den Analy- 
tifern jeien Männer, welche an wiffenichaftliher Bedeutung die im Laboratorium 
des Generaliteueramts angeftellten Chemiker jedenfalls hoch überragten, und 
ſich daher durch ihre Unterftellung unter die legteren gefränft fühlen müßten, 
Es jei zu erwarten, daß, wenn nicht eine Abänderung der Sectio XXI. erfolgte, 
die beiten Kräfte jih von dem Amte eines Analytikers zurüdziehen würden. 
Endlich wird aud die Beitimmung der Sectio XXV. getadelt. Zum mindejten, 
meint man, hätte das Geje anordnen follen, daß, wenn der Kleinhändler auf 
Grund jener Beitimmung freigeſprochen werde, gegen den Engroshänbler vor: 
gegangen werden müſſe. 

Anerkennung findet nur die in Sectio XI. getroffene Neuerung, wonach die 
Stadträthe als Analytiker auch ſolche Chemiker anftellen dürfen, die jchon in 
einem anderen Diftrift ein derartiges Amt befleiden. 

Das Geſammturtheil lautet ſomit dahin, daß das Statut 38 et 39 
Viet, e. 63 eher einen Rückſchritt als einen Fortſchritt zum Befjeren enthalte. 
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Auszugsweile Aufammenftellung 


der 


in den deutichen Bundesftanten über den Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genupmittelm um 
Gebrauchögegenftänden beitehenden Gejege und allgemeinen Verordnungen. 


(Ausgefertigt auf Grund der der XII. Kommiffion duch das Reichsjuftizamt zugeftellten Berichte der Regierungen der 
betreffenden Bunbesftaaten). 





Inbaltsangabe, 





Die Viktualienpolizei erfcheint in Bayern als ein Beitanbtheil der DOrtspolizei, 
deren Handhabung nad den Beitimmungen der Gemeindeordnungen für bie Landes: 
theile diefjeits des Nheins und für die Pfals vom 29. April 1869 den ®emeinbe 
behörben übermwiefen ift. Die letzteren unterftehen auch hinfichtlich dieſer Thätigfeit 
der Staatsaufficht durch die Königlichen Bezirksämter als Diftriftsverwaltungsbehörden, 
bezw. inſoweit es fi um unmittelbare Städte handelt, durch die Königlichen Kreis- 
regierungen, Kammern des Innern. 

Neben der möglichit vollftändigen Kodifizirung des Polizeiftrafrechts bildete die 
Regelung der Befugniß der Polizeiverwaltung zum Erlaffe von Polizeiftrafvorihriften 
eine der Hauptaufgaben des Polizeiftrafgefegbuhs. Man erkannte in diefer Hinſicht 
einerjeits, daß es nicht wohl möglich jei, alle Verhältniffe, bezüglich deren polizeiliche 
Strafvorfhriften veranlaßt erjheinen, im Geſetze genau zu firiven, anbererjeits aber 
gelangte man zur Weberzeugung, daß mwenigftens die äußeren Grenzlinien des polizei: 
lihen Anorbnungsrehts faſt in allen Fällen gefeglich normirt werden können. Es 
wurde daher vor Allem der Grundſatz adoptirt, daß die Polizeiverwaltung nur in 
den gejeglih beftimmten Fällen zur Erlafjung von Strafvorichriften befugt ſei. 
Sodann wurde die Kompetenz der einzelnen Organe der Polizeiverwaltung nach ber 
Natur des Gegenftandes, auf welchen fich die zu erlaffende Anordnung bezieht, geſetzlich 
regulirt und in jedem Falle genau feftgeftell. Demgemäß unterfcheidet das Polizei- 
ſtrafgeſetzbuch zwifchen Verordnungen und ober:, biftrifts: und ortspolizeilichen Bor: 
ichriften. Als Gegenitand der nur vom Staatsoberhaupte zu erlaffenden Ber: 
ordnungen find biejenigen Materien erflärt, welche nicht blos eine allgemeine, jon- 
dern aud) eine hervorragendere Bedeutung haben und einer ftetigen Regelung bebürftig 
erjcheinen. Der Ordnung dur oberpolizeilihe Vorſchriften, welde entweder 
von bem betreffenden Minifterium oder den Kreisregierungen ausgeben, find diejenigen, 
niht dem Berorbnungswege zufallenden Materien überwiefen, deren gleichförmige 
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Regelung im Interefje des ganzen Landes oder eines größeren Gebietstheiles gelegen 
it. Bei der Zulaſſung von diftriftspoligeilihen Vorſchriften hatte man 
lediglich das diftriftive Bedürfniß im Auge, während die fpezifiich lokalen Verhältniſſe 
als Objekt der ortspolizeilihen Vorſchriften behandelt find. 

Als die Hierher einichlägigen einzelnen Beitimmungen bes Poligeiftrafgefegbuches 
von 1871 find nunmehr zu erwähnen: 

Art. 74. „Mit Geld bis zu fünfzehn Thalern wird geftraft: 

1. wer den ober: ober ortöpolizeilichen Vorjchriften über Beſchau des zur 
menſchlichen Nahrung beftimmten Viehes vor und nad der Schladhtung 
zumwiberhanbelt ; 

2. wer andere verfäufliche Nahrungsmittel, Eßwaaren oder Getränfe der 
durch ober- oder ortöpolizeiliche Vorfchrift angeordneten Beſchau entzieht. 

Die nah Maßgabe des gegenwärtigen Artikels erfannten Geldftrafen fließen 
zu zwei Drittheilen in die Armenkaſſe des Orts der Uebertretung.“ 

Art. 75. „Wer außer den Fällen des $. 367 Ziffer 7 des Strafgeſetzbuchs 
für das Deutjche Neich den zur Verhütung von Gefahren für die Bejundheit 
in Bezug auf die Beichaffenheit, Zubereitung und Aufbewahrung oder das Aus: 
meſſen und Ausmwägen verfäuflicer Nahrungsmittel, Efwaaren und Getränte 
ergangenen ober: oder ortspolizeilichen Vorfchriften zumiderhanbelt, wird an Geld 
bis zu fünfzehn Thalern geitraft, womit, im Falle die Uebertretung innerhalb 
zwei Jahren wiederholt wird, Saft bis zu acht Tagen verbunden werden kann. 

An Geld bis zu fünf Thalern wird geitraft, wer die ortspolizeilihen An: 
orbnungen über Reinlichfeit in Mühlen, Schlahthäufern, Fleiſchbänken und auf 
Märkten übertritt. 

Im Strafurtbeile ift zugleich die Zuläffigkeit der Einziehung der in Abjat 1. 
als ſchädlich bezeichneten Gegenſtände auszuſprechen.“ 

Art. 76. „An Geld bis zu fünfzehn Thalern oder mit Haft bis zu acht 
Tagen wird geftraft, wer den oberpolizeilihen Worichriften zur Verhütung von 
Gefahren für die Geſundheit: 

1. bei Verfertigung, Aufbewahrung oder Verpadung von Tabak oder bei 
Verfertigung von Koch-, Eß⸗ oder Trinkgeſchirren, Kleidungsftoffen, 
Kinderipielmaaren, Tapeten oder jonftigen Gegenftänden des menfchlichen 
Gebrauches, oder 

2. beim Anftreichen oder Bemalen von Wohnungsräumen zumwiderhandelt. 

Gleicher Strafe unterliegt, wer gegen oberpolizeiliches Verbot ſolche für die 
Befundheit gefährliche Gegenftänbe feilbietet oder verkauft. 

Zugleih kann auf Einziehung folder Gegenftände erfannt werden.” 

Art. 77. „Die in Gemäßheit der Artikel 75 und 76 erfannten Belbitrafen, 
fowie ber Erlös der gemäß Artikel 75 und 76 eingezogenen und nicht zur Ver: 
nichtung beftimmten Gegenftände fließen zu zwei Drittheilen in die Armenkaſſe 
des Ortes der Betretung.” 

Art. 146 Abi. 1 eröffnet die Möglichkeit des Erlafjes ortspolizeilicher Vor: 
ichriften für den Verkehr mit Getreide, jowie für den Verkehr auf Märkten. 
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Art. 146 Abi. 2. „Zuwiderhandlungen gegen ortspolizeiliche Vorſchriften 
über das Herumtragen verkäuflicher Lebensmittel und ſonſtiger Gegenftände des 
Marktverlehrs auf der Straße und das Haufiren mit denjelben werden an Gel 
bis zu fünf Thalern geftraft.” 

An Bayern ift man bereits im Jahre 1875 mit der Aufftellung von Gefund 
heitsfommiffionen vorgegangen. 

Die fragliche Einrihtung it nicht auf Städte beichränft geblieben, jondern bat 
auch in manchen Landgemeinden Eingang gefunden. 

Nah dem Vorausgeſchickten möchte es feinem Zweifel unterliegen, daß in Bayern 
jowohl durch den Stand der Geſetzgebung, als durch die beitehenden organiiatorijchen 
Einrichtungen allenthalben ein wohl bemefjener Schutz gegen die Verfälſchung von 
Nahrungs: und Genußmitteln gewährt ift. 

Es möchte dem nur noch beigefügt werden, daß durch die betheiligten Behörden 
auch auf die Abgabe der beanjtandeten Artikel an die Laboratorien der Koch: und 
Mittelichulen des Landes, insbeiondere an das chemifche Laboratorium für Hygiene 
an der Königlichen Ludwigs-Marimilians-Aniverfität München behufs Vornahme der 
erforderlichen Unterfuchungen aufmerkſam gemacht worden find. 

Die in Betreff des Verkehrs mit Nahrungs: und Genußmitteln jowie Gebraucht 
aegenitänden beitehenden Vorſchriften find: 

1. Das Geſetz vom 27. Dezember 1871, betreffend Aenderungen des Polizei: 
Itrafrechts bei Einführung des Strafgelegbuchs für das Deutiche Reich, welches folgende 
Beſtimmungen enthält: 

Artikel 28. 

„Mit Geldftrafe bis zu fünfzig Thalern oder mit Saft wird beitraft: 

I, wer bei der Zubereitung, Aufbewahrung oder Berpadung von für den 
Verkauf bejtimmten Genußmitteln oder anderen Gegenftänden des menjd- 
lichen Gebraudes aus Fahrläffigkeit gefundheitsichädliche Subitanzen bei: 
miſcht oder verwendet, ſowie wer den in diejer Beziehung zur Verhütung 
von Gefahren für Leben und Geſundheit erlafjenen Vorfcriften 
zuwiderhandelt; 

. wer außer den alle des 8. 367 Ziffer 7 des Strafgeſetzbuchs ſolche 
gejundheitsfchädliche Genußmittel oder Bebrauchsgegenitände, desgleichen 
wer neue Gefäße oder Werkzeuge, die für Aufbewahrung, Zubereitung 
oder den Gebrauch von Genußmitteln dienen, in einem die Geſundheit 
gejährdenden Zuſtand verkauft oder feilhält.* 


[4 


Artikel 29. 

„Einer Geldftrafe bis zu fünfzehn Thalern unterliegt, ſoweit nicht ber $. 367 
Ziffer 7 des Strafgeſetzbuchs Platz greift, wer den polizeilichen Vorſchriften in 
Beziehung auf das Schlahten von Vieh und den Verkehr mit Fleiſch zumiber: 
handelt, 

Gleicher Beitrafung umterliegt, wer den polizeilichen Vorſchriften in Bezie— 
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bung auf die Bereitung von Brot und ben Verkehr mit bemjelben entgegen. 
banbelt.* 
Artikel 32. 
„Mit Haft bis zu 14 Tagen oder an Geld bis zu 20 Thalern wird beitraft: 
5. wer außer den im Strafgefepbuch und im gegenwärtigen Beleg befonders 
bezeichneten Fällen den von den Polizeibehörden zu Verhütung von Ge 
fahren für Leben und Gejundheit von Menjchen erlaffenen Anordnungen 
zumwiderhandelt.“ 
2. Nachſtehende Beitimmungen der Gewerbeordnung vom 12. Februar 1862 
gelten noch injoweit, als fie nicht durch die Gewerbeordnung für das Deutiche Neich 
abgeändert worden find: 
Artikel 7. 
Polizeiliche Aufficht auf die Gewerbe. 

„In den Einrichtungen und dem Betriebe eines Gewerbes it der Unternehmer 
den für daſſelbe beſtehenden polizeilihen Vorſchriften unterworfen, namentlich: 

e) in Betreff der Aufliht über die Bereitung der unentbehr- 
lihen Xebens: und der Arzneimittel und den Verkehr mit den— 
felben* x. ꝛc. 

Artikel 8. 
Auffiht auf trügliche oder gemeinichädliche Bereitungen. 

„Das Verbot trüglicher oder gemeinjchädlicher Bereitungen und die Anftalten 
zu deren Verhinderung jind Gegenftände diefer Verordnung. Zu den legteren 
gehören namentlih: Die Unterfuhung der Werkftätten und Magazine, 
aus denen entweder erwiejenermahen jchädliche Fabrikate hervorgegangen find, 
oder gegen die ein von der zuftändigen Behörde für genügend erfannter Verdacht 
einer Gefährdung für das gemeine Wejen vorliegt, und bie öffentliche Bekannt: 
machung derjenigen Handwerker und Fabrikanten, welche sich betrüglicher oder 
gemeinfhädlicher Bereitungen jchuldig machen.“ 

Die Verordnung vom 21. Dezember 1876, betreffend die jFeuerpolizei, welche in 
Beilage 4 abgedrudt ift, enthält in den 88. 20 bis 22 nachſtehende Beitimmungen, 
welche fih auf den Verkehr mit Gebrauchsgegenitänden beziehen, und zwar: 

$. 20. Rohes Erdöl darf innerhalb der Ortichaften nie, und gereinigtes 
Erdöl nur in Quantitäten bis 250 Kilogramm aufbewahrt werben. 

Leßteres muß jo raffinirt fein, daß fein fpezifiiches Gewicht bei einer Tem: 
peratur von 100 R. mindeitens O,so beträgt und ein brennendes Zündhölschen 
beim Eintauchen in das Del erlifcht, ohne dieles zu entzünden. 

Die Gefäße, aus welchen Erdöl und ähnliche Gegenftände bei dem Detail: 
handel unmittelbar abgegeben werben, müſſen aus Metall gefertigt und gut 
ſchließbar fein. z 

$. 22. Bei der Bereitung und dem Gebrauch des Leuchtgaſes find alle zur 
Vermeidung von Feuersgefahr und Erplofionen erforderlichen Vorfichtsmaßregeln 
zu beobachten, 
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2. Württemberg. Den Polizeibehörben bleibt vorbehalten, in biefer Beziehung die nöthigen 
befonderen Vorſchriften durch allgemeine Verfügung oder im einzelnen Falle zu 
treffen. 

Weitere landesgejegliche Vorſchriften oder allgemeine Verordnungen in dieſer 
Richtung beftehen dort zur Zeit nicht. 

3. Sadjen. Geſetze und Verordnungen, melde ſich auf den Verkehr mit Nahrungsmitteln, 
Genußmitteln und Gebrauchsgegenftänden beziehen und zur Zeit noch in Sadjien 
rechtskräftig beftehen, find folgende: 

1. Verordnung an ſämmtliche Kreisdireltionen vom 20. September 
1861, betreffend die Kontrole über den Fleifchverfauf. 

„Nach diefer Verordnung fol, wo ein öffentlicher Fleiſchverkauf ftatt: 
findet, das zum Verkauf ausgelegte Fleifh durch einen Fleiſchbeſchauer 
vor Beginn des Verfaufs unterfucht und geprüft werben. Ebenfo ift bie 
Modalität der bezüglich des Fleifchverfaufes zu handhabenden fanitäts 
polizeilichen Kontrole nur in das Ermeflen der Ortsbehörben geftellt m 
deshalb der eigenen Entichließung derſelben überlaffen worden.“ 

. Verordnung vom 9. April 1873, das Ausfhladten von Pier: 
den zum Berbrauce des Fleifches als menſchlicher Nahrung be: 
treffend (efr. S. 272 des Geſetz- und Verorbnungsblattes vom Jahre 1873 
im 5. Stüd 1873). 

„‚zumiberhandlungen gegen dieſe Verordnung werben, injomeit 
nicht eine auf Grund vom $. 367 unter 7 des Neichsitrafgeiegbuces 
eine härtere Strafe einzutreten hat, mit einer Geldbuße bis zu 50 Thalern 
geahndet." 

. Verordnung vom 24. Dftober 1840, das Verbot des Verkaufs 
und der Verwendung der mit metallifdem Grün gefärbten 
Garne betreffend (cfr. S. 303 bes Geſetz- und Verordnungsblattes vom 
Jahre 1840 im 20. Stüd 1840). 

„Nach diefer Verordnung ift der Verlauf und die Verarbeitung des 
metallgrün gefärbten baummollenen Barnes bei Vermeidung der auf den 
unerlaubten Vertrieb gifthaltiger Waaren und Subftanzen in ben Medizi; 
nalgejegen geordneten Strafen gänzlich unterfagt.” 

4. Verordnung vom 30. Mai 1844, das Färben und Bemalen der 
Ronditor:, Zuderbäder: und Pfefferfühlerwaaren mit ber Ge— 
jundheit ihädlihen Farben betreffend (efr. S. 193 des Geſetz- und 
Verordnungsblattes vom Iahre 1844 im 10. Stüd des Jahrganges 1844). 

„Nach diefer Verordnung find zu aller und jede rVerwendung für Kon 
ditoreis, Zuderbäder: und SPfefferfüchlerwaaren ungeeignet und daber 
verboten: 

a) die arjenifhaltigen 

I) die fupferhaltigen . Farben, 

e) die bleihaltigen 
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ferner das umechte Blattgolb und Blattſilber, jowie die unechten Bronzen, 
das Gummigutt und andere Säfte von draitiichen und narfotifchen 
Pflanzen.” 


. Verordnung vom 24. Juli 1856, die Verwendung der unter dem 


Namen „Münchener Roth“ in den Handel gelangten arjenhal: 
tigen Farben betreffend (efr. S. 185 des Geſetz- und Verordnungs— 
blattes vom Jahre 1856 im 10. Stüd des Jahrgangs 1856). 

„Rad diefer Verordnung darf „Münchener Roth“ zur Stuben: 
malerei, Tapeten-, Buntpapierfabrifation, jowie zum Bemalen der Kon: 
ditor: x. Waaren nicht verwendet werden, indem dasjelbe als arjen: 
baltig von den zur Verarbeitung anmendbaren Farben gänzlich auszu: 
Schließen: ift. 

Zuwiderhandlungen gegen dieje Verordnung unterliegen den in den 
Medizinalgefeben geordneten Strafen.” 

Verordnung vom 15. März 1865, das Verbot bleihaltiger Fo— 
lien zur Berpadung von Schnupftabat betreffend (efr. S. 112 
des Geſetz- und Werorbnungsblattes vom Jahre 1865 im 4. Stüd pro 
1865). 

„Nach dieſer Verordnung ift die Verwendung bleierner oder blei— 
haltiger, insbefondere der aus verzinnten Blei beitehenden Folien und 
Hüllen zur Verpadung und Verwahrung von Schnupftabalen ftreng 
verboten. 

Zumiderhandlungen werden mit einer Geldbuße bis zu 50 Ihalern, 
oder im Falle des Unvermögens mit Gefängnißftrafe bis zu 6 Wochen 
geahndet.“ 


7. Verordnung vom 18. Juli 1868, das Verbot der mit arjenik 


haltiger Farbe gefärbten NRouleaur betreffend (rfr. ©. 507 des 
Geſetz- und Verordnungsblattes vom Zahre 1868 im 18. Stüd pro 1868). 
„Nach diefer Verordnung it das Fürben und Bemalen von Rou: 
leaux jeder Art mit arjenikhaltigen ;sarben, ſowie der Verkauf folcher 
Rouleaur ftreng unterjagt. 
Zumiberhandlungen gegen dieſes Verbot werden für jeden einzelnen 
Fall mit einer bis zu 50 Thalern anfteigenden, im Wiederholungsfalle 
zu ſchärfenden Geldftrafe oder entiprechender Gefängnißftrafe, ſowie mit 
Konfisfation und Vernichtung der betreffenden Waare geahndet.” 


8. Verordnung vom 22. März 1860, das Berbot des Verfaufs von 


mit Shweinfurther Grün gefärbten Kleiderftoffen und Putz— 
waaren betreffend (efr. S. 28 des Geſetz- und Verorbnungsblattes vom 
Jahre 1860 im 5. Stüd des Jahrgangs 1860). 
„Nach diefer Verordnung ift der Verkauf aller mit Schweinfurther 
Grün gefärbten Kleiderftoffe und Putzwaaren bei bis zu Fünfzig Thalern 
anfteigender Geld» ober entiprechender Gefängnißitrafe für jeden Kontra 
ventiongfall ftreng unterjagt.* 
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9. Verordnung vom 22. März 1860, das Verbot des Gebrauch« 
von Zink und verzinkten Gefäßen zur Aufbewahrung von Mildx 
betreffend (cfr. S. 29 des Gejegesblattes vom Jahre 1860 in dem unter 
8 erwähnten Stüd). 

„Nach diefer Verordnung ift der Gebrauch aus Zink gefertigter or 
verzinkter Gefäße zur Aufbewahrung von Milch, Butter und anderen jun 
Genuſſe beftimmten flüffigen und feuchten Eubjtanzen, ingleichen bein 
Verkaufe von Mil, Butter, Bier, Wein, Branntwein, Ejfig, Speiſedler 
und anderen Getränfen und Efmwaaren jtreng verboten. 

Zuwiderhandlungen werden mit einer Gelbftrafe bis zu 10 Thalen 
oder entiprechender Befängnißftrafe geahndet.” 

Die in Preußen geltenden Gejege und allgemeinen Beitimmungen über den Ir: 
fehr mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchsgegenftänden finden fih in 
dem nach amtlichen Quellen bearbeiteten Werke: „Das Medizinalwefen in Preufen“ 
von Dr. Eulenberg, Berlin 1874 ©. 74 bis 91, zufammengeftellt. Sie betreten 
3. B.: Polizeiverordnung vom 12. Dezember 1865 zur Verhütung des Genufies vor 
trichinenhaltigem Fleiſche; Minifterialverfügung in Bezug auf die Anwendung ber für 
die Gefundheit jhädlihen Metalle zu techniſchen Zwecken. 

Außerdem find Eirkularverfügungen, betreffend die Benutzung trichinos, ſowie di 
Behandlung finnig befundener Schweine erlaffen. 

ferner befteht eine Zirkularverfügung, betreffend die Fabrikation der Phospher 
zündhölzer, welche beftimmt, daß zur Bereitung der Phosphorzündmafle thieriſcher 
Leim nicht angewandt werden foll und an deſſen Stelle nur der Bebraud von arı: 
biſchem Gummi und Traganth zu gejtatten jei. 

Ferner eriftirt noch eine Eirktularverfügung vom 27. Oktober 1876, betreffend 
die Benugung von Flaſchen, deren Glasmaffe eine beftimmte Benutzung anzeigt, für 
andere Zwede. 

In einer Verordnung vom 18. März 1833, betreffend die Verwendung git 
haltiger Farben zum Bemalen von Spiel: und Zuderbäderwaaren, wird der Verkau 
und Vertrieb aller Spiel- und Zuderbäderwaaren, die mit ſchädlichen Subitanzeı 
gefärbt oder überzogen find, jowie die Anwendung dieſer Subſtanzen bei der Verfert 
gung ſolcher Waaren bei einer Strafe von fünf bis zwanzig Gulden rhein. ode 
verhältnißmäßiger Gefängnißitrafe unterjagt. 

Als ſchädliche Farben find angegeben: 

Für Weiß: 
Bleiweiß, Kremſer Weiß, Berliner Weiß, Schieferweiß, Schweripatt 
Zinkoxyd. 

Für Gelb: 
Operment oder Rauſchgelb, Bleigelb oder Maſſicot, Engliſch Gelb. 
Mineralgelb, chromſaures Blei, Königsgelb, Kaſſeler Gelb, Neapelgelb, 
Gummi guttae, 
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5. Sachſen-Meiningen. Für Grün: 
Grünſpan, Braunſchweiger Grün, Schwediſches oder Scheele'ſches Grün, 
Berggrün, Mineralgrün, Schweinfurther Grün. 
Für Blau: 
Bergblau, Mineralblau, Bremer Blau, jede blaue Farbe, die aus Kupfer 
und Aupfervitriol mit Salmiaf oder Half bereitet iſt, blaue Schmalte 
oder Stärke, Berliner Blau, auch die blaue Farbe der Küchenichelle oder 
Schlafblume (Anemone pulsatilla. Linn.). 
Für Notb: 
Zinnober und Mennig. 
Für Gold und Silber: 
Unechtes Schaumgold oder Schaumſilber. 
Als unfhädliche Farben werden empfohlen: 
Für Weiß: 
Präparirte ansgewaschene Kreide oder Eierſchalen, mit Waſſer angerührter, 
wieder ausgetrodneter und gepulverter Gyps, weißgebranntes Hirſchhorn, 
Elfenbein, gelöichter Kalt von gebranntem weißen Marmor, Auftern: 
ſchaalen, geichlemmter weißer Thon. 
Für @elb: 
Kurkuma, Schüttgeld, Safran, Saflor, Orleans, Odergelb, Abkochungen 
von Gelbholz mit Gummi und dem vierten Theil Alaun verfegt, mäßige 
Aufgüffe der gelben NRingelblume (calendula offieinales), Aufgüſſe des 
Färberginſters (Genista tinetorin). 
Für Grün: 
Spinatgrün, Saftgrün, Korfamengrün, Schwertliliengrün, Koblblätter- 
grün, jedes Grün, welches aus der Zufammenfegung von unſchädlichem 
Blau und Gelb hervorgeht, 3. B. die mit 4 Theilen fonzentricter 
Schwefelfäure bereitete und mit Natron abgeitumpfte Auflöfung des 
Indigo ꝛc. 
Für Blau: 
Neublau, Indigo, Ladmus und Schaftblau, Veilchen- und Kornblumen: 
tinftur. 
Für Roth: 
Kugellad, Berliner Roth, Florentiniſcher Lad, Krapplad, Wienerlad, 
Krapprotb, Armenifcher Bolus, rothes, jedoh mur aus Apothelen zu 
beziehendes Eiſenoxyd, Orjeille, rothe Flechten, Tourneſol, Kochenille— 
abkochung mit Weinſtein, Aufguß der Klatſchroſenblätter, die Säfte von 
rothen Beeren und Rüben, durch Eſſig geröthete Lackmustinktur, Drachen: 
blut, Tinkturen und Abfochungen von Fernambuk-, Brafilien- und 
Kampeche⸗Holz. 
Für Violette: 
Kochenille mit etwas Kalkwaſſer oder Soda. 
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Braunschweig. 
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Für Braun: 
Lakritzenſaft, Nußbraun, Kölniſche Erde. 

Für Schwarz: 
Gebranntes Elfenbein, Frankfurter Schwarz, im Verſchloſſenen ausgeglühter 
Kienruß, Kaminruß. 

Für Drangegelb: 
Drleans mit etwas wenig Salmiakgeift. 

Für Gold und Silber: 
Echtes Blattgold und Blattfilber. 

Die Belanntmahung vom 10. Juli 1838, Zabakvergiftung betreffend, unter: 


- jagt bei 10 Fl. Strafe den An: und Verkauf von grünlich gefärbtem Imperialpapier, 


deſſen ſich einige Fabriken zu Tabakhüllen bedienen, da chemiſche Unterfuchungen er: 
geben haben, daß dafjelbe arfenifjaures Kupfer enthält, welches dem nicht ganz troden 
gehaltenen Tabak ſich mittheilt und jo der Gefundheit nachtheilig fein kann. 

Die Belanntmahung vom 4. Februar 1842, gefundheitsfhädliche Anrauchpfeifen: 
föpfe betreffend, unterfagt bei einer Strafe von 5 bis 50 Fl. die Anfertigung, den er: 
fauf und Vertrieb einer Sorte Pfeifenköpfe aus Porzellan und Steingut, welche ſich da: 
durch auszeichnen, daß fie an ihrem unteren Theile bräunlich, gräulid, bläulich oder 
grünlich gefärbt find und daß diefe Farbe beim Anrauchen unter Ausftoßung jcharfer 
Dämpfe fi fortwährend verändert und allerlei bunte Ringe erzeugt. 

Zur Färbung diefer Köpfe find Auflöfungen von Metallfalzen, namentlich von 
Eiſen- und Kupferjalzen benugt, aus denen fich beim Nauchen nachtheilige mineral: 
faure Dämpfe und auch wohl beim Verbrennen des Tabaks geringe Duantitäten von 
Kupferoxydammoniak entwideln, Da diefe jhädlihen Stoffe beim Rauchen in den 
Mund gelangen, jo find die gedachten Köpfe von ftörendem Einfluß für die Ge— 
ſundheit. 

Die Geſetze und Verordnungs-Sammlung Nr. 2 de 1873 enthält im $. 8 unter 
dem Zitel: Krankheiten unter Menfchen und Vieh, Folgendes: 

Mit Geldftrafen bis zu 50 Thlr. oder mit Haft werben beitraft: 

„Wer an einer anftedenden Krankheit Erepirtes oder in deren Folge 
getödteles Vieh ohne Zuftimmung der Ortspolizei- und Medizinalbeamten 
öffnet oder abledert, oder Bejtandtheile, 3. B. Haut oder Hörner, davon 
abgiebt, oder das Fleiſch zur menſchlichen Nahrung verwendet; 

wer wiſſentlich Thiere, welche Spuren jolcher Krankheit zeigen, in 
den Verkehr bringt, von einem Orte zum anderen, auf die gemeinſchaft 
liche Weide oder zu anderen, noch nicht angeftedten Thieren führt; 

wer Gefäße zur Aufbewahrung oder Werkzeuge zur Bereitung von 
Nahrungsmitteln in einem die Geſundheit gefährbenden Zuftande in den 
Verkehr bringt, z. B. micht tüchtig verzinnte Kupfergefäße oder mit Blei 
verjeßte Zinngefchirre; R 

wer mit fchädlichen Farben bemalte Kinderipielmaaren feilheilt; 

wer Papiere, Kleiderſtoffe, Gardinen, Feniterronleaur oder Feniter: 
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Brannjchweig. vorjeßer mit ſolchen Stoffen bevrucdt, daß jene durch den orbnungsmäßigen 
Gebrauch für Leben oder Gejundheit der Menſchen nachtheilig find, oder 
wer dergleichen Gegenftände in den Verkehr bringt; 

wer Zimmer oder Tapeten in gleich gefährdender Weije anitreicht; 

wer Schnupftabat, welher in bleihaltigen Hüllen verpadt oder ver: 
wahrt ift, verfauft oder zum Verkaufe feilhält." 

Baden. Verordnung vom 25. November 1865, die Verwendung von Giften betreffend: 

Wohnungen, Werkftätten und andere von Menſchen benugte Räum— 
lichkeiten dürfen nicht mit Arfeniffarben betündht oder mit Tapeten, welche 
damit gefärbt find, überzogen werben. 

Kinderipielmaaren dürfen nicht mit giftigen, insbejondere nicht mit 
arjenif:, blei-, fupfer, drom-, antimon: oder zinfhaltigen Farben gefärbt 
werben. 

Das Färben von Genußmitteln, 3. B. von Zuderwaaren, Liqueuren, 
gebrannten Waffern, mit giftigen, der Geſundheit jchädlichen Farbitoffen 
ift unterjagt. 

Genußmittel, insbejondere jolche, welche Feuchtigkeit anziehen, 5. B. 
Haffeefurrogate, Tabad, Zuderwaaren dürfen nicht in Hüllen verpadt oder 
aufbewahrt werden, aus welchen fie gejundheitsgefährliche Beſtandtheile an 
fih ziehen könnten, wie 3. B. in Blei oder mit giftigen Farbitoffen ge: 
färbten Hüllen. 

Zum Verkauf gehaltener Eſſig, Salz, Speifeöl und Schmalz darf 
nicht in metallnen Gefäßen oder Waagen aufbewahrt, ausgemefjen oder 
ausgewogen werden (Rgbl. Nr. 57 vom 9. Dezember 1865). 

Die Verfertigung von Koch-, Eh: und Trinkgeſchirren, aus welchen 
die darin bereiteten oder aufbewahrten Speijen oder Getränke fremdartige 
und ber Gejundheit jchädliche Beſtandtheile aufnehmen können, 3. B. aus 
Zink, ift verboten. 

Das Feilbieten und der Verkauf von Gebrauchägegenftänden, nament: 
lich Kleidungsſtoffen, Papier, Tapeten, Schmuckſachen u. j. w., welche mit 
Arjenikfarben gefärbt find, jowie überhaupt von Gegenftänden, bei welchen 
eine unerlaubte Verwendung von Giften ftattgefunden, ift verboten. 

Verordnung in Bezug auf Nahrungsmittel: 
An Geld bis zu 25 Gulden wird geftraft: 

Wer den erlaffenen bezirks- oder ortspolizeilihen Vorſchriften 
zuwider Schlachtvieh oder andere verfäuflihe Nahrungsmittel, Ehwaaren 
oder Getränke der Beſchau entzicht oder den in Folge diefer legteren ge— 
troffenen Anordnungen zumwiderhandelt. 

. Von einer Geldftrafe bis zu 50 Gulden wird ferner getroffen: 

Wer den zur Verhütung von Gefahren für die Gefundhelt bei der 
Zubereitung und Aufbewahrung, dem Ausmeſſen und Auswiegen verfäuf: 
licher Nahrungsmittel, Ehwaaren und Getränfe erlaffenen Verordnungen 
zuwiderhandelt. 
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Verordnung in Bezug auf Reinlichkeit in Mühlen ꝛc. 

Wer den Verordnungen über Reinlichkeit in Mühlen, desgleichen wer 
den ortspolizeilichen Vorſchriften über Reinlichkeit auf den Märkten, in 
den Schlachthäuſern, Fleiſchbänken, über das Schlachten und den Fleiſch 
verfauf in denſelben zuwiderhandelt, unterliegt einer Geldſtrafe bis zu 
10 Gulden. 

Außerdem beitehen nod Verordnungen über die Fleiſchbeſchau vom 17. Auguft 
1865 und vom 29. Auguft 1874. 

Das Beleg vom 10. Oktober 1871 enthält folgende Beftimmungen: 

Wer die Vorjhriften über Neinlichkeit in Schladhthäufern, auf 
Märkten oder in Werfjtätten, wo Lebensmittel zubereitet oder verkauft 
werden, verlegt, wird mit einer Geldftrafe von 35 Kr. bis 5 Fl. beitraft. 

Der Handel mit jolden Subftanzen, welche ſchon in geringer Menge 
die Gejundheit und das Leben der Menſchen und Thiere gefährden (direkten 
Biften) und welche als ſolche durd Verordnung der Negierung 
bezeichnet find, ift, unter Beobadhtung näherer Beftimmungen, nur den 
Apothefern und Materialiften geftattet, allen übrigen Perſonen aber, bei 
Vermeidung einer Strafe von 50 Fl. bis 87 FL. 30 Ar., unterfagt. 

Mer unbefugt Handel mit Mineralfarbwaaren, Mineralfäuren und 
Pflanzenftoffen, welche zwar nicht als direkte Gifte zu betrachten, aber 
durch Berordnung der Staatsregierung als giftartig bezeichnet 
find, treibt, verfällt in eine Strafe von 20 FI. bis 87 Fl. 50 Ar. 

Frabrifanten und Sandelsleute, welche neue Gefäße und Werkzeuge, 
die für die Aufbewahrung, Bearbeitung oder den Genuß von Nahrungs: 
mitteln beitimmt find, in einem die Gejundheit gefährbenden Zuſtande in 
den Verkehr bringen, ſowie diejenigen Gewerbtreibenden, welche ihre zum 
Gewerbsbetrieb beitimmten Mobilien mit Farben beftreihen oder be 
ftreichen lafjen, welhe durch eine Verordnung der Regierung für 
geiundheitsgefährlih erklärt find, werden mit 5 bis 30 FI. beftraft. 

Wer die zum Aufenthalte von Menſchen beftimmten Räume mit 
Farben anftreiht, ober mit Tapeten oder anderen Stoffen befleidet, be— 
fleiden und beftreihen läßt, weldhe durd eine Verordnung der Re: 
gierung für gejundheitsgefährlih erklärt find, verfällt in eine Strafe 
von 1 bis 30 Fl. 

Eine Befanntmahung vom 19. April 1830 über die Anwendung von gejund: 
beitsfchädlichen Farben zu Eßwaaren und Kinderjpielfachen, verfchärft durch eine Be 
fanntmahung vom 27. Juni 1839, vergiftete Konditorwaaren betreffend. 

Minifterial: Bekanntmachungen vom 1. Februar 1866, 5. Mai 1866, 23. Ja: 
nuar 1868, die zwangsweiſe Unterfuchung von Schweinefleifch auf Trihinen und was 
damit zufammenhängt betreffend. 

Minifterial: Bekanntmachung vom 26. Oktober 1877, Unterfuhung von ber 
Fälſchung verdächtigen Nahrungsmitteln betreffend. 
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Sachſen-Weimar. Der naturwiſſenſchaftliche Verein zu Weimar hat ſeit Anfang 1877 eine Unter: 
juhungsftation bier ins Leben gerufen, welche auf Antrag Dritter chemiſch-phyſikaliſche 
Unterfuhungen gegen mäßige Gebühren ausführt. Es iſt ferner darauf aufmerkſam 
gemacht, daß derartige Unterfuchungen, wenigftens in der Mehrzahl der Fälle, von 
jedem approbirten Apotheker vorgenommen werden können und daß jomit alle Landes— 
gegenden mit den deshalb erforderlichen Sachverſtändigen verjehen jind. 


Tarſätze für die Unterjuhungen. 
Mil. Einfache Unterfuhung mittelft Milhwaane . . . . . 0,50: # 
Beltimmungen von Fett und Salzgehalt . . . . 3m : 
Bier. Einfache hemifche und phyfifalifche Unterfuchung auf Säuren 1,00 
Quantitative Beſtimmung des Ertraft: und Altoholgehaltes 5— 10,00 
Mein. Auf fremde Farbitofe- - > 2 2 2 2 1— Bun 
u. ſ. w. 

In einer Verordnung vom 20. Auguft 1831 wird vor dem Gebrauche des vom 
Mutterlorn nicht gehörig gereinigten Getreides gewarnt und der Verkauf ſolchen 
Betreides ftreng unterjagt. 

Der 8. 11 des Geſetzes über den Gifthandel lautet: 

Das Staatsminifterium bat zu beitimmen und öffentlich 
befannt zu machen, welche Gegenftände als Gift behandelt werden jollen. 

Ueber das Färben der Konditorwaaren beiteht eine ähnliche Verordnung wie in 
Sadjen-Meiningen. Ebenſo die Bekanntmachung der jchädlichen und unſchädlichen 





Farben. 
10. | Medlenburg: Schwerin. Es beftehen daſelbſt ähnliche Gejege und Verordnungen wie die vorhergehenden. 
11. | Medlenburg:Steelit. Eine Bekanntmachung vom 8. Auguft 1850, betreffend das Verbot der An— 


wendung bes Arjeniks zum Färben oder Bedruden von Papier, Anftreihen von 
Tapeten und Zimmern u. ſ. mw. und des Handels mit den mittelit arjenikhaltiger 
Farben gefärbten Gegenftänden. 
Im Herzogthum beftehen nachfolgende Bekanntmachungen oder Verordnungen: 
12. | Sacdjen:Altenburg. vom 18. Auguft 1856, das Mutterforn betreffend, welches nicht mit Ge: 
treide vermijcht, verkauft, gemahlen und als Nahrungsmittel verwendet 
werden darf; 
vom 16. September 1858, das Buttergewicht betreffend: 

Die Stüden: oder Weden:Butter dürfen vom 1. November 1858 
nicht weniger als fünfzehn Loth oder ein halbes Pfund neues Yandes: 
gewicht wiegen. Zu leicht befundene Stüden find zu konfisziren; 

vom 12. März 1864 über den Verkauf tridhinenhaltiger Fleifhwaaren lautet 
wie in den vorgenannten Bundesitaaten ; 

vom 2. November 1852, betrifft das Schlachten zu junger Kälber und jchreibt 
vor, daß fein Kalb, welches geichladhtet wird, unter vierzehn Tagen oder 
drei Wochen alt fein darf. Der Verfauf von Kälbern unter dieſem 
Alter an in: und ausländiiche Fleiſcher iſt unterjagt; 

vom 22. November 1832 wegen des Gebrauchs mehrerer bei Konditorei: 
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12, | Sadjjen:Altenburg. waaren und anderem Backwerk und bei Kinverfpielzeug benußten und ber 
Geſundheit nachtheiligen Farbeftoffe; 
vom 14. Auguſt 1854, die geſundheitsſchädlichen Farben und deren Anwen— 
dung betreffend, lautet wie in den vorgenannten Bundesſtaaten; 
13. | Anhalt:Dejlau. Die Gejeßfammlung enthält Verordnungen über: 
Unterfuhung des Schweinefleiihes auf Trichinen, 
Verfauf oder Gebrauch von giftigen Farben und Stoffen zu gemerblichen 
Zweden, 
Berpadung des Schnupftabats in Bei, 
die ſämmtlich im Wejentlichen gleichlautend find mit den Verordnungen der vor: 
genannten Bunbdesftaaten. 
Außerdem bejteht noch ein Geſetz, betreffend bie Errichtung öffentlicher, aus: 
ſchließlich zu benugender Schladhthäufer. 
14. | Schwarzburg » Sonders- Die im Fürftentgum im Bezug auf den Verkehr mit Nahrungsmitteln, Ge: 
haufen. nußmitteln und Gebrauchsgegenftänden in Geltung befindlichen, gefeglihen Be 
ftimmungen enthalten: 
Minifterials Verordnung vom 17. Mai 1859 über Verwendung geſundheits 
ſchädlicher Farben; 
desgleihen vom 2. Auguft 1859, betreffend die der Geſundheit jchädlichen 
Wirkungen bleihaltigen Schnupftabaks; 
desgleiden vom 4. Februar 1861, enthaltend ein Verzeichniß der jchädlichen 
und unſchädlichen Farben; 
desgleihen vom 30. Juni 1869 über das Verfahren mit Viehfadavern, und 
Berichtigung dazu vom 16. April 1870; 
und eine Verordnung vom 28. Januar 1870, polizeiliche Worfchriften zum 
Schuge gegen die Trichinenkrankheit betreffend. 
15. | Reuß:®era. Die Fürftlide Landesregierung hat in Bezug auf den Verkehr mit Nahrungs: 
mitteln, Genußmitteln und Gebrauchsgegenftänden folgende Verordnungen erlaffen: 
vom 3. März 1865, Verbot des Verlaufs von Schnupftabaf, welcher in 
bleihaltigen Folien verpadt ift; 
vom 21. November 1853 und vom 25. Mai 1857, Abftellung einiger Uebel: 
ftände beim Betrieb des Fleiſchhauerhandwerks betreffend; 
vom 24. Januar 1866, die mifroffopifche Unterfuchung des Schweinefleifches 
auf Trichinen betreffend; 
vom 23. März 1854, die Verwendung geſundheitsſchädlicher Farben zu 
Kinderfjpielmaaren betreffend; 
vom 29, April 1860, das Verbot des Verfaufs von mit Schweinfurtber 
Grün gefärbten Kleiderftoffen und Putzwaaren betreffend; 
vom 16. November 1864, den Handel mit arjenikhaltigem Fliegenpapier 
betreffend. 
16. | Walded und Pyrmont. In Bezug auf den Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchs: 
. gegenftänden beftehen folgende Geſetze: 
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16. Waldeck und Pyrmont. vom 25. Februar 1862, betreffend das Verbot des Handels mit arſenik— 
haltigen Tapeten und Kouleaur; 

vom 21. Dezember 1865, betreffend das Verbot der Anwendung bleihaltiger 
Folien zur Berpadung von Schnupftabat, ſowie des Verkaufs derartig 
verpadter Schnupftabafe; 

vom 10. Dftober 1854, betreffend den Handel des mit ſog. Mutterforn 
verumreinigten Wrotes. 

17. | Samburg. Die in Hamburg beitebenden Beitimmungen über den Verkehr mit Nahrungs: 

mitteln, Genußmitteln und Gebraudisgegenftänden find in der Drudicrift: „Das 

Medizinalmeien des Hamburgiſchen Staates“ vom Phyſikus Dr. Reinde zuſammen— 

gefaßt und behandeln: 

a) Nahrungsmittel, 

b) giftige Subftanzen, 

ce) gewerblihe Anlagen, 

d) Krantenanftalten, 

e) Ammenmejen, 

f) Koſtkinderweſen, 

g) Auswandererweſen, 

bh) anftedende Krankheiten, 

i) Leichenweſen. 

Verfügungen, den Verkehr mit Nahrungsmitteln ac. betreffend, beitehen in 
Bezug auf: 

Mehl, Konditorwaaren, Fleiih, Wurft, Bier, Petroleum, Belleidungsgegen: 
ftände, Papier, Tapeten ꝛc., Kinderjpielmaaren, Glafur von Thonmwaaren, 
Hausgeräthe aus Metall, Email, giftige Farben. 

19. | Bremen, In Bremen beftehen Geſetze, Verordnungen, Bekanntmachungen, welde betreffen: 
den Schuß gegen Genuß trichinenhaltigen Schweinefleiiches; 
den Verkauf und die Ankündigung von Seilmitteln; 
das FFeilbieten und den Berfauf von Barege und ähnlichen Stofien, weldye 
mit jog. Schweinfurtber Grün gefärbt find; 
den Berfauf von Waaren, welde mit arjenikhaltigen Farbitoffen gefärbt find; 
Kinderwagen mit geſundheitsſchädlichen Berdeden; 
den Gebrauch von Bleiröhren in Bierwirtbichaften, 
und 
verfälichte Lebensmittel. 


18. 





20. | Oldenburg. 


Scha Lippe. 4 — 
a gend In diefen Staaten bejteben Gejege und allgemeine Verordnungen, bezüglich des 


23. | Schwarzburg:Rupdol- { Verkehrs mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchsgegenſtänden nicht. 
ſtadt. 

24. | Sadjen-Coburg:®otha. || 

25. | Reuß-Plauen. 


Berlin, den 1. März 1879. 


Von den Negierungen diefer Staaten find Berichte nicht eingegangen. 


43 


Deutſcher Neichötag. 
4. Yegislatıır Periode, 
II. Seſſion 1879. 


Berlin, den 12. Februar 1879. 


J. Namen Er. Majeftät des Kaiſers bechrt ſich der Unterzeichnete den bei: 
liegenden, zu Berlin am 16. Dezember 1878 unterzeichneten 
Handelsvertrag zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich-Ungarn nebit 
Schlußprotofoll von demjelben Tage, 
nachdem der Bundesrath demfelben feine Zuftimmung ertheilt hat, unter Be: 
- zugnahme auf die beigefügte erläuternde Denkſchrift zur verfaffungsmäßigen 
Beihhlußnahme vorzulegen. 

Die fommiffariihen Verhandlungen, aus welden ber Vertrag hervor: 
gegangen ift, haben unter den im der Denkſchrift dargelegten Umftänden erft 
mit dem Anbrucde ber zweiten Hälfte des Monats Dezember v. 3. zum Ab: 
ihluß geführt werden können. Nach der am 16. Dezember v. 3. ftattgehabten 
Unterzeihnung ift der Vertrag unterm 17. defjelben Monats dem Bundesrath 
jugegangen. Die veriaffungsmäßige Zuftimmung bes leßteren erfolgte am 
23. Dezember. 

Bei diefer Sahlage war die Berufung des Neichstags zu einer außer: 
orbentlihen Seffion behufs Ertheilung der nad Artikel 11 der Verfafjung 
erforderlihen Genehmigung vor dem 1. Januar 1879, als dem Zeitpunft, 
mit weldem der Vertrag vom 9. Mär; 1868 erloſch und der neuc Vertrag 
in Kraft treten follte, nicht mehr thunlih. Won der Uecberzeugung geleitet, 
daß erhebliche deutſche Intereffen einer Schädigung ausgefegt worden wären, 
wenn bie vertragsmäßigen Beziehungen, welche durch den neuen Vertrag er: 
halten werden follten, eine von ben Betheiligten nicht vorhergefehene Unter: 
bredung erlitten hätten, hat die Kaiferlihe Regierung deshalb zu der Ent: 
ichließung gelangen müſſen, die Ratififation und Publikation des Vertrages vor 
Ertheilung der verfaffungsmäßigen Genehmigung des Reichstags herbeizu— 
führen. 

In diefer Entſchließung ift der Unterzeichnete durch die zuverfichtliche Er: 
wartung beflärft worden, daß der Reichstag nadhträglihe Genehmigung des 
eingehaltenen Verfahrens im Hinblick auf die dargelegten Umitände, welche die 
rechtzeitige Einholung der Genehmigung des Reichstags verhindert haben, 
nicht verfagen werde. 


Der Reichskanzler. 
v. Bismarck. 


An den Reichstag. 


NM 8. 


Shandelsverfrag 


zwijchen 


Deutſchland und Deflerreid-Angarn. 


Eeine Majeftät der Deutiche Kaifer, König von Preußen einerjeits, und 
Seine Majeftät der Haifer von Defterreih, König von Böhmen ꝛc. und Apoftolifcher 
König von Ungarn anbdererjeits, von dem Wunſche geleitet, ven Handel und 
Verkehr zwijchen den beiberfeitigen Gebieten zu fördern, haben nad) erfolgter 
Kündigung des Handels: und Zollvertrages vom 9. März 1868 bejchloffen, einen 
neuen Vertrag zu diefem Zwecke abzufchließen, und zu Ihren Bevollmächtigten 
ernannt: 
Seine Majeftät der Deutſche Kaijer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Staatsjefretair des Auswärtigen Amts, Staatöminifter 
Bernhard Ernit von Bülow, 


und 


Seine Majeftät der Kaijer von Defterreih, König von 
Böhmen x. und Apoftoliicher König von Ungarn: 
Allerhöchſtihren Geihäftsträger Anton Grafen von Wolkenſtein— 
Troſtburg, 
welche, nach gegenſeitiger Mittheilung ihrer in guter und gehöriger Form be— 
fundenen Vollmachten, den nachſtehenden Handelsvertrag vereinbart und abge— 
ſchloſſen haben: 


Artikel J. 

Die vertragſchließenden Theile verpflichten ſich, den gegenſeitigen Verkehr 
zwiſchen ihren Landen durch keinerlei Einfuhr:, Ausfuhr: oder Durchfuhrverbote 
zu hemmen. 

Ausnahmen hiervon dürfen nur jtattfinden: 

a) bei Taback, Salz und Sciefpulver; 

b) aus Gejundheitspolizei-Rüdfichten; 

e) in Beziehung auf Kriegsbenürfnifie unter außerordentlichen Umftänden. 
Artikel 2. 

Hinfichtlich des Betrages, der Sicherung und der Erhebung der Eingangs: 
und Ausgangsabgaben, ſowie binfichtlih der Durchfuhr dürfen von feinem der 
beiden vertragenden Theile dritte Staaten günftiger als der andere vertragende 
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Theil behandelt werben. Jede dritten Staaten in diefen Beziehungen eingeräumte 
Begünftigung ift daher ohne Gegenleiftung dem anderen vertragenden Theile 
gleichzeitig einzuräumen. 

Ausgenommen hiervon find: 

1. jene Begünftigungen, welche von einem der vertragenden Theile einem 
Nahbarlande zur Erleichterung des Verkehrs mit den daſelbſt er: 
zeugten Nahrungsmitteln und Gegenftänden der Hausinduſtrie für 
gewiffe Grenzitreden und für die Bewohner einzelner Gebietstheile 
eingeräumt werben; 

2. die von einem ber beiden vertragenden Theile durch eine jchon ab: 
geichlofjene oder etwa fünftighin abzujchließende Zolleinigung zuge: 
ftandenen Begünftigungen. 


Artikel 3. 

An den Gebieten der vertragenden Theile follen die bei der Ausfuhr ges 
wiſſer Erzeugniffe bewilligten Ausfuhrvergütungen nur die Zölle oder inneren 
Steuern erfegen, welche von den gedachten Erzeugniffen oder von den Stoffen, 
aus denen fie verfertigt werden, erhoben find. Eine darüber hinausgehende 
Ausfuhrprämie follen fie nicht enthalten. Ueber Wenderungen des Betrages 
diefer Vergütungen oder des Verhältniſſes derjelben zu dem Zolle oder zu den 
inneren Steuern wird gegenjeitige Mitteilung erfolgen. 


Artikel 4. 

Von Waaren, welche durch das Gebiet eines der vertragenden Theile aus: 
oder nad dem Gebiete des anderen Theiles durchgeführt werden, dürfen Durch— 
gangsabgaben nicht erhoben werben. 

Diefe Verabredung findet ſowohl auf die nach erfolgter Umladung ober 
Lagerung, als auf die unmittelbar durchgeführten Waaren Anwendung. 


Artikel 5. 

Zur weiteren Erleichterung des gegenfeitigen Verkehrs wird, ſofern bie 
Identität der aus: und wiedereingeführten Gegenftände außer Zweifel ift, beider 
feits Befreiung von Eingangs: und Ausgangsabgaben zugeftanden: 

a) für Waaren (mit Ausnahme von BVerzehrungsgegenftänden), welche 
aus dem freien Verkehr im Gebiete des einen der vertragenden Theile 
in das Gebiet des anderen auf Märkte oder Meſſen gebracht oder 
auf ungewiſſen Verfauf außer dem Meß- und Marktverfehr ver: 
fendet, in dem Gebiete des anderen Theiles aber nicht in den freien 
Verkehr gejept, jondern unter Rontrole der Zollbehörde in öffent: 
lichen Niederlagen (Packhöfen, Hallämtern u. f. w.) gelagert, ſowie 
für Mufter, welche von Handelsreiſenden eingebracht werden, alle 
diefe Begenftände, wenn fie binnen einer im voraus zu beftimmenden 
Frift unverfauft zurüdgeführt werden; 

b) für Vieh, welches auf Märkte in das Gebiet des anderen vertra- 
genden Theiles gebracht und unverfauft von dort zurüdgeführt wird. 


Artikel 6. 

Zur Regelung des nadhbarlichen Verkehrs zum Zwede der Veredelung von 
Waaren zwijchen den Gebieten der vertragichließenden Theile wird feitgefeßt, 
daß von Eingangs: und Ausgangsabgaben befreit fein jollen: 

a) Garne und Gewebe einheimifcher Erzeugung, welde in das Gebiet 
des anderen Theiles zur Zubereitung oder Verarbeitung gebracht und 
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nad) vollendeter Arbeit zurüdgebradht werben, und zwar Garne und 
Gewebe zum Wachen, Bleihen, Färben, Walken, Appretiren, Be 
druden und Stiden, Garne in gefcheerten (auch gefchlichteten) Ketten 
nebit dem erforderlichen Schußgarn zur Serftellung von Geweben, 
jowie Geſpinnſte (einschließlich der erforderlichen Zuthaten) zur Ser 
itellung von Spigen und Pojamentierwaaren; 

b) die zur Reparatur aus: und dann wiedereingeführten Gegenſtände 
aller Art; 

e) jonftige Waaren und Gegenftände, welde zur Bearbeitung oder 
Verarbeitung im Grenzbezirke ausgeführt und, ohne ihre wejentliche 
Beihaftenbeit und handelsübliche Benennung verändert zu haben, 
wiebereingeführt werben. 

Der Verkehr in allen dieſen Fällen ift jevod an die Bedingung geknüpft, 
daß die Identität der aus: und wiedereingeführten Waaren und Begenftände ficher: 
geitellt werden fann. 


Artikel 7. 

Hinſichtlich der zollamtlichen Behandlung von Waaren, die dem Begleit- 
ſcheinverfahren unterliegen, wird eine Verkehrserleichterung dadurch gegenieitig 
gewährt, daß beim unmittelbaren Uebergange ſolcher Waaren aus dem Gebiete 
des einen der vertragenden Theile in das Gebiet des anderen die Verſchluß— 
abnahme, die Anlage eines anderweitigen Verichluffes und die Auspadung der 
Waaren unterbleibt, fofern den diejerhalb vereinbarten Erforderniffen genügt it. 
Ueberhaupt joll die Abfertigung möglichit beſchleunigt werden. 


Artikel 8. 

Die vertragenden Theile werden auch ferner darauf bedacht fein, ihre gegen: 
überliegenden Grenzzollämter, wo-es die Verhältniſſe geitatten, je an einen Ort 
zu verlegen, jo daß die Amtshandlungen bei dem Webertritte der Waaren aus 
einem Zollgebiete in das andere gleichzeitig ftattfinden können. 


Artikel 9. 

Innere Abgaben, welche in dem einen der vertragenden Theile, jei es für 
Rechnung des Staates oder für Rechnung von Kommunen und Korporationen, 
auf der Hervorbringung, der Zubereitung oder dem Verbrauch eines Erzeug- 
nifjes ruhen, dürfen Erzeugniffe des anderen Theiles unter feinem Vorwande 
höher oder im läftigerer Weife treffen, als die gleichnamigen Erzeugniffe des 
eigenen Landes. 


Artifel 10. 

Die vertragenden Theile verpflichten fih, auch ferner zur Verhütung und 
Beitrafung des Schleihhandels nach oder aus ihren Gebieten durch angemefjene 
Mittel mitzuwirken und die zu diefem Zweck erlaffenen Strafgejege aufrecht zu 
erhalten, die Rechtshülfe zu gewähren, den Auffichtsbeamten des anderen Theiles 
die Verfolgung der Kontravenienten in ihr Gebiet zu geftatten und denſelben 
durh Steuer, Zoll und Polizeibeamte jowie dur die Ortsvoritände alle er: 
forberliche Auskunft und Beihülfe zu Theil werden zu lafjen. 

Das nad Maßgabe dieſer allgemeinen Beitimmungen abgeſchloſſene Zoll: 
fartell enthält die Anlage A. 

Für Grenzgewäſſer und für jolche Grenzitreden, wo bie Gebiete der ver: 
tragenden Theile mit fremden- Staaten zufammentreffen, werben die zur gegen 
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feitigen Unterftügung beim Ueberwahungsdienite verabredeten Maßregeln aufrecht 
erhalten. 


Artikel 11. 

Jeder der beiden vertragenden Theile wird die Seehandelsjhiffe des an— 
deren und deren Ladungen unter denjelben Bedingungen und gegen diefelben 
Abgaben, wie die eigenen Seehanbelsichiffe, zulaffen. Dieſes gilt auch für die 
Küſtenſchifffahrt. 

Die Staatsangehörigkeit der Schiffe jedes der vertragenden Theile iſt nad 
der Geſetzgebung ihrer Heimath zu beurtheilen. 

Zur Nachmweifung‘ über die Yadungsfähigkeit der Seehandelsichiffe jollen 
bei Feitftellung von Schifffahrts- und Hafenabgaben die nad) der Gejeßgebung 
ihrer Heimath gültigen Mefbriefe genügen und wird eine Reduktion der Schiffs: 
maße infolange nicht jtattfinden, als die im Jahre 1872 durch Notenwechjel 
zwifchen den vertragenden Theilen getroffenen Vereinbarungen über die gegen: 
feitige leichitellung der Mefbriefe in Kraft bleiben. 


Artifel 12. 

Von Schiffen des einen ber vertragenden Theile, welche in Unglüde: ober 
Nothfällen in die Seehäfen des anderen einlaufen, follen, wenn nicht der Auf: 
enthalt unnöthig verlängert oder zum Handelsverkehr benugt wird, —— 
oder Hafenabgaben nicht erhoben werden. 

Von Havarie- und Strandgütern, welche in das Schiff eines der vertra- 
genden Theile verladen waren, joll von dem anderen, unter Vorbehalt des et: 
waigen Bergelohns, eine Abgabe nur dann erhoben werden, wenn vdiefelben in 
den Verbrauch übergehen. 


Artikel 13. 

Zur Befahrung aller natürlichen und fünftliden Wafferftraßen in den Ge— 
bieten der vertragenden Theile jollen Schiffsführer wıd Fahrzeuge, welche einem 
derjelben angehören, unter benjelben Bedingungen und gegen biejelben Abgaben 
von Schiff oder Ladung zugelaffen werden, wie Sciffsführer und Fahrzeuge des 
eigenen Landes. 


Artifel 14. 

Die Benugung der Chauſſeen und jonftigen Straßen, Kanäle, Schleujen, 
Fähren, Brüden und Brüdenöfinungen, der Häfen und Yandungspläße, der 
Bezeichnung und Beleuchtung des Fahrwaſſers, des Yootjenweiens, der Krahne 
und Waageanjtalten, der Niederlagen, der Anftalten zur Rettung und Bergung 
von Sciffsgütern und dergleichen mehr, inſoweit die Anlagen oder Anitalten 
für den öffentlichen Verkehr bejtimmt find, joll, gleichviel ob dieſelben vom 
Staate oder von Privatberechtigten verwaltet werden, den Angehörigen des 
anderen vertragenden Theiles unter gleichen Bedingungen und gegen gleiche Ges 
bühren, wie den Angehörigen des eigenen Staates, geitattet werden. 

Gebühren dürfen, vorbehaltlich der beim Seebeleuchtungs: und Seelootjen: 
wejen zuläffigen abweichenden Beitimmungen, nur bei wirklicher Benutzung 
jolder Anlagen oder Anstalten erhoben werden. 

Wegegelder für einen die Yandesgrenze überfchreitenden Verkehr dürfen auf 
Straßen, melde zur Verbindung der vertragenden Theile unter ſich oder mit 
dem Auslande dienen, nach Verhältniß der Stredenlänge nit höher fein, als 
für den auf das eigene Staatsgebiet beihränften Verkehr. 
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Artikel 15. 

Auf Eifenbahnen joll ſowohl hinfichtlih der Beförderungspreife als der 
Zeit und Art der Abfertigung fein Unterſchied zwiſchen den Bewohnern der 
Bebiete der vertragenden Theile gemacht werden. Namentlich follen die aus den 
Gebieten des einen Theiles in das Gebiet des anderen Theiles übergehenden oder 
das leßtere tranfitirenden Transporte weder in Bezug auf die Abfertigung, noch 
rüdfichtlih der Beförderungspreife ungünftiger behandelt werden, als die aus 
dem Gebiete des betreffenden Theiles abgehenden oder darin verbleibenden 
Transporte. 

Für den Verkehr von dem Gebiete des einen Theiles nach dem Gebiete des 
anderen, jowie für Durchfuhren nad oder aus dem Gebiete des anderen 
Theiles ijt die Anwendung nicht publizirter Tarife auf den Eijenbahnen unter: 
fagt. Die publizirten Tarifjäge find überall und für jedermann unter Ausschluß 
von nicht veröffentlichten Nüdvergütungen (Rabatten, Refaktien u. vergl.) gleich: 
mäßig in Anwendung zu bringen. Die vertragenden Theile werden dahin 
wirken, daß die Webertretung dieſer Beſtimmung jeitens der Eijenbahnvermal: 
tungen mit entiprechenden Strafen belegt wird. 

Für den Perfonen: und Güterverkehr, welcher zwiſchen Eifenbahnftationen, 
die in den Gebieten des einen vertragichließenden Theiles gelegen find, inner: 
halb diefer Gebiete mittelft ununterbrochener Bahnverbindung ftattfindet, follen 
die Tarife im der gejeglichen Yandeswährung diefer Gebiete auch in dem Falle 
aufgeitellt werden, wenn die für den Verkehr benutzte Bahnverbindung ganz oder 
theilweiſe im Betriebe einer Bahnanitalt jteht, welche in den Gebieten des anderen 
Theiles ihren Sit hat. 

Auf Anjchlußftreden und injoweit es fich lediglich um den Verkehr zwiſchen 
den zunächſt der Grenze gelegenen beiderjeitigen Stationen handelt, foll bei 
Einhebung der im Perſonen- und Güterverfehr zu entrichtenden Gebühren 
auh in dem Falle, wenn ver Tarif nicht auf die gejegliche Landeswährung 
der Einhebumgsftelle lautet, die Annahme der nah den Gejeten des Landes, 
in welchem die Einhebungsitelle gelegen iſt, zuläffigen Zahlungsmittel mit Be 
rüdfihtigung des jeweiligen Kurswerthes nicht verweigert werden. 

Die bier geregelte Annahme von Zahlungsmitteln joll den Vereinbarungen 
der betheiligten Gifenbahnverwaltungen über die Abrechnung in feiner Weiſe 
vorgreifen. 


Artifel 16. 

Die vertragenden Theile werden dahin wirken, daß der gegenjeitige Eifen: 
bahnverfehr in ihren @ebieten durch Serftellung ummittelbarer Schienenverbin- 
dungen zwiichen den an einem Orte zuiammentreffenden Bahnen und durd) 
Ueberführung der Transportmittel von einer Bahn auf die andere möglichit 
erleichtert werde. ‚ 

Die vertragenden Theile verpflichten ji, dahin zu wirken, daß durch die 
beiderjeitigen Bahnverwaltungen birefte Erpeditionen oder direkte Tarife im Per: 
fonen: und Güterverkehr, jobald und inſoweit diejelben von beiden Theilen als 
wünfjchenswerth bezeichnet werben, zur Einführung gelangen. 

Für den direkten Verfehr bleibt die Aufitellung einheitliher Transport— 
beitimmungen, insbejondere in Bezug auf Lieferungsiriften, durch unmittelbares 
Einvernehmen der beiberjeitigen zuftändigen oberften Auffichtsbehörben vor: 

behalten. 


. Artikel 17. 

Die vertragenden Theile verpflichten fi, den Eifenbahnverkehr zwiſchen 
den beiberfeitigen Gebieten gegen Störungen und Behinderungen ficherzuftellen. 

In Bezug auf Eijenbahn:Fahrbetriebsmittel, welche aus den Gebieten 
des einen vertragjchliegenden Theiles in die des anderen im Verkehr überge 
gangen find, findet in dieſen letzteren Gebieten wegen wie immer gearteter 
Forderungsaniprüde gegen die Bahnanftalt, welcher das Eigenthum an ben 
Fahrbetriebsmitteln zufteht, eine Bewilligung von Beichlagnahme, Arreft, Pfän- 
dung, Sequeftration oder fonftigen mie immer gearteten, wenngleih nur provis 
forifchen Sicherftellungs: oder Erefutionsmaßregeln im gerichtlichen ober abmi- 
niftrativen Wege nicht ftatt. 

Eifenbahnwagen, in melden Pferde, Maulthiere, Ejel, Rindvieh, Schafe, 
Ziegen oder Schweine befördert worden find, müſſen, wenn fie demnächft zum 
Transport von Vieh der genannten Gattungen aus dem Gebiete bes einen 
Theiles in das des anderen verwendet werben jollen, zuvor einem durch befon- 
dere Webereinkunft feftzuftellenden Reinigungs (Desinfektions-) Verfahren unter: 
worfen werben, welches geeignet ift, die den Wagen etwa anhaftenden An: 
ftedungsftoffe vollftändig zu tilgen. 


Artikel 18. 

Die vertragenden Theile werden dort, wo an ihren Grenzen unmittelbare 
Schienenverbindungen vorhanden find und ein Mebergang der Transportmittel 
ftattfindet, Waaren, welche in vorjchriftsmäßig verichließbaren Wagen eingehen 
und in benjelben Wagen nah einem Orte im Innern befördert werben, an 
welchem ſich ein zur Abfertigung befugtes Zoll: und Steueramt befindet, von 
der Deklaration, Abladung und Revifion an der Grenze, jowie vom Kollo— 
verſchluß frei laſſen, infofern jene Waaren durch Lebergabe der Ladungs- 
verzeihniffe und Frachtbriefe zum Eingang angemeldet find. 

Waaren, welche in vorichriftsmäßig verichließbaren Eifenbahnwagen durd 
das Gebiet eines der vertragenden Theile aus: oder nach den Gebieten des an: 
deren ohne Umladung durchgeführt werden, jollen von der Deklaration, Ab- 
ladung und Revifion, jowie vom Kolloverfchluß ſowohl im Innern als an den 
Grenzen frei bleiben, infofern diejelben durch Uebergabe der Ladungsverzeichniſſe 
und Frachtbriefe zum Durchgang angemeldet find. 

Die Verwirklihung der vorftehenden Beftimmungen ift jedoch dadurch be- 
dingt, daß die betheiligten Eifenbahnverwaltungen für das rechtzeitige Ein- 
treffen der Wagen mit umverlegtem Verichluffe am Abfertigungsamte im Innern 
oder am Ausgangsamte verpflichtet feien. 

Infoweit von einem ber vertragenden Theile mit dritten Staaten in 
Betreff der Zollabfertigung weitergehende, als die bier aufgeführten Erleich- 
terungen vereinbart worben find, finden diefe Erleichterungen auch bei dem Ber: 
fehr mit dem anderen Theile, unter Vorausfegung der Begenfeitigkeit, Anmendung. 


Artifel 19. 

Die Angehörigen der vertragenden Theile jollen gegenieitig in Bezug auf 
den Antritt, den Betrieb und die Abgaben von Handel und Gewerbe den In- 
ländern völlig gleichgeftellt jein. Beim Beſuche der Märkte und Meffen follen 
die Angehörigen des anderen Theiles ebenſo wie die eigenen Angehörigen be- 
handelt werben. 
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Auf das Apotbefergewerbe, das Sandelsmäfler: (Zenfalen:) Geſchäft und 
den Gewerbebetrieb im Umberzieben, einfchließlich des Saufirbandels, finden die 
vorjtehenden Beſtimmungen feine Anwendung. 

Kaufleute, Fabrilanten und andere Gewerbetreibende, welche ſich darüber 
ausmweilen, daß fie in dem Staate, wo fie ihren Wohnſitz haben, die gefetlichen 
Abgaben für das von ihnen betriebene Geſchäft entrichten, jollen, wenn fie per 
jönlic oder durd in ihren Dienſten jtebende Reiſende Ankäufe macen oder Be- 
ftellungen, nur unter Mitführung von Muftern, juchen, in dem Gebiete des 
anderen vertragenden Theiles feine meitere Abgabe hierfür zu entrichten ver: 
pflichtet fein. 

Die Angehörigen des einen der vertragenden Theile, welche das Fracht: 
fuhrgewerbe, die See: oder Flußſchifffahrt zwiſchen Plägen verschiedener Staaten 
betreiben, jollen für diefen Gewerbebetrieb in dem Gebiete des anderen Theiles 
einer Gewerbejteuer nicht unterworfen werben. 

Die in dem Gebiete des einen vertragenden Iheiles rechtlich beſtehenden 
Aftiengejellichaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und Berficherungsgeiell: 
ichaften jeder Art werden in dem Gebiete des anderen Iheiles nad Maßgabe 
der dajelbjt geltenden geſetzlichen und reqlementariichen Beſtimmungen zum Ge: 
ichäftsbetriebe umd zur Verfolgung ihrer Rechte vor Bericht zugelafen. 

Artikel 20. 

In Bezug auf die Vezeihnung der Waaren oder deren Verpadung, jowie 
bezüglich der Fabrils- und Sandelsmarfen, der Muster und Modelle, ferner der 
Erfindungspatente jollen die Angehörigen des einen der vertragichließenden Theile 
in dem ®ebiete des anderen denjelben Schug wie die eigenen Angehörigen ge: 
nießen. Die Angehörigen eines jeden der vertragichließenden Theile haben jedodı 
die in dem Gebiete des anderen Theiles durch Gejeße oder Verordnungen vor 
geichriebenen Bedingungen und Förmlichkeiten zu erfüllen. 

Der Schub von Fabriks- und Sandelsmarfen wird den Angehörigen des 
anderen Iheiles nur injofern und auf jo lange gewährt, als diejelben in ihren 
Seimatböftaate in der Benutzung der Marken geſchützt find. 


Artikel 21. 

Die vertragenden Theile bewilligen ſich aegenjeitig das Recht, Konſuln in 
allen denjenigen Häfen und Sandelsplägen des anderen Theiles zu ernennen, in 
denen Konjuln irgend eines dritten Staates zugelafjen werben. 

Diefe Konjuln des einen der vertragenden Theile fjollen, unter der Be: 
dingung der Gegenjeitigkeit, in dem Gebiete des anderen Iheiles diejelben Vor: 
rechte, Befugniffe und Befreiungen genießen, deren ſich diejenigen irgend eines 
dritten Staates erfreuen oder erfreuen werden, 

Artifel 22. 

Jeder der vertragenden Theile wird jeine Konjuln im Auslande verpflichten, 
den Angehörigen des anderen Iheiles, jofern legterer an dem betreffenden Plate 
durd einen Konſul nicht vertreten iſt, Schutz und Beiltand in derjelben Art 
und gegen nicht höhere Gebühren wie den eigenen Angehörigen zu gewähren. 


Artikel 23. 

Die vertragenden Theile geitehen ſich gegenjeitig das Recht zu, an ihre 
Zollitellen Beamte zu dem Zwede zu jenden, um von der Beichäftsbehandlung 
derjelben im Beziehung auf das Zollweien und die Grenzbewachung Kenntniß 
zu erlangen, wozu dieien Beamten alle Gelegenheit bereitwillig zu gewähren ift. 
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Ueber die Nechnungsführung und Statijtif in beiden Zollgebieten wollen die 
vertragenden Staaten jich gegenfeitig alle gewünjchten Aufflärungen ertheilen. 


Artikel 24. 

Der gegenwärtige Handelsvertrag wird fich in Gemäßheit des zwiſchen der 
Dejterreihijch-Ilngariichen Monarchie und dem Fürſtenthum Liechtenſtein be 
jtehenden Zoll: und Steuereinigungsvertrages aud auf das legtere erjtveden. 

Derjelbe wird fich ferner auf das Großberzogtbum Yuremburag eritreden, 
jo lange dafjelbe zum Deutjchen Zollgebiete gehört. 

Artikel 25. 

In denjenigen einzelnen Landestheilen der vertragichließenden Theile, welche 
von deren Zollgebiet ausgeſchloſſen find, findet, jo lange deren Ausſchluß dauert, 
die Verabredung der Artikel 5 und 6 des gegenwärtigen Vertrages feine An— 
wendung. 

Artikel 26. 

Der gegenwärtige Vertrag foll vom 1. Januar 1879 ab in Kraft und 
an die Stelle des Handels- und Follvertrages vom 9. März 1868 treten, Der: 
jelbe fol bis zum 31. Dezember 1879 in Wirfjamfeit bleiben. 

Artikel 27. 

Die Ratifilationen des gegenwärtigen Vertrages ſollen jobald als möglich in 
Berlin ausgewechſelt werden. 

Zu Urkund deſſen haben vie beiderfeitigen Bevollmächtigten den gegen— 
wärtigen Vertrag unterzeichnet und ihre Siegel beigedrüdt. 

So geſchehen zu Berlin, den 16. Dezember im Jahre eintaufend acıtbun: 
dert achtundfiebenzig. 


(L. S) von Bülow. (dl. 8.) Graf von Wolfenftein, 


Der vorjtehende Vertrag ift ratifizirt worden und die Auswechſelung der 
Ratifikations-Urkunden hat ftattgefunden. 
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Anlage A. 


Zollkartell. 


s. 1. 

Jeder der vertragenden Theile verpflichtet ih, zur Verhinderung, Ent: 
deckung und Beitrafung von Webertretungen ($$. 13 und 14) der Zollgeſetze 
des anderen Theiles nach Maßgabe der folgenden Beitimmungen mitzuwirken, 

8. 2. 

Jeder der vertragenden Theile wird jeinen Angeftellten, welde zur er: 
hinderung oder zur Anzeige von Webertretungen jeiner eigenen Zollgejege an: 
gewielen find, die Verpflichtung auflegen, jobald ihnen befannt wird, daß eine 
Uebertretung derartiger Geſetze des anderen Theils unternommen werden joll oder 
jtattgefunden bat, diejelbe im eriteren ‚Falle durch alle ihnen gejeglich zuftehenden 
Mittel thunlichft zu verhindern und im beiden Fällen der inländischen Zoll: oder 
Steuerbehörde (im Deutihen Reich: Hauptzollämter oder Hauptſteuerämter, 
in Defterreih:Ungarn: Sauptzollämter oder Finanzwach-Kommiſſäre) ſchleunigſt 
anzuzeigen. 

8. 3. 

Die Zoll: over Stewerbehörden des einen Theiles follen über die zu ihrer 
Kenntniß gelangenden Webertretungen von Zollgejegen des anderen Theiles den 
im $. 2 bezeichneten Zoll: oder Steuerbehörden des letteren jofort Mittheilung 
machen und denfelben dabei über die einjchlagenden Thatjachen, ſoweit fie Diele 
zu ermitteln vermögen, jede ſachdienliche Auskunft ertbeilen. 


s. 4 
Die Einhebungsämter eines jeden der vertragenden Theile jollen den dazu 
von dem anderen Theile ermachtigten oberen Zoll: oder Steuerbeamten die Ein: 
ficht der Regiſter oder Regiiterabtheilungen, welche den Waarenverfehr aus und 
nach den Gebieten des legteren und an der Grenze derjelben nachweiſen, nebit 
Belegen auf Begehren jederzeit an der Amtsftelle geitatten. 


x... 
Die Zoll: und Stenerbeamten an der Grenze zwiichen den beiverjeitigen 
Zollgebieten jollen angemielen werden, fich zur Verhütung und Entdedung des 
Schleihhandels nach beiden Zeiten hin bereitwilliaft zu unterjtügen und nicht 
allein zu jenem Zwed ihre Wahrnehmungen fich gegenfeitig binnen der Fürzeiten 
Friſt mitzutbeilen, jondern aud ein freundnachbarliches Vernehmen zu unter: 
halten und zur Berjtändigung über zwedmäßiges Zuſammenwirken von Zeit 
zu Zeit und bei befonderen VBeranlaffungen jih mit einander zu berathen, 
5. 6, 
Den Zole und Steuerbeamten der vertragenden Theile ſoll geitattet 
jein, bei Verfolgung eines Schleihhändlers oder der Gegenftände oder Spuren 
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einer Mebertretung der Zollgejete ihres Staates ſich in das Gebiet des anderen 
Theiles zu dem Zwed zu begeben, um bei den dortigen Ortsvorſtänden oder 
Behörden die zur Ermittelung des Ihatbeitandes und des Thäters und Die 
zur Sicherung des Beweiſes erforderlichen Maßregeln, das Sammeln aller Be: 
weismittel bezüglich der vollbrachten oder verjuchten Zollumgehung, ſowie den 
Umständen nad die einstweilige Beichlagnahme der Waaren und die Feithaltung 
der Thäter zu beantragen. 

Anträgen diefer Art follen die Ortsvorftände und Behörden jedes der ver: 
tragenden Theile in derjelben Weife genügen, wie ihnen dies bei vermutheten 
oder entdeckten Webertretungen der Zollgefege des eigenen Staates zuſteht und 
obliegt. Auch können die Zoll: und Steuerbeanten des einen Theiles durch 
Hequifition ihrer vorgejegten Behörde von Seiten der zuftändigen Behörde des 
anderen Theiles aufgefordert werden, entweder vor letzterer ſelbſt oder vor der 
kompetenten Behörde ihres eigenen Landes die auf die Zollumgehung bezüglichen 
Umftände auszujagen. 


$. 7. 

Keiner der vertragenden Theile wird in jeinem Gebiete Vereinigungen zum 
Zwed des Schleihhandels nad dem Gebiete des anderen Theiles dulden, oder 
Verträgen zur Sicherung gegen die möglichen Rachtheile ſchleichhändleriſcher 
Unternehmungen Gültigkeit zugeiteben. 


8. 8. 

Jeder der vertragenden Theile iſt verpflichtet, zu verhindern, daß Vorräthe 
von Waaren, welche als zum Schleichhandel nad dem Gebiete des anderen 
Iheiles beitimmt anzuieben find, im der Nähe dev Grenze des legteren angehäuft 
oder ohne genügende Sicherung gegen den zu beforgenden Mifbraud niedergelegt 
werben. 

Innerhalb des Grenzbezirkes jollen Niederlagen fremder unverzollter Waaren 
in der Regel mur an jolden Orten, wo ſich ein Zollamt befindet, geitattet 
und in dieſem ‚Falle unter Verfchluß und Kontrole der Zollbehörde geftellt 
werden. 

Sollte in einzelnen Fällen der amtliche Verſchluß nicht anwendbar fein, 
jo jollen ſtatt defjelben andermweite möglichit fichernde KRontrolmaßregeln ange: 
ordnet werden. Worräthe von fremden verzollten und von inländiichen Waaren 
innerhalb des Grenzbezirkes jollen das Bevürfniß des erlaubten, d. h. nad) 
dem örtlichen Berbrauche im eigenen Lande bemejjenen Verkehrs nicht über: 
ichreiten. Entiteht Verdacht, daß ſich Borrätbe von Waaren der lebtgedachten 
Art über das bezeichnete Bedürfniß und zum Zwed des Scleidhhandels ge: 
bilvet hätten, jo follen vergleichen Niederlagen, inſoweit es geſetzlich zuläffig it, 
unter jpezielle, zur Verhinderung des Schleichhandels geeignete Kontrole der 
Zollbehörde geitellt werven. 


8.9, 
Jeder der vertragenden Theile iſt verpflichtet: 

a) Wuaren, deren Ein: oder Durchfuhr in dem (Sebiete des anderen 
Theiles verboten ift, nad demselben nur beim Nachweiſe vortiger 
bejonderer Erlaubniß zoll- oder fteueramtlich abzufertigen; 

b) Waaren, welche in dem Gebiete des anderen Theiles eingangsabgaben: 
pflichtig und dahin bejtimmt find, nach demſelben 
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I. nur in ber Richtung nad) einem dortigen mit ausreichenden 
Befugniffen verjehenen Cingangsamte, 

. von den Ausgangsämtern oder Yegitimationsftellen mur zu 
jolhen Zageszeiten, daß fie jenſeits der Grenze zu dort er: 
laubter Zeit eintreffen können, und 

3. unter Verhinderung jedes vermeidlichen Aufenthaltes zwijchen 
dem Ausgangsamte oder der XLegitimationsftelle und ber 
Grenze 

zoll: oder ſteueramtlich abzufertigen, oder mit Ausweiſen zu verſehen. 
$. 10. 

Auch wird jeder der beiden Theile die Erledigung der für Die Wieder: 
ausfuhr unverabgabter Waaren ihm geleifteten Sicherheiten, jowie die für Aus: 
fuhren gebührenden Abgabenerlaije oder Eritattungen erſt dann eintreten laſſen, 
wenn ihm “durch eine vom Eingangsamte auszuftellende, die Negifterpoft und 
das Datum der Abfertigung enthaltende Beicheinigung nachgewieſen wird, daß 
die nach dem vorbezeichneten Nachbarlande ausgeführte Waare in dem letzteren 
angemeldet worden ift. 


[en 


g. 11. 

Vor Ausführung der im $. 9 unter b. und im $. 10 enthaltenen Be: 
itimmungen werden die vertragenden Theile über die erforderliche Anzahl und 
die Befugniffe der zum Waarenübergange an der gemeinfchaftlichen Grenze be 
ftimmten Anmelde: und Erhebungsitellen, über die denjelben, ſoweit fie zu 
einander unmittelbar in Beziehung ftehen, übereinftimmend vorzuſchreibenden Ab: 
fertigungsjtunden und über nad) Bedürfniß anzuordnende amtliche Begleitungen 
der ausgeführten Waaren bis zur jenjeitigen Anmelveitelle, jowie über bejondere 
Maßregeln für den Eijenbahnverfehr ſich bereitwilligit veritändigen. 

$. 12. 

Jeder der vertranenden Theile hat die in den $$. 13 umd 14 erwähnten 
lebertretungen der Zollgefege des anderen Theiles nicht allein feinen Angehörigen, 
jondern auch allen denjenigen, welche in feinem Gebiete einen vorübergehenden 
Wohnſitz haben oder auch nur augenblidlich fich befinden, unter Androhung der 
zu jenen Paragraphen bezeichneten Strafen zu verbieten. Beide vertragende Theile 
verpflichten ſich mwechjelieitig, die dem anderen vertragenden Theile angehörigen 
Unterthanen, welche den Verdacht des Schleihhandels wider ſich erregt haben, 
innerhalb ihrer Gebiete überwachen zu laffen. 


&. 13. 

Uebertretungen von Ein:, Aus: und Durchfuhrverboten des anderen Theiles 
und Zoll: oder Steuerdefrauden, d. h. foldhe Handlungen oder geſetzwidrige 
Unterlafiungen, duch welche dem letteren eine ihm geieglich gebührende Ein: 
oder Ausgangsabgabe entzogen wird ober bei unentdecktem Gelingen ent: 
zogen werben würde, find von jedem der vertragenden Theile nach feiner Wahl 
entweder mit Ronfisfation des Gegenftandes der Uebertretung, eventuell Erlegung 
des vollen Werthes, und daneben mit angemefjener Geldſtrafe, oder mit ben- 
jelben Geld: oder Bermögensftrafen zu bebrohen, welchen gleichartige oder ähn— 
liche Webertretungen jeiner eigenen Abgabengejege unterliegen. 

Im legteren Falle iſt der Strafbetrag, ſoweit derſelbe gejeßlih mach dem 
entzogenen Abgabenbetrage jich richtet, nach dem Tarife des Staates zu bemeffen, 
deſſen Abgabengejeg übertreten worden ift. 
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g. 14. 

Für ſolche Uebertretungen der Zollgejege des anderen Theiles, durd melde 
erweislich ein Ein:, Aus: oder Durchfuhrverbot nicht verlegt oder eine Abgabe 
widerrechtlich nicht entzogen werden konnte oder follte, find genügende, in bes 
ſtimmten Grenzen vom jtrafrichterlihen Ermeſſen abhängige Gelbftrafen anzu: 
drohen. 

8. 15. 

Freiheits- oder Arbeitsitrafen (vorbehaltlich der nach feinen eigenen Abgaben - 
gejegen eintretenden Abbüßung unvollftredbarer Beldftrafen durch Saft oder Ar: 
beit), ſowie Ehrenftrafen, die Entziehung von Gewerbsberehtigungen oder, als 
Straffhärfung, die Bekanntmachung erfolgter Verurtheilungen anzudrohen, it 
auf Grund diefes Kartells feiner der vertragenden Theile verpflichtet. 


$. 16. 

Dagegen darf durch die nach den $$. 12 bis 15 zu erlaffenden Straf: 
beitimmungen die geſetzmäßige Beltrafung der bei Verlegung ver Zollgeſetze Des 
anderen Theiles etwa vortommenden jonftigen Uebertretungen, Vergehen und Ber: 
brechen, als: Beleidigungen, rechtswidrige Widerfeglichkeit, Drohungen oder Gewalt: 
thätigkeiten, Fälihungen, Beitehungen oder Erprefjungen u. dgl., nicht ausge 
ſchloſſen oder beichränft werden. 


$. 17. 

Uebertretungen der Zollgeſetze des anderen Theiles hat auf Antrag einer 
zuſtändigen Behörde deffelben jeder der vertragenden Theile von denjelben Gerich 
ten und in benielben formen, mie Uebertretungen feiner eigenen derartigen 
Geſetze, unterjuchen und gejegmäßig betrafen zu laffen, 

1. wenn der Angeichuldigte entweder ein Angehöriger des Staates ift, 
welcher ihn zur Unterfuchung und Strafe ziehen foll, oder 
2. wenn jener nicht allein zur Zeit der Uebertretung in dem Gebiete 
diejes Staates einen, wenn aud nur vorübergehenden Wohnfig hatte 
oder die Uebertretung von diefem Gebiete aus beging, jondern auch 
bei oder nad dem Eingange des Antrages auf Unterjuchung 
ih in demjelben Staate betreffen läßt; 
in dem unter 2 erwähnten Falle jedoch nur dann, wenn der Angeichuldigte 
nicht Angehöriger des Staates ift, deſſen Geſetze Gegenſtand der angeichuldigten 
Uebertretung find. 


$. 18. 

Zu den im $. 17 bezeichneten Unterfuchungen follen das Gericht, von deijen 
Bezirke aus die Uebertretung begangen ift, und das Gericht, in deifen Bezirke 
der Angejchuldigte feinen Wohnfig oder, als Ausländer, feinen einftweiligen Auf: 
enthalt hat, injofern zuitändig jein, als nicht wegen derſelben Nebertretung gegen 
benjelben Angejchuldigten ein Verfahren bei einem anderen Gerichte anhängig 
oder durch jchließliche Entſcheidung beendigt it. 


$. 19, 

Bei den im $. 17 bezeichneten Unterjuhungen joll den amtlichen Angaben 
der Behörden oder Angeftellten des anderen Theiles diejelbe Beweiskraft beigelegt 
werden, melde den amtlichen Angaben der Behörden oder Angejtellten des eigenen 
Staates in Fällen gleicher Art beigelegt ift. 
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8. 20. 

Die Koften eines nah Maßgabe des $. 17 eingeleiteten Strafverfahrens 
und der Strafvollitredung find nad denſelben Grundſätzen zu beſtimmen und 
aufzulegen, welde für Strafverfahren wegen gleichartiger Uebertretungen der 
Geſetze des eigenen Staates gelten. 

Für die einftweilige Beitreitung derjelben bat der Staat zu jorgen, in 
welchem die Unterfuchung geführt wird. 

Diejenigen Koften des Verfahrens und der Strafvollitredung, welde, wenn 
erjteres wegen Webertretung der eigenen Abgabengejete jtattgefunden hätte, von 
jenen Staate jchlieflich zu tragen fein würden, bat, infoweit fie nicht vom An: 
geichuldigten eingezogen oder durch eingegangene Strafbeträge gededt werden fünnen, 
der Staat zu erftatten, deifen Behörde die Unterfuchung beantragte. 

$. 21. 

Die Geldbeträge, welde in Folge eines nad) Maßgabe des $. 17 einge: 
leiteten Etrafverfahrens von dem Angeichuldigten oder für verfaufte Begenftände 
der Mebertretung eingeben, find vdergeitalt zu verwenden, daß davon zunächſt 
die rüdjtändigen Gerichtsfoften, jodann die dem anderen Theile entzogenen Ab— 
gaben und zulegt die Strafen berichtigt werden. 

Ueber die letzteren hat der Staat zu verfügen, im welchen das Verfahren 
ſtattfand. 

$. 22. 

Eine nad) Mafigabe des $. 17 eingeleitete Unterfuchung ift, jo lange ein 
rechtöfräftiges Enderkenntniß noch nicht erfolgte, auf Antrag der Behörde des: 
jenigen Staates, welcher diefelbe veranlaßt hatte, ſofort einzuftellen. 

8.23. 

Das Necht zum Erlafje und zur Milderung der Strafen, zu welchen der 
Angeichuldigte in Folge eines nad) Maßgabe des $. 17 eingeleiteten Verfahrens 
verurtheilt wurde oder fich freiwillig erboten hat, fteht dem Staate zu, bei 
deſſen Gerichte die Verurtbeilung oder Erbietung erfolgte. 

Es joll jedoch vor derartigen Straferlaffen oder Strafmilderungen der 
zuftändigen Behörde des Staates, deffen Geſetze übertreten waren, Gelegenheit 
gegeben werden, fich darüber zu äußern. 

$. 124. 

Die Gerichte jedes der vertragenden Theile jollen in Beziehung auf jedes 
in dem anderen Gebiete wegen Webertretung der Zollgeſetze dieſes Gebietes oder 
in Gemäßheit des $. 17 eingeleitete Strafverfahren verpflichtet jein, auf Er: 
juchen des zuftändigen Gerichts: 

1. Zeugen und Sadverftändige, welche fih im ihrem Gerichtsbezirke 
aufhalten, auf Erfordern eidlich zu vernehmen und erjtere zur Abs 
legung des Zeugniffes, ſoweit daſſelbe nicht nach den Landesgeſetzen 
verweigert werden darf, 3. B. die eigene Mitfchuld ver Zeugen 
betrifft, oder ſich auf Umſtände eritreden joll, welche mit der An: 
ihuldigung nicht in naher Verbindung ſtehen, nöthigenfalls anzu: 
balten; 

. amtliche Befichtigungen vorzunehmen und den Befund zu beglaubigen ; 

. Angejchuldigten, welche fi) im Bezirke des erſuchten Gerichts auf: 
balten, obne dem Staatsverbande des letzteren anzugehören, Vor: 
ladungen und Erkenntniſſe behändigen zu lafjen; 
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4. Uebertreter und deren bewegliche Güter, welche im Bezirke des er- 
juchten Gerichts angetroffen werden, anzuhalten und auszuliefern, 
infofern nicht jene Webertreter dem Staatsverbande des erfuchten 
Berichts oder einem ſolchen dritten Staate angehören, welcher durch 
Verträge verpflichtet ift, die fragliche Uebertretung jeinerjeits ge— 
börig unterfuchen und betrafen zu laſſen. 

$. 25. 

Es find in diefem Kartell unter „Zollgeiegen" aud die Ein, Aus: und 
Durdhfuhrverbote, und unter „Berichten“ die in jedem der beiderfeitigen Gebiete 
zur Unterfuhung und Beitrafung von Lebertretungen der eigenen derartigen 
Geſetze beitellten Behörden veritanden. 

$. 26. 

Durch die vorftehenden Beitimmungen werben weitergehende Zugeftändnifje 
zwifchen den vertragenden Staaten zum Zweck der Unterdrückung des Schleich: 
bandels nicht aufgehoben oder geändert. 
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Schlußprotofoll. 


Bei der am heutigen Tage ftattgefundenen Unterzeihnung des Sandelsver- 
trages zwiſchen der Defterreihiich-Ungarifhen Monarchie und dem Deutſchen 
Reich haben die beiderjeitigen Bevollmächtigten folgende Bemerkungen, Erklä— 
rungen und Werabredungen in das gegenwärtige Protofoll niedergelegt: 


3u Artikel 1 des Vertrages. 

I. Der im Artifel 1 unter b. ausgeiprocdhene Vorbehalt eritredt ſich auch 
auf jene Vorfichtsmaßregeln, die zum Schuge der Landwirthſchaft gegen die Ein: 
ſchleppung und Verbreitung ſchädlicher Inſekten (wie 3. B. der Neblaus und 
des Koloradofäfers) ergriffen werden. 

2. Die vertragichließenden Theile werden fich alle aus Nüdfichten der 
Bejundheitspolizei erlajienen Verfehrsbeichränfungen gegenieitig mittheilen. 


Zu Artitel 3 des Bertrages. 

Die beiden vertragichließenden Theile werden dafür Sorge tragen, daß die 
innere Geſetzgebung der technischen Entwidelung der einer inneren Abgabe unter: 
liegenden Induftrie derart folge, daß die Steuerrüdvergütung die thatjächlich 
entrichtete Steuer nicht überjteige. 


3u Artifel 5 des Bertrages. 

Bezüglich derjenigen Waaren, welche aus dem Gebiete des einen der ver: 
tragenden Theile nach dem Gebiete des anderen auf Märkte oder Meſſen ge: 
bracht oder dorthin auf ungewiſſen Verkauf, außer dem Meß- und Marftverfehr, 
verjendet, binnen einer im voraus zu beftimmenden Friſt unverfauft zurüdge: 
führt, dann der Mufter, welche von Sandlungsreifenden eingeführt werden, be 
wendet es bei ben zur Zeit in den beiberfeitigen VBertragsgebieten in Anmen: 
dung jtehenden Vorſchriften. 

Hinfichtlic des Wiches, welches auf Märfte in das Gebiet des anderen 
vertragenden Theiles gebracht und unmverfauft von dort zurüdgeführt wird, findet 
beiderfeits eine möglichft erleichterte Abfertigung ftatt. 

Zur Feititellung der Identität wird in der Regel die Bezeichnung des Viehes 
nad) Gattung, Stüdzahl und Farbe unter Angabe etwaiger bejonderer Merkmale 
als genügend angejehen. 


3u Wrtifel 6 des Vertrages, 

A. Ueber die näheren Bedingungen und Förmlichkeiten, unter welchen die 
nad) Artikel 6 vereinbarten Berfehrserleichterungen eintreten jollen, wurde ver: 
einbart: 

l. Unter Garnen und Geweben einheimifcher Erzeugung werden die im 
Verjendungslande jelbjt gejponnenen Garne und gewebten Gewebe, dann ſolche 
Garne und Gewebe veritanden, welche zwar im rohen Zuitande aus dem Aus: 
lande eingeführt und nad) zollamtliher Behandlung in den freien Verkehr geſetzt 
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wurden, jedoh im Berjenbungslande gebleicht oder gefärbt oder bebrudt worden 
find, um dann einer weiteren Bearbeitung oder Verarbeitung im Veredlungs: 
lande zugeführt zu werben. 

Zum Nahmweife der einheimischen Erzeugung dient ein an der Waare an— 
zubringender Fabrikitempel, beziehungsweife eine Beicheinigung des inlänbifchen 
Erzeugers der Waare. 

2. Der zollfreie Wiebereintritt der zur Veredlung in das Gebiet des 
anderen vertragichließenden Theiles ausgeführten Waaren und Gegenſtände kaun 
im Berjendungslande von einer vor dem Ausgange der eriten Waarenjendung 
zu ermwirfenden Bewilligung abhängig gemadht werden. Dieſe Bewilligung 
wird auf beftimmte oder unbejtimmte Dauer unter Vorbehalt des Widerrufes 
ertheilt und darf jelbftändigen Gewerbe und Sandeltreibenden nicht verfagt 
werden, welche 

a) wegen Zollumgehung weder verurtbeilt find, noch in Unterſuchung 
ftehen; und 

b) die zur Veredlung auszuführenden Waaren und Gegenftände im 
Inlande jelbft zu erzeugen oder diejelben im Sinne des Punkt 1 
zu inländifchen zu machen in der Lage find, oder aber, wofern dies 
nicht der Fall ift, fih über den künftigen Bezug derfelben von 
inländifchen Fabrifanten vermittelt beizubringender Erklärungen 
berjelben ausweiſen. 

Die Zurüdnahme der ertheilten Bewilligung kann nur nad) erwiejener 
Zollumgehung oder wegen wiederholter grober Vernadhläffigung der Kontrolvor- 
ſchriften jtattfinden, 

3. Die Gegenitände, für welche eine Zollbefreiung in Anjprud genommen 
wird, müſſen bei Zollitellen nach Gattung und Menge angemeldet und zur 
Nevifion geftellt werden. 

Bei Garnen und Geweben, welde zur Veredlung ausgeführt werden, 
ift zugleich der einheimifche Uriprung (Punkt 1) nachzuweiſen. 

4. Gewerbetreibende, welche fih mit dem Veredlungsverkehr befaſſen, 
fünnen der Auffiht der Zollbehörden unterworfen werden. 

5. Die Abfertigung der ausgeführten und wiedereingeführten, bezie— 
bungsweife eingeführten und wieberausgeführten Gegenitände muß in der Regel 
bei denjelben Zollftellen erfolgen, mögen diefe an der Grenze oder im Innern 
fich befinden. Ausnahmen werden von den zujtändigen Zollbehörden bewilligt 
werden, jofern in Folge der geographifchen Lage derjenigen Gemwerbeftätte, in 
welcher die Vereblung jtattfinden fol, und mit Rückſicht auf den ſchließlichen 
Beitimmungsort der verevelten Waare ein erheblicher Ummeg für den Rücktrans— 
port der Waare zum Verjendungsamte nicht zu vermeiden wäre, 

6. Es kann die Wiederausfuhr und Wiebereinfuhr an die Beobachtung 
angemefjener Friſten geknüpft und die Erhebung der gefeglihen Abgaben dann 
verfügt werden, wenn die Friſten unbeobachtet bleiben. 

7. Es iſt geftattet, eine Sicherung der Abgaben durch Hinterlegung des 
Betrages derjelben oder in anderer entiprechender Weiſe zu verlangen. 

8. Gewichtsdifferenzen, welche durch Reparaturen, durd die Bearbeitung 
oder Veredlung der Gegenftände entitehen, follen in billiger Weiſe berüdjichtigt 
werden, und geringere Differenzen eine Abgabenentrichtung nicht zur Folge haben. 
Bei Garnen und Geweben, deren Identität durch das Vorhandenjein der unver: 
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fegten Identitätszeichen unzweifelhaft ift, bleiben Gewichtsdifferenzen unberüd: 
fihtigt. 

9. Die Beitimmungen rücfichtlich des Nachweiſes des einheimischen Urſprungs 
und des Erforberniffes bejonberer Erlaubniß zum Veredlungsverfehr (Punkt 1 
bis 3) haben feine Anwendung zu finden: 

a) auf bie zur Reparatur aus: und bann wieder eingeführten Gegen: 
ftände; 

b) auf bie im Grenzbezirke anfäffigen Handwerker und Lohnarbeiter, 
welche ihr gewöhnliches Arbeitsmaterial über die Grenze zur häus- 
lichen Arbeit nach ihrer Wohnftätte übertragen und nad) der Ver: 
arbeitung wieder zollfrei zurüdbringen. Arbeitsfammler (Faktoren), 
welche die Betheilung der Lohnarbeiter mit Arbeit vermitteln, werben 
gleich den Lohnarbeitern behanbelt., 

Auf Grund diefer Vereinbarung (Punkt 1 bis 9) haben die beiderfeitigen 
Bevollmädhtigten mittelft Noten vom heutigen Tage fich gegenfeitig die Detail: 
vorſchriften mitgetheilt, welche die vertragenden Theile zur Regelung und Kon: 
trole des Veredlungsverfehrs zu erlaffen ſich wechſelſeitig als berechtigt aner- 
fennen. Beide Theile behalten ſich indeß vor, darin thunliche Erleichterungen 
und PVereinfahungen nah Maßgabe des Bebürfnifjes eintreten zu laffen. 

B, Man war darüber einverftanden, daß bie in älteren Webereinkünften 
und Gejegen beruhenden Erleichterungen des Grenzverfehrs mit leinenen Barnen 
und roher ungebleihter Leinwand für die Dauer des gegenwärtigen Vertrages 
mit der Mafgabe aufrecht erhalten werben, daß diefe Webereinkfünfte mit dem 
Ablaufe diefes Vertrages ohne vorherige Kündigung außer Kraft treten. 

Ansbefondere wird vereinbart, dab für bie Vertragsdauer rohes leinenes 
Handgeſpinnſt gegenfeitig zollfrei zu behandeln fei, und daß rohe ungebleichte 
Leinwand auf der Grenzlinie von Leobſchütz bis Seidenberg in der Oberlaufig 
nad) Bleihereien und Leinwandmärkten in Preußifch-Schlefien, dann auf der 
Grenzftrede von Dftrig bis Schandau in Sachſen auf Erlaubnißfcheine zollfrei 
eingehen dürfe. 

Was die Erleichterungen im Verfehre mit rohem leinenen Garn betrifft, 
welches zum Bleichen oder Wermeben aus dem Gebiete bes einen vertragenben 
Theiles in das des anderen gebradht und gebleicht oder verwebt zurüdgebracht 
wird, jo wird anerkannt, daß das Garn weder in Ketten gelegt, noch plombirt 
zu fein braucht, und daß es genügt, bei der Ausfuhr beziehungsmweife Einfuhr 
die Menge und Gattung (legtere bei Mafchinengarn blos nad den Feinheits- 
grenzen, fowie nad dem Nettogewichte) anzugeben, eventuell auch Proben von 
dem Garne zurüdzubehalten und bei dem Wiederaustritte beziehungsweiſe Wie: 
bereintritte die Webereinftimmung des gebleichten oder zu Leinwand verwebten 
Barnes mit dem ausgeführten rohen Garne nad Gattung und Menge nachzu— 
weifen. Gewichtsdifferenzen, welche durch die Bleiche oder Schlichte verurfacht 
werben, find entſprechend zu berüdfichtigen. 

C. Die beiden vertragenden Theile find darüber einverftanden, daß die 
beitehenden Erleichterungen in dem Verkehr zwiſchen den Bewohnern der beider: 
feitigen Grenzbezirfe in Bezug auf Gegenftände ihres eigenen Bedarfs zur Nepa: 
ratur oder fonit einer handwerfsmäßigen Bearbeitung, welder die häusliche 
Lohnarbeit gleich zu halten ift, auch weiterhin aufrecht zu erhalten find. So— 
weit derlei Erleichterungen nicht im Veredlungsverkehr begriffen werben, find 
fie in der Anlage B. verzeichnet. In Beziehung auf die Zollbegünftigungen, 
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bei denen die Begriffe Grenzbezirf und Grenzbewohner in frage fommen, werben 
die dermalen in beiden Staaten beitehenden Grenzbezirfe als foldhe anerkannt, 
auf welche berlei Zollbegünftigungen ſich zu erftreden haben. Im Fall von 
Henderungen in der Ausdehnung der Grenzbezirke gelten dieſe Zollbegünftigungen 
für eine Grenzzjone von zehn Kilometer Entfernung von der Grenze. 


Zu Artifel 5, 6 und 7 des Vertrages. 

Die in den Artikeln 5, 6 und 7 verabrebeten Berfehrserleichterungen 
finden unter den in der Mebereinkunft zwifchen Defterreih, Bayern, Württemberg 
und Baden vom 20. Februar 1854 feitgefegten Kontrolen auch auf den Verkehr 
über den Bobenfee Anwendung. 

Eine Revifion der gedachten Webereinkunft mit Rückſicht auf ſolche Beſtim— 
mungen berjelben, welche in Folge thatfächlich veränderter ng einer 
Modifikation bedürfen, bleibt vorbehalten. 


Zu den Artifeln 6 und 25 des Vertrages. 
Die vom beiderjeitigen Zollgebiete ausgeichloffenen Landestheile find: 

l. In den Staaten der Oeſterreich-Ungariſchen Monardie: 

1. die Handelsſtadt Brody in Galizien; 

2. die Freihäfen Trieft, Fiume (mit dem Lazareth Martinjchizza), 
Buccari, Porto Re, Zengg und Earlopago, alle diefe Seehäfen 
mit den dazu gehörigen zollfreien Umtreifen; 

3. die Markgrafſchaft Iftrien mit den Quarnerifchen Inſeln; 

4. das Körigreih Dalmatien. 

I. Im Deutſchen Reid: 

1. in Preußen: die Stadt Altona, ein Theil der Stadt Wands— 
bed und des Dorfes Marienthal, der Hafenort Geeftemünde 
mit dem fFreigebiete von Geeftendorf und Lehe, die Elbinfeln 
Altenwerder, Krufenbufh, Finkenwerder (ohne Finkenwerder: 
Blumenfand), Kattwied, Hoheſchaar, Neuhof und ein Theil 
von Wilhelmsburg; 

2. in Oldenburg: der Hafenort Brake; 

3. bie freie Stadt Bremen und ihr Gebiet mit Ausnahme ber 

Stadt Begefad, der hollerländiſchen Außendeichsländereien, der 
am rechten Ufer der Wumme und am linken Ufer der Ochtum 
belegenen Gebietstheile der Ortſchaften Habenhaufen, Arften, 
Buntethorfteinmweg:Neuland und eines Theiles der Feldmark 
MWoltmershaufen; 

. die freie Stadt Hamburg und ihr Gebiet mit Ausnahme: 

a) der Stabt Bergedorf, der Vierlande, der Vogteien Reit: 
brod, Ochſenwerder, Patenberg, Spadenland, bes größ: 
ten Theiles der Vogtei Billwerder umd eines Theiles 
der Vogtei Billwerder-Ausichlag; 

b) der Vogteien Langenhorn, Großborfiel, Fuchsbüttel, 
Kleinborftel, Ohlsdorf und eines Theiles ber Vogteien 
Alftersborf und Barmbed; 

0) des Amtes Rigebüttel, der Fleden Rigebüttel und Eur 
haven mit Ausichluß des Curhavener Außendeichs ; 

d) der Vogteien Moorburg und Moorwerder, ber Dorfichaft 
Geeſthacht und der Ortichaften Groß-Hansdorf, Schma— 
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lenbed, Beimoor, Wohldorf, Ohlſtedt, Vollsdorf, Farm: 
fen nebft Kupferdamm, Lehmbrod und Berner; 

5. in Baden: die Inſel Reichenau, der Bittenharter Hof, bie 
Orte und Höfe Büfingen, Zeitetten (mit Flachshof, Gunzen⸗ 
vieberhof und Neutehof), Lottftetten (mit Balm, Dietenberg, 
Nad, Locherhof und Volkenbach), Dettighofen (mit Häuſerhof), 
Altenburg, Baltersweil, Berwangen und Albführenhof bei 
Weisweil. 


Zu Artikel 7 des Vertrages. 

1. Die im Artikel 7 bezeichnete Erleichterung iſt durch nachſtehende Um— 
ftände bedingt: 

a) Die Waaren müſſen beim Eingangsamte zur Weiterfendung mit 
einem Begleiticheine (nicht zur jchließlihen Abfertigung) angemeldet 
werden und von einer amtlichen Bezettelung begleitet fein, welche 
ergiebt, daß und wie jie am Verſendungsorte unter amtlichen Ver: 
ichluß geiegt worden find. 

b) Diejer Verſchluß muß bei der Prüfung als unverlegt und fichernd 
befunden werden. 

e) Die Deflaration muß vorichriftsmäßig und vergeitalt erfolgen, daß 
wegen mangelhafter Anmeldung bie ipezielle Revifion nicht erforber: 
(ih wird, und es darf zum Verdacht eines beabjichtigten Unter: 
jchleifes überhaupt feine Veranlaffung vorliegen. 

Läßt fih ohne Abladung der Waaren die vollitändige Ueberzeugung ge: 
winnen, daß der in dem Gebiete des anderen Theiles angelegte Verſchluß un: 
verlegt und fichernd jei, jo fann auch die Abladung und Vermwiegung ber 
Waaren unterbleiben. 

2. Someit an einzelnen Orten in Deutichland ein Bedürfniß ſich geltend 
macht, fol auf bejonderes Anſuchen aud Waarenführern die Benugung ber 
Öffentlichen Niederlage geitattet werden. Die gleiche Begünftigung wird öfter: 
reihifch-ungarifcherfeits zugeitanden. 


Zu Artikel 8 des Vertrages. 

1. Die beftehenden Zufammenlegungen von gegenüberliegenden Grenzzoll- 
ämtern bleiben aufrecht. Doch fteht jevem ver betheiligten Staaten frei, eine 
folde Zufammenlegung gegen vorherige jehsmonatliche Kündigung zurüdzuziehen. 

Neue Zufammenlegungen bleiben der Verftändigung zwiſchen Defterreih und 
ben betheiligten Deutfchen Staaten vorbehalten. 

2. Es wird auch ferner auf thunlichite Uebereinitimmung in den Abfer: 
tigungsbefugnifien ber gegenüberliegenden Grenzzollämter Bedaht genommen 
werben. j 

Eine ausnahmsmweile Erweiterung der Kompetenz einzelner Nemter wird 
der bejonderen Verftändigung der betheiligten Regierungen vorbehalten. 

3. Hinſichtlich der Stellung und der Amtsbefugniffe der auf das Bebiet 
des anderen Theiles verlegten Grenzzollämter hat man fich über folgende Grund: 
läge geeinigt: 

a) Ein auf das jenjeitige Gebiet verlegtes, früher auf dem Gebiete 
beö Staates, welchem es angehört, aufgeftellt geweſenes Zollamt 
behält den Namen des früheren Standortes, welchem jedoch fein 
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neuer Stanbort beigefügt wird. Die auf jenfeitigem Bebiete neu 
errichteten Aemter erhalten den Namen ihres Standortes. 

b) Die Schlagbäume erhalten die Landesfarben des Territoriums, auf 
welchem fie ftehen; das Amtsſchild wird mit den Farben und 
Wappen des Landes, welchem das Amt angehört, verjehen, 

e) Die Aufrehthaltung der Hausordnung liegt dem Worfteher des 
Kerritorialamtes ob. 

d) Die Regierung des Territorialftantes hat dafür zu forgen, daß bie 
auf ihr Gebiet überfegten Beamten in Betreibung ihrer zollamt- 
lichen Geſchäfte nicht geftört werden, und daß namentlich die Sicher 
heit ihrer Dienftpapiere und Gelder feinem Anftande unterliege. 

e) Die beiderfeitigen Zoll: und Steuerbeamten und Angeftellten, welche 
fih aus irgend einer im Vertrage vorgejehenen Veranlaffung in ber 
vorfchriftsmäßigen Dienftuniform in den gegenüberliegenden Staat 
begeben, find dort von dem für Nechnung des Staates zu erheben: 
den Weges, Brüden: und Fährgelde ebenio wie die eigenen Beamten 
und Angetellten befreit. Dagegen haben fie die Befreiung von ders 
gleihen Kommunikationsabgaben, deren Erhebung Geſellſchaften, 
Korporationen, Bemeinden oder einzelnen Privatperfonen zufteht, 
nur infoweit zu beanfpruchen, als fie nach dem beftehenden Tarife 
begründet erſcheint. 

f) Es wird ausdrüdlich anerkannt, daß durh die Zujammenlegung 
der gegenüberliegenden Zollämter wohl eine thunliche Bleichzeitigfeit 
der beiderfeitigen Amtshandlungen, nicht aber eine regelmäßige Abs 
fertigungsgemeinfchaft beabfichtigt fei, daß demnach, abgejehen von 
Fällen außergewöhnlichen Verkehrsandranges und den hierfür von 
den beiderjeitigen Zollverwaltungen einvernehmlich zu erlaflenden 
Inftruftionen, jedes der beiden Aemter nur die ihm als Ein: oder 
Ausgangsamt feines Staates obliegenden Funktionen zu vollziehen, 
an den gleichen Funktionen bes anderen Amtes aber ſich nicht zu 
betheiligen habe. 

£) Die gegenwärtig beitehenden Berabredungen: 

zur Regelung der Berhältniffe der Beamten und Angeitellten 
der auf das Gebiet des Nachbarftaates verlegten Zoll: 
ämter, > 

über das Verhalten der Beamten und Angeitellten der beider 
feitigen Zollihugwachen in ihrem Verkehr zu den Beamten 
und Angeftellten der Wachanſtalten des Nachbarſtaates, 

über die Unterbringung der auf das Gebiet des einen Staates 
verlegten Aemter des anderen Staates und die hierfür ans 
zurechnenden Miethzinie, 

über die Koften der Neinigung und Heizung der zufammen: 
gelegten Aemter, 

über die Errichtung, Erhaltung, Beleuchtung, das Schliehen 
und Deffnen der Schlagbäume bei den zufannmengelegten 
Aemtern, 

über die SPortofreiheit für Briefe und Fahrpoftiendungen 
beim amtlichen Verkehr dieſer Aemter mit ihren vorgejeßten 
Behörden oder mit anderen Zollämtern ihres Staates, 
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über die Rechte und Pflichten der Beamten der auf das Gebiet 
des Nachbarſtaates verlegten Zollämter, denen Wohnungen 
in dem Staatsgebäude des leßteren eingeräumt worden, 
über die Zollabfertigungen an Sonn: und Feiertagen, endlich 
über die gegenfeitige Zollbefreiung für fertige Beamtenuniforim- 
und Armaturftüde 
werben hierdurch aufrecht erhalten. 
Der Grenzpaffantendienft wird von jedem der vertragenden Theile nad 
den in feinem Gebiete diesfalls beftehenden Vorſchriften und mit Rüdjicht auf 
die befonderen Vereinbarungen gehandhabt werden. 


Zu Artilel 10 des Vertrages und zum Zollfartell. 


1. Zu $. 4 des Zollfartells. 

Zu den oberen Zoll: und Steuerbeamten, welde befugt find, bei den Ein- 
hebungsämtern bes gegenüberliegenden Zollgebietes die Regifter oder Negifter: 
abtheilungen, melde den Waarenverfehr aus und nad demjelben und an 
veffen Grenze nachweiſen, nebjt Belegen zur Notiznahme einzujehen, gehören 
außer den höheren Beamten, in Defterreih-Ungarn: die Oberbeamten der Haupt: 
zollämter, die Finanzwach -Oberkommiſſäre und Kommifjäre, in Deutichland: die 
Hauptamtsmitglieder und die Oberfontrolöre. 


2. Zu 8. 5 des Zollkartells. 

Es wird als unbedenklich anerkannt, daß die Grenzauffeher (Finanzwach— 
mannſchaften) zur Verhütung und Entdedung des Schleihhandels fich gegenfeitig 
unterftügen und ihre darauf bezüglichen Wahrnehmungen einander unmittelbar 
mittheilen. Man war jedoch darüber einverftanden, daß die zur Berftänbigung 
über zwedmäßiges Zufammenmwirken von Zeit zu Zeit und bei befonderen Ber: 
anlafjungen vorzunchmenden Berathungen zunächſt nur unter den beiberjeitigen 
oberen Soll: und Steuerbeamten ftattzufinden haben. i 


3. Zu $. 6. des Zollkartells. 

Es wird anerkannt, daß bie beiverjeitigen Zoll: und Steuerbeamten, wenn 
diefelben bei Verfolgung eines Schleihhändlers oder der Gegenftände ober 
Spuren einer Webertretung der Zollgefege des einen vertragenden Theiles in 
das Gebiet des anderen fich begeben, fich lediglich darauf zu bejchränfen haben, 
bei den dortigen Ortsvorftänden ober Behörden die zur Ermittelung des That: 
bejtandes und des Thäters und die zur Sicherung des Beweiſes erforderlichen 
Mafregeln, das Sammeln aller Beweismittel bezüglih der vollbrachten ober 
verfuchten Zollumgebung, ſowie den Umftänden nad die einftweilige Beſchlag— 
nahme der Waaren und die Feithaltung der Thäter zu beantragen, daß die 
genannten Beamten dagegen auf fremdem Gebiete weder die Perſon des Thäters, 
noch die Gegenſtände der Uebertretung anhalten, nod auch von ihren Waffen 
Bebrauh machen dürfen. Sollten aber die Beamten bei der Verfolgung durch 
thätliche Angriffe auf ihre Perſon in die Nothwendigfeit verjegt werden, zu ihrer 
Selbftvertheidigung auf fremdem Territorium von ihren Waffen Gebrauch zu 
machen, jo haben im jevem einzelnen Falle die Behörden des Landes, in welchem 
diefer Fall vorgefommen, nach den dafelbit geltenden Geſetzen darüber zu ent: 
ſcheiden, ob dieſer Gebrauch überhaupt oder in dem jtattgehabten Umfange zur 
Abwehr der thätlihen Angriffe erforderlich geweſen it. 
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4 Zu 8. 6 und 11 des Bollfartells, 

Die beiderjeitigen Zoll: und Steuerbeamten fönnen, wenn fie fich zu ben 
in ben $$. 6 und 11 des Zolllartells bezeichneten Zweden in das Gebiet des 
anderen Theiles begeben, dabei ebenfo bewaffnet jein, wie es für die Ausübung 
des Dienftes im eigenen Lande vorgejchrieben iſt. 


5. Zu 8. 8 des Zollfartells. 

Man war darüber einverftanden, daß es, jo lange fremde, unverzollte 
Waaren im Grenzbezirte nur an Orten, wo fi Zollämter befinden, unb dort 
nur in zollamtlichen Niederlagen oder doch unter einer gegen mißbräuchliche 
Verwendung binreihend fichernden Kontrole niedergelegt werben dürfen, zur 
Ausführung der in $. 8 enthaltenen Verabrebungen genüge, wenn die beider: 
jeitigen Zollbehörden angemwiejen werden, Niederlagen der gedachten Art, ſowie 
Vorräthe von fremden verzollten und von inländiſchen Waaren innerhalb des 
Grenzbezirtes mit gehöriger Berüdfichtigung auch der Zollinterefjen des anderen 
Theiles in der geſetzlich zuläffigen Weiſe zu fontroliren. 


6. Zu $. 9 des Zolllartells. 

Zur Ausführung der Verabredung unter lit. a des $. 9 werden ben beider: 
feitigen Aemtern die in dem gegenüberliegenden Zollgebiete in der Einfuhr und 
Durdfuhr verbotenen oder einer bejonderen Erlaubniß bedürfenden Gegenftände 
befonbers bezeichnet werben. 


7. 3u $. 10 bes Zollkartells. 

Rah 5. 10 des Zollkartells jollen die Erledigung der für die Wiederaus— 
fuhr unverabgabter Waaren geleifteten Sicherheiten, fomwie die für Ausfuhren 
gebührenden Abgabenerlafje oder Erjtattungen erft dann gewährt werden, wenn 
durch eine vom Eingangsamte auszuftellende Beicheinigung nachgewiefen wird, 
daß bie aus dem Deutſchen Zollgebiete nach Defterreich-Ungarn oder umgekehrt 
ausgeführte Waare in Defterreihellngarn beziehentlich dem Deutſchen Zollgebiete 
angemeldet worden iſt. 

In Bezug auf die Ausführung dieſer Beſtimmung war man darüber ein— 
verſtanden, daß es bei dem bisherigen Verfahren nah Maßgabe der nachfolgen: 
den Vorjchriften verbleiben joll: 

a. Bei dem gewöhnlichen Frachtenverlehr, wo die beiderfeitigen Grenzzoll— 
ämter die zollgeieglihe Ausgangs: beziehungsmweife Eingangsabfertigung der 
Waaren vornehmen, erfolgt die Ueberweiſung derfelben behufs der Anmeldungs: 
beſcheinigung auf den die Waaren begleitenden Abfertigungspapieren von dem 
Grenzzollamte des NAusgangsftaates an das Grenzzollamt des Eingangsitaates. 
Das letere giebt die Anmeldungsbeicheinigung unter Beidrüdung des Amtsfiegels 
und unter amtlicher Unterfchrift mit den Worten: 

‚Angemeldet und unter Nr... . . d—— Regiſters ein: 
getragen.“ 

b. Bei dem Frachtverkehr mittelſt der Eiſenbahn findet daſſelbe Verfahren 
ftatt, auch wenn die Ausgangsabfertigung bei einem Amte im Innern und die 
Eingangsabfertigung bei dem Grenzzollamte oder die Ausgangsabfertigung bei 
dem Grenzzollamte und die Eingangsabfertigung bei einem Amte im Innern, 
oder die Ausgangs: und die Eingangsabfertigung beiderfeits bei einem Amte im 
Innern vorgenonmen wird. 

Damit aber in dem Falle, wo die Eingangsabfertigung bei einem Amte im 
Innern ſtattfindet, dieſes weiß, welche der ihm im Anſageverfahren überwieſenen 
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Güter im gebundenen Verkehre übergegangen find, fo bemerkt das Grenzzollamt 
des Eingangsftantes auf Grund der ihm von dem Grenzzollamte des Aus- 
gangsſtaates mitgetheilten Abfertigungspapiere bei der betreffenden Poſt ver 
Labelifte, welches Amt des Nusgangsftaates die Ausgangsabfertigung vorge: 
nommen bat, jowie in welchem Regiiter und unter welcher Nummer dejjelben 
die Waare dort eingetragen if. Es würde alfo 5. B. bei einer nah Wien 
beftimmten Waarenpoft, welche mit Begleitihein nah Breslau gefommen und 
dort zum Ausgange über Oderberg abgefertigt iſt, das Deiterreichifche Grenz: 
zollamt zu Oderberg, weldes die Waaren im Anjageverfahren nad Wien ab: 
läßt, auf Grund des ihm von dem Preußifchen Grenzzollamte zu Oderberg 
mitgetheilten Begleiticheines in der Ladeliſte bei der betreffenden Poft bemerken: 

„Im gebundenen Verfehre von Breslau, Begleitihein. Empfangss 


Damit aber auch das Ausgangs:Abfertigungsamt fofort beim Rüdempfange 
der von dem Grenzjollamte des Eingangsftaates für die Anmeldung beicheinigten 
Abfertigungspapiere erfährt, welches Amt des Eingangsftaates die zollgefeßliche 
Eingangsabfertigung vornimmt, jo giebt das Grenzzollamt des Eingangsftaates 
die Anmeldungsbeicheinigung über die von ihm im Anfageverfahren auf ein 
Amt im Innern abgelafienen Waaren dahin: 

„Durch Ladungslifte Nr. . ... angemeldet und mit Anſage— 
zettel Nr. ... nach abgelaſſen.“ 

Bei zuſammengelegten Zollämtern, welche einen erheblichen Eiſenbahnverkehr 
abzufertigen haben, ſoll es jedoch genügen, daß die Eingangsämter die Ueber— 
nahme der unverabgabten Waaren durch den Abdruck des Amtsſtempels in den 
Abfertigungspapieren des anderen Theiles beſtätigen. 

c. Bei dem Poſtverkehre, es mag die Beförderung der Güter mittelſt der 
gewöhnlichen Poitwagen oder mittelit der Eifenbahn erfolgen, beforgt das Grenz: 
zollamt des Ausgangsftaates die Nusgangsabfertigung der im gebundenen Ver: 
fehr übergebenden Waaren. Der zu prüfende Verſchluß bleibt an den einzelnen 
Poſtſtücken, und beicheinigt das Grenzausgangsamt dies auf der für das Grenz: 
eingangsamt beftimmten Waarenerflärung unter Beidrüdnng des Amtsſiegels 
mit den Morten: 

a | Verſchluß von N. N. belaſſen“, 

fo daß alle aus dem gebundenen Verfehre des Ausgangsitaates eingehenden Poft: 
ftüde beim Grenzeingangsamte mit amtlihem Verfchluffe und mit amtlich bejchei- 
nigter Eingangserflärung ankommen und, fofern dort nicht die zollgejetliche 
Eingangsabfertigung ftattfindet, damit auf das dazu berufene Amt im Innern 
abgelafjen werden müjjen. Die Zollabfertigungspapiere des Grenzausgangsamtes 
läßt diefes ebenfalls mit an das Grenzeingangsamt gehen, welches fie zum Be: 
weile der Eingangsanmeldung abftempelt und dann jofort zurüdjendet. 

Es herrſcht Einverftändniß darüber, daß bei zufammengelegten Zollämtern 
an der Eijenbahn und insbejondere dort, wo ein direkter Mebergang der Poſten 
in den nämlichen Eifenbahn-Poftwagen ohne Ausladung der Poitftüde jtatt- 
findet, und die leßteren theils unter Einzels, theils unter Raumverjhluß ein: 
langen bezw. weiter abgefertigt werben, von der Beicheinigung des Verſchluſſes 
jeitens des NAustrittsamtes auf den für das Grenzeingangsat beftimmmten 
Waarenerflärungen abgefehen werden könne und es genüge, daß das Ausgangs 
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amt die Zollabfertigungspapiere dem Eingangsamte zur Einficht und behufs 
Abftempelung fogleich nach Eintreffen der Poſt zuftelle. 


8. Zu 5. 11 des Bollkartells. 

Die Verjtändigung über die in $. 11 erwähnten Punkte bleibt ver Der: 
handlung zwiichen Defterreih und den angrenzenden Deutichen Staaten vor: 
behalten. 

Die zollamtliche Abfertigung der über die beiderfeitigen Grenzen auf Eifen- 
bahnen verfehrenden Viehtransporte fol thunlichit beichleunigt und erleichtert 
werden. — Diefelbe iſt auf vorherige Anmeldung und bezügliden Antrag der 
Eifenbahnverwaltungen,, wenn fonft die übrigen Vorausſetzungen zutreffen, 
auch zur Nachtzeit vorzunehmen, ſofern dies mit einer vollkommen ver— 
läßlichen Vollziehung des Dienftes vereinbar iſt. 

% Zus. 13 des Bollfartells. 

Nah 5. 13 des Zollfartells follen Webertretungen von Ein, Aus und 
Durhfuhrverboten des anderen Theiles mindeitens mit denjelben Strafen bedroht 
werden, welchen gleichartige oder ähnliche Webertretungen der eigenen Abgaben: 
geſetze unterliegen. 

Man war darüber einverjtanden, dab im jenen Staaten, in welden bie 
Uebertretungen der aus polizeilihen Nüdfichten ergangenen Ein, Aus: und 
Durchfuhrverbote nicht als eine Verlegung der Abgabengefege erachtet werben, 
auch nicht die zum Schuße ver legteren angedrohten Strafen, jondern jene des 
einſchlägigen Strafgefetes Anwendung finden fönnen, unbeichadet ver Verfolgung 
nad dem Zollſtrafgeſetze, falls zugleich eine Zollübertretung vorliegt. 


10. Zu $. 14 des Zollfartells. 

Die Anträge auf Einleitung der Unterfuhung können in Defterreihelingarn 
von den Finanzbezirfsdireftionen bezw. Finanzdirektionen und den FFinanzinfpel: 
toren, in Deutſchland von den Hauptämtern ausgehen. Die beiberfeitigen Be: 
hörden haben dergleichen Anträge an einander zu richten, um das Weitere zu 
veranlaſſen. 


II. Zu 8. 21 des Zollkartells. 
Neben der Strafe find auch die vom Uebertreter umgangenen Gefälle ein— 
ichließlich der Lizenzgebühren einzuziehen. 
12. Zu $. 22 des Zollartells. 
Die Beitimmung im Alinea 3 des $. 20 wegen Tragung der Koiten findet 
auch in dem bier vorgejehenen alle einer Einftellung der Unterfuhung An: 
wendung. 


Zu Artikel 11 des VBertrages. 
Dan iſt darüber einverftanden, daß von ben Beitimmungen des gegen: 
wärtigen Vertrages die Ausübung der nationalen Fiſcherei ausgefchloffen bleibt. 
Die verabrebete Gleihitellung der Seehandelsichiffe und deren Ladungen in 
den beiderfeitigen Seehäfen eritredt ſich nicht: 

a) auf Prämien, welche für neuerbaute Seehandelsſchiffe ertheilt werden 
oder ertheilt werden möchten, ſofern diefelben nicht in der Befreiung 
der Hafen und Zollgebühren oder in der Ermäßigung foldher Ge 
bühren beftehen; 

b) auf die Privilegien für jogenannte Yachtklubs, welche dritten Staaten 
angehören. 
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Zu den Artikeln 16 und 18 des Bertrages. 

l. Die in den Artikeln 16 und 18 enthaltenen Beftimmungen eritreden 
ih aud auf den Fall, wo eine Umladung durch Berfchiedenheit der Bahngeleife 
nötbig wird. Obgleich viejelben auf jonftige Umladungen von Eijenbahntrans- 
porten nicht ausgedehnt werden konnten, jo wird doc anerkannt, daß, wo durd) 
jehr große Entfernung der Auf- und Abladungsorte eine Umladung nötbig wird, 
die Ausdehnung jener Begünitigungen auf Fälle, wo eine aebörig beauffichtigte 
Umladung ftattfindet, nicht auszuſchließen jei. 

2. Poſtſendungen, welche auf Eijenbabnen durch das Gebiet eines der ver: 
tragenden Theile aus: oder nach dem Gebiete des anderen durchgeführt werden, 
jollen, wenn ihre Beförderung in gehörig verſchließbaren Behältniffen erfolgt, 
und die Zahl, der Inhalt und das Rohgewicht der Poftitüde aus den der 
Zollbehörde zugänglichen Poſtpapieren erfichtlich find, von der Deklaration und 
Reviſion ſowohl im Innern, als an der Grenze, jowie von dem zollamtlichen 
Verſchluß der einzelnen Poſtſtücke auch in dem Kalle frei bleiben, wenn fie 
zum Zweck des Ueberganges von einer Eifenbahbn auf eine andere umgeladen 
werden. 

Die Angabe des Inhaltes der Poſtſtücke darf binfichtlih der mit der 
Ueberlandpoft beförderten Gegenftände unterbleiben. 

3. Man ift darüber einverftanden, daf durch die im zweiten Alinea des 
Artikels 18 und Die vorftehend unter 2 vereinbarte Befreiung der auf Eijen: 
bahnen tranfitirenden Güter und Poftfendungen von der zollamtlichen Revifion 
die Ausführung einer ſolchen Reviſion nicht ausgeichloffen jein fol, wenn An: 
zeigen oder begründete Vermuthungen einer beabiichtigten Zollübertretung vor: 
liegen. 

4. Die Zollabfertigung des gegenfeitigen Eiſenbahnverkehrs joll, mie bie: 
ber, nad) den in der Beilage C. des Vollzugsprotofolls zum Vertrage vom 
11. April 1865 erfichtlihen Beitimmungen erfolgen. Dabei follen die zwiſchen 
Defterreih-IIngarn und den betreffenden Deutichen Staaten beitebenden Erleich: 
terungen des Gifenbahnverfehrs, ſofern fie weiter gehen, als die erwähnten 
Beitimmungen, noch ferner aufrecht bleiben. Ebenſo jollen die in der Beilage D. 
(Vollzugsprotofoll 1865) erfichtlichen Worfchriften über die Anwendung des 
Sciffsverichluffes auch ferner in Kraft bleiben. 


Zu Artikel 19 des Vertrages. 

1. Was den Meh- und Marktverfehr anbelangt, jo bat man ſich über 
die Form der Legitimation, welche von den Angehörigen des anderen Theiles, 
die der im eriten Abjage des Artikels 19 ausgeiprochenen Begünftigung tbeil- 
baftig werden wollen, beizubringen ift, nach Inhalt der Anlage C. verjtändigt. 
Zur Ausftellung dieſer Yegitimation follen die nachſtehend unter 2 genannten 
Behörden befugt jein. 

2, Diejenigen Gewerbetreibenden, welche in dem Gebiete des anderen ver: 
tragenden Theiles Waarenanfäufe machen oder Waarenbeitellungen ſuchen wollen, 
jollen bierzu abgabenfrei auf Grund von Gewerbe-Yegitimationskarten zugelafjen 
werden, welche von den Behörden des Heimathlandes ausgefertigt find. 

Die Ausfertigung diefer Karten joll nad dem unter D. anliegenden Muſter 
erfolgen, 

Sie geichiebt durch diejenigen Behörden, denen die Ertheilung von Paß— 
farten nadı ven gegenwärtig beitebenden Webereinfünften übertragen iſt. Jedem 
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vertragenden Theile bleibt vorbehalten, nah Befinden eine mäßige Gebühr für 
die Ausfertigung zu erheben. 

.Zur Vermeidung von Verwechjelungen und Verfälfhungen jollen die für 
Deutjchland und Oeſterreich-Ungarn gleichmäßig berzuftellenden Karten nad For 
mat und farbe von den Paßkarten ich umterfcheiden, in jedem Jahre eine ver: 
ichiedene Farbe tragen, in einem Format bergeftellt werden, welches die be- 
queme Mitführung in der Taſche möglich macht, und im der Ueberſchrift in 
gleicher Weile, wie die Paßkarten, mit einem Stempel verjehen werden, welcher 
das Wappen und den Namen des Staates, in welchem die Ausfertigung er: 
folgte, erſichtlich macht. 

Jedem Gemwerbetreibenden, welchem eine Gewerbe:Zegitimationsfarte ertheilt 
wird, joll von der betreffenden Behörde eine Zufammenftellung derjenigen Bor: 
jchriften ausgehändigt werden, welche von den betheiligten ®ewerbetreibenden, 
außer den in Bezug auf den Ankauf und Verkauf einzelner Waarenartifel etwa 
beitehenden Bejchränfungen, in dem Gebiete des anderen vertragenden Theiles zu 
beachten find. 

Die betreffenden Gewerbetreibenden oder die im ihrem Dienfte ftebenden 
Reiſenden dürfen feine Waaren zum Verkauf mit fich führen, jedoch ift denjenigen 
von ihnen, melde Waareneinkfäufe machen, geftattet, die aufgefauften Waaren 
nach dem Bejtimmungsorte mitzunehmen. Sie dürfen nur im Umberreijen 
Beitellungen juchen oder Anfäufe machen; der ftändige Betrieb dieſer Geichäfte 
an einem Orte außerbalb ihres Wohnortes unterliegt lediglich den in dem erfteren 
geltenden Geſetzen. 


3u Artikel 20 des Vertrages. 

Die Hinterlegung der Bezeichnungen der Waaren oder deren Verpadung, 
der Fabrils- und Handelsmarken, jowie der Muſter und Modelle, deren Rechts: 
ſchutz die Deutjchen Angehörigen in Dejterreich-Ungarn erwerben wollen, bat 
jowohl bei der Handelsfammer in Wien, als auch bei jener in Budapeſt zu er: 
folgen. 

Da in dem Gebiete des Deutjchen Reichs gemäß der daſelbſt beftehenden 
Geſetze über jede Patentertheilung eine amtlide Bekanntmachung erfolgen muß, 
jo wird feitgejegt, daß, wenn ein Angehöriger des Deutichen Reichs auf einen 
daſelbſt patentirten Gegenſtand auch in Oeſterreich-Ungarn ein Privilegium er: 
wirbt, die in Deutichland geſetzlich mittelit Drud erfolgte BVeröffentlihurg der 
betreffenden Patentbeihreibung und Zeichnung feinen geieglichen Nichtigkeits: 
grund gegen den Nechtsbeitand des analogen Dejterreichiichen und Ungariſchen 
Privilegiums bilden ſoll, injofern das den Bedingungen des Geſetzes ent: 
iprechende Geſuch um defjen Ertheilung bei der kompetenten Behörde innerhalb 
des Zeitraums von drei Monaten, vom Zage obiger Beröfientlihung ab ge 
rechnet, eingereicht worden ift, welcher Tag in den Druderemplaren der Deut: 
ſchen Patentichriften angegeben werben wird. 


Zu den Artifeln 21 und 22 des Vertrages. 

Unter Konjuln find alle mit KonjulargejchäftenBeauftragten verftanden. 
Jeder der vertragenden Theile, deſſen Angehörigen der Konſul des anderen 
Theiles nad) Mafigabe des Artikels 22 Schub und Beiſtand gewährt bat, ift 
verpflichtet, die Dadurch erwachſenen Auslagen und Koften nach denjelben 
Srundjägen zu erjtatten, wie dies von dem Theile, welcher den Konjul be: 
ftellt hat, rüchfichtlich feiner eigenen Angehörigen geſchehen würde, 
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Zu Artifel 23 des Vertrages. 

Man war darüber einverftanden, daß unter den Zollftellen, an welche Be: 
amte zu dem in Alinen 1 des Artikels 23 gedachten Zweck zu jenden die ver- 
tragenden Theile ſich wegenfeitig Das Recht zugeilanden haben, die Zolldirektiv: 
behörden (in Oeſterreich Ungarn: die Finanzlandesdireftionen und Finanzdirek: 
tionen, in Deutichland: die Zollbireftionen) nicht mitbegriffen find, jondern daß 
darunter nur die Bezirksbehörden (in Deiterreih-Ungarn: die Finangbezirksdiref: 
tionen, Finanzinſpeltoren, in Deutjchland: die Hauptämter mit den ihnen unter: 
geordneten Lokalzollbehörden) verftanden werben. 

Ebenjo war man darüber einveritanden, daß zwar jeder Negierung die 
Auswahl der Zollitellen des anderen Zollgebietes, an welche fie Beamte zu dem 
vertragsmäßig bezeichneten Zwed jenden will, überlaffen bleibe, daß es aber er: 
forderlich jei, die betheiligte Regierung jedesmal vorher von der Perion des zu 
entiendenden Beamten und von den Zollitellen zu benachrichtigen, an welche der- 
jelbe gejendet werben joll. 


Zu Artifel 27 des Vertrages. 

Die Bevollmächtigten find übereingefommen, daß das gegenwärtige Proto- 
foll zugleich mit dem Vertrage den Hohen vertragenden Theilen vorgelegt wer: 
den joll, und daß im Falle der Natifitation des legteren auch die in erjterem 
enthaltenen Erklärungen und VBerabredungen ohne weitere fürmliche Katififation 
derjelben als genehmigt angejeben werden jollen. 

Es wurde bierauf das gegenwärtige Protokoll in doppelter Ausfertigung 
vollzogen. 

Berlin, den 16. Dezember eintaufend achtbundert achtundfiebenzig. 


(l. 8.) von Bülow. (l.. 8.) Graf von Woltenitein. 


Anlage B. 


Erleichterungen im Grenzverkehr. 


l. Auf Landgütern oder Grundbeſitzungen, welche von der Zollgrenze der 
beiverjeitigen Gebietstheile durchichnitten find, dürfen das dazu gehörige Wirth: 
ihaftsvieb und Wirthichaftsgeräthe, die Ausjaat zum dortigen Feldbau, dann 
die auf denjelben gewonnenen Erzeugnifje des Aderbaues und der Viehzucht bei 
der Beförderung von den Orten ihrer Servorbringung nach den zu ihrer Ber: 
wahrung beftimmten Gebäuden und Räumen von einem Zollgebiete auf das 
andere an den durch die Verwendung oder Beltimmung im Wirthichaftsbetriebe 
angezeigten natürlichen Webergangspuntten zollfrei gebracht werden. 

2. Die Grenzbewohner, welche im jenjeitigen Grenzbezirke eigene oder ge: 
pachtete Meder und Wieſen zu beitellen, oder dort, jedoch in der Nähe ihres 
MWohnortes, ſonſt eine Feldarbeit zu verrichten haben, genießen Zollfreiheit in 
Betreff der Ausfaat zum Anbau der erwähnten Grundftüde und der von den: 
jelben weggeführten Fechſung an Feldfrüchten und Getreide in Garben, dann 
in Betreff des Arbeitsviehes und der Arbeitsgeräthichaften für die landwirth: 
ſchaftlichen Verrichtungen. 

Nach Maßgabe der örtlichen Verhältniſſe und der zu verrichtenden Arbeiten 
kann der Grenzübertritt auch auf Nebenwegen unter Beobachtung der diesfalls 
zu beſtimmenden Vorſichtsmaßregeln dann geſchehen, wenn die Rückkehr noch 
an demſelben Tage erfolgt. 

3. Die nachbenannten Gegenſtände dürfen im gegenſeitigen Verkehr der 
Grenzbezirke, wo die örtlichen Verhältniſſe dies wünſchenswerth und zuläſſig er— 
ſcheinen laſſen, unter dienlichen Vorſichten auch auf Nebenwegen zollfrei ein: oder 
austreten: 

Ausgelaugte oder Auswurfsaihe zum Düngen, Bauſand (gemeiner) 
und Kieſelſteine; Bäume, Sträucher, Reben und andere lebende 
Pflanzen oder Gewächſe zum Verpflanzen, ſowie auch eingeſetzt in 
Zöpfe oder Kübel; Beſen von Weiden, Birken u. dgl.; Bienenitöde 
mit lebenden Bienen; Dünger, thierijber; Eier; Feuerſchwamm, 
roher; Flachs und Hanf in Wurzeln; Gras; Moos; Binjen; 
Autterfräuter; Waldftreu; Heu, Stroh und Säderling; Mild; 
Schmirgel und Trippel in Stüden; Thon und Töpfererde, gemeine; 
Zorf und Moorerde; Iräber und Treiter. 

4. Vieh, das auf Weiden getrieben wird oder von venjelben zurüdtehrt, 
fann, wenn Die Identität jichergeitellt wird, zollfrei über die Zolllinie ein- und 
austreten. Auch die Erzeugniffe von dem auf die Weide getriebenen Vieh, als: 
Mil, Butter, Käfe, Wolle und das in der Zwiſchenzeit zugewachlene junge Vieh 
dürfen in einer der Stüdzabl des Viehes und der Weidezeit angemefjenen Menge 
zollfrei zurüdgeführt werden. 


31 NM 8 


Soweit die örtlichen Verhältniſſe es erfordern, ift die Weberfchreitung der 
Grenze auf Nebenwegen unter Beobachtung der diesfalls zu beftimmenden lokalen 
Vorfihtsmaßregeln auch dann zuläſſig, wenn es fich um eine längere Weidezeit 
im jenfeitigen Grenzbezirke handelt. 

5. Die beiderfeitigen Grenzbewohner find, wenn jie Getreide, Delfamen, 
Sanf, Yein, Holz, Lohe und andere dergleichen landwirthſchaftliche Gegenſtände 
zum Bermablen, Stampfen, Schneiden, Reiben u. ſ. w. auf Mühlen in den 
jenfeitigen Grenzbezirk bringen und im verarbeiteten Zuftande wieder zurück— 
führen, von jeder Zollabgabe befreit. 

Auch wird bierbei geitattet, Ausnahmen von dem regelmäßigen Zollver: 
fahren, wenn berüdfihtigungswertbe örtliche Verhältnifje dafür ſprechen, unter 
Subjtitwirung anderer, den Umständen angemefjener Modalitäten zum Schute 
gegen Zollumgehungen zu bewilligen. Die Mengen der Erzeugniffe, welche an 
Stelle der Rohſtoffe wieder eingebracht werden dürfen bezw. wieder ausgeführt 
werden müſſen, find nach Erfordernif von den beiderfeitigen Zollverwaltungen 
einvernehmlich angemeſſen feitzufegen. 

6. Die gegenfeitige Zollfreibeit ſoll fich ferner eritreden auf alle Säde und 
Gefäße, worin landwirthſchaftliche Erzeugnifie, als z. B. Getreide und andere 
Feldfrüchte, Gips, Kalt, Getränke oder FFlüffigfeiten anderer Gattung und 
ſonſt im Grenzverkehr vorkommende Gegenftände in das Nachbarland gebracht 
werben umd bie von dort leer auf dem nämlichen Wege wieder zurüdgelangen. 

7. Rüdfihtlih der Förmlichfeiten und Kontrolen, welchen die vorjtehend 
angeführten Erleichterungen im Grenzverkehr unterliegen, haben die in dem Leber: 
einfommen vom 21. Dftober 1847 enthaltenen VBorichriften in Anwendung zu 
fommen. Someit weitergehende Erleichterungen in diefem Verkehr bereits beftehen, 
find diefe aufrecht zu erhalten. 


Formular (. 


Dem N. X., welder mit feinen ;Fabrifaten (Produkten) die Meſſen und 
Iahrmärkte in (Defterreich-Ungarn, Deutichem Reich) zu befuchen beabfichtigt, 
wird behufs feiner Legitimation bei den zuftändigen Behörden hierdurch bes 
zeugt, daß er zu N. wohnhaft jei und die feinem Gewerbe entiprechenden geiek: 
lien Steuern und Abgaben zu entrichten habe. 

Gegenwärtiges Zeugniß it gültig für den Zeitraum von ..... Monaten. 

(Ort, Datum, Unterjchrift und Stempel der ausjtellenden Bebörde.) 
Perjonalbeichreibung und Unterichrift des Gemwerbetreibenden. 
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Formular D. 


Gewerbe:Legitimationskarte. 


Stempel mit 


Gültig für das Jahr nn — 
des Landes. 
Nre..... 


Dem N. N,, welcher in N. wohnhaft iſt und für Rechnung 

1. feiner eigenen Drogueriewaaren-Sandlung dajelbit, 

2. der Drogueriewaaren-Sandblung N. N. daſelbſt, bei welcher er 

als Handlungskommis im Dienſte fteht, 

3. nachſtehender Handlungs: (Fabriks:) häuſer als: ..............- 
EN ae ee TE a EEE TERN im Deutichen 
Neih und in Oeſterreich-Ungarn Waarenbeftellungen aufzujuden und Waaren: 
einfäufe zu machen beabfichtigt, wird hierdurch behufs feiner Gewerbe-Legitimation 
bejcheinigt, daß für den Gewerbetrieb de, vorgedachten Geſchäfts⸗ im hie⸗ 
ſigen Lande die geſetzlich beſtehenden Steuern zu entrichten ſind. 

Derſelbe darf von den Waaren, auf welche er Beſtellungen ſuchen will, 
nur Proben, aufgekaufte Waaren aber nur behufs deren Beförderung nach dem 
Beſtimmungsorte mit ſich führen. 

Auch iſt ihm verboten, für Rechnung Anderer als de genannten Ge— 


ichäfts-"""" Waarenbeitellungen aufzuſuchen oder Waarenanfäufe zu machen. 


binier 
Bei dem Auffuchen von Beitellungen oder bei Waarenanfäufen bat er bie 
in jedem Staate gültigen Vorſchriften zu beachten. 


(Ort, Datum, Unterihrift und Stempel der ausitellenden Bebörde.) 


Perjonalbeihreibung und Unterſchriſt des Reifenden. 
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DenklAnift. 


An der dem Neichstage unter dem 16. ‚Februar 1878 vorgelegten Denkſchrift 
über die Verhandlungen wegen Abjchluifes eines neuen Handels und Zollvertrags 
mit Oeſterreich-Ungarn, welche ſich in der Anlage wieder abgedrudt findet, ift 
dargelegt worden, aus welchen Gründen es damals nicht gelungen war, einen 
auh auf den Zolltarif fich erjtredenden neuen Sandels: und Zollvertrag mit 
Oeſterreich-Ungarn zu vereinbaren und weshalb die Kaijerliche Regierung, nad) 
dem Defterreich-Ungarn feine Zuſtimmung zu der biesfeits vorgeichlagenen Ber: 
längerung des Vertrags vom 9. März 1868 um ein Jahr — bis Ende 1878 — 
verweigert hatte, das im Dezember 1877 von der öfterreichifch-ungarifchen 
Regierung gemachte Anerbieten einer Prolongation des beftehenden Vertrags um 
ein halbes Jahr — bis Ende Juni 1878 — angenommen bat. Im Monat 
Juni 1878 ift ſodann eine BVerftändigung über eine weitere Verlängerung des 
Vertrags bis Ende des Jahres 1878 getroffen worden. 

Während diefes Zeitraumes find die Verhandlungen über die Erneuerung 
des Vertrags wieder aufgenommen worden. 

Da die, Gründe, welche das Scheitern der Tarifverhandlungen herbeigeführt 
hatten, fortbeftanden, und da es behufs Gewinnung einer geeigneten Grundlage 
für neue Verhandlungen über Konventionaltarife angezeigt erſchien, zunächſt das 
Ergebniß der eingeleiteten autonomen Nevifion unſeres Zolltarifs abzuwarten, 
jo ift die Kaiferlihe Regierung in erfter Linie bemüht geweien, eine nochmalige 
Verlängerung des Vertrags vom 9. März 1868 auf ein Jahr herbeizuführen. 
Auf eine dur die Kaiferliche Botfchaft in Wien unterm 4. Oktober v. 3. an 
das öſterreichiſchungariſche Minifterium gerichtete Note, worin jener Vorſchlag 
näher begründet wurde, erfolgte unterm 6. November v. 3. eine ablehnende 
Antwort, in welcher die Kaiferlid-Königlihe Regierung die Gründe darlegte, 
aus welchen es ihr unmöglich fei, den Vertrag vom 9. März 1868 über den 
erften Sanuar 1879 hinaus zu verlängern. In diefer Antwort wurden zugleich 
anberweite Grundlagen für eine vertragsmäßige Negelung der wechielfeitigen 
Handels: und Verkehrsbeziehungen zwiſchen Deutichland und Oeſterreich-Ungarn 
und zum Zwecke der Vereinbarung hierüber neue kommiſſariſche Verhandlungen in 
Vorſchlag gebracht. Nachdem die Zuftimmung der Kaiferlichen Regierung zur 
ſchleunigen Einleitung jolcher Verhandlungen unter dem 13. November v. I. 
erklärt war, traten die beiberjeitigen Kommifjarien am 2. Dezember v. 3. in 
Berlin zufammen. Sierbei wurde unfererjeits die frage der Verlängerung des 
Vertrags vom 9. März 1868 nochmals zur Sprache gebracht. Die öfterreichifch- 
ungarifchen Kommiffarien wiederholten die ſchon früher von ihrer Regierung 
abgegebene Erklärung, daß man öfterreichifcherfeits auf eine weitere Prolongation 
des beftehenden Vertrags nicht einzugehen vermöge. Die ſodann gepflogenen 
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fommiffarifchen Verhandlungen wurden mit Ausnahme der Tarife auf alle bie: 
jenigen Gebiete ausgedehnt, welche in dem 1868er Vertrage ihre Regelung ge: 
funden hatten. 

Auf diefer Grundlage ift dann über einen für die Dauer eines Jahres 
gültigen Vertrag die Einigung erzielt und der Vertrag am 16. Dezember v. 3. 
unterzeichnet worden. 

Abgefehen von der foeben erwähnten bejchränkten Dauer und von dem 
Wegfall einer Vereinbarung über die beiberjeitigen Tarife ftimmt der Inhalt 
bes neuen Vertrags und feiner Anlagen größtentheils mit dem Inhalte des 
Vertrags vom 9. März 1868 und jeiner Anlagen überein. 

Zu den einzelnen Beftimmungen des Vertrags vom 16. Dezember 1878 
iſt Folgendes zu bemerken: 

In Artikel 1 wird — wie in Artikel 1 des früheren Vertrags — beitimmt, 
daß Verbote der Ein:, Aus: und Durchfuhr nur bei Gegenftänden der Staats: 
monopole, aus gejunbheitspoligeilichen Rüdfichten oder für Kriegsbedürfnifie 
unter außerorbentlihen Umftänden vorfommen dürfen. Nun ift die im Schluß: 
protofoll zu diefem Artikel enthaltene Erläuterung, daß der bezüglich der ge- 
fundheitspolizeilihen Rückſichten ausgefprochene Vorbehalt auch auf jene Vor: 
fihtsmaßregeln ſich erftredt, die zum Schuge der Landwirthſchaft gegen die Ein: 
ſchleppung und Verbreitung jchädlicher Infekten ergriffen werden jollten. 

In Artikel 2 wird zunächſt, wie in Artifel 2 des früheren Vertrags, das 
Recht der jogenannten Meiftbegünftigung binfichtlih der Ein:, Aus: und Durch— 
fubr gegenfeitig zugefichert. 

Hierauf war unfererfeits um jo mehr Gewicht zu legen, weil Defterreich: 
Ungarn im Begriffe ftand, mit anderen Staaten, wie es inzwiſchen Stalien 
gegenüber wirklich geſchehen ift, Tarifverträge abzufhließen. Die Erportinterefien 
Deutihlands würden der Gefahr einer ſchweren Schädigung ausgeſetzt geweſen 
fein, wenn wir nicht die Sicherheit erlangt hätten, daf die Ermäßigungen des 
öfterreichifch-ungarifchen Allgemeinen Zolltarifs, welche anderen Staaten im Wege 
des Konventionaltarifs zugeitanden worden, auch der beutjchen Einfuhr nad 
Defterreich-Ungarn zu Gute kommen. | 

Die in Ziffer 1 des Artikels 2 gegenfeitig vorbehaltenen Ausnahmen von 
der Meiftbegünftigungsflaufel betreffen im Wefentlichen die beſonderen Erleich— 
terungen des Verkehrs mit Nahrungsmitteln und Gegenitänden der Baus: 
induftrie für gewiſſe Grenzitreden. Thatfächlich beftanden folche Erleichterungen 
ſchon either. 

Artikel 3 enthält — wie Artikel 4 Ziffer 2 des früheren Vertrags — die 
Beitimmung, daß Ausfuhrprämien nicht gewährt werden ſollen. Angefichts der 
in Oeſterreich-Ungarn zu Tage getretenen Beitrebungen, für Zuder und Brannt- 
wein Erportprämien zu erlangen, wurde in das Schlußprotofoll zu dieſem 
Artikel die weitere Beitimmung aufgenommen, daß die innere Geſetzgebung der 
technifchen Entwidelung der einer inneren Abgabe unterliegenden Industrie derart 
zu folgen habe, daß die Steuerrüdvergütung die thatlächlich entrichtete Steuer 
nicht überfteige. 

Artikel 4 fichert gegenfeitig die Freiheit von Durchgangsabgaben zu und 
ftimmt mit Artifel 5 des früheren Vertrags überein. 

Artikel 5 enthält im Uebereinftimmung mit Artifel 6 Litt. a und b des 
früheren Vertrags die befonderen Begünftigungen des Meß- und Marktverkehrs 
und der Waarenmufter, welche Sandelsreifende mit fich führen. Die in Artikel 6 
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Litt. e des früheren Vertrags vereinbarten Erleichterungen für @loden und 
Lettern zum Umgießen, Stroh zum fFlechten ꝛc., find nicht erneuert worden, 
weil bei diejem Verkehr fichernde Ipentitätsfontrolen nicht möglih find und 
deshalb im Laufe der Zeit mancherlei Mifbräuche fich eingebürgert hatten, 
deren Beleitigung nicht möglih war. Der ganze Verkehr war übrigens nur 
von geringem Belang. 

Artitel 6 enthält die Beſtimmungen über den jogenannten Bereblungs- 
verfehr. Derjelbe bat fih unter dem Schutze der jeit 1853 beitehenden ver: 
tragsmäßigen Erleihterungen aus Heinen Anfängen für beide vertragichließenden 
Theile zu hoher Bedeutung emporgefhmungen. Die Erhaltung deifelben hatte 
deshalb auch jchon bei den fommifjarifchen Verhandlungen von 1877 eine ber 
wichtigften Aufgaben unjerer Kommifjarien gebildet. Der Veredlungsverfehr mit 
anderen Artifeln als Garnen und Geweben ift für Deutjchland von unter: 
georbneter Bedeutung. Der Schwerpunkt des Interefjes liegt für uns in ben 
Gegenſtänden der Zertilinduftrie. 

Nah den Publikationen des Kaiferlichen Statiftifhen Amts find im Durch: 
ichnitt der Jahre 1875, 1876 und 1877 an Garnen und Geweben uerebelt 
worden: 





in 
Deutjchland: Defterreich: 
Er. Etr. 
Baummollengarne 1 034 18 822 
Leinengarne 6 265 34 551 
Wollengarne 1 751 2.058 
Baummollengemwebe 63 456 3 483 
Leinengemebe 1832 2 229 
Wollengemwebe 15 010 603 
Geſammtdurchſchnitt 89 348 61 746 
Für das Jahr 1877 ergiebt die offizielle Statiftif folgende Refultate: 
Veredlung in 
Deutichland: Defterreich: 
Er. Etr. 
Baummollengarne 1112 16 734 
Leinengarne 8545 29 524 
Wollengarne 1898 2392 
Baummollengewebe 63 402 3 142 
Leinengemebe 527 2554 
Wollengewebe 15 085 271 
Seidene Zeugwaaren 179 — 
Halbjeidene Zeugwaaren 531 34 
Zufammen 91279 54 651 


Uebergehend auf die einzelnen Arten der Veredlung ift nach der offiziellen 
deutjchen mie öſterreichiſchen Statiftif hervorzuheben, als von befonderer Be 
deutung für die deutfche Induſtrie: das Bedruden, fodann das Färben und 
Bleihen von Baummwollenwaaren, das Färben und Beoruden von Wollen- 
waaren, das Verweben von Wollen: und Baummollengarnen und das Bleichen 
von Xeinengarnen; für die öjterreihifhe Induftrie: das Verweben von 
Leinen- und Baummollengarnen, das Bleichen von Leinengarnen und Leinen: 
waaren und das Bebruden von Baumwollenwaaren. 
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Die Verhandlungen über den Gegenftand waren unerwartet langmwierig und 
ſchwierig, weil Angefichts der von öſterreichiſcher Seite angejtrebten Beſchränkung 
des Verebelungs - Verkehrs nur eine Vereinbarung ſämmtlicher Vollzugs- 
beftimmungen bis ins kleinſte Detail diejenige Sicherheit bieten konnte, welche bei 
der hohen Bedeutung des Begenftandes nothwendig erfchien. Da eine in Wirklichkeit 
ftattgehabte mißbräudhliche Ausdehnung der bisherigen Vergünftigung nicht in Ab: 
rede zu ftellen war, jo konnte eine Reihe von Kontrolbejtimmungen, welche im 
Wefentlihen die Sicherftellung der Identität und des einheimijchen Uriprungs 
der zu veredelnden Waare zum Zwedce hatten, nicht von der Sand gewiejen 
werden. Dagegen ilt es gelungen, weitergehende Erjchwerungen einjchließlich 
des von öſterreichiſchungariſcher Seite früher verlangten Appreturzolls von 10 fl. 
pro 100 kg zu bejeitigen. 

Die näheren Beitimmungen und FFörmlichkeiten, unter welchen dieje Ver: 
fehrserleichterungen eintreten jollen, find theils im Schlußprotofoll zu Artifel 6 
des Vertrags Litt. A. enthalten, theils in der Anlage 2 abgebrudt. 

In dem Schlußprotofoll zu Art. 6 des Vertrags Lit. B. und in ber 
unter Nr. 3 anliegenden Note d. d.: Berlin den 16. Dezember 1878 find 
ferner die bejonderen Erleichterungen des Grenzverfehrs mit leinenen Garnen 
und roher ungebleidhter Leinwand enthalten. Die vertragsmäßige Grundlage 
diejer jchon jeit dem vorigen Jahrhundert in Uebung geftandenen Erleichterungen 
beruhten auf einer protofollarifchen Uebereinkunft vom 20. Oktober 1847. Auf 
das Recht einer Kündigung diefer Uebereinkunft war auch in dem Vertrag vom 
9. März 1868 für die Dauer defjelben verzichte. Die Uebereinkunft hätte 
demgemäß unter allen Umftänden noch bis ult. Juni 1879 aufrecht erhalten 
werden müſſen. 

Die unter der Herrſchaft diefer Beſtimmungen zollfrei eingeführten Mengen 
an roher Leinwand (einjchließlicd der Durchſuhr, welche nicht gefondert nad): 
gewieſen werden fann), find allmälig bis zu 67 000 Etr. im Jahr 1875 ge 
fliegen und find von da im Jahr 1876 auf 55 000 Etr., und im Jahr 1877 
auf 53 000 Etr, geſunken. 

Nachdem die Kaiferlih und Königlich öfterreihiich:ungarifche Regierung die 
Aufrehthaltung der in Rede ftehenden Erleichterungen als eine der unerläßlichen 
Grundlagen eines neuen Vertrags bezeichnet hatte, glaubte die Kaiferliche Ne 
gierung diejelben in dem aus den Anlagen erfichtlihen gegen den früher faktiſch 
beitandenen Zuftand weſentlich eingefchränften Umfang nicht ablehnen zu 
dürfen, ohne Intereffen von höherer Bedeutung außer Acht zu laſſen. 

Während nah den früheren Vereinbarungen rohe Leinwand in Preußen 
auf der Grenzlinie von Leobjhüg bis Seidenberg nad) Bleidhereien ober Zein, 
wandmärkten und in Sadjen auf der Grenzlinie von Oftrig bis Schandau auf 
Erlaubnißjcheine zollfrei eingeführt werben konnte, ift nunmehr die zollfreie Ein- 
fuhr von roher Leinwand an der fchlefifchen Grenze auf zwei Leinwandmärfte 
bejchränft und die ſachſiſche Grenze für die zollfreie Einfuhr roher Leinwand — 
ausgenommen auf Bleichereien — thatſächlich geſchloſſen. Endlich iſt hervorzu— 
heben, daß dieſe Erleichterungen nicht erſt mit Ablauf des Hauptvertrags künd— 
bar werden, ſondern zugleich mit dem Handelsvertrag ihr Ende erreichen. 

Die beſonderen Erleichterungen des Heinen Grenzverkehrs, welche im We— 


ſentlichen ſchon ſeither beſtanden, ſind in dem Schlußprotokoll zu Art. 6 unter 
Litt. e, vereinbart, 
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Die Art. 7 bis 10 find aus den früheren Verträgen übernommen. 

Die von Defterreih:Ungarn verlangte Aufrechthaltung des Zolltartells iſt 
zugeftanden worden, weil das Wieberaufleben eines ausgedehnten Schmuggelver- 
fehrs auch im Intereffe der diesfeitigen Grenzbevölferung nicht gewünſcht werden 
fann, weil der ;Fortbeitand des Kartells der deutichen Verwaltung feine nen- 
nenswerthe finanzielle Opfer auferlegt und während der nur einjährigen Dauer 
bes Vertrags z. B. die Auseinanderlegung der gemeinfchaftlichen Grenzämter 
überhaupt nicht ausführbar geweſen wäre. Das in Art. 11 des früheren Ber: 
trags ‚enthaltene Verbot von Stapel: und Umſchlagsrechten wurde als jelbitver: 
ſtändlich fortgelaflen. 

Die Beitimmungen der Art. 11 bis 14 entiprechen im MWejentlichen den 
bisherigen Vereinbarungen. Hinfichtlih der Gebühren für die Benutzung der 
Ehauffeen, Straßen, Kanäle, Scleufen ꝛc. — in Art. 14 — ift die Gleich. 
ftellung mit den Angehörigen des eigenen Staats vereinbart, dagegen die feit: 
berige Beltimmung, wonach die Gebühren die Unterhaltungstoften ſammt den 
pandesüblihen Zinfen des Anlagefapitals nicht überfteigen dürfen, als unkon— 
trolirbar und daher ohme praktische Bedeutung weggelaſſen worden. Ebenſo 
das in bem früheren Vertrag vereinbarte zuläfjige Marimum des Wegegelbes 
von 5 Ar. pro Meile, da derzeit höchitens 3 Kr. am Wegegeld in Deiterreich: 
Ungarn erhoben wird. ‚ 

Die Artikel 15 Eis 18 enthalten Beſtimmungen über den Eifenbahn: 
verkehr, welche theilweije von dem Inhalte des früheren Vertrages abweichen. 

Die Beitimmung im erften Abjag des Art. 15. ift aus der Mehrzahl 
ber über die preußiich:öfterreichiichen Eifenbahnanichlüfe abgeichloffenen bes 
fonderen Staatöverträge übernommen.*) Die frühere, ihrem Wortlaut nad 
engere Vorjchrift des Artikels 16 des Zoll: und Sanbelsvertrages vom 9. März 
1868 wird hierdurch dahin erweitert, dab die gleichmäßige Behandlung der 
beiderfeitigen Transporte nicht nur für Durchfuhren (dem Tranfitverfehr), fondern 
allgemein für die „aus dem Gebiet des einen Theils in das Gebiet des anderen 
Theils übergehenden ober Tegtere tranfitirenden Transporte”, alſo auch für 
den Eingangs: und Ausgangsverfehr zugefichert wird. Die allgemeine 
Ausdehnung dieſer umfaffenderen Beitimmung auf den gefammten Eifenbahn: 
verkehr zwifchen den vertragichließenden Staaten, insbeiondere auch auf den 
über den älteren Anſchlußpunkt Oberberg ſich bewegenden Verkehr wird u. U. 
wie erwartet werden darf, die zeitweife beflagte Zurüdjegung der ober: 
ſchleſiſchen Kohle gegenüber dem Prodult der in nmächfter Nähe der Grenze 
belegenen öfterreichifhen Gruben auf den öfterreihiihen Eifenbahnen binfort 
unmöglih machen. 

Die Nothwendigkeit der Publizität der Tarife (Abſatz 2) folgt aus dent 
öffentlichen Charakter der Eijenbahnen und ift dur das allgemeine Verlkehrs— 
interefle bedingt. Das Verbot der Anwendung nicht publigirfter Tarife oder 
Tarifbedingungen ift demgemäß auf den größten Theil der Deutichen Eifen- 
bahnen, namentlich in Preußen ($. 26. des Gefeges vom 3. November 1838 
G.S. ©. 510) ſchon jetzt Rechtens und die Ausdehnung deilelben auf die 


*) Vergl. die Verträge vom 23. AFebrnar 1861 (Preuß. Gejer-Samml. S 197) Art. 14 
vom 5. Auguft 1867 (a. a.0. ©. 1770) Art. XIV. vom 21. Mai 1872 (R.G.Bl. S. 36) 
Art. XI, von demielben Datum (a. a. O. ©. 367) Urt. XIV, und vom 2. Mär 1877 
(2.0.0. 2. 419) Art. XI. 
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öfterreihifcheungarifchen Eifenbahnen in dem ftipulirten Umfange im öffentlichen 
Intereſſe als befonders werthvoll zu bezeichnen. 

Die weiteren Beitimmungen des Artikels 15 fihern die Anerkennung der 
gejeglihen Landeswährung fowohl im inneren Verkehr des eigenen 
Landes, wie im Uebergangsverfehr auf den Anjchlußftreden und zwiſchen ben 
aunächft der Grenze belegenen beiberjeitigen Stationen au dann, wenn bie 
betriebsführende Verwaltung ihren Sig im Gebiet des anderen Staates hat. 

Der erite Abjak des Artikels 16 wiederholt im Weſentlichen die Beſtim— 
mung des Artikels 17 des Zoll: und SHandelsvertrages vom 9. März 1868. 

Die weitere Zuſage der Förderung des direkten Verkehrs, ſoweit folder 
auch im Deutichen Intereife fih als erwünjcht erweilt, fann -feinem Bedenken 
unterliegen. 

Artifel 17 jtellt zunächſt den allgemeinen Grundiag auf, dab der Eiſen— 
bahnverfehr zwifchen den beiderjeitigen Gebieten gegen Störungen und Bes 
hinderungen ficher geitellt werden fol, und giebt fjobann dieſem, der Natur 
und bem Intereffe des öffentlihen Verkehrs entiprechenden Grundſatz eine 
durch konkrete Verhältnifie veranlaßte Anwendung. 

Die feit einigen Jahren wiederholt auf Antrag der Befiger öfterreichiicher 
oder ungarifher Eijenbahnobligationen erfolgte Beihlagnahme öfterreichiicher 
und ungarjiher Eifenbahnmwagen auf beutihen Bahnen hatte Störungen und 
Semmnifje für den Verkehr zwiſchen den vertragjchließenden Staaten mit ji 
gebracht. Nicht allein wurden die arreftirten Wagen jelbit zeitweife dem öffent: 
lichen Verkehr entzogen, jondern es ſahen ſich auch die betroffenen fremden 
Verwaltungen veranlaßt, den Uebergang ihrer Wagen über die deutiche Grenze 
gänzlich zu unterfagen und den Verkehr auf die Läftige und koſtſpielige Um— 
ladung auf den Grenzitationen zu verweijen. Seitens der öſterreichiſch-unga⸗— 
riſchen Negierung wurde daher großer Werth darauf gelegt, den internationalen 
Eifenbahnverfehr von ſolchen Störungen zu befreien und insbefondere das in 
Art. 15 himfichtlich des Verbots nicht publigirter Tarife gemachte Zugeitändniß 
von der Bewilligung der Arreftfreiheit für das rollende Eijenbahnmaterial ab: 
hängig gemadt. Es war nicht zu verfennen und den beutfchen Regierungen 
nicht entgangen, daß die Störungen des internationalen Eifenbahnverfehrs in 
Folge der Beichlagnahme der fremden Wagen auf den deutſchen Bahnen und 
namentlich in Folge der Verweigerung des jerneren Wagenübergangs geeignet 
waren, aud bie öffentlichen Interefien des eigenen Eifenbahnverfehrs jehr 
empfindlich zu benachtheiligen. Die Natur des Eijenbahnverkehrs erheiicht die 
ungebinderte Zirkulation der Wagen und ihren ungehemmten Durdgang mög: 
licht bis zur Beftimmungsftation der Ladung. Die auf die deutſchen Bahnen 
übergeführten fremden Wagen ftehen hier im Dienft des deutſchen Eifenbahn- 
verfehrs und jede Störung in ihrem Umlauf und nocd mehr die gänzliche Ent: 
ziehung des fremden Betriebsmaterials treffen zunächft den beutichen Ber: 
fehr. So hatte jhon nah der eriten Beichlagnahme weniger Wagen ber 
KafhausDderberger Eiſenbahn die angrenzende deutihe Verwaltung der ober: 
ichlefiichen Eifenbahn allein in der Zeit vom 18. Oktober bis 31. Dezember 1875 
mehr als 700 Wagen zur Umladung auf der Grenzitation Oderberg jtellen 
und dem inneren Verkehr entziehen müſſen. Durch das vereinbarte Verbot ber 
Beihlagnahme wird zwar den inländiſchen Bläubigern öſterreichiſch-ungariſcher 
Eifenbahnen ein Mittel entzogen, für die Verfolgung ihrer Anſprüche den Ge: 
richtsſtand vor deutfchen Gerichten zu begründen, allein abgeſehen davon, daß 
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die Anwendung biefes Mittels fich für die Dauer von ſelbſt verbot, weil es, 
wie bereits oben erwähnt, die öfterreihiich-ungarifhen Bahnen zur Zurüd: 
haltung ihrer Wagen auf dem bortjeitigen Gebiet veranlaffen mußte, To fteht 
jenen Gläubigern au, außer dem Wege der lage bei den ordentlichen Ge— 
richten der verpflichteten Gejellichaften, die Beihlagnahme anderer Vermögens: 
objefte der legteren im Inlande offen, ohne mit beachtenswerthen öffent: 
lihen Interefjen im Widerftreit zu kommen, Unter den bargelegten Um— 
ftänden war die Aufnahme der von Seiten der öfterreichifchungarifchen Regie: 
rung vorgeichlagenen Beſtimmung auch als dem deutſchen Intereffe entſprechend 
anzuerkennen. 

Die Vereinbarung über die Desinfektion der Viehwagen — im dritten 
Abſatz — wird den ſanitären Intereſſen der deutſchen Landwirthſchaft und 
nicht minder dem Eiſenbahnverkehr zu Statten kommen; dem letzteren inſofern, 
als es nach Feſiſtellung eines einheitlichen und ſicheren Desinſektionsverfahrens 
möglich werben wird, die Verwendung der Viehwagen in dem internationalen 
Verkehr der vertragſchließenden Staaten ohne die ſonſt erforderliche wiederholte 
Desinfektion oder Umladung zuzulaffen ($. 3 des Geſetzes vom 25. Februar 
1876 R.:6.:Bl. ©. 163). 

Die im Artikel 18 enthaltenen Beitimmungen über die Zollabfertigung 
der Eifenbahntransporte find den früheren Beftimmungen des Artifeld 19 des 
Vertrages vom 9. März 1868 entnommen. 

Die in Art. 19 vereinbarten Beftimmungen über die Gleichſtellung der 
Angehörigen der vertragenden Theile mit den Inländern in Beziehung auf 
Gewerbe: und Handelsbetrieb unterfcheiden fih von den Vereinbarungen in 
Art 18 des Vertrags von 1868 darin, dab außer dem Apothefergewerbe und 
dem Gewerbebetrieb im Umberziehen, auch das Sandelsmäflergefhäft von ber 
Gleichſtellung mit den Juländern auf den Wunſch der öfterreichiich:ungariichen 
Regierung ausgeſchloſſen iſt, und ferner durch die Vereinbarung über die Zu: 
laffung von Aftiengejellihaften zc. zum Gefchäftsbetriebe und zur Verfolgung 
ihrer Nechte vor Gericht. 

In Art. 20 ift außer dem in Art. 19 des früheren Vertrags vereinbarten 
Schub in Betreff der Bezeihnung oder Etifettirung der Waaren oder deren 
Berpadung, auch die Gleichſtellung mit den eigenen Staatsangehörigen hin: 
fichtlich des Schuges der Mufter und Modelle und der Erfindungspatente ver: 
einbart. Der Bewilligung von Erfindungspatenten in Deiterreih:Ungarn an 
deutiche Staatsangehörige ſtehen zur Zeit erheblihe Schwierigleiten entgegen, 
weil in Deiterreih:UIngarn eine Erfindung nur dann als neu erachtet wird, 
wenn fie zur Zeit des nachgeſuchten Privilegiums noch nicht durch ein ver: 
öffentlichtes Druckwerk befannt war, in Dentichland aber die Beſchreibungen 
und Zeihnungen ſofort nach Ertheilung des Patents veröffentlicht werben. 
Es ift deshalb in das Schluhprotofoll eine Vereinbarung dahin aufgenommen 
worden, dab die amtlich herausgegebenen Patentbefhreibungen als Weröffent: 
lichungen, welde die Patentertheilung ausfhließen, nicht vor Ablauf von 3 Mo: 
naten betrachtet werden follen. 

Die Art. 21 bis 23 entiprehen den Art. 20 bis 22 des Vertrags von 
1868, 

Die in Art. 24 vereinbarte Ausdehnung des Vertrags auf das Fürften- 
thum Liechtenftein und das Großherzogthum Luremburg . folgt aus der Zu: 
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gebörigkeit diefer Staaten zu den Bollgebieten Defterreih: Ungarns bezw. 
Deutſchlands. 

Die Beſtimmung in Art. 25 iſt auch in dem 1868er Vertrage enthalten. 

Nah Art. 26 iſt der Vertrag, wie ſchon oben erwähnt, nur auf bie 
Dauer Eines Jahres, nämlich bis zum 31. Dezember 1879 abgeſchloſſen. So 
wünjchenswerth es an und für fich gemejen wäre, die vertragsmäßige Regelung 
unferer Handels: und Verkehröbeziehungen zu Defterreih:IIngarn wiederum auf 
eine Reihe von Jahren zu eritreden, jo mußte doc hiervon die Rüdfiht auf 
die verfchiedene Lage abhalten, in welcher fid) augenblidlih die Zollgefeßgebung 
der beiden Reiche befindet. Während Defterreih:Ungarn jeinen allgemeinen 
Zolltarif neu feitgeftellt und mit dem 1. Sanuar 1879 in Wirkſamkeit geſetzt 
bat, ift Deutjchland mit einer Nevifion feines Zolltarifs noch beichäftigt. Cs 
fonnte ich deshalb zunächft nur darum handeln, das bisherige Vertragsver: 
hältniß, ſoweit es ſich nicht auf die Tarife bezieht, einftweilen aufreht zu er: 
halten und daburd die mit dem Erlöfhen bes Vertrags vom 9. März 1868 
verbundenen Störungen auf das möglichit geringe Maß zu beſchränken. Den 
Entihliefungen über den Inhalt eines fünftigen, für längere Dauer einzus 
gehenden Vertrags ift durch die Beftimmungen der vorliegenden Uebereinkunft 
in feiner Richtung vorgegriffen. 
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Anlage 1. 


M 32. 
Deutſcher Reichstag. 


3. Legislatur⸗Periode 
U. Seſſion 1878. 


Berlin, den 16. Februar 1878. 


De Unterzeichnete beehrt ſich eine Denkichrift 
über die Verhandlungen wegen Abichluffes eines neuen Handels— 
und Zollvertrags mit Oeſterreich-Ungarn 

dem Reichstag anbei ganz eraebenjt vorzulegen. 


Der Reichöfanzler. 
v. Bismarck. 


An den Reichstag. 


11 
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DenkfArift 


über 
die Verhandlungen wegen Abſchluſſes eines neuen Handels— 
und Zollvertrags mit Deiterreich-Ungarn. 


Die Kaiſerlich und Königlich öſterreichiſch-ungariſche Regierung hat den Handels: 
und Zollvertrag zwifchen dem Zollverein und Defterreih vom 9. März 1868 
im Oktober 1876 mit der Wirkung gekündigt, daß berfelbe mit dem Ablauf 
des Zahres 1877 zu Ende geben ſollte. Sie erflärte jedoch gleichzeitig ihre 
Bereitwilligfeit zum Abſchluß eines neuen Sandelsvertrags mit dem Deutfchen 
Reich und beantragte die Einleitung entſprechender Verhandlungen. 

In Anerkennung der hohen Bedeutung einer vertragsmäßigen Regelung 
unferer Sanbelsbeziehungen zu Defterreih-Ungarn und der günftigen Wirkung, 
welde bie feither beftandenen Verträge mit Defterreih auf den Handel und 
die Induftrie Deutfchlands ausgeübt, hat die Kaiſerliche Regierung nicht ge 
fäumt, in Uebereinftimmung mit fämmtlihen hohen Bundesregierungen ihre 
Bereitwilligleit auszufprehen, jobald als thunlic in Verhandlungen wegen Ab- 
Ichluffes eines neuen Vertrages einzutreten. 

Die hohen Bundesregierungen waren in ber Erwartung, daß eine Küns 
digung des Vertrags erfolgen werde, ſchon im Monat Auguft 1876 um Mit- 
theilung derjenigen Wünſche erfucht worden, auf deren Berüdfichtigung bei dem 
Abſchluß eines neuen Vertrags diefelben Gewicht legen mwürben. 

Die hierauf eingefommenen Aeußerungen, fowie die zahlreihen aus ben 
Kreifen bes Handels: und Gewerbeitandes hervorgegangenen Gutachten und 
Anträge find hierauf unter Mitwirkung von Vertretern der nad Nr. 8 bes 
Schlußprotofolls zum Bollvereinigungsvertrage vom 8. Juli 1867 zur Bethei- 
ligung an den Verhandlungen berechtigten Bunbesregierungen der jorgfältigiten 
Prüfung unterworfen und bei Feititellung der den deutihen Kommiſſarien für 
die Verhandlungen zu ertheilenden Inftruftion thunlichft berüdjichtigt worden. 

Die allgemeinen Weifungen, welche den deutſchen Kommiſſarien für bie 
am 15. April v. 3. in Wien eröffneten Verhandlungen ertheilt wurden, gingen 
im Wejentlihen dahin, daß die Erneuerung des Vertrages auf der bisherigen 
Grundlage zu erftreben, das vertragsmäßige Zugeftändniß nieberer als der bis- 
herigen mit Defterreich vereinbarten deutſchen Zollſätze, auch wo ſolche im Wege 
der autonomen Gejeßgebung bereits eingeführt feien, von entiprechenden Kon: 
zeſſionen Oeſterreichs Hinfichtlich feiner Eingangszölle abhängig zu machen und 
jeder für Deutfchland nachtheiligen Erhöhung der öſterreichiſchen Zölle entgegen: 
zuwirken ſei. Insbefondere jolte Bedacht darauf genommen werden, den Ver: 
ebelungsverfehr in allen mwejentlihen Punkten aufrecht zu erhalten. Die Er: 
neuerung des Zollfartells wurde von dem Umfange der Konzeffionen, zu welden 
ih Defterreih-Ungarn verftehen würde, abhängig gemacht. Gegen das fort: 
beftehen von Erportprämien jollte eine wirffamere Garantie gefchaffen werden. 
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Die Verhandlungen über den Vertrag felbit — ohne die Tarife — fo: 
wie über das Echlußprotofoll und das Zollfartell find Mitte Mai zu einem 
vorläufigen Abſchluß gelangt. Dabei traten, von weniger bedeutenden Fragen 
abgefehen, in folgenden Punkten erheblihe Schwierigkeiten und Meinungsver: 
ſchiedenheiten hervor: 

1. Für ben Beredelungsverkehr mit Geweben, welche in Deutſchland be 
drudt werben follen, verlangte Defterreih:Uingarn das Net, eine Abgabe von 
10 FI. pro 100 kg bei der Wiedereinfuhr zu erheben. Ferner verlangte es 
eine Reihe von Kontrolen und Beichränkungen für den Berebelungsverfehr 
überhaupt. Die deutſchen Bevollmächtigten haben einzelne der vorgefhlagenen 
Beihränfungen, joweit fie einer als mißbräuchlich anzuerfennenden Ausdehnung 
der bisherigen Vergünftigung begegnen follten, nit von der Hand gewiejen, 
dagegen den Appreturzoll und die auch den legalen Berkehr beeinträchtigenden 
Beihränfungen abgelehnt. 

2. Oeſterreich-Ungarn verlangte, daß die Zollausfhläffe (Hamburg, 
Bremen 2.) von dem Genuffe der Konventionaltarife ausgeſchloſſen werben; 
fpäter wurbe die Forderung auf die über bie FFreihafengebiete eintretenden 
Zranfitgüter befchränft und die zollbegünftigte Behandlung von dem Nachweiie 
der Provenienz der Waare aus den Zollausfchlüffen durch die Zollbehörde ab+ 
bängig gemadht. 

3. Der Fortbeftand der einjeitigen Zolfreiheit für rohe Leinwand auf 
gewifjen Grenzitreden von Böhmen nad Deutfchland wurde in dem bamals 
thatfähhlich beitandenen, aljo über die vertragsmäßigen Verpflichtungen weit 
binausgehenden Umfange von Deiterreih:Ungarn verlangt, von den beutjchen 
Kommiffarien aber abgelehnt. 

4. Die Erhebung der öfterreihiichen Zölle in Gold ohne äquivalente Er: 
mäßigung der Zollfäge wurde dieſſeits gleichfalls beanftanbet. 

Im Laufe der Verhandlungen wurde den bieffeitigen Kommiſſarien auch 
Ueberfihten der öfterreihifheungarifcher Seits beitehenden Wünſche in Betreff 
der für die Einfuhr von Defterreih nad dem Zollverein zu vereinbarenden 
Zolfäge und Zolbefreiungen mitgetheilt. Die dafelbft beantragten Aenderungen 
ber Vertragsjäße von 1868 beitanden im Wejentlihen darin, daß die zahlreichen 
Zollbefreiungen und Zollermäßigungen, welche Deutfchland feit 1868 autonom 
eingeführt hatte, in ben Vertragstarif aufgenommen werben follten. Außerdem 
wurden für einige wichtigere öfterreihifchungarifhe Erportartifel weitergehende 
Ermäßigungen der deutſchen Eingangszölle verlangt, insbefondere für Glas 
und Glaswaaren, Leinengarn und Leinenwaaren, Thonwaaren und Porzellan, 
Preßhefe, grobe Gewebe aus Wolle und Thierhaaren, Wagen und Kleidungs: 
ftüde, Schweine ꝛ⁊c. 

Deutfcher Seits waren den öfterreihifchungarifhen Bevollmächtigten noch 
feine jpeziellen auf den Tarif bezüglichen Anträge mitgetheilt. Bevor man dazu 
überging, ſchien es vor Allem wünſchenswerth, den Zolltarifentwurf fennen zu 
lernen, wie er aus ben Ausgleichsverhandlungen zwifchen ber öfterreichifchen und 
der ungariihen Regierung hervorgegangen war. Diefem Wunfche wurde, nad): 
dem bie beutfhen Kommiffarien zur mündlichen Berichterftattung über die er- 
wähnten öfterreihifchsungarifchen Anträge Mitte Mai nad Berlin zurücdberufen 
waren, durch eine benjelben von Seiten der öſterreichiſch ungariſchen Kommiſſarien 
hierher nachgeſandte Mittheilung entſprochen, aus welcher fich ergab, daß ber zwi— 
hen den Regierungen von Defterreich und Ungarn vereinbarte Entwurf eines 
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neuen allgemeinen Zolltarifs für das öſterreichiſch-ungariſche Zollgebiet gegen: 
über dem Vertragstarif A von 1868 Zollermäßigungen enthielt für verfchiebene 
Arzneis, Parfümerie, Farb: und Gerbftoffe, Bier in Flafhen und Krügen, 
grobe Baummoll: und Jutegarne, einige — vorzugsweiſe gröbere — Gattungen 
von Jute-, Baummoll: und Mollgemweben, Waaren aus Zerralotta, feine Defen 
aus Thonerde, grobes Töpfergefhirr und Steinzeug in Verbindung mit Holz 
und Eifen reip. Zinn, Kinderfpielmaaren aus Porzellan, einzelne unerhebliche 
Eifenartikel und Kurzwaaren und für eine Anzahl hemiiher Sülfsftoffe und 
Fabrifate. Im Großen und Ganzen waren aber, während jene Ermäßigungen 
meiftentheils nicht bis auf die Sätze des deutſchen Vertragstarifs herunter: 
gingen, in dem Entwurf die Eingangszölle auf die Mehrzahl der Induftrie: 
erzeugniffe, insbefondere auf die wichtigiten deutichen Erportartifel, gegen 1868 
ſehr beträchtlich erhöht. Hierher gehören beijpielsweile folgende Artikel: 















; | Vertrag: 
Pofition Entwurf |  fäte 
des Gegenfttand. | von 1868 
Entwurfs. per 100 kg 
a Zi. 
| 
— Kaffeſurrogate aus Cichorier... 12 | 2 
22.01 Chokolade x. . . . ; rd ——— 40 20 
30. € 1 Baummollengarn über di. 30 einfach oder donblir, vb. er — 12 | 8 
‚2, Desgl. gebleiht, gefärbt . . Ed ee ae Me A enge ni 16 12 
: :d. Desgl. dreis oder mehrdräbtig . . . . u 20 | 18 
34. b. Wollengarn, rohes, ein: und zweifaches — FE u —— 8 L 
⸗60. Deögl. gebleichtes, ein: und zweifache. — 12 | { ” 
a6. 01. Baummollengewebe, feine glatte oder gemufterte, rohe, dihte - . 2... 60 40 
2. Desgl. feine, glatte, dichte, gebleicht F 70 40 
e : 8 Desgl. feine, dichte, mehrfarbig gewebt, bebrudt — curtiſchroth "gefärbt art 90 80 
38.02, Wollenwaaren, gewalkte, unbedrudte, unter 600 & pr am 2. 2 2 22. 80 40 
s f BVeollene OBOREB::; 5: Sa= ae ra Ende: ned 200 \ 120 
39. u. EEE Eu, 
: 6 } Scibenwaaren gemeine Salbfciden) > 22 200 120 
43. 5b 1. Padpapier, gefärbt, lackirt, gethert.. 2 frei 
⸗d. J ee — 12 3 
. : Papiertapeten. . . De ED ne hen ua a ha A 12 6 
44. 8. Elaſtiſche Gewebe, Wirl⸗ * Poſamentierwaaren mit eingewebten Gummi— | 
LE ea Se a en ee tea ee er 70 45 
46. a. | — a en de een a 10 6 
u een ae re a gs 
⸗ RER 3 9 ni Be ee 20 6 
1 D at Ska ae zn re an 20 6 
ER ; RE. Sa ne ae Meat ee aa Car San 20 12 
d. SENRWARREN ae eg rn en a 30 2] 
48. cl. MOREBRRER TEE 5 u ae ne et — 4 3 
49. al. Hohlglas, gemeines . re a er Sn Mohn 2 frei. 
: = 2.3.) Spiegelglas, robes, Sasmafle, Slasröhren J 2 1, 


BE U. en ee EN Bann 2 4 2 
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5 Vertrag®: 
ofition Entwurf | fäpe 
des Gegenitand. ı von 1868 
twurfo. per 100 kg 

ve | 





Bu Hohlglas zu Lampenbedeckungen, undurhfihtig > 2222 nn nen 8 2 
h 2. Fenſter- und Tafelglas, Glasbehänge, Glasknöpfe ac... . . F 4 2 
6 173.1 liefen und ähnliche Arbeiten aus gemeinem — zu baulichen en. ge: 
wöhnliches Töpfergeihirr, desgl. Defen, Arüge aus gemeinem Steinzeug ꝛc. 0,50 frei. 
693. Stahl, roher, in Blöcken oder Gußſtücken N 2,0 1,0 
. 6, Eifendrabt unter 5 mm Stärke 2 22H 8 4 
ir Eiſengußwaaren, ganz grobe . . 2 2 2... a ra i 1, ],.o 
e 2.3.) Schrauben und Drabtitiite. . . . . ee 8 7 
Eiſenbahnfahrzeugper Stück |560-175 10 Progent 
vom Werth. 
..d. Metalltüher von 20 Kettenfäden und mehr au 2em. 2: 2 2 0a 30 12 
ch Inftrumente, muſikaliſch. 12 6 
X ® Kurze Waaren, feinfte . ». » . - wer 200 150 
3 Kinderipielmaaren in Verbindung mit Webe, Wir. —* — — Er 50 30 
.d3. Blei, Roth: und Farbitifte, aefahte > > 2 2m 24 12 


Zugleih waren für zahlreiche, bisher vertragsmäßig zollfreie landwirth— 
ihaftlihe Erzeugniffe ꝛc. Zölle eingeführt, für andere bie beſtehenden Zölle 
erhöht worden. Hierzu gehören insbejondere folgende Artikel: 


—rg — — — — — —— “ e— — D 0— — — — —— —— — — — — 









| Bertrage- 

Pofition Entwurf | fäbe 

dee Genenitamd. | von 1868 
ntwurfe, per 100 kg 











Weizen, Spels ohne Sülfen 


h, Halbfrucht, Haidekorn, Hirfe, Mais, Bam, | — in dulſen, Bohnen x —E frei, 
c. Gerſte, Malz, Haſer... —F F O frei. 
e, Mehl und Mahlprobufte . . . De me a art 5 pre jrei. 
. el. Gartengewächſe und Feldfrüchte, zubereitet . Se rar Er 1,:0 frei. 
Ru 5 Obſt, zubereitet, getrodnet, gebörrt, gebaden © . » 2 2... — 1, frei. 
1. a. Ochſen und Stiere » > 2 2 nn per Stüd 5 2 
b, Kühe N er te ae ee a ee do. 3,50 1, 
2 Jungvieh . - NE Aa a N A do. 2 0,5 
d. Kälber . . . ee ee ar er rec are bo. O, jrei. 
e. Schafe und Ziegen — a ee ee do. O,n frei. 
f BEE E S re Sean  tmee an bo. 0,2 frei. 
8. WIDE: un. 8 re u er do. 2 1 
: h. Ba. ee ve a 0, 0,15 
6. 4. Bbben 0 ee a er ai 8 4 
5..d. AJJJ ee ea ee har mar An em 9 4, 
1.02. Stärke, weihe . - en a —— 6 1, 
‚ in Füſſennn. ar ee 25 12 
I Dein in Hafen: » - «Sr 0 0 Er 20 ® 


46 


Die Kaiferlih und Königlich öfterreihifh-ungarifche Negierung hatte ſich 
mit biefen Propofitionen von der Grundlage entfernt, auf welcher das gegen: 
wärtige Vertragsverhältniß mit Deutichland beruhte. 

Der Handelsvertrag vom Jahre 1868 bezeichnete es ausbrüdlich als bie 
Abfiht der vertragichließenden Theile, gegenfeitige Verkehrserleichterungen 
auf Grundlage des freien Eingangs roher Naturerzeugniffe und des gegen 
ermäßigte Zollfäge zu geitattenden Eingangs gewerblicher Erzeugniffe ihrer 
Länder eintreten zu laſſen. Weber den Grundjag des freien Eingangs roher 
Naturerzeugniffe, noch den Grundſatz ermäßigter Eingangszölle für Induſtrie— 
erzeugniffe wollte Defterreih= Ungarn für feinen neuen Tarif als Norm gelten 
lafjen, während es zu gleicher Zeit von Deutfchland verlangte, daß daſſelbe 
nit blos ben freien Eingang feiner rohen Naturerzeugniffe vertragsmäßig 
firiren, jondern auch die Mehrzahl der für Induſtrieerzeugniſſe feit 1868 
autonom eingeführten Erleichterungen in den Vertrag aufnehmen follte. 

Bei diefer Sachlage, und da den deutſchen Kommiffarien mitgetheilt wor: 
den war, daß die aus der Vereinbarung zwiſchen den Negierungen Defterreichs 
und Ungarns bervorgegangenen Zollfäge zum bei Weiten größten heile 
Minimalfäge repräfentirten, die in einem Konventionaltarif nicht überſchritten 
werben könnten, und daß burch die dieſſeits gewünſchte Mittheilung der bei 
einigen Pofitionen des ZTarifentwurfs offen gebliebene Spielraum empfindlich 
reduzirt oder nahezu volftändig verſchwunden fei, mußte ſich der Kaiferlichen 
Regierung die Frage aufdrängen, ob unfererjeits überhaupt noch in ZTarifver: 
bandlungen mit Defterreih-Ungarn einzutreten jei? 

Die Kaiferlihe Regierung entſchied fih für Bejahung diefer Frage. So 
„gering auch die Ausficht auf das Zuftandefommen eines Tarifvertrags nad) der 
fo eben gefchilderten Lage der Sache war, fo erſchien es doch mit Rüchſicht auf 
die großen, hier in Frage ftehenden Interefjen geboten, den ernften Verſuch 
zu machen, ob nicht durch Vereinbarung eines neuen Tarifvertrages ber drohen: 
den Unterbrechung langgewohnter und inniger Verfehrsbeziehungen beider Länder 
vorgebeugt werben könne. 

Die deutfhen Kommiffarien wurben deshalb nad) Fertigftellung ber durch 
den Inhalt der öſterreichiſch-ungariſchen Tarifvorlage nöthig gewordenen weiteren 
Inftruftion Anfangs des Monats Auguſt angewieſen, fih zur Fortſetzung 
der Verhandlungen wieder nah Wien zu begeben und fofort in bie Zarifver: 
handlungen einzutreten. Für unfere Forderungen reſp. Konzeffionen in Bezug 
auf die Zariffäge waren nachſtehende Geſichtspunkte aufgeftellt worden: 

1. Die Säte des öſterreichiſch-ungariſchen Tarifentwurfs find, ſoweit fie 
die Süße des Vertrags von 1868 überjteigen, nicht annehmbar, Es ift im 
Begentheil eine beträchtliche Serabfegung der Säge von 1868 bei den für 
Deutſchland wichtigften Erportartifeln zu erftreben. Als Maßſtab für die Er: 
mäßigungen dienen die für die Einfuhr nad Deutfhland geltenden niedrigeren 
Säte des Vertrags von 1868 oder des autonomen deutfchen Tarifs. Für Eifen 
und Eifenwaaren find diejenigen Säge vorzufchlagen, welche bis 1. Januar 1877 
in Deutſchland erhoben wurden. 

2. In Betreff des Konventionaltarifs für die Einfuhr nah Deutſchland 
find den öfterreichifch-ungarifcher Seits vorbehaltenen Eingangszöllen auf land- 
wirtbjchaftliche Erzeugniſſe ꝛe. gegenüber bie bisher theils vertragsmäßig bejtehen: 
den, theils in autonomen Wege herbeigeführten Zollbefreiungen und:Ermäßigungen 
für Getreide, Mehl, Holz und Vieh einftweilen nicht zuzugeftehen. Das vertrags: 
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mäßige Zugeftänbniß ber im übrigen feit 1868 in Deutſchland automon eins 
geführten Zollermäßigungen und »Befreiungen ift von entiprechenden Konzefjio: 
nen Oeſterreich⸗ Angarns abhängig. 

Der Zollfag für Wein, als eines wichtigen Finanzartifels, ift von ber ver- 
tragsmäßigen Bindung auszufhließen. Für Eifen und Eifenwaaren find bie 
vor dem 1. Januar 1877 beftandenen Sätze zuzugeftehen. 

Die feither beftandene Zollfreiheit für rohe Leinwand bei der Einfuhr über 
gewiſſe Grenzitreden ift abzulehnen; etwaige Zugeftändniffe in diefer Richtung 
find von der Gejammtheit der Konzeffionen Defterreih:Ungarns abhängig zu 
machen. 

Die kommiſſariſchen Verhandlungen find am 6. Auguft in Wien wieber 
aufgenommen und ohne Unterbrehung bis 7. Oftober fortgeführt worden. 
Im Laufe derfelben gelang es den deutſchen Kommiſſarien, für manche wichtige 
Artikel eine Ermäßigung der Zollſätze des öjterreih-ungariihen Tarifentwurfs 
herbeizuführen, insbeiondere für Eichorien, gebrannte, gemahlene; Getreibe, 
Vieh, Käfe, Butter, Wein in Fäſſern, für gewiffe gewalkte unbedrufte Wollen: 
gewebe, wollene Shamls, halbſeidene Sammete, Shamls und Wirfwaaren, für 
Hüte, Buntpapier, gemeine und feines Leber, gemeine und feine Lederwaaren, 
eingelegte Parquetten, Holzbronze, Glas und Glaswaaren, gewöhnliche Thon: 
und Steingutwaaren, ganz grobe Eiſengußwaaren, Eifenbabnfahrzeuge, mufifa- 
liſche Inftrumente, Kinderfpielmaaren, Bleis, Roth: und Farbftifte und gemeine 
Zündmwaaren. 

Ungeachtet diefer Konzeffionen zeigten indeß die zugeftandenen Zollfäge noch 
ſehr erhebliche Verſchlechterungen des Ronventionaltarifs von 1868 und zwar 
gerabe bei den wichtigſten deutſchen Erportarfifeln. 

Anlage 1 enthält eine überfichtliche Zufammenftellung derſelben. Ein Ver: 
zeihniß der öſterreichiſch-ungariſcher Seits zugeftandenen Zollermäßigungen gegen 
die Sätze des Vertrags von 1868 ift in Anlage 2 angeſchloſſen. 

Als Bedingung für das Zugeftändniß dieſer Sätze wurde aber öſterreichiſch— 
ungarifcher Seits außerdem binfichtlich des Tarifs B. (Eingangszölle nad Deutich: 
land), abgefehen von dem generellen Verlangen gegenfeitiger Bindung derjelben 
Artikel, die Forderung folgender Tariffäge aufrecht erhalten: 

1. für die im öfterreichifhen Tarif gebundenen Droguerie:, Apotheker— 
und Farbwaaren, ausgenommen ®erb: und Farbholgertrakte, die 
gegenwärtigen autonomen Säße; 

2. für die Pofition Eifen, Stahl, Eifen: und Stahlwaaren, Maſchinen, 
Inftrumente und Fahrzeuge (vorbehaltlich ber weitergehenden An: 
fprüche bei den unter Ziffer 5 und 6 genannten Artifeln) die Säße 
von 1876; 

3. für die ganze Pofition Getreide und andere Erzeugniſſe des Land: 
baues „Zollfreiheit” ; 

4. Ermäßigung der Zollfäge für Glas, weißes, gepreßtes, gejchliffenes ac. 
von 8 .# auf 4 .#. per Zentner, ferner für Glas, farbiges, be. 
maltes, vergoldetes ꝛc, nicht in Verbindung mit anderen Materia- 
lien, von 12 .# auf 4 M. per Zentner; 

5. besgleihen für Kragen und Sraßenbeftandtheile von 18 M auf 
12 .#. per Zentner; 

6. besgleichen für Perfonenwagen mit Leber: oder Polfterarbeit von 
150 M auf 100 M per Stüd; 
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7. beögleihen für Prefhefe von 21 .# auf 10 M; 

8. für Kaffeefurrogate, unter Verzicht auf die gegenwärtige Zollfreiheit 
für Eichorie, von 171/2 M auf 6 „A per Zentner; 

9. Ermäßigung für Waaren aus Terrafotta (ſoweit nicht frei) und 
Siderolith von 5 refp. 6 HM auf 2 M; 

10. desgleichen für weißes, mit farbigen Namenzzügen, Ziffern, Schleifen, 
Monogrammen verfehenes Porzellan von 12 auf 5 A; 

11. beögleihen für Porzellan, farbiges, bemaltes oder vergoldetes ꝛc., 
ohne Verbindung mit anderen Materialien, von 12. auf 10..M; 

12. desgleihen für bebrudte Filgwaaren von 75 AM. auf 30 M per 
Bentner. 

ferner wurde die Bindung zu den dermaligen deutichen Zollſätzen ver: 
langt für Holz und Waaren daraus, für Kautſchuck und Guttapercha und 
Waaren daraus, für Waaren aus Kupfer und anderen uneblen Metallen, für 
Leder und Lederwaaren, Leinengarn und Leinenwaaren, ausgenommen Jute, 
von Bier und Wein in Fällern, von Del in Fäffern, ausgenommen Baumz, 
Palm- und Kokusnußöl, für Paraffin, Stearin, Stearinfäure, für Papier und 
Pappmwaaren, ausgenommen Tapeten, für Seife, für Vieh, unter gegenfeitiger 
Bewilligung einer Kontrolgebühr für die zollfreien Viehgattungen bis zu 25 
per Stüd. 

In Betreff des Vertrages felbit ift hervorzuheben, daß Defterreich:Ungarn 
auf die Erhebung von NAusgangszöllen für Felle und Häute, ſowie auf den 
Appreturzoll verzichtete, und daß es auch nah langwierigen Verhandlungen 
gelang, ſich über die Regelung des Veredelungsverkehrs im Weientlichen zu ver: 
jtändigen. 

Dagegen wurbe von öſterreichiſch- ungarischer Seite ein Verzicht auf die 
Erhebung der Zölle in Bold unbedingt abgelehnt, einer etwaigen Einſchränkung 
der faktisch beftehenden Zollfreiheit für rohe Leinwand an gewiſſen Grenz: 
ftreden eine Beichränfung ober die Zurüdnahme des Veredelungsverkehrs gegen: 
übergeitellt und der Fortbeſtand des Zollfartells unbedingt verlangt. 

Dies war im Wefentlihen der Stand der Verhandlungen, als in der 
Sigung vom 7. Oftober v. 3. von den öfterreichifchungariihen Kommiffarien 
die Erfärung abgegeben wurde, dab die äußerfte Grenze der Zugeftändniffe, 
zu welchen die Regierungen beider Reihshälften ſich zu entichließen vermöchten, 
nunmehr erreicht fei, und daß beide Negierungen den Zeitpunkt zu einer de 
finitiven Entf&eidung für gekommen erachteten. 

Unmittelbar darauf ift auch auf diplomatischen Wege die Erflärung bier: 
her gelangt, daß die jegt feitgefepten Grenzen der gegenfeitigen Forderungen 
und Zugeftändniffe in feinem Falle von der öfterreichiich-ungarifchen Negie: 
rung überjhritten werden könnten, und baß entſcheidender Werth darauf gelegt 
werben müſſe, die legten Entichlüffe der deutſchen Regierung bezüglich des 
Vertrags jobald als möglich kennen zu lernen. 

Die Kaiferlihe Negierung bat die Verantwortlichkeit für einen Handels— 
vertrag mit Defterreich-Ungarn, welcher wejentlihe Verſchlechterungen unferer 
Stellung gegen den Vertrag von 1868 enthalten würde, nicht übernehmen zu 
können geglaubt. 

Nachdem deutfcherfeits der Anſpruch zu erheben gewejen war, im weiterer 
Entmwidelung des durch den Vertrag von 1868 begründeten Syitems von 
Verfehrserleihterungen, für die Erzeugniſſe der deutichen Induftrie günſtigere 
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Bedingungen für die Mitwerbung auf dem öſterreichiſch-ungariſchen Markte zu 
erhalten, als es durch den Vertrag von 186% geichehen war, fonnte in den 
bier dargelegten Schlußergebniffen der kommiſſariſchen Verhandlungen eine 
geeignete Grundlage zum Abichlub eines neuen Vertrages um fo weniger er: 
fannt werben, als ein Vertrag auf ſolcher Grundlage für verſchiedene wichtige 
Erportartifel Deutichlands geradezu eine weientlihe Erſchwerung der Einfuhr 
nach Deiterreich » Ungarn zur folge gehabt hätte, während andererfeits für 
Deutichland unannehmbare Forderungen von öfterreihiich-ungarifcher Seite auf⸗ 
recht erhalten worden waren. 

Unter diefen Umftänden und mit Rüdfiht auf die erwähnten Erflärungen 
der Kaiſerlich und Königlich öfterreihiich-ungarifchen Regierung, welche hinficht- 
lich der gemachten Zugeftändniffe und geftellten Forderungen als ein Ultimatıun 
betrachtet werden mußten, blieb für die Kaiferliche Regierung keine andere 
Wahl übrig, als auf die Fortfegung der kommiſſariſchen Verhandlungen über 
den Abſchluß eines neuen Tarifvertrages zu verzichten. 

Da jedoh an der Hoffnung feitgehalten wurde, dab es ſpäter gelingen 
werde, die Verhandlungen mit größerer Ausficht auf Erfolg wieder aufzunehmen, 
ward nad Rückkehr der deutſchen Kommifjarien von Wien der Kailerlih und 
Königlich öfterreichiich-ungarifchen Regierung von bier aus der Vorſchlag gemacht, 
den beftehenden Vertrag auf ein Fahr zu verlängern. 

Die Kaiferlih und Königlich öfterreihiih:ungariihe Regierung bat unter 
Berufung auf interne Verhältniffe die Annahme dieſes Vorſchlags abgelehnt, 
dagegen fich zum Abichluß eines Meiftbegünftigungsvertrages mit Aufiechthal- 
tung des Verebelungsverkehrs, wie er bei den kommiſſariſchen Verhandlungen 
zugeftanden worden, unter der Bedingung bereit erklärt, 

daß der Verkehr mit leinenen Barnen und mit voher ungebleichter 
Leinwand, wie derielbe faktiſch beftand, unverändert beibehalten, 
dab das Zollfartell fortgefegt und zugleich eine vertragsmäßige 
Verpflichtung dahin übernommen werde, daß der Verkehr über die 
beiberfeitige Grenze in Getreide, SHülfenfrüchten, Sämereien und 
Delfaaten, Mehl und Mahlprobuften, Schlacht: und Zugvieh, Holz 
und Kohlen, Flache, Hanf und Wolle, Haaren und Boriten, Fellen 
und Säuten während ber Dauer des Vertrags mit feinen höheren 
als den gegenwärtig vertragsmäßig in Kraft ftehenden Zöllen be: 
legt reip. zollfrei belaffen werben. 

Abgeſehen davon, daß es überhaupt bedenklich erſchien, auf die nach Ab: 
lauf gegenwärtigen Vertrags wieder auflebende Autonomie in der Zollgeſetz— 
gebung mehr oder weniger zu verzichten, fo lange über die Geſtaltung des 
künftigen öfterreichiich = ungariichen Zolltarifs noch volltändige Ungemißbeit 
herrfchte, fonnte der gedachte Vorſchlag der Raiferlih und Königlich öfters 
reihifh:ungariihen Regierung ſchon deshalb als annehmbar nicht erfannt wer: 
den, weil mit alleiniger Ausnahme der Intereffen beider Länder an der Auf: 
rechthaltung des Veredelungsverkehrs feine ſammtlichen Vorausſetzungen ſolche 
waren, deren Erfüllung mehr oder weniger überwiegend im Intereſſe Oeſter— 
reih:llngarns lag, von uns aber nad Lage der Sache nur mit Aufopferung 
der entgegenftehenden deutichen Interefien hätte gewahrt werden können. 

Die Annahme des erwähnten Vorſchlags ift demgemäß als mit den wirth: 
ſchaftlichen Intereiien Deutichlands unvereinbar von der Raiferlihen Regierung 


abgelehnt worden. 
13 
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Hierauf ift von der Kaiferlih und Königlich öſterreichiſch-ungariſchen Re— 
gierung, und zwar im Dezember v. J., die Verlängerung des Zoll: und Handels: 
vertrags vom 9. März 1868 auf ſechs Monate, bis Ende Juni 1878, vor: 
gefchlagen worden. 

Diefem Antrage ift zugeftimmt und eine Verftändigung mit der Kaiſerlich 
und Königlich öfterreihifch-ungariichen Negierung dahin getroffen worden, daß 
der Handels: umd Zollvertrag vom 9. März; 1868 bis Ende Juni 1878 in 
Kraft bleibt. 

Die Kaiferlihe Regierung hofft, daß Bundesrath und Neichstag dem von 
ihr bei den Verhandlungen mit Oeſterreich-Ungarn eingebaltenen Verfahren und 
insbefondere der Verlängerung des Vertrags auf 6 Monate die Billigung nicht 
verfagen werben. 


Ucberfidt 


der 


Zollerhböhungen aegen die Site der Vertrags-Anlage A. von 1868. 


Benennung der Gegenſtände. 





Zoltfäge 


der 
Anlage A 
von 1868 


zugejtanden 


per 100 kg 





Kakao, gemahlen; Kalaomafe . 

Cichorien (gebranmnte oder gemablene) 

Kaftanien . 

Mais 

Kaftanienmehl. ß 

Gartengewächje und Feldfrüdhte, — — zwar — * —— 
Kartoffeln und Rüben, eßbare Wurzeln, Schwämme und Pilze leinſchließ— 
(ih der Trüffeln), getrodnet, fomprimirt, gedörrt, gebaden, zerichnitten, 
gepulvert oder auf andere Weiſe zerkleinert, gefalzen, in Ejfig eingelegt, 
in Fällern . BE a A ee ee her 

Obſt, zubereitet und zwar se. gebörrt, gebaden, zerichnitten, gepulvert 
oder jonft zerkleinert; ohne Zuder gekochte Obſtmuße, ingleihen Nüſſe 
(meljche und Haſelnüſſe), getrodnet oder ar 

Fiſche, marinitt . . 2 2 2 20 De ah 

Ochſen und Stere - > 2» 2: 2 0 2 2 20 

Schweine . . . 2 5. ae at 

Spanferfel nicht über 10 ee 

Käfe . 

Sped 

Wein in Flaſchen 

Tapioka...— 

Teigwerkt (d. i. Nudeln Pi: — nicht — isn aus Mehh 

Feteeeeeeeeeeeee6 

Revalenta arabica . . Eu er a für can van 

Ehofolade und —— ih Fabritate Konfitüren, Zuckerwerk; 
Kuchenwerk aller Art . 

Ale in Flaſchen, Büchſen und dergl. — x. . Früchte, Gewürze, ©: 
müfe &. . 2 2 2. — 

Paſteten, Saucen und andere ahnliche Begenftänbe bei — Zafelgenuffes, 
Sülzen (Gelees) ; Bere 

Speifen, nicht befonders genannte, —— ae a 
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Zolliäße 
ver 
Benennung der Gegenitände. ag Ä — 
per 100 kg 
Fl. Bl 
BRRDOIREE: una 3 ne a ee a ee a 4, 6,0 
Zerpentin BL DE, a dar Aa a a Fe Me frei. 0, 
Steinkohlentheeröl — Benzin) . Be a 1, 8, 
Baummollgarne über Nr. 30 englifch, dnlak * doubürt: | 
roh . Be a — rn 12,0 
gebleicht oder gefärbt 12, 16,. 
Baummollgarne, drei: oder mehrdräthig — * gebfeicht der gefärbt Kr 20, 
Wollengarne: 
Streihgarn, robes ein: und zweifache. lo | S,u 
Wollengarn, gebleichtes eine und zweifades . 2 2 2 2 2 nn { > | 12, 
l. Seide, weiß gemacht oder gefärbt oder in Verbindung mit anderen | 
Spinnmaterialien, und | 
2. Florvetjeide, gefärbt oder in Verbindung mit anderen Spinnmmaterialien 12, 16, 
Baummollenwaaren: 
Feine glatte oder gemufterte Gewebe, dichte, oe . - > 22... AU, 60, 
Feine glatte Gewebe, dichte, aebleihte . . . 40, 70,% 
Feine dichte Gewebe, — — BEER PER untiſch rot | 
gefärbt » >... — 30, | Ms 
(nämlich alle dieſe, sale aus jeinerem Sarn dis Nr. 50 erzeugt 
find, oder welche ohne Unterjchied der Garnnummer mehr als 38 Fäden 
auf 5 ının im Quadrat zählen.) 
deinenwaaren: 
Graue Padleinwand, welche nicht mehr als 5 Kettfäden auf 5 mm 
enthält; auch fertige Säde daraus . : 2 2 nn nn 1, 2,0 
Yeinwand, gebleicht, gefärbt, bedrudt: 
bis 10 Nettenfäden auf 5 mm . . 2 U, 30, 
Leinene Spiten, Kanten, gejtidte ——— und — in Yer- 
bindung mit Metallfäden oder gejponnenem Safe. . . . 140, : 150, 
Sad: und Packſtoffe aus Jute, roh, ungebleicht, ungefärbt, ungemuftert, * 
einfach geköpert, ſowie fertige Säde daraus ; . . ‚1, 2,0 
Fußteppiche und Wagendeden (mit Ausnahme der aus Manila: anf), Kauf 
teppiche und andere Gewebe aus Jute, oder anderen vegetabiliichen Spinn- 
ftoffen (ausjchließlih der Baummolle), auch gebleicht, gefärbt, bedrudt, 
gemuitert : (u ıi2. 
Möbel: und Befleinungsitoffe * alle — aus in ——— mit 
anderen vegetabiliichen Spinnitofien, ſoſern Jute in der Fadenzahl 6, | 
— 5.5: u Zu el I mar er aha 20,0 40 ,, 
40, 


Seilerwaaren, ungebleicht, ungefärbt; Seile, Taue, Stride, Gurten, Tragbänder, 
Schläuche, Eimer, auch getheert, geleimt, gefirnißfsätß. — —E PR 
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ee ——— — —ñ mm zu — 
Zolljäße 
der 


* Anlage A zugeſtanden 
Benennung der Gegenſtände. von 1868 


per 100 kg 


Fl. Fl. 





Wollenwaaren; 
Gurten . . . eh 10, 30, 
Wollenwaaren, — — Tuch re — 
1. im Gewichte von 450 bis 600 z pr am 2 2 2 22 40,0 GO, 
2. im Gewichte unter 450 a per mn 40,u SU, 
Shawls und jbawlartige Gewebe . 22m nn 120,, 120, 
Seidenmwaaren: 


feine Waaren aus Seide oder FFloretjeide allein, Blonden, Epigen 
(Spitentücer); geitidte Webewaaren, Waaren in Berbindung mit 


Metallfäden oder geiponnenem Male. 2:2 nn 160, 300,, 
Halbjeidenwaaren: 
. faconnirte, bedrudte, undichte, dann Band, Knopfmacher- und 
Pojamentierwaaren . . . — — 120. 200 
2. glatte dichte; Sammete und — Gewehre; Shawls und 
ſhawlartige Gewebe; Wirfwaaren . . . 120,, 150, 


Anmerkung: Seidengemengte Gewebe, d. i. i. Wollen, s, PR a 
Baumwollenwaaren, in welden ſich Seidenfäden zur Serjtellung 
eines Diufters, zur Verzierung als Borbüren, ſei es im Grund: 
gewebe, jei es brocdirt oder jonjt eingemwebt vorfinden, jedoch 
nicht mebr als 15 Prozent der Gewebeoberfläche beveden oder 


durchzieheen. ſrrüher nicht 120, 
als Seiden- 
waaren 
behandelt. 
Kleidungen und Pußwaaren: 
Schmuckſedern, zubereitee . . . , 150, 170, 
außerdem verſchiedene Erhöhungen, —— wenn aus Seide — 
Halbſeide. 
Padpapier (rauhes), gefärbt, ladirt, getbeert 22 nn nn nn frei, 2. 
Bapiertapeten in Rollen . . . Be ae ha en ae zn 6,4 12, 
Hartgummimwaaren, ungefärbte, unladirte > A er Er 12,0 20,. 
Schuhwaaren aus Filz oder Tuceden in Verbindung mit it Kauiſchud en 12. 20,0 


Schläuche aus Hanf mit Hautichud ausgegojfen oder überzogen, Maſchinen— 
Treibriemen und Wagendeden aus groben Zeugftoffen, mit Kautſchuck ge- 


tränkt oder überzogen.. Du 3.0 
Kautihudfäden, überfjponnen . . . ; e j 12,0 70, 
Elaſtiſche Gewebe, Wirt: umd —— aus — mit — 

Gummifäden, auch mit Zubehör aus anderen Materialien . . . E 45, 70, 
Yeder, gemeines, auch zu Sohlen und dergleichen zugeſchnitten; echte Juchten 6, 8. 
Juchten, unehte - . . 6, 18, 
Halbgare, jowie lohgare, os nicht gefärbte — weiter ——— Scaſ⸗ * 

Ziegenfelle, auch geſpaliennn. Lo 2,0 
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Zolljäße 
der 
Anlage A zugeltanden 
von 1868 
per 100 kg 
Fl. 


Benennung der Gegenſtände. 


— 


ni. 








Leder, feines, und zwar Handſchuhleder, Korduan, Marokin, Saffian, jowie 
alles gefärbte, ladirte und bronzirte Leder, dann Leder mit eingeprefitem 





OININ:RERIRRE: u 5-5, 055 ar ee a ee el Ey IS, 
| fi, 18, 
Lederwaaren, gemeine, d. i. Waaren aus dem nicht unter h. genannten Leder 

aus grobem, unbedrudtem Wahstuh; Schubmader: x. Waaren aus 

harten Fellen, rohem Segeltuch, rohem Zwillich oder Drillich oder rohem 

QIutegewebe . — 12, 16, 
Schuhmaaren aus Filz oder — in ——— mit Arber — Leder: 

tuh . T EBD EIER 12, 16,, 
Feine Leberwaaren aus — %., BERATEN x. — Wachsmouſſelin ꝛc. 21. 26, 
Gepolſterte hölzerne Möbel mit Ueberzug ; HALT ER: 12, 20 
Fenſter- und Tafelglas in feiner natürlichen Farbe — halb: oder ganz: 

ET a De a a a re 2. 4,u 
Graphitgeſchirr, Gasretorten, Schmelztiegel, irdene Pfeifen . » 2 2202. frei. Oi 
Höhren, Krüge, Gefäße für Fabrifzwede aus Steine . .: 2 2 200. jrei. OD, 
Krüge aus gemeiner Thonerde mit Zinnbeihlag . . . . Su 12,0 
Defen und Ofenkacheln mit weißer Emailleglafur oder ——— gemeine frei. 2 
Steingut, Fayence, Majolifa, bevrudt, bemalt. . . . ER Hu 6, 
Roher Stahl in Blöden oder Gußſtücken (ausgenommen Angie). TEBR NS Lau EI 
Emaillirtes Kochgeihirr aus Eifenbleb . . . 8, 12, 
Kupfer, Meifing, Nidel, Packfong, Tombad, — andere nicht befonbers. de 

nannte unedle Metalle und Metallgemifche, gezogen, geitedt . . . . 6,4 8, 
Gemeine metallene Teller, Schüſſeln und Kohaeibim > 22220. En 7 
Metalltücher von 20 Kettfäden und darüber auf 2 em. 2. 2 2 20. 12, 30, 
Eiſenbahnfahrzeuge: ER 

Gepolſterte Perſonenwage. 10 pCt. 500 
Nicht gepolſterte Perſonenwage.. — 10 p&t. 350,, 
Gededte Güterwagen 220 10 pt. 200, 
Offene erwagenn een 10 pCt. 150, 
—— re tt 10 p6t. 50,0 
Anmerkung: 
Dieſe Zölle gelten für Wagen mit zwei Achſen, für jede vor— 
handene Achſe mehr find 25 Prozent zum Zolle hinzuzufügen. 
Außerdem it für Wagen, welche mit Bremjen verjeben find, 
um 35 Fl. mehr an Zoll zu entrichten Er 
Mufikaliſche Inſtrumenee. En ar 6! 10,, 
Kurzgwaaren: | 


BEE: u: 220-5: ar a Sn Su Aa acc Sa: er air Se 150, | 200, 


55 M 8. 





Zollfäte 
der 


Anlage A  zugeftanden 
von 1868 


per 100 kg 










Benennung der Gegenitände. 


Fl. 


Treſſenwaaren (echte Gold- und Silbergeſpinnſte und Waaren daraus) 
Waaren aus unedlen Metallen (mit Ausnahme des Herren- und 
Frauenſchmucks und der Nippes: und Toilettengegenitände) echt ver: 


golvet oder verjilbert oder mit Gold oder Silber belegt . 50,4 100,, 
24a 
Arm: und Halsbänder aus Holz, Papier oder Blei, Leder, Gummi, \ er — 
25% 0,0 
las, Strob, Thon x. 
30,0 
Fächer aus Holz, welche durchgeichlagen oder mit Schnigmwerf, durch— 
brochener oder ausgelegter Arbeit oder mit Malerei oder Bild: 
werfen verfehen find . Be are a Saar He Te ae 12, 50,0 
Kinderjpielmaaren in Berbindung mit Weber und Wirkmaterialien 
und furzen Waaren mit Ausnahme der höchſt belegten kurzen 
Waaren — eo 240 | 30, 
ee 2 Pr | 
Stärfe, weiße a ta ; —E 6,0 
Zunten (Zünd: und Sprengichnur) frei 10, 


56 


Unlage 2. 


Ucberfidt 


der 


Zollermäßigungen gegen die Sätze der Vertrags-Anlage A. von 1868. 











Zollfäße 
der 
Benennung der Gegenflände, king | EN 
per 100 kg 
All Fl. 
Fiſche, nicht beſonders benannte, geſalzen, geräuchert, getrocknet Bu 2,:u 
Kühe . j l,;u | PR 
Sonig und Bienenftöde — SR * — Macs i ; 1,5, frei. 
Blafen und Därme, frifche ıc.; en Darınieile . 1 ‚ou frei. 
Bier in Flafchen und Krügen . 10,. 8, 
Zwiebad, mit Ausnahme des Schiffszwiebads . 20, 5% 
Zafelbouillon . 20, 7 
Theerwagenfchmiere ee ns l,;o frei. 
Baummollengarn bis Nr. 12 einfach oder doublirt, roh 8, R,o 
s gebleicht oder nefärbt . 12% 10, 
Waldwollwatte I al ee 1, frei. 
Rohes Jutegarn . TF 1,so frei 
Bezwirntes Jutegarn j 12,0 9,0 
Leinwand, gefärbt, gebleicht, — von 11 bie 20 \ Rettenfäben. auf 5 mm . 40,0 30,0 
Leinenwaaren, gemuftert, bis 20 Kettenfäden auf 5 mm 40, 30, 
Baumwollwaaren: 
gemeine glatte Gewebe, roh i 40,0 32,0 
desgl. mehrfarbig, gewebt, bevrudt, tuͤrtiſchroth gefärbt ; RO, 60, 
gemeine gemufterte Gewebe, gebleicht, gefärbt 80,. 50, 
deral. mebrfarbig gewebt, bedrudt, türkiſchroth gefärbt 80, 70% 
feine glatte oder gemufterte Gewebe, rohe, undichte 120» 60, 
feine gemufterte Gewebe, aebleichte, dichte 80, 70, 
feine alatte Gewebe, aefärbte, dichte RO, 70,. 
feine glatte und gemufterte Gewebe, gebleichte oder gefärbte, unbichte 120,. 70,5 
vergl. undichte, mehrfarbig gewebt, bedrudt oder türkifchroth aefärbt . 120,, 90,0 
Sammete und jammmetartige Gewebe, Vorhängeftoffe und Möbelneke, 
bobbinetartige Band⸗, Pofamentier- und Anopfmacherwaaren 80, 70, 
Tülle, Bobbinets, Petinets, Spiten, Weberwaaren, geitidte ꝛc. 160,. 160, 
Dochte, gewebte Gitter, Gurten, Netze ꝛc. 30, 24, 


57 NM 8. 








—— — - - — - - = — — — 


Zolljäße 





der 


Pr Anlage A zugeſtanden 
Benennung der Gegenftände, ven 1868 


per 100 kg 
Fl. bi 





Jutegewebe in Verbindung mit Baumwolle, infofern die Jute in der Fadenzahl e 
wie Baum» 


DBREROBE 3: 6. 0.0 0 u Gear a ee 40,6 
Jutegewebe, geftidt oder in Verbindung mit Metallfäden . . 2 2 2.“ 140, 40,u 
Wollenwaaren: 

Kogen, Halinatuch, Matrofentuh x. . . » 4 10, Yu 

Fußteppiche, File aus Wolle und —— beide he —F 40, 30, 

Wollenwaaren, ungewalkte, im Gewichte von 450 bis 600 g per qm 80,. 60, 

Wollenwaaren, ungewalfte, im Gewichte über 600 g per qm . . . 80,. 40, 

bedrudte Filze und Filzwaarfen. 80, 30,0 

undichte Wollwaarenn. 120, 100, 
Beitandtheile künftliher Blumen . > 22 2on on nn 170, 70,0 
Seidenhüte x. . . . u Na a a ee er 170, 130,, 
Kleidungen und — — ee — Diverſe. 
Fußdeden und Matten aus Siuhirohrabſallen, — — a 12,, 0, 

⸗ ⸗ ⸗ 0. Sr ER ae 12, 3,0 
—— und Tafeln daraus; Bimsſtein⸗ ꝛc. Aa ee 2 le a 1,0 frei. 
Padpapier, geleimtes, glattes . . . . Een 3,u 2, 
Yutfutter aus Papier mit Geweben — Pappdeckel mit aufgeklebter 

Leinwand (Einbanddeckel) 50, 

“|| 150, 12,0 
Bewebe zu Krämpelbelegen und Rautihudorudtüher . . «2 2 2 ne, da 3,0 
Künftliches Kratzenleder . . . 9,0 3u 
Rautfhudwaaren, feine, ladirt x, aus — und — — Sqchuhe 

aus Kautfhud . . .. Biel 21, 20,» 
Wagendeden aus grober Leinwand mit Del, — x. ——— A 12,» 2 
Unbehaarte, nur mit Kalkwaſſer behandelte Schafblößen . . . . 1,:0 frei. 
Waaren aus Lebertuch, feinem Wachstuch, Schuhmacherwaaren aus ten x 

Zwillich, Drillihb oder Jutegemebe . . - — 21 16, 
Schuhwaaren aus Zeugftoffen in Verbindung mit "Leder * Sieh ar 21, 16, 
Eingelegte Rarquettennnn. 3,0 1 se 
Solzjbrone . . a 12,» 10, 
Abgüffe in Gyps Se — von | Münzen re PR frei. 
Waaren aus Serpentinftein ohne Verbindung; Säiefertafeln Per in — 

lackirten oder polirten Holzrahmen . . . en ; 1. frei. 
Grobe Steinmegarbeiten, ungeichliffen, aus — PR Alabaſter ur an la frei. 
Steinwaaren, nicht befonders benannte, ohne Verbindung . . » 2 2.2. 12. —E 
Achatſteine, geſchliffen ohne Faſſung.. 24, frei. 
Slasflüfe ohne Faffung . . . - ee 12,» I. 
Has, maffives, weißes, geprehtes, gefchliffenes Me a ee a a een 8,0 4,0 

=  farbiges, bemaltes, vergolvetes, ohne Verbindung . . . 12,0 4, 
Waaren aus Terrafotta oder Siderolith, ein oder mehrfarbig, — ——— 
oder bedruckt, noch vergoldet oder verſilbertrtttt 50 2,0 
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Zollfäge 
der 
Benennung der Gegenftände. er En a 
per 100 kg 
Zi. 
| 
Defen, feine (aus gemeiner Thonerde). . » . ee ag du 20 
Waaren aus Terracotta ober Siberolith, bemalt, bebrudt —— RE EP 2% 
— vergoldet, verſilbert. 9,0 20 
Steingut, Fayence, Mejolite, vergoldet, verfilbert . > 2 2 2 2 20. % 6, 
Porzellan, farbiges, bemaltes, vergofdetes ıc. ohne Verbindung . . . - 120 10, 
Porzellan, weißes, mit Namenszügen, Ziffern, Schleifen, Monogrammen — 12. | In 
Eifenfeile und Sammerfhlag . . . 0,0 | frei. 
Luppeneifen (Mafleln, — hohierum Mibar-Eifen), En un | 
gußblöcke). . . . h ; i h . 2,0 | 
{ 1,50 | Im 
Schmiedeeiferne Röhren - > 2: 20m m nn 2,0. lo 
Vertieftes gelocdhtes Eifenbled . . . PERBPTIR:" BEE ERROR IRR r- Bi; du 
Emailirte Futterfrippen und dergl. aus Bußeifen a Eee fe 12,, 8, 
Draht mit Geipinnftfäden überfpommen > 2 2m m nn nn 50, 30, 
RE Ki a a re a as ar l,so Io 
gegoſſenes, gerolltes x... . . Be a aan Ge a eye ge 5,0 ds 
Gemeine Deitillirapparate aus — eo — 12, du 
Polirte Metallwaaren (gemeine) und zwar Kefjel, Balgen ı > Po 12,0 | 2 
Drähte aus unedlen Metallen mit Webematerialien —— RER 500 0 
Perfonenwagen mit Leber oder Polſterarbeit. nn 75,0 | 504 
Kupfer: und Meſſingwalzen ꝛc. für Zeugbruderein . . . . a * | frei. 
Waaren aus Menfhenhaaren und Verbindungen der höchſt beissen Webe: x. | 
Waaren mit anderen Materialien . . . 150, | 100% 
Digeftivfalz, ne et Kali er Natron, ie (önet : 
faurs . . . . ee a —F 0,0 0,20 
Ehlormagnefium. . . . . a a A ee ce 10,0 0,20 
Schmwefelfaures und eoblenfaures. TED De ee ce 1,50 0, 
Chlorkalf . er —— BAT RT Er A ne te ee a Na Fe a 3,0 1, 
Doppeltkohlenjaures Natron . a a een aa A 3, 1,0 
Chlorfalilaue . » : 2 2 2 0. ke ar N LE ae ee 10, 3,0 
Actzkali (Aepitein) . . RR en re 10, da 
Schwefelſaure Magneſii... 10,0 3 
Karboljäure . . . BE ur he a Net Sara 10,0 1, 


Blei⸗, Roth: und SFarbenfifte, ungefohte . ra ——— 24,0 12, 
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Anlage 2. 


Berlin, den 16. Dezember 1878. 


Der Unterzeichnete beehrt ſich unter Bezugnahme auf die Verabredung des 
Schlußprotokolls zu Artikel 6 (A., legter Abſatz) des heute volljogenen Handels: 
vertrages Seiner Ercellenz; dem Staatsiefretär des Auswärtigen Amts, Herrn 
Staatsminifter von Bülow in der Anlage die Zufammenftellung derjenigen 
Detailvorfhriften ganz ergebenft mitzutheilen, welche die vertragenden Theile 
zur Regelung und Kontrole des DVereblungsverfehrs zu erlaffen Sich wechſel— 
feitig als berechtigt anerfannt haben. 

Der Unterzeihnete benutzt auch diefen Anlaß, um Seiner Ercellenz dem 
Herrn Staatsfefretär die Verſicherung feiner ausgezeihnetiten Hochachtung zu 
erneuern. 


Graf von Woltenftein. 


Seiner Ercellenz 
dem Staatsfefretär des Auswärtigen Amts, 
Herrn Staatsminifter v. Bülow. 


Beitimmungen, 
den Veredlungsverfehr betreffend. 


s. 1. 

Der zollfreie Wiedereintritt der zur Veredlung in das Gebiet des anderen 
vertragfhliegenden Theiles ausgeführten Waaren und Gegenftänbe ift im Ber: 
fendungslande in der Negel von einer vor dem Ausgange der erftien Waaren: 
ſendung zu ermwirfenden Bewilligung abhängig. Diefe Bewilligung wird mit 
Beachtung der von der Partei geftellten und begründeten Anträge auf be- 
jtimmte ober unbejtimmte Dauer unter Vorbehalt des Widerrufs von der zu- 
ftändigen Zollbehörde durch Nusftellung eines Erlaubnißfcheines ertheilt. 


$. 2. 
Die Bewilligung des Erlaubnißfcheines darf jelbftändigen Gewerbe und 
Sanbeltreibenden nicht verfagt werden, welche 
a) wegen Zollumgehung weder verurtbeilt find, noch in Unterſuchung 
ftehen, und 
b) die zur Vereblung auszjuführenden Waaren und Gegenftände jelbit 
zu erzeugen ober bdiefelben im Sinne des Punktes 1 des Schluß: 
protofols zu Artikel 6 zur inländifchen zu machen in der Xage 
find, oder aber, wofern dies nicht der Fall ift, fich über den fünf: 
tigen Bezug derjelben von inländifhen Fabrikanten vermitteljt bei: 
zubringender Erklärungen derſelben ausmweifen. 


$. 3. 
In dem Geſuche um Ertheilung eines Erlaubnißfcheines ift anzugeben: 

a) die Gattung der zur Veredlung auszjuführenden Waaren und 
Gegenjtände nad ihrer handelsüblichen Benennung und die jähr: 
lih oder innerhalb der beantragten Friſt ungefähr auszuführende 
Menge berielben; 

b) Ort und Firma des oder der Fabrikanten, von welchen bie zu ver: 
ebelnden Waaren erzeugt ober bearbeitet werden, dann deren Fabrik— 
itempel; 

e) die Fabrif beziehungsweife die Fabrifen des Veredlungslandes und 
die Art der Veredlung; 

d) das Zollamt beziehungsweife die Zollämter, von welden die Waaren 
beim Ausgange und Wiedereintritte abgefertigt werben follen; 

e) die Zeitdauer, für welche der Erlaubnißſchein Gültigkeit haben joll. 
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$. 4. 

Die für die Ertheilung des Erlaubnißfcheines zuftändige Zollbehörbe prüft 
das Vorhandenfein der im $. 2 bezeichneten Erforderniffe, ſowie die Richtigkeit 
der nad $.3.b. zu machenden Angaben, insbefonbere den Umſtand, ob bie 
Betriebseinrichtungen des betreffenden Fabrifanten mit diefen Angaben überein- 
ftinmen, und fertigt, im Falle bei diefer Prüfung fih fein gegründetes Be: 
denken ergiebt ober ein ſolches durch Nachweiſungen der Partei behoben wird, 
den Erlaubnißihein nad dem anliegenden Formular ohne Verzug aus. Den 
betreffenden Aemtern ift Abfchrift des Erlaubnißfcheines gleichzeitig mitzutheilen. 
Wenn Aenderungen in den unter $.3.a. bis d. aufgezäblten Umftänden ein- 
treten, iſt hiervon rechtzeitig die Anzeige zu maden, und wird von ber zuftän- 
digen Zollbehörde, wofern fih fein Anſtand ergiebt, der Erlaubnifichein ent: 
ipredend abgeändert und werden erforderlichenfals die zum Abfertigungsver- 
fahren beftimmten Zolämter veritändigt. Erfolgt die Erledigung des Bejuches 
um Ertheilung eines Erlaubnißicheines nicht binnen vierzehn Tagen, fo können 
Fabrifanten, vorbehaltlich der nachträglichen Ertheilung des Erlaubnißicheines, 
ihre eigenen beziehungsweife die denfelben gleichzuftellenden Erzeugniffe zur Ver— 
eblung ausführen, fofern diejelben vor dem Ausgange der erſten Waarenjendung 
bei dem betreffenden Ausgangsamte ſich über die Einbringung bes erwähnten 
Geſuches ausweiſen und ihren Fabrikſtempel angeben. 


8. 5. 

Die Nichteinhaltung der im Erlaubnißſchein enthaltenen Bedingungen hat in 
der Regel die Ausihließung der Sendung von der zollfreien Wiedereinfuhr 
zur Folge. Im einzelnen Fällen vorlommende Mängel können, fofern es ſich 
dabei nicht um den jederzeit nachzuweiſenden einheimifchen Urſprung der zu 
veredelnden Waaren handelt, in billiger Weife nachgefehen werden, wenn der 
Partei fein offenbares Verfhulden zur Laſt fällt. Die Zurüdnahme der Be- 
willigung überhaupt dur Einziehung des Erlaubnißſcheines kaun nur nad) er: 
wieſener Zolumgehung oder wegen wiederholter grober Vernadläffigung ber 
Kontrolvorſchriſten erfolgen. 

Auf die unter den vorgejchriebenen Kontrolen bereits ausgeführten Waaren 
wirkt jedoch der Widerruf der Bewilligung nicht zurüd. 

Dem Betheiligten fteht gegen den die Einziehung des Erlaubnißfcheines 
verfügenden Beſchluß die Berufung an die höheren Inftanzen zu. 

Menn die Zurüdnahme des Erlaubnißſcheines megen erwiefener Zoll: 
umgebung erfolgte, hat die Berufung feine, andernfalls infofern aufichiebende 
Wirkung, als der tarifmäßige Eingangszoll fichergeitellt wird. 


8. 6. 

Gewerbetreibende, welche fich mit der Bearbeitung oder Verarbeitung von 
Waaren und Gegenftänden für den Veredlungsverkehr im Verſendungs- ober 
Veredlungslande befaffen, ſowie diejenigen überhaupt, welche bie Erlaubniß zum 
Veredlungsverkehre erhalten haben, unterftehen der Auffiht der zuftändigen 
Zollbehörde und find zu diefem Behufe verpflichtet, ſich über ihren Gewerbes 
betrieb, namentlih über den Bezug, den Urfprung und die Verzollung der 
Waaren auszumweifen, ſowie jpezielle Bücher für den Appreturverfehr neben ihren 
ordentlihen Bejchäftsbüchern und im Zufammenbange damit zu führen, deren 
Einficht der kompetenten Zollbehörde und deren delegirten Organen jederzeit 
geitattet werden muß. 
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&.T. 

Waaren, melde zur Veredlung ausgeführt worden find, bürfen nicht 
neuerlich in einen andermeitigen Veredlungsverfehr gefeßt werden, ohne zuvor 
in das Veriendungsland zurückgebracht und daſelbſt einer folchen weiteren Bear: 
beitung unterzogen worden zu fein, welche ihnen gemäß Punkt A. 1 zu Artikel 6 
(Schlußprotokoll) den Karakter eines einheimifchen Erzeugniffes verleiht. 

Ebenfo ift es unzuläffig, Garne zum Verweben und zugleih auch zum 
Färben ober Bebruden bes baraus zu erzeugenben Gewebes in ben Ber- 
edlungsverfehr zu fegen, wogegen Garne oder Gewebe, melde zum Bleichen 
oder Färben ausgeführt wurden, ohne zwifchenliegende Zurüdbringung in das 
Verfendungsland aud) zugleich bedrudt und appretirt werden fönnen. 


$. 8. 

Die Frift zur zollfreien Wiedereinfuhr der einzelnen Sendungen der zu 
veredelnden Waare ift von demjenigen Zollamte zu bemefjen, welchem die Aus: 
gangsabfertigung zufteht. 

Das Empfangsamt des Veredlungslandes fann für die Wiederausfuhr ber 
verebelten Waare wohl eine fürzere, keinesfalls aber eine längere Friſt, als 
die von dem Verfendungsamte feitgejegte ift, bemilligen. 

Die Frift fol mit Rüdfiht auf die Art und den Ort der Vereblung, 
und wenn nicht gegründete Bedenken entgegenftehen, nad dem Antrage ber 
Partei feitgefegt werden, jedoch den Zeitraum von ſechs Monaten nicht über: 
fteigen. ; 

Würden indeß bejondere näher nachzumeifende Umftände in einzelnen 
Fällen eine PBerlängerung diefer oder der urſprünglich gemährten Friſt erfor 
derlih machen, fo fann die zuftändige Zollbehörde diefelbe bis zu einem Jahre 
erweitern. Erfolgt die Wiederausfuhr und beziehungsmeife die Wiedereinfuhr 
des verebelten Begenftandes nicht innerhalb der dazu geitatteten Frift, jo ver: 
fiert der Betheiligte den Anfpruch auf die zugefiherte Abgabenbefreiung. 

Es fol jedoh auf unverjchuldete Verzögerungsgründe von der zuftändigen 
Zollbehörde angemefjene Rüdficht genommen werben, jofern die Wiedereinfuhr 
noch innerhalb eines Jahres erfolgt. 


8. 9. 
Die Abfertigung der aus: und mwiedereingeführten Waaren beziehungsweiſe 
ein: und wiederausgeführten Waaren und Gegenſtände muß in der Regel bei 
derjelben Zolftelle erfolgen, es mag fich diefe an der Grenze oder im Innern 
befinden. Nur in fällen, wo in folge der geographifchen Lage derjenigen 
Gewerbeftätte, in welcher die Veredlung ftattfinden fol, und mit Rückſicht auf 
den ſchließlichen Beftimmungsort der veredelten Waare, ein erheblider Ummeg 
für den Rüdtransport der Waare zum PVerfendungsamte nicht zu vermeiden 
wäre, wird die zuftändige Zollbehörbe des Werfendungslandes auf Antrag des 
Erlaubnißwerbers die Wiebereinfuhr über ein anderes als das Ausgangsamt 
zur Schlußamtshandlung bewilligen. Dieſe Bewilligung ift in der Regel vor 
dem Ausgange der zu veredelnden Waare anzufuhen; ausnahmsmweife kann 
dies auch nachträglich infofern geſchehen, ald das Geſuch vier Moden vor ber 
Rüdjendung der Waare eingebraht und begründet wird. 
Die Wiedereinfuhr von Theilfendungen einer verebelten Waare kann jebod 
immer nur über ein und dafjelbe Zollamt geſchehen. 
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$. 10. 

Die Identität der zur Veredlung aus: und wiedereingeführten Garne und 
Gewebe jowie der jonftigen zur Reparatur, Brarbeitung oder Veredlung aus— 
und wiebereingeführten Gegenftände iſt immer umd zwar zunächſt beim Aus 
gange aus dem Verſendungslande in verläßliher Weife ficherzuftellen. Die zu 
diefem Behufe amtlih angelegten Erfennungszeihen (Stempel, Siegel, Plomben 
u. dgl.) follen in dem anderen Gebiete zum Veweife der Identität ebenfalls 
dienen, ohne das Recht der beiderfeitigen Zollbehörden auszufchließen, im 
Falle des augenicheinlihen Erforderniſſes weitere Erfennungszeichen anzulegen. 

Diefe nahträglih im Veredlungslande angelegten Erkennungszeihen können 
-bei der Rückkehr in das Verjendungsland in Fällen, in welhen bie urfprüng: 
liche Identitätsbezeihnung wohl vorhanden, jedoch nicht völlig wiedererfennbar 
it, nur danın berücjichtigt werden, wenn in den bezüglichen Zolldotumenten 
erſichtlich gemacht ift, daß und welche befondere Identitätsbezeichnung vor 
Ablaffung der Waare an den Empfänger jtattgefunden hat. 


$. 11. 

Bei Geweben, welche zur VBereblung ausgeführt werben, haben im Ber: 
fendbungslande Farbendruditempel oder Plomben mit Nüdjicht auf die Art des 
angemelbeten Verfahrens auf Antrag der Parteien in Anwendung zu kommen, 

Anträge der Parteien, welche offenbar eine Sicherheit in der Feithaltung 
der Identität nicht darbieten, find zurüdzumeijen. 

Der Farbendrudftempel zur Ibentitätsbezeihnung ſoll das Abfertigungs- 
amt, den Monat der Abfertigung und die Regifternummer in verftellbaren 
Lettern und Ziffern ausdrüden. Das Farbenmaterial ift derart zu wählen, 
daß der Stempelaufbrud durch die Verarbeitung nicht vertilgt wird. 

Die Gewebe find an beiden Enden ber Stüde, bei einer beabfichtigten 
Theilung derjelben aber an allen Theilungsenden, nah Maßgabe der beim Aus: 
gang aus dem Verfendungslande in voraus anzumeldenden Theilung zu bezeichnen. 

Eine Theilung in mehr als vier Stüde ift unzuläffig. 


$. 12. 

Bei Garnen zum Wachen, Bleihen, Appretiren (Sclichten), Färben oder 
Bedruden find Plomben oder Siegel an einer Schnur anzulegen, welche durch 
die Garnftränge zu ziehen ift. Bei Garnen in gefcheerten (auch geſchlichteten) 
Ketten zur Serftellung von Geweben find Plomben oder Siegel an einer an 
dem einen Ende ber Kette zu befeitigenden Schnur unter gleichzeitiger Feſt— 
ftellung des Gewichts der Kette anzulegen; von dem Schußgarn ift eine 
Probe zurüdzubehalten, ſowie ebenfals das Gewicht feitzuitellen. 

Bei Beipinniten (Garn, Zwirn, Gorl, Ehenille) zur Serftellung von 
Spigen, Zwirnknöpfen aus Zwirn und Metallringen oder anderen Pofamen: 
tirarbeiten ift die Identität durch Feithaltung des Gewichtes der zur DVerarbei- 
tung beftimmten Gejpinnfte und etwaigen Zuthaten (mie Anöpfe, Metall- 
ringe, Schmelz u. dgl.), ſowie durch Zurüdbaltung von Proben ficherzuitellen. 


$. 13. 

Bei Begenftänden zur Reparatur oder fonftigen Bearbeitung oder Verar— 
beitung hat die Bezeichnung in der Regel mittelit Siegelaufdrüden oder Plom- 
ben an durchzogenen Schnüren oder auf andere geeignete Weife auf Antrag 
der Parteien zu erfolgen. 
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8. 14. 
Die Gegenftände, für melde im PVereblungsverfehre eine Zollbefreiung 
in Anſpruch genommen wird, müflen bei ben betreffenden Zollftellen nad 
Gattung und Menge angemeldet und zur Revifion geftellt werben. 


8. 15. 

An jedem Stüd Gewebe, welches zum Zmwede der Veredlung ausgeführt 
wird, muß der Stempel des Fabrifanten, welcher das Gewebe hergeitellt oder 
durch weitere Bearbeitung demfelben den Karakter eines einheimischen Erzeugs 
niffes gegeben hat, in einer haltbaren Weiſe erfichtlih gemadt fein. Wenn 
Fabrifanten ihre eigenen oder die denfelben gleidhzuftellenden Gewebe zur Ver: 
edlung ausführen, hat es auf eine weitere Nachweiſung als dieſe nicht anzu: 
fommen. In allen anderen Fällen it außerdem eine von dem inländischen 
Fabrifanten, welcher die Gewebe erzeugt oder denſelben den Karakter eines 
einheimiſchen Erzeugnifjes gegeben hat, ausgeftellte Bezugsnote (Faktura) beizu: 
bringen, welde mit Bezug auf Datum und Seitenzahl des Geihäftsbuches 
für den Appreturverfehr den einheimifhen Urſprung der Waare beitätigt. 

Bei Sarnen tritt an die Stelle des Fabrikitempels eine Erklärung des 
Fabrifanten, daß die zur Veredlung im Auslande bejtimmten Garne von ihm 
hergeitellt bezw. zu einer inländiihen Waare gemacht worden find. 

Gewebe und Garne, deren einheimifcher Uriprung dergeftalt nicht dargethan 
wird, find zum Bereblungsverfehre nicht zuzulaffen. 

$. 16, 

Die bei der Anmeldung in zwei gleihlautenden Eremplaren abzugebende 
Erflärung hat zu enthalten: 

1. die Menge, Gattung und Nettogewicht der zu veredelnden Waare 
(Gewebe, Garne und andere Gegenftände), ſowohl nad) der tarif: 
mäßigen, als nad der handelsüblichen Benennung; 

2. bei Garnen und Geweben die Fabrik, in welcher die zu veredelnde 
Waare erzeugt worden ift, den Fabrikftempel und bezw. die Stüd: 
zahl der beigebrachten Bezugsnoten; 

3. den Ort und die Fabrif des Veredlungslandes, dann die Art ber 
Veredlung; 

4. das Amt, über welches die Ausfuhr erfolgen joll; 

5. die Friſt, welche für die zollfreie Wiedereinfuhr in Anfpruch ge: 
nommen wird; 

6. welche Art der zur Feithaltung der Identität der Waare erforber- 
lichen amtlichen Bezeihnung beantragt wird; 

7. das Amt, bei welhem die zolfreie MWiedereinfuhr der verebelten 
Waare in Anfpruch genommen wird, 


$. 17. 

Auf Grund der Erklärung wird vom Amtsvorftande die Nusgangsabfer: 
tigung veranlaßt. 

Wo der Vereblungsverfehr nur auf Grund befonderer Erlaubniß ftattfindet, 
ift die Webereinftimmung der Erffärung und der Waare mit dem Inhalte des 
Erlaubnißicheines zu prüfen; wenn die Nachmeifung des einheimischen Ur- 
iprungs bei Garnen und Geweben erforderlih ift, hat die Konitatirung 
befielben im Sinne des $. 15 zu erfolgen. 

Nah Revifion der Waare ift die Nichtigkeit der Erklärung zu beftätigen, 


In 
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das Nettogewicht und die Stüdzahl feitzuftelen und die amtliche Xdentitäte- 
bezeihnung nad Weifung der 38. 10 bis 13 zu veranlafjen. 

Bei Geweben ift die Deklaration mit einem Abdrude des Identitäts— 
jtempels zu verjehen. 

Nah der unter amtlicher Auffiht vorgenommenen Verpadung wird für 
jedes Kollo das Bruttogewicdht ermittelt und dieſes mit dem Zeichen bes Kollo, 
jowie mit der Stüdjahl und dem Nettogewichte der darin enthaltenen Gewebe 
oder anderen Waaren, unter Angabe des bewirften amtlichen Verſchluſſes, in 
beide Eremplare der Erklärung eingetragen. Das eine Gremplar der lepteren 
wird dem Betheiligten ausgehändigt, das andere wird, wenn die Wiedereinfuhr 
über dafjelbe Amt erfolgen joll, bei dem Abfertigungsamte zurüdbehalten, andern: 
jalls von dem Abfertigungsamte demjenigen Amte überjendet, bei welchem die 
zollfreic Wiedereinfuhr der bearbeiteten Waare gemäß der erfolgten Bewilligung 
(8. 9) zu geſchehen hat. 

Im legteren Falle ift dem Amte eine Abjchrift der Dellaration als Ne: 
gijterbeleg zurüdzulajjen. 

Hinfichtlid der Regifterführung und des weiteren amtlichen Nachweifes 
der abgelaffenen Waaren bewendet es bei dem in beiden Zollgebieten bejtehen: 
den Verfahren. 

Das Ausgangsamt, dem bei der Ausfuhr der Waare die Erklärung vor: 
zulegen ift, hat darauf die unter unverlegtem Verſchluß erfolgte Ausfuhr zu 
bejcheinigen. 


$. 18. 
Bei dem gegemüberliegenden Eingangsamte jind die Waaren ganz nad 
den Beitimmungen für die aus dem freien Berfehr des einen Zollgebietes un— 
mittelbar in das andere übergeheuden Gegenftände zum Eingange zu erflären. 


$. 19. 

Die jchließlihe Eingangsabfertiaung der mit dem Anſpruch auf dem: 
nächſtige zollfreie Wiederausfuhr zur Verarbeitung eingehenden Waaren kann 
bei einem dazu befugten Amte an der Grenze oder im Imnern erfolgen. 

Auf legteres wird die Waare vom Grenzamte unter Begleitſcheinkontrole 
abgefertigt, wobei auf Grund der von dem Verſendungs- und Ausgangsamte 
bejheinigten Erklärung die im Artikel 7 des Vertrages und im Schlußproto: 
folle zu demſelben vorgejehenen Erleichterungen eintreten. 

Dieje Ueberweilung der Waare auf das Amt des Beitimmungsortes der: 
jelben hat das Grenzamt auf der oben gedachten Erklärung zu beſcheinigen. 


8. 20. 

Der Empfänger der Waare hat die ſo beſcheinigte Erklärung des Ver— 
ſenders ſeiner Eingangserklärung beizufügen und entweder in letzterer jelbit 
oder in einer berjelben. beizufügenden bejonderen Erklärung die im $. 16 unter 
1 und 3 bezeichneten Angaben zu machen. 


$. 21. 

Bei der Abfertigung foll, wenn nicht der Empfänger felbft auf eine weitere 
Bezeihnung der Waare anträgt, in der Kegel die Identitätsbezeihnung des 
Verfendungsanıtes als zur zollfreien Ablaffung der Waare genügend ange 
nommen, und bei Kolli, welche mit unverlegtem Verſchluſſe des Verſendungs— 
amtes eingehen, die Revifion auf die Bruttoverwiegung und auf die ohne Aus: 
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padung zuläffige Prüfung des Inhaltes beſchränkt werden, fofern nicht ber 
Empfänger auf weitere jpezielle Nevifion anträgt oder das Aınt diefe aus Ver: 
dachtsgründen für erforderlich erachtet. 

$. 22. 

Db eine Sicherung der auf der Waare haftenden Eingangsabgaben durch 
Hinterlegung des Betrages derjelben oder in anderer entjprechender Weile er: 
folgen ſoll, hängt im einzelnen Falle von dem Ermeſſen des Empfangsamtes 
nad den Diejerhalb erlafjenen allgemeinen Vorſchriften ab. 

$. 23. 

Die Ablafjung der Waare an den Empfänger wird unter Angabe der 
etwa erfolgten weiteren Bezeichnung derjelben auf der Erklärung des Berjen- 
ders bejcheinigt und feßtere dem Empfänger ausgehändigt. 

Hinſichtlich der Regiſterführung und des weiteren amtlichen Nachweiſes be: 
wendet es bei dem in beiden Zollgebieten beftehenden Verfahren. 

$. 24, 

Die Wiederausfubr der Waare hat in der gemäß $. 8 feitgefegten oder, 
jojern das Empfangsamt eine Beſchränkung derjelben verfügt, innerhalb der 
beſchränkten Friſt zu erfolgen. 

& 25. 

Die nad) erfolgter Bearbeitung zur Wiederausfuhr beſtimmten Waaren 
find dem Amte, bei welchem deren Eingangsabfertigung in ber vorgedachten 
Weiſe ſtattgefunden bat, nad Gattung, Stüdzjahl und Nettogewicht, unter 
gleichzeitiger Angabe der Art der ftattgefundenen Bearbeitung und des Grenz— 
zollamtes, über welches die Ausfuhr erfolgen joll, anzumelden. 

Ebenjo it die im Beziehung auf die Eingangsabfertiaung beicheinigte 
Erflärung des Verjenders ($. 23) mit vorzuleaen. 

Die in einer und derfelben Erklärung begriffenen Gewebe können auch 
nah und nad im einzelnen Poſten zurücgejendet werden, ohne daß der An: 
ipruch auf zollfreie Wiedereinlafiung verloren geht. 

8. 26. 

Die Identität der Waare it durd Prüfung der an den Stüden vor: 
handenen Bezeihnung, und das Nettogewicht durch Verwiegung feitzuitellen, 

Die Nettoverwiegung muß ſich jederzeit auf die ganze Poſt eritreden, da: 
gegen kann die Verifizirung der Fdentitätsbezeihnung bei größeren Sendungen 
auch probeweije geichehen und ſich in der Negel auf die Hälfte der Stüde, 
bei Hauptäntern und bei befonders dazu ermächtigten Neben: und Unterämtern 
nach dem Wrmefjen des Amtsvorſtandes jelbit bis auf fünf Prozent der vor: 
geführten Stüde bejchränfen. 

Die jo revidirte Waare ift unter Aufliht des Revifionsbeamten zu ver: 
paden, zu verjchließen und brutto zu verwiegen. 

Hiernad) ift die ganze Poſt mitteljt Begleitiheines auf das Ausgangsamt 
abzufertigen. 

Die vorgelegte Erklärung des urſprünglichen Verfenders it mit der Bes 
ideinigung über die erfolgte Revifion und Abfertigung zurüdzugeben. 

Dieje Beicheinigung hat die Angabe zu enthalten, ob die Verifizirung 
der Identitätsbezeichnung vollftändig oder blos probemeife vorgenommen wurde; 
im legteren Falle find die revidirten Kolli mit Zeichen und Nummern jpeziell 


anzugeben. 
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$. 27. 

Bei dem Ausgangsamte findet das für ausgehende Begleiticheingüter er- 
forderliche, bei dem gegenüberliegenden Eingangsamte das für die Eingangs: 
erflärung und beziehungsweiſe für die Begleitfcheinabfertigung vorgeichriebene 
Verfahren ftatt. 

Auf der vorzulegenden Erklärung des urfprünglichen Verſenders hat das 
Ausgangsanıt außerdem die unter umverlegtem Verſchluß erfolgte Ausfuhr 
und das Eingangsamt die unter unverlegtem Verſchluß erfolgte Einfuhr zu 
befcheinigen. 

Werden die in einer und derjelben Erklärung begriffenen Gewebe nad 
und nach in einzelnen Poſten zurüdgefendet, jo ift ftatt der Erklärung des ur- 
fprünglichen Verfenders eine von dem Zoll: oder Steueramte, bei welchem die 
ſchließliche Eingangsabfertigung ftattgefunden hat, beglaubigte Abjchrift der: 
jelben vorzulegen und darauf die mit umnverlegtem Verſchluſſe erfolgte Aus: 
fuhr, beziehungsmeife Einfuhr, der Theilfendung zu beicheinigen. 

Der zu der Erklärung gehörigen legten Port ift das Original dieſer Er: 
Härung beizufügen. 


8. 28, 

Bei Verfendungen mittelft der Eifenbahnen hat das für den Eifenbahn: 
verkehr erleichterte Abfertigungsverfahren, in Bezug auf die Aus: und Ein: 
gangsabfertigung, auch auf Waaren der vorliegenden Art Anwendung zu 
finden, 

8. 29, 

Ift das Amt, bei welchem die zollfreie Wiedereinlaffung der bearbeiteten 
Waaren in Anfpruch genommen wird, ein Amt im Innern, jo hat das Grenz: 
eingangsamt die Waare dorthin auf Begleitichein abzufertigen und demfelben 
die vom Ausgangsamte in Bezug auf den richtigen Ausgang und vom Ein: 
gangsamte in Bezug auf den richtigen Eingang der Waare beicheinigte Er: 
Härung des urfprünglichen Verfenders, beziehungsmweife die mit dielen Be: 
ſcheinigungen verfehene, beglaubigte Abſchrift der Erklärung beizufügen. 

It das Amt, bei welchem die zollfreie Wiebereinlaffung der Waare ftatt: 
findet, das uriprünglihe Ausgangsamt, jo joll, wenn die Waare unter un— 
verlegtem Verichluß des Veriendungsamtes ankommt, und nicht befondere Ver: 
dachtsgründe vorliegen, in der Negel das von Verjendungsamte ermittelte 
Gewicht angenommen, umd wenn von diefem Amte an fänmtlichen Stüden 
die unverlegte Fdentitätsbezeihnung verifizirt it, nur eine probeweife Reviſion 
vorgenommen werden. Hat bei dem Verſendungsamte die Prüfung der Iden: 
titätsbezeihnung nur theilweiſe ftattgefunden, jo muß in der Negel bei dem 
Empfangsamte die vollftändige Revilion der Sendung und die Verifizirung der 
Identität vorgenommen werden. 

Diefelbe kann jedoch, wenn nicht befondere Verdachtsgründe vorliegen, auf 
jene Rolli beichränft werden, welche bei dem Verfendungsamte einer ſpeziellen 
Identitätsverifizirung nicht unterzogen wurden ($. 26). 

It aber das Amt, bei welchem die zollfreie Wiedereinlaffung in An— 
ipruch genommen wird, nicht das uriprünglihe Ausgangsamt, jo muß in der 
Regel in Beziehung auf die Identitätsbezeihnung eine jpezielle Revifion, welche 
die Auspadung der Waare erforderlihd macht, vorgenommen werben, gleichviel 
ob befondere Verdachtsgründe vorliegen oder nicht und ob die Identitäts— 


68 


bezeihnung bei dem Verfendungsamte des Landes, wo die Veredlung erfolgte, 
an ſämmtlichen Stüden oder nur probeweife verifizirt ift. 


5. 30. 

Bemwichtsbifferengen, melde fich bei den im bearbeiteten Zuitande zur 
Wiederaus: und Wiedereingangsabfertigung aeftellten Garnen und Geweben 
ergeben, follen eine Abgabenerhebung nicht zur Folge haben, wenn biejelbe 
Stüdzahl vorhanden ift und bei den einzelnen Stüden die an den beiden 
Enden angebrachte Ipentitätsbezeihnung vorgefunden wird. Sind Gewebe 
zum Beſticken verfendet, und ift das zu diefer Bearbeitung erforderlihe Material 
beigefügt, jo findet bei der Wiederaus: und Wiedereingangsabfertigung eine 
Abgabenerhebung nicht ftatt, wenn das Gewicht der beftidten Gewebe das der 
unbeftidten Gewebe und des zum Beitiden mitgegebenen Materials nicht 
überfteigt. Iſt das Stichmaterial vom Stider hergegeben, jo wird bei der 
Wiebereinfuhr der beſtickten Gewebe von dem dur das Beftiden entitandenen 
Mehrgewichte die Eingangsabgabe nach dem Tarifiage des Stidwaterials er- 
hoben. 

Bei geringen Gewichtsdifferenzen joll von einer Abgabenerhebung ab: 
gefehen, wo eine ſolche aber ftattfindet, diejelbe nad den beftehenden Tarifen 
bewirkt werben. 


5. 31. 

Bei anderen als den im $. 30 genannten Waaren follen Gewichtsdiffe— 
renzen, welche durch Reparaturen oder durch bie Veredlung der Waare ent: 
ftehen, derart berücfichtigt werden, daß geringere Differenzen feine Abgaben: 
entrichtung zur Folge haben, beträchtlichere dagegen nur nad dem Tarifſatze 
des bei der Reparatur oder Veredlung verbrauchten Materiald zur Ber: 
zollung zu ziehen find, jedoch immer unter der Vorausfegung, daß die im 
anderen Gebiete reparirten beziehungsmweife erneuerten Theile eines zur Repa— 
ratur ausgeführten Gegenftandes mit dem Sauptgegenftande, zu welchem fie 
gehören, zufammen eingeführt werben. 


8. 32. 

Alle in voritehenden Beftimmungen vorgejehenen Abfertigungen einſchließlich 
der Erlaubnißicheine unterliegen feinen befonderen Gebühren, insbefondere iſt 
das zur Anlegung von Sdentitätszeichen und Verſchlüſſen erforderliche Siegel: 
und Bleimaterial von der betreffenden Zollftelle koſtenfrei beiguitellen. 

Zu den Gebühren werden nicht gerechnet: die Unkoften, welche durd Ab: 
fertigumgen entitehen, die auf Antrag von Privatperfonen außerhalb des Sites 
ber Zollſtelle vorgenommen werben. 


$. 33. 

Zur Ertheilung der befonderen Erlaubniß zum Vereblungsverfehr und der 
damit zufammenhängenden Bewilligungen ($$. 2 und 4), fowie zur Sand: 
habung der amtlichen Aufficht ($. 6) find in Deutfchland die Hauptzoll: (Steuer:) 
Aemter, in Oeſterreich-AUngarn die Finanz Bezirksdirektionen (Finanz: und Grenz: 
infpektoren) und Finanzdirektionen jenes Bezirkes zuftändig, in welchem die Fabrik: 
(Gewerbejtätte) oder Hauptniederlafjung des Erlaubnißwerbers ſich befindet. 

$. 34. 

Zu den in den vorangehenden Paragraphen näher bezeichneten Abfertis 
gungen find ermächtigt: in Oeſterreich-Ungarn diejenigen Zollämter, welche zur 
Einfuhrverzollung von Waaren der in Nede jtehenden Art allgemein befugt 
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find; in Deutichland die Hauptzoll: (Steuer) Nemter; es iſt jedoch beiden 
Theilen vorbehalten, dort, wo die Verfehrsverhältniffe es erfordern, auch Nemter 
niederer Verzollungsbefugnih zu jenen Abfertigungen zu ermächtigen. Bei eins 
tretendem Bedürfniſſe Toll diefe Abfertinungsbefugnii den gedachten Aemtern 
namentlih dann überall ertbeilt werden, wenn dieſelben mit zwei Beamten 
befest jind, oder bei der Abfertigung doc jedesmal ein zweiter Beamter zugezogen 
werden kann. 


8. 35. 

Veberjchreitungen ber Beltimmungen über das Veredlungeverfahren und 
der Kontrolvorſchriften haben außer der für den betreffenden Fall vorbehaltenen 
Entziehung des Erlaubniffcheines (8. 5) die nadı den allgemeinen oder Zoll: 
jtrafgejegen vorgejchriebene Behandlung zur Folge. 

8. 36. 

Die in den $$. 1 bis 5, dann 15, enthaltenen Beitimmungen haben feine 
Anwendung zu finden: 

a) auf die zur Neparatur aus: und dann wieder eingeführten Gegen: 
ftände; 

b) auf die im Grenzbezirke anſäſſigen Handwerker und Yohnarbeiter, welche 
ihr gewöhnliches Arbeitsmaterial (auch Garn in geicheerten oder gejchlichteten 
Ketten nebſt dem erforderlihen Schußgarn), ſowie ihr Arbeitsgeräth über bie 
Grenze zur häuslichen Arbeit nach ihrer Wohnftätte übertragen und nach Ber: 
arbeitung wieder zollfrei zurücdbringen, infoferne diejelben ſich genügend legiti— 
miren oder ortsbefannt find und mac den Mengen des Arbeitsmaterials, 
jowie nad den befannten Betriebsverbältniffen außer Zweifel ift, daß es ſich 
lediglich um eine handwerksmäßige oder häusliche Bearbeitung mit Ausſchluß 
jedes fabrifmäßigen Betriebes handelt. 

Wo es üblid it, dah Arbeitsfammler (Faktoren) die Betheilung der Yohn: 
arbeiter mit Arbeit vermitteln und die Ein- und Ausfuhr der betreffenden 
Sendungen beforgen, jollen diejelben gleich den Yohnarbeitern behandelt werben, 
wenn fonft die unter h. bezeichneten Bedingungen zutreffen. 


. 
8. 37. 


Die handwerfsmäßige Verfertigung von Nleidungsftüden aus Zeugmaaren 
zum eigenen Gebrauche der Grenzbewohner it ungeachtet der Geftaltveränderung 
des zurücgeführten Begenitandes vom Veredelungsverkehre nicht ausgeichloffen, 
wenn die Zollämter im Stande find, durch zureichende Kontrole, als 5. B. durch 
Mufter, Bezeichnung oder Beichreibung des Gegenftandes, der zur jenleitigen 
Bearbeitung ausgeführt werden joll, die Identität deſſelben in der zurüds 
gebrachten Waare zu erfennen. 

$. 38, 

Rückſichtlich der Förmlichkeiten und Kontrolen für den im $. 36.b und 37 
bezeichneten Grenzverfehr von Handwerkern, Yobnarbeitern u. dergl. haben die 
derzeit beitehenden Bereinbarungen und Vorſchriften, insbeiondere das Weberein- 
fommen von 21. Dftober 1847 infoweit in Anwendung zu kommen, als fie 
weitergehende Erleichterungen oder Vereinfachungen für diefen Verkehr enthalten. 


$. 39. 
Für Waaren und Gegenitände, welche bio zum Schluß des Jahres 1878 
aus dem einen Vertragsgebiete in das andere zum Zwed der Veredlung oder 
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Reparatur ausgeführt worden find, finden die bisherigen hiefür maßgebenden 
Beitimmungen nod Anwendung, jofern die Wiedereinfuhr vor dem 1. Juli 1879 
erfolgt. 

Ebenjo werden die vor Ablauf dieſes Vertrages zum Zwed der Veredelung 
oder Reparatur unter den vorgeichriebenen Kontrolen ausgeführten Waaren und 
Gegenjtände innerhalb der bewilligten Friſt auch nadı Ablauf des Vertrages 
zollfrei eingelafien. 


71 MS». 


Erlaubnißſchein 


zum 


Veredlungsverfehre zwiſchen Dejterreidh » Ungarn und Deutichland auf 
rund des Artitels 6 des Handelsvertrages VOM . 2.2.2... 


1. Perſon, Firma und Sauptwiederlaffung des Erlaubnißwerbers: 


2. $attung der zu veredelnden Waare nach ihrer handelsüblichen Benen: 
nung: 


3. Die jährliche oder innerhalb der beantragten Frift ungefähr zur Bered: 
lung ausjuführende Menge derjelben: 


4. Ort und Firma des oder der inländifchen Fabrikanten, von welchen 
die zu veredelnde Waare erzeugt oder bearbeitet wird, dann deren Fabrikſtempel: 


5. Ort und Firma des oder der ausländifhen Fabrifanten, von welchen 
die Waare veredelt wird, und Die Art ver Veredlung: 


6. Das Zollamt beziehungsweije die Zollämter, bei welchen die Waare aus: 
und wieder eintreten joll: 


7. Dauer der Bewilligung: 


Dem N. N. wird auf Grund der Verordnung VOM... 2.2.20. die 
Bewilligung zum zollfreien Veredlungsverlehre zwifchen Oeſterreich-Ungarn und 
Deutjchland mit den bier bezeichneten Waaren und unter den vorangeführten 
Modalitäten auf die Dauer von... . 2.2220. mit dem Beilage ertheilt, 
daß dieſe Erlaubnig wegen erwiejener Zollumgehung oder wegen wiederholter 
grober Vernachläſſigung der Kontrolvorjchriften widerrufen werben kann. 





Berlin, den 16. Dezember 1878. 


Der Unterzeihnete beehrt jih umter Bezugnahme auf die Verabredung des 
Sclußprotofolls zu Artikel 6 (A., letzter Abſatz) des heute vollzogenen Handels: 
vertrages dem Kaiferlih und Königlich öfterreichiich:ungariichen Geſchäftsträger 
Herrn Grafen von Moltenjtein:Troftburg in der Anlage die Zufammenftellung 
derjenigen Detailvorjchriften ganz ergebenft mitzutheilen, welche die vertragenden 
Theile zur Regelung und Kontrole des Veredelungsverkehrs zu erlaffen ſich 
wechjelieitig als berechtigt anerkannt haben. 

Der Unterzeichnete benugt auch dieien Anlaß, um dem Herrn Geſchäfts— 
träger die Berfiherung feiner vorzüglichſten Hochachtung zu erneuern. 


von Bülow. 
An 


den Kaiferli und Königlich öſterreichiſch-ungariſchen Sefchäftsträger 
Herrn Grafen von Woltenitein: Troftburg. 


Anlage 3. 


Berlin, den 16. Dezember 1878. 


Der Unterzeichnete iſt bezüglich der im Schlußprotokoll unter B, zu Artikel 6 
des Vertrages vom heutigen Tage vereinbarten Erleichterung des Grenzverfehrs 
mit roher ungebleichter Yeinwand zu folgenden Erklärungen ermächtigt: 

1. Der gegenwärtig in Neurode in Preußiich:Schlefien beitehende Lein— 
wandmarft wird für die Dauer des Vertrages in dem bisherigen 
Umfange beibehalten werden. Es wird ferner dafür Sorge getragen 
werden, daß ein Xeinwandmarft in Yandshut mindeftens zweimal in 
der Woche jtattfindet. 

2. Die zollfreie Einlaffung von rober ungebleichter Yeinwand zu ben 
bezeichneten Yeinwandmärften oder zu Bleichereien auf der ®renzlinie 
von Leobſchütz bis Seidenberg in der Oberlaufig und auf der Grenz: 
ftrede von Ditris bis Schandau in Sadien auf Erlaubnificheine 
wird an feine weiteren als die nadhitehenden Bedingungen und 
Förmlichkeiten gefmüpft werden: 

a) Die Yeinwand muß auf einer Zollitraße eingeführt und dem 
Grenz -Eingangsamte vorichriftsmäßig deflarirt werden. 

b) Das Grenz: Eingangsamt kann die Deponirung oder Sicher: 
ftellung des tarifmäßigen Eingangszolles fordern. 

Die Nüdgabe des Deponats bezw. die Löſung der Sicher: 
heit erfolgt erit dann, wenn die erfolgte Aufnahme in eine 
Bleicherei oder die ſtattgehabte Ausstellung der Waare auf 
einem Yeinwandmarfte durd eine obrigfeitlich bealaubigte Be: 
ſcheinigung bes betreffenden Bleichereibefibers oder durch ein 
Attejt der Drtsbehörde bejcheinigt it, wobei auf thunlichite 
Beichleunigung der obrigkeitlihen Beſcheinigungen Bedacht zu 
nehmen it. Cine weitere Kontrole über den Vertrieb oder 
Verbleib der Waare findet nicht ſtatt. Yiegt der Leinwand— 
markt oder die Bleicherei, wohin die Yeinwand beſtimmt ift, 
nicht im Bezirke des GrenzEingangsamtes, jo ift in ber 
Kegel die Yeinwand unter Begleiticheinfontrole auf das Steuer: 
amt des Beltimmungsortes abzufertigen. Die Beibringung 
des Atteſtes oder der Beicheinigung muß binnen einer von 
dem GrenzEingangsamte beftimmten, mindeitens auf 14 Tage 
zu bemeſſenden Friſt erfolgen, wibrigenfalld der deponirte 
Eingangszoll definitiv vereinnahmt oder der fichergeitellte Be: 
trag eingezogen wird. Cs joll jedoch auf unverſchuldete Ver— 
zögerungsgründe angemeijene Nüdficht genommen werben. 

ce) Tie zur zollfreien Einfuhr von roher ungebleichter Leinwand 
auf der Grenzitrede von Dftrig bis Schandau erforderlichen 
19 


74 


Erlaubnißfcheine jollen von dem zujtändigen Hauptamte unter 
der Bedingung ertheilt werden, daß die einzubringende Lein— 
wand zu Bleichereien ober Leinwandmärkten gelangt. 
Im Uebrigen gelten auch bier die vorftehenden Bejtim- 
mungen unter a und b, 
3. Die unter Ziffer 2 Litt. b. erwähnten Atteſte und Beglaubigungen, 
fowie die Erlaubnißicheine (Litt. c.) jollen gebühren: und koſtenfrei 
ausgeitellt werben. 


Der Unterzeichnete erflärt, daß der Inhalt der gegenwärtigen Note als 
duch die Ratififation des Vertrages genehmigt anzujehen fein werde. 


Der Unterzeichnete benußt dieſen Anlaß zur Berfiherung feiner vorzüglich: 
ften Hochachtung. 


Bül 
von ulow. 


An 
den Kaiſerlich und Königlich öfterreihifh:ungariihen Geſchäftsträger, 
Herrn Grafen v. Wolkenſtein. 


N 9, 


Deutjcher Meichstag. 
4. Legislatur: Periode, 
II. Seffion 1879. 


Berlin, den 12, Februar 1879. 


J. Namen Seiner Majeſtät des Kaiſers beehrt ſich der Unterzeichnete den 
beiliegenden 
Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Feſtſtellung des Reichshaus: 
baltsetats für das Etatsjahr 1879/80, nebit Anlagen und einer 
erläuternden Denkſchrift, 
mie folder vom Bundesrath beichloffen worden, dem Reichstag zur verfaffungs: 
mäßigen Beihlußnahme ganz ergebenit vorzulegen. 


Der Reichskanzler. 


von Bismark. 


An den Reichstag. 


N 10, 


Deuticher Neichötag. 
4, Zegislatur- Periode, 
II, Zefion 1879. 


Berlin, den 12. Februar 1879. 


Am Namen Seiner Majeftät des Kaifers beehrt fich der Unterzeichnete den 

beiliegenden i 
Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Ermwerbung und bauliche 
Inftandjepung eines Grundjtüds für das Geſundheitsamt, nebft 
Motiven, 

wie jolher vom Vundesrathe beichloffen worden, dem Neichötage zur verfafjungs- 

mähigen Beſchlußnahme ganz ergebenft vorzulegen. 


Der Reichsfanzler. 


von Bismarck. 


An den Reichstag. 


3 M 10. 


Belek, 


betreffend 


die Erwerbung und bauliche Inſtandſetzung eines Grund- 
ftücs für das Gejundheitsamt. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 


König von Preußen ꝛc. 
verordnen im Namen des Reiché, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesrathé 
und des Reichstags, was folgt: 

Der Reichsfanzler wird ermächtigt, zum Ankaufe des zu Berlin in ber 
Luifenftraße Nr. 57 belegenen Grundſtücks und zur baulichen Anftandbjegung 
der darauf befindlichen Gebäude als Dienſtgebäude für das Geſundheitsamt 
einen Betrag bis zur Höhe von 312 (00 Mark zu verwenden. 

Die Mittel zur Deckung biejes Betrages find, bis zur Vereitfielung durch 
den Reihshaushaltsetat, aus ben bereiteflen Beitänden der Reichskaſſe zu ent: 
nehmen. 

Urkundlih unter Unferer Höchlteigenhändigen Unterjchrift und beigedrudtem 
Raiferlihen Inſiegel. 


Begeben x. 


Motine 


Die Gefhäftsräume für das Kaiferlihe Gefundheitsamt find bisher mieths- 
weile bejchafft worden, Abgefehen von den Unguträglichkeiten, welche ſich bier: 
aus für eine Behörde von dem Umfange und den eigenartigen Bedürfniffen 
des Gejundheitsamts der Natur der Sache nad) ergeben, find die gegenwärtigen 
Lofalitäten des Amts in dem Kaufe Luifenftraße Nr. 19 hierſelbſt ſchon feit 
längerer Zeit nicht mehr zureichend, jo daß das Laboratorium anderweit — 
ebenfalls miethsweiſe — hat untergebradht werden müſſen. Dieje räumliche 
Zerfplitterung läuft den Interefien des Amts zuwider. Die Anmiethung an: 
derer Lokalitäten empfiehlt fi aber jelbft dann nicht, wenn es gelingen jollte, 
geeignete zu finden, weil nach den örtlichen Gewohnheiten der Miethevertrag 
vorausſichtlich doch nur auf eine kurze Neihe von Zahren geſchloſſen werben 
könnte — eine in Folge deſſen mögliche wiederholte Verlegung des Sites ber 
Behörde aber vermieden werben muß. 

Unter diefen Umftänden erfcheint es angezeigt, auf die Erwerbung eines 
eigenen Grundftüds für die Zwede des Gefundheitsamts Bedacht zu nehmen, 
Ein ſolches bietet fih in der Luiſenſtraße Nr. 57 hierſelbſt. Daſſelbe entipricht 
nach feiner Lage im Anſchluß an das geräumige Grunditüd der Thierarznei— 
ſchule und nahe den wichtigften medizinischen Inſtituten der Stadt den Bebürf: 
niffen des Befundheitsamts in vorzüglicher Weife. Es hat bei einer Straßen: 
front von 16,5; m — 922 qm Grundfläde, wovon 356 qm mit einem 
zweiftödigen Vorderhaufe nebit Seitenflügel bebaut find, und kann ohne über: 
mäßige Koften durch einen Erweiterungsbau — Auffegen eines Stockwerks — 
jo eingerichtet werden, daß es fjämmtliche Geihäftsräume und eine Dienjt- 
wohnung für ben Direktor in fi aufnimmt. Der dafür geforderte Preis von 
200 000 )M ift nad fachverftändigem Gutachten angemeſſen. Es ift deshalb 
auf der Grundlage diejes Preifes mit den Befigerinnen ein Kaufvertrag abge: 
ſchloſſen worden, welcher indeſſen für das Reich erſt durch die, nach verfaſſungs— 
mäßiger Bereitftellung der Mittel zu ertheilende Genehmigung des Neichöfanz- 
(ers verbindlihe Kraft erlangt. 

Die Koften für den Ums und Ausbau des Haufes belaufen fi anichlags- 
mäßig auf 112 000 .# 

Die Gefammtjumme von 312000 .% ift unter Kapitel 1 Titel 6 ber 
einmaligen Ausgaben in den Reichshaushaltsetat aufgenommen worden. 

Um die erforderlihen Arbeiten jofort mit Beginn der Bauperiode in An— 
griff nehmen zu fönnen und dadurch zur Erjparung weiterer Miethsausgaben 
bie Weberfiedelung des Amts in das neue Geichäftshaus zum 1. Dftober d. 3. 
ficher zu ftellen, ericheint e8 gerathen, die Bewilligung der erforderlichen Mittel 
unabhängig von der Feſtſtellung des Neihshaushaltsetats vorweg burd be: 
fonderes Geſetz auszuſprechen. 


N 11. 


Deutſcher Neichötag. 
4. Legislatur:Periobe. 
Il, Zeffion 1879. 


Berlin, den 12. Februar 1879. 


. J. Namen Seiner Majeſtät des Kaiſers beehrt ſich der Unterzeichnete den 
beiliegenden 
Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Aufnahme einer Anleihe für 
Zwede der Verwaltungen der Poft und Telegraphen, der Marine, 
bes Reichöheeres und zur Durchführung der Münzreform, 
wie folder vom Bundesrath beſchloſſen worden, dem Neichstage unter Bezug: 
nahme auf den Reihshaushaltsetat für das Jahr 1879/80 zur verfaffungs: 
mäßigen Beihlußnahme ganz ergebenft vorzulegen. 
Die Einnahmen aus der Anleihe find in dem Gtat unter Kapitel 20 der 
Einnahme und zwar: 
bei Titel 12 zu einmaligen Ausgaben der Marineverwaltung mit 
19 590 010 ,# 
bei Zitel 13 zu einmaligen Ausgaben der Poft: 
und Telegraphenverwaltung mit . . . . 78675700 = 
bei Zitel 15 zu den Ausgaben für das Münz: 


wein mt . . . . 25000000 = 
bei Titel 16 zu — —— * Ber: 
mwaltung des Reihöheeres mit . . . . .„ 12042712 = 


angejegt und zur Beſtreitung der in den Erläuterungen zu dieſen Ziteln be- 
zeichneten Ausgaben beflimmt. Die unter bemfelben Kapitel bei Titel 14 zu 
einmaligen Ausgaben der Eifenbahnverwaltung in Einnahme nachgemiejenen 
9 120 000 .# find in den anliegenden Entwurf nicht aufgenommen, weil die 
Ermächtigung zu ihrer Beihaffung im Wege der Anleihe bereits durch das 
Befeg vom 8. Mai 1878 (Reichs:Gejegblatt S. 93) ertheilt worden iſt. 

In den Einzelbeftimmungen jchließt fih der Gejegentwurf den bisher er: 
gangenen gleihartigen Geſetzen an. 


Der Reichefanzler. 
von Bismark. 


An ben Reichstag. 


3 M' 11. 


Belek, 


betreffend 


die Aufnahme einer Anleihe für Zwede der Verwaltungen 
der Pot und Zelegraphen, der Marine, des Neichsheeres und 
zur Durchführung der Münzreform. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutfcher Kaifer, 


König von Preußen ꝛc. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuitimmung des Bundesraths 


und des Neichstags, was folgt: 
& 1. 

Der Reichskanzler wird ermächtigt, die außerordentlihen Selomittel, welche 
in dem Neihshaushaltsetat für das Etatsjahr 1871/80 zur Boltreitung ein: 
maliger Ausgaben 

a) der Poft: und — — im Be— 
trage vn... . 7675 700 Mark, 
b) der ———— im ——— von . . 19590010 
e) der Verwaltung des Reihsheeres im Betrage von 12042 712 
d) zur Durdführung der Münzreſorm im Be: 
trage von . . +. 25000000 
im Ganzen bis ur Höhe ı von 2... 64308422 Marf 
vorgejehen find, im Wege des Kredits Hüifig zu machen und zu diefem Zwech 
in dem Nominalbetrage, wis er zur Beihaffung jener Summe erforderlich fein 
wird, eine verzinsliche, nach den Beſtimmungen des Sejeges vom 19. Juni 1868 
(Bundes:Wejegblatt S. 339) zu verwaltende Anleihe aufzunehmen und Schatz— 
anmeifungen auszugeben. 
g. 2. 

Die Beitimmungen in den $$. 2 bis 5 des Geſetzes vom 27 Januar INT5, 
betreffend die Aufnahme einer Anleihe für Zwecke der Marine und Telegrapben: 
verwaltung (Reichs-Geſetzblatt S. 18) finden auch auf die nach dem gegenwärtigen 
Geſetz aufzunehmende Anleihe und auszugebenden Schagammeifungen Anwendung. 

Urkundlich zc. 
Gegeben ıc. 


N 12. 


Deutſcher Meichötag. 
4. Legislatur-Periobe. 
I. Seſſion 1879. 


Berlin, den 12. Februar 1879. 


Unter Bezugnahme auf $. 37 des Neichs-Militärgefeßes vom 2. Mai 1874 
(Reichs⸗Geſetzblatt Seite 45) beehrt fich der Unterzeichnete die von dem Königlich 
preußiichen, bezw, von dem Königl. bayerifchen Kriegsminifterium aufgeftellten 
Ueberfichten der Ergebniſſe des Heeres-Ergänzungsgeſchäftes im Neichsgebiete für 
das Jahr 1877 ganz ergebenft vorzulegen. 


Der Reichsfanzler. 
In Vertretung B 
Sofmann. 


An den Reichstag. 


Ueberſicht 


ber 
NHefultate des Erſatzgeſchäfts 
in den 
Erſahbezirken des Königreidis Bayern 
für das Jahr 


18717. 
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Neberfücht 
Nefultate des Erfasgefchäfts 
Bezirken des 1. bis einfhließih 15. Armeekorps 
für das Jahr 


187% 





1. Armeelorps . 


2, Urmeelorps . 


Summe . 


Und zwar: 


von den 20 jährigen . 


2 
22 


älteren 
















jahrige 








f 





29 
jährige 


a 





jährige 





10 676 5621 
12 093 7230 
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20. 


Bon den unter 16 
Genannten find aus⸗ 


gehoben fär das Heer 
zum zumn 
Dienft Dienft 
mit ber ehne 
Waffe Safe 
8552 | 236 
8231 | 255 
16 783 491 
11 803 | 254 
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16502 | 101 
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Wegen unerlaubter 





Auswanderung 

mit Schluß 

” — bes Jahres 
j 1877 in 

verurtheilt unterfuchuug 
31 36 
371 488 
402 524 


N 13. 


Deutfcher NReichstag. 
4. Legislatur: Periode. 
Il. Seſſion 1879. 


Berlin, den 12. Februar 1879, 


J. Namen Seiner Majeſtät des Kaiſers beehrt ſich der Unterzeichnete 


beifolgend: 


1. 


2. 


. das am 4. Juni 1878 zu Paris ges 


den am 1. Juni 1878 zu Paris unterzeichneten Weltpoftvertrag, 
nebſt erläuternder Denkſchrift, 

das am 1. Juni 1878 zu Paris ge— 
ſchloſſene Uebereinkommen, betreffend den 
Austauſch von Briefen mit Werth— 


i nebit einer erläuternden 
angabe, jomwie 


Denkſchrift, 


ſchloſſene Uebereinkommen, betreffend den 
Austauſch von Poſtanweiſungen, 


nachdem der Bundesrath dem Vertrage und den beiden Uebereinkommen ſeine 
Zuſtimmung ertheilt hat, dem Reichstag zur verfaſſungsmäßigen Genehmigung 
ganz ergebenft vorzulegen. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
Dtto Graf zu Stolberg. 


An den Reichstag. 


Union postale universelle 


eonelue entre 
"Allemagne, In Republique Argentine, lAutricht- 
Hongrie, la Belgique, le Bresil, le Danemark eı 
les Colonies Danoisex, I’Egypte, Il’Espagne et les 
Colonies Rspagnoles, les Ktats-Unis de V’Amerique 
du Nord, la France et les Colonies Prancaises, la 
Grande-Bretagne et diverses Colonies Anglaises, 
Finde Britannique, le Canada, Ta Gröce, Vltalie, 
le Japon, le Luxembourg, le Nexique, le Montenc- 
gro, la'Norvege, les Pays-Bas et les Colonies Neer- 
landaises, le Peron, In Perse, le Portugal et les 
Colonies Portugaises, la Roumanie, la Russie, Ia 

Sserbie, le Salvador, la Suöde, la Suisse et In 
Turquie. 


Convention. 


PR soussignes, plenipotentiaires des Gouvernements 
des pays ei-dessus enumeres, s’elant reunis en Con- 
grös a Paris. en vertu de lartiele 18 du Traite eon- 
stitutif de Union generale des Postes, conclu à Berne 
le it oetobre 1874, ont, d’un commun accord et sous 
reserve de ratifieation, revise ledit Traite, vonforme- 
ment aux dispositions suivantes: 


ARTICLE PREMIER. 

Les pays entre lesquels est conelue la presente 
Unnvention, ainsi que ceux qui y adhereront ulterieu- 
rement, forment, sous la denomination d’Union postule 
universelle, un seul territoire postal pour Féchauge 
reeiproque des correspondances entre leurs bureaux 
de poste. 

ARTICLE 2. 

Les «lispositions de cette Convention s'élendent 

aux lettres, aux cartes postales, aux imprimes de 


M 13. 


(Ueberjegung.) 


Weltpoftverein, 
geſchloſſen zwiichen 
Deutſchland, der Argentiniichen Republik, Oeſterreich— 
Ungarn, Belgien, Braſilien, Dänemark und den 
Däniſchen Kolonien, Egypten, Spanien und den 
Spaniſchen Kolonien, den Vereinigten Staaten von 
Amerika, Frankreich und den Franzöſiſchen Stolonien, 
Großbritannien und verſchiedenen Britiſchen Stolo 
nien, Britiſch Indien, Canada, Griechenland, Italien, 
Japan, Luxemburg, Mexico, Montenegro, Nor: 
wegen, Niederland und den Niederländiichen Kolo— 
nien, Bern, Perſien, Portugal und den Portugie: 
ſiſchen Kolonien, Rumänien, Rußland, Serbien, 
Salvador, Schweden, der Schweiz und der Türkei. 


Vertrag. 


N achdem die unterzeichneten Bevollmächtigten der Ne: 
gierungen ber vorstehend aufgeführten Länder, in Gemäß— 
heit des Artifels 18 des am 9. Dftober 1874 in Bern 
abgeſchloſſenen Grundvertrages des Allgemeinen Poftvereins, 
in Paris zu einem Kongreß zulammengetreten find, haben 
diefelben, im gemeinfamen Einverftändniß und unter Vor: 
behalt der Natififation, den gedachten Vertrag nah Maß— 
gabe der folgenden Feitfegungen einer Revifion unter: 
zogen. 
Artikel J. 

Die am gegenwärtigen Vertrage theilnehmenden, ſowie 
die demfelben jpäter beitretenden Yänder bilden, für den 
gegenfeitigen Austauſch der Rorrefpondenzen zwifchen ihren 
Boftanftalten, ein einziges Poftgebiet, weldes den Namen 
„Weltpoftverein“ führt. 


Artikel 2. 
Die Beſtimmungen diefes Vertrages eritreden ſich auf 
Briefe, Poſtkarten, Drudiadhen jeder Art, Gefchäftspapiere 


tonte nature, aux papiers d’affaires et aux echantil- 
lons de marchandises, originaires de l'un des pays de 
l'’Union et ä destination d’un antre de ces pays. Elles 
sappliquent egalement, quant au parcours dans le 
ressort de l’Union, & l’echange postal des objets ci- 
dessus entre les pays de l’Union et les pays etrangers 
a l’Union, toutes les fois que cet echange emprunte 
les services de deux des parties contractantes, au 
moins. 


ARTICLE 3. 


Les administrations des postes des pays limitrophes 
ou aptes à correspondre direetement entre eux, sans 
emprunter l’intermediaire des services d'une tierce 
admivistration, determinent, d'un commun accord, les 
eonditions du transport de leurs dépéches reciproques 
a travers la frontiere ou d’une frontiere à l'autre. 


A moins d’arrangement contraire, on considere 
comme services tiers les transports maritimes effectu&s 
directement entre deux pays, au moyen de paquebots 
ou bätiments dependant de 'un deux, et ces trans- 
ports, de même que ceux eflectues entre deux burcaux 
d’un möme pays, par l'intermediaire de services ma- 
ritimes ou territoriaux dependant d’un autre pays, 
sont regis par les dispositions de l’article suivant. 


ARTICLE 4. 


La libert# du transit est garantie dans le territoire 
entier de l’Union, 

En cons&quence, les diverses administrations posta- 
les de l’Union peuvent s’expedier r&ciproquement, 
par lintermediaire d’une ou de plusieurs d’entre elles, 
tant des depeches closes que des correspondances ä 
decouvert, suivant les besoins du trafic et les conve- 
nances du service postal. 

Les correspondances échangées, soit a decouvert 
soit en depäches closes, entre deux administrations de 
l’Union, au moyen des services d’une ou de plusieurs 
autres administrations de l’Umion, sont soumises, au 
profit de chacun des pays traverses ou dont les ser- 
vices participent au transport, aux frais de transit 
suivants, savoir: 

1° Pour les parcours territoriaus, 2 francs par 
kilogramme de lettres ou cartes postales, et 
25 centimes par kilogramme d’autres objets; 
2° Pour les parcours maritimes, 15 franes par 


und Maarenproben, welche aus einem ber Vereinsländer 
herrühren und nad einem anderen gerichtet find. Auch 
finden dieſe Beitimmungen binfichtlih der Beförderung 
innerhalb des Vereinsgebiets in gleicher Weile Anwendung 
auf den Poftaustaufh der vorbezeichneten Gegenitände 
zwilchen Bereinsländern und fremden, dem Vereine nicht 
angehörigen Ländern, fofern bei dieſem Austaufch das 
Gebiet von mindeftens zweien der vertragichließenden Theile 
berührt wird. 


Artikel 3. 


Die Poftverwaltungen angrengender Yänder oder folder 
Länder, welche, ohne fi der Bermittelung einer britten 
Verwaltung zu bedienen, einen unmittelbaren Poſtaus 
taufh unterhalten können, fegen im gemeinfamen Einver: 
ftändniß die Bedingungen feit, unter denen die Beförde: 
rung der beiderfeitigen Briefpadete über die Grenzitreden 
oder von einer Grenze zur andern ftattfinden fol. 

In Ermangelung eines anderweiten Ablommens follen 
als Leitungen dritter Verwaltungen diejenigen Scepoft 
transporte angefehen werben, welche unmittelbar zwiſchen 
zwei Ländern mittels der von einem berfelben abhängigen 
Poſtdampfer oder anderen Schiffe ausgeführt werben. 
Die desfallſigen Pojitransporte, ſowie diejenigen, melde 
zwifchen zwei Woftanftalten eines und deſſelben Landes 
durch Vermittelung der von einem andern Lande abbän- 
gigen See oder Landpoitverbindungen ausgeführt werben, 
unterliegen den Bejtimmungen bes folgenden Artikels. 


Artikel 4. 


Im gejammten Gebiete des Nereins ift bie Freiheit 
des Tranfits gemährleiftet. 

In Folge deſſen können ſich die verichiedenen Ver: 
eins Poftverwaltungen durch Vermittelung einer oder mehre: 
rer Vereins: Poitverwaltungen, je nad dem Bedürfniß des 
Verkehrs und den Erforberniffen des Poftdienites, Korreipon: 
denzen ſowohl in gefchloffenen Briefpadeten, wie aud 
ſtückweiſe gegenfeitig übermeifen. 

Korreipondenzen, welche zwifchen zwei Wereinsvermal 
tungen entweder ſtückweiſe, oder in gefchloffenen Briei: 
padeten, unter Benugung der Poftverbindungen einer oder 
mehrerer anderer Vereinsverwaltungen ausgetaufcht werden, 
unterliegen zu Bunften jedes ber Tranfitländer oder ber: 
jenigen Länder, deren Poftverbindungen bei der Beförbe: 
rung betheiligt find, den nachftehenden Tranfitgebühren: 

1. für die Landbeförberung 2 Franken für jedes 
Kilogramm Briefe oder Poftlarten und 25 Een: 
timen für jedes Kilogramm anderer Gegenstände; 

2. für die Seebeförderung 15 Franken für jedes 
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3° 


kilogramme de lettres on eartes postales, et 
I frane par kilogramme d’autres objets. 

est toutefois entendn: 

Que partout oüı Je transit est deja actuellement 
gratuit ou soumis A des conditions plus avan- 
tageuses, ve rögime est mainlenu, sauf dans 
le cas prövu a lalinda 3° ei-aprös; 


Que dartout oü les frais de transit maritime 
sont fixes jusqu’a present a 6 franes 50 een- 
times par kilogramme de lettres ou cartes 
postales, ces frais sont reduits à 5 franes; 
Que tont parcours maritime n’exeedant pas 
300 milles marins est gratuit, si l’aulministra- 
tion interessce a deja droit, du chef des de- 
peches ou correspondances beneheiant de ve 
parcours, à la remuneration afferente au tran- 
sit territorial: dans le cas contraire, il est 
retribue à raison de 2 franes par kilogramme 
de lettres on cartes postales et de 25 centimes 
par kilogramme d’autres objets; 

Que, en cas de transport maritime efleetud par 
deux ou plusieurs administrations, les frais du 
parcours total ne peuvent depasser 15 franes 
par kilogramme de lettres on cartes postales 
et I france par kilogramme d’autres objets; 
ces frais, le cas echeant, sont repartis entre 
ces administrations au prorata des distances 
parcourues, sans prejudice aux arrangements 
Jdifförents entre les parties int6ressdes; 


Que les prix speeifies an present article ne 
s’appliquent, ni aux transports au moyen de 
services dependant d’administrations &trangeres 
a l’Union, ni aux transports dans l’Union au 
moyen de services extraordinaires specialement 
ere6s ou entretenus par une administration, 
soit dans linteröt, soit sar la demande d’une 
ou de plusieurs autres administrations. les 
eonditions de ces deux categories de trans- 
ports sont réglées de gré a gr& entre les ad- 
ministrations interessces. 


Les frais de transit sont à la charge de l’admini- 
stration du pays d'origine. 


AM 13. 


Kilogramm Briefe oder Poftkarten und 1 Franken 
für jedes Kilogramm anderer Begenftänbe. 


Man ift jedod darüber einverftanden: 


l. 


daß überall, wo ber Tranſit ſchon gegenwärtig 
unentgeltlih oder unter vortheilhafteren Be: 
dingungen ftattfindet, die desfallfigen Beſtimmun— 
gen, mit Ausnahme des im nachfolgenden Ab: 
fat 3 vorgefehenen Falls, aufrecht erhalten 
bleiben; 

daf überall, wo die See-Tranfitgebühren bisher 
auf 6 ‚Franken 50 Gentimen für jedes Kilogrammı 
Briefe oder Poſtkarten feftgefegt find, dieſe Be: 
bühren auf 5 Franken ermäßigt werben; 

daf jede Beförderung zur See von nicht mehr 
als 300 Seemeilen unentgeltlich  ftattfindet, 
wenn die betheiligte Verwaltung für die betreffen: 
den Briefpadete oder Korrefpondenzen ſchon bie 
Vergütung der Yand:Tranfitgebühr zu beanfpruchen 
hat; andernfalls beträgt die See:Tranfitgebühr 
2 Franken für jedes Kilogramm Briefe oder 
Moftkarten und 25 Gentimen für jedes Kilogramm 
anderer Gegenſtände; 


. dab in dem Falle, wenn die Seebeförderung durch 


zwei oder mehrere Verwaltungen bewirkt mird, 
die See-Tranfitgebühren für bie ganze Belörde: 
rungsftrede den Sak von 15 Kranken für jedes 
Kilogramm Briefe oder Poftkarten und 1 Franken 
für jedes Kilogramm anderer Gegenftände nicht 
überfteigen dürfen; diefe Gebühren werben ein: 
tretenden Falls zwiſchen den betheiligten Wer: 
waltungen nah Verhältniß der zurüdgelegten 
Streden getheilt, umbefchadet anderweiter Ver: 
einbarungen zwifchen den betreffenden Verwal— 
tungen; 

dak Die im gegenmärtigen Artifel angegebenen 
Vergütungsfäge weder für Pofttransporte der 
nicht zum Verein gehörigen Verwaltungen, noch 
für ſolche Pofttransporte innerhalb des Vereins 
gelten, melde unter Benugung außergewöhnlicher 
Lerbindungen ftattfinden, die von ciner Verwal: 
tung, Sei es im Intereffe, oder auf Verlangen 
einer oder mehrerer anderen Verwaltungen, be- 
fonders hergeftellt oder unterhalten werden. Die 
Bedingungen, denen Diele beiden Arten von Poft: 
transporten unterliegen, werden zwiſchen ben be: 
theiligten Verwaltungen im gemeinfamen Ein: 
verftändniß geregelt. 


Die Tranfitgebühren find von der Verwaltung des 


Aufgabegebietes zu entrichten. 
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Le decompte general de ces frais a lieu sur ka 
base de releves etablis tous les deux ans, pendant un 
mois à döterminer dans le röglement d’ex&cution prevu 
par lartiele 14 ei-aprös. 


Sont exempts de tous frais de transit territorial ou 
maritime, la correspondance des administrations postalex 
entre elles, les objets reexpedies ou mal diriges, les 
rebuts, les avis de r&ception, les mandats de poste ou 
avis d’emission de mandats, et tous autres document 
relatifs au service postal. 


ARTICLE 5. 

Les taxes pour le transport des envois postaux 
dans toute letendue ‘de Union, y compris leur remise 
au domicile des destinataires dans les pays de "Union 
on le service de distribution est ou sera organisd, 
sont fixees comme suit: 

1° Pour les lettres, ü 25 eentimes en cas d’affran- 
ehissement, et au double dans le cas con- 
traire, par chaque lettre et par chaque poids 
de 15 grammes ou fraction de 15 grammes; 

2° Pour les cartes postales, à 10 eentimes par 
earte; 

3° Pour les imprimes de toute nature, les papiers 
d’affaires et les &chantillons de marchandises, 
a 5 ventimes par chaque objet ou paquet 
portant une adresse partieuliere et par chaque 
poids de 50 grammes ou fraction de 50 gram- 
mes, pourvu que cet objet ou paquet ne von- 
tienne aucune lettre ou note manuserite ayant 
le earaetere de correspondance aetuelle et per- 
sonnelle; et soit conditioune de maniere & 
pouvoir &tre facilement verihe. 


La taxe des papiers d’affaires ne pent etre infe- 
rieure a 25 centimes par envoi, et la taxe des échau-— 
tillons ne peut ätre inferieure a 10 cenlimes par 
envoi. 

1 peut éêtre percu, en sus des taxes et des 
minima fixes par les paragraphes précédents: 

1° Pour tout envoi sonmis à des frais de tran- 
sit maritime de 15 franes par kilogramme de 
lettres ou cartes postales et de | frane pur 
kilogramme d’autres objets, une surtaxe qui 
ne peut depasser 25 centimes par port simple 
pour les lettres, 5 centimes par carte postale 
et 5 eentimes par 50 grammes ou fraction de 
50 grammes pour les autres objeis. Par me- 


Die Abrehnung über diefe Gebühren erfolgt auf 
Grund von Nahweifungen, welche alle zwei Jahre wäh- 
rend eines Vonats aufgeitellt werden, der durch Die im 
nachfolgenden Artikel 14 vorgefebene Ausführungsüberein: 
kunst zu beftimmen: ift. 

Korreipondenz, welche die Pojtverwaltungen unter 
fih austaufchen, ferner nachgeſandte ober unrichtig ge— 
leitete Gegenftände, ımanbringlide Sendungen, Niüd: 
icheine, Poſtanweiſungen oder Einzahlungsicheine über 
Poſtanweiſungen und alle anderen poftdienftlihen Schritt 
ftüde find von Land: und See-Tranſitgebühren befreit. 


Artifel 5. 


Das Morto für die Beförderung der Poftfendungen 
im geſammten Bereinsgebiet, einschließlich der Beſtellung 
derielben im denjenigen Bereinsländern, in welchen ein 
Beitellungsdienft bereits befteht oder später eingerichtet 
wird, beträgt: 

1. bei Briefen 25 Gentimen im Frankirungsfalle, 
anderenfalls das Doppelte, für jeden Brief und 
für je 15 Gramm oder einen Theil von 
15 Gramm, 

2, bei Poſtkarten 10 Centimen für jede Harte; 


3. bei Druckſachen jeder Art, Geſchäftspapieren umd 
Waarenproben 5 Gentimen fir jeden mit einer 
befonderen Aufichrift veriehenen Gegenftand oder 
jedes derartige Padet und für je 50 Gramm 
oder einen Theil von 50 Gramm, vorausgeiekt, 
daß dieſer Gegenitand oder diejes Packet weder 
einen Brief, noch einen  geichriebenen Vermerl 
enthält, welcher die Eigenſchaft einer eigentlichen 
und perfönlichen Horrefpondenz hat, und dab die 
Sendung derart beſchaffen ift, daß der Inhalt 
leicht geprüft werden kann. 
Die Taxe der Geſchäfspapiere darſ nicht weniger als 
25 Gentimen für jede Sendung, und die Tare bu 
Waarenproben nicht weniger als 10 Gentimen für jex 
Sendung betragen. 

Außer den voritehbenden Zaren und Minimalſätße 
fönnen zur Erhebung kommen: 

I. für jeden Gegenitand, welder den See-Tranſit 
aebühren von 15 Franken für jedes Kilogramı 
Briefe oder Poitkarten und 1 Franken für jed« 
Kilogramm anderer Gegenftände unterliegt, an 
Zufchlagporto, welches bei Briefen 25 Gentimen 
im einfahen Satze, bei Poflfarten 5 Gentimen 
für jede Karte und bei anderen Begenftänden 
5 Gentimen für je 50 Gramm oder einen Theil 


4 
1 


sure de transition, il peut &tre pergu une sur- 
taxe jusqu'à eonenrrence de 10 centimes par 
port simpie pour les lettres soumises “a des 
frais de transit maritime de 5 franes par 
kilogramme; 


Pour tout objet transport® par des ser- 
vices Jöpendant d’administrations &trangeres a 
"Union ou par des services extraoridinaires 
dans "Union, donnant lieu a des frais sp#- 
eiaux, une surtaxe en rapport avee ces frais. 


En cas diinsuffisance d’afiranchissement, les 
objets de eorrespondanee de toute nature sont 
passibles, a la charge des destinataires, d'une 
taxe double du montant de linsuffisance, 


II n’est pas donne eours: 


I’ 


3» 


Les 


Aux objets, autres qne les Jettres, qui ne 
sont pas affranchis au moins partiellement ou 
ne remplissent pas les conditions requises Ci- 
dessus pour jouir de la moderation de taxe; 
Aux envois «de nature à salir on deteriorer 
les vorrespondances; 
Aux paquets d’öchantillons de marchandises 
qui ont une valeur marchande, non plus qu'à 
veux dont le poids depasse 250 grammes, ou 
qui prösentent des dimensions superieures & 
20 ventimötres de longueur, 10 de largeur et 
5 d’epaisseur; oe 
Enfin, aux paquets de papiers daflaires et 
dWimprimes de toute nature dont le poids 
depasse 2 kilogrammes. 

ARTICLE ©. 
objets designes dans Vartiele 5 peuvent etre 


expedies sous recommandation. 
Tout envoi recommande est passible, a la charge 
de l’euvoyeur: 


1? 


FA 


Du prix d’aflranchissement ordinaire de l’envoi, 
selon sa nature; 

D’un droit fixe de rerommandation de 25 een- 
times au maximum dans les Etats europeens, 
et de 50 centimes aa maximum dans les 
antres pays, y eompris la delivrance d’un bul- 
letin de depöt a lexpediteur. 


L’envoyeur d'un objet reecommande pent objenir un 
avis de reception de et objet, en payant d’avance un 
droit fixe de 25 centimes au maximum. 


Von 


NM 13. 


von 50 Gramm nicht überjteigen darf. Als 
Mebergangsimaßregel kann für diejenigen Briefe, 
melche den SeesZranfitgebühren von 5 Franfen 
für jedes Kilogramm unterliegen, ein Zufchlag: 
porto bis zur Höhe von 10 Gentimen im eins 
fahen Sage erhoben werben; 


. für jeden Gegenftand, der mit Poftverbindungen 


von nicht zum Verein gehörigen Verwaltungen, 
oder der mit aufergewöhnlichen, innerhalb des 
Vereins beitehenden Verbindungen befördert wird, 
für melde befondere Koften aufzumenden find, 
ein zu den aufgewendeten Koften im Verhältniß 
ſtehendes Zufchlagporto. 

Bei ungenügender Franfirung werden Korre: 
ipondenzgegenftände jeder" Art zu Laſten der 
Empfänger mit dem doppelten Betrage des 
fehlenden Portotheils tarirt. 
der Veförderung find ausgeſchloſſen: 


. andere Korrefpondenzgegenitände als Briefe, welche 


nicht mindeitens theilweiſe frankirt find, oder 
welche den für die Beförderung gegen ermäßigtes 
Porto erforderlichen vorbezeihneten Bedingungen 
nicht entfprechen; 


. Gegenftände, welche die Korrefpondenzen zu be 


ſchmutzen oder zu beichädigen geeignet find; 


3. Waarenproben = Padete, welche entweder einen 


Die 


Kaufwerth haben, oder über 250 Gramm ſchwer 
find, oder welche in ihren Ausbehnungen 20 Een: 
timeter in der Länge, 10 Gentimeter in der 
Breite und 5 Gentimeter in der Höhe über: 
fchreiten; endlich 


. Sendungen mit Geichäftspapieren oder Drud: 


fahen jeder Art im Gewichte von mehr als 
2 Rilogramm. 

Artikel 6. 
im Artifel 5 bezeichneten Gegenitände können 


unter Einjchreibung verjendet werben. 


Für 
richten: 
1. 


Der 


Einfchreibjendungen bat der Abfender zu ent: 


das gewöhnliche Porto der franfirten Sendungen 
gleiher Gattung; 


. eine Einichreibgebühr vom höchitens 25 Centimen 


in den europäiihen Staaten und von höchitens 
50 Gentimen in den anderen Ländern, einſchließ— 
(ich der Ausfertigung eines Einlieferungsicheins für 
den Abfender. 

Abfender einer Einichreibfendung kann, gegen 


eine im Woraus zu emtrichtende Gebühr von höchitens 
25 Gentimen, einen Rücdjchein erhalten. 


En cas de perte d’un envoi recommande, et sauf 
le cas de force majeure, il est dü une indemnite de 
50 franes à l’expediteur, ou, sur la demande de celui-ci, 
au destinataire, par ladministration sur le territoire 
ou dans le service maritime de laquelle la perte a eu 
lieu, c’est-a-dire ou la trace de l'objet a disparu, 


Par mesure de transition, il est permis aux ad- 
ministrations des pays hors d’Europe, dont la legis- 
lation est actuellement contraire au principe de la 
responsabilite, d’ajourner l’application de la clause qui 
preedde jusqu’au jour oü elles auront pu obtenir du 
pouvoir lögislatif l’uutorisation d'y souserire. Jusqu'i 
ce moment, les autres administrations de l’Union ne 
sont pas astreintes A payer une indemnite pour la 
perte, dans leurs services respectifs, d’envois recom- 
mandes ä destination ou provenant des dits pays. 


Sil est impossible de decouvrir le service dans 
lequel la perte a eu lieu, l’indemnite est supportee, 
par moitie, par les deux offices correspondants. 


Le payement de cette indemnite est effectué dans 
le plus bref delai possible, et, au plus tard, dans le 
delai d'un an a partir du jour de la reclamation. 

Toute r&clamation d’indemnite est prescrite, si elle 
va pas été formulde dans le delain d’un an ä partir 
de la remise à la poste de l'objet recommande. 


ARTICLE 7. 


Ceux des pays de l’Union qui n’ont pas le frane 
pour unité monetaire fixent leurs taxes à l’equivalent, 
dans leur monnaie respective, des taux determines 
par les articles 5 et 6 pr&cödents. Ces pays ont la 
faeultE d’arrondir les fractions conformement au ta- 
bleau insere au Reglement d’ex&cution mentionne & 
article 14 de la presente Convention, 


ARTIOLE 8. 


L’affranchissement de tout envoi quelconque ne 
peut ötre oper& qu’au moyen de timbres-poste valables 
dans le pays d’origine pour la correspondance des 
particuliers. 

Les correspondances officielles relatives au service 
des postes et &changees entre les administrations 
postales sont seules exemptees de cette obligation et 
admises a la franchise. 


Geht eine Einihreibiendung verloren, jo bat der Ab: 
jender, oder auf deſſen Verlangen der Empfänger, den 
Fall höherer Gewalt ausgenommen, eine Entſchädigung 
von 50 Franken von derjenigen Verwaltung zu bean: 
ſpruchen, auf deren Gebiet oder auf deren Eeepoftlinie 
der Verluft erfolgt, d. i. wo die Spur des Gegenitandes 
verſchwunden ift. 

Als Uebergangsmaßregel ift denjenigen Verwaltungen 
der außereuropäiſchen Länder, deren Geſetzgebung gegen: 
wärtig dem Grundjage der Gemwährleiftung entgegeniteht, 
geitattet, die Anwendung der vorhergehenden Beftimmung 
jo lange auszufegen, bis diejelben von ihrer geſetzgebenden 
Gewalt die Ermächtigung zur Annahme dieſes Grund 
fages erhalten haben. Bis zu diefem Zeitpunkte find bie 
anderen Bereinsverwaltungen zur Zahlung einer Ent: 
ſchädigung für die auf ihrem Gebiete verloren gegangenen 
Einjhreibjendungen nad oder aus den betreffenden Län 
dern nicht verbunden. 

Wenn dasjenige Gebiet nicht ermittelt werben fan, 
auf welchem der Verluſt ftattgefunden bat, jo wird ber 
Erjag von den beiden den Kartenſchluß austaufcdenden 
Verwaltungen zu gleihen Theilen geleiftet. 

Die Entfhädigung wird jobald als irgend möglich 
gezahlt, jpäteitens innerhalb des Zeitraums eines Jahres, 
vom Tage der Nachfrage an gerechnet. 

Jeder Anipruh auf Entſchädigung erlifcht, wenn er 
nicht innerhalb Jahresfriſt, vom Tage der Pofteinlieerung 
der Einjchreibjendung an gerechnet, erhoben wird. 


Artifel 7. 


Diejenigen Bereinsländer, welche den Franten nit 
zur Münzeinheit haben, jegen die Taren in ihrer eigenen 
Währung feit, zum entjprechenden Werth der in den vor: 
bergehenden Artiteln 5 und 6 beftimmten Beträge. Diet 
Länder find befugt, die Tagıheile nah Maßgabe der Ueber: 
fiht abzurunden, welde in der im Artikel 14 des gegen 
wärtigen Vertrages erwähnten Ausführungsübereinkunit 
enthalten ift. 


Artifel 8. 


Die Franfirung der Sendungen kann nur mittels de 
im Urjprungslande für bie Privatlorrefpondenz gültige 
Poſtwerthzeichen bewirkt werben, 


Hiervon ausgenommen find nur die auf ben Poftdieni 
bezügliden und zwiſchen den SPoftverwaltungen ausge 


tauſchten amtlichen Korrefpondenzen, welche portofrei be 
fördert werden. 


ARTICLE 9. 

Chaque administration garde en entier les sommes 
qu’elle a pergues en execution des articles 5, 6, 7 et 
8 pröcedents. 

En consequence, il n’y a pas lieu, de ce chef, ä 
un decompte entre les diverses administrations de 
Union. 

Les lettres et autres envois postaux ne peuvent, 
dans le pays d’origine, comme dans celui de destina- 
tion, @tre frappes, a la charge des expediteurs ou des 
destinataires, d’aucune taxe ni d’aucun droit postal 
autres que ceux prövus par les articles susmen- 
tionnes. 

ARTICLE 10. 

Il n’est pergu aucun suppläment de taxe pour la 
reexpedition d’envois postaux dans linterieur de 
l’Union. 

ARTICLE 11. 
Il est interdit au publie d’expedier, par la voie de 
la poste: 
1° Des lettres ou paquets contenant soit des 
matieres d'or ou d’argent, soit des piöces de 
monnaie, soit des bijoux ou des objets pr&- 
cieux; 
2° Des envois queleonques contenant des objets 
passibles de droits de douane. 

Dans le cas oü un envoi tombant sous l’une de 
ces probhibitions est livrd par une administration de 
[Union a une autre administration de l’Union, celle-ei 
procöde de la maniere et dans les formes prevues 
par sa legislation on par ses röglements interieurs. 


Est d’ailleurs r&serve le droit du Gouvernement 
de tout pays de [Union de ne pas effectuer, sur son 
territoire, le transport ou la distribution, tant des ob- 
jets jouissant de la mod6ration de taxe, à l’ögard des- 
quels il n’a pas été satisfait aux lois, ordonnances 
ou deerets qui röglent les conditions de leur publica- 
tion ou de leur cireulation dans ce pays, que des 
correspondances de toute nature qui portent osten- 
siblement des inscriptions interdites par les disposi- 
tions lögales ou r&glementaires en vigueur dans le 
möme pays. 

ARTICLE 12, 

Les offices de l’Union qui ont des relations avec des 
pays situés en dehors de l’Union admettent tous les 
autres offiees ä profiter de ces relations pour l’öchange 
des correspondances avec les dits pays. 


AM 13. 


Artikel 9. 

Jede Verwaltung behält unverfürzt die von ihr auf 
Grund der vorhergehenden Artikel 5, 6, 7 und 8 er: 
bobenen Summen. 

Es findet daher eine Abrehnung hierüber zwiſchen 
den verſchiedenen Vereinsverwaltungen nicht ftatt. 

Briefe und andere Poftiendungen bürfen weder im 
Urfprungslande, noch im Beltimmungslande, fei es zu 
Zaften der Abjender oder der Empfänger, einem anderen 
Porto oder einer anderen Poitgebühr unterworfen werden, 
als in dem vorbezeichneten Artikeln feſtgeſetzt find. 


Artifel 10. 
Für die Nahfendung von Poftfendungen innerhalb 
des Vereinsgebiets wird ein Nahichußporto nicht erhoben. 


Artikel 11. 
Folgende Gegenitände bürfen mit der Briefpoit nicht 
verfandt werben: 
1. Briefe oder Wadete, welche Gold: oder Silber: 
fahen, Gelditüde, Juwelen oder koftbare Gegen: 
ftände enthalten, 


2. irgendwelhe Sendungen, die zollpflictige Gegen: 
ftände enthalten. 

Falls eine Sendung, welche unter eins dieſer Verbote 
fällt, von einer Bereinsverwaltung einer anderen Vereins: 
verwaltung überliefert wird, verfährt die legtere in der 
Weiſe und unter Beobachtung der Formen, welche durch 
ihre innere Gefepgebung oder ihre inneren Anorbnungen 
vorgejehen find. 

Der Regierung jedes Vereinslandes iſt übrigens das 
Recht vorbehalten, ſowohl die der ermäßigten Tare unter: 
worfenen Gegenftände, in Betreff deren ben beftehenben 
Belegen, Verordnungen und VBorfchriiten über die Be: 
dingungen ihrer DVeröffentlihung oder Verbreitung in 
diefem Lande nicht genügt fein follte, als auch Korrefpon- 
denzgegenftände jeder Art, welche augenſcheinlich Bemer— 
kungen tragen, die nad ben geſetzlichen oder reglemen: 
tariſchen Vorſchriften diefes Landes unftatthaft find, von 
der Beförderung und Beſtellung auf ihrem Gebiete aus: 
zuſchließen. 

Artikel 12. 

Diejenigen Vereinsverwaltungen, welche mit außerhalb 
des Vereinsgebiets belegenen Ländern in Verbindungen 
ſtehen, geſtatten allen anderen Verwaltungen, dieſe Ver— 
bindungen zum Austauſche der Korreſpondenzen mit den 
genannten Ländern zu benutzen. 
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Les eorrespondances echangees à decouvert entre 
un pays de l’Union et un pays &tranger & celle-ci, par 
l’intermediaire d’un autre pays de l’Union, sont traitdes, 
pour ce qui concerne le transport en dehors des limi- 
tes de l’Union, d’apr&s les conventions, arrangements 


ou dispositions partieuliöres r&gissant les rapports de- 


poste entre ce dernier pays et le pays &tranger ä 
Union. 
Les taxes applicables aux correspondances dont il 
s’agit se composent de deux éléments distincts, savoir: 
1% La taxe de l’Union fixde par les articles 5, 6 
et 7 de la prösente Convention; 


2° Une taxe afferente au transport en dehors des 
limites de l’Union, 


La premiöre de ces taxes est attribude: 

a) Pour les correspondances originaires de l’Union 
à destination des pays &trangers, à l’oflice ex- 
pediteur, en cas d’affranchissement, et & l’office 
d’&change, en cas de non-affranchissement; 


b) Four les corrospondances provenant des pays 
etrangers à destination de l’Union, ä l’office 
d’&change. en cas d’affranchissement, et ä 
office destinataire, en cas de non-affran- 
chissement. 


La seconde de ces taxes est bonifide & l’office 
d’&change, dans tous les cas. 


A l’egard des frais de transit dans l’Union, les 
correspondances originaires ou à destination d'un pays 
etranger sont assimildes à celles de ou pour le pays 
de l’Union qui entretient les relations avec le pays 
etranger à l’Union, à moins que ces relations n’impli- 
quent l’affranchissement obligatoire et partiel, auquel 
cas le dit pays de PUnion a droit a la bonification 
des prix de transit territorial fixes par l’article 4 pré- 
cedeut, 


Le decompte general des taxes afferentes au trans- 
port en dehors des limites de l’Union a lieu sur la 
base de releves, qui sont #tablis en möme temps que 
les releves dresses, en vertu de l’article 4 précédent, 
pour l'evaluation des frais de transit dans l’Union. 


Quant aux correspondances échangées en depäches 
closes entre un pays de l’Union et un pays &tranger 


Auf Korrefpondenzgen, welche zwiſchen einem Vereins: 
lande und einem dem Verein nicht angehörigen Lande flüd: 
weile im Tranfit durch ein anderes Vereinsland aus- 
getaufcht werben, finden für bie Beförderung außerhalb 
der Grenzen bes Poftvereinsgebiets die Verträge, Weber: 
einfommen ober befonderen Beitimmungen Anmenbung, 
welche für die Beziehungen zwiſchen dem letzteren Lanbe 
und dem nicht zum Berein gehörigen Lande beftehen. 

Die Tare für die betreffenden Korreſpondenzen feht 
fih aus zwei verſchiedenen Theilen zufammen, nämlich: 

1. aus dem in ben Artikeln 5, 6 und 7 des gegen: 
wärtigen Vertrages angegebenen ereinsporto, 
und 

2. aus dem für die Beförderung außerhalb ber 
Grenzen des Vereins entfallenden Porto. 


Das unter 1 bezeichnete Porto wird bezogen: 

a) für die aus dem Verein herrührenden und nad 
fremden Ländern gerichteten Korrefpondenzen im 
Franfirungsfale von der abjendenden Verwal: 
tung, im Nihtfrankirungsfalle von der Verwal: 
tung des Nusgangsgebiets; 

b) für die aus fremden Ländern herrührenden und 
nad dem Verein gerichteten Korreipondenzen im 
Franfirungsfalle von der Verwaltung des Ein: 
gangsgebiets, im Nichtfrankirungsfalle von ber 
Verwaltung bes Beltimmungslandes, 

Die zweite diefer Zaren wird in allen Fällen der Ver: 
waltung des Ein: bezw. Ausgangsgebiets vergütet. 


Die aus fremden Ländern abgefandten oder dahin ge 
richteten Korrefpondenzen werben, bezüglich der Tranſit- 
gebühren für die Beförderung innerhalb des Vereins, den 
Korrefpondenzen besjenigen Vereinslandes gleichgeitellt, 
welches die Beziehungen mit dem nicht zum Verein ge 
börigen Lande unterhält, es fei denn, daß für dieſe Be 
ziehungen ber Frankirungszwang für eine Theilſtrecke befteht, 
in welchem Falle dem gedachten Vereinslande ber An: 
iprud auf Vergütung der im vorhergehenden Artifel 4 
feſtgeſetzten Land:Tranfitgebühren zufteht. 

Die Abrehnung über ſolche Portobeträge, welche für 
bie Beförderung außerhalb ber Grenzen des Vereins ent- 
fallen, erfolgt auf Grund von Nachweiſungen, melde 
während befjelben Zeitraums aufgeftellt werden, wie bie: 
jenigen, bie in Gemäßheit des vorhergehenden Artikels 4 
für die Verehnung der Tranfitgebühren innerhalb des 
Vereinsgebiets anzufertigen find. 

Für diejenigen Korrefpondenzen, welche ein Bereins: 
land in geichloffenen Briefpadeten über ein zweites Ver: 
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à celle-ei, par l’iintermediaire d’un autre pays de l Union, 
le transit en est soumis, savoir: 


Dans le ressort de l’Union, aux prix determinds 
par l'article 4 de la presente Convention; 

En dehors des limites de l’Union, aux conditions 
rösultant des arrangements partieuliers conclus 
ou à conclure a cet effet entre les administra- 
tions interessdes. 


ARTICLE 13. 

Le service des lettres avec valeurs déelarées et 
celui des mandats de poste font l’objet d’arrangements 
particuliers entre les divers pays ou groupes de pays 
de l’Union, 


ARTICLE 14. 

Les administrations postales des divers pays qui 
composent l’Union sont comp6tentes pour arröter, d'un 
commun accord, dans un Röglement d'exécution, toutes 
les mesures d’ordre et de detail qui sont jugees neces- 
saires, 

Les differentes administrations peuvent, en outre, 
prendre entre elles les arrangements necessaires au 
sujet des questions qui ne concernent pas l’ensemble de 
l’Union, pourvu que ces arrangements ne derogent pas 
à la presente Convention. 

Il est toutefois permis aux administrations interes- 
sees de s’entendre mutuellement pour l'adoption de 
taxes reduites dans un rayon de 30 kilomötres, pour 
les conditions de la remise des lettres par expr&s, 
ainsi que pour l’öchange des cartes postales avec re- 
ponse payée. Dans ce dernier cas, le renvoi des 
cartes-röponse au pays d’origine jouit de l’exemption 
de frais de transit stipal&e par le dernier alinea de 
Particle 4 de la presente Convention, 


ARTICLE 15. 

La pr&sente Convention ne porte point alteration 
& la lögislation postale de chaque pays dans tout ce 
qui n’est pas pr&vu par les stipulations contenues dans 
cette Convention, 

Elle ne restreint pas le droit des parties contrac- 
tantes de maintenir et de conclure des traites, ainsi 
que de maintenir et d’etablir des unions plus restreintes, 
en vue de l'amelioration des relations postales. 


ARTICLE 16. 
Est maintenue l'institution, sous le nom de Bureau 
international de PUnion postale universelle, d’un office 
central qui fonetionne sous la haute surveillance de 


NM 13. 


einsland mit einem dem Verein nicht angehörigen Lande 
auswechlelt, findet die Vergütung der Tranfitgebühren wie 
folgt ſtatt: 
innerhalb des Vereinsgebiets nah den im Artikel 4 
bes gegenwärtigen Vertrages bezeichneten Süßen; 
außerhalb der Grenzen des Vereins nah den Be- 
ftimmungen derjenigen beſonderen Weberein- 
fommen, melde zwijchen ben betheiligten Ver: 
waltungen getroffen find ober noch getroffen 
werben, 


Artikel 13. 

Der Austaufh von Briefen mit MWerthangabe und 
von Poftanmweifungen bildet den Gegenstand befonderer 
Vereinbarungen zwijchen den verjchiedenen Ländern oder 
Zändergruppen bes Vereins, 


Artikel 14. 

Die Poitverwaltungen der verfchiedenen Länder, welche 
den Verein bilden, find befugt, im gemeinfamen Einver: 
ſtändniß mittels einer Ausführungs:Webereinfunft alle für 
nothwendig erachteten Dienſtvorſchriften feitzujegen. 


Die verfchiedenen Verwaltungen können außerdem über 
folde Fragen, welde nicht die Gefammtheit bes Bereind 
angehen, die erforderlichen Verabredungen unter fich treffen, 
vorausgefegt, daß diefe DVerabredungen den Feitfegungen 
des gegenmärtigen Vertrages nicht wideriprechen. 

Den betheiligten Verwaltungen ift jeboch geftattet, 
wegen Feltfegung ermäßigter Taren für den Verkehr im 
Grenzbezirfe von 30 Kilometern, wegen Einführung des 
Eilbeftellungsverfahrens und des Austaufches von Poll: 
farten mit Antwort unter fi Vereinbarungen zu treffen. 
Im letzteren Falle find die Antwortkarten, gleihwie die 
im legten Abſatz des Artikels 4 des gegenwärtigen Ver: 
trages bezeichneten Gegenftände, von Tranfitgebühren bes 
freit. 

Artikel 15. 

Der gegenwärtige Vertrag berührt in feiner Weife bie 
innere Poftgefeggebung jedes Landes in Allem, was durch 
die in biefem Vertrage enthaltenen Beitimmungen nicht 
vorgefehen worden ift. Auch beſchränkt der Vertrag nicht 
bie Befugniß der vertragichließenden Theile, Verträge 
unter fich beitehen zu laffen und neu zu fchließen, ſowie 
engere Vereine zur weiteren Erleichterung bes Verkehrs 
aufrecht zu erhalten oder neu zu gründen. 

Artikel 16. 

Unter dem Namen Internationales Bureau des Welt- 
postvereins fol die bereits früher errichtete Gentralftelle, 
welche unter der oberen Zeitung der Schweizeriichen Bolt: 
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Administration des postes suisses et dont les frais 
sont supportes par toutes les administrations de 
l’Union. 

Ce bureau demeure charg& de reanir, de coordon- 
ner, de publier et de distribuer les renseignements de 
toute nature qui interessent Je service international 
des postes; d’&mettre, à lu demande des parties en 
cause, un avis sur les questions litigieuses; d’instruire 
les demandes en modification des actes du Congrös, 
de notifier les changements adoptes, et, en general, 
de proceder aux études et aux travaux dont il serait 
saisi dans l’interet de l’Union postale. 


ARTICLE 17. 


En cas de dissentiment entre deux ou plusieurs 
membres de l’Union, relativement à l’interpretation de 
la prösente Convention, la question en litige est r&- 
glöe par jugement arbitral. A cet effet, chacune des 
alministrations en cause choisit un autre membre de 
l’Union qui n’est pas direetement interesse dans 
laffaire. 

La deeision des arbitres est donnee a la majorite 
absolue des voix. 

En cas de partage des voix, les arbitres choisis- 
sent, pour traucher le differend, une autre admini- 
stration 6galement desinteressee dans le litige. 


ARTICLE 18. 
Les pays qui n’ont point pris part à la presente 
Convention sont admis a y adherer sur leur demande. 


Cette adhesion est notifice, par la voie diploma- 
tique, an Gouvernement de la Confederation suisse et, 
par ce Gouvernement, ä tous les pays de l’Union. 

Elle emporte, de plein droit, accession à toutes les 
clauses et admission à tous les avantages stipulds par 
la presente Convention, 


Il appartient au Gouvernement de la Confederation 
suisse de determiner, d’un commun accord avec le 
(Gouvernement du pays interesse, la part contributive 
de ladministration de ce dernier pays dans les frais 
du Bureaa international, et, s'il y a lieu, les taxes ä 
percevoir par cette administration en conformite de 
Vartiele 7 précédent. 


verwaltung wirft, und deren Roften von ſämmtlichen Poit- 
verwaltungen des Vereins beitritten werben, aufrecht er: 
halten bleiben. 

Dieſes Büreau wird auch ferner bie den internationalen 
Poftverkehr betreffenden dienftlihen Mittheilungen ſammeln, 
zufammenftellen, veröffentlichen und vertheilen, in ftreitigen 
Fragen auf Verlangen der Betheiligten ſich gutachtlich 
äußern, Anträgen auf Abänderung der Kongreßurkunden 
die geſchäftliche Folge geben, angenommene Wenderungen 
befannt geben und überhaupt ſich mit denjenigen Gegen: 
fländen und Aufgaben befaffen, welche ihm im Intereſſe 
des Poitvereins übertragen werben. 


Artikel 17. 


Vieinungsverfchiebenheiten zwiſchen zwei oder mehreren 
Mitgliedern des Vereins über die Auslegung des gegen: 
mwärtigen Vertrages follen durch ein Schiedsgericht aus: 
getragen werben, zu welchem jede der betheiligten Ber: 
waltungen ein anderes, bei der Angelegenheit nicht un: 
mittelbar betheiligtes Vereinsmitglied wählt. 


Das Schiedsgericht enticheidet nad) einfadher Stimmen: 
mehrheit. 

Bei Stimmengleichheit wählen die Theilnehmer des 
Schiedsgerichts zur Entſcheidung der ſtreitigen Frage eine 
andere, bei der Angelegenheit gleichfalls unbetbeiligte Ver: 
waltung. 


Artikel 18. 


Diejenigen Länder, welche an dem gegenwärtigen Ver: 
trage nicht theilgenommen haben, können demfelben auf 
ihren Antrag beitreten. 

Diefer Beitritt wird auf diplomatifhen Wege der Re 
gierung der Echweizeriihen Eidgenojienichaft angezeigt, 
welche allen Bereinsländern davon Nachricht giebt. 

Der Beitritt hat mit voller Rechtskraft die Zuftim: 
mung zu allen im gegenwärtigen Vertrage feitgefegten Be 
ftimmungen, ſowie die Zulaffung zu allen durch benjelben 
gewährten Vortheilen zur Folge. 

Es iſt Sache der Fegierung der Schweizerifchen Eid: 
genoſſenſchaft, im gemeinfamen Einverftändniy mit der Re 
gierung des betbeiligten Landes die Höhe des Beitrages 
zu beftimmen, welden die Verwaltung diejes Landes zu 
den Koſten für das internationale Poftbüreau zu zahlen 
bat, ſowie nöthigen Falls die Taren feitzufegen, welche 
von diefer Verwaltung in Gemäßheit der Beitimmungen 
des vorhergehenden Artikels 7 zu erheben find. 


ARTICLE 19. 

Des congrös de plenipotentiaires des pays contrac- 
tants ou de simples eonferences administratives, selon 
limportance des questions à resoudre, sont reunis, 
lorsque la demande en est faite ou approuvde par les 
deux tiers, au moins, des Gouvernements ou admi- 
nistrations, suivant le cas. 


Toutefois, un congrös doit avoir lieu, au moins 
tous les cinq ans. 

Chaque pays peut se faire representer, soit par un 
ou plusieurs delegues, soit par la delegation d'un autre 
pays. Mais il est entendu que le délégué ou les de- 
legu6s d’un pays ne peuvent ötre charges que de la 
reprösentation de deux pays, y compris celui qu'ils 
reprösentent, 

Dans les deliberations, chaque pays dispose d'une 
seule voix. 

Chaque congrös fixe le liea de la rdunion du pro- 
ehain congres. 

Pour les conferences, les administrations fixent les 
lieux de reunion sur la proposition du Bureau inter- 
national. 

ARTICLE 20. 

Dans lintervalle qui s’&eoule entre les reunions, 
toute administration des postes d'un pays de l’Union 
a le droit d’adresser aux autres administrations par- 
tieipantes, par linterm&diaire da Bureau international, 
des propositions concernant le regime de l’Union. Mais, 
pour devenir exdcutoires, ces propositions doivent r&u- 
nir, savoir: 

1°. L’unanimit6 des suflrages, s'il s'ugit de Ja mo- 
difieation des dispositions des articles 2, 3, 4, 
5, 6 et 9 precedents; 


2° Les deux tiers des suflrages, s'il s’agit de la 
modification des dispositions de la Convention 
autres que celles des articles 2, 3, 4, 5, 
609; 

3" La simple majorit& absolue, s’il s’agit de l’in- 


terprötation des dispositions de la Convention 
hors le cas de litige prevu ä l’artiele 17 pre- 
eedent. 

Les resolutions valables sont consacrees, dans les 
deux premiers cas, par une declaration diplomatique, 
que le Gouvernement de la Confederation suisse est 
charge d’etablir et de transmettre à tous les Gouver- 
nements des pays contractants, et, dans le troisiöme 
cas, par une simple notification du Bureau internatio- 
nal a toutes les administrations de l’Union, 
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Artifel 19. 

Auf Verlangen oder nad Zuftimmung von mindeftens 
zwei Drittel der Negierungen oder, eintretenden Falls, der 
Verwaltungen wird, je nad der Wichtigkeit der zu erle— 
digenden Fragen, entweder ein Kongreh von Bevollmäch— 
tigten der vertragichlieienden Länder zufammentreten, oder 
es werben lediglich Konferenzen der Berwaltungen jtatt: 
finden. 

Mindeſtens alle 5 Jahre ſoll jedoch ein Kongreh abge 
hatten werden. 

Jedes Land kaun ſich emtwedir durch einen oder 
mehrere Bevollmädhtigte, oder durch die Bevollmächtigten 
eines andern Landes vertreten laſſen; indeh dürfen der 
oder die Bevöllmädtigten eines Landes nur mit der Ver: 
tretung von zwei Ländern, das eigene Land einbegriffen, 
beauftragt werben. 

Bei den Berathungen bat jedes Yand nur eine Stimme, 


Von jedem Kongreß wird beſtimmt, mo der nächite 
Kongreß ftattfinden ſoll. 

Für die Konferenzen jegen die Verwaltungen, auf 
Vorſchlag des internationalen Bürenus, den Ort der Zu— 
ſammenkunft feit. 

Artikel 20. 

Innerhalb der Zeit, welche zwiidhen den Werjamme 
lungen liegt, iit jede Bereinspoftverwaltung berechtigt, den 
anderen Vereinsverwaltungen durch Vermittelung des inter: 
nationalen Büreaus Vorſchläge im Betreff des Vereins: 
verfehrs zu unterbreiten. Um indeh vollſtreckbar zu werden, 
müſſen dieſe Vorichläge erhalten: 


1. Einftimmigfeit, wenn es fi um Abänderung der 
Beſtimmungen in den vorhergehenden Artikeln 2, 
3, 4, 5, 6 und 9 handelt; 

. zwei Drittel der Stimmen, wenn es jich um Die 
Abänderung anderer Bertragsbejtimmungen haut: 
delt, als derjenigen ber Artikel 2, 3, 4, 5,6 
und 9; 

. einfache Stimmenmehrheit, wenn es ſich, abgeſehen 
von dem im vorhergehenden Artikel 17 bezeichneten 
Fall der Meinungsverfchiedenheit, um die Aus: 
legung von Beſtimmungen des Vertrages handelt. 

Die gültigen Beſchlüſſe werden in den beiden erjten 

Fällen durch eine diplomatische Erklärung beftätigt, welche 

die Regierung der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft aus: 

jufertigen und den Negierungen aller vertragichließenden 

Länder zu überjenden hat, im dritten Falle durch eine 

einfache Benachrichtigung des internationalen Bürcaus an 


alle Vereinsverwaltungen. 
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ARTICLE 21. 
Sont consideres comme formant, pour l’application 
des articles 16, 19 et 20 précédents, un seul pays ou 
une seule administration, suivant le cas: 


1° L’empire de l’Inde britannique; 

2° Le dominion du Canada; 

3° L'ensemble des colonies danoises; 

4° L’ensemble des colonies espagnoles; 
5° L’ensemble des colonies francaises; 

6° L’ensemble des colonies neerlandaises; 
7° L'ensemble des colonies portugaises. 


ARTICLE 22. 

La presente Convention sera mise ä exe&cution le 
ler avril 1879 et demeurera en vigueur pendant un 
temps indetermine; mais chaque partie contractante a 
le droit de se retirer de l’Union, moyennant un aver- 
tissement donne une annde A l'avance par son Gou- 
vernement au Gouvernement de la Confederation 
suisse, 


ARTICLE 23. 

Sont abrogees, à partir du jour de la mise à exe- 
eution de la presente Convention, toutes les dispo- 
sitions des traites, conventions, arrangements ou autres 
actes conclus anterieurement entre les divers pays ou 
administrations, pour autant que ces dispositions ne 
seraient pas coneiliables avec les termes de Ja prüsente 
Convention, et sans pröjudice des droits r&serv&s par 
Vartiele 15 ci-dessus. 

La presente Convention sera ratifide aussitöt que 
faire se pourra. Les actes de ratification seront &chan- 
ges à Paris, 

En foi de quoi, les plenipotentiaires des pays ci- 
dessus énumérés ont signe la presente Convention ä 
Paris, le premier juin mil huit cent soixante et 
dix-huit. 


Pour l’Allemagne: 
Dr. Stephan. 
Günther. 

Sachse. 


Pour la Republique Argentine: 
Carlos Lalvo. 


Pour V’Autriche: 
Dewe:. 


Pour la Ilongrie: 
bervay. 


Pour la Belgique: 
3. Vinchent. 
J. biſe. 


Pour le Bresil: 
Vıcomte D’Itajuba. 


Artikel 21. 

Sinfichtlih der Anwendung der vorhergehenden 
Artifel 16, 19 und 20 werden je nah Umftänden als 
ein einziges Land ober als eine einzige Verwaltung an: 
gefehen: 

. das britifcheindifche Kaiſerreich; 

. Canada; 

. die gefammten däniſchen Kolonien; 

. die gefammten fpanifchen Kolonien; 

. die gefammten franzöfifhen Kolonien; 

. bie gefammten nieberländifchen Kolonien; 
. die gefammten portugiefifhen Kolonien. 


FD 
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Artikel 22. 

Der gegenwärtige Vertrag foll am 1. April 1879 zur 
Ausführung gebradht werden und auf unbeitimmte Zeit 
in Kraft bleiben; jeder der vertragfchließenden Theile hat 
indeß das Recht, aus dem Verein auszutreten, wenn bie 
betreffende Regierung der Regierung der Schweizerifchen 
Eidgenofjenfhait dieſe Abfiht ein Iahr im Voraus an: 
gezeigt hat. 

Artikel 23. 

Mit dem Tage der Ausführung des gegenwärtigen 
Vertrages treten alle Beltimmungen der früher zwiſchen 
den verichiedenen Ländern oder Verwaltungen abgefchloffe: 
nen Verträge, Uebereinkommen oder anderen Akte inſo— 
weit außer Kraft, als fie mit den Feſtſetzungen des gegen: 
wärtigen Vertrages nicht im Einklang ftehen und unbe: 
ſchadet ber im vorhergehenden Art. 15 vorbehaltenen 
Rechte. 

Der gegenwärtige Vertrag ſoll ſobald als möglich 
ratifizirt werden. Die Auswechſelung der Ratifilations: 
urkunden ſoll zu Paris ſtattfinden. 

Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten der oben 
bezeichneten Länder den gegenwärtigen Vertrag unterzeichnet 
zu Paris, den erſten Juni Ein Tauſend acht Hundert 
und acht und ſiebenzig. 


Pour le Danemark 
et les Colonies danoises: 
Schon. 


Pour ’Egypte: 
A. Caillard. 


Pour l’Espagne 
et les Colonies espagnoles: 


6. Cruzada Villaamıl. 
Emilio (. de Navasgües. 


Pour les Eiats-Unis 
de V’Amerique du Nord: 
James N, Tyner. 

Joseph I. Blackfan. 


Pour la France: 
Leon Say. 
Ad. Cochery. 
A. Besnier. 


Pour les Colonies frangaises: 


L Ror. 


Pour la Grande-Bretagne 


et diverses Colonies anglaises: 


F.-0. Adams. 
W.-J. Page. 
4. Maclean. 


Pour Flnde britannique: 
Fred.-R. Hogg. 


Pour le Canada: 
F.-0. Adams. 
W.-J. Page. 

A. Waclean. 


Pour la Grece: 
\.-P. Delyani. 
A. Mansolas. 
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Pour Vitalie: 
6.-B. Tantesio, 


Pour le Japon: 
Naonobou Sameshima. 
Samuel . Bryan. 


Pour le Luxembourg: 
Y. de Roebe. 


Pour le Mexique: 
6. Barreda. 


Pour le Montenegro: 
Dewer. 


Pour la Norvege: 
Chr. Nelly. 


Pour les Pays-Bas 


et les Colonies neerlandaises: 


Hofstede. 
Baron $weerts de Landas-Wyborgh. 


Pour le Perou: 
Juan Y. de Goveneche. 


Pour la Perse: 


M 13. 


Pour le Portugal 
et les Colonies portugaises: 


G.-A. de Barros. 


Pour la Roumanie: 
C.-F. Robeseo. 


Pour la Russie: 
Baron Velho. 
Georges Poggenpahil. 


Pour le Salvador: 
I. M. Torres-Caicedo. 


Pour la Serbie: 


Nladen F. Radoxconitch. 


Pour la Suede: 


W. Roos. 


Pour la Suisse: 
Dr. Kern. 
Ei, Höhn. 


Pour la Turquie: 
Bedros Couyoumgian. 


Protocole final. 


Les soussignes, plönipotentiaires des Gouvernements 
des pays qui ont sigu& aujourd’hui la Convention de 
Paris, sont convenus de ce qui suit: 

I. La Perse, qui fait partie de l’Union, n’etant 
pas reprösentde, sera admise néanmoins & signer 
ulteriearement la Convention, moyennant quelle 
consacre son adhesion par un acte diplomatique avec 
le Gonvernement suisse, avant le ler avril 1879, 


ll. Les pays étraugers ä l’Union, qui out ajourne 
leur adhesion ou qui ne se sont pas encore prononces, 
entreront dans l’Union en remplissant les conditions 
prevues par larticle 18 de la Convention. 

II. Dans le cas ou l'une ou l'autre des parties 
contractantes ne ratifierait pas la Convention, cette 
Convention n’en sera pas moins valable pour les 
parties. 

IV. Les diverses Colonies anglaises, autres que 
le Canada et l-'Inde britannique, qui prennent part 
a Ja Convention sont: Ceylan, Straits Settlements, 
I‚aboan, Hong-Kong, Maurice et dependances, les 
Bermudes, la Guyane anglaise, la Jamaique et la 
Trinite. 

En foi de quoi les plenipotentiaires ci-dessons 
ont dresst le präsent protocole final, qui aura la 
meme force et Ja möme valeur que si les dispositions 
quwil contient &taient inserdes dans la Convention elle- 
meme, et ils ont signed en un exemplaire qui sera 
ıdepose aux archives du Gouvernement francais et 
dont une copie sera remise à chaque partie, 


Paris, le ler juin 1878. 


(Suivent les signatures.) 
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(Ueberjegung.) 


Schlußprotokoll. 





Die unterzeichneten Bevollmächtigten der Regierungen 
der Länder, welche heute den Parifer Vertrag unterzeichnet 
haben, find über Folgendes übereingefommen. 

1. Perfien, welches dem Vereine bereits angehört, 
auf dem Kongreß aber nicht vertreten ift, foll gleichwohl 
jpäter den Vertrag unterzeichnen können, vorausgelekt, 
daß dafjelbe feinen Beitritt durch einen diplomatischen Akt 
bei der Schweizerifhen Negierung vor dem 1. April 1879 
erflärt. 

Il, Die dem Verein nicht angehörigen Länder, melde 
ihren Beitritt vertagt oder ſich noch nicht erklärt haben, 
können dem Verein nach Erfüllung der im Artifel 18 des 
Vertrages vorgefehenen Bedingungen beitreten. 

11. Für den Fall, daß der eine ober der andere der 
vertragichließenden Theile den Vertrag micht ratifiziren 
ſollte, bleibt derſelbe nichtsdeftoweniger für die übrigen 
Theile verbindlich. 

IV. Die verfehiedenen britifhen Kolonien, welde 
außer Canada und Britiih Indien an dem Vertrag: 
theilnehmen, find folgende: Geylon, Straits-Settlements, 
Labuan, Hong-Kong, Mauritius mit Zubehör, die Ber: 
mudas:Infeln, Britifh Guyana, Iamaica und Trinidad. 


Zu Urkund deſſen haben die unterzeichneten Bevol: 
mächtigten das gegenwärtige Schluhprotofoll aufgenommen, 
welches diefelbe Kraft und diejelbe Gültigkeit haben jol, 
ald wenn die darin enthaltenen Beitimmungen in ben 
Vertrag felbft aufgenommen worden wären, und fie haben 
dieſes Schlußprotofoll unterzeichnet in einem Exemplare, 
welches in dem Archiv der franzöfiihen Regierung nieder 
gelegt und jedem Theile in Abfchrift zugeftellt werben win. 


Paris, den 1. Juni 1878. 


(Folgen die Unterfehriften.) 
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Denkfcrift 


h 


dem am 1. Juni 1878 zu Paris abgeichlofienen Melt: 
poitvertrage. 


Auf Grund des Artikels 18 des Berner Vertrages vom 9. Oktober 1874, be: 
treffend die Gründung des Allgemeinen Poftvereins, find am 2. Mai 1878 Be: 
vollmächtigte der Vereinsländer in Paris zufammengetreten und haben als Er: 
gebniß ihrer Berathungen am 1. Juni den voritchend abgedrudten Vertrag 
nebft Schlußprotofoll unterzeichnet. j 

Der neue Vertrag beruht in den Hauptpunkten auf den bewährten Grund: 
lagen des Berner Vertrages. Er farakterifirt fi als ein Merk der Befeftigung 
derjelben umd ihres weiteren Ausbaues im Sinne des Grundgedanfens. Er 
führt eine bedeutende und bebeutfame Ausdehnung des bisherigen Vereins herbei. 
Der jegige Verein umſchließt fait die Geſammtheit der civilifirten Länder des 
Erbfreifes, und unterwirft insbefondere auch die zahlreichiten und wichtigften 
oceaniſchen Seepoftlinien feinen Geſetzen. Er verwirklicht weitere Erleichterun: 
gen des Völker: Poftverfehrs; und er führt den Grundſatz der Einheitlichfeit 
in allen wefentlihen Punkten ſtrenger durch, als dies bei dem eriten Anlauf 
im Jahre 1874 geichehen konnte, wo verfchiedentlihe Ausnahme: und Ueber: 
gangsbeitimmungen noch nicht zu vermeiden waren, oder ſich wenigftens em: 
pfablen. 

Auf der Parifer Verſammlung waren jämmtliche dem Verein angehörige 
Länder durch Bevollmädtigte vertreten, mit alleiniger Ausnajme von Perfien, 
deſſen Abgefandter durch Krankheit zurüdgehalten war. Außerdem wohnten 
den Verhandlungen Abgefandte folgender Länder bei: Kanada, Chili, Hayti, 
Hawai, Liberia, Merico, Peru, Salvador, Uruguay und Venezuela. Diejenigen 
von Canada, Mexico, Peru und Salvador haben den Vertrag unterzeichnet, 
wodurd) ihre Länder Mitglieder des Vereins geworden find. Die Republifen 
Chili und Liberia, jowie die Nepublit Honduras haben nachträglich dem Ber: 
trage zugeftimmt. Die Abgefandbten der übrigen vorbezeichneten Länder haben 
den Beitritt zum Verein in Ausficht geftellt. 

Der Berner Vertrag ift von 22, der Parijer Vertrag von 32 vertrag: 
ſchließenden Theilen unterzeichnet. Zur Zeit der Gründung des Vereins um— 
faßte derfelbe 716 000 Quabratmeilen mit 345 Millionen Einwohnern; nad 
dem Pariſer Vertrag umfaßt er 1300 000 Quadratmeilen mit etwa 750 Mil: 
lionen Einwohnern. 
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Bon dem Perfiichen Bevollmächtiaten ift der Vertrag auf Grund des Ab- 
ſatzes 1. des Schlußprotofolls am 15. August 1878 unterzeichnet worden. In— 
zwiſchen find feit dem 1. Januar 1879 noch folgende britifhe Kolonien dem 
Poſtverein beigetreten: Neu-Fundland, Goldküſte, Senegambien, Yagos, Sierra 
Leona, Falklands-Inſeln und Britih Honduras. Außerhalb des Vereins 
bleiben vorläufig nur noch einzelne britifche Kolonien, einige Nepublifen Süd— 
und Mittelamerifas und China. Bei China kommt indeß in Betracht, daß in 
den mwichtigeren Safenorten diefes Landes englifche und franzöfiiche Poitanftalten 
ſich befinden, welche dem Verein angehören, und daß außerdem von Rußland 
ein Landpoſtkurs bis nad Peking zur Beförderung von Korrefpondenz gegen 
die Vereinstaren unterhalten wird. Auch China kann fomit für feinen inter: 
nationalen Poſtverkehr im Wefentlihen als zum Verein gehörig gelten. 

Am Hinblid auf diefe Verhältniffe ift in Stelle der bisherigen Benennung 
„Allgemeiner Poftverein” die Bezeihnung „Weltpoftverein“ getreten. 

Der nene Vertrag ſoll am 1. April 1879 zur Ausführung gelangen. Von 
verfchiedenen Seiten war der 1. Januar 1879 als Ausführungstermin ge: 
wünſcht worden. Die diefjeitigen Bevollmädtigten hatten indeß mit Nüdkficht 
auf die Zeit der Eefjion des Deutfchen Reichstags den 1. April als Ausfüh: 
rungstermin beantragt und für diefen Antrag die Stimmenmehrheit erlangt. 

Am Berner Vertrage war das VBereinsporto für Briefe auf 25 Een: 
timen feitgefegt, wobei jedoch als Mebergangsinaßregel jedem Lande vorbehalten 
blieb, einen höheren oder niederen Sab zu erheben, vorausgeſetzt, daß derſelbe 
nicht mehr als 32 Gentimen, und nicht weniger als 20 Gentimen betrage. 
Nach dem neuen Vertrage ift das Briefporto, unter Wegfall des bisherigen 
Spielraums, allgemein zu 25 Gentimen: 20 Pfennig angenommen, fo daß min: 
mehr der einheitlihe Sak erreicht it. 

Außer der vorbezeichneten allgemeinen Vereinstare war für die überfeeifchen 
Länder, welche dem Verein in den Jahren 1876 und 1877 beigetreten find, 
mit Rückſicht auf die Koften des See: bezw. Landtranfits ein zweiter Brief: 
portofag — in Deutichland 40 Pfennig — eingeführt worden. Die Bereins: 
verwaltungen fönnen zwar aud fünftig diefen Satz beibehalten. Eine Ver: 
pflihtung hierzu befteht indeh wicht; vielmehr ift jedem Wereinslande in diefer 
Beziehung freie Hand gelaffen. Mit Rüdficht hierauf, und da ferner in dem 
neuen Bertrage die Gebühren für den Yandtranfit, für welchen bisher noch 
zwei Vergütungsfäße von 2 bezw. 4 Franken für das Kilogramm Briefe be: 
ftanden, durchweg auf den Eat von 2 Franken herabgeſetzt, fowie die Ge: 
bühren für die Seebeförderung auf weite Entfernungen von 25 Franken 
auf 15 Franken für das Kilogramm Briefe ermäßigt worben find: wird es 
möglich fein, in Deutichland die beiden jetzt noch beſtehenden Briefportofäge 
von 20 und 40 Pfennig für die Bereinsforrefpondenz auf einen einzigen 
Sat, und zwar auf den von 20 Piennig für den Brief zurüdzuführen. 
Bor Begründung des Vereins beftanden in Deutichland für Briefe nad den 
nunmehr zum Verein gehörigen Ländern noh 55 verfhiedene Porto: 
fäße; und die Anzahl der Portoläte, weldhe in den 32 Staaten des Vereins 
für dem gegenfeitigen Briefaustaufh in Geltung waren, betrug mehr 
als 1200. 

Für Poftlarten wird anftatt der beiden bisherigen Eäße von 10 und 
20 Pfennig ebenfalls ein einheitlicher Saß, und zwar von 10 Pfennig, ein: 
geführt. 
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Achnlih verhält es fih in Bezug auf die Tarfäge für Drudjaden 
und Waarenproben. Bei legteren namentlih find die zu Tage getretenen 
Verjhiedenheiten befeitigt: es wird ber bisherige deutiche Portofap von 
10 Pfennig künftig als geringfter Sap auf den ganzen Umfang des Vereins 
Anwendung finden für Waarenproben bis zum Gewicht von 50 Gramm, melde 
bisher einer Taxe von 5 Pfennig unterworfen waren, liegt hierin allerdings 
eine BVertheuerung; diejelbe war aber nicht zu vermeiden, da einerfeits die Be: 
feitigung der bisherigen Verfchiedenheiten unbedingt geboten war, und anderer: 
jeits die große Mehrzahl der auf dem Kongreß vertretenen Regierungen ſich 
der Anſicht anfchloß, daß als Minimum eine Tare von 10 Pfennig als die: 
jenige anzuſehen fei, melde den Leitungen der Poſt bei der Expedition, Be: 
förderung und Beitellung der fraglihen Sendungen, deren Anzahl übrigens 
nicht bedeutend ift, am richtigiten entipreche. 

Ein Vorfchlag Deutihlands, nicht allein Waarenproben, fondern aud 
kleine Packete bis zum Gewicht von 3 Kilogramm im internationalen Poſt— 
verkehr zuzulaffen, ift zwar auf dem Kongreß berathen worden. Won verſchie— 
denen und gemichtigen Seiten wurden bierbei indeß Schwierigkeiten erhoben, 
namentlih von denjenigen Staaten, welche eine Fabrpofteinrihtung nicht 
befigen. Immerhin hat von ſämmtlichen, auf dem Kongreß vertretenen Staaten 
bei der nah eingehenden Berathungen schließlich ftattgehabten Abitimmung über 
den Gegenftand Fein einziger gegen das Prinzip des deutichen Vorſchlags 
votirt: 9 Staaten haben fich der Abjtimmung enthalten, die anderen fämmtlich 
dafür geitimmt Mit der hieraus fich ergebenden namhaften Stimmenmehr: 
heit hat der Kongreß unter ausdrücklicher Anerkennung der Zwedmäßigfeit des 
deutſchen Vorſchlags beichloffen, die Vorlage dem internationalen Bureau des 
Weltpoftvereins in Bern zum Studium zu überweilen. Nach Beendigung des: 
jelben wird eine befondere Konferenz zur endgültigen Negelung dieſer für den 
internationalen Austauſch nicht unmichtigen Frage zulammentreten, 

Der einheitlihe Portoſatz für Druckſachen, weldher im Berner Vertrage 
auf 7 Eentimen mit einem Minimum von 5 Gentimen und einem Maximum 
von 11 Eentimen feitgefegt war, wird fünftig in Deutichland 5 Pfennig für 
je 50 Gramm betragen. Die gleihe Taxe jol für Gefchäftspapiere gelten, je: 
doch ift für dieſelben in feinem Falle weniger als das einfache Briefporto, d. i. 
20 Pfennig, zu entrichten. 

Für Drudiaden und Gefchäftspapiere ift das Meiſt gewicht auf 2 Kilo: 
gramm erhöht worden, um die Verfendung von Büchern, Lithographien, Noten, 
Alten u. j. w. thunlichſt zu erleichtern. 

Für unzureihend frankirte Sendungen jeder Art it ebenfalls eine 
Erleichterung eingetreten, indem künftig der zu erhebenden Nachtare nicht mehr 
das Porto für unfrankirte Briefe zu Grunde gelegt wird.  Beifpielsweife 
wird eine Bücherſendung aus Brüffel nah Berlin, 51 Gramm ſchwer, welche 
von Abjender mit 5 Gentimen anjtatt 10 Gentimen franfirt ift, und für welche 
bisher vom Empfänger 1,5 zu entrichten waren, fünftig nur einer Nach— 
tare von 10 Pfennig unterliegen. In Verbindung hiermit hat aud die Be: 
ftimmung des Berner Vertrages, wonach ungenügend franfirte Zeitungen von 
der Beförderung innerhalb des Bereinsverfehrs überhaupt ausgeſchloſſen 
waren, aufgehoben werden können. 

Unzureichend frankirte Poſtkarten, welche bisher von der Beförderung aus: 
geſchloſſen waren, jind für die Folge zuläfig. Für diefelben wird der Doppelte 
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Betrag des an dem Porto für Poftkarten fehlenden Tartheils vom Empfänger 
eingezogen. 

Die Einfhreibgebühr, welche zur Zeit in manchen Ländern noch ſehr 
boch gegriffen ift, darf künftig in den europätfchen Ländern 25 Gentimen, und 
in den übrigen Ländern, wo bie zur Zeit bejtehenden Verhältniffe für jegt noch 
eine Ausnahme erheifhten, 50 Gentimen nicht überjteigen. Für Deutſchland 
tritt eine Aenderung des Beſtehenden nicht ein. 

Mas die Erfagleiftung für Einfhreibfendungen betrifft, jo haben bie 
europäifchen Länder jämmtlich die Erfagverbindlichkeit übernommen, die außer: 
europäifchen inſoweit, als ihre innere Geſetzgebung nicht entgegeniteht. Gegen: 
über den jegigen Beltimmungen tritt hierdurch eine nicht unweſentliche Ver: 
beflerung ein. 

Der Berner Vertrag hatte bereits die Abrechnungen über die gelammte 
VBereinsforrefpondenz bejeitigt; Fünftig kommt auch die Abrechnung über die 
Korreipondenz mit fremden, nicht zum Verein gehörigen Ländern in 
Wegfall, indem die Ausgleihung über die fremdem PBortoantheile auf Grund 
ftatiftifcher, alle zwei Jahre während eines Monats anzuftellender Ermittelungen 
erfolgen wird. 

Bezüglich der Aufnahme fremder Länder in den Verein galt nad 
dent Berner VBertrage unter anderen als Bedingung, daß dem Beitritt eine 
Verftändigung — namentlich über die Koften der Beförderung zur See — zwiſchen 
denjenigen Verwaltungen vorangeben mußte, welche mit dem neu aufzuneb: 
menden Lande in Poftvertragsverhältniffen oder in direkten poſtaliſchen Bezie— 
bungen jtanden. Ferner war jedem Vereinslande das Hecht vorbehalten, gegen 
den Eintritt eines fremden Yandes in den Verein Einſprache zu erheben. Hieraus 
haben fih manche Weitläufigfeiten und Schwierigkeiten ergeben, deren Bejeiti: 
gung wünſchenswerth erjchien. 

Die fortgefchrittene Entwidelung und Befeitigung des Vereins hat es ge: 
ftattet, in dem neuen Vertrage die Angelegenheit nunmehr dergeftalt zu regeln, daß 
die zur Zeit noch außerhalb des Vereins ftehenden Yänder auf Verlangen jeder: 
zeit in den Verein aufgenommen werden fünnen, und daß der Beitritt mit 
voller Rechtskraft die Zuftimmung zu allen Feitfegungen des Vereinsvertrages 
und die Zulaffung zu allen durch denfelben gewährten Vortheilen zur Folge bat. 

So ausgebildet, wie der Verein gegenwärtig ift, hat man die Friſt für 
die Wiederkehr des Vojtfongrejfes von drei auf fünf Jahre erweitern 
fünnen. Im ber Zwiſchenzeit würden indeß adminiſtrative Konferenzen zuſammen— 
treten, falls ſolches nöthig erfcheinen jollte. 

Der neue Vertrag wird als ein weiterer Fortichritt im Verkehrsleben der 
Völker bezeichnet werden dürfen. Er ſchlingt ein fichtbares Band der Einheit 
um fait alle civilifirten Nationen, bringt ihnen die Wohlthaten d rjelben zum 
Bewußtſein, und bildet einen fräftigen Antrieb zu ähnlichen Beitrebungen auf 
verwandten Gebieten. Nach vielen Millionen zählen die Einzelnen, welche feine 
erleichternden und befreienden Wirkungen für den Verkehr und den Gedanfen: 
austaufch in den verichiedenen materiellen und geiftigen Bereihen der menjch: 
lichen Thätigkeit täglich erfahren. Auf die — autonom gebliebene — innere 
Geſetzgebung und Verwaltung der einzelnen Staaten für den hier in Betracht 
fonımenden Zweig des öffentlichen Dienjtes üben die Beitimmungen des Vereins: 
vertrages, wie ſich ſchon bis jegt ergeben hat, eine erfreulihe Rückwirkung aus: 
im Sinne des Ausgleichs bejtehender Verichiedenheiten und der Anerkennung 
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und Aufnahme des Volllommeneren, wo es ſich vorfindet. Das Gentralorgan 
des Vereins, umter der oberen Leitung der bewährten fchweizerifhen Poft: 
verwaltung, entfaltet eine verbienftliche, fördernde und ausgleichende Thätigfeit. 
Mährend der drei Iahre des Beſtehens des Berner Vertrages ift, foviel hier 
befannt, der Fall der Anrufung des in demielben vorgeiehenen Schiedsgerichts 
nur Ein Mal vorgefommen. Ein fortlaufender Austaufch der Ideen, Erfab- 
rungen und Ergebniffe zwiichen den Vereinsverwaltungen hält, glei einer pul- 
firenden Yebensfraft, den Befammtorganismus in Thätigkeit; und was bie ein- 
zelne Verwaltung durchgreifend Nügliches fchafft, wird von den übrigen in ben 
verjchiedenen Erdtheilen alsbald vernommen und nad) einiger Zeit meifthin zum 
Gemeingut gemacht. Wie deffen Verwerthung für den Völkerverkehr fich in 
der Praxis geftaltet, dafür liefern die befonderen Vorlagen einen Beleg, welche 
unterm heutigen Datum bezüglich der zu Paris abgeſchloſſenen Separatverträge 
über den Austaufch von Poſtanweiſungen und Briefen mit angegebenem Werth 
dem Reichstag unterbreitet werden. 
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Union postale universelle. 


Arrangement 


concernant 
l’echange des lettres avec valeurs 
d6elarees 


conelu entre 
l’Allemagne, lAutriche-Hongrie, la Belgique, Ile 
Danemark et les Colonies danoises, I’Egypte, la 
France et les Colonies frangaises, l'ſtalie, le Luxem- 
bourg, la Norvöge, les Pays-Bas, le Portugal et 
les Colonies portugaises, la Roumanie, la Russie, 
la Serbie, la Suede et la Suisse, 


es soussignes plenipotentiaires des Gouvernements 
des pays ci-dessus enumerds, vu larticle 13 de la 
Convention eonelue à Paris, le ler juin 1878, pour la 
revision da pacte fondamental de l’Union generale des 
Postes, ont, d'un commun aceord et sous röserve de 
ratification, arröts "Arrangement suivant: 


ARTICLE PREMIER. 

Il peut ötre expedie de lun des pays mentionnds 
ei-dessus pour un autre de ces pays, des lettres con- 
tenant des valeurs-papier declardes, avec assurance 
du montant de la deelaration. 

Les divers offices, pour leurs rapports respectifs, 
ont la facult& de determiner un maximum qui, dans 
aucun cas, ne peut @tre inferieur a 5000 franes par 
lettre, et il est entendu que les diverses administra- 
tions intervenant dans le transport ne sont engagdes 
que jusqu'à concurrence du maximum qu’elles ont 
. respectivement adopte. 


ARTICLE 2. 
1. La libert€ du transit est garantie sur le terri- 
toire de chacun des pays adherents, et la responsa- 


M 18. 


(Ueberjegung.) 


Weltpoftuerein. 


Mebereinkommen, 
betreffend 


den Austausch von Briefen mit 
Werthaugabe, 
abgeſchloſſen zwiſchen 
Deutſchland, Oeſterreich-Ungarn, Belgien, Düne: 
mark und den Däniſchen Kolonien, Egypten, Frank⸗ 
reich und den Franzöſiſchen Kolonien, Italien, 
Luxemburg, Norwegen, Niederland, Portugal und 
den Portugieſiſchen Kolonien, Rumänien, Rußland, 
Serbien, Schweden und der Schweiz. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten der Regierungen der 
vorſtehend aufgeſührten Länder haben, in Gemäßheit des 
Artikels 13 des behufs Reviſion des Grundvertrages bes 
Allgemeinen Poftvereins am 1. Juni 1878 in Paris ab: 
gefchloffenen, Vertrages, im gemeinfanen Einverftänbniß 
und unter Vorbehalt der Natifilation, folgendes Weber: 
einkommen abgeichloffen: 


Artikel 1. 

Im Verkehr zwiſchen den oben bezeichneten Ländern 
fönnen Briefe, welche Werthpapiere mit Angabe des Werths 
entbalten, unter Verfiherung bes angegebenen Betrages 
verjendet werben. 

Die verfchiedenen Verwaltungen find berechtigt, für 
ihren Verkehr einen Meiftbetrag feftzufegen, welcher jedoch 
in feinem Fall geringer als 5 000 Franken für den ein: 
zelnen Brief fein darf; man ift darüber einverjtanden, 
daß die verichiedenen bei ber Beförberung betheiligten 
Verwaltungen nur bis zur Höhe des von ihnen angenom: 
menen Meiftbetrages verantwortlid find. 

Artikel 2. 

1. Die Freiheit des Tranfits über das Gebiet jedes 

der beitretenden Länder iſt gewährleiftet; bie bei ber Be: 


24 


bilit& des offices, qui partieipent à ce transport, est 
engagee dans les limites déterminées par l'article 8 
ei-aprös. 

Il en est de même a l'&gard du transport maritime 
effectue ou assure par les offices des pays udherents, 
pourvu toutefois que ces offices soient en mesure 
d’accepter la responsabilit& des valeurs, ä bord des 
paquebots ou bätiments dont ils font emploi. 


2. A moins d’arrangement contraire entre les of- 
fives d’origine et de destination, la transmission des 
valeurs declarces echangees entre pays non limitrophes 
sopere à decoweert et par les voies utilisees pour 
l'acheminement des correspondances ordinaires. 


3. L’echange de lettres contenant des valeurs de- 
vlardes, entre deux pays qui correspondent, pour les 
relations ordinaires, par lintermediaire dun ou de 
plusieurs pays non partieipant au present Arrange- 
ment, ou au moyen de services maritimes degages 
de responsabilite, est subordonne a l’adoption de me- 
sures speciales a concerter entre les administrations 
des pays d’origine et de destination, telles que l’em- 
ploi d’une voie détournée, l’expedition en dépéches 
closes, ete. 


ARTICLE 3. 

I. Les frais de transit prevus par larticle 4 de la 
Convention du 1° juin 1878 sont bonifies aux ollices 
qui partieipent au transport intermediaire, à deeouvert 
ou en depöches closes, des lettres contenant des valeurs 
declarees. 

2. Independamment de ces frais de transit, l’ad- 
ministration du pays d’origine est redevable, ä titre 
de droit d’assurance, envers l’administration du pays 
de destination et, s'il y a lieu, envers chacune des 
administrations partieipänt au transit territorial avec 
responsabilite, d'un droit proportionnel de 5 centimes 
par chaque somme de 200 francs ou fraction de 200 
francs declaree, 

3. En outre, sil y a un ou plusieurs transports 
par mer donnant lieu a rötribution speciale, d’apres 
les articles 3 et 4 de la Convention da 1° juin 1878, 
et susceptibles d'engager la responsabilitö des offices 
qui les efleetuent ou les assurent, il est dü ä chacun 
des dits offices un droit maritime d’assurance de 10 


förderung betheiligten Verwaltungen übernehmen die Ver: 
antwortlichkeit innerhalb der im nachfolgenden Artikel 8 
beftimmten Grenzen. 

Ein Gleiches gilt bezüglich der durch die Bermal: 
tungen der beitretenden Länder bemwirkten oder vermittelten 
Beförderung zur See, vorausgeſetzt, daß bie betreffenden 
Verwaltungen in der Lage find, bie Verantwortlichkeit 


‚für die Briefe mit Werthangabe zu übernehmen, welde 


mit den von ihnen benugten Poſtdampfſchiffen oder an: 
deren Schiffen Beförderung erhalten. 

2. In Ermangelung anderweiter Perabredungen 
zwiichen den Verwaltungen des Aufgabe: und bes Beſtim— 
mungögebiets findet die Verfendung der Briefe mit Wertb- 
angabe, welche zwiſchen nicht angrenzenden Ländern aus: 
getaufcht werden, ſtückweiſe und zwar auf den für die 
gewöhnlichen Korreipondenzen benugten Beförberungs: 
wegen jtatt. 

3. Handelt es fich um einen Austauich von Briefen 
mit Werthangabe zwiihen zwei Ländern, welde für den 
gewöhnlichen Korrefpondenzverfehr ſich der Wermittelung 
eines ober mehrerer, am gegenwärtigen Webereinkommen 
nicht betheiligter Länder bedienen, ober handelt es ſich 
um einen Austausch mittels Seepoftverbindungen, auf denen 
eine Erfagleiftung nicht ftattfindet, jo haben die Verwal: 
tungen des Aufgabe: und Beltimmungsgebiets ſich wegen 
befonberer Mafregeln, wie der Benupung anderer Wege, 
der Verſendung in geſchloſſenen Padeten u f. mw. zu ver: 
ftänbigen. 

Artikel 3. 

1. Die im Artifel 4 des Vertrages vom 1. Juni 
1878 vorgejehenen Iranfitgebühren werden denjenigen Ber: 
waltungen vergütet, welche bei der Tranſitbeförderung 
der einzeln oder in gefchloffenen Briefpadeten verjendeten 
Briefe mit Werthangabe betheiligt jind. 

2. Außer diefen Tranfitgebühren hat die Verwaltung 
des Aufgabegebiets an die Verwaltung des Beftinmungs 
gebiets und eintretendenfalls an jede derjenigen Verwal— 
tungen, welche bei der Yand-Tranfitbeförberung unter Ueber: 
nahme der Verantwortlichfeit betheiligt find, eine Ver 
ficherungsgebühr von 5 Gentimen für je 200 Franken ober 
einen Theil von 200 Franken des angegebenen Werths 
zu entrichten. 

3. Handelt es ſich um die Beförderung auf einer 
oder auf mehreren Seepoftlinien, für welche nad ben 
Artikeln 3 und 4 des Vertrages vom 1. Juni 1878 be: 
fondere Gebühren zu vergüten find, und für welche bie 
den Transport bemwirkenden oder vermittelnden Verwal— 
tungen die Verantwortlichkeit übernommen haben, jo bat 
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jede biefer Verwaltungen auf Vergütung einer See-Ber: 
fiherungsgebühr von 10 Gentimen für je 200 Franken 


centimes par chaque somme de 200 franes on fraction 
de 200 franes delaree. 


ARTICLE 4. 
1. Lataxe des lettres contenant des valeurs döela- 
rees doit ötre acquitt&e & l’avance, et se compose: 

1° Du port et du droit fixe, applicables ä une 
lettre recommandde du möme poids et pour 
la möme destination, — port et droit acquis 
en entier à l’office expéditeur; 

2° D’un droit proportionnel d’assurance caleule, 
par 200 franes ou fraction de 200 franes 
declares, à raison de 10 centimes pour les 
payslimitrophes ou reliés entre eux par un 
service maritime direct, et à raison de 25 
centimes pour les autres pays, avec addition, 
s'il y a lieu, dans l'un et l’autre cas, du droit 
d’assurance maritime prevu par le dernier 
alinea de l’article 3 préeédent. 


Toutefois, comme mesure de transition, est 
reservee a chacune des parties contractantes, 
pour tenir compte de ses convenances mond- 
taires ou autres, Ja facult de percevoir un 
droit autre que celui indiqué ei-dessus moyen- 
nant que ce droit ne depasse pas 1/2 p. 0/o 
de la somme declarde, 

2. L’expeditenr d’une lettre eontenant des valeurs 
declardes recoit, sans frais, au moment du depöt, un 
recepisse sommaire de son envoi. 

3. II est formellement convenu que, sauf dans le 
cas de reexpedition prevu au paragraphe 2 de l’article 
7 ei-aprös, les lettres renfermant des valeurs d&clardes 
ne peuvent etre frappees, a la charge des destinatai- 
res, d’aucun droit postal autre que celui de remise & 
domicile, s’il y a lien. 


ARTICLE 5. 

1. L’expediteur d’une lettre contenant des valeurs 
declardes peut obtenir, aux conditions determindes par 
article 6 de la Convention du 1° juin 1878, en ce 
qui concerne les objets recommandes, qu’il lui soit 
donne avis de la remise de cette lettre au desti- 
nataire. 

2, Le produit du droit applicable aux avis de 
reception est acquis en entier à l’ofice du pays 
d’origine. 


ober einen Theil von 200 Franken des angegebenen Werths 
Anſpruch. 


Artikel 4. 

1. Die im Voraus zu entrichtende Taxe für Briefe 
mit Werthangabe jett fi, wie folgt, zufammen: 

1. aus dem Porto und der feiten Gebühr für einen 
Einfchreibbrief von gleichem Gewicht und gleichem 
Beitimmungsort — Porto und Gebühr verbleiben 
ber abjendenden Verwaltung ungetheilt; 

2. aus einer Verfiherungsgebühr für je 200 Franken 
ober einen Theil von 200 Franken bes ange: 
gebenen Werths, und zwar von 10 Gentimen im 
Verkehr zwifchen angrenzenden oder mittels direk— 
ter Seepoftlinien verbundenen Ländern und von 
25 Gentimen im Verkehr zwiſchen den anderen 
Ländern; in beiden Fällen unter etwaiger Sin: 
zurehnung der im letzten Abſatz des vorher: 
gehenden Artikels 3 vorgejehenen See » Berfiche- 
rungsgebühr. 

Als Uebergangsmaßregel it jedocd jedem ber 
vertragichließenden Theile vorbehalten, mit Rüd:- 
fiht auf feine Münz: oder fonftigen Verhältniſſe 
eine andere als die oben bezeichnete Verfiherungs: 
gebühr zu erheben, vorausgefeßt, daß dieſelbe 
1/a pCct. des angegebenen Werthbetrages nicht 
überfteigt. 

2. Dem Abjender eines Briefes mit Werthangabe 
wird bei Aufgabe der Sendung ein Einlieferungsichein 
unentgeltlih ausgehändigt. 

3. Es wird ausbrüdlich vereinbart, daß, abgejehen 
von dem im zweiten Abjab bes nachfolgenden Artikels 7 
bezeichneten Fall der Nachſendung, Briefe mit Werthan: 
gabe feiner anderen Poftgebühr, als eintretenden Falls 
dem Beitellgeld, zu Laſten der Empfänger unterworfen 
werben bürfen. 


Artikel 5. 

l. Der Abfender eines Briefes mit Werthangabe 
fann unter den im Artifel 6 des Vertrages vom 1. Juni 
1878 hinſichtlich der Einfchreibfendungen feſtgeſetzten Be: 
dingungen eine Beſcheinigung über die Zuitellung des 
Briefes an den Empfänger (Rückſchein) verlangen. 


2. Die Gebühr für ſolche Rückſcheine verbleibt un: 
getheilt der Verwaltung des Aufgabegebiets. 


7 


26 


ARTIOLE 6, 
Toute döclaration frauduleuse de valeurs supe- 
rieures & la valeur rdellement insdrde dans une lettre 
est interdite. 


ARTICLE 7, 

1. Une lettre de valeurs döclarees reexpedide, par 
suite du changement de residence du destinataire, à 
l’interieur du pays de destination, n'est passible d’au- 
cune taxe suppl&mentaire. 


2. En cas de réexpédition sur un des pays con- 
tractants autre que le pays de distination, les droits 
d’assurance fixds par les paragraphes 2 et 3 de l’ar- 
ticle 3 du present Arrangement sont pergus sur le 
destinataire, du chef de la reexpedition, au profit de 
de chacun des offices intervenant dans le nouveau 
transport. 

3. La rdexpedition par suite de fausse direction 
ou de mise en rebut ne donne lien a ancune percep- 
tion supplementaire à la charge du publie. 


ARTICLE 8. 

1. Sauf le cas de force majeure, lorsqu'une lettre 
eontenant des valeurs declardes a été perdue ou spo- 
lise, l’expediteur ou, sur sa demande, le destinataire, 
a droit ä une indemnitd égale à la valeur declarde. 


Toutefois, en cas de perte partielle infsrieure ä la 
valeur declaree, il n'est rembourse que le montant de 
la perte. 

L’obligation de payer l’indemnit& incombe à l’ad- 
mipistration dont relöve le bureau expediteur. Es 
röserve à cette administration le recours contre l’ad- 
ministration responsable, vest-a-dire contre l’admini- 
stration sur le territoire ou dans le service de laquelle 
la perte ou la spolation a eu lieu. 


Jusqu’a preuve du contraire, la responsabilite in- 
combe ä Yadministration qui, ayant recu l’objet sans 
faire d’observation, ne peut #tablir ni la delivrance 
au destinataire ni, sil v a lieu, Ja transmission regu- 
liere a l’administration suivante. 


Le payement de l'indemnite par l'office expediteur 
doit avoir lieu le plus töt possible et, au plus tard, 
dans le delai d’un an, a partier du jour de la recla- 
mation. Loflice responsable est tenu de rembourser, 


Artikel 6. 
Jede betrügerifhe Angabe eines höheren als bes wirf: 
lihen Werths des Briefinhalts ift verboten. 


Artikel 7. 

1. Für einen Brief mit Werthangabe, melder aus 
Anlaß der Wohnortsveränderung bes Empfängers im In: 
nern des Beftimmungslanbes nadhgefandt wird, fol keinerlei 
Nachſchußporto in Anfak gebracht werden. 


2. Im Falle der Nachſendung nach einem anderen der 
vertragfhließenden Länder, als dem Beftimmmungsland, 
wird für bie Nachſendung die im zweiten und dritten 
Abſatz des Artikele 3 des gegenwärtigen Weberei nkommen 
feftgefegte Verfiherungsgebühr zu Gunften jeder ber ki 
der neuen Beförderung betheiligten Verwaltungen vom 
Empfänger eingezogen. 

3, Für die durch unrichtige Leitung oder durch Un— 
beſtellbarkeit verurfahten Nahfendungen wird ein Nat: 
ihußporto zu Laften des Publitums nicht berechnet. 


Artikel 8, 

1. Wenn ein Brief mit Werthangabe verloren geht 
ober beraubt wird, fo hat, den Fall höherer Gewalt aus: 
genommen, ber Abfender oder auf Verlangen deſſelben der 
Empfänger Anſpruch auf eine Entihädigung in Höhe des 
angegebenen Werthbetrages. 

Indeh wird im Fall eines theilweifen Verluſtes, wel: 
her den angegebenen MWerthbetrag nicht erreicht, nur der 
Betrag des Verluftes erfegt. 

Die Verpflihtung zur Zahlung des Erfagbetrages lie 
berjenigen Verwaltung ob, welcher die Aufgabe-Poftanfial! 
angehört. Diefer Verwaltung bleibt überlaffen, ihren Ar 
ſpruch gegen die verantwortliche Verwaltung, das heik 
gegen diejenige, in deren Gebiet oder auf deren Poftlinien 
der Verluft oder die Beraubung ftattgefanden hat, gelten 
zu machen. 

Bis zum Nachweis des Gegentheils liegt Die Werant 
wortlichkeit derjenigen Verwaltung ob, welche den Geger 
ftand unbeanftandet übernommen bat und weder bein 
Aushändigung an den Empfänger, noch, eintretende 
Falls, die vorfhriftsmäßige Weiterfendung an die folgenk 
Verwaltung nachweiſen fann. 

Die Zahlung des Erfagbetrages durch die Verwaltum 
des Aufgabegebiets fol fobald als möglich und jpäteitens 
innerhalb eines Jahres, vom Tage der Nachfrage ab ge 
rechnet, ſtattfinden. Die verantwortlihe Verwaltung ü 
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sans retard, à l’office exp6diteur, le montant de l'in- 
demnit& payde par celui-ci. 

Il est entendu que la r&clamation n’est admise que 
dans le delai d’un an, à partir da d&pöt & la poste 
de la lettre portant döclaration; passe ce terme, le 
r&clamant n’a droit à auenne indemnite. 


2. L’administration qui opäre le remboursement 
du montant des valeurs d&elardes non parvenues & de- 


stination est subrogee dans tous les droits du pro- 


prietaire. 

3. Si la perte on la spoliation a eu lieu en cours 
de transport entre les bureaux d’öchange de deux pays 
limitrophes, sans qu'il soit possible d’&tablir sur lequel 
des deux territoires le fait s’est accompli, les deux 
administrations en cause supportent le dommage par 
moitie. 


Il en est de möme en cas d’öchange en depäches 
eloses, si la perte ou la spoliation a eu lien sur le 
territoire ou dans le service d'un office intermödiaire 
non responsable. 

4. Les administrations cessent d’ötre responsables 
des valeurs declardes contenues dans les lettres dont 
les ayants droit ont donn& regu et pris livraison. 


ARTICLE 9. 

1. Est röserve le droit de chaque pays d’appli- 
quer aux lettres contenant des valeurs declardes, ä 
destination ou provenant d’autres pays, ses lois ou 
röglements intörieurs, en tant qu’il n’y est pas döroge 
par le present Arrangement. 

2. Les stipulations du present Arrangement ne 
portent pas restrietion au droit des parties contrac- 
tantes de maintenir et de conclure des arrangements 
speciaux, ainsi que de maintenir et d’etablir des unions 
plus restreintes, en vue de l’amelioration du service 
des lettres contenant des valeurs declardes, 


ARTICLE 10. 

Chacune des administrations des pays contractants 
peut, dans des circonstances extraordinaires de nature 
à justifier la mesure, suspendre temporairement le 
service des valeurs déclarées, tant & l’expedition qu’& 
la r&ception et d’une manière generale ou partielle, 
sous la condition d’en donner immediatement avis, au 
besoin par le télégruphe, à l’administration ou aux 
administrations interensden, 


AM 13. 


verpflichtet, der Verwaltung des Aufgabegebiets den von 
derfelben gezahlten Erſatzbetrag ohne Verzug zu erjtatten. 

Man it darüber einverftanden, daß der Anfpruch auf 
Entfhädigung nur zuläffig it, wenn berjelbe innerhalb 
eines Jahres, vom Tage der Aufgabe des Briefes mit 
Werthangabe an gerechnet, erhoben wird; nad Ablauf 
diefes Zeitraums jteht dem Abfender ein Anſpruch auf 
irgend eine Entihädigung nicht zu. 

2. Diejenige Verwaltung, welche für abhanden ge 
fommene Werthbeträge Erſatz leiftet, tritt in alle Rechte 
des Eigenthümers ein. 


3. Wenn der Verluſt oder bie Beihäbigung auf der 
Bejörderungsftrede zwifchen den Ausmwechfelungs : Volt: 
anftalten zweier angrenzender Länder ftattgefunden hat, 
ohne daß feitgeftellt werben kann, auf welchem ber beiden 
Bebiete dies gefchehen ift, fo wird der Schaden von den 
betreffenden beiden Verwaltungen zu gleichen Theilen ge: 
tragen. 

Ein Gleihes geihieht, wenn bei dem Austauſch in 
geihloflenen Padeten der Verluft ober die Beſchädigung 
fih auf dem Gebiet oder auf den Poftlinien einer nicht 
verantwortlichen Tranfit:Verwaltung ereignet hat. 

4. Die Erfagverbindlickeit der Poftverwaltungen für 
den Inhalt der Briefe mit Werthangabe hört auf, fohald 
der Empfangsberechtigte Quittung ertheilt und die Sen: 
dung übernommen hat. 


Artikel 9. 

1. Jedem Lande ift bas Recht vorbehalten, auf Briefe 
mit Werthangabe nah ober aus anderen Ländern jeine 
für den innern Verkehr geltenden Geſetze oder Verord— 
nungen anzuwenden, imfoweit nicht durch gegenwärtiges 
Uebereinfommen etwas Anderes beftimmt ift. 

2. Die Feitfegungen des gegenwärtigen Webereinfom: 
mens befchränfen nicht die Befugniß ber vertragichließen: 
den Theile, befondere Abkommen unter ſich beftehen zu 
laſſen oder neu zu fließen, fowie engere Vereine zur 
weiteren Erleihterung des Austaufches von Briefen mit 
Werthangabe aufrecht zu erhalten ober neu zu gründen. 


Artikel 10. 

Jede der Verwaltungen ber vertragichließenden Ränder 
fann, unter außergewöhnlien Verhältniffen, welche 
geeignet find, eine derartige Maßnahme zu rechtfertigen, 
den Austaufh von Briefen mit Werthangabe vorüber: 
gehend, ſowohl in Anfehung der Abfendung, als auch der 
Empfangnahme, ganz ober theilmeife einftellen, jedoch unter 
der Bedingung, daß die betheiligte Verwaltung ober bie 
betheiligten Verwaltungen davon unverzüglich, nöthigen 
Falls auf telegraphiſchem Wege, in Kenntniß gefegt werben, 
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ARTICLE 11. 

Les pays de l’Union qui n’ont point pris part au 
present Arrangement sont admis a y adherer sur leur 
demande et dans la forme prescrite par l’artiele 18 
de Ja Convention du 1“ juin 1878, en ce qui con- 
cerne les adhesions a l’Union postale universelle. 


ARTICLE 12. 

Les administrations des postes des pays contrac- 
tants röglent la forme et la mode de transmission des 
lettres contenant des valeurs deelardes et arrötent toutes 
les autres mesures de detail ou d’ordre necessaires 
pour assurer l’ex&cution du present Arrangement. 


ARTICLE 13. 

Dans l’intervalle qui s’&coule entre les r&unions 
prevues & l’artiele 19 de la Convention du 1 juin 
1578, toute administration des postes d’un des pays 
eontractants a le droit d’adresser aux autres admi- 
nistrations partieipantes, par l'intermediaire du Bureau 
international, des propositions eoncernant le service 
des lettres avec valeurs déclarées. Mais, pour deve- 
nir executoires, ces propositions doivent r&unir, savoir: 

1° L’unanimite des suflrages, s'il s’agit de la 
modification des dispositions des articles 1, 
2, 3, 4 et 8 precödents; 

2° Les deux tiers des suffrages, s'il s’agit de la 
modification des dispositions du present Ar- 
rangement, autres que celles des articles 1, 
2, 3, 4 et 8; 

3° La simple majorite absolue, sil s’agit de 
linterpretation des dispositions du present 
Arrangement. 

Les resolutions valables sont consacr&es, dans les 
deux premiers cas, par une declaration diplomatique 
et, dans le troisieme cas, par une notification admi- 
nistrative, selon la forme indigude au dernier alinda 
de larticle 20 de la Convention du 1” juin 1878, 


ARTICLE 14. 

1. Le present Arrangement entrera en vigueur le 
I" avril 1879. 

2. Il sera ratifit en möme temps et aura la möme 
durde que la Convention du 1" juin 1878, sans pre- 
judice du droit, réseryé A chaque pays, de se retirer 
de cet Arrangement moyennant un avis donne, un an 
# lavance, par son Gouvernement au Gouvernement 
de la Confederation suisse, 


Artikel 11. 

Denjenigen Bereinsländern, melde an bem gegen 
wärtigen Uebereinfommen nicht theilgenonmen haben, ift 
ber Beitritt auf ihren Antrag und zwar in der durch 
Artifel 18 des Vertrages vom 1. Juni 1878 für den 
Eintritt in den Weltpoftverein vorgejchriebenen Form ge 
ftattet. 

Artikel 12. 

Die Poftverwaltungen der vertragichließenden Länder 
werden die Form und bie Verſendungsweiſe der Briefe 
mit Werthangabe regeln, ſowie alle weiteren Dienftvor: 
ſchriften feftfegen, welche erforberlih find, um bie Aus: 
führung des gegenwärtigen Uebereinfommens zu fichern. 

Artikel 13. 

Innerhalb der Zeit, welche zwiſchen den im Artikel 19 
des Vertrages vom 1. Zuni 1878 vorgefehenen Berfamm: 
lungen liegt, ift jede Poftverwaltung eines ber vertrag: 
jhließenden Länder berechtigt, den anderen betheiligten 
Verwaltungen dur Bermittelung des internationalen 
Büreaus Vorſchläge in Betreff des Austaufches von Briefen 
mit Werthangabe zu unterbreiten. Um indeß vollitredbar 
zu werben, müſſen dieſe Vorſchläge erhalten: 

1. Einjtimmigfeit, wenn es fih um Abänderung ber 
Beitimmungen der vorftehenben Artikel 1, 2, 3, 
4 und 8 banbelt; 

2. zwei Drittel ber Stimmen, wenn es fih um die 
Abänderung anderer Beitimmungen bes gegen 
mwärtigen Uebereinkommens, als derjenigen der 
Artikel 1, 2, 3, 4 und 8 hanbelt; 

3. einfache Stimmenmehrheit, wenn es fich um bie 
Auslegung der Beftimmungen des gegenwärtigen 
Uebereinfommens banbelt. 

Die gültigen Befchlüffe werden in den beiden erften 
Fällen durch eine diplomatifhe Erklärung, im dritten 
Falle duch eine Benachrichtigung im Verwaltungswege 
beftätigt, wobei die im legten Abſatz des Artikels 20 bes 
Vertrages vom 1. Juni 1878 bezeichnete Form zu beob: 
achten iſt. 

Artikel 14. 

1. Das gegenwärtige Uebereinkommen wird am 1. April 
1879 in Kraft treten. 

2. Daſſelbe ſoll zu derſelben Zeit ratifizirt werben und 
dieſelbe Dauer haben, wie ber Vertrag vom 1. Junl 1878, 
unbeſchadet des jebem Lande vorbehaltenen Rechts, von 
dem Uebereinfommen zurüdzutreten, wenn bie Regierung 
bes betreffenden Landes dieje Abficht ein Jahr im Voraus 
ber Regierung ber Schweizerifhen Eidgenoffenfhaft ans 
gegeigt hat. 
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3. Sont abrogees, à partir du jour de la mise ä 
execution du present Arrangement, toutes les dispo- 
sitions convenues anterieurement entre les divers pays 
eontractants ou entre leurs administrations, pour autant 
qu’elles ne sont pas coneiliables avec les terınes du 
prösent Arrangement, et sans prejudice des dispositions 
de l’artiele 9 precedent. 

4. Le present Arrangement sera ratifi& aussitöt 
que faire se pourra. Les actes de ratifieation seront 
echanges & Paris. 

En foi de quoi, les plenipotentiaires des pays ei- 
dessus énumérés ont sign& le present Arrangement ä 
Paris, le premier juin mil huit cent soixante et 
dix-huit. 


Pour l’Allemagne: 


Pour la France: 


AM 13. 


3. Mit dem Tage der Ausführung des gegenwärtigen 
Uebereinfommens treten alle früher zwiſchen den ver: 
ſchiedenen vertragichließenden Ländern oder Verwaltungen 
vereinbarten Beſtimmungen infomweit außer Kraft, als fie 
mit den Feitfegungen des gegenwärtigen Uebereinfommens 
nicht im Einklang jtehen, unbeichadet der Beltimmungen 
in dem vorhergehenden Artikel 9. 

4. Das gegenwärtige Uebereinkommen joll ſobald als 
möglich ratifizirt werden. Die Auswechſelung der Ratifi- 
kations- Urkunden fol zu Paris jtattfinden. 

Zu Urkund deffen haben die Bevollmächtigten der oben 
bezeichneten Länder das gegenwärtige Uebereinkommen 
unterzeichnet zu Paris, den eriten Juni Ein Tauſend acht 
Hundert und acht und fiebenzig. 


Pour le Portugal et les Colonies 


Dr. Stephan. Leon Say. portugaises: 
Günther. Ad. Cochery. 6.-A. de Barros. 
Sachse. A. Besnier. 


Pour l’Autriche: 
Deren. 


Pour la Hongrie: 
bervay. 


Pour la Belgique: 


Pour les Colonies francaises: 
L Roy. 


Pour l’Italie: 
b.-B. Tantesio. 


Pour le Luxembourg: 


Pour la Roumanie: 


(.-P. Robesco. 
Pour la Russie: 
Baron Velho. 


heorges Poggenpohl. 


Pour la Serbie: 


: — J. de Rebe. Mladen P. Radoyconitch. 
Pour le Danemark et les Colonies Pour la Norvige: Pour la Sucde: 
danoises: Chr, Hefy. W. Roos. 
Schou. 
Pour les Pays-Bas: Pour la Suisse; 
Pour P’Egypte: Hofstede. Dr. Kern. 
4. Gäillard. Baron Sweerts de Landas-Wyhorgh. Bd. Höhn. 
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Union postale universelle. 


Arrangement 


concernant 


V’6change des mandats de poste 


conclu entre 
V’Allemagne, l’Autriche-Ilongrie, la Belgique, le Dane- 
mark, I’Rgypte, la France et les Colonies frangaises, 
Pitalie, le Luxembourg, la Norvege, les Pays-Bas, 
le Poringal, la Roumanie, la Suede, et la Suisse. 





Les soussignös, plenipotentiaires des Gouvernements 
des pays ci-dessus enumöres, 
Vu article 13 de la Convention conclue a 
Paris, le 1" juin 1878, pour la rövision du 
pacte fondamental de l’Union generale des 
Postes, 
ont, d'un commun accord et sous reserve de ratifica- 
tion, arröts "Arrangement suivant: 


ARTICLE PREMIER. 

L’echange des envois de fonds par la voie de la 
poste et au moyen de mandats, entre ceux des pays 
contractants qui conviennent d’etablir ce service, est 
regi par les dispositions du pr&sent Arrangement. 


ARTICLE 2. 

I, En prineipe, le montant des mandats doit ötre 
verse par les deposants et paye aux benfficiaires en 
numeraire; mais chaque administration a la faculte 
de recevoir et d’employer elle-möme, à cet eflet, tout 
papier-monnaie ayant cours legal dans son pays, sous 
reserve de tenir compte, le cas &cheant, de la dife- 
rence de cours, 

2, Aucun mandat ne peut excéder la somme de 


M 13. 


(Ueberjegung.) 


Weftpoftverein. 


Ucbereinkommen, 
betreffend 


den Austauſch von Poftanweifungen, 
abgejchloffen zwiſchen 


Deutichland, Oeſterreich Ungarn, Belgien, Dänemart, 
Egypten, Franfreih und den Franzöfiihen Solo: 
nien, Italien, Luxemburg, Norwegen, Niederland, 
Portugal, Rumänien, Schweden und der Schweiz. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten der Regierungen der 
vorftehenb aufgeführten Länder haben, 
in Gemäßheit des Artikels 13 des behufs Re 
vifion des Grundvertrages des Allgemeinen Poft: 
vereins am 1. Juni 1878 in Paris abgefchlojienen 
Vertrages, 
im gemeinfamen Einverftändniß und unter Vorbehalt der 
Ratifilation folgendes Uebereintommen abgefchloffen. 


Artikel 1. 

Die Uebermittelung von @eldbeträgen im Wege der 
Poftanweilung zwilchen denjenigen ber vertragſchließenden 
Länder, welche verabreden, das Poltanmweifungsverfabren 
einzuführen, unterliegt den Beitimmungen des gegenmär- 
tigen Uebereinkommens. 


Artikel 2. 

1. Grundfäglih follen die Poftanweifungsbeträge in 
klingender Münze jowohl von den Abfendern eingezahlt, 
als auch den Empfängern ausgezahlt werben; jedoch iſt 
jede Verwaltung befugt, zu dem Zwede jedes im ihrem 
Lande gefeglihen Kurs habende Papiergeld onzunehmen 
und zu verwenden, jofern dabei der etwaigen Kursdifſe— 
renz Rechnung getragen wird. 

2. Der Meiftbetrag einer Poltanweifung darf 500 
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500 franes eflectifs ou une somme approximative dans 
la monnaie respective de chaque pays. 


3. Sauf arrangement contraire entre les admi- 
nistrations intöressees, le montant de chaque mandat 
est exprim& dans la monnaie metallique du pays oü 
le payement doit avoir lieu, A cet effet, l’admini- 
stration du pays d'origine determine elle-meme, s'il 
yalieu, le taux de conversion de sa monnaie en mon- 
naie mötallique du pays de destination. 


4. Est röserve à chacun des pays contractants le 
droit de declarer transmissible par voie d’endossement, 
sur son territoire, la propriété des mandats de poste 
provenant d'un autre de ces pays. 


ARTICLE 3. 

l. La taxe generale A payer par llexpediteur, 
pour chaque envoi de fonds effeetu@ en vertu de lar- 
tiele preeedent, est fixe, valeur metallique, à 25 cen- 
times par 25 franes ou fraction de 25 francs, ou ä 
l"equivalent dans la monnaie respective des pays con- 
tractans, avec faculte d’arrondir les fractions, le cas 
echeant. Toutefois, les administrations des pays con- 
tractunts sont autorisces äà percevoir au minimum 
DO centimes pour tout mandat n’excödant pas 50 francs. 


2. W’administration qui a delivr& des mandats paye 
a ladministration qui les a acquittes Ja moitie du pro- 
duit de la taxe pergue en vertu du paragraphe pre- 
eedent, 

3. Les mandats de poste et les acquits donnes 
sur ces mandats, de meme que les rec&pisses delivres 
aux deposants, ne peuvent ätre soumis, à la charge 
des expediteurs ou des destinataires des fonds, a un 
droit ou à une taxe quelconque, en sus de la taxe 
pergue en vertu du paragraphe 1° du present artiele, 
sauf toutefois le droit de factage pour le paylment ä 
domieile, sil y a lien. 


ARTICLE 4. 

1. Les administrations des postes des pays con- 
tractants dressent, aux époques fixces par le Rögle- 
ment ei-aprös, les comptes sar lesquels sont recapi- 
tul&es toutes les sommes paydes par leurs bureaux re- 
spectifs, ainsi que les taxes percues pour l’&mission 
les mandats; et ces comptes, après avoir été debattus 
et arrötes eontradietoirement, sont soldes, sauf arran- 
sement contraire, en monnaie metallique du pays ere- 


Franfen Metallgeld ober eine annähernd gleihe Summe 
in ber betreffenden Währung jedes Landes nicht über: 
ſchreiten. 

3. Der Betrag einer jeden Poſtanweiſung wird, falls 
zwiſchen den betheiligten Verwaltungen nicht eine anber- 
weite Verabredung getroffen wird, in ber Metallwährung 
des Landes ausgedrüdt, in welchem die Auszahlung ftatt> 
finden fol. Zu diefem Zwede ſetzt die Verwaltung bes 
Aufgabegebiets erforderlichen Falls ſelbſtſtändig das Ver: 
hältniß feit, nach welchem ihre Währung in die Metall: 
währung des Beftimmungslandes umzumandeln ift. 

4. Jedem der vertragichließenden Länder bleibt das 
Recht vorbehalten, das Eigenthumsreht an den aus einem 
andern diefer Länder eingehenden Poftanweifungen im 
Wege des Indoffaments innerhalb feines eigenen Gebiets 
für übertragbar zu erklären. 


Artikel 3. 

1. Die vom Abſender für jede auf Grund des vorber: 
gehenden Artikels ftattfindende Geldübermittelung zu ente 
richtende allgemeine Tare beträgt 25 Gentimen Metallgelb 
für je 25 Franken oder einen Theil von 25 Franken ober 
den gleihen Werth in der betreffenden Währung ber 
vertragfchließenden Länder, wobei etwaige Bruchtheile ab: 
gerundet werden fünnen. Die Verwaltungen ber vertrag: 
fhließenden Länder find indeß ermächtigt, mindeſtens 50 
Gentimen für jede 50 Franken nicht überfteigende Poſt- 
anmeifungen zu erheben. 

2. Die Verwaltung, welche die Poftanmeifungen ab: 
gefandt hat, vergütet der Verwaltung, welche diejelben 
ausgezahlt hat, die Hälfte der von ihr nad Maßgabe des 
vorstehenden Abjapes erhobenen Tare. 

3. Die Poltanmweifungen und die auf denielben er: 
theilten Quittungen, imgleihen die den Abjendern aus— 
gehändigten Einlieferungsfheine dürfen, außer der auf 
Grund des eriten Abſatzes des gegenwärtigen Artifels er: 
hobenen Taxe, einer weiteren Gebühr oder Tare zu Laſten 
der Abiender oder der Empfänger nicht unterworfen wer: 
den, unbefchadet der Beitellgebühr für die etwaige Aus: 
zahlung in der Behaufung der Empfänger. 


Artikel 4. 

1. Die Woftverwaltungen der  vertragichließenden 
Yänder ftellen zu den in ber nadbezeichneten Ausfüh— 
rungs-Uebereinkunft beitimmten Zeitpunkten Abrehnungen 
auf, welde alle bei ihren betreffenden Poltanjtalten auss 
gezahlten Poftanweifungsbeträge, ſowie die bei der Eins 
zahlung erhobenen Tarbeträge enthalten; nad) gegenfeitiger 
Prüfung und Feitftellung der Abrechnungen fol das Gut- 
haben, fofern nicht eine anberweite Verabredung getroffen 
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ancier, par l’administration qui est reeonnue redevable 
envers une autre, dans le delai fix par le möme Re- 
glement. 


2. A cet eflet, lorsque les mandats on été payes 
dans des monnaies differentes, la ereance la plus faible 
est convertie en meme monnaie que la erdanee Ja plus 
forte, en prenant ponr base de la conversion le taux 
moyen da change dans la capitale du pays debiteur, 
pendant la periode ä laquelle le compte se rapporte. 


3. En cas de non-payement du solde d'un compte 
dans les délais fixds, le montant de ce solde est pro- 
ductif d’interets, A dater du jour de l'expiration des 
dits delais, jasquian jour ou le payement a lien. Ces 
interets sont valeules a raison de 5 p. 0.0 Yan et 
sont portes au debit de ladministration retardataire 
sur le compte suivant. 


ARTICLE 5. 

1. Les sommes converties en mandats de poste 
sont garanties aux deposants, jusqu’aun moment oü 
elles ont été rögulicrement payées aux destinataires ou 
aux mandataires de cenx-ci. 

2. Les sommes eneaissces par chaque admini- 
stration, en echange des mandats de poste dont le 
montant na pas été reclame par les ayants droit dans 
les delais fies par les lois ou reglements da pays 
d’origine, sont definitivement arquises A l’administration 
qui a delivre ces mandats. 


ARTICLE 6. 

Les stipulations du present Arrangement ne por- 
tent pas restrietion au droit des parties contractantes 
de maintenir et de vonelure des arrangements spe- 
ciaux, ainsi que de maintenir et d’etablir «des unions 
plus restreintes en vue de l'öchange des mandats par 
voie telegraphique et, en general, de l’amelioration du 
service des mandats de poste internationaux. 


ARTICLE 7. 

Chaque administration peut, dans des eirconstances 
'extraordinaires qui sont de nature à justifier la me- 
sure, suspendre temporairement le service des man- 
dats internationaux, d’une maniere generale ou par- 
tielle, sous la eondition d’en donner immediatement 
avis, au besoin par le telögraphe, à l’administration 
on aux administrations intöressdes. 


A 13. 


wird, in Eingender Münze des Landes, für welches das— 
jelbe entfällt, von der als Echuldnerin anerkannten Wer: 
waltung innerhalb der durch die gedachte Ausführungs: 
Uebereinkunft beſtimmten Frift gezahlt werden. 

2. Zu dem Zwecke wird, wenn bie Poftanweifungen 
in verfchiedenen Währungen ausgezahlt worden find, die 
geringere Forderung in die Währung umgewandelt, auf 
welche die größere Forderung lautet; als Grundlage wird 
dabei der mittlere Mechfelfurs angenommen, der in der 
Hauptitadt des als Schuldner fich ergebenden Landes inner: 
halb des Zeitraums beftanden hat, auf welchen die Ab: 
rechnung fich bezieht. 

3. Findet die Zahlung des aus einer Abrechnung fi 
ergebenden Buthabens nicht in den feitgefegten Friſten 
itatt, fo iit der Betrag deffelben vom Tage des Ablaufs 
der gedachten Friften ab bis zum Tage der Zahlung ver: 
zinslih. Diefe mit fünf vom Hundert zu berechnenben 
Zinfen werben der jäumigen Verwaltung bei der nädhiten 
Abrehnung in Schuld geftellt. 


Artikel 5. 

1. Die auf Woitanmweifungen eingszahlten Beträge 
werden den Abjendern bis zum NAugenblid der richtig er: 
folgten Auszahlung an die Empfänger oder an die Be: 
vollmächtigten der Letzteren gewährleiſtet. 

2. Diejenigen bei einer Verwaltung auf Poltanmwei: 
jungen eingezahlten Beträge, welche von den Berechtigten 
nicht innerhalb der durch die Geſetze oder Vorfchriften des 
Urſprungslandes fetgefegten Friſten abgefordert worden 
find, verfallen endgültig der Verwaltung, welche die be: 
treffenden Poftanmweifungen abgefandt hat. 


Artikel 6. 

Die Fellfegungen des gegenwärtigen Uebereinkommens 
beichränfen nicht die Beſugniß der vertragiclichenden 
Theile, bejondere Abkommen unter ſich beitchen zu laſſen 
und neu zu treffen, fowie engere Vereine zum Zwecke des 
Austaufches telegrapbiiher Poftanmweilungen, ſowie über: 
haupt zur weiteren Erleichterung des internationalen Poſt— 
anweifungs:Berfahrens aufrecht zu erhalten ober neu zu 
gründen. 

Artikel 7. 

Jede Verwaltung kann unter außergewöhnlichen Ver: 
hältniffen, welche geeignet find, eine derartige Maßnahme 
zu rechtfertigen, den Austaufch von internationalen Poſt— 
anweifungen vorübergehend ganz oder theilweife einftellen, 
jedod unter der Bedingung, daß die betheiligte Verwal: 
tung oder die betheiligten Verwaltungen davon unverzüg: 
lich, nöthigen Falls auf telegrapbiihen Wege, in Kennt: 
niß gefegt werden. 
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ARTICLE 8. 

Les pays de l’Union qui n’ont point pris part au 
present Arrangement sont admis à y adherer sur leur 
demande, et dans la forme preserite par lartiele 18 
de la Convention da fer juin 1878, en ve qui von- 
verne les adhesions a [Union postale universelle. 


ARTICLE 9. 

Les administrations des postes des pays contrav- 
tants dösignent, chacune pour ve qui Ja converne, 
les bureaux qui doivent delivrer et payer les mandats 
ä emettre en vertu des artieles precödents.  Eiles 
röglent la forme et le mode de transmission des man- 
dats, la forme des comptes dösignes à lartiele 4 et 
tonte autre mesure de detail ou d’ardre, necessaire 
pour assurer lex&ceution du present Arrangement. 


ARTICLE 10. 

Dans lintervalle qui s’ccoule entre les reanions 
prövues & lartiele 19 de la Convention du 1er juin 
1878, toute administration des postes d'un des pays 
contractants a le droit d’adresser aux autres admini- 
strations partieipantes, par Vintermädiaire du Bureau 
international, des propositions conrernant le service 
des mandats de poste. Mais pour devenir exeeutoires, 
ves propositions doivent reunir, savoir: 

1° L’unanimite des suffrages, sil sagit de la 
modifieation des articles 1, 2, 3, 4, 10 et II 
du present Arrangement; 
2% Les deux tiers des suflrages, sil s’agit de la 
modification des dispositions autres que velles 
des artieles 1, 2, 3, 4, 10 et 11: 

3° La simple majorite absolue, s’il s’agit de l'in- 
terpretation des dispositions du present Ar- 
rangement. 

Les r&solutions valables sont consaerées, dans les 
deux premiers cas, par une declaration diplomatique, 
et, dans le troisieme cas, par une notifieation admini- 
strative, selon Ja forme indiquee au dernier alinea de 
Vartiele 20 de la Convention du ler juin 1878. 


ARTICLE 11, 

I. Le present Arrangement entrera en vigueur le 
ler avril 1879. 

2. Il sera ratifiö en meme temps et aura Ja meme 
durce que la Convention du 1er juin 1878, sans pres 
judice du droit reserve a chaque pays de se retirer 
de cet Arrangement moyennant un avis donne, un an 


Artikel 8. 

Denjenigen Vereinsländern, welche an dem gegen: 
wärtigen Webereinfommen nicht theilgenommen haben, iſt 
der Beitritt auf ihren Antrag, und zwar in ber durch 
Artikel 18 des Vertrages vom 1. Iumi 1878 für den 
Eintritt in den Weltpoftverein vorgefchriebenen Form ge: 
ſtattet. 


Artikel 9. 

Die Poſtverwaltungen der vertragjchließenden Länder 
bezeichnen, jede für ihren Bereich, diejenigen Portanftalten, 
welche Poftanweilungen nach Maßgabe der vorftehenden 
Artikel annehmen und auszahlen follen, Ferner werben 
diefelben die Form und die Verfendungsmeife der Poll: 
anmeifungen, die Form der im Artikel 4 bezeichneten Ab: 
rehnungen, ſowie alle weiteren Dienftvorichriften feſtſetzen, 
welche erforberli find, um die Ausführung des gegen: 
wärtigen Webereinfommens zu jichern. 


Artikel 10. 

Innerhalb der Zeit, welche zwifchen den im Artifel 19 
des Vertrages von 1. Juni 1878 vorgelehenen Verfamm: 
lungen Tiegt, it jede Poltverwaltung eines ber vertrag: 
ſchließenden Länder berechtigt, den anderen theilnchmenden 
Verwaltungen durch Wermittelung des internationalen 
Bureaus Vorfhläge in Betreff des Poſtanweiſungsverfah— 
rens zu unterbreiten. Um indeß vollftredbar zu werden, 
müſſen dieſe Vorſchläge erhalten: 

I. Einſtimmigkeit, wern es ſich um Abänderung der 
Artifel 1, 2, 3, 4, 10 und 11 des gegenwärtigen 
Uebereinfommens handelt; 

2. Zwei Drittel der Stimmen, wenn es fich um die 
Abänderung anderer Beftimmungen als derjenigen 
der Artifel 1, 2, 3, 4, 10 und 11 handelt; 

3. Einfache Stimmenmehrheit, wenn es fich um die 
Auslegung der Beltimmungen bes gegenwärtigen 
Uebereinfommens handelt. 

Die gültigen Beſchlüſſe werden in den beiden erften 
Fällen durch eine diplomatische Erflärung, im dritten Falle 
dur eine Benachrichtigung im Verwaltungsmege beftätigt, 
wobei die im letzten Abſatz des Artikels 20 des Vertrages 
vom 1. Juni 1878 bezeichnete Form zu beobachten ift. 


Artikel 11. 

1. Das gegenwärtige Hebereinfommen wird am 1. April 
1879 in Kraft treten. 

2. Daffelbe ſoll zu derfelben Zeit ratifizirt werden und 
diefelbe Dauer haben, wie der Vertrag vom 1. Juni 1878, 
unbefchadet des jedem Lande vorbehaltenen Rechts, von 
dem Webereinfommen zurüdzutreten, wenn die Regierung 
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a lavance, par son Gonvernement an Gouvernement 
de la Confederation suisse. 


3 Sont abrogees, a partir du jonr de la mise a 
execution du present Arrangement, toutes les dispo- 
sitions eonvenues antörieurement entre les divers gou- 
vernements ou administrations des parties contrartan- 
tes, pour autant qu'elles ne seraient pas eoneiliables 
avec les termes du present Arrangement, le tout sans 
prejudice des droits röserves par Vartiele 6. 

4, Le present Arrangement sera ratifié aussitöt 
ne faire se pourra, Les actes de ratifie ‚tion seront 
echanges à Paris, 

En foi de quoi, les plenipotentiaires des pays 
ej-dessus enumeres ont sigene Je present Arrangement 
a Paris, le quatre juin mil huit cent soixante et dix- 
huit. 


Pour l’Allemagne: 


Pour V’Egypfe: 
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des betreffenden Yandes diefe Abficht ein Jahr im Voraus 
der Regierung der Schweizerifhen Eidgenoſſenſchaft an- 
gezeigt hat. 

3. Mit dem Tage der Ausführung des gegenwärtigen 
Vebereinfommens treten alle früher zwiſchen den verichie 
denen Regierungen ober Verwaltungen der vertragfchliehen: 
den Theile vereinbarten Beltimmungen infoweit außer 
Kraft, als fie mit den Feitfegungen des gegenwärtigen 
Mebereinfommens nicht im Einklang ſtehen, unbeſchadet 
indeß der im Artikel 6 vorbehaltenen Rechte. 

4. Das gegenwärtige Uebereinkommen wird jobald als 
möglich ratifizirt werden. Die Auswechſelung der Rati— 
fifationsurfunden foll zu Paris jtattfinden. 

Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten der 
oben bezeichneten Länder das gegenwärtige Uebereinkommen 
unterzeichnet zu Paris, den vierten Juni Ein Tauſend adıt 
Hundert und acht und fiebenzig. 


Pour les Pays-Bas: 


Dr. Stephan. A. baillard. Hofstede. 
Günther. Baron $weerts de Landas Wyhargh. 
Sachse. Pour la France: 
Leon Say. — 
ande Ad. Cochert. — — 
Pour l’Autriche: I A Barren, 


Dewer. 


Pour les Colonies francaises: 
B. Ror. 


Pour la Hongrie: 
bervar. 


Pour la Roumanie: 
(.-P. Robesco. 


Pour V’Iktalie: 


Pour la Belgique: 
J. Vinchent. 
F. Gife. 


6.-B. Tantesio. 


Pour la Suede: 
W. Ross. 


Pour le Luxembourg; 


J. de Rebe. 


Pour le Danemark;: 
Schon. 


Pour la Norvige: 
Chr. Hey. 


Pour la Suisse: 


Dr. Kern. 
Ed. Höhn. 
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Denkldrift 


dem am 1. Juni 1878 zu Parts abaeichloffenen Ueberein— 

fonımen, betreffend den Austaufh von Briefen mit Werth- 

angabe, jowie zu dem am 4. Juni 1878 zu Parts abae- 

ſchloſſenen Iebereinfommen, betreffend den Austauſch von 
Poſtanweiſungen. 


Bereils auf dem im Jahre 1874 in Bern verſammelten Poſtkongreß war in 
Anregung gefommen, außer der eigentlichen Korrefpondenz auch Briefe mit 
Werthangabe und Poſtanweiſungen im internationalen Vereinsverfehr 
allgemein zur Beförderung bezw. Vermittelung durch die Poft zuzulaſſen. Es 
jtellten ſich udeß der Ausführung damals erhebliche Schwierigkeiten entgegen, fo 
daß ichließlih in den am 9, Oktober 1874 zu Bern abgeichloffenen Vertrag, be: 
treffend die Gründung des allgemeinen Poſtvereins, mur eine Beftimmung 
aufgenommen werden fonnte, wonad der Austauſch der bezeichneten Sendungen 
zwiichen den verfchiedenen Yändern und Yündergruppen des Vereins ben 
Begenitand meiterer Vereinbarungen bilden follte. Deutſcherſeits wurde bie 
Angelegenheit umausgefeßt im Auge behalten. Den größeren Nachbarftaaten 
wurde im Jahre 1876 dieſſeits ein vorläufiger Entwurf zu zwei besfallfigen 
Uebereinkommen mitgetheilt, und fo weit ſich Gelegenheit darbot, mündlich mit 
den Chefs der betreffenden Poftverwaltungen erörtert. Nachdem der Gegen 
itand im dieſer Weile vorbereitet war, bat die Franzöfiiche Poſtverwaltung, 
welche die Vorlagen für den Poſtkongreß von 1878 ſchließlich unter Mitwir: 
fung des internationalen Poitbüreaus zu Bern feftzuftellen hatte, dem Kongreß 
zwei hierauf bezüglihe Vorlagen gemadt. Diefelben find nad eingehender 
Berathung bezw. Abänderung zur Annahme gelangt. Won den vorftehend 
abgedrudten beiden Uebereinkommen iſt dasienige, welches den Austaufh von 
Briefen mit Werthangabe betrifft, von 18, das zweite, betreffend den Austaufch 
von Poſtanweiſungen, von 16 vertragichließenden Theilen unterzeichnet worden. 
Weitere Zultimmungen fliehen in Ausficht. 


Im Einzelnen wird Folgendes bemerkt, 


1. Im Betreff der Briefe mit Wertbangabe. 


Deuticherjeits war vorgeihlagen worben, daß in Bezug auf die Höhe 
der Werthangabe eine Beſchränkung nicht eintreten folle. Diefer Vorſchlag 
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ſtieß indeß bei mehreren Vereinsverwaltungen auf erhebliche Bedenken, namentlich 
bei denjenigen, welche eine Staatsfahrpoit nicht befigen. Die Faſſung des Artikel 1, 
wonach der Meiftbetrag für den einzelnen Brief von jeder Verwaltung auf 
5000 Franken fejtgeießt werden fann, wird indeß fein Sinderniß bilden, daß 
zwiichen Deutichland und denjenigen Yändern, im deren gegenfeitigem Verkehr 
eine unbeſchränkte Wertbangabe zuläffig it, dieſe VBergünftigung beibehalten wird. 

Am schwierigften war die Regelung der Zaren für Briefe mit Werth: 
angabe. Da eine einheitlihe Taxe bei der großen Verjchiedenheit der Tarife 
für den inneren, wie für den internationalen Verkehr der einzelnen Länder 
vorerft noch nicht zu erreichen war, jo find für jeßt zwei Taren vereinbart: 
eine für angrenzende Länder, und eine zweite für die übrigen Länder; in beiden 
Fällen bei etwaiger Seebeförderung unter Hinzuredinung einer entjprechenden 
Seeverficherungsgebühr. Die Yandverfiherungsgebühr, welche außer der Taxe 
für einen Einichreibbrief von gleihem Gewicht zu erheben ift, jollte für an: 
grenzende Länder 10 Gentimen, für bie übrigen Länder 25 Gentimen für je 
100 Franken betragen. Diefe Sätze find deutjcherjeits als zu hoch bekämpft 
worden; jchließlich ift es gelungen, die Säge von 10 bez. 25 Gentimen für je 
200 Franken zur Annahme zu bringen. Aehnlid wie dies feiner Zeit im 
Berner Vertrage geichehen iſt, hat bezüglich der Verfiherungsgebühr eine Weber: 
gangsmaßregel getroffen werden müffen, wonad andere Säße als die vorbe 
zeichneten erhoben werden dürfen, vorausgefegt, daß diefelben '/ Prozent des 
angegebenen Werths nicht überiteigen. Es ift dieje Beſtimmung auf Verlangen 
Ruflands in den Vertrag aufgenommen worden, deſſen ausgedehntes, für die 
Poftverbindungen zum Theil befondere Schwierigkeiten darbietendes Poftterritorium 
die Zweckmäßigkeit einer Uebergangsftufe ausreichend begründet. 

Die im Artikel 5 getroffenen Feitiegungen über die Erjagleiitung find 
darauf berechnet, die Vertretungsverbindlichfeit zwiſchen den einzelnen Vereins: 
verwaltungen gehörig abzugrenzen und dem Publikum dadurch, daß zunächſt bie 
Aufgabe Poftverwaltung verantwortlih iſt, die thunlichſte Grleichterung zur 
Geltendmachung feiner Anfprüche zu gewähren. 


2. Im Betreff der Poftanweifungen. 


Der Meiftbetrag einer Poſtanweiſung it auf den Wunſch ver übrigen 
vertragichließenden Theile auf 500 Franken — 400 Mark feitgejegt worden. 
Obgleich diejer Betrag über den für den inneren Verkehr Deutjchlands beſtehen— 
den Meiftbetrag von 300 Mark hinausgeht, jo ſchien es doch gerathen, in 
diejem Punkte dem Votum der Mehrheit gegenüber Nachgiebigkeit zu bezeugen. 
Für den inneren Verkehr ergiebt ih daraus, wenngleich nicht die noth— 
wendige, jo doch die immerhin mit einer gewillen Berechtigung auf: 
tretende Folge, den Meiftbetrag der Poſtanweiſung von 300 auf 400 Mark 
zu erhöhen. Die damit verbundene Unbequemlichkeit darf dem tiefer liegenden 
Gewinn der Anfügung an das Ganze gegenüber nicht in Betracht kommen, 
zumal die Ausdehnung der Betragsgrenze vortheilhaft für den Verkehr ift. 

Die Tare iſt auf 25 Eentimen für je 25 Franken mit der Mabgabe feit: 
geitellt, daß für eine Poſtanweiſung bis zu 50 Franfen mindeitens 50 Gentimen 
erhoben werden dürfen. Deuticherfeits war eine Taxe von 50 Gentimen für je 
100 Franfen vorgeihlagen. Es war indeß nicht möglich, die Zuftimmung des 
Kongrefies zu dieſer für alle Poſtanweiſungen über. 50 Franken erbeblich 
billigeren Taxe ſchon jegt zu erlangen. Um jo ſtärker wurde die Ablicht be 
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tont, beim nächſten Kongreffe auf diefe Frage zurüdzulommen; und es barf 
nach der Aufnahme, welche die bezüglichen Ausführungen in der Verfammlung 
gefunden haben, die Hoffnung als nicht ausgefchloffen angejehen werben, daß 
der mäßigere Tarif künftig die Zuftimmung der Mehrheit erlangen wird. 

So wünfchenswerth es auch gemweien wäre, dak ſämmtliche Vereinsländer 
die Beltimmungen über den Austausch von Briefen mit Werthbangabe und von 
Poftanweilungen angenommen hätten: jo war doch mit Sicherheit vorauszu: 
jehen, daß ein jolches Ergebnif bei den vielfach abweichenden Einrichtungen im 
inneren Verkehr der einzelnen Vereinsländer nicht von vornherein zu erreichen 
fein würde. Immerhin ift ein erfter wichtiger Schritt getban. In die Stelle 
zahlreicher Einzelverträge bez. Abkommen find zwei Uebereinfommen mit über: 
einftimmenden Normen getreten. Es ift ein feiter und anziehungsfähiger Kern 
geihaffen. Danach darf erwartet werden, daß, ſobald günftige Erfahrungen im 
Bereich dieſes, vorerft noch räumlich beichränften Vereinsverfehrs gemacht fein 
werden, auch diejenigen Vereinsländer, welche wegen der zur Zeit noch beftehen: 
den Einschränkungen in ihren heimiſchen Pofteinrichtungen für jeßt ihre Zus 
ſtimmung zurüdhalten mußten, in der Folge ihren Beitritt zu den vorbezeidh 
neten beiden Lebereinfommen erflären werben. 
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Deutſcher Neichötag. 
4. Legislatur-Periode. 
I. Seſſion 1879. 


Berlin, den 11. Februar 1879. 


Zufolge ber Beitimmung im $. 28 Abſatz 2 des Gefeges gegen die gemein: 
gefährlichen Beftrebungen der Sozialdemokratie vom 21. Dftober 1878 | Reiche: 
Geſetzblatt Seite 351) ift dem Reichstag über die Anordnungen Rehenicait 
zu geben, welche von der Königlih preußifchen Staatsregierung auf Grund 
des erſten Abſatzes des $. 28 eit. unter dem 28. November v. 3. mit Geneh: 
migung bes Bunbesraths getroffen worden find. Demgemäß beehre ich mich, 
Ew. Hohmohlgeboren die beigeichloffene Darlegung mit dem ganz ergebenften 


Erfuchen zu überjenden, diefelbe zur Kenntniß des Reichstags bringen zu 
wollen. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
Dtto Graf zu Stolberg. 


An 
den Präfidenten bes Reichstags 
Seren Dr. v. Fordenbed, 
Hochwohlgeboren. 


Das Königlih Preußiſche Staats:-Minifterium hat auf Grund des $. 28 des 


Befeges gegen die gemeingefährlihen Beltrebungen der Sozialdemokratie vom 
21. Dftober v. I. mit Genehmigung bes Bundesrathes für die Stabt Berlin 
und bie angrenzenden Bezirke unter dem 28. November v. 3. die in der Ans 
lage wiebergegebenen Anordnungen getroffen. 

Diefelben find in Nr. 281 des Neichsanzeigers und auf die für landes— 
polizeiliche Verfügungen vorgefchriebene Weife befannt gemacht worden. 

Sie beruhen auf folgenden Gründen. 

Die Anwendung ber Mittel, welche das Gejeg vom 21. Oktober v. I. 
abgefehen von dem $. 28 deſſelben zur Bekämpfung der gemeingefährlicen Bes 
ftrebungen der Sozialdemokratie gewährt, hatte zwar die oftenfiblen Rund: 
gebungen berjelben im Wejentlihen befeitigt umd ihre äußere Organijation 
zeritört, aber nicht ausgereicht, um der auf die Erregung des Klaſſenhaſſes und 
auf den Umſturz der beitehenden Staats: und Bejellihaftsordnung gerichteten 
Agitation überall ein Ziel zu ſetzen. 

Namentlih in Berlin und deſſen Umgebung ließen mannigfache Anzeichen 
erfennen, daß es feineswegs in der Abſicht der Leiter der ſozialdemokratiſchen 
Bewegung lag, von der agitatoriihen Verfolgung ihrer Tendenzen Abitand zu 
nehmen, dab fie vielmehr im demjelben Sinne, wie bisher, jedoch, den ver: 
änderten Berhältnifien entiprehend, mit anderen Mitteln den Kampf gegen bie 
ftaatlihe und gejelliaftlihe Ordnung fortzuführen gedachten und darauf aus: 
gingen, das Geſetz vom 21. Dftober v. 3. zu umgehen und jeine Wirkung zu 
vereiteln. 

An die Stelle der offenen Agitation trat die geheime Propaganda. Die 
jozialdemokratifhe Partei mar auf das Eifrigite bemüht, die öffentlichen Ber: 
fammlungen durch verborgene, auf eine geringe Anzahl von Perfonen be: 
ſchränkte Zufammenkünfte, die offene Vereinsthätigkeit durch geheime Bereini- 
gungen in Heinen, von einander unabhängigen Streifen zu erfegen, welche durch 
Tertrauensmänner zu einander in Beziehung ftanden und von ben Führern 
der Partei die Parole erhielten. Diele Parole war darauf gerichtet, Unzu— 
friedenheit mit den politischen und wirthſchaftlichen Zuftänden und Haß geyen 
die Regierung zu verbreiten, um einen Drud auf die Letztere auszuüben und 
womöglich die Befeitigung des Geſetzes vom 21. Dftober v. 3. herbeizuführen. 

Denfelben Zwed verfolgte der von den Parteiführern empfohlene Plan, 
öffentliche Verfammlungen aller Art zu bejuchen, um in denjelben ſozialdemo— 
fratifhe Tendenzen zur Geltung zu bringen und auf dieſe Weife andere Par: 
teien in Mitleidenschaft zu ziehen. 

Wenn ferner in Folge der Ausführung des mehrerwähnten Geſetzes die 
ſozialdemokratiſche Partei in ber Benugung der Preife zur Verbreitung ihrer 
Lehren befdränft war, fo fuchte fie, wie es feitbem in wachſendem Maße ge: 
ſchehen ift, einen Erfag dadurch zu ſchaffen, daß fie Zeitungen und Flugblätter 
ihrer Richtung im Auslande druden und heimlich einführen lieh. 
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Zu diefem Zmwede wurden im Stillen Beiträge gefammelt, nicht minder 
zum Unterhalte der geihäftsmäßigen Agitatoren, welche ihre aufreizende Thätig- 
feit fortjegten. 

Auch zeigte Fich, daß hieſige Sozialdemokraten mit ruſſiſchen Nibtliften und 
anderen Radikalen im Auslande in Verbindung ftanden. 

Durch die im Vorſtehenden dargelegten Beitrebungen der Sozialdemokratie 
waren Berlin und feine Umgebung mit Gefahr für die öffentlihe Sicherheit 
umfomehr bedroht, als hier die Anzahl der Sozialdemokraten überhaupt, ſowie 
der Leiter und Agitatoren eine fehr große, ihr Zufammenhalten ein ſehr feftes, 
ihre Parteithätigfeit eine weitumfafjende und rührige war. Ueberdies wurde 
die Abfiht, die Agitation hauptfählich in Berlin zu fonzentriren, durch ben 
Zuzug eines der befannteften Führer beftätigt, und es war zu erwarten, baf 
diefer Vorgang Nachfolge finden werbe. 

Dem gegenüber alle geſetzlichen Mittel in Anwendung zu bringen, erfchien 
als ein Gebot der Nothwendigkeit, deſſen Erfüllung um jo dringlicher war, 
als die Nüdfehr Seiner Majeität des Kaiſers damals nahe bevorftand und die 
Verſuche des Fürftenmordes, welche kurz vorher in Spanien und Italien vor: 
gefommen waren, im Sinblif auf die in Berlin vorausgegangenen Attentate 
die Anwendung jeder zuläffigen Sicherheitsmaßregel zur Pfliht machten. 

Nah Lage der geichilderten Verhältniffe erihien es jedoch zunächft nur 
erforderlich, die Ausweifung der Agitatoren, von denen eine Gefährdung ber 
öffentlichen Sicherheit oder Ordnung zu beforgen war, zu ermögliden und 
binfichtlich des Tragens und des Beliges von Waffen gewiſſe Beſchränkungen 
einzuführen. 

Nur auf diefe unter den Ziffern 3 und 4 des $. 28 des Geſetzes vom 
21. Oftober v. I. vorgefehenen Punkte eritweden ſich daher die getroffenen 
Anordnungen. Die Dauer derfelben konnte, wenn ihre Wirkjamfeit nicht in 
Frage geftellt werben jollte, auf einen kürzeren Zeitraum als den eines Jahres 
nicht bemefjen werben. 

Die Ausdehnung der getroffenen Maßregeln auf die in der Anlage ge: 
nannten fünf Kreife, welche zufanımen einen Umkreis von etwa 4 Meilen um 
Berlin ergeben, rechtfertigt fi damit, daß auch in diefen Kreifen, namentlich) 
in ben mit Berlin in unmittelbarer Berührung ftehenden ober durch gute 
Verkehrsmittel nahe gerüdten Ortichaften ſozialdemokratiſche Beitrebungen in 
einer für die öffentliche Sicherheit bedrohlichen Weife hervorgetreten waren. 
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or 


Berlin, den 28. November 1878. 


Auf Grund des $. 28 des Geſetzes gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen 
der Sozialdemokratie vom 21. Dftober d. I. (Reichs-Geſetzblatt Seite 351) 
wirb mit Genehmigung des Bunbesrathes jür Die Dauer Eines Jahres ange: 
orbnet, was folgt: 


$. 1. 

Derfonen, von denen eine Gefährdung der öffentlihen Sicherheit oder 
Ordnung zu beforgen iſt, kann der Aufenthalt in dem die Stadt Berlin, die 
Stabtkreife Charlottenburg und Potsdam und die Kreife Teltow, Nieder-Barnim 
und Dft:Havelland umfaflenden Bezirke für den ganzen Umfang deſſelben von 
der Landespolizeibehörbe verjagt worden. 

8. 2. 

In der Stadt Berlin und den Stabtfreifen Charlottenburg und Potsdam 
find das Tragen von Stoß, Hieb: oder Schußwaffen, ſowie der Beſitz, das 
Tragen, die Einführung und der Verkauf von Sprenggeichoffen, ſoweit es fich 
nit um Munition des Neichsheeres und der Kaiferlihen Marine handelt, 
verboten. 

Bon lepterem Verbote werden Gewehrpatronen nicht betroffen. 

Ausnahmen von dem Verbote des Waffentragens finden ftatt: 

1. für Perfonen, welche fraft ihres Amtes oder Berufes zur Führung 
von Waffen berechtigt find, in Betreff der letzteren; 

2. für die Mitglieder von Vereinen, welchen die Befugniß, Waffen 
zu tragen, beimohnt, in dem Umfange diefer Befugniß ; 

3. für Perfonen, welche fich im Befige eines Jagdſcheines befinden, 
in Betreff der zur Ausübung der Jagd dienenden Waffen; 

4. für Perfonen, welche einen für fie ausgeitellten Waffenſchein bei 
fich führen, in Betreff der in demjelben bezeichneten Waffen. 

Ueber die Ertheilung des MWaffenfcheines befindet die Landespolizeibehörbe. 
Er wird von derſelben koſten- und jtempelfrei ausgeitellt und kann zu jeber 
Zeit wieder entzogen werben. 

$. 3. 
Vorſtehende Anordnungen treten mit dem 29. November d. I. in Kraft. 


Königlihes Staats - Minifterium. 


ge 35 Graf zu Stolberg. Dr. Leonhardt Dr. Falk. v. Kameke. 
Dr. fFriedentbal. v. Bülow. Hofmann. Graf zu Eulenburg. 
Maybach. Sobrect. 


N 15. 


Deutfcher Neichstag. 
4. Legislatur-Periode. 
Il, Sefion 1879. 


Berlin, den 12. Februar 1879. 
J. Namen Seiner Majeſtät des Kaiſers beehrt ſich der Unterzeichnete den 
beiliegenden 
Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Strafgewalt des Reichstags 
über feine Mitglieder, 
nebit Motiven, wie ſolcher vom Bundesrath bejchloffen morben, dem Reichstag 
zur verfaffungsmäßigen Beihlußnahme ganz ergebenft vorzulegen. 


Der Reichöfanzler. 
v. Bismark. 


An den Reichstag. 


3 AM 15. 


Geſeh, 


betreffend 


die Strafgewalt des Reichstags über ſeine Mitglieder. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 
König von Preußen ꝛec. 


aerorbnen im Namen bes Reichs, nad erfolgter Zuftimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


5. 1. 
Dem Reichstag ſteht eine Strafgewalt gegen feine Mitglieder wegen einer 
bei Ausübung ihres Berufes begangenen Ungebühr zu. 


§. 2. 

Diefe Strafgewalt wird von einer Rommiffion ausgeübt, welche aus dem 
Präfidenten, den beiden Bicepräfibenten und zehn Mitgliedern befteht. Letztere 
werden bei dem Beginne jeber Sefjion für die Dauer derjelben unmittelbar 
nad erfolgter Wahl der Präfidenten gewählt. 


$. 3. 
Die Ahndungen, welche die Rommiffion verhängen kann, find, je nad 
der Schwere der Ungebühr: 

1. Verweis vor verfammeltem Haufe; 

2. Verpflihtung zur Entſchuldigung ober zum Widerruf vor ver: 
jammeltem Haufe in der von der Kommiffion dafür vorgejchriebenen 
Form; 

3. Ausſchließung aus dem Reichstag auf eine beftimmte Zeitdauer. 
Diefe kann bis zum Ende der Legislaturperiode eritredt werden. 


8. 4. 

Wird die Ahndung ($. 3) wegen einer Neußerung oder wegen bes In: 
balts einer Rede ausgeſprochen, jo kann zugleich die Aeußerung ober die ganze 
ober der betreffende Theil der Rede von der Aufnahme in den ftenographifchen 
Bericht ausgefchloffen werden. In einem ſolchen Falle ift auch jede andere 
Veröffentlidung dur bie Preffe verboten. 
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$. 5. 
Die Wirkfamkeit der Kommiffion tritt ein, wenn 
1. der Präfident fie anorbnet, ober 
2. mindeitens zwanzig Mitglieder des Reichstags fie beantragen. 
Die Anordnung (Nr. 1) oder der Antrag (Nr. 2) muß innerhalb drei 
Tagen, nahdem bie Ungebühr vorgefommen ift, erfolgen. 


$. 6. 

Die Kommiffion verhandelt und entſcheidet unter dem Vorige des Präfi- 
denten und in befien Verhinderung dem des nächſten Vizepräfidenten in ber 
Mindeftzahl von fieben Mitgliedern. 

Das Verfahren wird durh eine Ordnung geregelt, welche von der Kom: 
mifftion entworfen wird und der Genehmigung des Reichstags unterliegt. 


8. 7. 

Die Kommiffion entſcheidet endgültig. Lauter jedoch die Entfcheidung auf 
Ausihließfung aus dem Reichstag ($. 3 Nr. 3), fo kann der Ausgeichloffene 
innerhalb acht Tagen nah erfolgter Verkündung fehriftlih die Entſcheidung 
des Reichstags anrufen. 


8. 8. 

Der Präfident ift berechtigt, ungebührlihe Weußerungen der Mitglieder 
vorläufig von der Aufnahme in den jtenographiihen Bericht auszuſchließen, 
fowie jede andere Beröffentlihung derjelben durch die Prefje vorläufig zu 
unterjagen. 

Eine folde vorläufige Anordnung erlifcht, wenn nit wegen ber be: 
treffenden Aeuberung innerhalb drei Tagen die Entſcheidung der Kommiſſion 
($. 5) angeordnet oder beantragt wird. 

8. 9. 

Zumwiderhandlungen gegen das in $. 4 enthaltene Verbot, ſowie gegen die 
in $. 8 bezeichnete vorläufige Anordnung des Präfidenten werden mit Gefängnik 
von drei Wochen bis zu drei Monaten beftraft, jofern nicht nah Maßgabe des 
Inhalts der erfolgten Veröffentlihung eine ſchwerere Strafe ermirkt ift. 


$. 10. 

Die an die Kommiffion gelangten Angelegenheiten, welche bei dem Schluſſe 
einer Seffion nicht erledigt find, gehen in der Lage, in der’ jie ſich befinden, 
auf die Kommiffion der nächſten Reichstagsieffion über. 

Urkundlich ꝛc. 


Gegeben ꝛc. 


Hegründung. 


Dr Artikel 30 der Reichsverfaffung bejtimmt: 

„Kein Mitglied des Reichstags kann zu irgend einer Zeit wegen 
feiner Abjtimmung ober wegen der in Ausübung feines Berufs 
gethanen Aeußerungen gerichtlich oder disziplinariſch verfolgt ober 
fonft außerhalb der Verfammlung zur Verantwortung gezogen 
werben.“ 

Die Regelung der Disziplin im Neichstag ſelbſt it nad Art. 27 ber 
Reihsverfaffung einer „Beichäftsorbnung” vorbehalten. Diefe enthält in den 
$$. 42, 46, 60 und 61 folgende Beftimmungen: 

„$. 42. Kein Mitglied darf jprechen, ohne vorher das Wort 
verlangt und von dem Präfidenten erhalten zu haben. 

$. 46. Der Präfident ift berechtigt, die Redner auf den Gegen: 
fand der Verhandlungen zurüdzumeifen und zur Ordnung zu 
rufen ($. 60). Iſt das Eine oder das Andere in der nämlichen 
Rede zweimal ohne Erfolg aefchehen, und fährt der Redner fort, 
ih vom Gegenitande oder von der Drdnung zu entfernen, fo fann 
die Verfammlung auf die Anfrage des Präfidenten ohne Debatte 
befchließen, daß ihm das Wort über den vorliegenden Gegenitand 
genommen werben ſolle, wenn er zuvor auf dieſe Folge vom Prä- 
fidenten aufmerkſam gemacht ift. 

$. 60. Wenn ein Mitglied die Ordnung verlegt, jo wird es 
von dem Präfidenten mit Nennung des Namens darauf zurüd: 
gewiefen. Das Mitglied it berechtigt, dagegen ſchriftlich Einſpruch 
zu thun, worauf der Neichstag, jedoch erit in der nädhitfolgenden 
Sitzung, darüber ohne Diskuffion entſcheidet, ob der Orbnungsruf 
gerechtfertigt ift. 

$. 61. Wenn in der Verfammlung jtörende Unruhe entiteht, 
fo kann der Präfident die Sigung auf beftimmte Zeit ausfegen 
oder ganz aufheben. Kann ſich der Präjibent fein Gehör ver: 
ſchaffen, jo bedeckt er jein Haupt und iſt hierdurch die Sitzung auf 
eine Stunde unterbrochen.” 

Diefe über die Ordnung in den Verhandlungen des Reichstags vorhan- 
denen Beitimmungen erſcheinen, wenn fie auch vieleicht ausreichen, um die 
Ordnung im Haufe nothbürftig aufrecht zu halten, unzulänglid, um den 
Ihädlihen, ja unter Umftänden gefährlihen Wirkungen von Ausfhreitungen 
in den Neußerungen und Reden von Abgeordneten außerhalb der Wände des 

2 


Situngsfaales vorzubeugen. Denn die Deffentlichfeit der Verhandlungen, die 
verfafjungsmäßig verbürgte Freiheit der Redner (Art. 30) und ber ihre Reden 
miebergebenden Berichte von jedweder Verantwortlichkeit (Art. 22) läßt auch 
folhe Aeußerungen und Reden Abgeordneter Berbreitung in den weiteſten 
Schichten der Nation finden, welde, wenn fie eben nit unter dem Schuße 
der Unverantwortlichfeit der Rebnertribüne geiproden und unter ber gleichen 
Unverantwortlichkeit der Preſſe verbreitet wären, die Redner und die Prefje 
der ftrafgerichtlichen Verfolgung nah den Vorfchriften des gemeinen Rechts aus: 
ſetzen würden. 

Daß ein ſolcher Rechtszuſtand beirrend auf das Rechtsbewußtſein im 
Volke einwirkt, iſt eine nicht wegzuleugnende Erfahrung, und der hierin 
liegende Mißſtand tritt in immer fühlbarerer Weiſe ſeit der Zeit hervor, ſeit— 
dem die Wahlen einzelne Abgeordnete in den Neichstag geführt haben, melde 
fich für berechtigt erachten, die ihnen verfaffungsmähig zuſtehende Freiheit des 
Wortes zur Entwidelung von Theorien über den Staat und die bürgerliche 
Geſellſchaft zu gebrauchen, welde ben Beftand beider zu erjchüttern ge: 
eignet find, 

Die Maßregeln, welde auf Grund der beitehenden Gefhäftsordnung dem 
Präfidenten gegen derartige Ausjchreitungen zu Gebote jtehen, mochten ge— 
nügend jein, um die mit folhen Vorgängen verbundene Störung des georb- 
neten Ganges der Verhandlungen zu befeitigen, fie find aber feineswegs aus: 
teichend, um als eine Sühne bes durch jene Ausfchreitungen beleidigten Rechts: 
bewußtfeins im Volke gelten zu können. 

Auch eine Aenderung der Geſchäftsordnung, mwenngleih von einer folchen 
eine theilweife Beſſerung des beitehenden Zuftandes gehofft werden könnte, 
würde nicht ausreihen, um eine burchgreifende Abhülfe zu ſchaffen. Schon die 
Frage, ob aus der dem Reichstag dur den Art. 27 gewährten Autonomie bie 
Befugniß abgeleitet werden könnte, ein Mitglied auch nur zeitweilig von der 
Theilnahme an den Verhandlungen auszuschließen, läßt fich rechtlich in Zweifel 
ziehen. Jedenfalls würde es an der Möglichkeit fehlen, auf diefem Wege Be: 
Rimmungen zu treffen, durch welche der öffentlichen Weiterverbreitung der im 
Haufe vorgefommenen Ausjchreitungen wirkſam vorgebeugt würde. 

Somit ift es nur die Geſetzgebung, welche eine entſprechende Hülfe bieten 
fann, und fie wird ſich deshalb nicht der Aufgabe entziehen dürfen, auf eine 
Ergänzung bes beitchenden Rechts nach der Richtung hin Bedacht zu nehmen, 
daß Ausfchreitungen von Abgeordneten in ihren Reden und Neußerungen einer 
ſchärferen Repreffion unterworfen werben. 

Wenn die Geſetzgebung dabei an den Grundfägen, aus welchen die Be— 
flimmungen der Reichsverfaffung über den ‚Schuß der Abgeordneten in der 
freien und unabhängigen Ausübung ihres Berufs, insbejondere der Art. 30 
derjelben, hervorgegangen find, ‚feithalten will, jo wird fie eine Abhülfe nur in 
einer dem Neichstag ſelbſt über feine Mitglieder einzuräumenden Strafgemwalt 
ſuchen fönnen. 

Hierbei wird es ſich indeſſen nicht um Schaffung einer fürmlichen Straf: 
gerichtsbarfeit in dem Sinne handeln, daß der Reichstag in den Fällen des 
Art. 30 der Neichsverfaffung die allgemeinen Strafgeiege an Stelle der ordent- 
lichen Gerichte anzuwenden hätte. Denn zu einem Organ einer folden Recht: 
fprehung eignet ji weder der Reichstag jelbit, noch ein aus jeiner Mitte 
gebildetes Gericht. 
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Die Gefeßgebung wird vielmehr, wenn fie für den Reichstag eine Straf 
gewalt über feine Mitglieder ſchaffen will, fi darauf beſchränken müffen, bie 
dem Reichstag gemäß Art. 27 der Neichsverfaffung zuftehende Disziplinar- 
befugniß zu ftärken und zu erweitern, indem fie ihn in den Stand feßt, wegen 
aller von jeinen Mitgliedern bei Ausübung ihres Berufes vorgenommenen 
Handlungen, durch melde jein Anfehen und feine Würde verlegt wird, ent: 
fprehende Ahndung eintreten zu laffen. 

Auf das Einfhlagen eines folhen Weges weiſt auch der Vorgang ‚ber 
Gejeßgebung einzelner deutjcher Bundesstaaten und das Beifpiel anderer Länder, 
insbejondere Englands, der Vereinigten Staaten und Frankreichs hin.“) Es 
it dies ferner derjenige Weg, der von angejehenen deutſchen Staatsredhts: 
lehrefn als der richtige empfohlen wird **) und den auch die früheren beutfchen 
Berfaffungsverfuhe von 1849 ***) betreten haben. 

Allerdings wird durch eine fo geftaltete Strafgewalt die durch das Ber: 
halten eines Mitgliedes etwa erfolgte Verlegung eines Strafgeſetzes noch immer 
nicht vollftändig gefühnt und es kann daher dem Vorſchlage entgegengefegt 
werben, daß auch mit ber Einführung einer dem Neichstag beizulegenden 
Strafgewalt das allgemeine Rechtsbemußtfein nach wie vor eine volle Befriebi- 
gung vermiffen wird. 

Das Ungenügende und Anftößige des jegigen Zuftandes liegt aber nicht 
ſowohl darin, daf jebwebe Ahndung nad den Satungen des gemeinen Straf: 
rechts ausgejhlofen ift, als vielmehr darin, daß geradezu Straflofigfeit ver: 
bürgt ift und auch die gröbiten Ausfchreitungen im Haufe ungeahndet bleiben 
und ungeahndet durch die Preſſe außerhalb des’ Haufes verbreitet werben dürfen. 

Eine Ausgleihung dieies das Rechtsbewußtſein verlegenden Rechtszuftandes 
will der Gejepentwurf durd Einführung einer mit wirffamen Rügemitteln aus: 
geftatteten Disziplinaritrafgewalt des Reichstags jelbit herbeiführen. Dabei 
konnte der Entwurf, wenn er den Gegenftand im Zufammenhang erihöpfenb 
regeln wollte, es nicht (vermeiden, auch ſolche Beitimmungen aufzunehmen, 
welche an fih von dem Reichstag im Wege der Gejhäftsorbnung hätten ge 
troffen werden können. 

Die Beftimmungen der Vorlage enthalten ſomit eine theilweife Abänbe: 
rung bes Art. 27 der Reihsverfaffung. Hieran ſchließt ſich eine weitere Modi— 
fitation der Verfaffung, und zwar des Art. 22 derfelben, in den Vorjchriften 
gegen bie öffentliche Weiterverbreitung von ungebührlihen Aeußerungen eines 
Abgeordneten. 

Wird das im Vorftehenden dargelegte Ziel des Entwurfs gebilligt, jo wer: 
den zur Begründung jeiner einzelnen Beitimmungen folgende Bemerkungen aus: 
reichen. 

Der 

8.1 
ſpricht den Grundſatz aus, daß dem Reichstag ſelbſt eine Strafgewalt über 
ſeine Mitglieder zuſtehen ſolle. Begriffsmäßig beſchränkt ſich dieſe Strafgewalt 


J Bergl. Anlage A. 1. die einſchlagenden Vorſchriften deutſcher Verfafjungsurkunden ; 
2. bie jtaatörechtlihe Uebung Englands; 3. die Geſeßgebung der Vereinigten Staaten von 
Umerifa; 4. die Gejepgebung Frankreichs. 

"") Bergl. Anlage B. 

+) Bergl. Anlage C. 


auf dasjenige Gebiet, welches der „Disziplin des Hauſes“ anheimfällt, alfo auf 
das Verhalten der Abgeordneten bei Ausübung ihres Berufe. 

Der Kreis der Handlungen, auf melde ſich jene Strafgewalt erjtredt, 
konnte nicht andere, als durch den gewählten allgemeinen Ausdrud „Ungebühr“ 
bezeichnet werden, da vermöge ber oben näher dargelegten Natur diefer Straf: 
gewalt jeder Verſuch, das mögliche Gebiet derjelben und ihren Gegenſtand durch 
Aufftelung beftimmter Thatbeitandsfriterien abzugrenzen, ſich als unausführbar 
erweifen würde. 

Unter die erwähnte allgemeine Bezeihnung fallen jelbftverftänblich nicht 
nur ungebührliche Reden oder Aeußerungen, ſondern auch andere ungebühr: 
liche, die Würde des Haufes in Zufchriften oder font verlegende Handlungen. 
Ebenjo kann es nicht zweifelhaft fein, daß der Ausdrud „Ungebühr” in Teiner 
Unbeſchränktheit auch ſolche Weußerungen umfaßt, welche in ungebührlic ehr: 
verlegender Weife gegen außerhalb des Saufes ftehende und gewiß des Schußes 
um jo mehr bebürftige Perſonen gerichtet find. 


Zu 8. 2. 


Die dem Neichötag verliehene Strafgewalt joll Namens deſſelben von einer 
aus feiner Mitte hervorgegangenen Kommiffion, alg Vertrauensausfhuß des 
Hauſes, ausgeübt werben. 

Nah englifhem und amerifaniihem Staatsreht wird die der Verſamm— 
lung zuftehende Gerichtsbarkeit von ihr jelbit gehandhabt. Der von dem Ent: 
wurf eingefchlagene Weg jcheint jedoch den Vorzug vor jener Auffaffung zu 
verdienen. 

Denn die Ausübung einer derartigen Strafgewalt ftellt fi als eine ber 
richterlichen Thätigfeit analoge dar. Eine ſolche Thätigkeit wird aber dem Haufe 
ebenfomwohl durch die große Mitgliederzahl, wie durch die befondere Natur des 
parlamentariſchen Geihäftsbetriebs in hohem Grade erjchwert, Mag man ferner 
auch die jchon mehrfach, z. B. von Hermann (in der Anlage B. abgebrudten 
Stelle), von v. Bar (Nedefreiheit S. 21) ausgeiprochene Befürdtung, daß eine 
jolde von der ganzen Verfammlung zu übende Strafgewalt feitens ber herr: 
ſchenden Parteien zur Unterdrüdung der Minderheit benütt werben fönnte, 
nicht theilen, die Gefahr am fich wird nicht zu leugnen fein, daß ein von An: 
beginn im Haufe jelbft verlaufendes Verfahren Parteieinflüffen in verftärktem 
Maße ausgefegt und darum leicht geeignet fein kann, eine leidenfchaftliche und 
erregte Stimmung zu erzeugen, welche einer unbefangenen und gerechten Ent: 
ſcheidung nicht günftig ift. 

Diefe Mifftände werden, wenn die Ausübung der Strafgewalt einem Ver— 
trauensausfhuffe des Haujes übertragen wird, vermieden werben, jebenfalls 
werben fie, wenn fie dennoch vorlommen follten, nur in geringerem Grabe ſich 
geltenb machen können. 

Die beſchränkte Zahl der Mitglieder erhöht die Verantwortlichkeit des Eins 
zelnen für den Sprud und läßt eben damit die Gefahr, daß derſelbe unter 
den Einwirkungen des Parteigeiftes zu Stande fomme, zurüdtreten. Eine 
weitere Bürgihaft in diefer Richtung bildet der Umſtand, daß die Kommiffion 
bei Beginn der Seifion ein fir allemal, alfo nicht mit Nüdficht auf den be: 
ftimmten einzelnen Fall, gewählt wird. Enblih aber wird fi für eine aus 
verhältnifmäßig wenigen Mitgliedern beftehende Kommiſſion ein in beftimmten 
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Formen vor fi) gehenbes, bie eingehende Würdigung bes Sachverhalts fihern- 
des Berfahren von felbft ergeben. 

Die vom Entwurf vorgefhlagene Zufammenfegung der Kommilfion und 
insbefondere die Beitimmung, daß die Mitglieder des Präſidiums als bes zur 
Aufrehthaltung der Ordnung im Reichstag berufenen Organs von Redts- 
wegen der Rommiffion angehören follen, wird Feiner befonderen Begründung 
bebürfen. 

Die Zahl der weiteren durch Wahl zu ernennenben Mitglieder wird aus: 
reichen, um ben verſchiedenen im Haufe vertretenen politifchen Richtungen eine 
entſprechende Vertretung in der Rommiffion zu fihern. Daß die Wahl diefer 
Mitglieder in der erften Seſſion einer Legislaturperiobe ſchon nad der erften, 
und nicht erft nach der definitiven Mahl der Präfidenten (Beichäftsorbnung 
bes Reichstags $. 11) zu erfolgen hat, ergiebt fi aus ber Faſſung des $. 2. 
Am Uebrigen find für die Wahl der Mitglieder jelbftverftändlih die Beftim: 
mungen der Gefhäftsordnung des Reichstags maßgebend. 


Zu $. 3. 

Wenn Grund und Zmwed der bem Reichstag eingeräumten Strafgemalt bie 
fühnende Wieberherftellung der durch das Verhalten eines Mitglieds verlegten 
Würde des Hauſes it, fo muß diefer Geſichtspunkt vor allem für die Ent: 
ſcheidung der Frage maßgebend fein, durch welche Mittel die Ahndung voll 
zogen werben ſoll. Es kann fich dabei, weil eben feine Strafgewalt nad) ge 
meinem Strafrecht geübt werben fol, aud nicht um die Strafmittel des ges 
meinen Rechts handeln. Der Entwurf hat deshalb insbefondere davon abge: 
fehen, nad dem Borgange bes englifhen Rechts die Haft in bie Neihe ber 
Strafmittel zu übernehmen, vielmehr das Hauptgewicht darauf gelegt, daß bie 
Folgen eines die Würde des Haufes verlegenden Verhaltens den Einzelnen nur 
in feinen Beziehungen zum Haufe treffen. Im leichteren Fällen wird hiernach 
bie begangene Ungebühr ſchon dadurch genügend geahndet werden können, baf 
dem Mitglied in Gegenwart der Verfammlung vom Präfidenten Namens des 
Haufes die Mibilligung feines Verhaltens ausgefproden, ober daß es ange: 
- halten wird, der Verfammlung gegenüber fein Unrecht anzuerkennen. Bei 
ſchwererer Ungebühr aber erfcheint als das angemeffenfte Mittel zur Wieder: 
berftellung des verlegten Anfehens der Berfammlung bie zeitweife ober dauernde 
Ausihließung des Mitgliedes aus dem Haufe. 

Da bie hiermit bezeichneten Ahndungsmittel, Verweis, Verpflichtung zur 
Entfhuldigung oder zum Widerruf, Ausſchließung, ihrer Natur nad fi nur 
zur Anwendung gegen Mitglieber eignen, jo können fie felbftverftändfich nicht 
Pag greifen, wenn ein Abgeordneter inzwiſchen aufgehört hat, Mitglied des 
Haufes zu fein. 

Am Einzelnen ift ergänzend noch Folgendes zu bemerken: 

Der Entwurf hat es nicht für nöthig erachtet, befondere Zwangsmittel 
zu ſchaffen, durch welche ein Mitglied zur Entgegennahme des Verweiſes und 
zur Entichuldigung oder zum Widerruf genöthigt werden kann. Eine Wei- 
gerung in biefer Richtung würde eine wiederholte und verftärkte Ungebühr 
enthalten und demgemäß verftärfte Ahnbung dur Ausfhließung bes Mit: 
gliedes rechtfertigen. 

Die Ausfhliegung felbft erfolgt nah dem Entwurf entweber auf eine 
beftimmte Zeit innerhalb der Legislaturperiode ober auf die ganze Dauer einer 
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ſolchen. Im erften Falle tritt felbitverftändlih nad Ablauf der in ber Ent 
ſcheidung beftimmten Friſt das Mitglied wieder in den Reichstag ein, die zeit: 
liche Ausfchließung entzieht ihm daher feine Eigenſchaft als Mitglied an ſich 
nicht, Fommt vielmehr im Wefentlihen einem vorübergehenden Sinderniß, den 
Beruf des Abgeordneten während der Frift ausznüben, gleih. Dagegen wird 
ber Ausfchließung auf die Dauer der Legislaturperiode, welche dem Abgeorb- 
neten von vornherein die Möglichkeit entzieht, je wieder an den Verhandlungen 
dieſes Reichstags Theil zu nehmen, die Bedeutung eines Verlufts der Mit 
gliedſchaft beigelegt werden müſſen. 

Welche Folgen fih bieraus für Die Frage der Anordnung einer Ergän- 
zungswahl ergeben, das zu regeln, ift nicht Sache des gegenwärtigen Geſetzes. 
Jedenfalls aber kann der Ausgefchloffene, fo lange die Legislaturperiode dauert, 
auch nicht durch eine Neuwahl, fei es in feinem bisherigen, fei es in einem 
anderen Bezirk, wieder in den Reichstag gelangen, und infofern liegt zugleich 
ein zeitweifer Verluft der Wählbarkeit vor. 

Der Entwurf bat nicht geglaubt, den Grundſatz des engliichen und ameri- 
kaniſchen Staatsraths, daß ein Ausgeſchloſſener fofort wieder wählbar fei, ad: 
optiren zu fönnen, geht vielmehr in Uebereinftimmung mit dem Berichte des 
Ausſchuſſes der Frankfurter Nationalverfammlung (Anlage ©.) davon aus, 
daß es den Wählern nicht geftattet fein kann, die Wirkfamkeit der vom Reichs— 
tag getroffenen Maßregel dadurch iluforifch zu machen, daß fie derjelben Ver: 
jammlung, die fih zur Aufrehthaltung ihrer Würde ein Mitglied. auszu— 
ſchließen veranlaßt ſah, dieſes Mitglied wieder durch eine Neuwahl auf: 
drängen. 


Zu 8. 4. 

Nah Art. 22 der Neihsverfaffung können Neden und Neußerungen der 
Abgeordneten im Reichstag, ſelbſt wenn fie eine ſchwere Ungebühr, insbefon: 
dere eine grobe Verlegung der Strafgefege enthalten, ungehindert durch Die 
Preffe verbreitet werben. 

Ob es am fich geboten it, lediglich zur Durchführung des Grundjages 
der Deffentlichfeit ber Reichötagsverhandlungen eine fo weitgreifende Aus: 
nahme von den allgemeinen Strafgelegen zujulafien, kann hier dahingeitellt 
bleiben. 

ebenfalls wird ſich nicht leugnen laffen, daß die Würde des Reichstags 
ebenfo jtarf ober noch ftärfer, als durch die in Frage ftehenden Aeußerungen 
im Haufe ſelbſt, durch deren öffentliche Verbreitung geichädigt werden fann. 
Es braucht hier nur an ſolche Fälle erinnert werden, in welchen die Aeuße— 
rung von vornherein nur zu dem Zwecke gemacht wird; ihre jtraflofe Verbrei— 
tung in beitimmten reifen außerhalb des Reichstags zu fichern. 

Wird aber dem Reichstag zur Aufrechthaltung feines Anſehens die Be- 
fugniß einer Strafgewalt gegen Mitglieder gewährt, welde ſich ungebührlicher 
Aeußerungen ſchuldig machen, jo wird ihm auch, wo der gleiche Zwed es for: 
dert, das Recht nicht verfagt werden können, fich gegen die Verbreitung ber: 
artiger Neußerungen zu fichern. 

Das Bedürfniß eines derartigen Schußes hat ſich auch in anderen Staaten, 
insbeiondere in England geltend gemacht, obwohl dort (verpl. May, Parla- 
mentsverfahren S. 1044.) den Berichten über Parlamentsverhandlungen das 
dur Art, 22 der Reichsverfafung gewährte Vorrecht gejeglih gar nicht zu: 
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fommt. In England wird, um die Veröffentlihung von Debatten, melde 
einen ungebührlihen Charakter annehmen, zu verhindern, gewöhnlich von der 
jedem einzelnen Abgeordneten zuftehenden Befugniß, die Anweſenheit von Frem— 
den zur Sprache zu bringen, Gebrauch gemacht. Geſchieht dies, jo ift (May, 
©. 216.) der Sprecher verpflichtet, alle Fremden, namentlih alle Bericht: 
erftatter der Zeitungen, entfernen und die Thüren fließen zu laffen. 

Eine auf dieſem Wege zu ſuchende Abhülfe ift in dem Entwurfe nicht 
vorgeihlagen, weil die Maßregel einerfeits zu weit gehen würde, infofern fie 
die Deffentlichkeit der Sitzungen für eine beftimmte Zeit völlig aufhebt, anderer: 
ſeits wieder nicht weit genug griffe, Sofern diejenigen ungebührlihen Neußerungen, 
welche vor Ausführung der Maßregel gefallen find, nicht davon würben ges 
troffen werben. 

Der Entwurf hat fi deshalb darauf beſchränkt, der Kommiſſion die Be: 
fugniß einzuräumen, eine ungebührlicde Rebe ober Neußerung von der Auf: 
nahme in ben ftenographiichen Bericht mit der Wirkung auszufchließen, daß 
fie dann auch in feiner anderen Weile durch die Preffe veröffentlicht werden 
darf. Diefer Ausfhluß von der Aufnahme in den ftenographifchen Bericht ſoll 
aber von der Kommiffion nur ausgeiprodhen werden, wenn fie gleichzeitig auf 
Grund eines gemäß $. 5 eingeleiteten Verfahrens gegen den Urheber der un« 
gebührlichen Aeußerung eine Ahndung im Sinne des $. 3 verhängt, und es 
ift hiermit zugleich eine Gewähr dafür gegeben, daß die Mafregel ſtets nur 
nad genauer Prüfung der Sachlage verhängt werben kann. 


Zu 55. 5 und 6. 


Es entipricht dem Wejen des mehr disziplinären Charakters der durch die 
Kommilfion auszuübenden Strafgewalt, dab die Kommiffion nur auf eine 
aus der Verfammlung jelbft hervorgehende Anregung in Thätigkeit treten kann. 

Einen ſolchen Anftoß zu geben erjcheint in erfter Linie der Präfident bes 
rufen. Die Einräumung einer gleichen Befugniß an jedes einzelne Mitglied 
des Haufes, ſei es unbeſchränkt, fei es unter beitimmten Vorausfegungen, 
(3. B. für den Fall einer ihm perfönlich zugefügten Ehrverlegung), würde über 
das Bedürfniß hinausgehen, ja die Gefahr des Mißbrauchs mit ſich führen, 
und es ift, um einen folchen thunlichft zu verhüten, das Erforderniß einer 
größeren Anzahl von Mitgliedern als Vorbedingung aufgeftellt. Anbererjeits 
wird allerdings, mamentlih mit Rüdficht auf die minder zahlreih im Haufe 
vertretenen Parteien, die Ziffer nicht zu hoch gegriffen werden dürfen, und 
der Entwurf hat deshalb die von 20 Mitgliedern für erforderlich und aus: 
reihend angenommen. ü 

Die Beftimmung, wonach die Entfheidung der Kommiffion nur innerhalb 
einer Frift von 3 Zagen angeordnet oder beantragt werden kann, wird feiner 
weiteren Rechtfertigung bedürfen. Sie gewährt einerjeits möglichſte Sicherheit 
dafür, daß einem ungebührlichen Verhalten die Ahndung mit derjenigen Raſch— 
beit folge, auf welcher zum großen Theile ihre Wirkſamkeit beruht; fie ſchützt 
aber andererfeits auch die Mitglieder des Hauſes davor, wegen ihres Ber: 
haltens noch in einer fpäteren Zeit zur Rechenſchaft gezogen zu werben, in 
welcher vielleicht unter dem Einfluß veränderter Verhältniffe und Stimmungen 
eine weſentlich andere Beurtheilung fich geltend machen könnte, 

Was das Verfahren vor der Kommiſſion ſelbſt betrifft, jo beſchränkt ſich 
der $. 6 darauf, zu beftimmen, im welcher Bejegung die Kommilfion zu ver: 


handeln und zw entfeiben hat, und legt im Uebrigen ber Rommiffion felbft 
die Befugniß bei, das Verfahren, vorbehaltlich ber Genehmigung bes Reichs: 
tags, durch eine Orbnung zu regeln, jo daß etwaige Aenderungen und Er: 
gänzungen, melde ſich bei der Anwendung als wüunſchenswerth berausftellen, 
jederzeit mit Leichtigkeit vorgenommen werben können. 


Zu $. 7. 

Die Gründe, welche es rathſam erſcheinen laffen, die Ausübung ber 
Strafgewalt des Reichstags einer Kommiſſion zu übertragen (vergl. bie Be 
gründung zu $. 2), ſprechen, wenn auch nicht in gleich ſtarkem Grabe, ba: 
gegen, eine Anfechtung der Entſcheidung der Kommiſſion durch Berufung an 
die Gefammtheit des Reichstags zuzulaffen, und der Entwurf ftellt daher als 
Regel den Grundſatz auf, daß die Kommiffion endgültig entjcheibet. Hiervon 
wird nur eine Ausnahme in den Fällen gemadt werben müffen, wenn es ſich 
um die Frage handelt, ob ein Mitglied aus dem Neichstag ausgefchloffen 
werben fol. 

Denn hiervon wird die Gefammtheit des Reichstags fo unmittelbar be 
rührt, daß es zu weit gehen würbe, wenn man auch bier jede Anrufung ber: 
felben ausfhließen und die endgültige Entſcheidung ausfchließlih der Kom: 
miffion überlaffen wollte. Uebrigens ift nad dem Entwurf der Einzelne gegen 
jeden Verfud, eine von der Kommiffion abgelehnte Ausſchließung durch ben 
Ausfprud der Gefammtheit des Reichstags herbeizuführen, geihüßt, ba nur, 
wenn die Rommiffion die Ausfchließung gegen ein Mitglied ausgefprocdhen und 
biefes hiergegen die Entſcheidung des Reichstags angerufen hat, letztere eins 
treten fol, 

Eine nah $. 7 zuläffige Anrufung des Reichstags hat zur Folge, daß 
die Entſcheidung der Kommiffion in ihrem ganzen Umfang, alfo auch ſoweit 
biefelbe neben ber Ausjhließung bes Mitglieds eine Aeußerung von der Auf: 
nahme in den flenographifhen Bericht ausjchließt, der Prüfung des Reichstags, 
bezw. der Aufhebung oder Abänderung unterliegt. 


Zu $. 8. 

Die Vorfhrift des $. 4 bedarf, um ihren Zweck vollitändig zu erreichen, 
einer Ergänzung. So lange die Kommiffion eine ungebührliche Rede ober 
Heußerung von der Aufnahme in ben ſtenographiſchen Bericht nicht auss 
geichloffen hat, jo lange würde auch der Veröffentlihung derfelben durch bie 
Preſſe an fi nichts im Wege fiehen. Die Entſcheidung der Kommilfion wirb 
aber, jelbft von dem Falle, daß fie erſt am Schluffe der im $. 5 bezeichneten 
Frift angeordnet ober beantragt wird, abgefehen, meiftens nicht unmittelbar, 
nachdem die Ungebühr vorgelommen ift, eintreten können. Siernad) würde bas 
in Ausfiht ſtehende Verbot regelmäßig nur einen Anlaß zu möglichſter Bes 
ſchleunigung der Beröffentlihung bilden, und es würde insbefondere biejenige 
Art der Veröffentlihung, melde vor Allem geeignet ift, die betreffende 
Aeußerung den mweitejten Kreifen zugänglich zu machen, die ben Verhandlungen 
des Neihstags auf dem Fuße folgende Veröffentlihung in ber Tagesprefle, 
duch das Verbot faum eine Störung erleiden. 

Tagegen wird ſomit in anderer Weiſe Vorforge getroffen werben müffen. 

Der Entwurf ſucht dies dadurch zu erreichen, daß er dem Präfidenten bie 
Befugniß beilegt, dur eine der ungebührlicden Rebe ober Aeußerung unmittel: 
bar folgende Anorbnung biefelbe vorläufig von der Aufnahme in ben fteno- 
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graphifchen Bericht auszufchließen, ſowie jede andere Art ber Veröffentlihung 
durch die Preffe vorläufig zu unterfagen. Die Entſcheidung jelbit ($. 4) bleibt 
auch in diefem Falle der Rommiffion, und hieraus folgt, daß, wenn wegen ber 
betreffenden Rebe over Aeußerung die Wirffamkeit der Kommilfion überhaupt 
nicht angeordnet oder beantragt wird ($ 5), bie Anordnung des Präfibenten 
ohne Weiteres erlöfhen muß. IA dagegen die Kommiſſion rechtzeitig mit der 
Sache befaßt worden, jo bleibt jelbitverftändlich die Anorbnung des Präfidenten 
fo lange vorläufig in Kraft, bis von der Kommiſſion bie Entſcheidung aus 


geiproden wird, 
Der 


4.9 

enthält Strafbeftimmungen gegen Diejenigen, welche bem Verbote ber Ber: 
öffentlihung (65. 4 und 8) zumiderhandeln. Die Strafandrohung darf, wenn 
anders das Verbot jeine volle Wirkjamkeit äußern fol, nicht auf die Fälle bes 
ſchränkt werben, in melden ber Thäter dafjelbe kannte. Nach dem Borgange 
verwandter gefeglicher Beftimmungen jcheint e8 nahe zu liegen, eine jo weit 
reichende Wirkfamteit des Verbots davon abhängig zu machen, daß baffelbe 
öffentlich befannt gemacht worben ift. Allein einer derartigen Vorſchrift ſteht 
im vorliegenden Falle das Bebenken entgegen, daß die öffentlihe Belannt- 
machung häufig gar nicht anders bewerftelligt werben könnte, als mittels Ans 
führung ber betreffenden ungebührlichen Aeußerung, daß aljo dann bie Be 
fanntmadung ſelbſt zur Verbreitung der legteren bienen würbe. 

Muß biernah von einer öffentlihen Belanntmahung des Verbots ab» 
gejehen werben, jo würbe es allerbings eine nicht zu rechtfertigende Härte fein, 
die Kenntniß des Berbots Demjenigen, der bie BVeröffentlihung vornimmt, 
unter allen Umftänden zur Pflicht zu machen. Vielmehr kann ihm die Uns 
fenntniß bes Verbots blos dann zugerechnet werden, wenn er fie durch Fahr: 
läffigfeit verſchuldet hat. Daß die Strafbeftimmung des $. 9 nur in dieſem 
Sinne zu verfiehen ift, wird fich inbefjen, ohne daß es einer ausdrüdlichen 
Vorſchrift bebürfte, aus $. 59 des Strafgejegbuds von jelbft ergeben. 

Die rihterlihe Feitftelung wird in biefer Beziehung regelmäßig feine 
Schwierigkeiten bieten. In der Mehrzahl folder Fälle wird der Inhalt ber 
betreffenden Rebe oder Aeußerung an ſich zu der Frage Veranlaffung geben, 
ob ein Verbot der Veröffentlichung ergangen ift, fo daß es, von bejonderen 
Umſtänden abgefehen, als ein Außerachtlaſſen der erforberlihen Sorgfalt von 
Seite desjenigen, der die Veröffentlihung bewirkt hat, zu erachten fein wird, 
wenn er es unterließ, fich in ber fraglichen Beziehung zu vergemwiffern. 

Der Mindeftbetrag der in 3. 9 angebrohten Strafe könnte einer blos 
fahrläffigen Webertretung des Verbots gegenüber im Bergleihe mit verwandten 
Beftimmungen, insbefondere mit $. 21 des Preßgefeges, allerdings als hoch 
gegriffen erſcheinen, indeſſen wird eine ftarfe Strafandrohung nicht zu entbehren 
fein, wenn den bezeichneten Veröffentlihungen mit ihren nachtheiligen Folgen 
wirkſam entgegengetreten werben fol. 

In gleicher Weife wird es fih aud redtfertigen, wenn benfelben ber 
Schuß des Art. 22 der Reichsverfaffung nicht blos infofern, als fie eine Zus 
wiberhandlung gegen bas Verbot (33. 4, 8) enthalten, fondern volftändig 
entzogen wird, fo daß alfo, wenn der Inhalt der Veröffentlihung etwa in 
anderer Richtung den Thatbeftand einer ftrafbaren Handlung begründet, gemäß 
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8. 73 bes Strafgefegbuchs dasjenige Gefep Anwendung zu finden hat, melches 
bie ſchwerſte Strafe androht. 
Der 
$. 10 

beftimmt, daß diejenigen bei der Kommiffion anhängig gewordenen Angelegen- 
heiten, in welchen am Schluſſe der Seffion noch feine Entſcheidung getroffen 
ift, von der Kommiſſion der nächſten Neichstagsfeflion zu erledigen find. Eine 
ſolche Beitimmung kann nicht wohl entbehrt werden, da fonft den in ben 
legten Situngen begangenen ungebührlichen Handlungen thatlählid die Straf: 
lofigkeit gefidhert, ja damit die Möglichkeit gegeben märe, die Wirkſamkeit bes 
Geſetzes für die legten Tage einer Neihstagsfigung ganz aufzuheben. 
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Anlage A. 


Beitimmungen deutſcher Verfaflungsurfunden und Geichäfts- 
ordnungen. 


a. Preußen, 

Die Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 enthält in Art. 84 über: 
einftimmend mit der Mehrzahl der deutichen Verfaſſungsurkunden feine näheren 
Veftimmungen über die Disziplinarbefugniffe der Kammer gegen ihre Mitglieder. 

Wohl aber äußert fih der von der Verfaffungsfommiffion der zweiten 
Kammer im Jahre 1849 zu dem bezeichneten Artikel erftattete Bericht (Ber: 
bandlungen der zweiten Kammer 1849 Bd. II. S. 800 ff.) über dieſe Frage 
folgendermaßen: 

„Das erfte Alinea!) erregte das Bedenken, daß dieſe Beſtim— 
mung fo aufgefaßt werden könne, als fei jede Disziplin in ber 
Kammer unftatthaft, To dab die letztere gar fein Mittel in Hän— 
den habe, einem orbnungsmwidrigen, ftörenden Betragen einzelner 
Mitglieder entgegen zu wirken, wobei denn auch die Frage zur 
Erörterung fam, ob die Kammer die ihr umbejtreitbar zuftehende 
bisziplinarifche Befugniß bis zur Exkluſion folder Mitglieber aus: 
zudehnen berechtigt ſei. Diefe legtere Frage wurbe, sofern es fi 
um eine dauernde Ausſchließung handele, verneint, ?) dagegen be: 
fannte ſich die Kommiſſion einftimmig zu der Anfiht, daß eine 
vorübergehende Erflufion allerdings in der Disziplinargewalt der 
Rammer liege. Eine desfalliige Beltimmung in die Verfaſſung 
aufzunehmen, wurde nicht für angemeſſen erachtet.“ 

Die Geſchäftsordnungen beider Häufer des Landtags haben eine Beſtim— 
mung der Art nicht aufgenommen. Für das Herrenhaus beftimmt jedoch $. 9 
der Königlichen Verordnung wegen Bildung der eriten Kammer vom 12, Ok⸗ 
tober 1854 (Geſ⸗Samml. S. 541): 

„Das Recht der Mitgliedfchaft der eriten Kammer gebt ver: 
loren, wenn die Kammer dur einen von Uns beftätigten Beichluß 
einem Mitgliede das Anerkenntniß unverlegter Ehrenhaftigkeit oder 
eines der Würde der Kammer entiprechenden Lebenswanbels oder 
Verhaltens verſagt.“ 

') Daffelbe lautete nach der Berfaffung vom 8. Dezember 1848 (Art. 83 Abi. 1): 

„Sie können weder für ibre Abitimmungen in der Kammer, noch für ibre 
darin ausgeſprochenen Meinungen zur Nechenjchaft gezogen werden.“ 

2) Der Abgeordnete v. Klügom hatte in den Verhandlungen der Kommiffion beantragt, 
den Abfab 1 des Art. 84 dahin zu fallen: 

„Zie innen für ihre Abftimmungen in der Kammer niemald zur Mechen- 
ichaft gezogen werden, wegen ihrer Aeußerungen in der Kammer nur im Wege 
der Disziplin auf Grund der Geſchäftsordnung, deren Strafbejtimmungen bie 


zur Erflujion ausgedehnt werden können.“ 
(Bergl. Verhandlungen des Abgeorbnetenhaufes 1866 Band I. 2. 116). 
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b. Bayern. 
Geſchäftsordnung für die zweite Kammer vom 28. Februar 1825 $. 57. 

„Sollten fie (bie Mitglieder der Kammer) ſich jelbft perfönliche 
Ausfälle gegen den Negenten, bie Königliche Familie oder bie ein: 
zelnen Mitglieder der Kammern erlauben, oder Anträge gegen bie 
allgemeine Staatöverfaffung zu ftellen unternehmen, und ungeachtet 
der von dem Präfidenten gemachten Erinnerung biermit fortfahren, 
jo iſt derfelbe berechtigt und verpflichtet, bie Sigung für biefen 
Tag auf der Stelle zu fchließen und in der folgenden Sigung 
über die Beftrafung des fehlenden Mitgliedes der Kammer vorzus 
tragen, welche enticheiben wirb, ob bafjelbe zum bloßen Wiber- 
rufe oder zum zeitlichen ober gänzlihen Ausſchluſſe aus ber 
Kammer zu verurtheilen fei.“ 

Diefe Beltimmung hat übrigens in den fpäteren Gefhäftsorbnungen und 
insbefondere in der von der zweiten Kammer auf Grund des Geſetzes vom 
19. Januar 1872, den Geſchäftsgang des Landtages betreffend, erlaffenen 
Geſchäftsordnung feine Aufnahme gefunden. 


e) Königreih Sachfen. 
Berfaffungsurtunde vom 7. September 1831 $. 83. 


„Jedes Mitglied der Stände fann in der Kammer feine Mei: 
nung frei äußern. Ein Mitglied, welches bei dem Gebrauche dieſes 
Rechts den Bang des Geſchäfts unftatthafterweife aufhält, oder 
fi die Mißbilligung der Kammer erregende Neußerungen erlaubt, 
fann von dem Präfidenten zur Ordnung verwiefen werben, 

Die Mitglieder der Kammer haben ſich bei ihren Diskuffionen 
aller Perfönlichkeiten, aller unanftändigen und beleidigenden Aus- 
drüde, ſowie aller Abweihungen von dem vorliegenden Berathungs: 
gegenftande zu enthalten, wibrigenfalls der Präfident fie zur Orb: 
nung zu verweilen und, im Weigerungsfalle, felbit bie fernere 
Wortführung zu unterfagen das Recht hat. Sollten fie ſich felbft 
perfönliche Ausfälle gegen den Regenten, die Königliche Familie, 
die Kammern ober einzelne Mitglieder der Kammern erlauben und, 
ohngeadhtet der Erinnerung des Präfidenten, hiermit fortfahren, 
fo ift derfelbe berechtigt und verpflichtet, die Sigung für dieſen 
Tag auf der Stelle zu fließen und in der folgenden Sigung 
über die Beftrafung des betreffenden Mitgliedes der Kammer vor 
zutragen, welche enticheiben wird, ob bafjelbe zum bloßen Wider: 
ruf oder zum zeitlichen oder gänzlihen Ausihuß aus der Kammer 
verurtheilt jei. 

Wenn die gerügte Aeußerung ein befondberes Verbreden, ober 
eine perfönliche Beleidigung in fich begreift, fo kann das fragliche 
Mitglied der Kammer, es mag nun deſſen Ausſchließung erfolgt 
jein oder nicht, deshalb noch vor feinem ordentlichen Richter bes 
langt werben. 

Verlangt es der Ausgefchlofjene, jo ift die Entſcheidung, ob 
berjelbe bei einer fünftigen Ständeverfammlung wieder wählbar 
fein ſolle, an den Staatsgerihtshof ($. 142) zu verweifen, ſonſt 
ift derjelbe künftig nicht wieder wählbar." 
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Diefe Beſtimmung ift durch Punkt II. des Gefeges vom 12. Oftober 1874, 
einige Abänderungen der Verfaffungsurkunde vom 7. September 1831 be 
treffend, aufgehoben worben. 


d. Dldenburg. 
Revidirtes Staatsgrundgefeg für das Großherzogthum Oldenburg 
vom 22. November 1852 Art. 122. 


„Der Auftrag der Abgeordneten erlifcht: 
4. wenn die Verfammlung die Ausihließung eines Mitgliedes 
auf den Grund der Geſchäftsordnung beſchließt.“ 


e. Braunfchweig: 
Gefhäftsordnung für die Yandesverfammlung des Herzogthums 
Braunſchweig vom 19. April 1852 $. 59. 


„Abgeordnete, welche gegen die Vorſchriften dieſer Geſchäfts— 
ordnung verſtoßen, werden von dem Präfidenten zur Ordnung ver: 
wiefen. Wird die Orbnungswidrigkeit fortgefegt, oder geht dieſelbe 
in Widerfeglichkeit gegen die Anordnungen des Präfidenten über, 
jo kann die Kammer auf den Antrag des legteren die fehuldigen 
fofort entfernen, und, nad vorgängiger, kommiſſariſcher Begutach— 
tung, durch einen in der nächſten Sigung zu fallenden Beſchluß 
durch Verweis oder Ausſchließung von der Verſammlung ftrafen. 

Sollte jih ein Abgeordneter ſoweit vergeſſen, daß er 

1. die dem Landesfürften oder deſſen Fürſtlichem Haufe ichuldige 

Ehrerbietung verlege, oder 
2. Anträge auf den Umiturz der Verfaffung machte, oder 
3. die Grenzen der freien Aeußerung auf eine die Ruhe bes 
Landes oder des gefammten Deutſchlands gefährende Weiſe 
überjchritte, insbejondere die Würde des Deutſchen Bunbes 
oder der Bundesverfammlung oder befreundbeter Regenten 
oder Regierungen angriffe, 
jo ift der Präfident verpflichtet, die Veriammlung sofort gänzlich 
zu ſchließen oder auf eine beftimmte Zeit zu unterbrechen, in der 
nächſten Sigung über den Vorgang Vortrag zu machen, und die 
Verfammlung muß jodann die Ausſchließung des ſchuldigen Mit: 
gliedes auf beftimmte Zeit oder auf immer verfügen.“ 


f. Sachen : Meiningen. 
Grundgeſetz vom 23. Auguit 1829 $. 99. e 


„Die Abgeordneten können wegen ihrer Azußerungen in der 
Ständeverfammlung nicht zur gerichtlihen Rechenſchaft gezogen 
werben. 

Dem Landtag liegt aber ob, unanitändige und verfafjungs- 
widrige Ausdrüde und Erklärungen zu verhüten und zu rügen. 
In diefer Hinſicht hat, 

1, der Landmarſchall das Recht und die Pflicht, jeden, welcher 
ich ohne das Wort zu haben, zum Spreden drängt, andere 
unterbridt, im Neben auf andere nicht zur Sade gehörige 
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Dinge abihweift und fih Unanſtändigkeiten erlaubt, zur 
Sade und zur Ordnung zu mweifen; 

2. die Ständeverfammlung hat dafjelbe zu thun, wenn das Be: 
tragen eine ernftere Rüge verdient, und fie fann 

3. ſoweit gehen, einen Deputirten dur eine Mehrheit von drei 
Viertheilen der Anmwefenden gänzlich auszufchließen, worauf 
der Stellvertreter eingerufen wird.“ 


g. Schwarzburg:Rudolftadt. 
Grundgeſetz vom 21. März 1854 $. 19. 


„Das Recht der Landtagsabgeordneten erlifcht: 

. durch von dem Yandtag unter Zuftimmung der Regierung 
befchlofjene Ausfchließung wegen ordnungswidrigen Verhaltens 
in der VBerfammlung, wegen Nichtericheinens bei der Yanb- 
tagsverfammlung ohne Entihuldigung oder wegen Nicht: 
befuchs einzelner Sigungen ohne Urlaub.“ 


wr 


bh. Walded. 
Verfaffungsurkfunde vom 17. Auguit 1852 $. 69. 


„Der Landtag fanıı, wenn ein Abgeordneter an ber Wahrnch: 
mung der Geichäfte dauernd behindert it, oder fich denſelben ſonſt 
beharrlich entzieht, ſowie bei unwürdigem Betragen deſſen gänzlichen 
Austritt auf die übrige Dauer der Wahlzeit beſchließen.“ 


n. 
Die parlamentariiche Hebung in England. ') 


Das Parlament kann, wie gegen dritte, jo auch gegen jeine eigenen Mit- 
glieder wegen «ontempt of the house (Privilegienbrud) Ahndung * eintreten 
laſſen; May, das engliihe Parlament und jein Verfahren, überfegt von Oppen— 
heim ©. 57 ff. Cushing, Law and Practice of Legislative Assemblies 1866 
p. 259. 

Als contempt of the house bezeichnet Cushing a. a. O. das ordnungs: 
widrige oder widerjpentige Benehmen inmitten der VBerfammlung, ſowie den 
abjihtlihen Ungehorfam gegen ihre Anordnungen (disorderly or contumarious 
behavior in its presence or any wiefal disobedienee to its ordres). 

May S. 77 ſpricht fich über denfelben Gegenitand folgendermaßen aus: 

„Abfichtliches Zumiderhandeln gegen Befehle des kompetenten Gerichte: 
hofes iſt coutempt (Ungehorfam), — Zumwiderhandeln gegen Befehle und Ver: 
ordnungen des Parlaments in Ausübung feiner verfaflungsmäßigen Befugniffe 
wird als Privilegienbruch (breach of privilege) angefehen. Beleidigung und 
Widerfeglichkeit gegen einen Gerichtshof als Körperichaft oder gegen einzelne 
feiner Mitglieder it ebenfalls vontempt, in gleicher Art nad) Parlamentsrecht 
Privilegienbruh. Es wäre ein vergeblihes Beginnen, alle Handlungen herzu— 


hy Die Geſchaftsordnung des engliſchen Unterbaujes überjept von Oppenbeim, Leibzig 1867 
enthält Bejtimmungen über die Strafgewalt des Unterhauſes nicht. 
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zählen, welche für contempt erachtet werben möchten, denn bie Entſcheidungen 
eines jeden Gerichtshofes richten ſich nothwendig nad) ber Verſchiedenheit ber 
Fälle. Es laffen fih aber gewiſſe Grundfäge aus den Parlamentsurtunden 
zujammenftellen, welche allgemeine Geſichtspunkte des Parlamentsrechts ergeben. 

Privilegienbruh läßt fih in verfhiedene Gattungen theilen: 

I. Ungehorſam gegen allgemeine Verordnungen eines der Häufer des Par: 
(aments. 2. Ungehorfam gegen bejondere Befehle. 3. Beleidigung des Par: 
laments mit Bezug auf feine Würde überhaupt und mit Bezug auf fein Ver: 
fahren. 4. Beleidigung der Mitglieder oder Beamten des Parlaments bei 
Ausübung ihres Amts dur That, Wort oder Schrift.“ 

Unter Nr. 3 wird insbejondere auch der Fall geftellt, wenn ein Mitglied 
des Haufes ſich beſtechen läßt. May S. 87 ff. führt eine Reihe von Bei: 
fpielen an, in denen das Parlament Straien wegen dieſes Vergehens ver: 
hängte. 

In gleicher Weiſe wird es als enntempt angeſehen, wenn ein Abgeordneter 
den anderen wegen Aeußerungen, welhe vom Plate im Parlament gemacht 
find, zum Zweikampf herausfordert, May S. 282. 

Indeſſen beihränft fih das Recht des Parlaments, feine Mitglieder zur 
Rechenschaft zu ziehen, nicht blos auf die Fälle eines eigentlihen «ontempt. 
Vielmehr wird von ihm gegen diejelben eine weitergehende Strafgewalt geübt, 
welche Cushing p. 258 zum Unterfchiede von der jurisdietion of contemps 
als eriminal jurisdietion bezeichnet. Dieſe Strafgemalt findet insbeiondere 
Anwendung, falls ein Mitglied in der Debatte oder in Schriftitüden, welche 
für das Parlament beitimmt find, fich Neußerungen erlaubt, die nach gemeinem 
Recht den Thatbeftand einer Ätrafbaren Handlung bilden würden, und bient 
fomit als Korreftiv gegen den Mißbrauch der geſetzlich verbürgten Nedefreiheit, 
May ©. 104, Cushing p. 259. Sie greift aber überhaupt Pla gegen jedes 
Mitglied, welches der Verfammlung dur fein Verhalten in oder außer dem 
Haufe Unehre macht (mach dem Ausdrud von Cushing p. 259 in den Fällen 
of any erime, misdemeanor, or misconduct, either eivil, moral, or official 
which . . . . His of such a nature as to render the individual a disgrace 
to the body of which he is a member). 

. In allen Fällen wird die Gerichtsbarkeit von dem Haufe ſelbſt ausgeübt. 
Das Verfahren wird eingeleitet durch den von einem Mitgliede zu ftellenden 
Antrag auf Beſtrafung. Das beichuldigte Mitglied wird hierauf von feinem 
Page aus gehört und ihm jo Gelegenheit gegeben, fich zu rechtfertigen, be: 
ziehungsweiſe durch eine entfprehende Entſchuldigung oder Abbitte das fernere 
Verfahren abzuwenden. Dagegen darf dafjelbe den ferneren Verhandlungen 
nicht anmwohnen, vielmehr muß es das Haus verlaffen und darf erit nad) ge 
fälter Entſcheidung in daſſelbe zurüdfehren, Cushing p. 262 sq. 

Ein unmittellares Einfhreiten des Sprecdhers, ohne vorgängigen Antrag 
aus der Mitte des Hauſes findet dann ſtatt, wenn in einer Debatte zwifchen 
zwei Mitgliedern ein Streit entiteht, von dem zu befürdhten it, daß er zu 
feindlihen Schritten führe. Bier hat der Sprecher die Pflicht, darauf bin: 
zuwirken, daß der Streit dur Widerruf oder Abbitte beigelegt werde, und ift 
im Falle des Mihlingens befugt, die betreffenden Mitglieder durd den sergeant 
at arms jo lange fefthalten zu laffen, bis fie verfprehen, ihren Streit nicht 
weiter fortzufegen, May S. 281 ff., Cushing p. 263. 
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Die Strafen, welche das Parlament in Anwendung bringt, find folgende: 
1. Verweis (reprimand). 

Derjelbe wird zumeilen in ber milderen Form der Ermahnung (admo- 
nition) erteilt. 

Er wird dem betreffenden Mitgliede, welches ihn ftehend an feinem Platze 
anzuhören hat, durch den Sprecher eröffnet und in die Protokollbücher (jonr- 
nals) des Hauſes eingetragen, Cushing p. 268. 

2. Gelbdftrafe. 

Das Unterhaus hat jeit dem Jahre 1666 nicht mehr auf diefe Strafe 
erfannt. Dagegen fteht dem Oberhaus unbeftrittenermaßen die Befugniß zu, 
auf Geldbuße zu erfennen, May S. 92, 96, Cushing p. 266. 

3. Haft. 

Die Lorbs find berechtigt, Freiheitsitrafen von einer beftimmten, über die 
Dauer der Sigungsperiode hinausgehenden Dauer auszuſprechen, May ©. 93, 
Cnshing p. 267. Den ®emeinen ſteht diefe Befugniß nicht zu: die Dauer 
der Haft wird von ihnen nicht beftimmt; fie endet aber, falls das Haus bie 
Freilaſſung nicht ſchon früher beichloffen hat, unter allen Umftänden mit ber 
Prorogirung des Parlaments von ſelbſt. 

Die von dem Haufe der Bemeinen verhängte Haft wirb gewöhnlich in der 
Weife vollzogen, dab der Sprecher mittes Verhaftbefehls das betreffende Mit: 
glied dem sergeant at arms in Verwahrung giebt; doch kommt auch Ein: 
iperrung in Nemwgate oder im Tower vor. Die Haft pflegt von dem Hauſe 
aufgehoben zu werden, wenn der Verhaftete unter Erflärung feiner Neue um 
Freilaffung nachſucht. Doch kann auch auf Grund eines aus der Mitte des 
Hauſes geitellten Antrags die Entlaffung beſchloſſen werden. In beiden Fällen 
wird dann der Verhaftete an die Schranke geführt und nad einer Ermahnung 
oder einem Verweiſe feitens des Sprechers gegen Zahlung der nach Befehl des 
Hauſes (gewöhnlich auf einen jehr hohen Betrag) feitgejegten Koften entlaffen. 
Unter bejonderen Umständen wird indeſſen von dieſen Maßregeln auch ab: 
geiehen, May ©. 96 fi., Cushing p. 207. 

Einen Fall aus neuerer Zeit, in welchem das Unterhaus die Verhaftung 
eines Mitgliedes anorbnete, berichtet May S. 288: 

„Am 9. Mai 1852 befand ſich das Haus im Ausſchuſſe, als 
Mr. F. DO. Connor die Ausihuß-Verhandlungen durch orbnungs: 
widriges Betragen und Beleidigung eines Abgeordneten unterbrach. 
Der Vorfigende wurde veranlaßt, dies dem Haufe zu berichten. Als 
der Spreder jeinen Sig einnahın, beantragte man, Mr. OConnor 
jolle jeinen lag einnehmen. Es wurde dagegen bemerkt, er habe 
Tages zuvor bereits wider die Ordnung verftoßen und ſich ent: 
fchulbigen müſſen; ein gleiches Verfahren würde daher ohne Wir- 
fung fein. Während über fein Benehmen verhandelt wurde, trat 
er zweimal ein, näherte ſich dem Sprecherfige, entfernte fih dann 
aber wieder. Das Haus lieh ein kurzes Verfahren eintreten. 
Ohne Wideripruch wurde demgemäß angeordnet, dab er wegen 
feines orbnungsmwibrigen Betragens und megen Unehrerbietung 
gegen das Haus zur Haft des Sergeant at arms zu bringen ſei.)“ 

) „Am 16. Iımi erfolgte jeine Entlaſſung, da der Ausſchuß, welchem die Bittichrift 
jeiner Schweiter überwiejen war, berichtete, et ſeien Anftalten zu feiner fofortigen Abführung 
in ein Irrenhaus getroffen.“ 
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4. Ausſchließung. 

Dieſe Strafe fommt nur im Unterhaufe zur Anmwendung, May S. 104. 
Daß fie mehrfah auch wegen Mißbrauchs der Nedefreiheit verhängt wurbe, 
wird von May a. a. O. ausdrüdlich hervorgehoben. 

In früheren Zeiten, und bejonders häufig während der Unruhen im 
17. Zahrhundert wurde neben der Ausſchließung mohl auch der Berluft der 
Wahlbarkeit für die Dauer des Parlaments oder für immer ausgeſprochen, 
May S. 55. Indeſſen gilt es ſeit dem berühmten Fall von Wilkes (1769 - 1782) 
als außer Zweifel ftehend, daß durch die Ausſchließung eines Mitgliedes feine 
Fähigkeit, wieder gewählt zu werden, an fich nicht berührt wird. May, Par: 
lamentsverfahren ©. 54, Berfaflungsgeihichte Englands (überjegt von Oppen: 
heim) Bd. I. ©. 326 bis 338. 


I, 
Vereinigte Staaten von Amerika. 


Die Ronititution vom 17. September 1787 beſtimmt Art. I. Seft. V2: 

„Euch house may determine the rules of its proceedings, 

punisb its members for disorderly behaviour, and, with the 
coneurrence of two-thirds expel a member.“ 

„Jedes Haus kann feine Geichäftsordnung ſelbſt feitjegen, 
feine Mitglieder wegen ordnungswidrigen Benehmens beftrafen, auch 
mit Zuftimmung von zwei Drittheilen ein Mitglied ausſchließen.“ 

Die durch die Verfaſſung grundſätzlich anerkannte Strafgewalt wird von 
beiden Häufern nad Maßgabe des „common parlimentary law“, d. b. der 
oben bargeftellten Uebung des engliſchen Parlaments ausgeübt, Cushing 1. e. 
p. 268. Hiernach kommt dem Senat und dem Repräfentantenhaufe, neben 
dem in der Verfafjung ausdrüdlich anerfannten Rechte der Ausſchließung, auch 
die Befugniß zu, Vermeis oder Haft über ein Mitglied zu verhängen, leßtere 
jedoch nicht über die Dauer der Sigungsperiode hinaus (l. c. S. 267). In 
demjelben Umfange wird die Strafgewalt von den gejeßgebenden Verſamm— 
lungen der Einzelftaaten ausgeübt, jelbit wo die betreffenden Verfaſſungsurkun⸗ 
den eine befondere Beſtimmung darüber nicht enthalten. 

Uebrigens ift das Recht, ein Mitglied auszuichliehen, in den Verfaflungen 
ſämmtlicher Einzelftaaten ausdrücklich ausgeiprodhen, und zwar machen diefelben, 
mit Ausnahme derer von Vermont und Georgia, bei denen einfache Stimmen: 
mehrheit genügt, die Ausübung diefes Redts von dem Borhandenjein einer 
Mehrheit von zwei Drittheilen der Abitimmenden abhängig. Illinois, Michigan, 
Miſſouri und Wisfonfin verlangen zwei Drittheile der gejeglichen Mitglieder: 
zahl. Nah den Verfaifungen von Maine, Rhode-Island, Konnektikut, Penn: 
Iylvanien, Maryland, Virginia, Süd-Karolina, Florida, Kentucky, Tenneffee, 
Ohio, Indiana, Lonifiana, Miſſiſſipi, Illinois, Alabama, Michigan, Arkanfas, 
Texas, Jowa, Wisfonfin und Miffouri it es unzuläffig, ein Mitglied wegen 
derjelben Handlung wiederholt auszuicliehen. Nah den Verfaffungen von 
Vermont und Michigan kann ein Mitglied niht auf Grund von Thatfachen 
ausgeftoßen werden, die feinen Wählern bei der Wahl bereits befannt waren. 
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IV, 
Frankreich. 


Das Reglement de Nassemblee nationale (vom 6. Juli 1849, adoptirt 
durch Beichluß der Nationalverfammlung zu Bordeaur vom 13. —— 1871) 
beftimmt «Chap. XIII. de la discipline) Folgendes: 

Art. 113. — Les peines diseiplinaires applicables aux membres de 
"Assemblee sont: 

Le rappel a l’ordre, 

Le rappel a lordre avec inseription au proces-verbal, 

La censure, 

La eensure avec exelusion temporaire du lieu des seances. 

Art. 114. — Est rappele a l'ordre tout orateur qui sen @carte, toute 
membre qui trouble l’ordre par une des infrartions au röglement prevaes 
dans larticle 38, ou de toute autre maniere. 

Art 115 — Est rappel© à l’ordre, avec inseription au proces-verbal, 
tout representant qui, dans les trente jours, aura “te deux fois rappele 
à l’ordre. 

Art. 116. — Le rappel a lordre, »vec inseription au proces-verbul, 
emporte de plein droit la privation pendant quinze jours de moitie de lin- 
demnite allouce au reprösentant. 

Art. 117.*%) — Le President seul rappelle ä lordre. La parole est 
accordee à l'orateur qui rappel® al’ordre, se soumet à l’autorite du President 
et demande äa se justifier. 

Tout membre qui, n’etant pas autorise à parler, s’est fait rappeler a 
lordre, n’obtient la parole pour se justifier qu’ä la fin de la sdance, a 
moin que la President n’en decide autrement, 

Si le rappel ä l’ordre est maintenu par le President, il en est tenu 
note par les secrétaires. 

Art. 118. — Lorsqu’un orateur a été rappele deux fois a l’ordre 
dans la meme seance, ’Assemblee peut, sur la proposition du Prösident, 
lui interdire la parole ponr la reste de la scane». L'Assemblée prononce 
par assis et leve, sans debats, 

Art. 110. — La censure est prononese contre 

}° Tout membre qui, apres le rappel à l'ordre avec inseription au 
procès verbal, ne sera pas rentré dans le devoir; 

z* Tout membre qui, dans liespare de trente jours aura encourn 
trois fois le rappel a lordre; 

," Tont membre qui, dans l’Assemblee, aura donne le agnal d’une 
seene tumultueuse on d'une abstention volleetive de prendre part 
aux travaux lögislatifs; 

4° Tout reprösentant qui aura adresss A un on plusienrs des ses 
collögues des injures, provocations ou menuces. 

Art, 120. — La censure avec exelusion temporaire du heu de sean- 
ces est prononeee eontre tout membre: 

1° Qui aura resiste a la vensure simple; 


*) Resolution du 25 Fevrier 1851. 
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2° Qui aura, en seance publique, fait appel à la violence, ou provo- 

que à la guerre civile; 

3° Qui se sera rendu coupable d’outrages envers l’Assemblee ou une 

partie de l’Assemblee, ou envers le President. 

Art. 121. — La censure avec exelusion temporaire impose au meinbre 
eontre lequel elle a été prononeee l'obligation de sortir immediatement de 
l’Assemblee et de s’abstenir d’y reparaitre pendant les trois scances sui- 
vantes, 

En cas de desobeissancee du representant à linjonetion qui lui est 
faite par le President de sortir de FAssemblée, la scance est levee, elle 
peut ätre reprise, 

Art. 122. — Si le membre reparait à lAssemblee avant l’expiration 
du delai fix® dans lartiele preeedent, sa presenee est constatee par le 
bureau. Le President love la seanee, et sur son ordre, le repr&sentant 
est arröte et conduit dans un local prepare a et eflet par les soins des 
questeurs, ou il garde les arrets pendant trois jours. 

Art. 123. — La censure simple et la eensure ave« exelusion tempo- 
raire sont prononcees par l’Assemblee, sans debats, et par assis et leve, 
sur la proposition du President. Le repr“sentant contre qui inne ou 
lautre de ces peines diseiplinaires est demandee a toujonrs le droit d’etre 
entendu, ou de faire entendre, en son nom, un de ses collegues. 

La deeision de l’Assembl&e prononcant soit Ja eensure simple, soit 
la censure avec exelusion temporaire, est inserite au proees-verbal, 

Art. 121. - La eensure simple et la censure avee exelusion tem- 
poraire emportent de droit: 

1° La privation pendant un mois de moitie de l’'indemnite allouce 

au repr@sentant; 

2° L’impression et laffiche a mille exemplaires, aux frais du repre- 

sentant, de l’extrait da procös-verbal mentionnant la censure. 

Les affiches seront apposces dans tontes les eommunes du departe- 
ment par lequel le representant a #t* «lu. 
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Aeußerungen von Staatsrechtslehrern. 


1. Hermann 
im Archiv des Kriminalrechts Jahrgang 1853 ©. 350 ff. beſpricht die An« 
wendung, welche deutiche Verfaſſungen von dem Grundjage Bill of Rights 
art. 9, daß fein Mitglied wegen der in Ausübung jeines Berufs gethanen 
Aeußerungen außerhalb des Hauſes zur Verantwortung gezogen werden dürfe, 
gemacht haben und knüpft daran folgende Betradhtung : 

„Bleibt num auf dieſe Weife für jolde Vergehen nur die Auffafjung aus 
dem Gefichtspunfte des Eingriffs in die Würde und Ordnung der ſtändiſchen 
Verhandlungen, aljo die Unterwerfung unter die Disziplinargewalt der Kam: 
mern übrig, jo muß diefe letztere aud fo ausgedehnt und mit fo fcharfen 
Mitteln verfehen fein, daß fie die Möglichkeit einer einigermaßen angemefjenen 
Rüge für jolhe Aeußerungen eröffnet, welche, ohne das Schild der ftändiichen 
Befreiung von gerichtliher Rechenschaft, zu den ſchwereren Verbrechen gehören 
würden, z. B. Provokation zu Hochverrath und Aufruhr, grobe Majeftäts: 
beleidigungen u. dergl. Diefe Konfequenz, ohne melde jene Befreiung bie 
Ständeglieder geradezu über die Pflicht der Achtung der wichtigiien gemein: 
heitliden Güter hinausftellt, ift allerdings in England gezogen, indem hier die 
Häufer des Parlaments gegen pflichtvergeifene Mitglieder nicht nur Rügen 
und Berweile, jondern auch Einkerferungen, Ausſtoßungen zu verhängen be: 
rehtigt find, — eine Vollmacht, von deren Anwendung die parlamentarifche 
Gedichte eine Menge von BVeifpielen aufbewahrt. Die neueren deutſchen Ge— 
jege dagegen ziehen diefe Konfequenz entweder gar nicht, oder bleiben doch auf 
balbem Wege ftehen. 

x. ’ 

Es wird dann aus dem bejonderen Schuße, der nicht den Perjonen als 
jolden, jondern nur dem in beftimmte Rechtsſchranken eingeſchloſſenen Berufe, 
zugedacht jein ann, eine Art perſönlicher Sakrofanktität, welche mit der Stel: 
lung eines Untertbans ſchlechthin unvereinbar it, folgen. Zwar find wir weit 
entfernt, zu behaupten, dab es nur einer vollftändigen Nachahmung des eng: 
lichen Syſtems bebürfe, um auch auf deutfchen Boden alle dagegen ftreitenden 
Bedenken zu überwinden. Sind doc Korrektionsbefugniffe, wie die des Par: 
laments bei allen politifchen, durch beitimmte Bejege und Formen des Ver: 
fahrens nicht gebundenen Körperſchaften gar jehr dem Mißbrauche und der 
Verwendung für Siege dominirender Parteien ausgejegt, namentlih als 
Attribute neuer durd eine bindende Tradition noch unbeherrſchter Ständever: 
fammlungen, in deren Mitte nur zu oft, wie neuejte Erfahrungen zeigen, die 
Haft nah dem augenblidlihen Erfolg über die Wahrung der nachhaltigen 
Kraft und Blüthe der Inftitution triumpbirt. Wie leicht mag dann eine 
Einrihtung, welche auf den Schuß und die furchtloſe Ausübung des ſtändi⸗ 
ſchen Berufes abgejehen iit, zur Unterdrüdung Einzelner ausichlagen, die fich 
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dann die fchügenden Garantien zurüdwünjchen werden, welche mit einer Unter: 
werfung unter das gemeine Recht und unter die ordentlichen Gerichte in 
Deutihland doch immer gegeben find. Allein fo viel ſcheint uns doch ficher, 
dab das Syitem der bloßen Verantwortlihmahung der Ständemitglieder vor 
dem ſtändiſchen Körper nicht ohne eine entiprechende ausgedehnte Korrektions— 
gewalt des legteren haltbar fein kann.“ 


2. Mohl 
Staatsreht, Völkerrecht und Politif Bd. I. ©. 316 ff. ſpricht ſich über die 
Bedeutung der verfafjungsmäßigen Nebefreiheit dahin aus: 

— „Damit ift denn freilich nicht gelagt, daß ein Volksvertreter feinerlei 
Verantwortung für feine Handlungen und Aeußerungen in der Verſammlung 
unterliege. Im Gegentheil leuchtet ein, daß eine folde Unitrafbarfeit ebenfalls 
auf das Gröbfte mißbraucht werden könnte, und zwar in Beziehung auf die 
Staatsangelegenheiten, auf einzelne Bürger und auf die Verfammlung jelbit. 
Ein Ständemitglied hat allerdings das Recht, jede ihm tadelnswerth ſcheinende 
Handlung der Regierung zur Sprache zu bringen, zu rügen und Verbeſſerungs— 
anträge in Beziehung auf biejelbe zu ftellen, wie unangenehm auch eine jolde 
Erörterung fein mag, Wenn die Erfüllung feiner Aufgabe es nothwendig 
madt, fo mag er auch die den Staat berührenden Handlungen Einzelner an 
die Deffentlichkeit bringen und ein Urtheil darüber fällen. Die Meinungs: 
verfhiedenheit der Mehrzahl feiner Genoffen ijt fein Grund, daß er feine An: 
fichten verſchweigen müßte, und wäre er aud ganz allein unter Allen feiner 
Meinung, und es muß ihm geftattet fein, die Unrichtigkeit der ihm entgegen: 
ftehenden Meinungen mit aller Schärfe nachzuweiſen. Allein er bat nicht das 
Recht, die unantaftbare Perfon des Staatsoberhauptes zu beleidigen. Er bat 
nicht das Net, zu einer verfaffungs: und gefegwidrigen Handlung aufzufor: 
dern, auf offenem Landtage die Bürger zu verbrecheriſchen Sandlungen auf: 
zufordern. Er hat nicht das Recht, die Verfammlung felbit, deren Beamte 
und einzelne Mitglieder zu injuriren, den gejeglihen Geſchäftsvorſchriften um: 
gehorfam zu fein, die Verhandlungen und Beichlüffe durch Gewaltthätigkeiten 
oder fonftigen Unfug zu flören. Er bat endlih nicht das Recht, einzelne 
Staatsgenoffen zu verleumben oder font an ihrer Ehre im ungerechter MWeife 
zu befhädigen. Die Volfsvertretung it eine Anftalt zum Schutze der Rechte 
und nicht zu deren ungeitrafter Verhöhnung. Wenn denn aljo auch überwie: 
gende Gründe vorhanden find, die Mitglieder wegen ihres Verhaltens in der 
Verfammlung nicht vor die gewöhnlichen Gerichte zu ſtellen, jo muß doch für 
eine anderweitige ausreichende Anftalt zur Verhinderung und Beitrafung folder 
Rechtsverlegungen geforgt werden. Diefe fann denn aber nicht wohl in etwas 
Anderem beitehen, als in einer entfpredhenden Gerichtsbarkeit der Verſammlung 
ſelbſt. Unzweifelhaft iſt diefe fein Gerichtshof und haben mwenigitens lange 
nit alle ihre Mitglieder die Befähigung zu einem eigentlichen Richteramte; 
auch läßt fi die Möglichkeit eines Mißbrauches von Seiten der Verſammlung, 
fei es num aus Parteileidenſchaft, fei es aus perfönlicer Abneigung, nicht in 
Abrede ziehen: allein diefe Mipftände find doch entichieden geringer als die 
einer völligen Straflofigkeit, namentlich weil die Verſammlung ſelbſt das höchſte 
Interefie hat, feine Mißbräuche über Gerichtsbarkeit eintreten zu laſſen, welche 
fh unverjehens gegen jedes Mitglied wenden fönnten, und weil zur Beurtheis 
lung der Schuld in den fraglichen Fällen es nicht fowohl einer gründlichen 
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Rechtsbildung als einfach der Eigenſchaften eines Geſchworenen bedarf. Auch 
zeigt die Erfahrung, daß, wenn aud in der parlamentarifhen Geſchichte eins 
zelne Fälle von wirklich ungerechter Anmendung der Strafgewalt gegen Mit: 
glieder vorfommen, diefe doc höchft vereinzelt jtehen, und daß ſich den Stände: 
verfammlungen eher der Vorwurf einer unfräftigen Handhabung der Berechti— 
gung machen läßt. 

Nicht erit des Beweiſes bedarf es mun aber, daß, wenn irgend eine phy— 
fifche oder moralifche Perfon zur Beftrafung von Nechtswidrigkeiten berufen ift, 
die ihr zu ertheilende Zuftändigfeit im Verhältniffe zu den abzurügenden Hand— 
lungen ftehen muß. Cine Gerichtsbarkeit, welche über ſchwere Vergehen zu 
urtbeilen hat, in deren Zuſtändigkeit aber nur die Erkennung geringer Strafen 
liegt, ift nicht nur ungenügend zur Erreihung bes Zweckes, ſondern es gereicht 
ihr eine folde Schwäche zur eigenen Unehre. Wenn es daher auch unzweifel: 
haft bei den meiften Fällen ungebührliher Handlungen von Mitgliedern an 
einfahen Disziplinarmaßregeln des Vorfigenden oder ber Verfammlung ſelbſt 
genügt, jo iſt doch unleugbar ein Ruf zur Ordnung oder felbft ein von ber 
Berfammlung förmlich ausgefprodhener und etwa in das Protokoll eingetragener 
Verweis nicht ausreichend bei ſchwererem Unfuge oder gegenüber von einem 
bejonders frehen und allen Geſetzen des Anftandes hohnſprechenden Menfchen. 
Soll eine Ständeverfammlung den in ihrem Bereiche liegenden Theil der Rechts— 
ordnung des Staates wirklich zu ſchützen im Stande fein, und fol nicht der 
Auftrag hierzu in eine bittere Demüthigung für fie felbft umfchlagen: jo muß 
ihr ein größeres Strafrecht zujtehen. Ueber die Frage aber, welche höhere 
Strafen gegen ein feine Stellung mißbrauhendes Mitglied follen erfannt wer 
ben können, mag man fich des Grübelns enthalten. Das längit erprobte eng: 
liſche Parlamentsrecht fcheint hier ganz die richtige Mitte einzuhalten. Diefem 
zufolge ift nämlich bei ſchwererem Vergehen eines Mitgliedes Zuerkennung einer 
Freiheitsftrafe und Ausſtoßung des Schuldigen rechtlih möglid. — Durd 
Berurtheilung zur Ausftoßung ift die Verfammlung in die Möglichkeit verſetzt, 
fih gegen unverbefferlihe Nohheit und gegen eine befhimpfende Genoſſenſchaſft 
zu ſchützen; außerdem mag fie durch dieſe Strafe ihre höchſte Mißbilligung 
einer gegen Dritte begangenen Reditsverlegung auf eine unzmweidentige und 
Genugthuung gebende Weife ausfprehen. Daß ein Mißbrauch dieſes Aus: 
ftoßungsrechtes möglich it, kann um fo weniger geleugnet werden, als ſchon, 
und zwar in mehr als Einem Staate, ſchreiende Fälle folcher Ungerechtigkeit 
vorgefommen find. Allein nicht nur ift bei der offenbaren Nothwendigkeit 
diefes Vertheidigungsmittel® hierin Fein Grund zur Verwerfung zu erbliden, 
wie denn jelbft in jenen Ländern, in welden das fonftitutionelle Syftem am 
fefteften gewurzelt hat und mit eiferfüchtiger Strenge aufrecht erhalten wird, 
die Maßregel als eine fi von felbft veritehende betrachtet wird, fonbern 
es kann auch theils eine verwerflihe Anwendung durch bie Forderung einer 
größeren Stimmenzahl als der abjoluten Mehrheit ſehr erjchwert werben, 
theils ift dur die den Wählern gelafjene Möglichkeit, den Ausgeftoßenen 
wieder zu wählen, ber öffentlichen Meinung eine höchſt wirkfame Kontrole 
der Verſammlung gegeben. — Weniger paſſend erjcheint vielleicht das Recht 
zur Erkennung einer Haft, namentlih weil das geftrafte Mitglied in die 
Unmöglichfeit verfegt wird, feinen ihm doch nicht entzogenen ſtändiſchen 
Auftrag zu volljiehen. Es ift jedod zu bedenken, daß es Fälle geben kann, 
in welden zwar ein völliger Ausſchluß nicht gerechtfertigt erfchiene, und 
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doch die Verlegung des Anftandes als zu bedeutend oder der Troß eines leiden: 
Ichaftlihen und ungebildeten Mitgliedes allzu unbeugfam wäre, als daß ein 
blos in Worten beitehender Tadel gemügende Abhülfe gewährte. Welches 
andere Strafmittel follte hier angewendet werden? Die Belorgnik aber, daß 
eine Verfammlung ihr Recht zur Erkennung von Freiheitsſtrafen mißbrauchen 
und etwa in Haß und Leidenfchaft langes Gefängniß verhängen könnte, läßt 
fih (fo ferne fie überhaupt ernftlih gehegt zu werden braucht), leicht durch die 
Vorſchrift befeitigen, daß mit dem Ende des Landtags auch jede gegen ein 
Mitglied erfannte Haft von felbft aufhöre. Allerdings wäre es wünſchens— 
werth, dab man fich mit jolden Fragen gar nicht zu beſchäftigen hätte; allein 
man darf fich weder dur faljche Hoffnungen einwiegen, noch durch eine allzu 
empfindliche Sorgfalt für die Ehre der Nepräfentation verleiten laſſen, Noth— 
wendiges nicht zu bejprechen und zu entjcheiden. 

Wenn daher mande, namentlih auch deutiche, Verfaſſungsurkunden und 
Gejhäftsordnungen den Kammern ein eigentliches Strafreht gar nicht zutheilen, 
fondern nur leichte Disziplinarmaßregeln geitatten, fo iſt dies ein Fehler, 
welcher fich bei Gelegenheit ſchwer rächen kann.“ 


3. v. Rönne, 
Diefer Neußerung Mohls tritt v. Rönne, preußifches Staatsredht Bd. I. 
2. Abthl. S. 435 Anm. 2, volljtändig bei. 


4. Schulze, 

Ferner äußert fih mit Bezug auf das preußiihe Berfaffungsrecht 
Schulze, das preußiſche Staatsreht Bd. II. S. 171, dahin: 

„Es bleibt nur der einzige Ausweg übrig, dak man die Ahndung folder 
durch den Mißbrauch der Redefreiheit begangenen Rechtsverlegungen der Selbft: 
gerichtsbarkeit des Hauſes überweilt. Auf diefen Weg weiſt auch Art. 84 der 
BU. hin, indem er zugeftcht, daß die Mitglieder beider Häuſer, innerhalb 
des Haufes, auf Grund der Beichäftsordnung zur Rechenſchaft gezogen werben 
dürfen: Dieſe Geihäftsordnung und mit ihr die Disziplin gegen die eigenen 
Mitglieder zu regeln, it im Art. 78 jedem der beiden Häuſer überlaffen. Nur 
mit Rüdjiht auf eine jolche kräftig zu geitaltende Disziplinargewalt ſah man 
bei der Feititellung des Art. 84 von jedem Sereinziehen der Gerichte ab und 
tröftete fih mit dem Gedanken, daß das Haus felbft, wie in England, eine 
ausreihende Strafgewalt erhalten und fräftig handhaben werde. Cs ift micht 
zu verfennen, daß die jegt in die Sand des Hauſes und feines Vorfigenden 
gelegten Mittel der Disziplin (Entziehung des Wortes, Ordnungsruf), ſchweren 
Rehtsverlegungen gegenüber, wie fie durch die ſchneidende Waffe des Wortes 
begangen werden fönnen, völlig ungenügend find und daß die Vorfchläge, 
welche auf Abftellung diefer allerdings augenblidlih nicht hervortretenden, aber 
immerhin möglichen Gefahren der Redefreiheit alle Beachtung denfender Staats: 
männer und Bolfsvertreter verdienen.“ 


5. Bluniſchli 
Allgemeines Staatsreht Vd. I. S. 544 ff. jagt: 

„Dagegen ift es die Sorge des Präfidenten und der Kammer jelbit, die 
Debatten in gemeffenen Schranken der Ordnung und des Anjtandes zu halten, 
Ungebühr zu rügen und grobe Verlegungen erniter, nöthigenfalls wie in Eng: 
land mit Verhaftung oder in Deutichland mit Ausſtoßung aus der Kammer 
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zu beftrafen. Die Würde und die Mutorität ſowohl als die Art und die 
Größe ihrer Aufgabe erfordern eine unnachſichtige Handhabung folder Orb: 
nung und einen entichiebenen Nahdrud auf Bewahrung des guten Tones und 
des parlamentarifhen Anjtandes.* 


6. v. Bar 


die Redefreiheit der Mitglieder gefeßgebender Berjammlungen 1868 bemerft: 

„Die abjolute Freiheit von jeder rechtlihen Verantwortlichkeit, wie ſolche 
gegenwärtig im Art. 30 der Verfaffung des Norbbeutichen Bundes im Drange 
der Umſtände feitgeitellt worden ift, und von Vielen als das allein Richtige 
bezeichnet wird, hat auch ihre ſehr bedenklichen Seiten, Daß der Ordnungsruf 
des Präfidenten, vorausgefept auch, daß der Präfident immer unparteiifch vers 
fährt, nicht in allen Fällen genügt, wo ein Redner gegen eine oder mehrere 
beftimmte Perfonen eine ſchwere Injurie oder insbefondere eine Verleumdung 
vorbringt, it in der That nicht zu bejtreiten, namentlih da, wie aud durch— 
aus richtig von anderer Seite ſchon hervorgehoben ift, der Präfident gar feine 
Mittel hat zu Eonftatiren, ob denn wirklich eine Verleumdung vorliege, oder 
ob nicht vielmehr das Mitglied, indem es eine ſchwere Anſchuldigung vorbrachte, 
mir feine Pflicht erfüllte,“ 


7. Mohl über die Geſchäftsordnung des Reichstags. 


Endlich hat fih Mohl in der Zeitfchrift für die gefammte Staatswifjens 
ihaft Bd. 31 (Jahrgang 1875) mit befonderer Berüdjichtigung der Verhält: 
niffe des Deutſchen Reichstags ausführlich über die Frage ausgeſprochen. 

Er bemerkt zunächſt über die einjchlagenden Beſtimmungen der Geſchäfts— 
ordnung ©. 84 ff. Nachſtehendes: 

„Die Hauptfrage ift, ob die jo furzen und jo wenig umfaflenden Vor— 
ichriften der Geſchäſtsordnung überhaupt ausreihen, Anjtand, Ruhe und unge: 
jtörte Förderung der Geſchäſte ſicher zu ftellen in einer zahlreichen Verſamm— 
lung, welde zwar in der Hauptſache aus gebildeten und mit dem parlamen- 
tarischen Leben mehr oder weniger betrauten Männern beiteht, allein theils 
doch auch gelegentlich unwünſchenswerthe und ungeſchlachte, eines geordneten 
Gejchäftsbetriebes unerfahrene Glemente in fih aufzunehmen genöthigt fein 
kann, theils oft durch hochgehend ftaatliche, gejellichaftliche und kirchliche Leiden: 
haften aufgeregt und aus dem Gleichgewicht gebracht wird? Ob man bis 
jest wohl daran gethan hat, die Erfahrungen und daraus abgeleiteten Geſehe 
und Uebungen älterer parlamentarifher Verſammlungen in foldem Grade zu 
vernachläſſigen, jomit die Behandlung der felbitverftändlich auch im Neichstage 
nicht ausbleibenden Störungen immer erit dem fonfreten Falle zu überlafjen? 

Unbedingt müſſen diefe Fragen verneint werden. Die wenigen Süße der 
Geſchäſtsordnung Find in ihrer Einfachheit und Xereinzelung von einer faft 
rührenden Naivetät; und es ift nicht erfindli, warum es im Deutſchen Reiche: 
tage nicht ebenjo gut wie anderwärts zuträglicher wäre, feite Negeln zur Fern— 
haltung und Beilegung von Streitfragen, Störungen und Mangel an Be: 
herrſchung zu befigen. Wir mögen von unjeren volfsthümlichen Tugenden 
halten, was wir wollen; allein ein befcheidener Zweifel dürfte doch geftattet 
fein, ob wir wirklich politifch und parlamentarifch bereits jo vollkommen gefchult 
jind, dab wir eines Zwangsrechtes gar nicht bedürfen zur Einhaltung des 
richtigen Weges im Gewirre berathender Körperſchaften.“ 
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Weiterhin maht Mohl S. 90 fi. nachſtehende Vorfhläge zur Verſtärkung 
der Disziplinarbefugniffe des Reichstags. 

„Daß es nicht genügt, jtörende Handlungen zu unterjagen, fondern daß 
auf die Vergehen entiprehende Rügen folgen müſſen, it ebenfo einleuchtend, 
als daß die Anordnung des Erforberlichen lediglih in der Zuftändigkeit ber 
Verfammlung felbit liegen fann. Weder kann die Einmifhung eines anderen 
Faktors der Staatsgewalt in ihre inneren auberen Angelegenheiten geduldet 
werben, noch wäre es zuläffig, fie in der Aufrechterhaltung ihrer Ordnung und 
Würde abhängig zu machen von dem Gutachten einer außer ihr ftehenden Be: 
hörde. Auch kann es kaum einem Wiberfpruche begegnen, daß in der Negel 
der Präfident mit der Anordnung der nöthigen Maßregeln und der Erlaffung 
des Urtheilsfpruches zu betrauen it, etwa unter Vorbehalt einer Berufung 
an die Verfammlung; fodann, dab Mittel vorhanden fein müffen, um Ge 
borfam zu erzwingen, wenn er von einem übel Berathenen verweigert wer: 
den wollte, 

In Verfammlungen, welche eine längere Erfahrung haben, ift denn auch 
in allen diefen Beziehungen gelorgt, jet es durch ausdrüdliche ſchriftliche Feſt— 
ftellungen, fei es durch eine feite auf Vorgänge geftügte Webung. — Im eng: 
liſchen Parlamente ift von dem einfachen Ordnungsrufe an, je nach der Schwere 
des Falles, Zuerkennung von Bermweifen und Berurtheilung zur Abbitte, 
augenblicliche Wegweilung aus dem Saale, Verhaftung durch den Sergeant 
at Arms und Einbehaltung im Gefängniffe, fei es in dem des Hauſes, jei es 
in einem gewöhnlichen Bemwahrungsorte, endlih Ausftoßung möglich. In Frank: 
rei ijt eine lange Reihe von Disziplinarmaßregeln verfchiedeniter Art in bie 
Geihäftsordnung aufgenommen, welche unter Anderem Gefängniß, Geldftrafen, 
zeitweilen Ausſchluß aus der Verfanmlung enthält. Nichts ift wahriheinlicher, 
als daß auch der deutſche Reihstag irı Laufe der Zeit unliebjame Erfahrungen 
machen wird, welde ben thatfählihen Beweis zu liefern geeignet find, daß 
die jegt allein beftehende Disziplinarmaßregel eines einfahen Ordnungsrufes 
nicht ausreicht zur Befeitigung grober Ungebühr und verftodten Ungehorfams 
gegen die Anordnungen des Präfidenten oder. gegen Beichlüffe der Verfamm: 
lung felbft. Es gehört nicht cben Prophetengabe dazu, um vorauszjujagen, daß 
Fälle eintreten können, in welchen ernftlich zur Erwägung kommen muß, ob 
nicht das wiederholt in unleidliher Weife mißbrauchte Wort kurzer Hand zu 
entziehen fei; vielleicht ſelbſt, ob nicht der Ausfchluß eines Mitgliedes megen 
einer groben Ungebühr oder wegen grumnbfäglicher Leugnung der rechtlichen 
Grundlagen des Reichs und des Reichstags als geboten erjcheine.“ 
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Anlage Ü. 


Die Beftimmungen 
der 


Verfaflungsentwürfe von Aranffurt und Erfurt. 


1. Die Frankfurter Reichsverfaffung beftimmte in $. 115: 

„Sedes Haus hat das Necht, feine Mitglieder wegen unmürbigen Ber: 
haltens im Haufe zu betrafen und äußeritenfalls auszufchließen. Das Nähere 
beftimmt die Geſchäftsordnung des Haufe. 

Eine Ausihliegung kann nur dann ausgeiprodhen werben, wenn eine Mehr: 
beit von zwei Dritteln der Stimmen fich dafür enticheidet.” 

Bergl. hierzu den für die zweite Leiung der Reichsverfaffung eritatteten 
Beriht (Verhandlungen der Reihsverfammlung Band IV. ©. 60). 

„Sachſen bat die Bemerkung gemadt, eine Ausihliefung würde aud 
wegen anderer Thatfahhen, als wegen unmürdigen Verhaltens im Haufe ftatt: 
baft fein müffen. Der Ausſchuß glaubte aber, daß das, was font einem Ab: 
geordneten zur Laſt gelegt werden kaun, durch vichterliches Urtheil zu ent: 
fcheiden fei und nicht auf dem Wege eines Disziplinarverfahrens erledigt 
werden könne.“ 

Schon im Schoße der verfaffunggebenden Reichsverfammlung in Frankfurt 
war die Erlaffung wirkſamer Disziplinarbeftimmungen als ein dringendes Be: 
dürfniß bezeichnet worden, und die Verſammlung hatte daher durch Beſchluß 
vom 7. Dftober 1848 einen ihrer Ausfhüfe beauftragt, den Entwurf einer 
Disziplinarordnung vorzulegen. Auf Grund diefes Beſchluſſes wurde von dem 
Ausſchuß mittels eines von dem Abgeordneten v. Binde verfaßten Berichts 
(Verhandlungen der Neicheveriammlung Bd. I. S. 505 ff.) der Entwurf 
einer Disziplinarordnung für die verfaffunggebende Neihsverfammlung nebit 
Begründung vorgelegt, welcher allerdings nie zur Berathung in der Verſamm— 
lung fam. 

Der hierher gehörige Theil des Entwurfs lautet: 


8. B8. 

„Nach Beendigung einer Rede, und bevor der nächſte Redner ſeine Rede 
begonnen hat, kann jedes Mitglied wegen eines von dem Redner gebrauchten 
ordnungswidrigen Ausdruds eine Nüge der Verſammlung beantragen. 

Zu diefem Ende hat der Antragiteller die zu rügenden Worte dem or: 
figenden fchriftlich zu übergeben. Der Vorfigende läßt fie verlejen. Beſtreitet 
der Rebner, fie gebraucht zu haben, fo enticheidet die Verfammlung über dieſe 
Thatfahe durch Aufitehen und Sitenbleiben ohne weitere Debatte. 

Es iſt dem Beihuldigten dann noch geftattet, feine Worte zurückzunehmen, 
oder fie kurz zu rechtfertigen, oder fidh deshalb zu entichulbigen. Wenn demnächſt 
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nit ein Antrag auf weiteres Verfahren geitellt, und von wenigitens 20 Mits 
gliedern unterftügt wird, jo wird die Sahe als erledigt angenommen. Im 
entgegengejegten Fall hat der Beichuldigte fih zu entfernen, und dann ent: 
icheidet die Verfammlung nad vorgängiger Diskuffion. 

Wird auf eine Ahndung erfannt, fo kann dieſe in einem, durch ben 
Torfigenden im Namen der Verfammlung zu  ertbeilenden Verweiſe, bei 
ſchwereren Vergehen in zeitweiier Ausſchließung; in gänzlicher, nur von zwei 
Drittheilen der Abſtimmenden zu verfügenden Ausſchließung aber nur dann 
beſtehen, wenn ein Mitglied wiederholter grober Ordnungswidrigkeiten oder 
beharrlicher Renitenz wider die Anordnungen des orfigenden oder die Be: 
ichlüffe der Verſammlung ſich ſchuldig gemacht hat. 

Erſcheint ein zeitweise Ausgeichloffener in; der Verſammlung, jo wird er durch 
den dazu anzuftellenden Beamten ausgemwiejen, und im MWieberholungsfalle, oder 
bei Miderfeplichkeit gegen diefen Beamten auf eine die Dauer des Ausfchluffes 
nicht überfteigende Zeit in Haft genommen. 

In Anwendung diefer Beſtimmung macht es feinen Unterfchied, ob der 
zu rügende Ausdruck von dem Vorfigenden bereits mit einem Ordnungsrufe 
belegt, reip. diefer von der Verſammlung bejtätigt war " 


$. 9. Abjag 1. 


„Das vorjtehend angeordnete Verfahren findet gleihmäßig Anwendung 
auf die in fchriftlichen Anträgen oder Erklärungen enthaltenen ordnungswidrigen 
Ausdrüde.“ 

Hierzu wird folgende Begründung gegeben: 

Zu $& 8. Die Beitimmungen diefes Paragraphen finden ihre Rechtferti— 
gung in der ganz ähnlihen in England bewährten Praxis. 

Da jedes einzelne Mitglied wie die ganze Verſammlung bei Vermeidung 
derartiger Drdnungsitörungen und Einhaltung eines anftändigen parlamen: 
tariichen Tones interejfirt it, jo muß aud jedes Mitglied darüber fi be: 
ichweren dürfen, wenn feiner Anficht nach der Worfigende Die Ordnung nicht 
genügend gehandhabt hat. Es ift dies auch jeither nicht zweifelhaft gewefen; der 
Mangel beftimmter Vorfchriften in der Geichäftsordnuung hat indeß zur Ein: 
bringung bejonderer Anträge, Beitellung von Ausſchüſſen ꝛc. und fomit zu 
weitwendigen und aufregenden Verhandlungen geführt, welden durch Ein: 
führung eines jofortigen, raſchen, beitimmten und fachgemäßen Verfahrens, wie 
das in England übliche, vorgebeugt werden muß. 

In Betreff dieſes Veriahrens find naturgemäß drei Stadien unter: 
ſchieden worden: . 

1. Die Feftitellung der Ihatjahe — zu welchem Ende zuvörderſt der 
Antragiteller diefelbe bejtimmt zu bezeichnen und jobald der Beſchul— 
digte über die Nichtigkeit gehört worden, bie Verſammlung darüber 
ohne Debatte zu entſcheiden hat. 

2. Die Bertheidigung des Beſchuldiglen. 

3. Die Entfheidung über Schuld oder Unſchuld. 

In diefer Beziehung fam es zunächſt darauf an, zu möglichiter Befeiti: 
gung unangenehmer Erörterungen über Perfönlichkeiten, die Fortſetzung jedes 
dur die Erklärungen des Bezüchtigten vielleicht überflüffig gewordenen Ber: 
fahrens, mindeſtens von der in der Geſchäftsordnung bereits anderweit in 
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Aufnahme gekommenen Unterftügung von 20 Mitgliebern abhängig zu machen. 
Eine Erhöhung diefer Zahl, etwa auf 50 Mitglieder, erfhien dagegen nicht 
angemeſſen, da auch Beleidigungen beftimmter Fraktionen der Nationalverfanm: 
lung vorfommen Fönnen, und mehrere derfelben nicht. 50 Mitglieder zählen. 

Daß während der demnächſtigen Erörterung der Sache das bezüchtigte 
Mitglied fi zu entfernen bat, entjpricht dem englifhen Herkommen und er: 
fcheint auch in der Natur der Sache begründet, infofern es hier nicht um das 
Verfahren eines Gerichtshofes gegen ein feiner Jurisdiktion untergeorbnetes 
Andividunm, fondern um eine Art von chrengerichtlicher Entſcheidung ber Ver: 
fanmlung gegen eines ihrer Mitglieder fih handelt, das eben, weil es ein 
Intereffe zur Sache hat, bei Aburtheilung derjelben aus allgemeinen Schidlich: 
feitögründen nicht anweſend fein darf, wodurd die Meinungsänderung be: 
ſchränkt und leicht neue Perfönlichkeiten herbeigeführt werden würden. 

Es ift zudem auch im gerichtlichen Verfahren nicht zuläflig, dab der An: 
geihuldigte der Berathung der Richter über die zu fällende Entſcheidung bei: 
wohnt, und endlich dem Intereffe der Vertheidigung durch die dazu vor ber 
Diskufiion verftattete Befugniß, wie durch die Anweſenheit der politischen Freunde 
des Beihuldigten zureihend Nechnung getragen. 

Was fodann die anzumendenden Strafgattungen anbetrifft, jo ift nad 
engliſchem Herkommen in derartigen Fällen zwar auch Gefängnißitrafe gegen 
ein Mitglied des Haufes verftattet. Der Ausihuß Hat diefelbe indeh für 
zu gehäffig gehalten, um fie als Strafe zu beantragen, und ſich darauf 
beichräntt, die Verhaftung nur als Zwangsmittel in Nothfällen in Por: 
fhlag zu bringen, wenn gegen hbartnädige, den Perfügungen der Ver— 
jammlung zumwiderhandelnde Mitglieder jede andere Maßregel als unzulänglich 
fih ermeilt. 

Da die Strafe des Verweifes gegen Mitglieder, welche eine beharrliche 
Nichtachtung der Beihlüffe der Verfammlung an den Tag legen, offenbar um— 
zureichendb und in fich felbit widerſprechend ift, jo blieb uns nur übrig, für 
derartige Fälle die denjelben völlig entfprehende Strafe der zeitweifen, rejp. 
dauernden Ausfhlichung vorzufchlagen, welche auch in England und Nord: 
amerifa in Anwendung ift. — Der etwaige Einwand, daß dadurch den Nechten 
der Wähler zu nahe getreten würde, it eimmal überhaupt nicht ftichhaltig, 
infofern bdiefelben der Verfammlung fein Mitglied werden aufnöthigen dürfen, 
was die Wirkung berfelben beharrlih in Frage ftellt, ihre Verhandlungen 
Hört und dadurch die Anfprüche eines Theiles über die des Ganzen zu erheben 
ſich anmaßt; andererſeits könnte auch der Vertretung des betreffenden Mahl: 
bezirtes — bei zeitweifer Ausſchließung durch Einberufung des Stellvertreters, 
bei dauernder buch eine neue Wahl Genüge gejchehen. 

In der Beſtimmung endlih — daß, auch wenn der Vorſitzende einen 
Ordnungsruf früher hatte ergehen laſſen — dennoch den Mitgliedern eine 
Art von Aggravationsgefuh an die Verfammlung verftattet ift, — kann eine 
Verlegung der Nechtsregel „non bis in idem‘ nicht gefunden werden, meil 
einmal der Orbnungsruf eigentlich feine Ahndung, jondern nur eine Meinungs: 
äußerung des Vorfigenden enthält und fodann nur eine Art von Anterimiti- 
fum darftelt — um den Redner an ein mehr parlamentarijches Verhalten zu 
erinnern und leidenjchaftlihen Reklamationen in der VBerfammlung vorzubeugen, 
welches dem Nechte jedes Mitgliedes, was cine befondere Nüge durch die Ver: 
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ſammlung für nothwendig erachtet, um ſo weniger präjudiziren kann, als eine 
Erörterung darüber im Laufe einer Rede aus naheliegenden Gründen nicht 
zuläffig fein würde. 

Zu $. 9. Die analoge Anwendung des Verfahrens auf die in An: 
trägen und Erklärungen vorfommenden ordnungswidrigen Ausbrüde recht: 
fertigt fich durch die Natur der Sache, welche eine fchriftliche Beleidigung noch 
überlegter und nachhaltiger, alio firafwürbiger als die münblihe erfcheinen 
läßt, wie durch die gerade in dieſer Beziehung mehrfach gemachten unerfreu: 
lichen Erfahrungen.“ 

2. Der dem Parlament zu Erfurt vorgelegte Verfafjungsentwurf be- 
ftimmte in &. 112: 

Iedes Haus hat das Recht, jeine Mitglieder wegen unwürdigen 
Verhaltens zu beitrafen und äußerſtenfalls auszuſchließen. Das 
Nähere beitimmt die Geihäftsordnung jedes Hauſes. 

Eine Ausichliefung fann nur dann ausgeiproden werden, 
wenn eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen fi dafür 
entſcheidet. 

Die Denkſchrift der Regierungen S. 17 (in den Druchkſachen des Volks— 
hauſes) bemerkte hiezu: 

„In Anſehung der Disziplinargewalt beider Häuſer über ihre Mitglieder 
mußte es für angemeſſen erachtet werden, eine Ausdehnung der Disziplinar— 
gewalt auf das Verhalten der Mitglieder auch außer dem Haufe eintreten zu 
lajien. Eine joldhe der Würde bes Reichstags entiprehende Ausbehnung er: 
ihien bei den großen Bevorzugungen, die Art. VIII. den Mitgliedern des 
Reichstags zutheilt, beionders nahe gelegt.“ 

Der von den Regierungen gleichzeitig vorgelegte Entwurf einer Geihäfts- 
orduung für beide Häuſer des Neihstags jegte jodann in $. 54 feit: 

„Die Ausſchließung eines Mitgliedes wegen ordnungswidrigen oder un— 
würdigen Verhaltens in oder außer dem Haufe fann nur durch Beſchluß einer 
Mehrheit von zwei Drittel der Stimmen erfolgen; die Verhandlung hat bei 
geichloffenen Thüren jtatt.” 

Die vorbezeichnete Beitimmung der Gejchäftsorbnung wurde mit dieſer 
jelbit vom Volkshaufe für feine Verhandlungen angenommen, dagegen vom 
Staatenhaufe unter Berufung darauf geftrihen, daß fie über den entſprechenden 
Paragraphen des Verfafjungsentwurfs hinausgehe (Verhandlungen bes Staaten: 
baujes ©. 72 ff.). 

Der legtere jelbit wurde von beiden Häufern mit der Maßgabe angenom: 
men, daß hinter den Worten: „wegen unwürdigen Verhaltens“ die Worte: 
„im Haufe“ eingefügt wurden (Verhandlungen des Staatenhaufes ©. 127, 
des Volfshaujes S. 176). 

Vergl. den Bericht des Verfaffungsausihufes des Staatenhaufes (Nr. 5 
der Drudjaden ©. 17): 

„Die Frage, ob das Verhalten der Mitglieder auch außer dem Haufe 
der Disziplinargewalt umnterliege, ift in dem Ausſchuſſe zur Erörterung ges 
fommen. Es wurde für die Bejahung angeführt, wie wünſchenswerth dieſe 
Ausdehnung jei, falls ein Mitglied beflagenswertherweie fich eines gemeinen 
Verbrechens ſchuldig made. Dagegen wurde hervorgehoben, daß ein folder 
Fall, ehe ein Beiipiel davon vorgefommen, überhaupt nicht zu präjumiren jtehe, 
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wohl aber die Möglichkeit viel näher liege, durch die vorgefchlagene Beltimmung 
die härteſten Ausfchreitungen des Parteigeiftes im Boraus zu legalifiren und 
in aufgeregten Zeiten zu vexatoriſcher Bebrüdung der Minorität ein un- 
wiberftehliches Mittel zu gewähren. 

Der Ausſchuß beantragte demnah mit 12 gegen I1 Stimmen, im 
$. 112 nad dem Worte: Verhaltens — die Worte: im Haufe — einzu— 
fchieben “ 


N 16, 


Deuticher Reichötag. 
4. Legitlatur: Periode. 
II. Seſſion 1879. 
— — — —— 


Antrag. 


Stumm. Der Neihstag wolle beichlichen: 

Den Herrn Neichsfanzler zu erjuchen, dem Neichstage in der 
nächſten Seffion einen Gejegentwurf vorzulegen, welcher auf bie 
Einführung obligatoriicher, nad dem Mufter der bergmänniichen 
Kuappichaftsvereine zu bildender Alterverjorgungs: und Invaliden— 
fallen für alle Fabrifarbeiter gerichtet iſt. 


Berlin, den 12. Februar 1879. 


Stumm. 


Unterjtügt durch: 


Graf v. Arnim Boigenburg. Beder. Graf v. Behr: Behrenhoff. 
v. Behr: Shmoldomw. Graf Bethuſy-Huc. v. Bötticher (Flensburg). 
Braun (Hersfeld). Freiherr v. Buddenbrod. Clauswitz. Findeiſen. 
Graf v. Franfenberg. Dr. v. Grävenig. Guenther (Sadien). Fürit 
v. Sapfeldt:Trahenberg. v. Heim. Fürſt zu Hohenlohe-Langen— 
burg. v. Kardorff. v. Knapp. Freiherr v. Lerchenfeld. Dr. Lucius, 
Graf v. Yurburg "Melbed. v. Neumann. Freiherr Norded zur 
Rabenau. Freiherr v. Ow (Freudenſtadt). Fürſt v. Pleb. Herzog 
v. NRatibor. Reinhardt. Richter (Meißen). Richter «Kattowig). 
v. Schmid (Württemberg). Dr. v. Schwarze. Staelin. Stellter. 
Süs. Thilo. Freiherr v. Varnbüler. Vowinkel. v. Werner (Eßlingen). 


M 17. 


Deutſcher Neichstag. 
4. Legislatur-Periode, 
I. Seſſion 1879. 


Berlin, den 12. Februar 1879. 


Go. Hochwohlgeboren beehre ich mich in der Anlage die Aeberficht der vom 
Bundesrath gefaßten Entichliefungen auf Beſchlüſſe des Neihstags aus der 
. Seilion (1878) der 4. Yegislaturperiode und aus früheren Seflionen mit 
dem Erfuchen ganz ergebenft zu überjenden, diejelbe aefälligit zur Kenntniß des 
Reichstags bringen zu wollen. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
Dtto Graf zu Stolberg. 


An 
den Präfidenten des Neichstags, 
Herrn Dr, von Fordenbed 
Hodmwohlgeboren. 
bier, 


Ueberliht 


ver 


vom Bundesrath gefahten Entichließungen auf Beichlüffe des 
Reichstags aus der I. Seſſion 1878 der 4. YLenislatur- 
periode und aus früheren Seilionen. 









Entfchließungen des Bundesraths 


we 
* en Gegenftand der Befchlüffe des Reichstags, und 
Reichstags Bemerkungen über das weiter Veranlaßte. 


vom 


1878. 


I. Sefiion 1878. N. 2egislatur-Periode. 
13. Septbr. | Beihluß des Neichstags vom 13. September 1878: Durch Schreiben des Neichsfanzlers vom 18. &ı 
den Neichsfanzler zu erſuchen, die Einjtellung des tember v, 3. erledigt. 
gegen den Reichstagsabgeordneten Stößel bei dem 
Königlichen Appellationsgericht zu Hamm wegen Be: 
leidigung der Polizeibehörde zu Alteneffen ſchweben— 
den Unterfuchungsverfahrens für die Dauer ber 
gegenwärtigen Situngsperiode zu veranlaſſen. 
I8.Septbr. | Beihluß des Reichstags vom 18. September 1878: Durh Schreiben des Reichskanzlers vom 3.0 
z den Reichskanzler aufzufordern, daß die gegen das tober v. 3. erledigt. 
Reihstagsmitglied Fritzſche bei dem Königlichen 
Stadtgericht zu Berlin anhängige Unterfuchung wegen 
angeblichen Vergehens gegen das Vereinsgefeß auf 
die Dauer der gegenwärtigen Sigungsperiode auf: 
gehoben wird. 
7. OHober. | Beſchluß des Neihstags bei Prüfung der Wahl des Ab: | Dur Schreiben des Reichskanzlers vom 29. No: 
geordneten von Puttlamer im 5. Wahlkreife des Ne: vember v. 3. erledigt. 
gierungsbezirks Liegnitz: 
den Reichskanzler zu erfuchen, zu veranlaſſen, daß 
der Wahlfommiffar Yandratd von Haugwitz zu 
Yöwenberg darauf aufmerkſam gemacht werde, daß 
es gemäß Wahlgeſetz $. 13 ein umrichtiges Per: 
fahren jei, wenn der Wahlkommiſſar von den Wahl: 
vorftänden für ungültig erflärte Stimmen als gültig 
annehme. 
7. Oktober. JBeſchluß des Reichstags bei Prüfung der Wahl des Ab— 
geordneten Grafen von Sierakowski im 5. Wahlkreiſe 
des Negierungsbezirts Danzig: 
den Reichskanzler zu erfuchen: 3u 1. 
I. wegen der bei diefer Wahl nad der bei den | Die Königlich preußiſche Regierung iſt um on 
Akten des Wahlkommiſſars befindlichen Anzeige dem Beſchluſſe entiprehende Veranlaflung « 
vorgefommenen Unvegelmäßigkeiten Unterfuchung jucht worden. 
und eventuell Rektifizirung eintreten zu laſſen; 
2. duch Inftruftion für die Wahlkommiſſare dahin | Zu 2. 
zu wirken, daß bei den Zufammenftellungen der | Die Bundesregierungen find erfucht wor“ 
Wahlvefultate eine Entſcheidung über die Gültig: durch Inſtruktion der Wahlkommiſſare de 
feit reſp. Ungültigfeit von Stimmen oder Wahl zu wirken, daß bei den Zufammenitellun 
zettelm nicht ftattfinde, da eine ſolche nad $. 13 der MWahlrefultate in Zukunft eine Entik 
des Wahlgefepes vom 31. Mai 1869 und $. 27 dung über die Gültigkeit oder Ungültiet 
des Neglements vom 28. Mai 1870 lediglich dem von Stimmen oder Wahlzetteln nicht getroft 
betreffenden Wahlvorftande refp. dem Neichstage werde, 
zufteht. 


u‘ 





Schreiben 







des Entjchliegungen bes Bundesraths 
——— Gegenſtand der Beſchlüſſe des Reichstags. und 
Reichstags Bemerkungen über das weiter Veranlaßte. 


vom 






1878. 

7. Oktober. | Beichluß des Neihstags bei Prüfung der Wahl des Abge: | Durch Schreiben des Neichsfanzlers vom 6. Fe— 
ordneten Dr. Wiggers im 6. Wahlkreife des Großherzog: bruar d. 3. erledigt. 
thums Medlenburg: Schwerin: 

die bezüglich der Wahl im 6. Wahlfreife des Groß— 
berzogthums Medlenburg- Schwerin eingegangene Be: 
ſchwerde des Gärtners Auguft Brandt zu Güſtrow 
vom 14. Auguſt 1878, betreffend Beeinträchtigung 
des Wahlrehts des Beichwerdeführers durch den 
Drtsvoriteher Behn zu Klein-Grabow, dem Reichs: 
fanzler mit dem Erfuchen zu übergeben, die Zurecht— 
weifung des genannten Ortsvoritehers dahin zu ver: 
anlaffen, daß der Drtsvoriteher nicht befugt ift, die 
bereits ausgelegte Wählerlifte einfeitig abzuändern. 

7. Oktober. | Beihluß des Reichstags bei Prüfung der Wahl des Abge: | Die Königlich bayeriſche Regierung ift um eine 
ordneten Pabit im 6. Wahlfreiie des Negierungsbezirks dem Beſchluſſe entiprechende Veranlaffung er: 
Mittelfranken: fucht worden. 

den Reihsfanzler unter Mittheilung des Protejtes 
und der Mahlaften zu erfuchen, über die in dem 
Protefte d. d. Illesheim, den 2. Auguſt cr., ent’ 
haltene Angabe, daß bei der Wahl zu Wejtheim 10 
auf den Namen „v. Haas" Tautende Stimmzettel 
aus der Wahlurne herausgenommen und durch an: 
dere Zettel erfegt worden feien, itrafgerichtliche Unter: 
fuhung anstellen zu laſſen. 

7. Oftober. JBeſchluß des Reichstags bei Prüfung der Wahl des Abge: | Die Königlich preußiſche Regierung ift um eine 
ordneten von Müller im 4. Wahlfreife der Provinz dem Beſchluſſe entiprechende Veranlaffung er: 
Sannover: ſucht worden. Die bemgemäß eingeleitete 

den den Akten beigefügten Proteft d. d. Bad Rothen: Unterfuhung it noch nicht zum Abfchluffe 
felde, den 3. Auguft 1878, und unterzeichnet „Rube“ gebiehen. 

zur Kenntniß des Neichsfanzlers mit dem Erfuchen 

zu bringen, die darin enthaltenen Thatſachen in 

Betreff der bei der Wahl in Rothenfelde vorgefom: 

menen Unregelmäßigfeiten unterſuchen, geeigneten: 

falls die erforderliche Nemedur eintreten zu laffen 

: und dem Neichstage hiervon Kenntniß zu geben. 

7. Oftober.| Beihluß des Neichstags bei Prüfung der Wahl des Abge- | Die Königlih preußiſche Regierung ift um eine 
ordneten von Schliedmann im 1. Wahlkreife des Ne: dem Beſchluſſe entiprehende Veranlaſſung 
gierungsbezirts Gumbinnen: erfucht worden. 

den Neichsfanzler zu erfuchen, die in der Beſchwerde 
des Seren Dr. Nagel in Tilfit behauptete Unregel: 
mäßigkeit unterfuchen eventualiter rügen zu laſſen. 







Begenftand der Beſchlüſſe des Reichstags. 


1878. 


7. Oktober. Beſchluß des Neihstags bei Prüfung der Wahl des Abge: 
orbneten Hermes im 9. Wahlkreiſe des Regierungsbezirks 
Potsdam: 

den Reichskanzler zu erjuchen, wegen bes in einer 
Beſchwerde d. d. Züterbogf, den 24. September d. I., 
zur Sprache gebraten Vorfalls im Dorfe Fröhden 
unb ebenjo wegen der in einer anderen Beſchwerde 
d. d. Xehnin, den 13. September d. J., vorge 
tragenen Unregelmäßigfeiten die Einleitung der 
Unterfuhung und eventuell Rektifizirung der betref: 
fenden Beamten zu veranlaffen. 

7. Dftober. | Beichluß des Neihstags bei Prüfung der Wahl des Abge: 
ordneten von Schwendler im 1. Wahlkreife des Groß: 
berzogthums Sadfen:Weimar: 

den Reichskanzler bei Mittheilung des Proteftes zu 

erfuchen, die in der Anlage III des Proteftes unter 

Beweis geftellte Behauptung, 
„daß der Bürgermeifter Mund in Kranichborn 
die Stimmzettel für Träger weggenommen und 
den Ausgeber berjelben mit Arretiren gedroht, 
auch erflärt habe: Es dürfte in Kranichborn kein 
Anderer gewählt werben, als für den er bie 
Stimmzettel bereits hätte“, 

näher ermitteln und eventuell die geeignete Ver: 

fügung zu erwirken. 

7. Dftober. | Beihluß des Reichstags bei Prüfung der Wahl des Abge- 
ordneten Müller im 7. Wahlkreife des Negierungsbezirks 
Oppeln: 

die Eingabe des Franz Grzyska und Genoffen 
vom 2. September d. 3. dem Neichsfanzler mit dem 
Erfuchen mitzutheilen, wegen der darin erhobenen 
Beihwerden Unterfuchung einleiten zu laffen und, 
falls die Beſchwerden begründet, Rektifizirung der 
betreffenden Perjonen zu veranlaffen. 

7. Oltober. | Beichluß des Reichstags bei Prüfung der Wahl des Abgeord: 
neten von Belomw im 1. Wahlkreife des Negierungsbezirks 
Göslin: 

den Proteft d. d. 30. Juli d. 3. dem Reichskanzler 
mit dem Erfuchen zu überweifen, den Sadverhalt 
unterfuchen zu laffen und über das Refultat dem 
Reichstag feiner Zeit Mittheilung zu machen, 










Entſchließungen des Bundesraths 
und 
Bemerkungen über das weiter Veranlaßte, 






Die Königlich preußiiche Negierung ift um eine 
dem Beſchluſſe entiprechende Beranlaffung 
erſucht worden. 


Durd Schreiben des Reichskanzlers vom 4. Fe— 
bruar d. 3. erledigt. 


Durch Schreiben des Neichsfanzlers vom 4. F 
bruar d. 3. erledigt. 


Die Königlich preußiſche Regierung .ift um er 
dem Beſchluſſe entfprechende Veranlaffung ec 
fucht worden. Die Erhebungen über de 
Vorgang find noch nit abgefchloffen. 








Schreiben 





des Enntſchließungen des Bundesraths 
— Gegenſtand der Beſchlüſſe des Reichstags. und 
Reichstags Bemerkungen über das weiter Veranlaßte, 
vont z 
1878. 
19. Oktober.) Geſetz gegen die gemeingefährlihen Beftrebungen der Sozial: | Der Bundesrath hat der vom Reichstage be: 


demofratie. ichlofjenen veränderten Faſſung zugejtimmt. 
Das Gejeg iſt Allerhöchit vollzogen (Heichs: 
Geſetzblatt S. 351). 


Il. Aus früheren Seſſionen. 


1. Aus der II, Seſſion des Jahres 1878. 

11. März. | Beichluß des Reichstags vom 11. März 1878: Die Refolution ift den Ausſchüſſen des Bundes: 
In Erwägung, daß das Bebürfniß zu einer Nevifion vaths für Handel und Verkehr und für Juftiz: 
des Gefeßes, betr. die privatrechtliche Stellung der | weſen überwiejen. 

Erwerbs: und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften, überhaupt, 
insbefondere aber in der Richtung anzuerkennen it, 
den Beginn der Mitgliedfchaft beitretender Genoſſen— 
ſchafter und den zuläffigen Zeitpunkt des jogenannten 
Unnlegeverfahrens feſtzuſtellen, 
den Reichskanzler aufzufordern, den Entwurf einer Novelle 
zu dem Gejege, betr. die privatrechtliche Stellung der Er: 
werbs: und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften, in welcher Die in 
dem Antrage des Abg. Dr. Schulze angeregten Punkte 
ihre Berüdfihtigung finden, mit thunlichiter Beichleunigung 
ausarbeiten zu lafjen. 

13. März. | Beichluß des Reichstags vom 13. März 1878: Die Beihlußfaflung des Bundesraths jteht in 
den Reichskanzler zu erſuchen, dafür Sorge zu tragen, nächiter Zeit zu erwarten. 
dab dem Reichstag baldthunlihit eine Geſetzesvor— 
lage gemadt werde, wodurch das Wechſelſtempel— 
iteuergefeg vom 10. Suni 1869, befonders der $. 2 
deſſelben, mit ber neueren Gefeggebung in Weber: 
einftimmung gebracht werbe, 

3. April | Petitionen der Vereinsbrauerei der Verliner Gaftwirthe und | Der Yundesrath hat die Petitionen mit Rüd- 
Genoſſen, des Vorſtandes des Oranienburger Thorbezirks- ſicht auf die wegen Revifion der Maß: und Ge: 
vereind zu Berlin, des Gentralvorftandes des beutfchen wichtsorbnung und insbefondere wegen Eichung 
Gaſtwirthsverbandes zu Berlin, betreffend die Eihung der | der Schantgefähe ſchwebenden Verhandlungen 
Bierfäſſer und Schanfmaße ıc. dem Reichsfanzler überwiefen. Im Zufam: 

Refolution: menhang mit diefen Verhandlungen ift der 
dem Bundesrath zur Kenntnißnahme und Erwägung, | Gegenſtand nod in ber Erörterung begriffen. 
und zwar in Betreff der erjten Petition inſoweit 
zur Erwägung zu überweifen, als eine einheitliche 
Beglaubigung des Rauminhalts der Biergefäße ins 
Auge gefaßt wird. 

3. April, Petition des Hauptvoritandes des preußifchen Brennereiver. | Der Bundesrath hat einen Beſchluß über dem 
waltervereins zu Laskowitz, dahin gehend: die bei der be Begenftand noch nicht gefaßt. 
vorftehenden Reform der Branntweinftenergejeßgebung in 








Gegenſtand der Beſchlüſſe des Neichstags, 


Ausfiht genommene Fabriffteuer nicht zu genehmigen, 
jondern bie Naumftener beizubehalten und folche unter An- 
bringung eines Maifchmefjers in jo präziſe Form zu bringen, 
daß jegliche Ausihreitung bezw. Webertretung unmöglich 
wird. 
Rejolution: 
dem Reichskanzler zur Kenntnißnahme zu überreichen. 
10, April. | Beichlüffe des Neichstags bei Berathung der allgemeinen 
Nehnung über den Haushalt des Deutihen Neichs für das 
Jahr 1873: 

l. die in der Weberficht der Ausgaben und Einnahmen 
des Deutſchen Reichs — Nr. 184 der Drudjadhen 
der zweiten Legislaturperiode II. Seſſion 1874 — 
nicht erfichtlich gemachten und nachträglich durch Die 
Allgemeine Rechnung über den Haushalt des Deut: 
ſchen Reichs für das Iahr 1873 — Nr. 55 ber 
Drudjachen der dritten Legislaturperiode I. Sejfion 
1877 und Nr. 12 der Druckſachen derjelben Legis- 
laturperiode 11. Seffion 1878 — nachgewieſenen 
Etatsüberjchreitungen und außeretatsmäßigen Aus: 
gaben, und zwar: 


a) nachſtehende Etatsüberfchreitungen: 
1. bei den fortbauernden Ausgaben: 
Kap.ıTit.1Nr.15 600 Thle.— Sur. - Pi. 
Kap. 3 Abſchn. I 


(Wohnungsgelds 
zuſchüſſe). .... 4 =: — ⸗ —- 
Kap.4Tit. b Nr. II 3000 — ⸗ —- 


Kap. 4 Tit.Ss Nt.4 1000 = — —- 
Kap.ß Tit. ANr.a 602 = 3 = 11 
2. bei den Ausgaben ber — 
tungen: 
Rap. 1 Fit. 6 1782 Thlr. 15 Sgr. 3 Pi. 
Rap. 1 Fit. 7 845 - DB =: 6: 
Rap. 1 Tit, 9 1491 = 26 = 1 = 
b) nachftehende Ausgaben: 
I. gegen die Etats für 1870 und rüdwärts 
als ertraordinäre Ausgabe 
7478 Thlr. 3Sgr. 8Pf. 
2. gegen den Etat 








Bemerkungen über das weiter Veranlaßte, 


Entſchließungen des Bundesraths 


und 






Der Bundesratb hat beichloffen: 


Die in der Meberficht der Ausgaben und 
Einnahmen des Deutſchen Reichs — 
Nr. 18 A der Drudjachen der zweiten 
Yegislaturperiode 11, Seffion 1874 — 
nicht erjichtli gemachten und nadträg- 
(ih dur die Allgemeine Nehnung über 
den Haushalt des Deutichen Reichs für 
das Jahr 1873 — Nr. 55 der Drud: 
ſachen der dritten Zegislaturperiode 1.S 
jion 1877 und Nr. 12 der Drudjacen 
derjelben Legislaturperiode II. Seſſion 
1878 — nachgewieſenen Etatsüberſchrei— 
tungen und außeretatsmäßigen Ausgaben, 
und zwar: 

a) nachſtehende Etatsüberjchreitungen: 


1. bei den fortbauernden Ausgaben: 


Kap. 1Tit. 1 Nr. 15 600 Thlr. — Ser. — Pi. 
Kap. 3 Abſchn. I 
(Wohnungsgelb: 
wife)... 56 — ⸗ —- 
Kap. 4Tit. 6NRr. 11 3000 = — =» — : 
Kap. 4Tit. SNr. 4 1000 = — =: — 
Kap. 6Tit. ION. 602 = 3 = 11: 
‚2. bei den Ausgaben der Einnahme: Wermwal 
tungen: 
Kap. 1 8it.6 . 1782 The. 15 Ser. 3 Vi. 


Kap. 


Kap. 


1 Tit. 7. 845 = 235 = 6: 
1 tt. 9. 1491 = 26 = 1 
b) nachſtehende Ausgaben: 


1. gegen die Etats für 1870 und rüdwärts al 
ertraordinäre Ausgabe 


7478 Thlr. 3Sgr. SM 


2. gegen den Etat 
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bes 


bes 


vom 
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für 1870 Kap. 1 
der fortdauernden 
Ausgaben . . 

3. gegen den Etat 
für 1870 Rap. 4 
der fortdbauernden 
Ausgaben. ...26985 = 17: 4: 

4. gegen ben Gtat 
für 1872 bei den 
einmaligen Aus: 
gaben der Ein: 
nahmeverwaltun⸗ 
gen Kap. 4 Tit. 5 36777 = 

5. gegen ben Etat 
für 1873 Rap. 3 
Abſchn. III der 
fortdauernden 
Ausgaben... . . 
Kap. 3 Abſchn. IV 
der fortdauernden 
Ausgaben. . . . 
Rap. 5 der Aus: 
gaben bei ben 
Einnahmever: 
waltungen . 

zu genchmigen ; 


12 Thlr. 15 Sgr. — Pf. 


2126 : 8 : 


19185 =» 1» 9 


3353 1l :6: 


. aus Veranlaffung der Revifionsbemerfungen des 


Rechnungshofs zur Allgemeinen Rechnung für 1873 
die Zahlung der im Jahre 1873 einzelnen Büreau: 
gehülfen und Kanzlifien für ihre Thätigkeit bei dem 
Deutſchen Neihstag theils neben den etatsmäßigen 
Diäten, theild über die nad dem Etat zuläffigen 
höchſten Diätenfäge hinaus bemilligten außerordent- 
lihen Remunerationen von 35 Thlr. beziehungsweise 
110 Thlr. aus den Diätenfonds Kap. 3 Abjchn. I 
zit. 2 Nr. 1 und 3, ſowie die Zahlung der im 
Iahre 1873 dem Büreaudireftor des Reichstags mit 
zweimal 200 Thlr. und dem erjten Regiitrator und 
Büreaufaffenrendanten des Reichstags mit 100 Thlr. 
und 70 Thlr. gewährten Gratififationen aus dem 
Fonds zu außerordentlichen Remunerationen und 
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für 1870 Kap. 1 


der fortbauern: 
den Ausgaben . 
3. gegen den tat 
für 1870 Kap. 4 
der  fortdauerns 
ben Ausgaben . . 
4. gegen den Etat 
für 1872 bei den 
einmaligen Aus: 
gaben der Ein- 
nahmeverwaltun: 
gen Kap. 4 Tit. 5 
5. gegen den Etat 
für 1873 ap. 3 
Abſchn. I der 
fortbauernden 
Ausgaben... . 
Kap. 3 Abſchn. IV 
der fortdauern: 
den Nusgaben . 
Kap. 5 der Aus: 
gaben bei den 
Einnahmever: 
waltungen 
u genehmigen; 

I. aus »Beranlaffung der Revifionsbemer: 
fungen des Rechnungshoſs zur Allge: 
meinen Rechnung für das Fahr 1873 
die — abweichend von den geltenden 
Etatsgrundfägen erfolgten — Zah: 
lungen 
a) der im Jahre 1873 einzelnen Bü: 

reaugehülfen und Kanzliften für ihre 
Thätigfeit bei dem Deutichen Reichs: 
tag theils neben ben etatsmäßigen 
Diäten, theils über die nach dem 
Etat zuläffigen höchſten Diätenſätze 
hinaus bewilligten außerorbentlichen 
Remunerationen von 35 Xhaler 
bezw, 110 Thaler aus den Diäten: 


12 Thlr, 15 Sgr. — Pf. 


269855 =: 17 : 4 =: 


36 777 = — 5 


2126 : 8 : bh: 


1913 =: l-. +. 2 


33853 : Il: 6: 











Schreiben 
des Entſchließungen des Bundesraths 
— 
— Gegenſtand der Beſchlüſſe des Neichstags. und 
Reichstags Bemerkungen über das weiter Veranlaßte. 
vom 
1878. 
Unterftügungen Kap. 3 Abjchn. 1 Tit. 4 des Etats fonds Kap. 3 Abſchn. I Fit. 2 Ar. | 
für 1573 zu genehmigen; und 3, fowie 


b) der im Jahre 1873 dem Bureas 
bireftor des Neichstags mit zweime! 
200 Thaler und dem erjten Re 
giftrator und Bureaufaffenrendanten 
des Reichstags mit 100 Thaler und 
70 Thaler gewährten Gratifilatione 
aus dem Fonds zu außerordentlihen 
Remunerationen und Unterjtügunge 

- Kap. 3 Abſchn. I Tit. 4 des Etat 

ausnahmsweife zu genehmigen; 

II. den Vorbehalt auszuſprechen, daß über die durch III. den Vorbehalt auszuſprechen, daß über 


den Neubau des Tienftgebäudes des Auswärtigen die durch den Neubau des Dienitgebäu: 
Amts Wilhelmftraße Ir. 61 in Berlin und durch des des Nuswärtigen Amts Wilhelm: 
den Neuban eines Befandiihaftshotels in Konſtan— ſtraße Nr. 61 in Berlin und durch ben 
tinopel verurfahten Koſten, von welchen Einzel: Neubau eines Gejandtihaftshotels in 
beträge in der Allgemeinen Rechnung für 1873 bei Konftantinopel veruriachten Koſten, von 
den einmaligen Ausgaben der laufenden Verwaltung welchen Einzelbeträge in der Allgemeinen 
für 1873 unter Ar. 1 und bei ben einmaligen Rechnung für 1873 bei den einmalige 
Ausgaben der Neitverwaltung für 1871/72 unter Ausgaben der laufenden Wermaltun: 
Nr. 1 in Iftausgabe nachgewieſen find, noch der für 1873 umter Nr. 1 und bei dm 
rehnungsmäßige Verwendungsnachweis geführt wird; einmaligen Ausgaben der Weftvermu 


tung für 1871/72 unter Nr. 1 in Qi 
ausgabe nachgewieſen find, noch de 
rehnungsmäßige Verwendungsnahme 
geführt wird; 

IV, mit dem Vorbehalte unter III die Entlaftung des IV, mit dem Borbehalte unter III dem 


Reichskanzlers in Bezug auf die Allgemeine Rechnung Reichskanzler in Bezug auf die Al: 

über den Haushalt des Deutfchen Reichs für das meine Rechnung über den Reichshau— 

Jahr 1873 auszuſprechen. halt für 1873 auf Grund des Artifels \ 
der Verfaffung die Entlaftung zu 7 
theilen. 


12. April, | NRefolutionen bei Berathung des SHaushaltsetats des Deut: 
ihen Reichs für das Etatsjahr 1878/79, ſowie des Haupt: 
etats, des Befoldungsetats für das Neichsbankdireftorium 
und der folgenden Spezialetats: 

1. für den Neichsfangler und beifen Centralbureau; 
2. für das Reichskanzleramt; 

3. für den Deutſchen Reichstag; 

4. für das Auswärtige Amt; 






Schreiben 


des 
Präfidenten 
bes 
Reichstags 
vom 






Gegenſtand der Beſchlüſſe des Reichstags. 


. für das Königlich preußiſche Reichs-Militärkontin— 


gent 2.5 


. Tür das Königlich ſächſiſche Reichs-Militärkontingent; 
. für das Königlich württembergifhe Reichs-Militär— 


fontingent; 


. für die Verwaltung der Kaiferlihen Marine; 

. für die Reichs: Juftizverwaltung; 

. für das Nechs:Eifenbahnamt; 

. für das Reichskanzleramt für Elſaß-Lothringen; 
. der Neihsihuld; 

. für den Rechnungsbof; 

. Über den allgemeinen PVenfionsfonds ; 

. Über den Reichs-Invalidenfonds; 

. der Reichs-Poſt- und Telegraphenverwaltung; 

. für die Verwaltung der Eifenbahnen; 

. ber Verwaltung der vormaligen Geheimen Ober: 


Hofbuchdruderei in Berlin; 


.des Ausgabeetats für die Kaiſerlichen Sauptzoll: 


ämter in den Hanſeſtädten. 


I. Fortdauernde Ausgaben. 


a) zu Kapitel 6 — Reichskanzleramt — 


Statiftifhes Amt. 

Den Reichskanzler aufzufordern, dahin zu wirken, 
daß baldthunlichſt der Beſchluß des Bundesraths 
vom 30. Juni 1873 — 8. 479 der Protokolle —, 
die Aufſtellung einer deutſchen Forſt— 
ſtatiſtik betreffend, zur Ausführung gelange. 


II. Ginnabme. 


b) zu Kapitel 3 — Poſt- und Telegrapben: 


Verwaltung. 
b) Fortdauernde Ausgaben. 
Titel 9. 


Den Reichskanzler zu erfuchen: 


die erforberlihen Schritte zu thun, um ohne Ver— 
legung bereits ermorbener Rechte eine Neduktion 
und endliche Aufhebung der Militärpoftämter ein: 
treten zu laflen. 









Entfchließungen des Bundesraths 
und 


Bemerkungen über das weiter Veranlafite. 





Der Bundesrath hat die Nefolution dem zu: 
ftändigen Ausſchuſſe überwiefen, deſſen Be: 
richt in der Angelegenheit noch ausſteht. 


Ueber den Gegenitand haben eingehende Erwä— 
gungen ftattgefunden; es hat aber auch bei 
diefer wiederholten Prüfung ein Bedürfniß 
zur Verminderung bezw. Aufhebung der Mi: 
litär-Poftämter nicht anerfannt werden kön— 
nen, und ift daher befchloffen worden, in der 
beftehenden Einrichtung eine Aenderung nicht 
vorzunehmen, 
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Schreiben 
bes 
Präfidenten 
des 
Reichstags 

vom 








Begenftand der Beſchlüſſe des Reichstags. 


Titel 19. 


Den Reichskanzler zu erfuchen: 


die Beitinumungen wegen der Annahnıe, Anftellung 
und Beförderung der Anwärter für den Telegraphen: 
dient in der Richtung einer Revifion unter: 
werfen zu laffen, daß diefelben mit den Beftimmuns 
gen für die Poftanmwärter in Nebereinftimmung ge: 
bracht werben. 


des Magiftrats zu Hirſchberg i. Schl., II. Nr. 18, 
des Magiftrats zu Gamen, I, Nr. 23, 


. des Revifions:Infpektors Schöller und Genoſſen 


zu Emmerich, I, Nr. 434, 


1878. 
>]. Mai. | Petitionen: 
l, 
2. 
3 
4 


20. 
21. 


. der Beamten der Kreisitabt Strasburg, Weitpr., II. 


Nr. 584, 


. der Poftbeamten der Stadt Birkenfeld, II. Nr. 645, 
. des Magiltrats zu Thorn, I, Nr. 726, 

. der ſtädtiſchen Kollegien zu Großenhain, II. Wr. 800, 
. des Magiftrats zu Soeit, Il. Nr. 905, 

. des Magiftrats zu Havelberg, 11. Nr. 1025, 

. des Magiftrats zu Kulm, II. Nr. 1107, 

. des Stabdtratbs zu Pirna, II, Ar. 1157, 

. des Magiltrats und der Stabtverordneten:Berfamm: 


lung zu Dirihau, I. Nr. 1161, 


. des Magiftrats zu Oblau, Il. Nr. 1221, 
. des Magiftrats der Stadt Tuchel, II. Nr. 1263, 
. des Königlihen Bergmeiſters Nibbentrop und 


Benofien zu Kirhen und Betzdorf, II. Nr. 1272, 


. des Magiftrats zu Bitterfeld, II. Nr. 1348, 
. des Aıntsvorjtehers u. A. m. zu Reinidendorf, I. 


Nr. 1380, 


. des Magiitrats zu Genthin, II. Nr. 1392, 
. der ausjchließlich an der landwirthſchaftlichen Aka: 


demie zu Poppelsborf bei Bonn angeftellten Lehrer, 
Profeffor Dr. Morig Freytag und Genoſſen, II. 
Nr. 1393, 

des Magiltrats zu Belgard, II, Nr, 1394, 

des Magiftrats zu Anklam, II, Nr. 1395, 


Die 


Entfchliegungen des Bundesraths 
und 


Bemerkungen über das weiter Beranlaßte. 


Die Berathungen über den Entwurf der Vor: 


fchriften im Betreff der Beſezung der Sub: 
altern: und Unterbeamtenftellen bei den Reichs: 
und Staatsbehörden durh Militäranmwärter 
find noch nicht zu Ende geführt, und es hat 
deshalb eine NRevifion der Beftimmungen we: 
gen der Annahme, Anftelung und Beförbe 
rung der Anwärter für ben Telegraphen— 
dienft bis jeßt nicht vorgenommen werben 
fönnen, 

nebenftehenb aufgeführten, zufolge Be: 
ichluffes des Bundesraths vom 1. Juni 1878 
dem Reichskanzler-Amt überwieſenen Pe 
titionen find ben betheiligten Bundesregie: 
rungen behufs Prüfung übermittelt worden. 
Sobald die bezüglihen Erörterungen abge: 
ichloffen fein werben, wird hinſichtlich der 
für begründet zu erachtenden Anträge auf 
Verjegung einzelner Orte in höhere Servis: 
klaſſen die Entiheidung des Yundesraths 
eingeholt werben. 


— 
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25. 





Gegenſtand der Beſchlüſſe des Reichstags. 


22. des Magiſtrats zu Burg, I, Nr. 1407, 
. des Magiftrats zu Hattingen, II. Wr. 1415, 
. des Bürgermeifters der Stabt Montjoie, Regierungs: 


bezirt Aachen, II. Nr. 1421, 
des Gemeinderaths zu Gohlis bei Xeipzig, I. 
Nr. 1425, 


. des Königlihen Landraths Rohde und Genojjen 


zu Kirchhain, I. Nr. 1427, 


27. des Magiftrats zu Elbing, II. Nr. 1428, 
28. des Ober-Bürgermeifters Rudolph zu Marburg, 


il. Nr. 1430, 


9. des Magiftrats und der Stadtverorbnneten:Berfammt: 


fung zu Liſſa i. P., II. Nr. 1433, 


30. des Vorjtandes des Beamtenvereins zu Itzehoe, II. 


Nr. 1439, 


. des Eifenbahnfefretärs Lambert und Genofien zu 


Altena, Negierungsbezirt Arnsberg, II. Nr. 1440, 


. des Magiitrats zu Zeig, II. Nr. 1443, 

3. des Magiſtrats zu Pr. Stargardt, II. Nr. 1448, 
. des Magiltrats zu Küſtrin, I. Nr. 1449, 

. des Magiltrats zu Weißenfels, I. Nr. 1450, 

;. des Poftverwalters Schlett zu Weitmar bei Bochum, 


Il, Nr. 1451, 


. des Magiftrats zu Gnejen, Il. Nr. 1452, 
. des Bürgermeilters und Raths zu Friglar, 11. 


Nr. 1453, 


39. des Kreisgerichts-Direktors Bangen und Genoſſen 


zu Lüdinghaufen, II. Nr. 1455, 


. des Königlichen Kreis: Schul:Infpeltorse Dorn und 


Genoſſen zu Neurode, II. Nr. 1456, 


. des Bürgermeijters Müller zu St. Wendel, I. 


Nr. 1457, 


. des Magiftrats zu Meme, 1. Nr. 1458, 

. des Magiftrats zu Fürftenwalde, I. Nr. 1477, 

. des Magiitrats zu Sprottau II, Nr. 1478, 

. des Kreis » Steuereinnehmers Beer und Genofjen 


dafelbft, I. Nr. 1479, 


. des Bürgermeifters Schaub zu Wattenſcheid i. Weit. 


I. Ar. 1481, 


. des Ober: Amtörichters Giershauſen und Genoffen 


zu Höchſt am Main, I. Nr. 1480, 





Entſchließungen des Bundesraths 
und 


Bemerkungen über das weiter Beranlaßte. 
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Schreiben 


* Entföliefungen des Vundedrathe 
— Gegenſtand der Beſchlüſſe des Reichstags. und 
— Bemerkungen über das weiter Veranlaßte. 


vom 


— um Verſetzung der betreffenden Städte in 
eine höhere Servisklaſſe 
Nejolution: 
dem Neichsfanzler zur Erwägung und event. Berüd: 
fihtigung auf dem im $. 19 des Geſetzes vom 
25. Juni 1868 bezeichneten Wege zu übermeifen. 


1877. 2. Aus der Sejfion des Jahres 1877. 

3. Mai. | Petitionen des Magiftrats und der Handelskammer der Stadt 
Poien und der Direktion der Polen = Kreuzburger Eifen: 
bahngejelihaft dahin gehend, zu veranlaffen, daß in 
Pojen eine für Güter und Fußgängerverfehr genügende 
neue Feſtungsthorpaſſage in der ungefähren Verlängerung 
der kleinen Ritterſtraße auf Reichskoſten des baldigiten 
hergeitellt werde. 

Refolution: 
dem Neichsfanzler zur Prüfung und eventuellen Be: 
rüdjihtigung zu überweifen, 


Die Ermittelungen über die in den Petitionen 
geihilderten örtlichen Verhältniſſe find nod 
nicht beendet. 


3. Aus der Seffion des Jahres 1876. 
1876, Petitionen: 
11. Dezbr. des Kaufmanns Karl Rößler und Genoſſen zu Anklam, 
des Kaufmanns Wilhelm Kahlow und Genoffen zu 
Straljund, 
des Kaufmanns Philipp Jacob und Genofjen zu Kabes, 
der Kaufleute Gebr. Hirfchieldt und Genoſſen zu Pyrig. 
des Kaufmanns Philipp Michaelis und Genoffen zu 


Kammin, 

des Kaufmanns Whilipp Kahler und Genofjen zu 
Goslar, 

der Kaufleute Reinberger u. Eurtius und Genoffen 
zu Tilſſit, 

der Kaufleute Gebr. Weidemann und Genoffen zu 
Stavenhagen, 

der Kaufleute E. Samuel u. Co. und Genofien zu 
Teterow, 

des Kaufmanns C. F. Marwitz und Genoſſen zu 
Havelberg, 

des Kauſmanns Auguſt Hake und Genoſſen zu Hildes— 
heim, 


des Kaufmanns F. N. Engel und Genoſſen zu Fried: 
land i, M., 


15 AM 17. 












Schreiben 
* Enlſchließungen des Bundesraths 
— Gegenſtand der Beſchlüſſe des Reichstags. und 
Reichstags 


vom 


Bemerkungen über das weiter Veranlafte. 





1876. 
des Kaufmanns David Leffer zu Lippehne und Ge: 
noffen zu Soldin, Schönfließ u. a. O., 
des Kaufmanns Seinrih Helletag und @enoilen» zu 
Zellerfeld und Klausthal, 
des Kaufmanns Levin und Genojjen zu Stolp i. P., 
des Kaufmanns Bayer und Genoſſen zu Wolgaft, 
des Kaufmanns Karl Krüger und Genoffen zu Lübz, 
des Kaufmanns Lonis Thiele und Genoſſen zu Schö— 
ningen, 
des Kaufmanns G. F. Savemann und Genofien zu 
Waren, 
der ftäbtiichen Kollegien der Stadt Hameln, und 
des Kaufmanns Lonis Sommer und Benofen zu Wol- 
fenbüttel, 
um Abänderung der Gewerbeordnung in Bezug auf die 
Wanderlager und Waarenauftionen. 

NRefolution: Eine Zufammenitellung der Ergebniffe der über 
dem Reichskanzler mit dem Erfuchen um Anstellung die Wanderlager und Waarcnauftionen ans 
von GErörterungen darüber, ob und inwieweit den geftellten Erhebungen ift dem Reichstag unter 
behaupteten Mißſtänden bei Nevifion der Gewerbe: dem 30, April 1878 (Nr. 186- der Drud: 
orbnung oder font wie im Wege der Gefeßgebung fachen) vorgelegt worden. 
zu begegnen fei, zu übermeifen. Die Beſchlußfaſſung des Bundesraths in Der 

Aırgelegenheit fteht bevor. 
16. Dezbr. | Beihluß des Reichstags vom 16. Dezember 1876: Die Verhandlungen über die Ausführung des 


den Reichskanzler zu erfuchen, dem Reichstag bald: Beichluffes find noch nicht zum Abſchluß 

thunlichit einen Geſetzentwurf vorlegen zu laſſen, gelangt. 

welcher die SHerftellung und Unterhaltung der Sec: 

ichifffahrtszeihen an den Hüften, auf den Küſten— 

gewäflern und Flußrevieren, ſoweit diefelben von 

Seeſchiffen befahren werden, der einheitlichen Rege— 

lung durch das Reich unteritellt. 

21. Dezbr. | Refolutionen bei der Berathung der Juftisgefege: 
I. Bei Berathung der Strafprozeßordnung und des 

Einführungsgeleges zu berfelben: 

1, den Reichskanzler aufjufordern, mit thunlichiter | Zu 1. 1. Die Lage hat fich ſeit dem vorigen 
Beſchleunigung dem Neichstag den Entwurf einer Jahre nicht verändert 
Militär-Strafprozekordnung vorzulegen, in welcher 
das Militär-Strafverfahren mit den mefentlichen 
Formen des ordentlichen Strafprozeiies umgeben 
wird; 

2, den Reichskanzler aufzufordern, dem Neichötag mit | Zu 1. 2. Die Erörterung der durch den auf: 
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Schreiben 
bes 
Bräfidenten 
des 
Reichstags 
vom 


Begenftand der Beichlüffe des Reichstags. 


thunlichfter Beſchleunigung einen Gefegentwurf 
vorzulegen, durch welchen unter Feſthaltung der 
im Strafgefeßbuche über die Freiheitsitrafen ent: 
haltenen Beftimmungen bie Vollftredung ber Frei— 
heitsftrafen in Anfehung der Gefängnikeinrichtung, 
ber Verpflegung, Beihäftigung und Behandlung 
ber Sträflinge gefeglich gleichmäßig für das Deutjche 
Reich geregelt wird. 

I. Bei Berathung der Konkursordnung und des Ein: 

führungsgejeges zu derſelben: 

den NReichsfanzler zu erſuchen, womöglid noch vor 
dem Inkrafttreten der Konkursordnung die ein: 
beitliche Regelung des in $. 17 des Entwurfs des 
Einführungsgefeges behandelten Begenftandes im 
Wege der Neichsgefeßgebung herbeizuführen. 


4. Aus der Seſſion des Jahres 1875. 
Nejolution bei Berathung des Geſetzes, betreffend die Be— 
feitigung von Anftefungsitoffen bei Viehbeförderungen auf 
Eifenbahnen: 
1. zu erflären: 
die Reinigung der Viehtransportwagen auf ben 
Eifenbahnen genügt nicht allein, um die von Jahr 
zu Zahr über Deutihland fih mehr verbreitenden 
Biehſeuchen zu unterdrüden. Der Bunbesrath ift 
deshalb zu erfuchen: 
a) den Entwurf eine Viehſeuchengeſetzes für 
den Umfang des Deutichen Neichs recht 
bald vorzulegen, und 


1875. 
19. Novbr. 


b) eine nachhaltige Viehſeuchenſtatiſtik für das— 
jelbe aufitellen zu laſſen. 





Entſchließungen des Bunbesraths 
und 
Bemerkungen über bas weiter Veranlaßte 


geftellten Gefegentwurf angeregten finanziellen 
Fragen ift noch nicht zu einem Abſchluſſe ge: 
diehen. 


Zu U. Es iſt ein Geſetzentwurf, betreffend das 
Fauftpfandred;t für Pfandbriefe und ähnliche 
Schuldverjchreibungen, jowie ein Geſetzentwurf, 
betreffend das Pfandrecht an Eifenbahnen 
und die Zmwangsvollitredung in biefelben 
aufgeitelt und dem Bundesrath zur Beichluf- 
faffung vorgelegt. 


Zu a. Die gutachtlihen Aeußerungen der 
Bundesregierungen zu dem aufgeftellten vor: 
läufigen Entwurfe eines Gejeges, betreffend 
die Abwehr und Unterbrüdung von Vieh— 
feuchen, liegen fait fämmtlic vor. Die weitere 
Vorbereitung der Angelegenheit auf der Grund: 

. lage diefer Gutachten für die Beſchlußnahme 
des Bundesraths it im Werke. Ob es mög: 
lich jein wird, den Entwurf in der gegen: 
wärtigen Seifion bein Reichstag zur Beſchluß— 
nahme vorzulegen, läßt ſich noch nicht mit 
Sicherheit überfehen. 

Zu b. Mit der Aufitellung einer Viehjfeuchen- 
ftatiftit für das Reich fol vorgegangen werben, 
ſobald ein Geſetz über die Abwehr und Unter: 
drüdung von Viehſeuchen erlaffen fein wird. 
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Schreiben 
des 


SPräfidenten 


des 


Reichstags 


vom 


1874. 


19. Dezbr. 


1875. 









Begenjtand der Beſchlüſſe des Reichstags. 


5. Aus der Sejjion Il des Zahres 1874. 
Nejolution bei Berathung des Landesbaushaltsetats für Eliafi- 
Lothringen auf das Jahr 1875: 
A. Zum SHauptetat. 
1. Fortdauernde Ausgaben. 
A, Betriebsverwaltungen. 
Kap. 3. Verwaltung der Zölle, indireften Steuern und des 
Enregiitrements. 
Den Reichskanzler zu erfuchen, in der geeigneten Weile, 
nöthigenfall® unter Abänderung des Artikels 38 
Nr. 3a der Verfaffung eine anderweite Regelung 
der Beſtimmungen in Betreff der den Einzelitaaten 
zu vergütenden Zollerbebungs: und Verwaltungs: 
koſten herbeizuführen. 


29, Zannar,| Relolution bei Berathung des Geſetzes über den Landſturm: 


1873. 
24. Juni. 


den Reichskanzler aufzufordern, dem Reichstag in 
der nächſten Eeffion einen Gefegentwurf vorzulegen, 
betreffend die Unterftügung der Familien der zum 
Dienit einberufenen Rejerve:, Landwehr: und Yand: 
ſturmmannſchaften. 


6. Aus der Seſſion des Jahres 1873. 
Nefolution zu dem Gejegentwurf, betreffend dem mach dem 
Befepe vom 8. Juli 1872 einftweilen affervirten Theil der 

franzöfifchen Kriegskoſtenentſchädigung: 
den Neichskanzler aufzufordern, Ermittelungen ein: 
treten zu lafjen, einerjeits darüber, ob und welche 
Summe Bayern, Württemberg, Baden und Südheljen 
dadurch entgeht, daß Anſchaffung über das nadı 
den früheren Normen des Norddeutſchen Bundes 
gebotene Retabliffement hinaus zu bewirken find und 
der entfprechende Mehraufwand nicht auf die Kriegs: 
entſchädigung angewiefen, andererfeits darüber, ob 
und wie weit event. jolde Benachtheiligungen durch 
befondere Berüdfihtigungen fompenfirt werben, welche 
den genannten Staaten anderweitig bei Vertheilung 
der Kriegsentfhädigung und den damit zufanmen: 
hängenden finanziellen Auseinanderjegungen zu Theil 
geworden find. 





Entſchließungen des Bundesraths 
und 


Bemerkungen über das weiter Veranlaßte. 






Die erforderlichen ftatiftifchen Ermittelungen find 
abgeſchloſſen und liegen dem Bundesrath vor, 
welcher einen Beſchluß über den Gegenftand 
noch nicht gefaßt bat. 


Die Vorberathungen über den aufgeftellten Ent- 
wur; jind noch nicht abgeichloffen. 


Eine Beſchlußfaſſung des Bundesraths hat noch 
nicht ſtattgefunden. 


N 18. 


Deutjcher Neichätag. 
4. Legislatur:Periode, 
Il. Seffion 1879. 


Berlin, den 12. Februar 1879. 


In Gemäßheit des Artikels 72 der Berfaffung beehrt ſich der Unterzeichnete 
beifolgend die bereits unterm 2. März 1878 (Nr. 56 der ReichstagsDruck⸗ 
ſachen 3. Legislatur- Periode II. Seffion 1878) vorgelegte 
Allgemeine Rechnung über den Haushalt des Deutichen Reichs für 
das Jahr 1874 nebit den dazu gehörigen Spezialrehnungen, 
einem Borberichte und den Bemerkungen des Nechnungshofes 
dem Reihstage behufs der Entlaftung ganz ergebenft wieder vorzulegen. 


Der Neichsfanzler. 


In Vertretung: 


Hofmann. 


An den Reichstag. 


e 


19. 


Deutſcher Reichätag. 
4. Legislatur:- Periode, 
Il. Seffion 1879. 


Berlin, den 15. Februar 1879. 


Der Königlih Preußiſche Herr Juftizminifter hat mitteld des anliegenden 
Schreibens vom 14. d. Mts. mir den ebenfalls beigefügten Bericht des König- 
lihen Staatsanmwalts bei dem hiefigen Könialihen Stabdtgeriht vom 13. d. Mts. 
zugehen laffen, in welchem die Einholung der Genehmigung des Reichstags zur 
ftrafrechtlichen Werfolgung und zur Verhaftung des Neichstagsabgeordneten 
Fritzſche wegen Zumiderhandelns gegen $. 28 des Gefeges, gegen die gemein: 
gefährlichen Beitrebungen der Sozialdemokratie, vom 21. Oktober 1878 (R.G.«Bl. 
E. 351), in Antrag gebradht wird. Em. Hochwohlgeboren beehre ich mich ganz 
ergebenit zu erſuchen, eine Beſchlußfaſſung des Reichstags darüber gefälligit 
berbeiführen zu wollen, 


Der Stellvertreter des Neichsfanzlere. 
Dtto Graf zu Stolberg. 


An 
den Präfidenten des Reichstags 
Herrn von Fordenbed 
Sochwohlgeboren. 


IuftizMinifterium. 
Berlin, den 14. Februar 1879. 
_ Eurer Durchlaucht beehre id mich, den beifolgenden Antrag des Staatsanwalts 
beim biefigen Stabtgeriht vom 13. d. Mts,, 
betreffend die Einholung der Genehmigung des Neichstages zur 
ftrafrechtlichen Verfolgung und zur Verhaftung des Reichstags-— 
abgeordneten Gigarrenarbeiters Fritzſche, 
nebſt zwei Anlagen mit dem Anheimſtellen geneigter weiterer Veranlaſſung ganz 
ergebenſt zu überſenden. 
Leonhardt. 
An 
den Herrn Reichskanzler 
Fürſten von Bismarck 
Durchlaucht. 


Berlin, den 13. Februar 1879. 


Der Staatsanwalt am Königlichen Stadtgericht beantragt die Ein— 

holung der Genehmigung des Deutſchen Reichstages zur ſtrafrechtlichen 

Verfolgung und zur Verhaftung des Reichstagsabgeordneten Cigarren— 
arbeiterd Wilhelm Fritzſche von bier. 





A Wi fi aus dem amliegend beigefügten Schreiben des Königlichen Polizei: 
Präfidiums hierjelbit vom 12. d. Mts. und deſſen Anlagen ergiebt, ift dem 
Eigarrenarbeiter Sriedrih Wilhelm Fritzſche von bier auf Grund der nad 
$. 28 des Neichsgejeßes über die gemeingefährlichen Beftrebungen ver Sozial: 
demofratie vom 21. Dftober v. I. mit Genehmigung des Bundesrathes von 
dem Königlichen Staatsminifterium für die Stadt Berlin und mehrere angren- 
zende Bezirke unter dem 28. November v. I. erlaffenen Anordnungen durch 
Verfügung des Königlichen Polizei-Präſidiums hierſelbſt vom 29. defjelben 
Monats der Aufenthalt in Berlin und in jenen Bezirken verfagt und ift dieje 
Verfügung dem Genannten an demjelben Tage zugeitellt worden. Derfelbe ift 
Mitglied des Deutichen Neichstages und am 12. d, Mts., dem Tage der Eröff- 
nung des leßteren, hierher zurüdgelfehrt, ohne daß die NAufenthaltsverfagung 
zurüdgenommen worden wäre. Hierdurch hat er gegen die Strafvorichrift des 
$. 28 eit. veritoßen. Seine Eigenichaft als Mitglied des Neichstages und deſſen 
Eröffnung scheinen nicht geeignet, ihn gegen die Anorbnung diejer Vor: 
ichrift zu ichüten, da der Paragraph, welcher unter Nr. 1 in der Beltimmung 
über Verfammlungen zu Guniten der zum Zweck einer ausgeichriebenen Wahl 
zum Neichstag oder zur Landesvertretung berufenen Berfammlungen eine 
Ausnahme macht, unter Nr. 3 bezüglich der auszumweifenden Perjonen 
feinerlei Ausnahmen jtatuirt, der Richter aber nicht unterjcheiden 
darf, wo das Geſetz micht unterfcheidet. Die Kaiſerliche Einberufungs- 
Ordre jchließt die Aufhebung oder Suspendirung der auf ®rund der beitehenden 
Geſetze gegen Mitglieder des Reichstages verhängten, fie an der Ausübung ihrer 
Funktion bindernden Maßnahmen nicht in fih. Ebenjowenig läßt ſich ſonſt 
aus der Reichs-Verfaffung gegenüber der Haren Beitimmung des au. Geſetzes 
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als eines Reihe: Spezialgejees eine Ausnahme zu Gunften der Reichstags: 
mitglieder herleiten, — mie dies auch bereits im Neichstage bei der zweiten 
Berathung des Gejeges von dem Seren Abgeordneten Windthorjt-Meppen ber: 
vorgehoben und anerfannt worben ift, ohne daß jeine Ausführung im Saufe 
damals ober bei ber britten VBerathung zum Gegenftande einer Erörterung ge 
macht, insbefondere von dem Herrn Berichterftatter der Kommiffion irgendwie 
beanftandet worden wäre, obgleich Legterer auf die von Ebendemfelben zu dem 
qu. Paragraphen jonft gemachten Ausftellungen näher einging. 

(ef, Stenographiihen Bericht über die 14. Sitzung des Neichstages 

vom 16. Dftober v. 3. Seite 315 bis 317.) — 

Da das in Frage ftehende Vergehen fich als ein fortgeiegtes, d. i. als ein 
ſolches barjtellt, welches in einer fortgefegten ftrafbaren Thätigkeit beiteht, jo 
erjheint es für die zur Strafverfolgung berufene Behörde, in deren Bezirk und 
unter deren Augen das Vergehen fortgejegt verübt wird, als an: 
gezeigt, daſelbe alsbald der richterlihen Kognition zu unterbreiten und, 
falls der genannte Abgeoronete in der Strafthat auch fernerhin noch verharrt, 
zugleich feine Verhaftung zu beantragen, — zu biejem Behuf aber in Bemäßbeit 
des Artikels 31 Alin. 1 der Reichsverfaffung: 

„Die Einholung der Genehmigung des Neichstages zur ſtrafrecht— 
lien Verfolgung und zur Verhaftung des Neichstagsabgeordneten 
Frigiche”, 


in Antrag zu bringen.” 


Der Staatsanwalt am Königlihen Stadtgericht. 
Teſſendorff. 


Berlin, den 12. Februar 1879. 


Dem Reichstags⸗Abgeordneten, Cigarrenarbeiter Friedrich Wilhelm Fritzſche, 
am 27. März 1825 zu Leipzig geboren, find Ausfertigungen der beiden in be 
glaubigten Abjchriften bier beigefügten Verfügungen vom 29. November 1878 
laut bei den biefigen Akten befindlichen Behändigungs-Sceins an demfelben 
Tage infinuirt worden. 

Nachdem derjelbe am heutigen Tage Mittags 12 Uhr 33 Minuten von 
dem Polizeimachtmeifter Rohlfing Nr. 45 innerhalb des Bezirks der Stadt 
Berlin, und zwar auf dem Anhalter Bahnhof betroffen worden ift, wird Euer 
Hochwohlgeboren die Strafverfolgung nach $. 28 des Neichsgejeges vom 21. Of: 
tober 1878 ganz ergebenit anheimgeitellt. 


Königliches Polizei-Präſidium. 
von Madai, 


An 
den Königlihen Staatsanwalt 
Serrn Tefjendorff 
Hochwohlgeboren. 
hier. 


Copia vidimata. 
Berlin, den 29. November 1878. 

= Unter Zuftellung der beiliegenden Verfügung vom heutigen Tage eröffnet das 
Polizei-Präfidium Euer Wohlgeboren, daß mit deren zwangsweiler Durchführung 
unnachfichtlich vorgegangen werden wird, fofern Sie nicht innerhalb 4 Tagen, 
von Behändigung dieſer Verfügung an gerechnet, den die Stadt Berlin, die 
Stabtkreife Potsdam und Charlottenburg, ſowie die Kreiſe Teltow, Nieder: 
Barnim und Dft-Havelland umfaffenden Bezirk verlaffen haben werden. 

Zugleih werden Sie darauf hingewiejen, dab Zumiderhandlungen gegen 
die erlaffene Verfügung mit Gelditrafe bis zu Eintaufend Mark oder mit Haft 
oder mit Gefängniß bis zu 6 Monaten beitraft werden. 


Königliches Polizei-Präjidium. 
ge. von Madai. 


Pro vera copia 


(L. 8.) Asroft, 


Rüream-Aififtent. 


An 
den Gigarrenarbeiter Herrn Friedrich Wilhelm Frische, 
Wohlgeboren 
bier, 


Michaelkirchſtr. 19. 


Copia vidimata. | 
Verfügung 


Berlin, den 29. November 1878. 


Auf Grund der nad $. 28. des Reichsgeſetzes gegen die gemeingefährlichen Be— 
ftrebungen der Sozialdemokratie vom 21. Oktober 1878 mit Genehmigung bes 
Bundesraths von dem Königlichen Staats:Minifterium für den die Stadt Berlin, 
die Stadtkreiſe Potsdam und Charlottenburg, ſowie die Kreife Teltow, Nieder: 
Barnim und OſtHavelland umfaffenden Bezirk unter dem 28. November 1878 
getroffenen Anordnung wird bem 
Michaelkirchſtraße Nr. 19 
bierjelbft wohnhaften Zigarrenarbeiter Friedrih Wilhelm Fritzſche, 

als einer Perſon, von welcher eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit oder 
Ordnung zu beforgen ift, der Aufenthalt innerhalb des ganzen vorerwähnten 
Bezirks, von der unterzeichneten Landespolizeibehörde hierdurch verfagt. 


Königlihes Polizei» Präfidium. 
94. von Madai. 


Pro vera copia, 


(L. 8.) Asrott, 
Buream-Affiftent. 


N 20, 


Deutſcher Reichstag. 
4. Legislatur-Periode. 
Il. Seſſion 1879. 


Berlin, den 15. Februar 1879. 


Ew. Hochwohlgeboren beehre ich mich beifolgend die Siebente Denkſchrift über 
die Ausführung der Münzgeſetzgebung mit dem Erſuchen ganz ergebenſt zu 
überſenden, dieſelbe gefälligſt zur Kenntniß des Reichstags bringen zu wollen. 


Der Reichskanzler. 
In Vertretung: 


Hofmann. 


An 
den Präſidenten des Deutſchen Reichstags 
Herrn Dr. von Forckenbeck 
Hochwohlgeboren. 


Siebente Denkldrift 


über 


die Ausführung der Münzgeſetzgebung. 


Die Ausführung der Münzgeſetze iſt feit Vorlegung der Sechſten Denkſchrift 
(Druchſachen des Neihstags von 1878 Nr. 15) nicht unerheblich vorgefchritten. 
Zunächſt find auf Anordnung des Bundesraths: 


1. die Einjechstelthalerftüde deutihen Bepräges; 
2. die Yige, Ne und Y/geThalerftüde landgräflich heſſiſchen und fur: 


heſſiſchen Gepräges; 
3. die auf Grund der Zehntheilung des Grojchens geprägten Zwei— 


pfennigftüde und die auf Grund der Zehn: oder Zwölftheilung 
des Grofchens geprägten Einpfennigftüde (Y/z:, "os und Yıg 
Groſchenſtücke); 

4. die nach dem Markſyſtem ausgeprägten Fünf-, Zwei- und Ein: 
pfennigftüde medlenburgifhen Gepräges, 


mit dem 1. März 1878 außer Kurs geiegt und in der Zeit vom I. März 
bis 1. Juni 1878 eingelöft worden. (VBgl. Befanntmahung vom 22. Februar 
1878 — Reichs-Geſetzblatt S. 3 —). 

Die Umwandlung des Münzumlaufs it dadurch infofern dem Abſchluſſe 
erheblich näher gebracht, als von den alten Landesmünzen gegenwärtig nur 
noch Einthalerftüde, deren Einziehung in der abgelaufenen Berichtsperiode 
ebenfalls bedeutend gefördert wurde, im Umlauf find. 

Wie die ald Anlage 1 beigefügte Ueberſicht ergiebt, find in dem Kalender: 
jahr 1878 zur Einziehung gelangt: 


1. an Einthalerftüden - » > > 2 75 559 188,00 cH 
2. an Einjehstelthalerflüden . -. . » 31553 877,5 ⸗ 
3. an fonftigen Kurantmünzen der Thalerwährung 2066, = 
4. an Silberfcheidemüngen der Thalerwährung . Ti, : 
5. an Aupfermüngen . . . en 239 742,47 = 


Nahdem die Einziehung aller —— mit Ausnahme der Ein— 
thalerſtücke nunmehr definitiv zum Abſchluß gelangt iſt, wird es von Intereſſe 
ſein, das bisherige Geſammtergebniß der Einziehung von Landesmünzen mit 
der Ausprägung an Reichsmünzen in Vergleich zu ſtellen. In ber zu dieſem 
Zweck umſtehend aufgeftellten Ueberſicht: 


Münzeinziebung. 


_ Anlage 





Eingezogen find für Reihsrechnung : 


Ausgeprägt find für Reichs: bezw. Privatrechnung: 
Reiche: Andere | 5” 





Mithin find gegenüber der Ein: 
ziehung ausgeprägt 


Landesgold⸗ Andere 






















münzen Landesmünzen zufammen goldmünzen | Reihsmüngen zujemmen ware Rn 
N. «M. M. M. N. AM. M. M. 
Reihöfilber: 
münzen (mit 
Grobe Ausihluß des 
A. Silbermünzen.!) Zwanzig⸗ 
pfennigſtückes) 
Bis Ende 1873 21 813 632,66 59 779 187,70 81 592 820,45] 1 015 837 020] 1 167 733 1 017 004 753 935 411 932,04 — 
Im Jahre 1874 69 134 848,95 83479 596,5| 152614 444,45] 93 507 380] 37 532 154 131 039 534 — 21574 910,36 
⸗ s 1875 — 194 162 793,0:| 194 162 793,02] 166 420 850/105 347 086 271 767 936 77 605 142,95 — 
: 1876 — 226 262 052,36] 226 262 052,36| 159 424 2801194 696 327,200 354 120 607,50] 127 858 555,14 — 
⸗ = 1877 — 302 874 667,72] 302 874 667,72| 112539 475) 46 082 866,50) 158 622 341, — 144 252 326,33 
⸗ = 1878 — 107 120 481,75| 107 120 481,75] 124970 0801 6565 179 |?) 131535 259 24 414 777,25 — 















Summe A, | 90948 481,4] 973 678 779,03] 1064 627 260,07] 1 672 699 085[391 391 346 | 2064090 431 | 1 165 290 408,11|165 827 237,95 









Stleinere Silber: Zwanzig: 999 463 170,0| 
und Stupfer pieunigitüde, 
B münzen. ®) ſowie Nidel- u. 
z Stupfermünzen. 
Bis Ende 1873 — — — — 1519 482,» 1519 482,30 1519 482, — 
Im Jahre 1874 — 5 713 310, 5 713 310, _ 17 540 392,5 17 540 392,6 11 827 081,6 — 
⸗ 1875 — 25 295 513,4 25 295 513,6; 27 967 112,0: 27 967 112,51 2671598, — 
5 5 1876 — 51437 976,4 51437 976 ,;« — 33 099 541,4 33 099 541,9; _ 18 338 434,5; 
⸗ ⸗ 1877 — 199 321,7 199 321,;ı — 347 668,4 347 668,40 148 346,9 — 
* * 1878 — 234 468,35 234 468,94 — ab BLEI 4) ab 204 ,s0 — 234 672,38 
























82 880 591 82 880 501 _ Ss0 473 992 92 80 473 992,gal 16 166 509,x: 


— — — — 


18 573 107, 
2 406 598 ,0x 











1 064 627 260,07] 1 672 699 0851391 391 
1 147 507 851,0: 1 672 699 085|471 865 


346 | 2.064 090 431 1 165 290 408, 165 827 237, 
338,92] 2 144 564 423,92] 1 181 456 917,|184 400 344,77 


997 056 572,5] 


Dazu ⸗ 90 948 481,04 


90 948 481,04 











Guldenwährung bis zum 15 Kreuzerſtück einichliehlich abwärts; die Münzen der medlenburgiichen, hamburgiſchen und lübifchen Währung bis zum 8 Scillinajtüd einhliehlich abwärts. 
*) Die wieder eingezogenen Münzen find mit 162 334 .4 in Abzug gebradıt. 
) Hierunter find begriffen die zu A nicht enwäbnten Silbermünzen und die Kupfermünzen. 
4) Betrag der wicher eingezogenen Zwanzigpfennigititde. 
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find den Kurantmünzen der Landeswährungen bis zum Ys Thalerftüde bezw. 
15 Kreuzerftüde abwärts die Reichsgold- und die Reihsfilbermünzen bis zum 
50 Pfennigftüd abwärts, den Heinen Silber: und den Rupfermünzen der Landes: 
währungen dagegen die 20 Pfennigftüde ſowie die Reichsnickel- und Kupfer: 
münzen gegenübergeftellt, indem davon ausgegangen ift, daß in dem Kleinen 
Verkehr die Reihsmünzen vom 20 Piennigftüd abwärts au die Stelle der 
früheren Scheidemünzen getreten find. 


Hierbei ftellt fih heraus, daß an Reichsmünzen, welche an die Stelle ber 
früheren Scheidemünzen getreten find, 2 406 598 „X. weniger ausgeprägt, als 
an früheren Scheibemünzen eingezogen wurden, wogegen von ben gröberen 
Münzforten einichließlih der Goldmünzen der Betrag der Ausprägungen den: 
jenigen der Einziehungen um 999 463 170 .#. überfteigt. 


Der Einziehung von Landesgoldinünzen in Höhe von 90948 481 .# 
fteht eine Ausprägung an Reihsgoldmünzen von 1672699 085 .M. und ber 
Einziehung der groben Landesfilbermünzen in Höhe von 973 678 779 M eine 
Ausprägung von Neichsfilbermünzen bis zum 50 Pfennigftüd abwärts von 
391391 346 .#. gegenüber. 

Es find aljo dem Verkehr meientlih größere Summen an Reichsgold— 
münzen zugeführt worden, als ihm an Bold: und groben Silbermünzen ber 
Landeswährungen entzogen wurden. 


Was die Einziehung der Einthalerftücde betrifft, fo werben die in ben 
Jahren 1750 bis einfchließlih 1822 ausgeprägten von den Neichskaffen und 
von den Landesfaffen der Staaten ber vormaligen Thalerwährung bereits jeit 
1873, von den Landesfaflen ber jübbeutihen Staaten feit Mitte 1878 regel: 
mäßig eingezogen und den Sceibeanftalten zur Affinirung zugeführt, während 
die nad) 1822 geprägten noch nicht regelmäßig, ſondern nur, je nachdem fich 
Bedarf für das Affinirungs: und Einſchmelzungsgeſchäft ergiebt, mittelit Ent: 
nahme aus ben Beſtänden der Neichsbank eingezogen werben. 


Rüdfihtlih der erftgenannten Sorten bietet fi daher in der Abnahme 
bes jährlichen Zufluffes ein Kennzeichen für die fortichreitende Berminderung 
des im Verkehr noch vorhandenen Vorrathes. Bon diefem Gefihtspunfte wird 
die nachfolgende Ueberſicht über die Einziehung der einzelnen Sorten von Ein: 
thalerftüden unter Bergleihung mit den von benfelben ausgeprägten Mengen 
befonderes Intereſſe bieten. 


I. Ausgeprägt 


6 





Einthalerftüde aus ben Zahren von 











— — — — | Zufammen 
1750 bis 1816 1817/22 1823/56 von 1857 ab 
Thlr. Thlr. Thlr. Thlr. Thlr. 
T. | Ausgeprägt find . 64 380 936 | 24 261 735 | 91031 741 | 215 863 120 | 395 537 552 
Il. | Eingezogen find: 
a) von den Landesregierumgen . | 27 788 956 — — 2538 | 27791 40 
| Summa a. für fid. 
b) für Reichsrechnung: 
bis Ende 1873 . . 5 652 999 3 623 511 — — 9 276 510 
im Zahre 1874 . 6319 170 5 147 970 40 000 — 11507 140 
⸗ 1875 . 2 000 202 2580 580 566 677 3 000 6 050 4.0 
1876 . 2582 123 2373 496 11 250 277 25 958 886 42 164 78% 
⸗ 1877 . 1 465 424 1421 719 5 753 269 64 806 347 73 446 75) 
5 1878 . 864 253 766 908 4 640 068 18 915 167 25 186 3% 
Summa b, 19 784 171 15 914 184 22 250 291 | 109 683 400 | 167 632 04 
Dau = a.| 27788956 — — 2538 | 2779144 
Summe Il. 47 573 127 15 914 184 22 250 291 | 109 685 938 | 195 423 540 
Ill. Ausgeprägt find . 64 380 936 24 261 735 01 031 741 | 215 863 120 | 395 537 532 
Eingezogen find . 47 573 127 15 914 184 22 250 291 |] 109 685 938 | 195 423 540 
bleiben 16 807 809 8347 551 68 781 450 








106 177 182 | 200 113 99 


Wie viel von den hiernach noch nicht eingezogenen Beträgen bereits durd) 
Einſchmelzung, Berluft u. j. w. aus dem Verkehr verſchwunden ift, und daher 
bei der Einziehung für Reichsrechnung nicht mehr in Betracht kommen wird, 
läßt ſich nicht überfehen. 

Einigen Anhalt für die Abſchätzung des noch rüdjtändigen Betrages 
bieten die Erfahrungen, welche bisher bei der Einziehung der außer Kurs 
gejegten gröberen Münzjorten gemacht find. 


Aus der in der Anlage 2 für die wichtigſten Sorten der außer Kurs 
gelegten Landesmünzen gegebenen Vergleihung der Ausprägung und Eis 
ziehung ergiebt fi, daß bei den dem Thalerftüde zunächſt ftehenden Zwei— 
und Einguldenftüden und Zmeithalerftücden die Einziehung hinter der Aus: 
prägung um bezw. 31,20 und 17 Prozent, durhichnittlih um 21 Prozent, 
zurüdgeblieben iſt. 

Wenn diefer Prozentſatz der Schätzung des Abganges bei den Einthaler- 
ftüden zu Grunde gelegt würde, jo würde von der Geſammtprägung von 
395 537 532 Thlen. der Betrag von 83 062 882 Thlen, in Abzug kommen, 
wonach fodann nah Abfegung der bereits eingezogenen 195 423 540 Thlr. 
der noch einzuziehende Betrag auf rund 117051000 Thlr. oder rund 
351 153 000 M zu veranichlagen wäre. Da indeß eine geringe Abweichung 
des Prozentjages der wirklich in Verluſt gegangenen Einthalerftüde von dem 
voritehend zu Grunde gelegten eine fehr erhebliche Aenderung in dem noch 
einzuziehenden Betrage ergibt, jo kann vorftehende Schägung auf Verläßlichkeit 
feinen Anfprud machen. 

Zur Ausprägung von Reichsgoldmünzen find den Miünzftätten bis 
Ende 1878 


Antase 2 


Andprägung von Neichs- 
geldmünzen. 
946 306,3996 Pfund Feingold auf NReichsrechnung, 
259 479,900 = : : Privatrechnung, 
fonad im Ganzen 1205 786,156 Pſund Feingold zugegangen, welde ſich 
auf die verfchiedenen Jahrgänge und Soldforten, wie folgt, vertheilen: 


AM 20. 


*t oß 946 
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b) Prägung auf Privatrehnung und im Ganzen. 


























Dazu bie auf Werthbetrag 
— 1. April 1. April Neihsred: . 
F Es find ben Munzſtätten zur | Bis Ende - J 1877 bis | 1878 bis nung über: Setemmi a Piund fein 
e — 1875 | 1. Stertel: | Ende März| Ende De wiejenen menge 1395 # 
ẽ— olbausprägung zugegangen. jahre 1877| 1878 mber 1878 Goldmengen * 
* Pfund fein. | Pfund fein. | Pfund fein. | Pfund fein. Pfund fein. | Piund fein. M 

































































1. | deutjche Landesgoldmünzen . . 11,400 64 092,3410 64 103,7710 89 424 760,55 
2.] Barren. . . —— 1 96a 76 148 ao 56 03, 214 825,154: | 402 382,005: | 617 208,301 861 005 662,4 
3. | öfterreichifche Soldmüngen nr N 693 04 — T11,osı3 381 ‚1900 1 093 7513 1525 783,06 
4. | Franten und Napoleondore . . 180 4343 629, 1636 — 809,973 | 391 166,590 | 391 976,305] 546 807 061,12 
5. Sovereigns . . . . . . 165,,; 12€ — — 223, 1136 30 1813540 30 404,61 42 4] 4 232,0 
6. ruſſiſche Selbimünyen u wit 18 745,017 1 216,5087 20 862,171 28 252,3029 49 114,;340 68 514 774,0, 
7. | Ziabellinen . . ea arg — — — 12 822,1 12 822 a35ı 17 887 994,16 
8. | Dollars und Eagles . FE 20 303,,:00 10,2303 187,995] 20 548 ,5705 16 860,133 37 409 52 185 643,4 
9. | türkifhe Goldbmüngen . . . . 9021081 — 180,3; 1 084,0135 5 1,0000 1 135,035 1 583 426,14 
10. | normegifhe Kronen . . .» . .» — 294,5378 — 294,3378 — 294 3016 410 601,3 
11. 1:Divede oo a 20,137 10,734 108, 3187 O,0914 108 ‚4041 151 223, 
zufammen 42 407 130% 259 479,220 | 946 191,05: | 1 205 671,085 | 1681 911 163,2 
Außerbem: 
12. | nicht mehr fursfähige Reichsgolb- 


münzen im Nennmwerthe von 
10710 HM... 2. 





160 518,15 


946 306 ,3236 1 682 071 681,s 





1 205 TB6,151€ 
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Bon der überwiefenen Gefammtgoldmenge mit 1205 786,151 Pfund fein 
hatten die Münzftätten bis Ende 1878 zur Ausprägung von Reihsgoldmünzen 
1199 182,54: Pfund fein, mworunter 253 222,060 Pfund fein zur Prägung 
für Privatrehnung verwendet, und hieraus (1395 M für ein Pfund fein 
gerechnet) die folgenden Beträge in Reichsgoldmünzen bergeftellt, nämlich: 

1 244 915 720 AM. in Doppelfronen (davon vom 1. April bie 
Ende Dezember 1878 . . 60610 320 ) 
399 974 150 = in Kronen (davon vom 1. April bis Enbe 
Dezember 1878. . . . 34608 640.4) 

27 969 925 = in halben Kronen 


zufammen 1 672 859 795 M, 


darunter 353 246 030 A. auf Privatrehnung (vom 1. April bis Enbe 
Dezember 1878. . . 95216430 .M). 


Die im Laufe des Etatsjahres 1878/79 vorgenommene Ausprägung von 
Kronen erfolgte in Gemäßheit eines Beichluffes des Bundesrathes vom 6. Zuli 
1878, durch welden fich derjelbe damit einverftanden erflärte, daß: 

1. bei den für Rechnung der Reichsbank ftattfindenden Goldausprä- 
gungen bis zur Höhe von 40 Millionen Mark unter Vertheilung 
auf ſämmtliche deutſche Münzftätten ftatt Doppelkronen Kronen 
ausgeprägt und daß bie hierdurch entftehenben Mehrkoſten auf bie 
Reichskaſſe übernommen werben; 

2. zu biefen Mehrkoſten außer den erhöhten Prägegebühren auch bie 
Verfendungskoften zu rechnen feien, welche in Folge ber Verthei— 
lung der vorftehend genehmigten Prägung auf fämmtlihe Münz: 
ftätten entftehen möchten, und 

3. bei Vertheilung diefer Prägung auf die einzelnen Münzſtätten — 
unbejchabet der Frage, ob für die Zufunft ein anderer Maßſtab 
für die Vertheilung der Münzmengen aufjwitellen ſei — die in 
dem Bunbesrathsbejhluffe vom 19. Februar 1877 (vergl. Drud: 
jahen des Reichstags von 1878 Nr. 15) Punkt 3 beftimmten 
Prozentfäge zu Grunde zu legen feien. 

Als nicht mehr umlaufsfähia find im Jahre 1878 an Reichsgoldmünzen 
eingezogen mworben: 

91140 A. in Doppelfronen, 
69490 =» in Kronen, und 
80 = in halben Kronen, 


zufammen 160 710 M. 


Ueber die Vertheilung der Ausprägung von Reihögoldmünzen auf bie 
verfhiedenen Jahrgänge giebt die ald Anlage 3 beigefügte Ueberſicht Auffhluß. 

Die nad) Obigem den Münzftätten bis Ende 1878 für Reichsrechnung 
überwiejenen 946 306,325 Pfund Feingold (1395 „A. für ein Pfund fein ge: 
rechnet) ergeben einen Müngertrag von . . . . . 1320097 330,10 «M. 
mogegen ihr Anihafftungswertb. - - 2.» 2... 1311865 946, 
betragen bat. 

Es ift ſonach bei der Boldausprägung für Reihsrehnung bis Ende 1878 
ein Brutto-Münzgewinn vvoon. 83231 383, M 


entftanden (vergl. Anlage 4). 
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Der nah ber Beftimmung in Nr. II. bes Bundesrathsbeſchluſſes vom 

29. Mai 1875 (Drudjadhen des Reichstags von 1875 Nr. 70) bei den Prä- 
gungen für Privatrehnung in die Reichskaſſe fließende Antheil an den Präge: 
gebühren von O,.s „AH. für das Pfund Feingold betrug bis Ende März 1877 
30 873,1 Al; 

im Gtatsjahre 1877/78 kamen zur Verrednung . . . . 15999, =, 


fonah bis Ende März 1878... 46873, M. 
Ankauf von Gold durch An den nad) den Mittheilungen der fünften Denkichrift binfichtlich des 
bie Biekipbüenf, Umtaufhes von Gold gegen Noten ber Reichsbank nad) Maßgabe der Por: 
fhrift des $. 14 des Bankgeſetzes bei der Reichsbank beitehenden Einrichtungen 
ift infofern eine Aenderung eingetreten, als das Reihsbanfdireftorium unterm 
19. DOftober v. 3. die Ermädtigung zum Ankauf von Imperialen, Sovereigns, 
Eagles und 20 Franks-Stücken auf ſämmtliche Reihsbanfanftalten ausge: 
dehnt, und gleichzeitig den Preis für Imperialen und Sovereigns von 
1 275,072 M. auf 1 275,705 „HM. und den für 20 Franks-Stücke von 1 251,08 «#. 
auf 1 252,10 cH. für das Rauhpfund erhöht hat. 
Das für Rechnung des Reichs zur Nealifirung der Silberverfaufs- 
erlöfe in London angefaufte Golb wurde auch im Jahre 1878 an die Reichs- 
bank gegen Gutſchrift bes Werthbetrages für die Reichskaſſe käuflich über- 


laſſen. 
Die Reichsbank hat bisher Gold erworben: 
in Münzen: in Barren: 
von Privaten vom Reich von Privaten vom Reich Zufammen 
für: für: für: 

im Jahre 1876 . 26 159 069,96 HM. - HM 2074 221,00.H#. 18155 819,95.M. 46 389 110,80 «HM. 
im Jahre 1877 = 522383, ⸗ — —200 556,66 = 176425 949,90 = 177148 889, = 
im Zahre 1878 . 7221 942,5 = 678842255 = 2444890, = 81236 114,9 = 97691 370,77 ⸗ 


fonad in ber Zeit 

vom 1. Januar 1876 

bis Ende 1878 im 

Ganzen. . . . 33903 395,93 HM. 6 788 422,55.4 4719 668,57 .M. 275 817 883,40 M. 321 229 370,47 WM 
— — —— — — — — — — — — 


40 691 818,35 AM. 280 537 552,09 M. 


In der Anlage 5 ift eine Weberficht der wöchentlihen Goldankäufe der 
Reihsbant für das Jahr 1878 beigefügt. 
Reichöicheidemüngen. Die Ausprägung von Reichsſilbermünzen ift, nachdem der durch Art. 4 
bes Münzgefeges vom 9. Juli 1873 bis auf Weiteres auf zehn Mark für den 
Kopf der Bevölkerung des Neichs feitgeitellte Marimalbetrag nahezu erreicht 
worden ift, in Gemäßheit bes Bunbesrathsbejchlufes vom 19. Februar 1877 
Cogl. ſechſte Denkſchrift Seite 3) nunmehr eingeftellt worden. Es find über: 
haupt an Reichsſilbermünzen laut Anlage 3 ausgeprägt: 

71 653 095,00.M in Fünfmarttüden (179%, der Gejammtausprägung), 


Anlage s_ 


98 510 048,0, = = Zmweimarfjtüden (23: = : ), 
149 743 275,00 = = Einmarfitüden (35: ⸗ : ), 
71486 552,00 = = Fünfzigpfennigitüden(17 = : : ), 
35 717 922,50 = = Smanzigpfennigftüden (8 : — : ), 


zuf.: 427 110 892, M. 
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Hiervon find als nicht mehr umlaufsfähig im Jahre 1878 für Reichsrech— 
nung wieder eingezogen worben: 

680,00 „A. in Fünfmarkftüden, 

362,0 * » Bmweimarkitüden, 

418,0 : = Einmarfitüden, 

164,0 = = Fünfzigpfennigftüden, 

204, = = Bmwanzigpfenniaftüden, 
zufammen: 1 828,00 MH. 

Zur Ausprägung obiger Summe von Reichsfilbermünzen ift den Münz— 
Rätten im Ganzen eine Prägefilbermenge von 4 271 104,704 Pfund fein mit 
einem Beihaffungswerthe von 385 491 612,95 „M überwiefen worden, welcher 
fi auf folgende Sortenbeträge vertheilt: 

3 036 909,00 »H. auf 32 966,51 Pfund fein in Barren aus affinirten 


Zanbdesfilbermüngen, 
46 054 470,5 =: = 26 865 108 Fl. in Zweiguldenſtücken, 
76 500 054,55 : = 44 625 032 Fl. in Einguldenftüden, 


23 863 232, = :» 13920219 Fl. in Einhalbgulbenftüden, 
150 334 242,0 = : 50111414 Thlr. in Zweithalerftüden, 


1434 531,0 =: =: 478177 Thlr. in Einthalerftüden von 1823/56, 
84 265 572,0 : = 28088 524 Thlr. in Einthalerftüden von 1857 ab, 
7720 : >» 2571/53 Thlr. in Medlenburgifchen Schillingen, 


1 828,50 = din nicht mehr umlaufsfähigen Neichsfilbermüngen. 
= 385 491 612,38 AM. 


Da aus biefer Prägefilbermenge ein Werthbetrag von (100 AM für bas 
Pfund fein) 2 rn 427 110 470,0 M. 
gegenüber dem Beihaffungswertbe von . » .» » . . 385491 612, 
bergeftellt worden ift, fo hat fich bei der Ausprägung ber 
Reichsſilbermünzen im Ganzen nah Abzug der Münzver— 


lufte ein Brutto Münggewinn on . » 2 2.2.2.2..41618 857,53 M. 
ergeben. (Bgl. Anlage 6.) 

Die Ausprägung ber Nidel- und Kupfermünzen ift, wie bereits in der 
ſechſten Denkſchrift Seite 9 erwähnt ift, ſchon im Jahre 1877 eingeitellt worden. Es 
find im Ganzen ausgeprägt: 23502 530,50 MH in Zehnpfennigftüden, 
11 657 813,5 4 in Fünfpfennigftüden, 6213 207,4 .# in Zweipfennig⸗ 
ſtücken, 3382 722,35 M in Einpfennigſtücken, alſo 35 160 344 MH in 
Nidelmünzen, 9595 930,97 «HM. in Rupfermünzen, zufammen 44 756 274,73 M. 

Die Herftellung und Veräußerung von Silberbarren aus eingejogenen 
Landesfilbermüngen ift im Jahre 1878 in ihrem Umfange nicht unerheblich 
gegen das Vorjahr zurücgeblieben, da der Silberbedarf für den Orient ſich 
weſentlich einſchränkte und zeitweiſe gänzlich ftodte. 

Als Affinirungsmaterial ſind im Jahre 1878 zunächſt die noch vorhanden 
geweſenen Beſtände an außer Kurs geſetzten Münzen, insbeſondere an Ug und 
UgoThalerftüden, ſowie an den aus !/,2:Thalerftüden vorgeſchmolzenen Barren 
verwendet, und mit Ausnahme eines Heinen bereits in nächſter Zeit jur Auf 
arbeitung gelangenden Reſtes an jolden Y/13:Thalerbarren aufgeräumt worden. 
Außerdem gelangten neben den immer jpärlicher eingehenden Thalern aus der 
Zeit vor dem Jahre 1823 namentlid) Thaler aus den Jahren 1823— 1856 
zur Affinirung, während die von 1857 ab geprägten Thaler (Vereinsthaler) 
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bauptfächlih zur Herſtellung von Silberbarren zu 902 Taufendtheilen Fein 
gehalt bei den Münzftätten eingeſchmolzen wurben. 
PReT: %_ Nach der anliegenden Weberficht über die gefammte Ummwanblung von 
—“ Landesſilbermünzen in Barren bis Ende 1878 beträgt der Kaſſenwerth ber 
von 1873 bis Ende 1878 zur Affinirung bezw. Einſchmelzung gelangten Landes: 


filbermüngen, und zwar: 
miteinem Schmelz: 


ergebniß von 
Pd. fein. 
ber affinirten Silbermüngen . 491353 655 M 5190 763,598 
= eingefchmolzenen = . 176353 548 = 1953 698,780 
zufammen 667 707 208 M. 7144 462,408 
Der Selbftloftenpreis ftelt fi hiernad für das Pfund fein auf 
93,45 300 239 M. 
Von ben vorgedadten 7 144 462,505 Pfund fein, worunter auch diejenigen 
ESilbermengen inbegriffen find, welche von den Affiniranftalten auf Grund der 
am 31. Dezember v. 3. abgefchloffenen Abrechnungen noch zu liefern waren, 


find gewonnen worben: 
burhAffinirung durch Einfhmel: überhaupt 


Pid. fein. zung Pfd.fein. Pid. fein. 


im Sabre 1873 . 202 587,11; 58 258,008 260 845,507 
1874 . 572 739,405 49 445,77 622 185,179 
1875 . 455 531,ası 455 531,931 


1876 . 1048 497,0 134 512,44 1183 010,04 

1877 . 1873497, 1429 070,055 3302 567,3;« 

1878 . 1037 911,000 282 411,» 1320 322,9: 

zufammen: 5190 763,55 1953 698,0 7 144 462,003 

Bon den im Jahre 1878 gewonnenen 1 320 322,9 Pfund fein entfallen: 


auf das I. Quartal 1878 . 587 705,4 Pfund fein, 
17. 0.369610, =: =: 
⸗ ⸗ II, = ⸗ 203 202,093 ⸗ 
—⸗1V. ⸗— 14989 80% ⸗ 


zuſammen: 1.320 322,3 Pfund fein, 

Nach der ſechſten Denkſchrift waren bis Ende 1877 die Verkäufe in Betreff 
eines Barrenquantums von 5 104 452,97 Pfund fein zur endgültigen Ver: 
rechnung gebradt. Im Jahre 1878 ift das Verfaufsgeihäft für eine weitere 
Silbermenge von 1620 664,0 Pfund fein (gegen 2 868 095,43 Pfund fein 
im Jahre 1877), ſonach bis Ende 1878 im Ganzen für eine Menge von 

6 725 117,005 Pfd. fein 
bis zur vollftändigen Abmwidelung durchgeführt wor: 
den, während für weitere Verläufe des Jahres 1878 
die Abmwidelung erft im laufenden Jahre erfolgt. 
Es find ferner im Jahre 1878 Vereinsthaler im Ge: 
WERE 3. re te x 
an deutſche Münzſtätten zur Dedung des Silber: 
verluftes an den Prägungen verfäuflih abgegeben 
worben. 

Die bis Ende 1878 überhaupt erledigten Ber: 
füaufe von Silbermengen umfaffen fomit ein Ge 
fammtgewiht von » >» 2 2 2 2 467727 151,0 Pfb. fein 


2033,05 :  * 
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Außerdem find von den aus der Affinirung gewonnenen Barren laut der 
Anlage 6 bisher 32 429,5 Pfund fein als Prägematerial bei der Ausprägung 
ber Reichsfilbermüngen verwendet worden. 

Der Selbftloftenpreis jener 6 727 151,2: Pfund fein beziffert fich auf 

628 689 648,10 M. 
ber dafür erzielte Reinerlös . . . . = 2 2. 539205 575,0 ⸗ 


ober 80,15, „H. pro Pfund fein, jo daß fih, abgefehen 
von der der Reichskaſſe feitens der Affiniranftalten für 
ben Gold- und Kupfergehalt gewährten Vergütung, ein 
Verluft ergeben bat von . . » 089484 073,0 M 
Da zur SHerftellung eines Bundes Feinfilber, ſtatt des dem Kaſſenwerth 
ber Landesfilber-Rurantmünzen entiprehenden normalen Werthbetrages von 
90 „AH, wie oben angegeben 93,45 soo 239 „H in Landesſilbermünzen erforderlich 
gewefen find, fo ift von dem entiprechenden Verluſt für jedes Pfund fein ein 
Betrag von . . . . Byas 000 2399 M. 
theils auf bie Rattgehabte — der — 
Münzen, theils, ſoweit es ſich um Scheidemünzen handelt, auf 
bie nicht vollwertbige Ausprägung derjelben zu rechnen. 
Auf diefen Verluft kommt ferner ber durch die Auschei- 
bung bes Golbes und Kupfers erzielte Gewinn (abzüglidh ber 
Affinirungskoſten der nicht goldhaltigen Thaler und der für 
Serftellung von Barren zu /ıooo FFeingehalt erwachjenen 
Schmelzkoften) in Begenrehnung mit . 2 2 0 2 0 ne Oamın :, 


fo daß von dem bis jegt entitandenen Verlufte, um den eigent: 
lichen Berfaufsverluft zu ermitteln, im Pe für das 
1. ee: . u .. Basar as ch 
zurüdzurechnen find. 

Bon dem für das oben als verkauft angegebene Quantum von 
6 727 151,35: Pfund fein berechneten Verlufte von insgefammt 89 484 073,0 M. 
bleiben demnach als eigentlicher, durch die Entwerthung bes Silbers entjtandes 
ner Verkaufsverluſt 64 911 980,5, „AH, mährend 23 262 505,4 .H. auf bie 
Abnutzung bezw. nicht vollmerthige Ausprägung der eingefhmolgenen Münzen 
entfallen, und weitere 1309 587,35 „4 burd) den Ueberfchuß der für den Gold: und 
Kupfergehalt gewilfer Münzen von den Scheideanftalten gezahlten Vergütungen 
über die bei anderen Münzen dem Neiche erwachſenen Affinir- und Schmelz 
foften gedeckt werben. 


Die finanziellen Ergebnifje der Münzreform berechnen fih für die Rech: Finanzielle Ergebniffe der 
nungsperiode vom 1. April 1877 bis Ende März 1878 wie folgt; Düngrefom. 


l. Einnahme. 
Der Brutto-Münzgewinn beträgt bei der Ausprägung: 

1. der Reichsgoldmünzen (Anl. 4 Poſ. 6) . . 124 990,58 M. 

Daraus find durch Einbehaltung Seitens 

ber Münzanitalten zunächft gededt die für bie 

Ausprägung von Goldmünzen gewährten, auf 

bie Doppelfrone berechneten normalen Präge: 

gebühren mit 2,75... für das Pfund Feingold, 
Zu übertragen 124 990,55 M. 
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Uebertrag 
ſonach für die im Etatsjahre 1877/78 ben 
Münzitätten in Barren überwiejenen 40010,4212 
Pfund fein . en ie 
bleiben . 

(Die normalen Prägegebühren für die um: 
geprägten 160 710.4. Reihsgoldmünzen (Ant. 4 
Po. 7), ſowie die Mehrvergütung an Präge: 
gebühren für die Ausmünzung von Kronen 
und halben Kronen find als Ausgabe nach— 
gewieſen); 


2. der Silbermünzen (Anlage 6) . 


zufammen . 


Außerdem kommen in Einnahme: 


3. 


der Antheil des Reis an den Prägegebühren 
für das auf Privatrehnung ausgeprägte Gold 
mit 


. ber Zinfenertrag des Reihsguthabens in Lon— 


don (da die Zinfenausgabe für die Mittel des 
Münzbetriebsfonds aus den Münzeinnahmen 
beftritten werden, mußten letzteren auch die 
Zinjenerträge des Londoner Guthabens zus 
gehen) mit 


. die Vergütung für das bei we Afinieung ı von 


Landesfilbermünzen zur Ausicheidung gefom- 
mene Gold und Kupfer mit. . 


. der Erlös aus dem Verkauf entbehrlich — 


dener Geldbeutel mit . 


. nad) der Beitimmung im EinnafmeRapitel 17 


des Neichshaushaltsetats für 1877/78 der 
Münzüberihuß aus dem Jahre 1876/77 mit 


110 029 : 


1691 361,00 = 


1 706 322,37 M. 


15 999,76 ⸗ 


6858, « 


589 180,13 ⸗ 


T17,0 : 


25 514 878,96 * 


Summe der Einnahme 
Il, Ausgabe. 


Dieſelbe fegt fich zufammen aus: 
a) der Mehrvergütung an Prägeloften für Ausmänzung ber 
Kronen und halben Kronen (vom 1. April 1877 ab 3,95 bezw, 
5,95 „A. für das in folden Stüden ausgeprägte Pfund Fein: 


1. 





gold) mit. . . . 169 211,336 
b) dernormalen Präge 

gebühr für die umge: 

prägten 160 710 # 


Neihsgoldmünzen — 

115,0668 Pfund Fein— 

gold A 2,754 mit. 316,4 : 

find . 
2. den Prägefoiten 
a) für die Silbermünzen mit 
b) = = NKupfermünzen mit 
zufammen 


27 833 952,51 «M. 


169 528,00 M. 


597 293, ⸗ 
9014, * 
775 835,96 M. 


15 NM 20. 


Uebertrag 175 835,96 «M. 

3. dem Verluft, welcher fich bei der Umprägung 

der wieber eingejogenen Reichsgold- und Silber: 

münzen gegen deren Nennmwerth von 160 710 M. 

bezw. 1828,50 .#. aufer den unter 1 und 2 

berückſichtigten Prägeloften ergeben hat (vergl. 

Anl 4 und 6) mit 191,5, und 12,70.M - » 204,51 
. den Koften für den Transport des Münz- 

metalld und der Münzen, ſoweit derjelbe nicht, 

wie es die Regel it, durch die Poſt portofrei 

erfolgt, ferner an Verpackungskoſten, Porto: 

auslagen und fonftigen Verwaltungskoſten mit 115 342,4 : 
. den Gebühren für die Einichmelzung von 

Landesmünzen zu Barren, einjchließlih der 

Probirgebühren für die Prüfung der Silber: 


An 


* 


barren auf den Feingehalt mit 60 916,18 : 
6. den Gebühren für die Affinirung von Landes: 
filbermüngen mit . . 296 373,190 : 


-ı 


. dem Berluft, welcher fi, — Vertauf von 
3 140 834,995 Pfund fein in Silberbarren 
aus eingeſchmolzenen Landesjilbermünzen im 
Nominalwerthe von 292 681 Ol6,gr er— 
geben bat, mit. . . 43 008 948,16 * 
wovon 10 005 872,98 M auf bie — bie 
Abnugung der Münzen bezw. deren minder: 
werthige Ausprägung entitandenen Berlufte 
zu rechnen find. 
44 257 620,49 M. 
Außerdem find in Ausgabe verrechnet: 
8. Zinfen auf Schatanweifungen, melde auf 
Grund des Etatögefepes behufs der Beihaffung 
eines Betriebsionds zur Durdführung der 
Münzreform ausgegeben find (vergl. Kap. 69 
Titel 2 der fortdauernden Ausgaben in der 


Haushaltsüberfiht 1877/78 A, ©. 144) . 1 743 857,0: 
Summe der Ausgabe 46 001 477,59 «HM 

Die Einnahme beträgt 2 2 2 2 227833 952,51 =: 
fomit bleiben ungededt . . . - . 00.18 167525,18 «M. 


welche in Gemäßheit der Beltimmung im " Rapitel 12 der einmaligen Ausgaben 
bes Reihshaushaltsetats für 1878/79 in die Rechnung für das GEtatejahr 
1878/79 als Zufchußbedarf in Ausgabe übertragen find. 


In der nachfolgenden Ueberſicht find die bei Durchführung der Münz: 
teform bis Ende Mär; 1878 entitandenen Einnahmen und Ausgaben nad) 
Jahrgängen vergleihend zufammengeftellt: 
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A. Ausgabe. 





1876 Vom 1. April 
1875 und im eriten| 1877 bis 
Vierteljahr Ende März 
1877 1878 


Zufammen 


4 





M. M. 






| 
| | 


1.) Prägegebühren für: 





a) Neihsgoldbmünzen: . . » 2. ..1.1448 88576] 177188285 372 350 82 283 961135 138 255 80 279557 21] 4294 89379 
b) Reichsfilbermüngen: . . 2. 2... — — 77 730 30 951668 27| 214419752] 402702156] 597 29329] 7 797 91094 
ce) Reihönidelmüngen: . . 2 2 2. — -— 6 832 43 155 550 72 468 080 33 595 581 25 -- — 226044 73 
d) Reichskupfermünzen: . .. — — 273281 254672 281 735 44682) 50152336 9014571 1503 389 84 








2.| Verluſt bei der Umprägung der eingejogenen 
a) Landesgoldmünzen: . . 2 2... 160 881 02 60 07237 | 1353 586 85 — — _ —| 1574 540124 
b) Reihsmünzgen: . . _ — — — — — — 20451 204 5 
3.| Ausmünzungswerth der in Neferve gelegten 
a) Nidelmüngplätthen:. . . . 2. _ — — — — — — 1 327 735 28 — 1 327 735128 


b) Kupfermünzplättchen: Er — — — — — — — — 2479 578 70 —  —| 2479 578/70 
4.| Schmelz: und Probirgebühren, ſowie Ge: 


bühren für die en von Landes: | 








münzen: . . ie — — 2868 94 372337 1494 91 216 656 87 357 289 32 582 033,41 
5.] Verluft beim Verkauf von Silber: . — — — 46 959 42 1040 867 42] 5 166 320,60 26 138 513 07] 43 008 948 16| 75 401 608 67 
6.| Desgleihen beim Verkauf von Kupfer: . — — — — — —| 33514998] 349 444 — — 684 594 16 
7.| Zinfen des Müngbetriebsfonde:. . . . — — — — — — — — 1 743 857201 1807 11235 
8.| Sonftige Ausgaben: . . 2 2 2 2. 81 92055] 353 366 83») 56 452 98 96 88920] 19663082] 11534264] 900 603.02 





*) Darunter 274 939,97 A. KRoften bei Einführung der Reichswährung in Bremen 
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80.06 12029 
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1876 Vom 1. Bor 
P und im erften 1877 bis 
a Vierteljahr Ende März Zuſammen. 
1877 1878 


M. 


Es beträgt: 









I ' 
I 


12 357 280 97| 22 836 872 16] 33 648 455 54] 2429 102 76 81 412 724.46 





die Einnahme. -. . » .. 5 071 95008] 5 069 062,95 















bie Ausgae . . . 2... 1 691 687133] 2322 44595] 4 188 872 71] 9 231 540 71] 36 034 196 04] 46 111 506 90 99 580 249,64 








| 
3 380 262 75] 2 746 61T — 









ein Meberihuß von . 
ein Zufhuß von. . 


| 
= ; 8 168 40826] 13 605 331 45 — 
ergiebt ſichmithin | 
_ — — 1] 2385 740 


18 167 52518 


| 





75] 14 295 288 01 27 900 619 46] 25 514 878 96 





bazu ber Ueberfhuß aus dem Vorjahre . 





— A 3380 26275 



















| 
3 380 262,75 


6 126 879 75] 14 295 288. 01| 27 900 619 46| 25 514 878.96 


I 
I 
— — — — — — — — 






in das folgende Jahr ſind 2 Ueberſchuß 
übertragen als Zufhuß . 
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Ueberſicht 


über die bis Ende Dezember 1878 für Rechnung des Deutſchen Reichs zur Einziehung 
gelangten Landes-Silber- und Kupfermünzen. 










Bezeichnung der Sorten. 





A. Landes ⸗Silbermünzen. 
1.] Thalerwährung: 


Zweithalerftüde . 
Thaler aus den Fahren 


1750 bis 1816 . 


ze. 0200: 1817/22 
22 2 8 1828/56 
, 5 ⸗ von 1857 ab. 
2/3 »Thalerftüde 
"a . 
1/, F 
h s 
1; r 
!s . 
1; — 
Yıa ⸗ 
—F ⸗ 
—E 
Use ⸗ 
ferner 
1/ı «Thalerftüde ansbady:bayreuther Gepräges 
‚a ⸗ hannoverſchen und braun: 


ichweig-lüneburgifhen Gepräges i 
fowie an im Werthe rebuzirten Stüden 


und zwar: 
!/a »Xhalerflüde (a 6 far.) . 
1ls E (3 >). 
Zufammen . 


Zu übertragen . 


Thlr. 
864.253 
7166 908. 

4.640 068 
18 915 167) 
; 

232 

355 

98 


10 516 959 





12 


10 
2 


35 704 069 
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125 


18 


5 


A 20. 


Anlage 1. 
R —— 1— 





Eingezogen bezw. als eingezogen verrechnet find: 





im Sabre 1878. 
Geſammtwerth in 





Mar. 


107 112 207,56 









107 112 207,56 















Thlr. 


53 761 446 
19 784 171 
15 914 184 
22 250 291) — 

109 683 400) — 

874.20 
4931| — 
14 192 698) — 
1266 — 
9712 
32 778185, — 
107224 
6411634) 2} 
968 941/18 
3 667 87821 
199 360,115 








26/17 


1219061 





280 838 940 4% 








bis Ende Dezember 1878.*) 


Geſammtwerth in 
Mark. 


842 516 820,43 






842 516 820,4 


+, Die bis Ende Dezember 1878 wirklich zur Einziehung gelangten Beträge weichen von den bier nachgewieſenen bis Ende Degember 
verrechneten bei einzelnen Münziorten ab; der Ausgleich findet durch das fortichreitende Berechnungsverfabren ftatt, fo find 3. B. im Paufe dei 
Monats Januar 1879 noch 150 028 Einthalerftüde aus den Jahren 1823,56 aur Wbrechnung gebracht, welche bereits im Dezember 1878 ein« 


gezogen waren. 


— — — — — — — — — 


Nummer. 





Eingezogen bezw als eingezogen verrechnet And: 


im Zahre 1878, 


Geſammtwerth in 
Darf. 


Bezeihnung der Sorten. 





bis Ende Dezember 1878. 
Geſammtwerth in 


Mark. 



































Uebertrag . 


Süddeutſche a 
2 Guldenftüde 





1 . 
Ih ⸗ 
30. Kreuzerſtücke 
15 ⸗ 


badiſche 100.Rreuzerflüde . - 
⸗ 10 


Zufammen . 


Kronenthaler. 

Konventionsmüngen des Bwaude 
quldenfußes . . . 
ESilbermünzen Rurfürfilich und Kö: 
niglich ſächſiſchen BERN 

'/s »Thalerftüde 

'ız ⸗ 

RF er 

Um , . 

Yo ⸗ 

as ⸗ de —— 
Achtpfennigee.. 

Dreier 

Einpfenniger . 


Sujammen . 





6.| Silbermüngen Schleswig: holfteini: 
ſchen Gepräges: 

1/7, :SpegiesthaAler . - » 

2; ⸗ — 

lg ⸗ Pe Er a er 

Ye ⸗ A —— 

"ia . —— 

Ya ⸗ 


meifedhslingüde “ 


Chlr | fgr. 


Zufanmen . 
Zu übertragen . 


107 112 207,56 


Fl. 
30 226 006 
46 868 702. 
13 920 222) 
37542 
240515 
19 453 783.36 
3 300 208 36 
334 10643 

t 

7036 40 
1559 40 


| Kr. 














114 151 570,30 


Fl. ar 
4651 51 * 
— 1114 357 25 
Thlr. | far. 
14 166,20 
5600| — 
181 103| — 
1046,25 
1400, — 
425 23% 


\ 
45 20 


3 000,00 


203 855% 


Zhle. | 
513 567 
665 — 
9821 
2637,22; 
225115 





[57 
wir 
- 


| 539 285 4% 


107 115 207,56 | = 


| 
) 


842 516 820,4 


195 688 406,.. 


7 974 020,11 


1 910 327,00 


611 567,4 


— — —— — — e 


| 
1 617 Bde | 


| 





1050 318 97, 


21 N 20, 















Eingezogen bezw. als eingezogen verrechnet find: 








ẽ Bezeichnung der Sorten. im Sahre 1878. bis Ende Dezember 1878. 

E 

= Gefammtmwerth in Geſammtwerth in 
Marl. Mark. 































Uebertrag. 107 115 207,36 1 050 318 997,00 


74 Aeltere Silbermünzen hannoverſchen 
Bepränes: 
Kafjen-Eindritielftude . 
s  Bmweibrittelflüde . 


5,22; 


532 2 1 613,0 





Thlr. | gr. 
| 
I 


Zufammen . 














84 Medlenburgiihe Währung: Chlr. 
2.Markſtũclke.. 0. 1 468124 
1 ⸗ Br — — — 948 — 
12. Echillingftüd iu te. we . 7177224 
8 j ae 4910 — 
4 11.065,27 204 517, 
2 ; 370 3 

l : 41552) 8% 

H 55,23% 

x 2827 
Zufammen . 68 172116% 


0) Hamburgifhe Rurantwährung: Xhlr. | far. 





2%: Martftüde 13061 18 

ur As 860 24 

8:Schillingftüde . 87855 18 

4 —— stein u 1 766 967,15 
2 ’ 44 115,19} 

N ’ 303498. 9 

6841 21% 

’ 1495 153 




















Zufammen . 588 989| 2 
104 Lübiſche Währung: Chlr ſgr. 
3. Markſtücke 8548 24 
2 . 25232 — 
l ⸗ W 3066 24 
8 Schillingſtücke 156 373 12 754 996,0 
4 . 50598 6 
S s 3042/28! 
1 ⸗ 4803| 6 
Zufammen . . 
Geſammtwerth A. .. 107 115 297,s6 1 053 047 091,» 
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Eingegogen bezw, als eingezogen verrechnet find: 





Bezeihnung ber Sorten. im Jahre 1878. 





bis Ende Dezember 1878. 


Gefammtwerth in 
Mar, 





Nummer, 


Geſammtwerth in 
Mark. 













B. Landes⸗Kupfermünzen. 
































1.| Thalerwährung: Thlr. | far. 
4:Piennigftüde . 63 337 29% 
3 . 505 681, 7% 
2 . R 92 480 5; 
l ‚ Bear eat a oe 116 1421275 
Heſſiſche 8: Hellerftüde . . . . —— 110 25% 
⸗ 6 ⸗ a R 2 
: 04 . 286 
⸗ 2 . 
ſowie 
preußiſch⸗ poſenſche 
— (a 6 preuß. Pi)... 217 361,03 2 791 903,1 
⸗ (a 2 preuß. Pi) . 
ferner: 
Kurfürfilih und Königlich un 
5: — En 64 152 
3 ee Rus user 4 064/27 
2 ⸗ a nat Yan Wa A Sara 39 676. 29% 
1; . 12] 5 
1 ⸗ te art 26 889| 2% 
hannoverſche 2 Pfennigftüde . 10 387/113 





‚ l .. 






7330,23% 
930 634 11% 


Fl. 


Zufammen . 










2.) Sübdeutfhe Währung: Kr. 



































l·Kreuzerſtückfe.. 235 516117 
a ⸗ a A rn ee Ai 87888 3 647 208,4 
77 ⸗ F — 54 133 55 
Zuſammen . . 377 538|15 
3.1 Medlenburgifdhe mann Thlr. ‚far. 
— ar Er 6 380.20} 
3 . | 10 758 22} | 
2 i 18} 22 380,54 4 056 16% 73 167,07 
1; _ | 315} 
1 : . . 2978| 85 3.189 154 | 
Zufammen . 7460| 5} 
Geſammtwerth B.. . 239 742,47 3 512 278,6; 
Hierzu ‚ A.. 107 115 207,58 1 053 047 091,3 
Summe . | 107 354 950,03 1056 559 370,03 





Anmerkung. In dieſer Nahmeliung find auch die Abänderungen, welche im folge der Berichtigung von Sortendellarationen feit Ende De 
zember 1877 gegenüber dem früheren Angaben eingetreten find, berüdfichtigt, 





23 NM 2. 
Unlage 2. 
Bergleihung der Ausprägung und Einziehung 
für 
die wichtigiten Sorten der außer Kurs gejeßten Landes-Silbermünzen. 
Eingezogen find Mithin Das 
fehlt der find 
— Bezeichnung der Sorten — vorher pon —— Pro⸗ 
= v 8 j waren von den einzelnen über ben : 
= ' gt — zuſammen Verbleib zent 
5 Neihswegen | — — Ah 
= | 8 gen | rund 
Fl. Fl. Fl. Fl. Fl. 
1.) 2Guldenſtücke 44 100 776 30 226 006 642 30 226 648 13874128 | 31 
2.11 DB 778 334 46 868 702 8.075 46 A76 777 11 0901557 20 
3.| a s 16 589 789 13 920 222 1436 | 13921658 2068131 | 16 
| 
zufammen 1-3. 119 468 899 91014930 | 10 153 91 025 083 283 443 81601 24 
oder oder oder oder oder 
204 803 827 .M.|156 025 594 . HK 17405 .# 156042 999, KW] 48 760 828, W 
Ihr. Thlr. | Thlr. Thlr. Thlr, 
4.| 2: Thalerftüde 65 071 558 53 761 446 = 53 761446 11310112 | 17 
5.1 %s ⸗ 18 115 826 14 192 698 — 14192698 | 3923128 | 22 
6. Ye 43 350 435 32 792 352 6.629 122 39 421 474 3 928 961 9 
7.| Ya (Kurant: und 
Scheidemünze). | 26.589 230 7630 695 12 543 137 20 173.832 . 6415398 | 24 
8.| Yes =: (Kurant: und 
Sceidemünge) . 2 104 112 1150045 | 478 371 1628 416 475696 | 23 
9.| Ya und eg Thalerftüde . . 8 909 128 3 8068 6839 560720 | 4429359 4479769 | 50 
| 
zufammen 4—9 . 164 140289 | 113 395 875 | 20211350 | 133607225 30533064 | 19 
oder oder | oder oder oder 
492 420 867 . #1 |340 187 625 | 60 634 050 AM. |400 821 675 .4| 91 599 192 .M 
Wiederhbolun 
| z M M W7 AM. M 
Buldenwährung (1—3) . 204 803 827 | 156025 594 17405 | 156.042 999 48 760828 | 24 
Thalerwährung (4—9) 492 420 867 | 340187625 | 60634050 | 400 821675 91 599 192 19 
Summe . 697 224 694 | 496 213219 | 60651455 | 556864674 | 140360 020 20 





| 


I 
I 
I 
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Ueber 


über die in den deutſchen Münzitätten bis zum 

























Soldmänzen. | Silbe 
— — — ———— 
Hiervon 
Es ſind geprägt worden Doppel ⸗ | Halbe entfaßen . 
* 5-Martftäde. | 2. Markſtücke. 1-Martfiäde. 
E fronen, le | Kronen. | auf Privat» |? — * 
E | rechnung. | 
* M. I MT M M. M. | M. M 
| | | | 
1} | | 
1.| bis Ende des Jahres 1872 | 339 115 780 | 82 358 350, — — — — _ 
2.| im Jahre 1873...... 479 763 640 | 114 599 250 — — — — 1165773 
3. 1874.02 020% 63 661 380 | 29 846 000 — — 4 992 050 — 32 540 104 
4. 1815. 91649 800 | 74 771.050 — 83 384 210] 20 126 485 — 74 410 221 
5. . 1876 und im | | 
erften Vierteljahr 1877 123 509 680 | 35955 680) | 88 039 250] 46 534 560) 85 502 10 35 394 107 





find | 1097 700.280 | 337530390) —  |171423460| 71 653 095| 85 502410 143 512 105 


| 





6.| im Gtatsjahre 1877/78: | 


| 
| 
in der Münze: | 

















) | 

a) Berlin. ...... 33 144 700 | 8511850) 8594600, 33144 70 — 3629884 4133575 
b) Hannover ..... 10 023 180 | 2612820) 2583000) 10023 180 — 1102 420, 629 762 
ce) Franffurt aM. . _ | 3496880) 3442 000 — 1561102) 60029 
zufammen in Preußen 43167880 | 14621550) 14619600) 43 167 880 — 6293 400 3363632 

d) Münden ..... 1009800 . 3771700 3814365 1010825 _ 1 861 286. — 
e) Dresden . ..... 48 360 | 2013 240 2008 840 48 360 — 1200790 30 582 
N) Stultgart ..... — | 2711540) 2690 235, — — 1187700 1.007560 
g) Karlsruhe...» » — 1567 330 1725445 — — | 824462 471 531 

h) Darmſtadt — 938 000 907 290 — — 1528308 

i) Hamburg ..... 42379080 | 2211 820 2204100, 42379 075 _ 412 530) — 

Summe 86 605 120 | 27835 180) 27969 925| 86.606 140 _ 12308482) 5 160305 
dazır die obigen...» - - 1.097 700 280 | 337 530 330 _ 171423 460| 71653095] 85 502 410) 143 512 165 
Summe bis 30. März 1878 | 1 184 305 400 | 365 365 510] 27 969 925| 258 029 600| 71653 095| 97 810 892! 148 672410 





7.| Vom 1, April bis 28. Des 
zember 1878 find aus: | 
geprägt - 22220. 60 610 320 | 34 608 640 — 95 216 43 — 699 166 1070 805 


mithin Geſammtausprä— | | 
gung bis 28, Dezem⸗ | j | 
ber 1878.22... . | 1244 915 720 | 399 974 150) 27 969 925) 353 246 030] 71653 095| 98 510.048! 149 743 375 
| 
| 


7 
3 
1 


8. | Hiervon find wieder einge⸗ 


zogen uud umgeprägt . 91140 | 69 490 oo — * 362 418 
bleiben | 1 244 824 580 | 399 904 060] 27109865 — 71652415| 98509 686| 149 742857 
—— e — —ñ ———e —— — — — — — — 


— 16726990855 M. | — 427 109 064,0 «fl 


25 N 20. 


f , ch t Anlage 3. 
t 


28. Dezember 1878 erfolgten Ausprägungen an Reichsmünzen. 





3 372 979,50 
1548 459,00 
1 409 756,50 


6 331 195,00 


2 710 399,50 
1330 484,00 
1072 688 so 
1 030 269,00 
755 020,0 
668 674,50 


13 898 730,50 


57587 821,50 


71 486 552,00 


T1 486 559,00 





164,00 | 


71 486 388,00 


35 717 922,80 
35 717 922,30 


35 717 922,30 


| 1 


111111 






204,60 


35 717 718,0 











23502 530,70 , 11657 813,15 


23 502 530,90 11657 813,75 








23 502 530,70 11657 813,75 


23 502 540,70 11657 813,7; 
— — — — — 
= 35 160 344 





52 3506,80 


1 200,0 


we 


53 557,00 


53 557,00 


6 159 650,4 


3 377 119,13 






5603,70 


münzen. Nidelmänzen. Kupfermängen, 
En er a a nn nn a ee ee j _ | a 
| | Summa, 
50-Pfenmigftüde. | 20-Piennigfläde | 10-Pfennigftäde. | 5-Pfennigftäde. | 2-Pfennigftüde. 1-PBiennigftäde, 
I 
M | M. N. M. M. M. M. 
— — — en = _ 421 474 130, 
— 1 182 562,00 307 868,10 — 26 257,90 2794,30 597 050 105,0 
_ 8 799 467,40 455055870 1642 128,00 | 1817 148,4 730 0884 148 579 926,5 
10 810 380,00 10 211 9OR,co 7793 T50,oo 5.446 913,05 2 770 422,10 1 744 118,36 209 735 048,51 
46 777 441,50 15 523 984.0 10 850 353,0 4 567 771,90 1545 821,70 000 117,35 407 061 928,15 
AT 587 821,0 35 717 922,80 23502 530,70 11657 813,5 6159 650,44 3377 119,13 1 873 901 138,» 


59 444 669,10 
18 501 721,10 
10 510 033,50 


88 456 423,7 
13 107 550,50 
6919 206,00 
8069 773,0 
5 619 037,00 
3 128 618,00 
47 876 204,50 








173 836 003,90 


1873 901 138,33 








6213 207,4 3382 722,5 | 2047 738 041,5 
_ _ 96 988 921,0 
6213207, 3382 722,83 | 2 144 726 962,5 
— — 162 538,60 
6213 207,4 | 3982 722,05 | 2 144 564 429,9 
Are ehr —— 
2595 930,7 ı / 


YUnlage 4. 


Ueberſicht 


über das den deutſchen Münzſtätten von Reichswegen bis Ende März 1878 zur Aut: 
prägung von Reichsgoldmünzen überwieſene Prägegold, den Befund im Pfund fein, ven 
Ausmünzungsertrag und den Anſchaffungswerth defjelben, jowie über den dabei entftandenen 
Gewinn und Berluft. 








* 

Es ſind überwieſen 
* 

.bis Ende 1872 ....... 
2.|im Jahre 1873. 222... 
3. > 1874. 2..%%% 
4.| : » Wide. 
5. BE « 1876 und im erften 

Vierteljahr 1877..... 


6. | vom 1. April 1877 bis Ende 








März 1878: 
40 134,024 Pfund Brutto 


Barrengold 






De 


zufammen . . 


Außerdem in lettbezeich- 


neter Zeit: 


7. | nicht mehr 


umlaufsfähige 


Reichsgoldmünzen u. zwar: 
Doppelttonen 91 140. 0 


Kronen 


... 69 490⸗ 
halbe Kronen 


80 = 
160 710.# 









Veberhaupt . . 


mit einem 
Gehalt 
von 


Pfund fein 


331 244 
403 194,840 
82 101,110 
465, 240 
31 175,0881 


5 IA, 


40 OLO,s212 


346 19 1, 2420 





946 306,3296 


und einem Miünz- 


ertrage von 
1395 . / für 
1 Pfund fein 


ll. 


462 085 445,18 
562 456 BIO, 
114531 468,55 

&1 559 023,03 


43 489 247, 
























1 264 121 995,54 | 1256 015 410,33 





55 814 816,4: 


1319 936 811,1 





160 518,19 
1 320 097 330,10 





bei einem 


Anſchaffungswerth 


von 


M. 





457 174 376,11 


hh8 772 815,02 ” 


115 622 258,43 
81 102 463,32 


43 343 497,35 


55 680 825,99 





1311 705 2306,83 


160 T10,00 








mit einem Brutto-Miünz- 


Gewinn 
von 


HM. 
5071 950,08! 
3 744 067,61 


456 559,11 
| 


| 


145 750,55) 


124 990,55 





9 806 ! 15,33) 1574 540,24 


| 


——— oo —ñ— 


8 231 383,98 





Berluſt 
von 


160 881,0 
60 OT2,37 
262 796,17] 1353 586,0 


90681 124,75 1574 540,24 


1311 865 946,3 | 9806 115,33! 1 574 732,05 








Bemerkungen, 
































Auf den bier nad: 
gewiejenenBrute: 
Münzgewinn tom 
men bie Priw 
kojten in Geam 
rechnung. 


Bom 1. April bis Ende Tegember 1878 ift den Miling flätten Prägegold anf Neihsrehnung nit überwieſen wor 













27 NM 20, 
Neberficht ulage — 
über die Goldanfänfe der Reichsbank. 
Inder Zeit Münzen Barren Sufammen. 
— Bis von Privaten. | vom Neid. | von Privaten. vom Neid. 
Me ll dl 4 dl 





















1878 
1. Januar ‘7. Januar 478 156,4 | — — 1 660 507,01 2138 663,4 
Bun 15. . 615 215,7 | — 61619,4 — 676 835,51 
16. =: 3. : 202 228,10 — — — 202 228,1 
24. ⸗ 31, ⸗ 108 430, _ 40 190,:5 — 148 621,5; 
1. Februar 7. Februar 150 295,33 | — 300 000,., 6557 605,5] 7007 900,3 
8. s 15. ⸗ 282 229,40 | — 317 098,07 2117 246,,]| 2 716 573, 
16. P 23. 137 756,0; | 70 386,51 4 004 391,« 4 212 534,.; 
4 : = _ = = 10 192 542,1] 10192 542,1 
1. Mär; 7. März 86 873,0 — 3171869,4 3258 743,0 
8. 15. E — | — 139 262, 6118 756,5] 6258 018,4 
16. s 23. s — — 36 067,05 7160 911,a 7 196 978, 
24, ⸗ 31. ⸗ — | — 15 898,4 2.065 613, 2081 511, 
1. April 7. April — | — — 5 000 000, 5 000 000,00 
8. ⸗ 15. ⸗ — — — 3 580 462. 3580 462,» 
16. = 23. =: — — — 35 964. 35 964, 
24. : 30. : 66 167,5 — — 3536 610,.0| 3602 777,5 - 
1. Mai 7. Mai 10 837,4: — 175,95 11 013,42 
8. : 15. : 46 807,57 | 9661, | _ 56 469, 
16.  : 23.  : 90 607,00 — _ _ 90 607, 
24, = 3. s 208 332,1 | — 63 566,48 | — 271 899,» 
1. Zuni 7. Juni 134 131,33 | — — — 134 131,2. 
— — 63 109,06 z 130 521, | * 193 630,2 
16. ⸗ 23. 153 607,33 | — — | — 153 607, 
4. : 30. : 33 332,00 | — _ | _ 33 332,0 
1. Juli 7. Juli 74 613,1: | — 580 404,4 | — 655 017, 
8. ⸗ 15. ⸗ 315 547,18 | — 20 198, — 335 746, 
16. ⸗ 23. ⸗ 308 731 — — | — 308 731, 
24, ⸗ 31. ⸗ 49 530,0 - 546 600,5: | — 596 131,11 
1. Auguft 7. Auguft 8 724,01 — 60 541,1. — 69 265,1: 
s8. * 15. =: 2 233,0 | = = | — 2 233, 
16. 23. s 1 867,45 | _- — — —1 867,55 
24. * 31. * — | _- — — — 
1. September 7. September — | = — — — 
8. 15. — — — — 
16. * 23. * Ya | — wen u 
24. ⸗ 30. 334 101,5 = 52 873,1 = 386 974, 
1. Dftober 7. Oltober 315 728,20 — — — 315 728, 
8. ⸗ 15. ⸗ 919 936,56 | — — 1675 846,1 2595 783,5 
16. — 23. 57 154, — — — 57 154,» 
24. * 31. s 16 189,50 4 000 000, — — 4 016 189,70 
1. November 7. November 34 264,;u ar — — 34 264,50 
8. * 15. * 592 593, 61 957,95 — — 654 55 1,4 
16. ⸗ 23. ⸗ 312 509,53 | — — — 312 509,4 
24. 30. 335 911, — — — 335 O11,0n 
1. Dezember 7. Dezember 219 926,1 — — 9202 453,1 9422 379,5 
8. ⸗ 15. ⸗ 86 601,4 -- — 10 184 850,.] 10271 451,5; 
16. s 23. E 51 696 — 4970 308,03] 5 022 005,u2 
24. 31. s 315 960,4; 2 726 464,0 — — 3042 425, 
zuſammen für 1878 . 7221 942,0: 6788 422,,; | 2444 890,4 81236 114,0] 97 691 370, 


Vorher ‚vom ‘1. Januar 1876 
ab (vgl. die 6. Denkſchrift) . 126 681 453,0. — 2274 TTS, 194 581 768.43) 223 537 999, 


Summe bis 31. Dezember 1878 133 903 395,53 | 6 788 422,;; 4 719 668,5 275 817 883,.] 321 229 370,4: 


28 


Lad 


über 


das den deutjchen Münzitätten bis Ende Dezember 1878 über 











Barren 
2:&ulden» J1Gulden- | Y/geöldens RER Ä 2: Thaler: 
Es ſind Äberwieen: näde. * ade R Er — == nätı 
Z Schillinge. 
Brutto. Pfund fein. 
* Fl. Fl. Bi. Thlr. # Ihr. 










in der Zeit bis Ende März 
1877 (vergl, die — 
Dentihrift) ... 












26 805 108] 44.625 092 | 13920219 257116] 32 407,890 *32 420,569 | 49034 SIR 
| 





[54 
* 


im Gtatejahr 1877/78 — — — 1076 596 


vom 1. April bis Ende 


Dezember 1878 . a ua 59 **536,2 _ 






























Summe bis Ende 1878 | 26 805 108 | 44 625 0932 | 13 920 219 33 004,529 32 966,541 | 50 111 414 





Außerdem 


im Gtatsjahre I8T77/T8 
nicht mehr umlauisfähige 
Reichs⸗Silbermũnzen, und 
zwar: 

a)5 Markſtücke 660 

b)2 : 25 

e)1 . 415 — 

d) 50. Pigftüde 164 

e) 20 j 204,0n * 

= 1828,00: ff. — — 









— 
257 161 33 004,590. 32 966,541 


| 








find | 26 865 108] 44 625 032 50 111414 


9 Diele Barren rühren aus affinirten PandesSilbermüngzen ber, 
» Diele Barren, welde aus den, den preußiſchen Münzitätten von Reich swegen zu a gelieferten Yandes- ug 


berrübren und einem Mertbe von 48456 #4 in Vereinsthalern entiprechen, find bei Beendigung der 


rãgung auf dieſen Miünzftätten ver 
Neiche zurückgenommen und der Münzſtätte in Hamburg ald Prägefilber überwiejen worden. 


29 NM 20. 




















Anlage 6. 

weifung 
wielene Material zur Ausprägung von Reichs-Silbermünzen. 

1:Thalers | 1:Thaler- , — Werthbetrag Mithin 

Beſchaffungso⸗ 
AB fei Brutlo⸗ 

ftüde von | ftüde von a Bund fein u Brutto —— 
1823/56. | 1857 ab. Pfund | oder 100  #. " Münzgewinn. 











Brutto, Pfund fein, 






MH. ff. 





Thlr. Thlr. 

















478 177] 23686 243 | 4512 624,005 | 4088 204,046 | AUS 829 424,00 | 369 004 697,8 | 39 824 727,9 












17 223 IN2,00 15 532 221 ‚u 1691 361,00 





4100 811 191 375,10 172 235,00 








301 470 11 720,40 10 556,479 | 1055 647,0 352 866,00 102 781,00 





























41 618 870,22 





ATS 17T | 28088 524 | 4745 727,590 | A271 086,545 | 427 108 654,50 | 385 489 784,08 





Prutto-Milnz: 
verluſt. 


12,70 












478 177] 28088 524 | 4745 797,715 1271 104,704 | 427 110 470,40] 385 401 612,98 Berluft 12,70 






Gewinn | 41 618 870, 












Aus diefem Miünz- 
gewinn find zu— 
nächſt die Präge- 
koften zu beiden. 


bleibt Sewinn | 41 618 857,50 





Anlage 7. 


30 


Meberfidt 


betreffend 


die Umwandlung eingezogener Yandesjilbermünzen in Silberbarren für die Zeit bis Ende 
Dezember 1878. 


Bezeichnung Des Gegenſtandes. 


A. Affinirungen. 


1. Goldhaltiger 
Münzen. 


Thaler aus den Jahren 
1750—1816 ...... 
Thaler aus den Jahren 
1817—1822 ...... 
!/geXhalerftüde..... . 
lg ⸗ ——— 
fıa verſchiede⸗ 
nen Gepräges 
!/ıa = Thalerftüde verſchie⸗ 
denen Gepräges (zu 
Barren vorgefchmolzen) 
!/a: Thalerftüde braun: 
Ichweig = lüneburgifchen 
Gepräges 
"a: Thalerjtüde braun: 
ichweig = Lüneburgifchen 
Gepräges (zu Barren 
vorgefchmolzen) .... 
's=Xhalerftüde . .... 


gg R 


"/oo : eures 


..n nee 


Süddeutſche Gulden. . . 


: 6 Kreuzerſtücke 
⸗ 3 ⸗ 


Kronenthaler .. . .... 


Zu übertragen .. 


*) Diejed Ergebniß iſt nach Maßg 
enthält auch Diejenigen Silbermengen mit, welche 


liefern waren, 


Neminalbetrag. 


Ihr. 
19 751 902 


Sm. 


15 878 175 
14 102 608 
32 T14 188 


25 


7112, 121%, 


5 M*593. 22% 


525 


31 


1 187556. 
1150044. 
3008 831. 6 
199 360. 
Fl. 
1568 
19 453 7831/10 
3 300 206 17/0 
334 10617 /y0 
Stüchk. 
1 722 74894 


Er ve se Wr er Zr 












Betrag in 
Mart 





(rund). 


59 255 886 


47 634 625 
42 578 094 
98 142 567 


213937 


17 815 781 


1575 


3 52 608 
3450 134 
11006 ik 
AR 81 


7831 

33 349 342 
5657407 
AT2 754 


7973 865 








331 721371 3 685 793,009|3 427 853,413 


abe der Abrechnungen der Affiniranitalten für die Zeit bis Ende Dezember, 1878 feitgejtellt um 
am 31. Dezember 1878 von den betreffenden Anftalten auf Grund der Abrechnung noch zu 








Nah dem , 
Normalfage | Ergebnik 
ee der 

n für R 

90 Marf Affinirumg 
Nominalwerth bezw. 
würden die Ein 


jelben ergeben | jchmelzung *) 
mũſſen 


Pfund fein. | Pfund fein. 


1 187671 ,253[1 170 790,814 


AT3 080,0] 450 141,842 
1 000 472,967]1 026 182,114 


237,078 14,616 


197 953, 12 


167 AT7 837 


LÜSO,s33 955,312 


39 584,333 3 06,07 


38 334 0 AG, ans 
122 294 a7] 96 612,753) 
h 645, 448 5 394,157 
"Ton NÖ ,2ss 

370 548,24] 305 502,050 


62 S61,078 
6 363,033 


45 0UN 1, zu 


5 VV — — — 


88 HIN, 88 287,607 























Die Vergü⸗ 
Mithin Aus tung für den 
fall gegen | Goldgebalt 


das Normale | der Münzen 
beträgt 









Pfund fein. Marl. 


16 874,019] 680 336,18 


22 DIS, 101 270 085,11 


6420,55] 615 709,18 
42,162 58,38 
30475,24 25 587,00 
95,201 Ta, 

3 08T — 21 357,93 
T 870,308 15 232,25 
25 681,2] 57.967,57 
1 251,187 3 230,19 


al, 

183 337,14 
27 054,13 
3 006,31 


V,r73 

4 D86,104 
17 770,751 
1 353,101 


310,553] 49 607,71 





257 939,s07|1 962 201,15 





Erläuterungen. 









Nah dem 


Rormaljage | Ergebnik 
ar 1 Pfund der 

ein TUR Affinirung 
Bezeichnung des Gegenjtanded.| Nominalbetrag. BER bezw. 
würden die: Ein 


jelben ergeben | jchmelzung *) 
müſſen 





(rund). Pfund fein. | Piund fein. 



























Stüd 
Uebertrag . - - 351 721 371[3 685 793,009 427 853,013 
Konventionsthaler . . - - 463 870 1908 494| 21 205,0] 21 520,508 
Thlr. Ser. 
Münzen fchleswigeholifteis 
nifhen Geprä⸗ 
ges......-. 539 284. 1 1617853] 17 970,105 
-  medlenburgiicher 
Währung 57227. 261 171684 1907, 15790 
hamburgiſcher 
Kurantwährung SER 540. 2/a| 1765 647— 19 618,249 16 270,000 
luübiſcher Wäbh- 
ung ...... 251 665. 101/a 754 9960 RBERs| 7 6883,280 





: älteren @eprä: 
1 —— 









398 610) 4 429,000 4 161,sı3 





Summe 1... 338 333655 


2. Anderer Münzen. 


Thaler aus den Jahren 
1823—1856 ...... 
Thaler aus den Jahren 
von 1857 ab ..... 


Summe 2... 


3 759 318,3:8]3 497 304, 10n 


21 882 mM 656 720 A, 725 Ad,aur 





29 123 000 87369 00] 970 760,067] 967 865,175 


153 015 000] 700 166,567]1 693 364, 1u: 


Summe A... . 491 353 65515 459 485,05:|5 190 762 ,xus 


B. Einfhhmelzungen. 


2: Thalerftüde. ©... .. | 3650000 10950 00] 121 666,667] 121 565,8r: 
Thaler aus den Jahren 

1823—1856 .... 40000 120 000 1 335,353 1 327,40 
‚Thaler aus den Jahren 

von 1857 ab ..... [51894516 155 683 548]1 729 817,200|1 724 428,4m 


Fl. 


3357 330 


Süddeutſche 2-Gulden⸗ 


ftüde .. 
Süddeutſche 1-Gulden⸗ 
ſuſſ. 


Summe B.... 
Dazu Summe A... - 


|| n 5 755 423 


106 666,067] 106 377,028 


2242 670 3 844 577 


176 353 548|1 959 483,a67]1 959 698,70 
401 353 655[5 459 485,035|5 190 763,223 





Insgefammt . - - 667 707 208|7 418 968,523|7 144 462,005 
























Die Bergü- 

Mitbin Aus | tung für den 

fall gegen | Goldgehalt 

das Normale | der Münzen 
beträgt 


Pfund fein. Mark. 






257 999,597] 1 962 201,19 
*) 515,200 12 868,38 


*) DAS, 10.875,01 


328,4 7,12 


3347, 702,51 


BULRPTT 


A T30,ı2 


267,187 


2 447 ‚oo 


261 923,50] 200 SB1,za 






3895, au 






2 yo ‚isn 
6 797,253 
268 721,939 


ab nebenftebente 


2003 881,73 
547 532,70 


14156 949,03 


bleiben 


1001,83 ) 


d,s03 


5 DB8, 103 


280,631 


5 785,087 
268 721,333] 1456 349,03 
274 506,319] 1456 349,03 


ab nebenfichende 65 5253,00 





bleiben | 1 390 826,03 












Erläuterungen. 


wehr gegen das 
angeneutinene 
Normale. 


Die für die At. 
nirungen zu 2 von 
Reiche nejablte 
Bergatung betrint 
147 592,70 «MW 


Die dem Reihe 
zur Part Faltenden 
Webühsen für bie 
inshmelzungen 
in B betragen 
05523 .M 


N 21, 


Deutfcher Neichstag. 
4. Zegislatur: Periode, 
II. Seſſion 1879, 


Antrag 


zu 
Nr. 19. der Druckſachen. 


Nicert (Danzig). Der Reichstag wolle beſchließen: 

I. die beantragte Genehmigung zur ftrafrechtlichen Verfolgung und 
zur Verhaftung des Neihstagsabgeordneten Fritzſche zu ver 
jagen; 

2. gleichzeitig zu erflären: 

daß der Reichstag mit dem $. 28 des Geſetzes vom 21, Ok— 
tober 1878 nicht den Sinn verbunden hat, daß ein Mitglied 
bes Reichstags durch eine polizeiliche Ausweifung in feiner 
verfaffungsmäßigen Obliegenheit, an den Verhandlungen des 
Neihstags Theil zu nehmen, verhindert werben dürfe. 


Berlin, den 18. Februar 1879. 





Ridert (Danzig). 
Unterftügt durch: 


Trautmann. Büfing. Dr. Gareis. Lüders. Vopel. Schlieper. 
Dr. Blum. Dr. Baer (Kalle), Schlutom. Graf v. Flemming. 
v. Bennigfen. Dr. Baumgarten. Knoch. Freiherr Schenk v. St auf— 
fenberg. Landmann. Dr Dreyer Witte (Schweidnig), Roemer 
(Hildesheim). v. Bodum-Dolffs. Dr Löwe (Bohum). Berger. 
Wigaers (Parchim). Möring. Dr. Stephani, Dr. Witte (Medlen: 
burg). Oechelhäuſer. Dr. Franz. Freiherr zu Franckenſtein. Frei— 
herr v. Schorlemer- Ali. Freiherr v. Wendt. Freiherr v. Pfetten. 
Freiherr v. Sorned: Weinheim. Graf v. Schönborn. Reihensperger 
(Olpe). Dr. Lieber. Freiherr v. Hertling. Dr. Reihensperger 
(Erefeld). Graf v. Praſchma. Grütering. Dr. Majunke. v. Forcade de 
Biaix. Freiherr v. Heereman. Streder. Kodann. Freiherr v. Zu: 
Rhein. Dr. Weſtermayer. Etößel. Graf v. Galen. Dieden. Dr, 
Bod. GBielen. Graf v. Nayhauß-Cormons. Graf v. Preyfing. 


2 


Prinz Rabdzimwill (Beuthen). Graf zu Stolberg:Stolberg. Hoffmann. 
Streit. Richter (Hagen). Müller (Gotha). Dr. Laster. Dr. Hänel. 
Eyfoldbt. Dr. Bamberger. Loewe (Berlin). Dr. Schulze-Delitzſch. 
Dr. Biggers (Güftrow). Wöllmer. Wulfshein. Dr. Gneiſt. Schnee: 
gans. Dr. Böttcher (Waldeck). Dr. Hammacher. Neinede. Dr. 
Nüdert (Meiningen). BPfähler. v. Benda. Struve Klein. Dr. 
BVolfffon. Görz. v. Bernuth. Laporte. Bieler. Dr. Sarnier. 
Dr. Thilenius. 


MM 22. 


Deuticher Neichstag. 
4. Legislatur-Periode. 
1. Seffion 1879. 


Berlin, den 18. Februar 1879. 


Der Königlih Preußifhe Herr Juſtizminiſter hat mittelft des anliegenden 
Schreibens vom 17. d. Mts. mir ben ebenfalls beigefügten Bericht des König— 
lihen Staatsanwalts bei dem hiefigen Königlichen Stabtgericht vom 15. d. Mts. 
zugeben laffen, in welchem bie Einholung der Genehmigung des Reichstags 
zur ftrafrechtlihen Verfolgung und zur Verhaftung des Neihstagsabgeorbneten 
Haffelmann wegen Zumwiderhandelns gegen $. 28 bes Gejeges gegen bie ge 
meingefährlihen Beitrebungen der Sozialdemokratie vom 21. Oftober 1878 
(Reichs⸗Geſetzblatt S. 351) in Antrag gebradt wird. 

Em. Hochwohlgeboren beehre ich mich ganz ergebenjt zu erſuchen, eine 
Beſchlußfaſſung des Reichstags darüber gefälligit herbeiführen zu wollen. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
Dtto Graf zu Stolberg. 


An 
den Präfidenten des Reichstags 
Seren Dr, von Fordenbed 
Hochwohlgeboren. 


Juſtiz⸗Miniſterium. 
* Berlin, den 17. Februar 1879. 


Ew. Durchlaucht beehre ich mich, den beifolgenden Antrag des Staatsanwalts 
beim hiefigen Stabtgericht vom 15. d. Mts., 
betreffend die Einholung der Genehmigung des Neihstags zur 
ſtrafrechtlichen Verfolgung und zur Verhaftung des Reichstags: 
abgeorbneten Schriftitellers Haffelmann, 
nebit drei Anlagen, mit dem Anheimftellen geneigter weiterer Veranlaffung ganz 
ergebenft zu überfenden 
gez. Leonhardt. 
An 
den Herrn Reichslangler 
Fürften von Bismard 
Durchlaucht. 


Berlin, den 15. Februar 1879. 


Der Staatsanwalt am Königlichen Stadtgericht beantragt die Einholung 

der Genehmigung des TDeutihen Reichstages zur jtrafrechtlihen Ver: 

folgung und zur Verhaftung des Neichstagsabgeordneten Schriftitellers 
Wilhelm Haffelmann von bier. 


Wie ſich aus dem anliegend beigefügten Schreiben des Königlichen Polizei— 
Präſidiums hierſelbſt vom 15. d. Mts. und deſſen Anlagen ergiebt, iſt dem 
Schriftſteller Wilhelm Haſſelmann von Hier auf Grund ber nad 
8. 28 des Neichögefeges über Die gemeingefährliden Beftrebungen 
der Sozialdemokratie vom 21. Dftober v. 38. mit Genehmigung des 
Bundesrathes von dem Königlichen Staatsminifterium für die Stadt Berlin und 
mehrere angrenzende Bezirke unter dem 28. November v. 3. erlaffenen Anordnungen 
durch Verfügung des Königlichen Polizei-Präfibiums hierjelbit vom 29. deſſelben 
Monats der Aufenthalt in Berlin und in jenen Bezirken verjagt, und ift diefe Ver: 
fügung dem Genannten an bemfelben Tage zugeftellt worden. Derjelbe ift Mitglied 
bes Deutfchen Reichstags und am 14. d. M. nach Eröffnung des legteren am 12. d. M. 
hierher zurüdgefehrt, ohne dab die Aufenthaltsverfagung zurüdgenommen wor: 
den wäre. Hierdurch hat er gegen die Strafvorfchrift des $. 28 eit. verftoßen. 
Seine Eigenihaft als Mitglied des Neichstages und deſſen Eröffnung ſcheinen 
nicht geeignet, ihn gegen die Anwendung dieſer Vorfchrift zu ſchützen, da ber 
Paragraph, welcher unter Nr. 1 in der Beitimmung über Berfammlungen zu 
Bunften der zum Zwed einer ausgeichriebenen Wahl zum Reichstag oder zur 
Landesvertretung berufenen Berfammlungen eine Ausnahme macht, unter Nr. 3 
bezüglih der auszumeifenden Perjonen keinerlei Ausnahmen 
ftatuirt, der Richter aber nicht unterſcheiden darf, wo das Geſetz nicht 
unterſcheidet. Die Kaiferlihe Einberufungsordre fchließt die Aufhebung ober 
Suspendirung der auf Grund der beftehenden Geſetze gegen Mitgliever des 
Reichstags verhängten, fie an der Ausübung ihrer Funktion hindernden Maß— 
nahmen nicht in fi. Ebenſowenig läßt ſich fonft aus der Reichsverfaſſung 
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gegenüber ber Klaren Beltimmung bes qu. Geſetzes als eines Reihe: Spezial: 
gejeges eine Ausnahme zu Bunften der Reichstagsmitglieder herleiten, — wie 
dies auch bereits im Neichstage bei der zweiten Berathung des 
Geſetzes von dem Seren Abgeorbneten Windthorft: Meppen hervorgehoben 
und anerfannt worben ift, ohne daß feine Ausführung im Haufe damals oder bei 
der dritten Berathung zum Gegenitande einer Erörterung gemacht, insbefon: 
dere von dem Seren Berichteritatter der Kommilfion irgendwie beanitandet wor: 
den wäre, obgleich Zegterer auf die von Ebendemielben zu dem qu. Paragraphen 
jonft noch gemachten Ausstellungen näher einging (efr. Stenographiſchen Bericht 
über die 14. Sitzung bes Reichstages vom 16. Dftober v. J., Seite 315 
bis 317). 
Da das in Frage ftehende Vergehen ſich als ein fortgejegtes, d. i. als 
ein folches darftellt, welches in einer fortgefegten ftrafbaren Thätigfeit beiteht, 
jo erfcheint es für die zur Strafverfolgung berufene Behörde, in deren Bezirk 
und unter deren Augen das Vergehen fortgejegt verübt wird, als 
angezeigt, daſſelbe alsbald der rihterlihen Kognition zu unterbreiten, und 
falls der genannte Abgeordnete in ber Strafthat auch fernerhin noch verharrt, 
zugleich ſeine Verhaftung zu beantragen, — zu diefem Behuf aber in Gemäß: 
heit des Artikels 31 Alinea 1 der Neichsverfaffung: 
„die Einholung der Genehmigung des Neichstags zur ſtrafrecht— 
lichen Verfolgung und zur Verhaftung des NReichstagsabgeorbneten 
Halfelmann“ 

in Antrag zu bringen. 


Der Staatsanwalt am Königlihen Stadtgericht. 
gez. Teffendorff. 


Berlin, den 15. Februar 1879. 


Dem Reihstagsabgeorbneten, Scriftiteller Wilhelm Haſſelmann, am 
25. September 1844 zu Bremen geboren, find Ausfertigungen der beiden in 
beglaubigten Abfchriften bier beigefügten Verfügungen am 29. November 1878 
laut bei den hieſigen Akten befindlichen Behändigungsicheins an demfelben Tage 
infinuirt worben. 

Nachdem derjelbe am 14. d. Mts. um 5 Uhr Nahmittags mit dem Eifen: 
bahnzuge von Samburg eingetroffen und vom Schutzmann Mühlefeldt Nr. 572 
auf dem Hamburger Bahnhofe betroffen worden ift, wird Euer Hochwohl— 
geboren die Strafverfolgung nach $. 28 des Neichsgefeges vom 21. Oktober 1878 
ganz ergebenft anheimgeftellt. 


Königliches Polizei-Präfidium. 


94. von Madai. 


An 
den Königlichen Staatsanwalt am Stadtgericht 
Seren Teffendborff 
Hochwohlgeboren hier. 


Copia vidimata, 
Berlin, den 29, November 1878, 


Unter Zuftellung der beiliegenden Verfügung vom heutigen Tage eröffnet das 
Polizei-Präfivium Euer Wohlgeboren, daß mit deren zwangsweifer Durdfüh: 
rung unnachfichtlih vorgegangen werben wird, jofern Sie nicht innerhalb 
3 Tagen, von Behändigung diefer Verfügung an gerechnet, den bie Stabt 
Berlin, die Stadtkreife Potsdam und Charlottenburg, ſowie die Kreife Teltow, 
Nieder: Barnim und DOft:Havelland umfaflenden Bezirk verlaffen haben werben. 

Zugleich werben Sie darauf hingewiefen, dab Zumwiderhandlungen gegen 
die erlaffene Verfügung mit Gelbftrafe bis zu Eintaufend Mark oder mit Haft 
ober mit Gefängniß bis zu 6 Monaten bejtraft werben. 


Königliches Polizei-Präfidium. 
94. von Madai. 


Pro vera copia, 


(L. 8.) Aßrott, 
Büren Affiftent. 
An 
den Schriftiteller Seren Wilden Hafjelmann, 
Wohlgeboren 
bier, 


SHollmannftraße 23. 


Copia vidimata. 
Berlin, den 29. November 1878. 


Verfügung. 


Aut Grund der nah $. 25 des Neichsgejeges gegen die gemeingefährlichen 
Beltrebungen der Sozialdemokratie vom 21. Oktober 1878 mit Genehmigung 
des Bundesraths von dem Königlihen Staatsminifterium für den die Stabt 
Berlin, die Stabtkreife Potsdam und Charlottenburg, jowie die Kreife Teltom, 
Nieder: Barnim und Oſt-Havelland umfaffenden Bezirk unter dem 28. November 
1878 getroffenen Anordnung wird bem 
SHollmannftraße 23 
hierjelbft wohnhaften Schriftiteller Wilhelm Hafjelmann, 

als einer Perfon, von welcher eine Gefährdung der öffentlihen Sicherheit oder 
Ordnung zu beforgen ift, der Aufenthalt innerhalb des ganzen vorerwähnten 
Bezirks, von der unterzeichneten Landespolizeibehörde hierdurch verjagt. 


Königlihes Polizei: Präfidium. 
gg. von Madai. 
Pro vera copia. 
(L. 8.) Abroft, 
Bürean-Affiftent. 
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Deuticher Neichötag. 
4. LegislaturPeriode, 
II. Seſſion 1879. 
I 


änterpellation, 


An den Herrn Reichskanzler erlaube ich mir die Anfrage zu richten: 

1. Sind von Seiten der verbündeten Regierungen Erhebungen darüber 
angeitellt worden, im welcher Weiſe eine Abänderung des Geſetzes 
vom 7. Zuni 1871 vorzunehmen fei, um einerjeits die Beſtim— 
mungen des Gefeges auf jämmtliche mit befonderer Gefahr für 
Leben und Geſundheit verbundene Gewerbebetriebe auszjudehnen, 
anbererjeits die Werantwortlichfeit des Ilnternehmers, ſowie Die 
Beweislaft in einer der Natur der einzelnen Gemerbebetriebe ent: 
ſprechenden Weiſe zu regeln? 

2. Wird dem Neihstage in diefer Seſſion eine darauf bezügliche Vor- 
lage gemacht werben? 


Berlin, den 15. Februar 1879. 


Dr. Freiherr v. Sertling. 


Unteritügt durch: 


Streder. Freiherr v. Fürth. v. Forcade de Biair. Dr. Graf v. Biſ— 
jingen:Nippenburg. Bernards. Dr. Franz. Grafv. Nayhaus:Cor- 
mons Dr. Brüel. v Kebler. Freiherr v. Heereman. Menken. Dieden. 
Dr. Majunfe Freiherr v. Landsberg:Steinfurt. Dr. Berger. 
Windthorſt. Freiherr v. Wendt. Freiherr v. Pfetten. Freiherr 
v. Schorlemer:Alit. Freiherr zu Frandenftein. Dr. Reihensperger 
(Crefeld). Graf v. Galen. Reihensperger (Dipe). Reichert. Graf 
Balleftrem. Graf v. Praſchma. v. Schalſcha. Grafv Saurmas 
Jeltſch. v. Grand-Ry. Franffen. Horn. Müller Gleß). 
Dr. Bod. 
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Deutfcher Neichötag. 


4. Legislatur:Periode. 
II. Seffion 1879. 
mm —ñ mn U — ⸗e 


Berlin, den 20. Februar 1879. 


Gemaß der in der Thronrede enthaltenen Ankündigung beehre ich mich, 
den die Reviſion bes Artikels V. des Prager Friedens betreffenden Vertrag 
vom 11. Oktober v. Is. dem Reichstage zur gefälligen Kenntnißnahme hiermit 
ganz ergebenft zu überſenden. 


Der Reichskanzler. 


v. Bismarck. 


An den Reichstag. 


3 AM 24. 


Nachdem die im Artikel V. des zwiſchen Sr. Majeſtät dem Deutſchen Kaiſer 
und König von Preußen und Sr. Majeſtät dem Kaiſer von Oeſterreich, König 
von Böhmen und Apoſtoliſchen König von Ungarn am 23. Auguſt 1866 zu 
Prag abgeſchloſſenen Friedens enthaltenen Beſtimmungen in Betreff der Mo— 
dalität einer Retroceſſion der nördlichen Diſtrikte Schleswigs an Dänemark zur 
vertragsmäßigen Durchführung noch nicht gelangt find; 
nahdem Se. Majeftät der Deutſche Kaifer und König von Preußen 
den Werth zu erfennen gegeben hat, welchen Er auf die Bejeitigung diefer Mo: 
balität des Friedens legen würde; 
andrerieits Se. Majeftät der Kaiſer von Deiterreih und König von 
Ungarn die Schwierigkeiten würdigt, welche fi) der Durchführung des in jenem 
Artilel niedergelegten Prinzips entgegenftellen; 
nahdem endlih Se. Majeftät der Kailer von Defterreih und König 
von Ungarn einen Beweis Seines Wunfches zu geben gemillt ift, die zwifchen 
ben beiden Mächten beſtehenden freundfchaftlihen Bande noch enger zu ſchließen: 
fo haben die Hohen Kontrahenten übereinftimmend für nothwendig er: 
fannt, eine Revifion des oben bezeichneten Artikels eintreten zu laffen. Se. 
Majeftät der Deutfche Kaifer und König von Preußen und Se. Majeftät ber 
Kaifer von Defterreih und König von Ungarn haben zu diefem Zmwede zu 
Ihren Vertretern ernannt: 
Se. Majeftät der Deutſche KHaifer und König von Preußen, 
den Prinzen Heinrich VII. Reuß, Allerhöchſt Ihren Bot: 
ſchafter und General-Adjutanten ꝛc., 
Se. Majeſtät der Kaiſer von Oeſterreich und König von Ungarn 
den Grafen Julius Andräſſy von Efil-SzentKiräly und 
Kraſzna⸗Horka, Allerhöchſt Ihren Minifter des Kaiferlichen 
Haufes und des Neußern zc., 
welche nach Vorlegung ihrer in guter und richtiger Form befundenen Voll: 
machten über nachitehende Artikel fich vereinigt haben. 


Artikel l. 

Die in dem zwiſchen Sr. Majeftät dem König von Preußen und Sr. Ma: 
jeftät dem Kaiſer von Defterreih, König von Böhmen und Apoſtoliſchen König 
von Ungarn am 23. Auguft 1866 zu Prag abgeſchloſſenen Friedensvertrage 
niebergelegte Vereinbarung, wonach der Uebertragung der Sr. Majeftät dem 
KRaifer von Defterreih durch den Wiener Friedensvertrag vom 30. Oktober 
1864 erworbenen Rechte auf die Herzogthümer Holſtein und Schleswig an 
Se. Majeftät den König von Preußen eine Modalität hinzugefügt iit, wird 
hierdurch aufgehoben, jo daß die Worte im Artikel V. des genannten Ber: 
trages vom 23. Auguſt 1866: 
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„mit der Maßgabe, daß die Bevölkerungen der nördlichen Diftrikte 
von Schleswig, wenn fie durch freie Abitimmung den Wunſch zu 
erfennen geben, mit Dänemark vereinigt zu werben, an Dänemark 
abgetreten werden follen“ 

außer Gültigkeit gejegt werben. 


Artikel Il. 
Die Ratifitationen des gegenwärtigen Vertrages jollen zu Wien binnen 
einer Frift von drei Monaten ober wenn möglich früher ausgewechſelt werben. 
Zu Urkund deffen haben die Bevollmächtigten gegenwärtigen Vertrag 
unterzeichnet und mit dem Infiegel ihrer Wappen verjehen. 


So gejchehen in Wien, am 11. Oftober 1878. 


95. 8. VII. Neuß. ge. Andräffg. 
(L. S.) (L. 8.) 
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Deutfcher Neichötag. 
4, Legislatur:Periobe, 
II. Seſſion 1879. 


Berlin, den 17. Februar 1879. 


Ew. Hochwohlgeboren beehre ich mich anbei eine 
Ueberficht über den Stand der Bauausführungen und Beſchaffungen 
von Betriebsmitteln für die Eifenbahnen in Eljaß-Lothringen und 
die im Großberzogthum Luremburg belegenen Streden der Wilhelm: 
Luremburg:Eifenbahn am 30. September 1878 
unter Bezugnahme auf die vom Reichstage am 11. April v. Is. zu Kapitel 11 
der einmaligen Ausgaben des Haushaltsetats des Deutichen Reichs für das 
Etatsjahr 1878/79 angenommenen Nefolution ganz ergebenjt zu überfenden. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
Dtto Graf zu Stolberg. 


An 
ben Präfibenten des Reichstages, 
Seren Dr. v. Fordenbed, 
Hochwohlgeboren. 


Ueberfidt 
über den 


Stand der Bauausführungen und der Beihaffungen von 
Betriebsmitteln für die Eifenbahnen in Elſaß-Lothringen und 
die im Großherzogthum Luxemburg belegenen Streden der 
Wilhelm - Luremburg » Eifenbahbn am 30. September 1878. 


A. Bauten, für welche die erforderlichen Geldmittel durch Die 

Gefege vom 22. November I871 (M.G.⸗Bl. S. 396), vom 

15. Juni 1872 (MN.G.Bl. S. 209 und 210) und vom 18. Juni 
1873 (M. GBl. Z. 143 und 144) bewilligt worden jind, 


Anmerkung. Die in den beiden erjten Bejeten vorgeichenen Summen 
zur Beihaffung von Betriebömitteln, zur Erweiterung der Neparaturwerk: 
ftätten und zur Erweiterung verſchiedener Bahnhoſsanlagen jind durd das 
dritte Geſetz erhöht worden. Es find mithin die Bewilligungen aus den 
einzelnen Gejegen als Theile einer Gejammtbewilligung zu erachten und hat 
deshalb für die vorbezeichneten Beſchaffungen und Bauausführungen eine alle 
drei Geſetze umfaſſende Rechnungslegung erfolgen müfjen. Aus demijelben 
Grunde gewährt eine gemeinſchaftliche Nahmeiiung über die Verwendung der 
durch diefe Geſetze bemilligten Summen eine größere Weberfichtlichfeit und iſt 
deshalb für die nachftehenden Angaben gewählt worden. 


Bewilligt wurben: 
durd das Geſet vom 22. November 1871 
Thlr. Thlr. Thlr. 
a) für die Ausrüſtung der 
Reichs: Eijenbahnen in 
Elfaß = Zothringen mit 
Betriebsmitteln, ein: 
ſchließlich der durch 
das Reichsgeſetz vom 
14. Juni 1871 (R. 
8.Bl. S. 253) vor⸗ 
ſchußweiſe bewilligten 
fünf Millionen - Thaler 10 000 000. 


Uebertrag 

b) für die zur Sicherheit 
bes Betriebes noth— 
wendige Inftanbfegung 
biefer Bahnen, für Er: 
weiterungber Bahnhofs: 
und Werkftattsanlagen, 
jowie für Ergänzung 
und Erweiterung ber 
eleftromagnetifhen Ap⸗ 
1 ER 


durch das Geſetz vom 15. Juni 


1872: 


l. für den Bau der Eijen- 


IN. 


bahnen: 

a) von Diebdenhofen bis 
zur Landesgrenze in ber 
Nähevon Sierd alserfte 
Nate . 

b) von Colmar nad) Brei- 
0: Pe ap 

ec) von Mek bis zur Lan: 
beögrenzge bei Aman— 
weiler 


. a) für die Ausrüftung der 


erpachteten Bahnen von 
Saarburg über Finftin- 
gen nah Saargemünd 
und von Eourcelles an 
der Nied nad Bolchen 
mit Betriebsmitteln 

b) für die Ausftattung der 
Stationen mit Mobilien 
und Unterhaltungsge- 
räthſchaften . ä 

außer den durch das Geſetz 

vom 22. November 1871 

bereits bewilligten Summen 

für die Reihs-Eifenbahnen 
in Elfaß-Lothringen: 

a) für die Vermehrung bes 
Betriebsmateriald . 

b) für die Serftellung von 
Reparatur: Werkftätten , 
den Bau von Dienft: 
gebäuben und für die 


Thlr. Thlr. Thlr. 
10 000 000. ; i 
1 440 000. 
500 000. 
1 244 000, 
320 000. 
633 000, 
18 000. 
2 306 000. . . 


Seite 12939000. 2064000. 1458000, 


n Uebertrag 
Ergänzung und Ermei: 
terung der Bahn: und 
Bahıhofsanlagen . 


durd das Geſetz vom 18. Juni 


1873: 


l, für den Bau der Eijen- 


bahnen: 

a) von Rieding nad Ne: 
11 1 Ve 

b) von Zabern nah Waj- 
jelnbeim und von Barr 
nad Schlettſtadt 

e) von St. Youis bis zur 
NheinmittebeiHiningen 

d) von Lauterburg nad) 
Straßburg . 

e) von Mutzig nah Rothau 

f) von Steinburg nad 
Buchsweilerr. . . » 

g) von Diedenhofen bis 
zur Landesgrenze in der 
Nähe von Sierd als 
Neitbetrag . » .» - 

h) von Mülhaufen bis zur 
Rheinmittebei Dttmars- 
heim inder Richtung auf 
Mülheim . .» . - 

für die SHerftellung des 


zweiten @eleifes von Mep - 


über Diedenhofen bis zur 
Grenze des Großherzog: 
thums Luxemburg . 


I. für die Ausrüftung, Er: 


IV, 


neuerung und Bervoll- 
ftändigung der Wilhelm: 

Luremburg:Eijenbahn: 
a) für die Beichaffung 

von Betriebsmitteln 
b) zur Erneuerung und 
Vervollftändigung der 
Bahn: und Bahnhofs: 
anlagen (der Wilhelm: 
Luxemburg Eifenbahn) 
außer den burd) Die Ge: 
jege vom 22. November 
1871 und vom 15. Juni 
Seite 


Thlr. 
12 939 000. 


Thlr. 
2064 000. 


5 083 800. 


4 692 000. 


632 000, 


4 016 000. 


848 951. 


429 486. 


2592 100. 


1 274 000, 


4 171 140. 


17 110140. 21 632 337. 
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Thlr. 
1458 000. 


1 951 300. 


468 600, 


2 137 300, 


6 015 200. 


Thlr. Thlr. Thlr. 
Uebertrag 17110140. 21632 337. 6015 200. 
1872 sub III. bereits be 
willigten Summen für bie 
Reiche « Eifenbahnen in 
Eljaß-Lothringen: 
a) zur Vermehrung ber 
Betriebsmittel . . . 4 743 860. 
b) zur Bervollftändigung 
und Erweiterung der 
Bahn: und Bahnhofs: 
anlagen . . . - . . 5 204 350. 
im — 21 854000. 21632337. 11219550. 
oder im Ganzen zur Beihaffung von Betriebsinitteln 65 562 000 .# 
zum Bau neuer Bahnen . . . . 2. 64897011 
zur Erweiterung der Bahn: und — — 33 658 650 — 


Diefe Summen wurden, infomweit fie durch die beiden erften Geſetze be- 
willigt worden find, aus ben bereiteften Mitteln der von Frankreich zu zahlen: 
den Kriegstoften-Entihädigung, infomweit fie durch das lebte Geſetz bewilligt 
worden find, aus ber von Frankreih zu zahlenden Kriegskoften-Entihädigung 
und zwar aus den nad dem Neichögefete vom 8. Zuli 1872 (R.G.Bl. 
S. 289) Artikel VI. vefervirten ein und einhalb Milliarden Franken zur Ber: 
fügung geftellt. Auf Grund des Gejeges vom 18. Juni 1873 üt ferner aus 
benjelben Fonds ein weiterer Betrag von 2 500 000 Thalern oder 7 500 000 .# 
für die Reihs:Eifenbahnen in Elſaß-Lothringen refervirt worden, um daraus 
bie im gejeglichen Wege zu bewilligenden Geldmittel für die Umgeftaltung der 
Bahnhofsanlagen bei Straßburg nah Maßgabe der noch feitzuftellenden Pläne 
und Koftenanjchläge zu beitreiten. 

Bon diefer Summe find im Haushaltsetat des Deutihen Neihs für das 
Etatsjahr 1878/79 bei Kapitel 11 Titel 14 der einmaligen Ausgaben 
2 500 000 .#. als erfte Rate eingeftellt, jo daß für die Erweiterung ber Bahn: 
und Bahnhofsanlagen im Ganzen eine Summe von 36 158 650 4 jur Ver: 
fügung geftellt worden iſt. 


Beihaffung von Betriebsmitteln. 


Beihafft find: 
a) 119 Berfonenzugslofomotiven, 
41 Lokomotiven für gemischte Züge, 
237 Güterzugslofomotiven, 
53 Tenberlofomotiven, 
jufammen . 450 Stüd Lokomotiven nebſt Referveftüden mit einem Koften- 
aufmand vom 2 2 224 846 345, M 
b) 779 Berfonenwagen, 
200 GBepädwagen, 
1 799 bededte Güterwagen, 
9 126 offene Güterwagen, 
zufammen . 11904 Wagen nebjt Referveftüden und Aus: 
Seite 24 346 345,993 AM. 
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Ucbertrag 24 846 345,58 M. 
rüftungsgegenftänden mit einem Koftenauf: 


wande vn . . - en... 85801 046,5 = 
ec) 15 Bahnmeilterwagen für ER 5699, * 
d) 1253 Stüd Wagendeden im Preife von. 183 390, : 
e) 1000 Stüd Plombirleinen im Preife von 3 000,00 : 


N) Mafchinen und Werkzeuge zur Ausrüftung 
der Sauptreparaturwerfftätten bei Biſchheim 439 000,0 : 


mithin bisher verwendet . . . - ee nn. 61278 481,0 cM. 
noch nicht verausgabt. «2 2 2 en 4283 518,3 > 


Bau neuer Linien. 


Sämmtliche Bahnen, deren Baufoften durch die oben angezogenen Gefege 
bewilligt wurden, find feit längerer Zeit in Betrieb gefegt. Nähere Angaben 
über den Fortgang der Bauausführung in den einzelnen Baujahren finden ſich 
in den dem Bundesrathe und Neichstage mitgetheilten Berichten über die Ver: 
waltung der Eifenbahnen in Elfaß:Lothringen und Luxemburg in den Jahren 
1872 bis einschließlich 187778 unter Ziffer III: Ermeiterung der Bahn; aus: 
führliche Veichreibungen der Bahntracen unter Mittheilung von Weberfichtss 
nivellementsplänen der einzelnen Bahnftreden in den gleichen Berichten für 
das Jahr 1872 Seite 79 bezüglich der Bahn von Metz bis zur Landesgrenze 
bei Amanmeiler, für das Jahr 1876 Seite 1 bezüglich der Linie Lauterburg- 
Strafburg und für das Etatsjahr 1877/78 Seite 4—7 bezügli der übrigen 
Linien mit Ausnahme der erft am 15. Mai 1878 eröffneten Bahnſtrecke von 
Diedenbofen bis zur Landesgrenze bei Sierd. 

Zur Ergänzung diefer Mittheilungen bleiben nur nod die Angaben über 
den Stand der noch nicht beendeten Bauarbeiten und der Abrechnung der 
Baukoſten zu machen. 

1. Der Bau der Bahn von Diedenhofen bis zur Landesgrenze bei Sierd 
iſt bis auf die Ausführung des zweiten @eleifes beendet. Bon ber Serftellung 
des Vepteren ift vorläufig abgefehen worden, da die Fortfegung der Bahn 
auf preußifchen Gebiete nur eingeleifig bergeftellt ift und unter diefen Um— 
ftänden es feinen Nuten verjprad, die in Eljaß-Lothringen belegene Theil: 
jtrede der Mofelbahn mit zwei Sauptgeleifen auszuftatten. Einige durch den 
Bahnbau nachträglich nöthig gewordene Arbeiten: zur Herſtellung einer 
Schiffiahrtsrinne bei der neuen Eifenbahnbrüde über die Mofel unterhalb 
Diedenhofen und weiteren Verbreiterung des dur den Bahnbau eingeengten 
Mofelbettes in der Nähe von Sierd find nod in der Ausführung begriffen. 
Die Abrehnung der Ausgaben für die bereits ausgeführten Bauarbeiten ift 
nahezu vollendet, das Grunderwerbsgefhäft jedoh noch nicht vollftändig ab» 
gewidelt. 

Ton den in Höhe von 9276 300 , 4 bewilligten Baufoften waren 
bis zum 30. September 1878 verausgabt 7 746 579,47 „/, noch nicht ver: 
wendet 1529 720,65 HM. 

2. Die Bahn von Colmar nad) Breifah wurde nicht auf der Nordfeite 
von Neubreiſach außerhalb der Feftungsmwerke, wie urfprünglich geplant, ſondern 
im Intereffe der Landesvertheidigung durch ben mörblichen Theil dieſer 
Feſtungswerke geführt. Aus demſelben Grunde ift auch der Bahnhof Neu: 
breiſach durch Anlagen zum Ein und Ausladen von Truppen und Armee 
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material erweitert worden. Endlich find die im Bahnkörper errichteten Fluth— 
brüden in der Nähe des Nheines gegen den urfprünglihen Plan vermehrt 
und erweitert worden, da bie fehr bebeutenden Hochwaſſer des Nheines im 
Jahre 1876 Deihbrühe und in Folge deſſen Ueberfluthungen des von ber 
BDahır durchfchnittenen Gebietes in großer Ausdehnung veranlaßt hatten und 
es für nothwendig erachtet wurde, dem fünftig bei gleihen Vorkommniſſen 
austretenden Waffer ſowohl zur Abwendung einer Beihädigung des Bahn: 
danımes, als auch zur Verhütung einer dauernden Schädigung ber über: 
flutheten Ländereien ausreichenden Abfluß zu fchaffen. Diefe Mehrarbeiten 
haben Mebrkoften und dadurch eine Ueberfchreitung der für den Bahnbau auf 
4 500 000 „# veranfchlagten Summe um 324 554 „A. veranlaßt. Die ver: 
anſchlagten Baufoften follten im Betrage von 3 732 000 .„#. aus Reichsfonds, 
und im Betrage von 768 000 A. aus Landesmitteln von Elſaß-Lothringen 
aufgebracht werden (fiehe Motive zu dem Entmwurfe des Geſetzes vom 15. Juni 
1872, Neihstagsdrudjade Nr. 105 Seite 484). Der Betrag der Landeskaſſe 
ift gezahlt. Die Mehrkoften werden aus den bei dem Bau der Bahnen von 
Zabern nah Waffelnheim und von Barr nad Sclettitabt gemachten Erfpar: 
niffen Dedung finden. 

3. Der Ausbau der Bahn von Meg bis zur Landesgrenze bei Aman— 
weiler, welcher bereits vor dem Ausbruch des Krieges von 1870/71 von ber 
frangöfifchen Dftbahn-Bejellihaft im Zufammenhange mit dem Ausbau ber 
Bahn von Amanweiler nach Verdun in Angriff genommen worden war, be: 
ſchränkte fi unter der deutſchen Verwaltung auf die Erweiterung des Bahn: 
hofes Amanmeiler zu einem Grenzbahnhofe und auf die Serftellung des be: 
triebsfähigen Zuftandes diefer Bahnitrede. Die Ausführung der zu letzterem 
Zwede erforderlihen Arbeiten hat, wie bereits in der Spezialnachweifung über 
die Verwendung der durch die Gejege vom 22. November 1871 und vom 
15. Juni 1872 bewilligten außerorbentlihen Geldmittel für die Eifenbahnen 
in Elfaß-Lothringen (fiehe Beilage g. zum SHaushaltsetat des Neichs für das 
Etatsjahr 1877/78, Seite 143, in den Erläuterungen) angegeben worden ift, 
eine Ueberjhreitung der in Höhe von 960 000 „X bewilligten Baukoſten um 
rund 156 000 „4. erfordert, da bei den zu frangöfifcher Zeit hergeftellten Fels: 
einſchnitten umfangreiche Nacharbeiten an den Einſchnittsböſchungen und an 
den zu berjelben Zeit verlegten Bahngeleifen zahlreiche Auswechfelungen von 
Schienen zur Sicherung des Betriebes noch vor dem völligen Abſchluß ber 
übrigen Bauarbeiten nöthig wurden, deren Koften in dem Voranſchlage nicht 
vorgefehen waren. Die Dedung der Mehrkoften, welche inzwiſchen auf ben 
Belrag von 155 994,51 „/%. feftgeftellt worden find, foll, wie in der oben an: 
gezogenen Beilage bereits angeführt worden ift, aus den bei dem Bau ber 
Eifenbahnen von Zabern nad Waffelnheim und von Barr nad) Schlettftabt 
erzielten Erſparniſſen erfolgen. 

4. Die Bahn von Rieding nad Nemilly ift zwiſchen Nieding und Saar: 
altdorf bis auf das Legen des zweiten Geleifes und zwifchen Berthelmingen 
und Remilly vollftändig hergeftellt. Die in den Jahren 1876 und 1877 
herrſchende naſſe Witterung hat die Erbarbeiten in dem aus buntem Mergel 
beftehenden Boden außerordentlich erfchwert und durch Abrutfchungen der 
Dammjhüttungen und der Einfhnittsböfhungen ganz erheblid vermehrt. 
Zwiſchen Saaraltdorf und Berthelmingen ift der Bahnbau noch nicht vollendet. 
Zwiſchen den zulegt genannten Stationen fällt die Bahn von Rieding nad) 
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Remilly mit der eingeleifigen, nur als Pizinalbahn ausgeführten Linie Saar: 
burg-Saargemünd auf einer Strede von 8,4 km Länge zufanımen. Die 
Krümmungs: und Neigungsverhältniffe der legteren Bahn waren für eine 
Hauptverkehrslinie jehr ungünftig und mußten deshalb verbeffert werden. 
Langwierige Verhandlungen mit dem Bezirke Lothringen, in Folge der in 
Bezug auf die Bahn von Saargemünd nah Saarburg beftehenden eigenthüm— 
lihen Rechtsverhältniffe, Haben die Inangriffnahme der Bauarbeiten bis zum 
Frühjahr 1878 verzögert. Die Ausführung des eriten Geleiſes ift vollendet. 
Die Verlegung des zweiten Geleifes wird jedoch erit im Jahre 1879 erfolgen, 
Von der auf 15 251 400 0 veranihlagten Baufumme find 14 065 014,99 .M 
bereits verausgabt, 1 186 385,78 .% dagegen noch nicht verausgabt. 

5. Die Bahnen von Zabern nah Waflelnheim und von Barr nad 
Schlettſtadt find vollendet, dagegen ift die theilweiſe Rektififation der Bahn 
von Wafjelnheim nad Barr und die Erweiterung des Bahnhofes Molsheim, 
deren Serftellungsfojten in der für den Bau der beiden vorbezeihneten Bahnen 
bewilligten Summe von 14 076 000 „X mitenthalten jind, noch in Ausfüh- 
rung. Bon ber lepteren Summe find 10 161 588,95 für die Serftellung 
der beiden unter Ziffer 5 bezeichneten Bahnen und 480 548,5, . X zur Dedung 
der bei Ziffer 2 und 3 erwähnten Mehrausgaben, im Ganzen fomit 
10 642 136,49 .#. verwendet und 3433 863,5 .# noch nicht verwendet. 
Der leptere Betrag wird zur Dedung der noch zu erwartenden Ausgaben hin: 
reichen. 

6. Der Ausbau der Bahn von St. Ludwig bis zur Nheinmitte bei 
Hüningen ift vollitändig und die Abrehnung der Baukoſten nahezu beendet. 
Von dem bewilligten Baufapital find 619 570,5, .# verwendet und 
1 276 429,19 noch nicht verausgabt. Eine Ueberſchreitung der bewilligten 
Geldmittel ift nicht zu erwarten. 

7. Die Bahn von Lauterburg nah Straßburg bat behufs ihrer In: 
betriebnahme in der Nähe der legteren Stadt mit der Bahn von Vendenheim 
nah Straßburg proviforifh in Verbindung gefegt werden müſſen. Die jelbft- 
fändige Einführung der Bahn nah Straßburg wird erſt nad Vollendung des 
dortigen im Bau befindlichen neuen Gentralbahnhofs ausführbar werden. Mit 
Ausihluß der zu diejer Einführung erforderlichen Arbeiten, welche die Her: 
ftellung der Bahnjtrede vom Kreuzungspunfte mit der Staatsitraße Nr. 6 von 
Vendenheim nah Straßburg in der Nähe von Schiltigheim bis zum Central: 
bahnhofe unter Ucberbrüdung des neuen Wallgrabens und ber neuen Wall: 
ftraße, fowie unter Ausführung eines Feltungstbores in der neuen Ummallung 
von Straßburg umfafjen, iſt der Bahnbau vollendet. Das in Höhe von 
12 048 000 4. bewilligte Baukapital it im Betrage von 9270 116,12 «# 
verausgabt und im Betrage von 2 777 883,95 ./. nod) zu verausgaben. Eine 
Ueberfhreitung der bewilligten Summe wird nicht eintreten. 

8. Die auf 4290000 .%# veranichlagte Summe zur Serftellung der 
Bahn von Mupig nah Nothau follte in Höhe von 2 546 853 aus Reichs: 
fonds, von 1440000 .#. durch Zufhüfle der Landesfaffe von Elſaß-Loth— 
ringen und des Bezirks Unter-Eljaß und in Höhe von 303 147 M durch Zus 
ſchüſſe verfchiedener Gemeinden aufgebracht werden. (Siehe Motive zum Ent: 
wurfe bes Gefeges vom 18. Juni 1873. Reichstagsdruckſache von 1873 Nr. 82 
Seite 11.) Der erftere Betrag ift eingegangen. Bon den letzteren Zufchüfjen 


find jedoch erſt 29 291,2: „H. eingegangen, 273 855,5 „A dagegen nod nicht 
B 
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eingezahlt; ob deren Einzahlung im vollen Betrage erfolgen wird, fteht dahin, 
die zu diefem Zweck gepflogenen Verhandlungen find noch nicht abgeichloffen. 

Eine Vermehrung der veranfhlagten Erb: und Böſchungsarbeiten ſowie 
der zu ermwerbenden Terrainflähen ift durch Abrutſchungen der Einſchnitts— 
böſchungen herbeigeführt worden. Bei ber großen Anzahl der von der Bahn 
durchſchnittenen Grundftüde haben nah den Beltimmungen bes Geſetzes vom 
3. Mai 1841 über die Enteignung aus Gründen des öffentlihen Nutzens 
(Bulletin des lois Seite 601), Artifel 50, ungefähr 1200 a an Grunbftüds- 
reften mit einem Koftenaufmand von 123 000 „A. angelauft werben müſſen, 
deren MWiederveräußerung bisher noch nicht gelungen iſt. Mit Einſchluß der 
fegteren Summe find für den Bahnbau bis zum 30. September 1878 
4317 651,90 M verausgabt. Bis zu dieſem Zeitpunkte ift alfo eine Mehr: 
ausgabe von 27 651,0 „AH. eingetreten, welde fich bis zur vollſtändigen Ab: 
widelung der Baurehnung auf den Betrag von 331 716,9 „/ erhöhen wird, 
zu beren Dedung jebod die aus der Veräußerung der Grundſtücksreſte zu ver- 
einnahmenden Beträge und bie noch ausftehenden Zuſchüſſe der Gemeinden ver: 
fügbar find. Der Bau ber Bahn und die Abmwicelung der Rechnungen find 
vollendet. 

9. Auch die Baufoften der Bahn von Steinburg nad) Buchsweiler follten 
nicht ausichließlich aus Reichsfonds entnommen, fondern in Höhe von 1 257 178 
Franken ober 1005 742 M durch Zufhüffe des Landes Elſaß-Lothringen, 
des Bezirks Unter-Elfaß, der Gemeinden im Kreife Zabern und der Verwal 
tung der Buchsweiler Bergwerke fowie durch einen Beitrag der Konzeſſions— 
inhaber von 100000 Franken oder 80000 AH. aufgebracht werden. (Siehe 
die bei Ziffer 7 angezogene Reichstagsdruckſache Nr. 382 Seite 12 und 13.) 
Der legte Poften ift bisher nicht eingegangen, auch feine Einzahlung nicht zu 
erwarten, da ein Theil der Konzeffionsinhaber nah dem Kriege geftorben 
oder ausgewandert ift, auch eine bindende Verpflichtung zur Zahlung 
der Subvention nicht beftanden hat. Die in der Nähe von Buchsweiler inner: 
halb des Bahngebiets vorgefundenen Abtragsmaffen waren für bie Schüttung 
hoher Bahndämme nicht geeignet. Es haben deshalb zur Gewinnung brauch— 
barer Schüttmaffen Eeitenentnahmen, zum Theil in beträchtlicher Entfernung 
von den herzuftellenden Bahndämmen, angelegt werden müſſen. Der in dem 
Koftenanfchlage nicht vorgefehene Erwerb der hierzu nöthigen Terrainflächen 
und bie Vergrößerung ber Transportweiten jür die zu bewegenden Erbmaffen 
haben erhebliche Mehrausgaben veranlaft, welche bis zum 30. September 1878 
bereits einen Betrag von 168 746,5 M über die veranfchlagte Summe er: 
reicht haben und bis zur vollftändigen Abwidelung der Baurechnung fi noch 
um weitere 79 378,3, „M vermehren werden. Die Bauausführung ift beendet, 
ber Grunderwerb jebod noch nicht vollftändig durchgeführt. 

10. Die Ausführung der Bahn von Mülhaufen bis zur Aheinmitte bei 
Ottmarsheim ift bis auf einige durch den Bahnbau veranlaßte Arbeiten zur 
Regulirung der Rheinufer vollftänbig, der Abſchluß der Baurehnung nahezu 
vollendet. Bon der auf 3 822000 M veranſchlagten Summe waren am 
30. September 1878 1 982 483,,, M verausgabt und 1 839 516,55 ./%/ noch nicht 
verausgabt. Aus dem letzten Betrage ift die Hälfte der Baukoſten der durch 
bie Verwaltung der babifhen Staatsbahnen für gemeinfchaftlihe Rechnung aus: 
geführten Rheinbrüde bei Eihwald zu deden, was ohne eine Weberfchreitung 
der noch bisponiblen Summe geſchehen wird. 
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Außer den bisher eingezahlten Zujhüffen von zufammen 3 243 033,9: M. 
find von den aus Reichsfonds zum Bau obiger Bahnen bemilligten Geldmitteln 
im Gefammtbetrage von 64897011 .%# bis zum 30. September 1878 — 
53 403 465,13 M verausgabt, dagegen — 11493 545,35 M noch nicht ver: 


ausgabt. 


Erweiterungen beftehbender Bahn: und Bahnhofs: Anlagen. 


Die Ermeiterungsbauten fondern fih nad Maßgabe der erfolgten Ber 
willigungen in 4 Gruppen: in 


1, 


[5] 


die Ausftattung der Stationen auf den erpaditeten Bahnen von 
Saarburg nah Saargemünd und von Gourcelles an ber Nieb 
nach Bolchen mit Mobilien und Unterhaltungsgeräthichaften, für 
welhen Zweck in dem Gelege vom 15. Juni 1872 und zwar in 
dem bei Ziffer II. bewilligten Betrage von 651 000 Thalern vor: 
gejehen find: 18 000 Thaler = . . —F 54 000 M 
(Siehe Motive zum Entwurf obigen Sefepes, 
Reichsdruckſache von 1872 Nr. 105, Seite 485); 


. bie Serftellung bes zmeiten Geleifes von Meß 


über Diedenhojen bis zur Grenze des Groß: 
herzogthums Luxemburg, für melde dur das 
Geſetz vom 18. Juni 1873 unter Ziffer II. be 
willigt find 468 600 Thaler = . . . . . 1405800 »; 


. die übrigen Erweiterungsbauten in Elſaß-Loth— 


ringen, für welde: 

durh das Geſetz vom 22. November 1871 
1 440 000 Thlr. 

(Siehe Motive zu biefem 

Geſetze, Reichstagsdruckſache 

der Seſſion I. Nr. 78, 

©. 195 II. 1 und 2), 
durch bas Geſetz vom 15. Juni 

1872 unter Ziffer III. — 1951300 =, 


durch das Beje vom 18. Juni 
1872 unter Ziffer IV. b. = 5204350 :, 
zufammen . . 8595650 Thlr.=25 786 950 ⸗ 
durch den Saushaltsetat für das Etatsjahr 
1878/79, Rap. 11, Kit. 14. 2 > = 2 222500000 ⸗ 


gewährt wurben und in 


. bie Erweiterungsbauten in Zuremburg, für welche 
durch das Geſetz vom 18. Juni 1873 unter 
Ziffer II. b. = 2137300 Thaler = . . . 6411900 = 
bewilligt worben find. 
Am Ganzen fomit . . . 36158650 M. 


wie bereits oben angegeben worden ift. 


Die unter Ziffer 1 bezeichneten Gegenftände find unter Verwendung bes 
bewilligten Betrages bis auf einen Reit von 52 0 beſchafft. 
Das unter Ziffer 2 angeführte Geleife ift im Jahre 1876 in Betrieb 


genommen, 


Die Abwidelung der Baurehnung it jedoch von der Fertigſtellung 
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einiger Nebenarbeiten und dieſe wiederum von Veränderungen abhängig, 
welchen die bisherigen Anichlüffe der de Wendel'ſchen Induſtriebahnen an 
die Hauptbahn Mep-Diedenhofen in Folge jenes Geleisbaues unterliegen und 
welche noch nicht vollitändig beendet worden find, Won ber bewilligten Summe 
find 1 362 745,5 . 4. verwendet und 43 054,2; noch zu verausgaben. Eine 
Ueberſchreitung wird nicht eintreten. " 

Der Stand der unter Ziffer 3 erwähnten GErmeiterungsbauten iſt 
folgender: 

Das Normalprofil des lichten Raumes für die Eifenbahnen Deutfchlands 
ift auf allen Eifenbahnen in Elſaß-Lothringen, mit Ausnahme der Bahnftrede 
Babern-Aoricourt, auf welder die beitehenden Abweihungen von jenem Profile 
durch Beſchluß des Bundesrathes vom 29. Mai 1877, 5. 296 der Sikungs 
protofolle, bis auf Weiteres zugelaffen worden find, und mit Ausfchluß zweier 
Wegeüberführungen auf der Bahnftrede Mühlhaufen-Altmünfterol, wegen deren 
Befeitigung Verhandlungen mit den intereffirten Gemeinden ſchweben, hergeftellt. 
Die außerhalb der Bahnhöfe und in den Hauptgeleifen der Bahnhöfe liegenden 
Weichen find mit Signalvorrihtungen verjehen und die erforderlichen Läute— 
werke an fämmtlichen Bahnjtreden aufgeitellt und in Betrieb gefeht. 


Die Erweiterung des Bahnhofes Vendenheim, die Beſchaffung und Auf- 
ftellung von Drehſcheiben, die Serftelung von Zollgüterſchuppen, die Anlagen 
zu militäriſchen Zweden, die Erweiterung und Vermehrung von Güterſchuppen 
und Laderampen, fowie die Verbefferung und Vermehrung der Kelegraphen- 
einrichtungen find bis auf einige Nebenarbeiten vollendet. 


Für die vorftehend bezeichneten Arbeiten find 2 688 000 .K vorgefehen 
und davon bis zum 30. September 1878 2530 351,7 .#. verausgabt worden, 
157 648,3 .#. dagegen noch nicht verwendet. 


Die Erweiterung des Stationsgebäudes in Marfich, der Neubau der 
Stationsgebäube in Dornach und Beningen, fowie die Erweiterung von Sta: 
tionsgebäuden, die Herftellungen von Aborten und die BVerbefferungen von 
Perronanlagen auf einer großen Anzahl Heinerer Stationen, die Erweiterung 
des Bahnhofes Saargemünd mit Ausnahme der Perfonenperrons und ber 
Perrongeleife, die Wiederherſlellung des im Kriege 1870/71 zerftörten Bahn: 
hofes Schlettjtadt, ferner die ſchon während des Krieges begonnene Wieder: 
herftellung der Bahnftrede StraßburgKehl und die Ausführung des zweiten 
Geleifes von Wendenheim nad Weißenburg, letztere unter gleichzeitiger Er: 
mweiterung ber Bahnhöfe Sagenau und Weißenburg, find ſämmtlich beendet. 


Die Abrechnung der für dieſe Bauten vorgefehenen Summe von 2 263 500 A. 
war am 30. September 1878 bis auf einen Neftbetrag von 187 915,11 M 
abgemidelt. 

Der Ausbau des neuen Gentralbahnhojes in Straßburg fonnte erft, nad) 
ber im Laufe bes Februar 1878 erfolgten Webergabe bes zu biefem Zwede ers 
forberlichen Feftungsterrains in Angriff genommen werben. Die Anforderungen 
bes Verkehrs nöthigten daher zu einer vorläufigen Erweiterung ber bejtehenden 
Bahnhofsanlagen in Straßburg und Königshofen, welche einen Koſtenaufwand 
von 1098 278,5 „A. veranlaßt haben. Die Bauarbeiten zur Herſtellung des 
neuen Gentralbahnhofes find alsbald nad der Uebernahme des Terrains be: 
gonnen und durch Einplanirung der Feitungswerke, Ausführung der Ent: 
wäflerungsfanäle, Fundirung der beiden Straßenunterführungen, fowie der II: 
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brüde und einer Anzahl Meinerer Baumerfe in ben neu zu erbauenden Anfchluß: 
ftreden fräftig gefördert worden. 

Die Erweiterungen der Bahnhofsanlagen am Mebgerthor von Straßburg, 
in Saarburg, Colmar, Bollweiler, Mülyaufen und Diet, die Ausführung ber 
neuen Grenzbahnhöfe bei Arricourt, Altmüniterol, Norcant und Fentſch, die 
direfte Einführung der Linie Lutterbah:Wefjerling in den Bahnhof Lutterbadh, 
die Anlage neuer Stationen bei Harzweiler, Nihemont und Kurzenhaufen, die 
Herftellung von ifolirten und feuerfiheren Petroleumsmagazinen, ſowie von 
Uebernaditungslofalen für das Zugperfonal, die Verforgung des Bahnhofs 
Diedenhofen mit Flußwaſſer zur Speifung der Lolomotiven, die Inftandfegung 
der in Folge des Bahnbaues Niederbronn-Saargemünd neu hergeftellten und 
verlegten Wege, die Beihaffung der zur Ausrüſtung der Bahnhöfe erforder: 
lihen Feuerlöfchgeräthe, endlich die Geleife-Ermeiterungen, Nampenanlagen und 
Einrihtungen für das Fahren der Bahnzüge auf den rechts von der Fahr: 
richtung belegenen @eleifen bei einer großen Anzahl Eleinerer Bahnſtationen 
find mit Ausnahme des Umbaues des Stationsgebäubes und des Zweiggeleifes 
nad dem Hafenbaſſin bei Colmar, des Eilgut: und Poſtexpeditionsgebäudes in 
Mülhaujen, der Seritellung eines Lolomotivihuppens in Sablon (Met) und 
von Nebenarbeiten in einzelnen ber vorangeführten Fälle beendet. 

Für diefe Bauten ift außer den nad der Vereinbarung im $. 10 der 
zufäglihen Webereinfunft vom 12. Dftober 1871 zu dem sFriedensvertrage 
zwifchen Deutichland und Franfreih vom 10. Mai befjelben Jahres von Frank: 
reih gezahlten 637 489,03 AH. und dem in den Motiven zum Entwurfe des 
Geſetzes vom 15. Juni 1872, betreffend den außerordentlihen Gelbbebarf für 
die Reichseifenbahnen in Eljaß:Lothringen, nachgewiefenen Neftbeitande von 
Retabliffementsgeldern im Betrage von 480 600 M, welde beide Beträge ver: 
wendet find, eine Summe von 19963 450 „A vorgefehen, von welcher 
13 857 605,2: M verwendet worden, 6 105 844,7, „MH. noch nicht verausgabt 
find. Von der verwendeten Summe ift ein Betrag von 934 429, für 
die Beihaffung von DOberbaumaterialien zum Umbau der Geleiſe zwischen Alt: 
münjterol und Mülhaufen, deren betriebsgefährlicher Zuftand eine außergemöhn: 
liche Inftandfegung erforderte, verausgabt worden. 

Für die in der Nähe von Straßburg anzulegende Sauptreparaturwerlitätte 
ift ein in unmittelbarem Anſchluß an den Bahnhof Bifchheim der Lauterburg: 
Straßburger Linie zweckmäßig belegenes Terrain erworben worden. Der Bau 
der Werkftättengebäube und Geleisanlagen, ſowie die Ausrüftung der erjteren 
mit den erforberlihen Arbeitsmafchinen iſt ſoweit vorgefchritten, daß bie In: 
bettiebnahme in der erften Hälfte des Jahres 1879 erfolgen kann. 

Die neue Hauptreparaturwerkftätte in Mülhaufen ift im Anſchluß an den 
dortigen Außenbahnhof angelegt und im Januar 1877 in Betrieb geſetzt 
worden. Die Bauarbeiten find bis auf einige Nebenarbeiten volfenbet, bie 
Beendigung der Rechnungsarbeiten ift dagegen von der Abwidelung des Grund: 
erwerbögejhäfts abhängig, Die Erweiterung der Sauptreparaturwerfftätte in 
Montigny ift mit Ausſchluß des in Ausführung befindlichen Schuppens für 
bie Reparatur von Lokomotiven und des Eifenmagazins in allen Theilen 
vollendet. 

Außer der zunächſt hergeftellten Vergrößerung und Ausrüftung ber Neben: 
werftätte auf dem Bahnhof Rotunde bei Straßburg find neue Nebenwert: 
ftätten auf den Bahnhöfen Sablon (bei Meg) und Saargemünd ausgeführt, 
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von denen die erftere vollftändig, die legtere mit Ausfchluß der in Ausführung 
befindlichen Ausrüſtung mit Mafchinen und Werkzeugen vollendet it. Die 
Erweiterung der Nebenwerkitätte zu Forbach, ſowie die Ausrüftung der Neben: 
werfitätten in Weißenburg, Hagenau, Zabern und Diedenhofen find planmäßig 
ausgeführt. 

Von der für die Ermeiterung und Vermehrung der Werkjtättenanlagen 
auf 3 372 000 „A. veranfchlagten Summe waren bis zum 30. September 1878 
2879 663,03 „A. verrechnet und 492 336,4: „HM. noch zu verausgaben. 

Ueber die unter Ziffer 4 bezeichneten Bauten iſt Nachftehendes zu er— 
wähnen: 

Die Erweiterung des Bahnhofs Luremburg iſt auf der öftlihen und füb- 
öftlihen Seite vollendet, dagegen die planmäßige Berfhiebung der Haupt: 
geleife und der Aufitellungsgeleife für Güterzüge, die Herftellung der Perron: 
anlagen und einiger Nebengebäude noch rüditändig; dieje Arbeiten werben 
ſämmtlich im laufenden Fahre zur Ausführung gelangen. 

Die Erweiterung des Bahnhofs Bettemburg iſt bis auf einige Neben: 
arbeiten und den Abſchluß der Rechnung fertig geftellt. 

Die Erweiterung des Bahnhofes Eſch iſt Hinfichtlih der Anlage neuer 
Bütergeleife und neuer Erzladeftelen vollendet. Dagegen mußten die Arbeiten 
im Innenbahnhofe mit Rückſicht auf den Anſchluß der PrinzHeinrih: Bahn 
und der Linie nah Deutſch-Oth (Audun le Tiche) und Rebingen theilweife 
zurüdgeftellt werben. Voraussichtlich wird der Bau des neuen Stationsgebäubes 
im Laufe des Jahres 1879 begonnen werben. 

Der Ausbau des Bahnhofes Dettingen ift bis auf die Einlegung einer 
Lofomotivdrehiheibe beendet. 

Die Arbeiten zur Erweiterung des Grenzbahnhofes Bettingen fonnten 
bisher nur zum geringen Theil ausgeführt werden, da eine Verftändigung mit 
ber belgifchen Eijenbahnverwaltung über die Benugung dieſes Bahnhofs nad) 
feiner Erweiterung noch nicht erzielt worden ift. 

Die Erweiterung der Bahnhöfe Ettelbrüd und Ulflingen ift bis auf 
Nebenarbeiten vollendet. 

Die Herftellung des zmeiten Geleijes von Luremburg über Bettemburg 
nach Nörzingen nnd von Bettemburg in Richtung auf Diedenhofen bis zur 
Grenze von Eljaß » Lothringen, die Vermehrung der Kreuzungs:, Schuppens, 
Lade: und Rangirgeleife auf vielen Zwifchenftationen, fomwie die außergewöhn: 
liche Inftandfegung des vor Mebernahme der Wilhelm-Quremburg-Eifenbahnen 
durch die deutſche Verwaltung vernadläfjigten Bahnoberbaues durch den voll» 
ftändigen Umbau von 24 Kilometern Geleife unter Verwendung neuer Ma— 
terialien find bereits vor mehreren Jahren ausgeführt. 

Die Anlage neuer und die Erweiterung beitehender Stationsgebäubde, 
Güterſchuppen und fonftiger Hochbauten auf den Stationen Nörzingen, Doms 
melbingen, Walferdingen, Lorenzweiler, Merſch, Capellen, Weder, Mertert, 
Wafferbilig und Detringen find vollendet, in Golmarberg größtentheils, in 
Bettemburg und Diekirch dagegen nod nicht ausgeführt. 

Die auf Bahnhof Luremburg befindliche Reparaturwerkjtätte ift ermeitert 
und in ihrer Ausrüftung vervollftändigt, die Beihaffung und Aufitellung neuer 
Drehfheiben, Gentefimalwagen, Weichenitellerbuden zc. auf den Stationen und von 
Barnungstafeln an den Wegeübergängen, die Herftellung von Entwällerungs: 
anlagen und von fehlenden Bahneinfriedigungen ift größtentheils, die Anlage 
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von Schupftreifen in den von der Bahn durchſchnittenen Walbbiitriften, bie 
Umdedungen von an der Bahn belegenen Strohdächern mit Ziegeln dagegen 
volftändig beendet. 


Der Erwerb der Inventarienſtücke, welche für die Wilhelm-Luxemburg-Eiſen- 
bahn von Seiten der franzöfiihen Oſtbahngeſellſchaft beihafft worden waren 
und von der deutſchen Verwaltung übernommen wurden, die Einrichtung und 
Ausrüftung der Bureaus der Betriebs: und Güterinfpektion, der Eilenbahn: 
baumeifter, des Maſchinenmeiſters und feiner Werkmeilter, die Ausrüſtung ber 
Stations: und Bütererpeditionen mit Siegeln, Stempeln, Geldſchränken ıc., 
ſowie jänmtlicher Bahnhöfe mit Feuerlöſchgeräthſchaſten iſt längft beendet. Die 
Beihaffung und Aufitelung von Läutewerken ift erit theilweife, die Verbeſſerung 
der vorhandenen Bahnhofsfignale und die Heritellung einer neuen Telegraphen: 
leitung von SHettingen bis Luremburg dagegen vollitändig erfolgt. 


Von den für vorftehende Bauarbeiten mit einem Betrage von 6 411 900.% 
vorgejehenen Koften find bis zum 30. September 1878 4850 234,40 ver-— 
rechnet und 1561 665,50 noch nicht verausgabt. 


Es find jomit von der für die Erweiterung der Bahn: und Bahnhofs: 
anlagen bemwilligten Gefammtjumme von 36 158 650 .# bis zum 30. Sep: 
tember 1878 im Ganzen 27 610 132,99 .# verausgabt und 8 548 517,01 « # 
noch zu verausgaben. 


B. Bauten, für welche die erforderlichen Geldmittel durch das 
Gefeg vom 21. Mai 1877 (MA.G.Bl. &. 513) bewilligt 
worden find. 


Durch obiges Gejeg ift für den Bau der Eifenbahn von Teterhen nad) 
Bouß mit Abzweigung nad Hoſtenbach, zum Erwerb der anfchließenden Bahn: 
ftrede SHoftenbad) : Völklingen, ſowie zur Erweiterung der Bahnhöfe der Linie 
Gourcelles = Teterchen eine Summe von 6415000 .X bewilligt worden. Die 
Mittel zur Dedung biejes Bedarfs find im Wege des Arevits flüffig zu 
machen. 

Zu dem Zwed ift in demjenigen Nominalbetrage, welcher zur Beſchaffung 
des angegebenen Betrages erforderlich fein wird, eine verzinsliche, nach den Be: 
ftimmungen bes Geſetzes vom 19. Juni 1868 (B.:9.:Bl. ©. 339) zu ver: 
waltende Anleihe vermittelft Ausgabe von Schaganmeifungen aufzunehmen. 


Der in Lothringen belegene Theil der Bahn von Teterhen nah Bouß ift 
feit dem Frühjahr 1878 im Bau. Mit der Ausführung der auf preußiichem 
Gebiete herzuftellenden Bahnftrede, welche nach Vereinbarung mit der Königlich 
preußifchen Regierung ebenfalls durch die Verwaltung der Reichs-Eiſenbahnen be 
wirft wird, konnte erft Tpäter begonnen werden. Die Arbeiten, deren jchmie: 
rigfter Theil die Serftellung des 1075 Meter langen Tunnels bei Teterchen 
bildet, find bisher jo gefördert, daß vorausfichtlich die Inbetriebnahme der 
Hauptlinie von Teterchen nach Bouß noch vor Ablauf des Jahres 1879 er: 
folgen wird. Die Verhandlungen über den Erwerb der Bahn von Hoſtenbach 
nah Völklingen find noch nicht abgeſchloſſen. Die Ermeiterung der Bahn: 
höfe zwifchen Courcelles und Teterchen ijt größtentheils ausgeführt. Bis zum 
30. September v. Is. find 898 549,:; „A. verausgabt. 
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Ü. Bauten, für welche die erforderlichen Baukoſten durh das 
Gefeg vom 8. Mai 1878 (M.G.Bl. 2.93 und 9A) 
bewilligt find. 


Durch dieſes Geſetz ift für den Bau: 
a) der Eifenbahnen von Chateau-Salins nad) Saaralben, von Dieuze 
nach Bensdorf und von Karlingen nah Sargaten, 
I) einer Verbindungsbahn zwifchen den Eifenbahnlinien Bitſch-Saar— 
gemünd einerfeits und Saargemünd:Saaralben andererfeits, und 
e) für die Erweiterung der Zmwifchenftationen auf den Streden Saar: 
gemünd:Saaralben und Saargemünd:Beningen, 
eine Summe von 15 120 000 . bewilligt worden. 

Die Mittel zur Dedung diefes Bedarfs find in derjelben Weife, wie bei 
B. angegeben, zu beichaffen. 

Die ipeziellen Vorarbeiten für den Bau der oben angegebenen Bahnen 
find größtentheils beendet. 

Die landespolizeilihe Prüfung des Entwurfs für die Bahn von Karlingen 
nach Falk ijt eingeleitet. 

Bezüglich der Entwürfe zu den Bahnen von Chateau » Salins nad Saar: 
alben und von Dieuze nad) Bensdorf hat fie bereits ftattgefunden, jo daß nad 
Erlaß einer Allerhöchften Verordnung, durch weldye die Ermächtigung zur Ent: 
eignung der zum Bahnbau erforderlichen Grundftüde ertheilt wird, mit ber 
Ausführung begonnen werden kann. Die Erweiterung der Zwifchenftationen ift 
vorbereitet. Die Serftellung der Laderampen und Geleisanlagen wird mit dem 
Eintritt der günftigen Jahreszeit begonnen werden. 

Verausgabt bis zum 30. September 1878 wurden 81 719, «H. 
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Deutſcher Meichötag. 
4. Legislatur⸗Periode. 
II. Seſſion 1879. 


Antrag 


mu 


dem SHandelövertrage zwiſchen Deutihland und Oeſterreich— 
Ungarn — Nr. 8 der Druckſachen —. 


Freiherr Schenk v. Stauffenberg. Der Reichstag wolle beichliehen: 
den Reichskanzler zu erjuhen, bei Erneuerung des Sanbels- 
vertrages mit Defterreih auf den Schuß der verlegten Rechte ber 
deutſchen Befiger öfterreihifher Eifenbahnprioritäten in geeigneter 
Weiſe Bedacht zu nehmen. 


Berlin, den 25. Februar 1879. 
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Deutſcher Reichstag 
4. Legislatur⸗Periode. 
IL Seſſion 1879. 


Mündliche Berichte 


III, Abtheilung über Wahlprüfungen: 


I 


betreffend die Wahl des Abgeordneten von Kalkſtein im 
4. Wahlkreife des Negierungsbezirfs Danzig. 


Berichteritatter: Abgeordneter Freiherr v. Landsberg. 
Antrag der Abtheilung: 
Der Reihstag wolle beſchließen: 
dem Herrn Reichsfanzler die in den Aften befindliche Beſchwerde 
d. d. Darslub, den 31. Juli 1871, mit dem Erſuchen zu über: 
weifen, wegen der bei der Wahl dajelbit angeblich vorgelommenen 
Unregelmäßigfeiten eine gerichtliche Unterfuchung einleiten zu laſſen. 


ll. 


betreffend die Mahl des Abgeordneten von Waldow-Reigen- 
jtein im 5. Wahlfreife des Regierungsbezirks Frankfurt. 


Berichterftatter: Afgeorbneter Freiherr v. Landsberg. 
Antrag der Abtheilung : 
Der Reichstag wolle befchlichen : 
den Herrn Reichskanzler zu erfuchen, die in den Akten befind- 
liche Beſchwerde d. d. Neppen, den 31. Zuli 1878, wegen an— 
geblicher polizeilicher Wahlbee influffung unterfuchen, event. Rencebur 
eintreten zu laſſen. 


Berlin, den 26, Februar 1879. 


v. Kardorff, Irhr. v. Landoberg, 
Vorſitzender. Berichterſtatter. 


Deutfcher Neichötag. 
4. LegislaturPeriobe, 
II, Seflion 1879. 


Unfer- Antrag 


zu 


dem Antrage des Abgeoroneten Stumm — Nr. 16 
der Druckſachen —. 


Dr. Güntber (Nürnberg): Der Neichstag wolle beichließen: 

den Herrn Neichslanzler zu erfuchen, unverzüglich die durch die 
Refolution des Jahres 1876 geforderten Erhebungen über Krank: 
heits:, Invaliditäts- und Sterblickeitsitatiitit vornehmen zu laſſen 
und nad deren Abſchluß dem Neichstage einen Gejepentwurf vor: 
zulegen, welcher die Bildung von Altersverforgungs: und Invaliden: 
kaſſen auf Grund freimilliger genoſſenſchaftlicher Theilnahme für 
fämmtliche Berufsklaffen ermöglicht und fördert. 


Berlin, den 26. Februar 1879. 


Dr. Bünther (Nürnberg). 
Unterjtübt durch: 


Dr. Schulze:Deligfh. Dr. Hänel. Klog. Hoffmann. Wöllmer. 
Dr. Nieper. Richter (Hagen). Loewe (Berlin. Wiggers (Pardim). 
Dr. Biggers (Güftrow). Büchner. Dr. Baumgarten. Dr, Wolff: 
fon. Dr. Zimmermann. Hilf, Dr. v. Bunjen Witte (Schweibnig). 
v. Sauden:Tarputihen. Eyjoldt. Haerle. Kopfer. Müller 
(Gotha). Streit. Jäger (Nordhanfen). Hermes. Wulfshein. Nidert 
(Danzig). v. Bodum=Dolifs. Dr. Bamberger. Lüders. Dr. Mendel. 
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Deuticher NMeichstag. 
4, Legislatur- Periode, 
II. Seſſion 1879. 


Berlin, den 24. Februar 1879, 


In Verfolg der in früheren Seſſionen gemachten entſprechenden Mittheilungen 
beehrt ſich der Unterzeichnete, einen Bericht des Reichskommiſſars für das Aus— 
wanderungsweſen über bie von ihm während bes Jahres 1878 geübte Thätig— 
keit zur gefälligen Kenntnißnahme angefchloffen ganz ergebenft vorzulegen. 


Der Reichskanzler. 
In Vertretung. 
Sofmann. 


An den Reichstag. 


NM 29. 


Abſchrift. 


Bericht 


über 


die Ihätigkeit des Reichskommiſſars zur Ueberwachung des 
Auswandererweiens während des Jahres 1878. 


Der zur Ueberwahung des Auswandererweſens bejtellte Reichskommiſſar hat 
feine Amtsthätigfeit während des jeit dem legten Berichte verfloffenen Zeit: 
raumes in Hamburg und Bremen in derfelben Weiſe, wie in den früheren 
Jahren ausgeübt. 

Von Stettin aus hat eine Beförderung von Auswanderern im lebten 
Jahre nicht mehr ftattgefunden. 

Die genaueſte Befolgung der durd die erlaffenen Verordnungen ge: 
troffenen, das Antereffe der Auswanderer berührenden Beltimmungen von 
Seiten der Lanbesrevifionsbehörden, der Auswanderungsunternehmer und 
aller bei der Auswandererbeförberung betheiligten Perfonen ift von ihm fon: 
trolirt und das Intereffe. der Auswanderer in jeder Sinficht wahrgenommen 
worden. Die zur Beherbergung der in den Einfhiffungshäfen eintreffenden 
Auswanderer beitimmten Logirhäufer find in Bezug auf ihre Einrichtung, 
Reinlichkeit, Einhaltung der vereinbarten Tare und Räumlichkeit verſchiedentlich 
revidirt worden. Die Empfangnahme der in den Hafenſtädten eintreffenden 
Auswanderer auf den Bahnhöfen, ſowie deren Einfhiffung und Unterbringung 
an Bord der Schiffe ift möglichft oft Fontrolirt worden. 

Die zur Auswandererbeförderung benugten Schiffe find in den beiden 
oben genannten Safenftädten faft ſämmtlich durch den Reichskommiſſar revidirt 
worden und von der Geſammtzahl nur diejenigen durch die Yandesrevifions: 
behörden allein revidirt, die von Hamburg aus erpedirt wurden, während bie 
Anwejenheit des Reichskommiſſars zur Nevifion in Bremerhaven erheifht wurde 
und umgekehrt. Die Auswanderer:Segelichiffe find ohne Ausnahme durch ihn 
perjönlich revibirt und befondere Aufmerkſamkeit auf die nach Brafilien ex: 
pebirten Schiffe gerichtet worden. 

Zum Zwede der Nevifion der Auswandererichiffe zc. hatte ſich der Neichs- 
kommiſſar im Laufe des verfloflenen Jahres 25 Mal von Hamburg nad 
Bremen und Breinerhbaven und 15 Mal nah Brunshaufen reſp. Blüdftabt 
zu begeben. 


4 


Die Nevifion der Schiffe hat in gleicher Weife wie früher ftattgefunden, 
fo daß zunächſt die Seetüchtigfeit des Schiffes ſelbſt und des gefammten Zu: 
behörs, ſowie die Beeignetheit deffelben zur Aufnahme und Beförderung von 
Pafjagieren feftgeftelt und gleichzeitig die hierzu und zur Serftelung einer 
möglichſt guten Ventilation der Paffagierräume erforderlichen baulichen Ein- 
rihtungen angeorbnet wurben. Es wurden fobann bie verfchiedenen zur Auf: 
nahme der Paflagiere beitimmten Näume ausgemefjen, die Zahl der Paffagiere, 
welche darin aufgenommen werben durfte, fejtgetellt und Anorbnungen für 
Herftellung der nöthigen Separatabtheilungen für einzeln reijende Perfonen ge- 
troffen. Demnähft find die Proviantuorräthe in Bezug auf Quantität und 
Qualität genau unterfuht. Es ift hierbei zu fonftativen, daß in Folge ber 
feit 10 Jahren fortgefeßten genauen Revifionen im verfloffenen Jahre dieſe 
Nevifionen faft nie zu NAusitellungen Veranlaffung geboten haben, und von 
den reſp. Rhedereien mit Bereitwilligfeit binjichtlih des Raumes, der Einrich— 
tung und des Proviants meiltens nicht unbedeutend mehr geleiftet wurde, als 
die Verordnungen vorjchreiben. Nur in ganz wenigen Fällen wurde nicht 
ganz tadellofer Proviant vorgefunden, der gegen den Willen der Rhebereien 
an Bord geliefert war, und fofort gegen ganz guten Proviant ausgetaujcht 
wurde. 


Die mitgegebenen Medizinkiſten und Medikamente betreffend, hat der Reichs— 
kommiſſar ſich ſeiner Inſtruktion gemäß darauf beſchränkt, das von dem mit 
Reviſion derſelben beauftragten Arzte ausgeſtellte Atteſt über die gute und 
vollſtändige Füllung einzuſehen. 


Unter den im Laufe des Jahres eingegangenen Klagen von Auswanderern 
find nur zwei erheblichere Fälle zu erwähnen. In dem einen alle war bie 
Beſchwerde gegen einen in Preußen anfäfligen Auswanderungs:Unternehmer ge: 
richtet, der einem Auswanderer angeblich wider deſſen Willen und ohne beifen 
Wiſſen einen Weberfahrtsvertrag für eine indirekte ſtatt der verlangten direkten 
Belörderung von Hamburg nad New-VYork, ausgefertigt haben jollte, 


Die Erörterung diefes Spezialfalls ift zur Zeit noch nicht abgefchloffen, 
hat jedoch für Preußen zum Erlaf der generellen Anordnung Anlaß gegeben, 
wonad, um die Täuſchung der Auswanderer über den beregten Punkt, ſoweit 
angänglic, zu verhindern, die Unternehmer und Agenten verpflichtet find, 
fortan in den Verträgen über überfeeifhe Beförderungen jedesmal ausbrüdlich 
erfichtlich zu machen, ob die Veförderung nad dem überjeeifchen Hafen Direkt 
von dem Einichiffungshafen aus oder über welchen Zwifchenhafen, reſp. über 
welche Zwiſchenhäfen, zu erfolgen hat. 


In einem zweiten ähnlichen Falle hatte ein (ebenfalls in Preußen an: 
jäffiger) Pafjagiererpedient einem Auswanderer, welder, das eingezahlte An: 
geld im Stiche laſſend, gleichfalls mit einer direkten Linie gereift war, die zur 
Erpebition übernommenen Paflagiereffetten in Befchlag genommen. Der Aus: 
wanbderer wurde von der zuftändigen Behörde, der die Klage zur weiteren 
Veranlafjung übergeben war, auf den Rechtsweg, verwiefen. 


In Betreff der Statiftif der Auswanderung während des Jahres 1878 
folgen hier die nachitehenden Angaben: 
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Es murden im Ganzen aus den deutichen Häfen befördert 
46 286 Berfonen 
(gegen 41 797 im Jahre 1877) 
und zwar gingen von diefen über Hamburg . . . . 24803 Perfonen, 
(im Vorjabre 22 570) 
über VBremeeee. 2 ei 
(im Vorjahre 19 189 und 38 über Stettin) 
Summa . » . 46286 Perfonen. 
Bon den über Hamburg beförberten Perjonen wurden bireft 


21 483 s 


in 115 Dampfihifien . . - 17 282 Perſonen, 
in 39 Segelihifin . . » . . 3164 
indireft über England . . . .„. 4357 


befördert. 
Summa 24803 Perſonen. 


Es befanden fi unter diefen Perfonen: 
Erwadiene. . » » 2 =... 19105 Perfonen, 
Kinder von 1 bis 10 Jahren. . 4301 
Kinder unter 1 Rabr . . . „1397 : 
Summa 24803 Perfonen. 
Ferner 
männlichen Beichlehts . . - . 15136 Berfonen, 
mweiblihen BeihlehtE . . .» » 9667 
Sunma 24803 Perjonen. 


Von diefen über Hamburg erpedirten Perfonen gingen 


nad Nord:Amerifa . » -» . . 18383 Perſonen, 
Weit:Indin. . 2... 256 : 
Brafilien und La Plata. . 2455 ⸗ 
Kap der guten Hoffnung. 607 ⸗ 
— 101 
Auftralien 2 2 202002487 ⸗ 


Summa 24803 Perſonen. 
Unter den über Hamburg bejörderten Perjonen befanden ſich: 


deutſche Neihsangehörige . . . 11824 Perfonen, 
Ruſſen. 48364 
ſonſtige Ausländer . . . 38415 ⸗ 


Summa 24803 Perſonen. 


Die über Bremen beförderten 21 483 Perjonen wurden in 107 Dampf: 
und 4 Segelſchiffen befördert, mit den letzteren indeß nur einzelne Perſonen. 


Es befanden fi unter diefen 21 483 Perfonen: 


Erwahjene . » =» 2 2... .16742 Perſonen, 
Kinder von 1 bis 10 Jahren. . . 3572 s 
Kinder unter 1 Jahr . ur 1 169 ⸗ 
Sunma 21483 Perſonen. 
Ferner 
männlichen Gefhlehte . . . . 12471 Perſonen, 
weiblihen BeihlehtE . . - . 9012 ⸗ 


Summa 21483 Perſonen. 
2 


Es waren davon: 
deutfche Reihsangebörige . . . 11329 Perjonen, 
Ruſſen.. 2020 ⸗ 
ſonſtige Ausländer 331134 ⸗ 
Summa 21483 Perſonen. 


Von den Beförderten gingen: 
nad; Nord:Ameria . » » » . 19987 Berfonen, 
= New:Drleans und Weit:Inbien 794 ⸗ 
Braſilien und La Plata. . 683 
s nad den Sandwidhs-Infeln . 14 ⸗ 
Summa 21483 Perſonen. 


Zum Schluſſe folgt hier eine Nachweiſung der in den letzten 10 Jahren, 
— während der Reichskommiſſar thätig geweſen iſt, aus den dentſchen Hafen— 
ſtädten beförderten Perſonen. 


Machkweiſung 


der 


in den Jahren von 1869 bis 1878 aus den deutſchen 
Hafenſtädten beförderten Perſonen. 























1869 über 1870 über 
Na ch | | 
Hamburg. | Bremen, Total. Hamburg. | Bremen. | Total, 
| | | 
| | | 
Nord-Amerita . . 43 500 | 63475 | 106 975 30 085 46 778 76 86 
New Orleans und Weſt⸗ «Indien — = — — * — 
en und — — 3458 | 28 3 486 1162 1162 
Mi, .. ? — 4 —— — — — — 
Benezuela 70 — 70 — Zu — 
Auftralien 59 | -- 59 1259 - 1259 
Rap der guten Hoffmung _ — — — — 
Verſchiedenen Häfen 207 16 223 50 3 53 
Summa . 47 294 63 519 110 813 32 556 | 46 781 719 337 
| 
1874 über 1875 über 
Nad | 
Stettin, Hamburg.) Bremen. Total, | Stettin. Hamburg.) Bremen. Total. 









































30 395 28654 | 23461 


NordsAmeria . . F 1594 | 26437 58 426 280 52 195 
News DOrleans und Weil. Indien — 340 70 410 = 420 | 938 | 1358 

PBrafilien und Sa ag . — 14460 1460 _ 481 — a1 
Chili . j j - | 16 1565| — 80 | | & 
Auftralien : — 1.1750 1 750 _ 178 — | 17% 
Kap der guten Hoffnung“ ine - | — — — — — 

Berſchiedenen Hafen.. — 473 — sam = | 377 


1594 








30 625 





















62 684 31810 | 24199 | 56 259 











1871 über 








Hamburg. | Bremen. 

















| | | 
38 612 | 60 396 99008 | 5379 67683 , 80014 | 153 076 3801 | 61433 | 60846 | 126.020 
138 & 146 — 316 | 305 621 — 362 368 730 
1017 3 | 1020 — 3510| — 3510 — 5089 _ 5 089 
55 - | 55 = 75 — 75 _ 147 _ 147 
= 105 | 105 _ - — — — = ie 
1898 | _ 1898 - |! 9971| — | 3497 _ 2245 _ 2245 
PR: — — — — — — — — — | = 
504 4 | sel — , 38 26 | 421 = >01 — | 300 
42 224 60516 102 740 | 5379 74406 | 80345 160 130 3801 69576 61214 134591 
| 
| | | | | | 
1876 über 1877 über 1878 über 
— | 
Stettin. "Hamburg. Bremen. | Total. Stettin, Hamburg. Bremen. | Total, Hamburg. Bremen. Total. 
! j | . | | 
202 | 23551 | 20750 44508 38 | 16213 | 16537 | 32 788 18 383 | 19989 | 38 372 
| 271 863 | 1134 _ 274 858 | 1192 256 793 1049 
— 2450 239 | 2479 _ 5 920 1794, 4714 2455 698 3153 
— — — _ _ 36 — 36 101 — 101 
= 182 | — 1822| -- 1465| — | 1405 2487 _ | 2 487 
Bl - 75 — 1235| — | 139 607 _ 607 
— | 564 | - 564 — | — | 427 514 | 3 517 
202 | 28733 21642 | 50577 38 | 22 570 | 19 189 | 41 797 24 +03 | 21 483 46 286 
| | 





Total. 








1872 über 





Stettin. Hamburg. Bremen. 


| 
| 


Total. 











Zotal:Beförberung. 


1869 . . 
1870... 
1871... 
1872 . 
1873 
1874 
1875 
1876 . 
1877 . 
1878 


110 813 
79 337 
102 740 
160 130 
134 591 
62 084 
56 289 
50 577 
41 797 
46 286 


Summa 845 244 Perſonen. 



















1873 über 


| 


Stettin. Hamburg. 


Vremen. 





| 


| 
| 


N 29, 








Total. 











m 30. 


Deuticher Neichötag. 
4. Regislatur-Periode. 
II. Seſſion 1879. 
— — ——— — 


Miündliher Bericht 
der 


Kommillion für die Petitionen 
über 


Petitionen, betreffend die Wiederaufhebung des auf Grund 
des $. 28 des Gejeges vom 21. Dftober 1878 über Berlin 
und Umgegend verfügten Belagerungszujtandes. 


Berichterftatter: Herr Abg. Melbed. 
Antrag der Kommiffion : 
Der Reichstag wolle befchließen: 
bie Petitionen: 
II. 32 des Verfiherungsinipeftors Karl Schramm, gegenwärtig 
zu Hottingen-Zürich, 
II. 107 des Schanfwirths Julius Hahn, 
Il. 108 des Maurerpoliers Wilhelm Koerner, 
II. 126 defjelben und Genoſſen, 
Il. 344 des Schuhmaders Karl Woelky — aus Berlin, gegen: 
wärtig zu Hamburg —, 
II. 395 des Reftaurateurs Karl Graßnid aus Weißenfee, 
Il. 396 der Ehefrau des Neftaurateurs Karl Graßnid, Amalie 
geb. Kulmid, zu Weißeniee, 
infomweit fie fich auf die Wieberaufhebung des auf Grund des 8. 28 
des Geſetzes vom 21. Oktober 1878 verfügten Belagerungszuftandes 
beziehen, durch die MPlenarberatbung über den Rechenſchaftsbericht 
— Nr. 14 der Drudfaden — für erledigt zu erflären, infomweit fie 
aber, unabhängig hiervon, ſich auf die Wieberaufhebung der ver: 
fügten Ausmweifung der Petenten beziehen, wegen nicht innegehaltenen 
Inftanzenzuges über diefelben zur Tagesordnung überzugehen. 


Berlin, den 27. Februar 1879. 


Die Kommiſſion für die Petitionen. 


Dr. Stepbani, Meibed, 
Vorfigender. Berichterftatter. 


M 31. 


Deuticher Neichötag. 
4. Legislatur: Periode, 
Il. Seffion 1879, 


v. Sendewig, v. Helldorff (Bebra), Adermann. Der Neihätag molle 


beſchließen: 


ben Herrn Reichskanzler zu erſuchen, einen Geſetzentwurf vorzu— 
legen, durch welchen die Gewerbeordnung nad folgenden Richtungen 
bin abgeändert wird, 


I. Zu $. 32: 


Die Erlaubniß zum Betrieb bes Gewerbes als 
Schaufpielunternehmer ift dann zu verjagen, wenn 
bie Behörde auf Grund von Thatfahen bie 
Meberzeugung gewinnt, baß dem Nachſuchen— 
ben die zum Betrieb des beabfidhtigten Ge: 
werbes erforderlide Zuverläfjigfeit oder 
Bildung abgeht. 


II. Zu 8. 33: 


Die Erlaubniß zum Betriebe der Gaſtwirthſchaft, 
Schankwirthſchaſt ober des Kleinhandels mit Brannt: 
wein ober Spiritus it auh dann zu verfagen, 
wenn ein Bebürfniß zu einer ſolchen Anlage 
nicht vorliegt. 


II. Zu 86. 34, 36, 56—61, 68: 


l, 


— 


Das Gewerbe von Auktionatoren darf nur von Per— 
ſonen betrieben werden, welche als ſolche von den ver— 
faſſungsmäßig dazu befugten Staats: und Kommunal: 
behörden oder SKorporationen beftellt und konzeſſio— 
nirt find. 


. Bei dem Gewerbebetriebe im Umherziehen ift ber 


Verkauf der Waaren im Wege der BVerfteigerung zu 
verbieten. 


. Die Seranziehung der Wanderlager zu den Gemeinde: 


laften ift an jedem Drte, in welchem diefer Gewerbe: 
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betrieb ftattfindet, bis zu demjenigen Betrage zu ge 
ftatten, welder von dem Betriebe eines ftehenden 
Gewerbes von gleichem Umfange für die Dauer eines 
Jahres zu leiften wäre. 


. Zur Sicherung biefer Beftimmung ift ben Inhabern 


von Legitimationsfcheinen, welde Waaren in ihren 
Verfaufsftellen feilbieten, die Verpflichtung zur An: 
meldung dieſes Gewerbebetriebes bei der Ortsbehörbe 
aufzuerlegen. 


IV. Der Titel VI. (88. 84—104) über die Innungen ift im 
Sinne weiterer Entwidelung der den Innungen zuftehenven 
gewerberechtlihen Befugniffe vollftändig umzuarbeiten und 
dabei insbejondere von folgenden Gefichtspunften auszugehen: 


2. 


— 


Die Innungen find für beſtimmte Bezirke zu bilden 
und fönnen aus Gruppen verwandter Gewerbe beſtehen. 
Ein Zwang zum Eintritt in die Innung findet nicht 
ftatt. 


. Vom Eintritt in die Innung find Diejenigen aus: 


geihloffen, welche ſich nicht im Beſitz der bürgerlichen 
Ehrenrechte befinden und welde in Folge gerichtlicher 
Anordnung in ber Verfügung über ihr Vermögen be: 
ſchränkt find. 


. Die Theilnahme an der Innung kann von ftatutarifch 


feitzuftellenden Vorausfeßungen, insbejondere rüdjichtlich 
ber Lehrlings- und Gejellenverhältniffe, ſowie eines 
Eintrittögeldes abhängig gemacht, auch die Ablegung 
einer Meifterprüfung gefordert werben. 


. Bei Bildung einer neuen Innung bezüglih Umbildung 


einer bereits beftehenden Innung nad Maßgabe der 
hier niedergelegten Grundſätze, muß denjenigen, welche 
das betreffende Gewerbe mindeitens ein Zahr lang jelbit: 
ftändig betrieben Haben, die Mitgliebfhaft bei der Innung 
auch ohne Nachweis über die Lehrlinge: und Gefellen: 
zeit, und ohne Meifterprüfung auf Verlangen gewährt 
werden. — Gemwerbetreibenden, welde aus Bezirken, 
in denen Innungen nicht bejtehen, ihren Wohnſitz in 
ben Bezirk der Innung verlegen, darf ber Zutritt zu 
derjelben bei Erfüllung der ſonſtigen ftatutenmäßigen 
Bedingungen nicht verfagt werden, wenn fie den Nach— 
weis der Befähigung durd längeren jelbitftändigen 
Betrieb des Gewerbes oder Ablegung einer Prüfung 
geführt haben. 


. Die Innung ift die legitime Vertreterin des betrefien- 


den Gewerbes. Ihr fteht die Wahl für die Schieds— 
gerihte und etwaige höhere gewerbliche Vertretungs— 
körper zu. Sie ift über die ben fraglichen Gewerbs: 
zweig betreffenden öffentlichen Einrihtungen gutachtlich 
zu hören, 
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11. 


3 M 31. 


In den Bezirken, und für biejenigen Gewerbe, für 
welhe Innungen nad) Maßgabe diefer Grundfäge ge 
bildet worden find, können nur Mitglieder ber Innung 
Lehrlinge zur Ausbildung annehmen. 


. Die Innung bat die Aufgabe, durch geeignete Ein: 


rihtungen ben Gemeingeift unter ben Meiftern zu 
wahren, und das Bewußtſein der Stanbesehre, ber 
Rechte und Pflichten ſelbſtſtändiger Meifter gegenüber 
ben Zehrlingen und Bejellen, den Mitmeiftern und dem 
Publikum lebendig zu erhalten, 


. Der Innung fteht zu: 


a) die Aufficht über die Fachſchulen; 

b) die Abnahme von Gefellen: und Meifterprüfungen 
und Ausftelung der besfallfigen Zeugniffe; 

e) die Aufficht über das Lehrlingsweſen, insbefons 
dere die Entfheidung über bie Aufhebung ober 
Dauer bes Lehrverhältniffes ober den Uebergang 
in ein anderes Gewerbe; 

d) die Aufficht über das Befellenwefen, insbefondere 
über die von ben Gefellen zu führenden Legiti- 
mationen; 

e) bie Verwaltung ber Kranken-, Hilfe, Spar: und 
Invalidenkafien der Innung; 

f) die Fürforge für die invaliden Befellen, wie für 
die Wittwen und Waifen der Innungsmitglieder 
und Gefellen. 


. Die Gefellen der Innung find berechtigt, durch ge: 


wählte Vertreter in einem durch Statut feftzuftellenden 
Umfange, an den Befugnifien der Annungsvermaltung, 
fpeziell bei den Geſellenprüſungen, den an invalide 
Gefellen, Wittwen und Waifen von Gefellen zu ge: 
währenden Interftügungen — unb bei ber Aaffen- 
verwaltung — Theil zu nehmen. 


Die erefutiviihe Beitreibung der Innungsbeiträge und 
der von ben Innungsgenofjen wegen Verlegung ftatu- 
tarifcher Vorſchriften verwirkten Gelbftrafen im Ber: 
maltungswege, durch die Gemeindebehörden, kann durch 
bie Landesgeſetzgebung feftgeftellt werben. 


» Den Gemeindebehörben ſteht das Recht zu, die In: 


nungen zu überwachen, und bie Abhülfe etwaiger Mi: 
ftänbe herbeizuführen. 

Das Statut, ſowie Beſchlüſſe über Abänderungen 
des Statuts und über Bildung oder Auflöfung einer 
Innung bedürfen der Genehmigung ber höheren Ber: 
waltungsbehörbe. 


Die zur Zeit gefeglih beftehenden Innungen können 
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ihre Statuten nad Maßgabe vorftehender Grundſätze 
abändern. 


Berlin, den 27. Februat 1879, 


v. Seydewitz. v. Sellborff (Bevra). Adermann. 
Unterftügt durch: 


Udo Graf zu Stolberg: Wernigerode. v. Berlad. v. Buffe Graf 
zu Dohna:Findenftein. v. Malgahn. Flügge v. Bredow. Frhr. 
v. Zettau. v. Gorbon. v. Lüderitz. Kap. v. Batocli, Saro. Graf 
v. Rittberg. Reid. Frhr. v. Minnigerobe v. Dewitz. Widmann. 
v. Wedell-Malchow. v. d. Dften. Frhr. v. Manteuffel. v. Colmar. 
Theodor Graf zu Stolberg:Wernigerode. v. Anoblod. v. Raven: 
fein. v. Schend:Rawenczyn. v. Cranach. v. Goßler. v. Butt: 
famer (Lömwenberg). v. Shliedmann. v. Puttlamer (Lübben). Uhden. 
v. Kleiſt-Ketzow. Graf Kleift:Schmenzin. Staudy. v. Marfdall. 


N 32, 


Deuticher Heichötag. 
4. Legislatur⸗Periode. 
II. Seſſion 1879. 


Berlin, den 27. Februar 1879. 


Unter Bezugnahme auf 8. 1 bes GBefeges, betreffend Erhebungen über ben 
Tabackbau, die Tabadfabrifation und ben Tabachhandel und die Feſtſtellung 
eines Nachtrags zum Neichshaushaltsetats für das Jahr 1878/79, vom 
26. Juni v. 3. — R.G.Bl. S. 129 — beehrt ſich der Unterzeichnete dem 
Reichstage den Bericht der Tabad-EnqueteKommiffion nebſt Anlagen ganz er 
gebenft zu überfenben. 


Der Reichskanzler. 
v. Bismarck. 


An ben Reichstag. 
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N 383. 


Deutſcher Meichötag. 
4. Legislatur⸗Periode. 
IL Seſſiou 1879. 


Berlin, den 26. Februar 1879. 


Dr Unterzeichnete beehrt fih, dem Neichstage beifolgend die Weberfichten ber 
Ausgaben und Einnahmen des Deutichen Reichs für das Etatsjahr 1877/78, 
nämlid: 

A. die Ueberficht der ordentlihen Ausgaben und Einnahmen ber laus 
fenden Berwaltung nebſt Anlagen, 

B. die Ueberficht der ordentlihen Ausgaben und Einnahmen auf Refte 
aus ben Jahren 1871 bis 1876/77, 

mit dem Erſuchen ganz ergebenft vorzulegen: 

1. die in der Anlage Il. der zu A. genannten Weberfiht zufammen« 
geftellten und motivirten Gtatsüberfhreitungen und außeretats- 
mäßigen Ausgaben, 

2. die in der Anlage IX. zu berfelben Meberficht in Gemäßheit bes 
$. 10 des Geſetzes über die Nechtsverhältniffe der zum bienftlichen 
Gebrauche einer Reichsverwaltung beitimmten Gegenftände vom 
25. Mai 1873 (Reichs-Geſetzblatt Seite 113) nachgemwiefenen, den 
Etat überjchreitenden und außeretatsmäßigen Einnahmen, aus ber 
Veräußerung von Brundftüden, Materialien, Utenfilien ober fonfti- 
gen Gegenftänden, 

vorbehaltlich der verfaffungsmäßigen Entlaftung genehmigen zu wollen. 


Der Reichöfanzler. 
v. Bismarck. 


An den Reichstag. 


N 34. 


Deuticher Neichstag. 
4. Legislatur:Periode, 
U. Zefion 1879. 


Anfrage 


Mir die Neichsregierung dem Reichstage Mittheilung machen: 
1. über die gegenwärtige Verbreitung der Peit? 
2. über bie bisher ergriffenen und etwa noch zu ergreifenden Maß— 
nahmen zur Verhütung einer Einfchleppung der Seuche nad 
Deutichland? 


Berlin, den 28. Februar 1879, 


Dr. Thilenius. Dr. Mendel. Dr. Loewe (Bodum). Dr. Zinn. 
Unterftüßt durch: 


Dr. Gareis. Graf v. Flemming Staudy. Struve Witte. 
Dr. Laster. Nidert (Danzig). Dr. Lucius. Graf v. Frantenberg. 
v. Kardorff. Schön. Fürſt v. Hapield « Tradenberg. Graf 
Bethuſy-Huc. Fürſt zu Garolath. Züders. Dr. Harnier. 
v. Bennigfen. Dr. Wehrenpfennig Trautmann. Frhr. Schent 
v. Stauffenberg. Schr. v. Pfetten. Frhr. zu Frandenftein. 
Möring Pfähler. v. Reden. Landmann Klein. Dr. Dreyer. 
Wulfshein. Wöllmer. Haerle Frhr. v. Aretin (Ingolitabt). 
Dr. Reihensperger (Erefeld). Graf von Praſchma. Wiggers (Par: 
him). Hoffmann. Dr. Günther Nürnberg). Dr. Schulze-Delitzſch. 
Windthorſt. v. Bernuth. v. d. Oſten. v. Schend-Kawenczyn. 
Graf zu Dohna-Finckenſtein. Udo Graf zu Stolberg-Wernigerode. 
Wihmann. v. Bockum-Dolffs. Frhr. v. Mirbad. Vopel. Dr. 
Rentzſch. Shneegans Müller (Gotha), v. Schenck-Flechtingen. 


N 35. 


Deutfcher Neichötag. 
4. Legislatur: Periode, 
II, Zeffion 1879. 


Hlündliher Bericht 


V. Abtheilung, 


betreffend 


die Wahl des Abgeordneten Wöllmer im 10. Wahlkreiſe des 
Regierungsbezirfd Potsdam. 


Berichterstatter: Abgeordneter Uhden. 
Antrag der Abtheilung: 
Ter Reihstag wolle beichließen: 

bezüglid) der Wahl des Abgeordneten Wöllmer die in der 
Eingabe deffelben vom 18. September v. I. aufgeftellten Be 
ihmerdepunfte, mit Ausnahme des sub Nr, 5 aufgeführten, 
zur Kenntniß des Herrn Reichskanzlers behufs Unterfuhung 
und eventueller Nektifitation zu bringen, mit dem Erfuchen, 
dem Reidstage von dem Refultate Mittheilung zu machen. 


Berlin, den 28. Februar 1879, 


Die V. Abtheilung. 


Bernutb, Ubden, 
Vorſitzender. Berichterſtatter. 


N 36. 


Deutfcher NReichstag. 
4. Vegislatuır Periode. 
TI, Seſſion 1879. 
— LUD nn 


Anträge 


jur 


eriten Berathung des Reichshaushaltsetats für das Etats- 
jahr 1879/80. 


I, 
Nidert (Danzig). Der Reichstag wolle beichließen: 
l. Der Budgetlommiffion zur Vorberathung zu überweifen: 


Etat der Ausgaben. 


a, vom Etat für das Reihsheer: 
Kapitel 25 (Naturalverpflegung), 
Kapitel 26 (Bekleidung und Ausrüftung der Truppen), 
Kapitel 27 (Garnifonverwaltungs: und Servismefen), 
Kapitel 28 (Wohnungsgeldzuihülie) ; 

b. vom Etat der Marineverwaltung: 
Kapitel 51 Lit. 15 (Löhnung und Zulagen für ein See 
bataillon), 

Kapitel 52 (Indienfthaltung der Schiffe und Fahrzeuge), 
Kapitel 53 (Naturalverpflegung), 
Rapitel 60 (MWerftbetrieb); 


e. vom Etat der Reihsjuftigverwaltung: 
Kapitel 66a. (Reichsgericht); 
d. vom Etat der Poſt- und Telegraphenvermaltung: 
Kitel 49 (Zur baulihen Unterhaltung der Gebäube, fomwie zu 
‚ Heinen baulihen Aendberungen), 
Kitel 50 (Zu Ermweiterungsbauten und Grundftüdserwerbungen 
bis 100 000 #); 
e. vom Etat der Eifenbahnen: 
Kitel 14 (Unterhaltung der Betriebsmittel), 
Titel 15 (Erneuerung der Betriebsmittel) ; 
f. den Etat der Reichsſchuld 
(Kapitel 72 und 73); 
g. den Etat des Reihsinvalidenfonds 
(Rapitel 79—83); 
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Etat der Einnahmen. 


Rapitel 5 (Bankweſen), 

Kapitel 6—9 (Verichiedene Verwaltungseinnahmen), 
—— Kapitel 16 (Aus dem Reihsinvalidenfonde), 

Rapitel 17 (Meberfhüiie aus früheren Jahren), 

Kapitel 19 (Zinſen aus belegten Reichögeldern), 

Kapitel 20 (Außerordentliche Zuſchüſſe), 

Kapitel 21 (Matrifular: Beiträge); 

jerner 


das gefammte Ertraordinarium. 


I. a) Den Gefegentwurf, ‚betreffend die Aufnahme einer Anleihe 
für Zwecke der Verwaltungen der Poit und Telegraphen, der 
Marine, des Neichsheeres und zur Durchführung der Münz- 
. reform — Nr. 11 der Drudjahen —; 

b) den Gefegentwurf, betreffend bie Erwerbung und bauliche 
Anftandjegung eines Grundftüds für das Gefundheitsamt 

— Nr. 10 der Drudiaden —. 
II. Im Uebrigen den Etat in zweiter Lefung im Plenum zu er: 

ledigen. 


IL, 


Dr. Rieper. Der Reichstag wolle beichließen: 
den Etat der Reichs: Poft: und Telegraphenverwaltung (Anl. XVII.) 
binfichtlih der Einnahme und der fortdauernden Ausgaben, mit 
Ausnahme der Ti. 49 und 50, einer Kommiffion von 
14 Mitgliedern zur Vorberathung zu übermweifen. 


Berlin den 28. Februar 1879, 


Deuticher Heichötag. 
4. Legislatur: Periode. 
IL. Seſſion 1879. 


Antfrag. 


Der Reichstag wolle beſchließen: 
den Reichskanzler zu erſuchen, darauf hinzuwirken, daß Elſaß— 
Lothringen eine felbititändige, im Lande befindliche Regierung er: 
halte. 


Berlin, den 26. Februar 1879. 


Schneegans North. Dr, Rad, Lorette. 
Unterftügt durch: 


Dr. Bäbr (Caſſel). Baer (Offenburg). Bauer. Dr. Baumgarten, 
v. Benda, v. Bennigjen. Berger. v. Bernuth. Dr. Blum. Bone. 
Dr. Böttcher (Walded). Dr. Boretius, Büchner. Büfing. Dr. von 
Bunfen. Epyfoldt. Feuſtel. Graf v. Flemming. Dr. Gareis, 
Dr. Günther (Nürnberg). Dr. Sänel, Dr. Sammader. Hermes, 
Jäger (Nordbaufen). v. Kardorff. Dr. Karſten. Kap. Klop. 
Ropfer. Laporte. Dr. Lasker. Lift. Loewe (Berlin). Dr. Löwe 
(Bochum). Lüders. Freiherr v. Marihall. Meier (SchaumburgsLippe). 
Dr. Mendel. Freiherr v. Mirbad. Möring Müller (Gotha). 
Oechelhäuſer. Pfähler. Pflüger. Dr. Rentzſch. Richter (Hagen). 
Ridert (Danzig). Römer (Hildesheim). Römer (Württemberg). Dr. 
Roggemann. Dr. Rückert (Meiningen). Schlieper. Schlutow. Frei— 
herr Schenk v. Stauffenberg. Stegemann. Udo Graf zu Stolberg— 
Wernigerode Streit. Dr. Thilenius. Trautmann. Ubden. von 
Wedell:Malhom. Ir. Weigel. Widmann. Dr. Wiggers (Güſtrow). 
Wiggers (Parchim) Wöllmer Dr. Wolffſon. Wulfshein. 
Dr. Zimmermann. Dr. Zinn. 


N 38. 


Deutfcher Neichötag. 
4. Legislatur: Periode, 
I. Sefion 1879. 
— — — — 


Ueberfict 


ber 


Reihenfolge, in welder die einzelnen Kapitel des Reichs— 
haushaltsetats für das Gtatsjahr 1879/80 zur Berathung 


Sauptetat, 


Sauptetut, 
Sauptetat, 


Hauptetat, 


Hauptetat, 


Hauptetat, 


Hauptetat, 


Hauptetat, 


Sauptetat, 


gelangen werden. 


A. Im Plenum des Reichstags: 


Neichskanzler. 


Fortdauernde Ausgaben. 
Seite 4, Kapitel 1. | Anlage 1. 


Meichöfanzleramt und Bundesrath. 
Fortbauernde Ausgaben. 
Seite 4 bis 6, Kapitel 1a. bis 8a. | Anlage II., Seite 4 bis 20. 
Seite 6, Kapitel 9 (Bunbesrath). 
Einnahme. 
Seite 114, Kapitel 6. | Anlage IL, Seite 2. 


Neichötag. 
Fortdauernde Ausgaben. 
Seite 8, Kapitel 10, | Anlage II. 
Einnahme. 
Seite 114, Kapitel 7. | Anlage III, 


Yuswärtiged Amt. 


Fortdauernde Ausgaben. 
Seite 8, Kapitel 11 bis 13. | Anlage IV., Seite 2 bis 18, 
Einnahme, 
Seite 114, Kapitel 8. | Anlage IV., Seite 2. 


Berwaltung des Neichäbeeres. 


Fortdbauernde Ausgaben. 
Seite 10 bis 18, Anlage V., 


Kapitel 14 bis 24. Preußen x, Seite 8 
Kapitel 29 bis 44, bis 176, 


Sadjfen, Seite 238 
bis 324, 
Württemberg, Seite 
| 344 bis 418, 
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Marineverwaltung. 
Fortdauernde Ausgaben. 
Sauptetat, Seite 20 bis 24, | Anlage VI. Seite 4 bis 90, 
Kapitel 45 bis 50, | 
Rapitel 51, Titel 1 bis 14 und 16 
bis 30, 
Kapitel 54 bis 59, 
Kapitel 61 bis 64. 


| 


Einnahme. 
Hauptetat, Seite 116, Kapitel 10. | Anlage VI. Seite 2. 
Neichs: Juftizverwaltung. 
Fortdauernde Ausgaben. 
Sauptetat, Seite 26, Kapitel 65 bis 66. | Anlage VII, Seite 2 bis 8. 
Einnahme. 
Sauptetat, Seite 116, Kapitel 11. | Anlage VII. Seite 2. 
Reichs: Schagamt. 
Fortdauernde Ausgaben. 
Hauptetat, Seite 26, Kapitel 67 bis 69. | Anlage VIII. Seite 2 bis 8. 
Einnahme, 
Sauptetat, Seite 116, Kapitel 12. | Anlage VIU, Seite 2. 
Neichs⸗Eiſenbahnamt. 
Fortdauernde Ausgaben. 
Hauptetat, Seite 28, Kapitel 70. Anlage IX. 
Einnahme. 
Hauptetat, Seite 116, Kapitel 13. | Anlage IX. 


Neichskanzleramt für Elſaß⸗Lothringen. 
Fortdauernde Ausgaben. 


Hauptetat, Seite 28, Kapitel 71. | Anlage X, 
Rechnungshof. 
Fortdbauernde Ausgaben, 
Hauptetat, Seite 28, Kapitel 74. | Anlage XII. 


Allgemeiner Benfionsfonds. 
Fortdauernde Ausgaben. 
Hauptetat, Seite 30 bis 32, Kapitel 75 bis 78. | Anlage Xlll, Seite 4 bis 12. 


Einnahme. I 
Hauptetat, Seite 116, Kapitel 14. | Anlage XI, Seite 2. 
Zölle und Berbrauchsfteuern. 
Einnahme, 
Hauptetat, Seite 108, Kapitel 1. Anlage XV,, 


(Ausgabeetat für bie 
Raiferlihen Haupt⸗Zoll⸗ 
ämter in ben Sanfe 
fäbten Anlage XV., Seite 
8 bis 10.) 


3 A 38, 


Spielfartenftempel. 


Einnahme. 
Hauptetat, Seite 108, Kapitel 1a. | Anlage XVI. 


Wechielftempelftener. 
Einnahme. 
Hauptetat, Seite 108, Kapitel 2. | Anlage XVII. 


Eifenbabnverwaltung. 


Einnahme. 
Hauptetat, Seite 112, Kapitel 4, Anlage XIX, 
a) Einnahme Titel 1 bis 5, Seite 2, 
b) Fortbauernde Ausgabe Titel I bis 13 Seite 2 bis 10. 
und Titel 16 bis 17. 


Verwaltung der vormaligen Geheimen Ober:#ofbuchdruderei 
in Berlin, 


Einnahnte. 
Sauptetat, Seite 112, Kapitel 4a., - Anlage XX. 
a) Einnahme Titel 1 und 2, 
:  b) Fortbanernde Ausgabe Zitel 1 bis 10. 


- Befonderer Beitrag von Elſaß-Lothringen. 


Einnahme 
Hauptetat, Seite 118, Kapitel 15. 


Münzwefen, 
Einnahme. 
Hauptetat, Seite 118, Kapitel 18. 


B. In der Budget-Kommiſſion: 


NReichskanzleramt. 


Einmalige Ausgaben. 
Hauptetat, Seite 38, Kapitel J. | Anlage Il., Seite 22 bis 24. 


NHeichötag. 


Einmalige Ausgaben. 
Hauptetat, Seite 38, Kapitel 2. | Anlage II, 


Auswärtiges Amt. 


, Einmalige Ausgaben. 
Hauptetat, Seite 38, Kapitel 3. | Anlage IV., Seite 18. 
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Berwaltung des Meichöhreres. 


Fortdbauernde Ausgaben. 
Hauptetat, Seite 12 bis 14, Kapitel 25 bis 28 | Anlage V., 
| Preußen ꝛc., Seite 84 
bis 104, 
Sadjen, Seite 280 
bis 292, 
Württemberg, Seite 
382 bis 394. 
Einmalige Ausgaben. 


Hauptetat, Seite 46 bis 92, Anlage V., 
Kapitel 5, Ordentlicher Etat. Preußen ꝛc., Seite 178 
bis 208, 


Sadjen, Seite 326, 
Württemberg, Seite 
420 bis 422. 
Kapitel 6, Außerorbentlier Etat. 


Einnahme, 
(Eigene Einnahmen ber Militärverwaltung.) 
Hauptetat, Seite 114, Kapitel 9. Anlage V., 
Preußen ꝛc., Seite 2 
bis 6. 


Sadfen, Seite 236, 
Württemberg, Seite 
. 342. 
(Einnahmen ber Feitungsbauverwaltung an Grundſtückserlöſen.) 
Hauptetat, Seite 114 bis 116, Kapitel 9a. 


Moarineverwaltung. 


Fortdauernde Ausgaben. 
Hauptetat, Seite 20 bis 24. Anlage VI. Seite 32 ff. 
Kapitel 51, Titel 15. 
Kapitel 52 u. 53. 


Kapitel 60. 
Einmalige Ausgaben. 
Hauptetat, Seite 92 bis 94, Kapitel 7. | Anlage VI. Seite 92bis 112. 
Neichs-Juſtizverwaltung. 
Fortdauernde Ausgaben. 
Hauptetat, Seite 26, Kapitel 664. | Anlage VII. Seite 6 ff. 
Einmalige Ausgaben. 
Hauptetat, Seite 94, Kapitel 8. | Anlage VII. Seite 10. 
Neichs⸗Schatzamt. 


Einmalige Ausgaben. 
Hauptetat, Seite 94 bis 96, Kapitel 9. | Anlage VIII, Seite 8 bis10. 
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NReichs⸗Eiſenbahnamt. 


Einmalige Ausgaben. 
Hauptetat, Seite 96, Kapitel 9a. | Anlage IX, 


Neichsſchuld. 


Fortdauernde Ausgaben. 
Hauptetat, Seite 28, Kapitel 72 und 73. JAnlage Xl, Seite 2 bis 4. 


Rechnungshof. 


Einmalige Ausgaben. 
SHauptetat, Seite 96, Kapitel 10. | Anlage XI, 


Neichs⸗Invalidenfonds. 


Fortdauernde Ausgaben. 
Hauptetat, Seite 32 bis 36, Kapitel 79 bis 83. | Anlage XIV., Seite 2 bis 14. 


Einnahme, 
Hauptetat, Seite 118, Kapitel 16. | Anlage XIV,, Seite 14. 


Voft: und Telegrapbenverwaltung. 


Einnahme, 
Sauptetat, Seite 110, Kapitel 3. Anlage XVIH,, 
b) Fortdauernde Ausgabe Titel 49 u. 50. Seite 16. 
Einmalige Ausgaben. 
Sauptetat, Seite 40 bis 44, Anlage XVII, 
Kapitel 4, Ordentlicher Etat, Seite 20 bis 24. 


Kapitel 4a., Außerordentlicher Etat. 


Eifenbabnverwaltung. 
Einnahme, 
Hauptetat, Seite 112, Kapitel 4, Anlage XIX., 


b) Fortdauernde Ausgabe Titel 14 u. 15. Seite 10. 


Einmalige Ausgaben. 
Hauptetat, Seite 96 bis 98, Anlage XIX, 
Kapitel 11, Ordentlicher Etat, Seite 10. 
Kapitel 12, Außerorbentlicer Etat. 


Bankweſen. 
Einnahme. 
Hauptetat, Seite 114, Kapitel 5. 
Ueberſchüſſe aus früberen Jahren. 
Einnahme. 
Hauptetat, Seite 118, Kapitel 17. 
Muünzweſen. 


Einmalige Ausgaben. 
Hauptetat, Seite 98, Kapitel 13. 


* 
Zinſen aus belegten Neichsgeldern. 


Einnahme. 
Hauptetat, Seite 120, Kapitel 19. 


Außerordentliche Zufchüffe. 


Einnahme. 
Hauptetat, Seite 120 bis 124, Kapitel 20. 


Matrikularbeiträge 
Einnahme. 
Hauptetat, Seite 126, Kapitel 21. 


Ausgaben in Folge des Krieges gegen Fraukreich. 


Einmalige Ausgaben. 
Hauptetat, Seite 100 bis 106, Kapitel 14 bis 19. 


Etatsgeſetz. 


O. In der IX. Kommiſſion: 


Poft: und Telegraphenverwaltung. 


Einnahme. 
Sauptetat, Seite 110, Kapitel 3, Anlage XVIIL, 
a) Einnahme Titel 1 bis 10, Seite 2, 
b) Fortdauernde Ausgabe Titel 1 bis 48 Seite 4 bis 16. 
und Titel 51 bie 56. 


Deutfcher Heichötag. 
4. Legislatur⸗Perlode. 
I. Seſſion 1879. 


Inferpellafion. 


Beabſichtigt die Reichsregierung, dem Landesausſchuſſe einen Geſetzentwurf vor: 
zulegen, betreffend Revilion des Gejeges über das Unterrihtsweien in Elſaß— 
Lothringen vom 12. Februar 1873? 


Berlin, den 1. März 1879. 


Winterer, 
Unterftüßt durch: 


Guerber. Hechmann-Stintzy. Grad. Kablé. Schmitt-Batiiton. 
Dr. Simonis. v. Grand-Ry. v. Czarliuski. Dr. Frehr. v. Hert— 
ling. Saanen. Franken Dr. Bod. Dr. Reihensperger (Erefeld). 
Neihensperger (Dive). Magdzinskti. Windthorſt. v. Keſſeler. 
v. Zenthe. Dr. Graf v. Biffingen:Nippenburg. Graf v. Balleftrem. 
Schr. zu Frandenftein. Streder. Frhr. v. Wendt. Graf v. Nay: 
hauß:Cormons Kochann. Pfafferott. Graf v. Prafhma Dr. 
Moufang. Dr. Lingens. v. Müller (Dsnabrüd). Graf v. Schön: 
born: Wiejentheid. Graf v. Preyfing Dieden. Dr Majunke. 
v. Kehler. v. Schalſcha. Fürſt Radziwill (Adelnau). 


Anlage 


NM 39. 


Anlage. 


Geſeh, 


betreffend 


das Unterrichtsweſen. 


Vom 12. Februar 1873. 


41. 

Das gefammte niedere und höhere Unterrichtsweien wird unter die Aufjicht 
und Leitung der Staatsbehörden geitellt. 

Die beftehenden Beitimmungen über die örtlihe Beauflichtigung des 
niederen Unterrichtsmeiens bleiben bis auf Weiteres in Kraft, 

Staatlihe Genehmigung it erforderlich: 

1. zur berufs- oder gewerbsmäßigen Ertheilung von Unterricht, 
2. zur Eröffnung einer Schule, 
3. zur Anstellung eines Lehrers an einer Schule, 

Jede Schule kann durh die Verwaltungsbehörben gefchlofien werben, 
wenn fie den ftaatlihen Anordnungen über Einrihtung und Lehrplan wicht 
entipricht. 

8. 2, 

Wer ohne die im $. 1 vorgejehene Genehmigung berufs: oder gewerbs- 
mäßig Unterricht ertheilt, oder eine Schule eröffnet, oder an einer von ihm 
gehaltenen oder geleiteten Schule einen Lehrer anitellt, desgleihen wer an 
einer wegen Nichtbefolgung der ſtaatlichen Anordnung geſchloſſenen Schule 
den Unterricht fortiegt oder fortiegen läßt, wird mit Gelditrafe bis zu ein- 
hundert Thalern beitraft. 

8. 3. 

Diejenigen Perfonen, welde auf Grund eines der im Artikel 25 des 
Geſetzes über das Unterrichtswejen vom 15. März 1850 aufgeführten Bes 
fähigungstitels mit der berufss oder gewerbsmäßigen Ertheilung von Unterricht 
bereits begonnen haben, desgleihen diejenigen, welche den bisherigen Geſetzen 
gemäß eine Schule eröffnet haben, bedürfen zur Fortſetzung dieſes Berufs oder 
Gewerbes einer jtaatlihen Genehmigung nicht. 

Lehrer an bejtehenden Schulen, welche feinen der Befähigungstitel des 
angeführten Artifels 25 befigen, haben binnen einer von dem Oberpräfidenten 
zu beftimmenden Friſt die durch $. 1 des gegenwärtigen Geſetzes erforderte 
Genehmigung nachzuſuchen. 
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$. 4. 

Der Reichskanzler ift ermächtigt, über die Prüfung und Qualififation der 
Lehrer, über die Organijation und ben Lehrplan der Schulen, insbejondere 
die Unterritsipradhe und bie obligatoriichen Lehrgegenftände bei einer jeden 
berjelben, endlich über die Prüfungen der Schüler NRegulative zu erlaffen und 
deren Befolgung durch Infpektionen zu fihern. Er iſt ferner ermächtigt, über 
das bei Schließung von Schulen zu beobachtende Verfahren Anordnung zu 
treffen. Er kann diefe Beſugniſſe auf den Oberpräfidenten von Elſaß-Loth— 
ringen übertragen. 


N: 40, 


Deuticher Meichötag. 
4. Regislatur:Periobe. 
I. Seſſion 1879. 


Antrag. 


Meichensperger (Dlpe). Der Reichstag wolle beſchließen, dem folgenden 
Geſetzentwurfe feine Zuſtimmung zu ertheilen: 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaifer, König 
von Preußen ıc. 

verordnen im Namen des Reis, nach erfolgter Zuftimmung bes 

Bundesraths und des Neichstags, was folgt: 


& 1. 
Die Höhe der gefeglihen Zinjen, insbeiondere auch der Ver: 
zugszinfen iſt bei Handelsgeſchäften 6, bei allen anderen Geld— 
forderungen 5 vom Hundert jährlid). 


8. 2. 

Bei Darlehen, welche ein Kaufmann empfängt, und bei 
Schulden eines Kaufmanns aus jeinen Sandelsgeihäften können 
höhere Zinfen als 6 vom Hundert jährlich bebungen werben. 

Den Kaufleuten find gleichgeitellt die eingetragenen Erwerbs: 
und Wirthichaftsgenoifenihaften, die gewerblihen Hülfskaffen und 
die auf Gegenfeitigkeit gegründeten Verſicherungsgeſellſchaften. 


$. 3, 

Bei Darlehen und anderen frebitirten Forderungen, welche 
nicht der Beitimmung des $. 2 unterliegen, darf ein höherer Zins 
als 6 vom Hundert jährlih einjchließlih der Konventionalitrafen 
oder Nebenleiftungen nicht bedimgen werben. 

Der Zinsſatz kann bis zu 8 vom Hundert jährlih erhöht 
werden, wenn der Einzelrichter (Amtsrichter) des Wohn: oder Auf: 
enthaltsortes bes Kreditnehmers die Angemeffenheit diefes höheren 
Zinsfages nah den obwaltenden Verhältniffen befcheinigt. 

Die über den gejeglich zuläſſigen Zinsfag hinaus abgezogenen 
oder gezahlten Beträge find vom Tage des Abzugs oder ber Zah: 
(ung an gerechnet vom Kapitale abzuziehen und können innerhalb 
3 Jahren mit Zinfen zurüdgefordert werden. 


5.4 

Wird die Zahlung eines Darlehns oder einer anderen kredi— 
tirten Forderung verzögert, jo bleibt auch für die Zögerungszinfen 
der bedungene Zinsiag bis zur gefeglih zuläffigen Höhe maß- 
gebend. 

Die privatrehtlihen Beitimmungen in Betreff der Zinfen 
von Zinſen, jowie die Vorichriften für die gewerblihen Pfand» 
leiheanitalten werden durch diejes Geſetz nicht geändert. 


8.5. 

Die voritehenden Beitimmungen finden feine Anwendung auf 
Darlehne, welche vom Staate oder von einer unter ftaatlider 
Aufſicht ſtehenden Körperfchaft in gefegmäßiger Weife aufgenommen 
werben. 

8. 6. 

Die gewohnbeitsmäßige ober unter Verfchleierung des Sad: 
verhältnijjes bewirkte Weberichreitung des zuläfigen Zinsjages wird 
mit Haft bis zu 6 Moden und einer Geldftrafe vom doppelten 
bis zum zehnfahen Betrage des bedungenen oder bezogenen un: 
erlaubten Gemwinnes beitraft. 

Es kann aud auf eine diefer Strafen allein erkannt werben. 


8. 7. 

Wer in gemwinnfüchtiger Abficht bei Gewährung von Kredit 
einen höheren, als den gejeglich zuläfligen Zins ſich bedingt, ob: 
gleih er weiß, daß der Krebitnehmer durch Noth, Unerfahrenheit 
oder Leichtſinn zur Eingehung der Verbindlichkeit beftimmt worden 
ift, wird mit Gefängniß bis zu Einem Jahre und einer Gelditrafe 
bis zu 3000 Mark beftraft. Es kann zugleih auf Verluit der 
bürgerlihen Ehrenrechte erfannt werben. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, jo iſt ausfchließlih auf 
die Gelditrafe zu erkennen. 

Diefelbe Strafbeitimmung findet auf Denjenigen Anwendung, 
welcher in eigenem Namen forderungen geltend macht, von denen 
er weiß, daß fie in der vorbezeichneten Weife feit dem Beginne der 
Wirkſamkeit diejes Geſetzes entitanden find, 


8. 8. 
Der Art. 1. der Deutihen Wechſelordnung vom 27. Novem: 
ber 1848 wird durch die folgende Beitimmung erjeßt: 

Art. 1. Wechſelfähig find diejenigen Kaufleute, deren Firma ge: 
mäß Art. 19 ff. des Handelsgeſetzbuchs bei dem Handels— 
gerichte eingetragen ift, jowie die eingetragenen Ermwerbe: 
und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften, die gewerblichen Hülfs— 
faflen, die auf Gegenfeitigfeit gegründeten Verficherungs: 
geſellſchaften und die Mitglieder diefer Vereinigungen in 
ihrem Krebitverfehr mit denjelben. 

Diejenigen Grundbeſitzer, melde gewerbliche Unterneh: 
mungen, wie Brennerei, Brauerei, Ziegelei, Zuderfabri: 
fation u. ſ. m., betreiben, ſowie die Bergwerfsbeiiger und 


3 Ar 4 v. 


Gewerkſchaften find berechtigt, ihre Eintragung in das 
Handelsregifter zu fordern und hierdurch die Wechſelfahig⸗ 
keit zu erwirken. 
Der Landesgeſetzgebung bleibt vorbehalten, auch anderen 
Berufsklaſſen die Eintragung in das Handelsregiſter mit 
der vorbezeichneten Wirkung zu gejtatten. 


Sollte der $. 3 dieſes Geſetzentwurfs abgelehnt werben, jo wird eventuell 
beantragt, der Reichstag wolle befchließen, dem folgenden Geſetzentwurfe jeine 
Zuftimmung zu ertheilen: 


Dir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaiſer, König 
von Preußen ꝛc. 

verorbnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des 

Bundesraths und des Neihstags, was folgt: 


Art. 1. 
Hinter den $. 263 des Strafgeſetzbuchs wird ber folgende 
neue $. 263a. eingejtellt: 

$. 2634. Wer in gewinnfüchtiger Abficht das Vermögen eines 
Anderen dadurch beihädigt, daf er bei Bewährung von 
Kredit ſich einen die Höhe des landesüblihen Zinsfußes 
unverhältnißmäßig überfteigenden Vortheil an Zinfen, 
Leijtungen oder Konventionalitrafen für den dem Kredit: 
nehmer geleifteten Geldwerth bedingt, obgleich er weiß, daß 
der Kreditnehmer durch Noth, Unerfahrenheit oder Leicht: 
ſinn zur Eingehung der Verbindlichkeit beftimmt worben 
öt, wird mit Gejängniß bis zu Einem Jahre und einer 

Gelditrafe bis zu 3 000 Marf beftraft. 

Es kann zugleih auf Verluſt der bürgerlihen Ehren 
rechte erfannt werden. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo ift ausſchließ⸗ 
lich auf Geldſtrafe zu erkennen. 

Dieſelbe Strafbeſtimmung findet auf Denjenigen An: 
wendung, welcher in eigenem Namen Forderungen geltend 
macht, von denen er weiß, daß ſie in der vorbezeichneten 
Weiſe ſeit dem Beginne der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes 
entſtanden ſind. 

Auf Handelsgeſchäfte, bei welchen der Kreditnehmer im 
Sinne der Art. 4, 5 und 6 des Handelsgeſetzbuchs als 
Kaufmann anzufeben ift, findet diefe Beſtimmung feine 
Anwendung. 


Art. 2. 

Eine gerichtliche Zuerkennung und Swangsvollitrefung findet 
binfichtlich der feit dem Veginne, der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes 
verſprochenen Zinſen und Nebenleiſtungen nur bis zu einem Zins— 
betrage von 8 vom Hundert jährlich ftatt. 
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Die über jenen Betrag feitden geleifteten Zahlungen werben 
auf das Kapital angerechnet. 

Auf Sandelsgeichäfte, bei welchen der Kreditnehmer im Sinne 
der Art. 4, 5 und 6 des Handelsgeſetzbuchs als Kaufmann anzu: 
ſehen ift, findet diefe Beftimmung feine Anwendung. 

Art. 3. 

Der Art. 1 der Allgemeinen Deutjchen Wechfelordnung vom 
27. November 1848 wird durch die folgende Beftimmung erſetzt: 
Art. 1. Wechfelfähig find diejenigen Kaufleute, deren Firma gemäß 

Art. 19 ff. des Handelsgeſetzbuchs bei dem Handelsgerichte 
eingetragen find, fowie die eingetragenen Erwerbs: und 
Wirtbichaftsgenoffenichaften, die gewerblichen Hülfskaſſen, 
die auf Gegenfeitigkeit gegründeten Berfiherungsgeiell: 
ihaften und die Mitglieber diefer Vereinigungen in ihrem 
Kreditverkehr mit denſelben. 

Diejenigen Grundbefiger, welche gewerblihe Unterneh: 
mungen, wie Brennerei, Brauerei, Ziegelei, Zuderfabri- 
fation u. j. w., betreiben, ſowie Bergwerksbeſitzer und 
Gewerkſchaften, find berechtigt, ihre Eintragung in das 
Hanbelsregifter zu fordern und hierdurch die Mechiel- 
fähigkeit zu erwirfen. 

Der Landesgefeßgebung bleibt vorbehalten, auch anderen 
Berufsklaffen die Eintragung in das SHandelsregijter mit 
der vorbezeichneten Wirkung zu geitatten. 


Berlin, den 4. März 1879. 


Neihensperger (Olpe). 
Unteritügt durd: 


Frhr. v. Aretin (Ingolitadt). Frhr. v. Aretin (Ilertiffen). Graf Balle: 
jtrem. Bender, Bernards. Graf v. Bernitorff. Dr. Graf v. Bijiin- 
genzNippenburg. Dr. Bod, Frhr. von u. zu Brenfen Graf v. Eha: 
mare. Frhr. v. Dalwigk:Lihtenfels. Dieden. Fichtner. v. For: 
cade de Biair. Frhr. zu Frandenftein Franſſen. Dr. Franz. 
Schr. v. Fürth, Graf v. Galen. Gielen. v. Grand:Ry. Graf 
v. Grote. Haanen. Frhr. v. Heereman. Dr. Frhr. v. Sertling. 
Horn. v. Keſſeler. Kochann. Lang. Dr. Lieber. Dr. Lingens,. 
v. Ludwig. Dr. Maier (Hohenzollern). Dr. Majunfe Menken. 
Mihalsfi. v. Miller (Meilheim). Dr. Moufang. v. Müller (Dana: 
brüd). Müller (Pleß). Graf v. Nayhauß-Cormons. Dr. Berger. 
Piafferott. Frhr. v. Pfetten. Graf v. Praſchma. Grafv. Prey: 
fing. Prinz Nadzimwill (Beuthen).. Dr. NReihensperger (Erefelb). 
Dr Rudolphi. Ruppert. Graf v. Saurma-Jeltſch. Grafv. Schön: 
bornsWiefentheid. Frhr. v. Schorlemer-Alſt. Schröder (Lippftabt). 
Stöpel. Graf zu Stolberg:Stolberg (Neuftadt), Streder. Graf 
v. Waldburg: Zeil. Frhr. v. Wendt. Dr. Weitermayer Windt horſt. 
Frhr. v. Zu: Rhein. 
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Deutſcher Reichötag. 
4. Legislatur:Periode, 
II. Seffion 1879. 


Auf bie Tagesordnung einer der nächſten Plenarſitzungen werben geſetzt 
werden: 
Petitionen, welche, als zur Erörterung im Plenum nicht geeignet 
erachtet, zur Einſicht im Bureau niedergelegt ſind: 
Erſtes Verzeichniß: 1. (II. 1.) 2. (U. 2.) 6. (17. 6.) 8. (II. 8.) 
11. (Il. 11.) 23. (II, 23.) 29. (II. 30.) 36. (II. 37.) 
40. (I. 41.) 47. (If. 48.) 48. (II. 49.) 49. (Il. 50.) 
95. (11. 96.) 100. (ll. 101.) 105. (ll. 106.) 109. (II. 110.) 
110. (I, 111.) 111. (I. 112.) 127. (II. 128.) 287. 
(Il. 289.) 290. (ll. 292.) 312. (I. 314.) 316. (Il. 320.) 
317. (Il. 321.) 320. (II. 324.) 349. (Il. 353.) 350. 
(II, 354.) 
Zweites Verzeichniß A.: 5. (11. 365.) 8. (II. 370.) 19. (Il. 381.) 
23. (11. 385.) 28. (ll. 390.) 31. (11. 393.) 37. (II. 399.) 
40. (11. 403.) 47. (ll. 413.) 48. (Il. 414.) 49. (II. 415.) 
284. (ll. 653.) 285. (Il. 654.) 286. (Il. 655.) 287. 
(ll. 656.) 291. (Il. 660.) 298. (Il. 667.) 
Drittes Verzeihniß A.: 2. (ll. 670.) 78. (ll. 754) 119. 
(II, 798.) 


Berlin, den 6. März 1879. 


Der Präfident Dr. v. Forckenbeck. 
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Deuticher NReichstag. 
4. Legislatur: Periode, 
U. Zeffion 1879. 


Antrag 


zu 


dem Gejegentwurf, betreffend die Strafgewalt des Reichstags 
über jeine Mitglieder — Nr. 15 der Druckſachen —. 


Dr. v. Schwarze. Der Reichstag wolle beſchließen, — für den Fall der Ab: 
lehnung der Geſetzvorlage — die Geſchäftsordnungs-Kommiſſion zu be 
auftragen: 

1. dem Reichstage Vorfhläge zu unterbreiten, melde geeignet find, 
duch Ergänzung der Disziplinarvorichriften der bejtehenden Ge- 
ihäftsordbnung gegen Verlegungen der Ordnung ein wirkfameres 
Einſchreiten als bisher zu ermöglichen, insbefondere den Schuß 
außenftehender Perfonen gegen ehrverletzende Angriffe innerhalb 
des Reichstags zu vermehren; 

. einen gutachtlihen Bericht an den Reichstag darüber zu erftatten, 
ob und inwieweit auf dem Wege der Gefeßgebung für die Dauer 
der Geltung des Geſetzes vom 21. Dftober 1878 ein Verbot zu 
erlafjen jei, jolhe im Reichstage gethane Weußerungen, in welchen 
auf den Umſturz der beftehenden Staats und Geſellſchaftsordnung 
gerichtete Beſtrebungen zu Tage treten, durch die Preffe zu ver: 
breiten. 


Berlin, den 6. März 1879, 


vw 


Dr. v. Schwarze. 
Unterftügt durd: - 


Fürft zu SHohenlohesLangenburg. Thilo Graf v. Bethuſy-Huec. 

Graf v. Frankenberg. v. Bethmann-Hollweg (Ober:Barnim). Schön. 

Schmiedel. Fürft v. Pleß. v. Neumann. Findeifen v. Schend: 

Flechtingen. v. Schwendler. v. Karborff. Dr. Lucius. v. Sell: 

dorsf (Runſtedt). Süs. Stellter. v. Geh. Fehr. v. Lerchenfeld. 
Melbed. 
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Deutſcher Neichätag. 
4. Legislatur: Periode, 
II. Seſſion 1879, 


Antrag 


zu 


den Gefeßentwurf, betreffend die Strafgewalt des Reichstags 
über feine Mitglieder — Nr. 15 der Drudiahen — 


v. Selldorfi:Bedra, v. Goßler. Der Neichstag wolle beichliehen: 
1. die Weberfchrift wie folgt zu fajlen: 

Geſetz, betreffend die Disziplin des Neichötags über jeine 
Mitglieder. 

2.8. 3 wie folgt zu faſſen: 

Der Neichstag iſt befugt, in feiner Geichäftsordnung zu 
beitimmen, daß ein Mitglied im Wege der Disziplin aus dem 
Neihstage auf eine gewiffe Zeitdauer, jedoch höchſtens bis zum 
Ende der Seifion, ausgejchloffen werden kann. 

Die Ausſchließung eines Mitgliedes hat den Verluſt der 
Wählbarkeit für die Dauer der Ausichliefung zur Folge. 

3.8. 4 wie folgt zu faflen: 

Der Reichstag ift befugt, in feiner Geichäftsordnung zu 
beftimmen, daß, wenn ein Mitglied wegen einer in öffentlicher 
Situng des Neihstags gethanen Aeußerung zur Verantwor: 
tung gezogen wird, diefe Meußerung von der Aufnahme in 
den ftenographifchen Bericht ausgeſchloſſen werden kann. 

4. 8. 8 wie folgt zu fallen: 

Der Reichstag iſt befugt, in feiner Geichäftsordnung zu 
beitimmen, daß der Präfivent das Recht bat, Aeußerungen, 
wegen welcher Mitgliever zur Ordnung gerufen worden find, 
von der Aufnahme in den jtenograpbifchen Bericht vorläufig 
auszufchließen. 

5. 8. 9 wie folgt zu fajfen: 

Werden in die Geichäftsordnnung des Neichstags Beſtim— 
nungen im Sinne der SS. 4, 8 aufgenommen, jo iſt jede 
Veröffentlichung der betreffenden Nenferungen durch die Prefje 
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im falle des $. 4 überhaupt, im Falle des $. 8 vorläufig 
verboten, auch werden Zumwiberhandlungen gegen ſolches Ver: 
bot mit Gefängniß bis zu drei Monaten beitraft, ſofern nicht 
nad Maßgabe des Inhalts der erfolgten Veröffentlichung eine 
jchwerere Strafe verwirft ift. 


Berlin, den 6. März 1879. 


von Helldorf-Bedra. von Goßler. 


Unterftügt durch: 
v. Seydewitz. Udo Brafzu Stolberg: Wernigerode. Graf Rittberg. 
Graf zu DohnasFindenftein Staudy. Freiherr v. Marjcall. 
v. Waldow-Reitzenſtein. v. Puttkamer (Löwenbergh. v. Kleiſt— 
Retzow. v. Wedell-Malchöiwh. v. Gotbbn. v. Cranach. v. Batocki. 
Freiherr v. Manteuffel. Flügge. Uhden. Dr. Frege v. Colmar: 
Meyenburg. v. d. Oſten. Reich. v. Knobloch. v. Schenk-Kawen— 
ezyn. Saro v. Schliechmann. v. Buſſe. v. Bredow. Freiherr 
v. Tettau. Merz. Katz. Wichmann. v. Gerlach. Freiherr v. 
Maltzahn-Gültz. Freiherr v. Minnigerode. v. Puttkamer (Lübben). 
v. Puttkamer (Schlawe). Adermann. 
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Deuticher Reichötag. 
4. Regislatur: Periode. 
II. Zeffion 1879. 


Antrag 


zu 


dem Gejegentwurf, betreffend die Strafgewalt des Reichstags 
über jeine Mitglieder — Nr. 15 der Druckſachen —. 


Freiherr Schenk v. Stauffenberg. Der Reichstag wolle beſchließen: 

für den Fall der Ablehnung des Gejepentwurfes und des Antrages 

Dr. v. Schwarze — Nr. 42 der Drudjahen — 
der Geſchafteordnungs-Kommiſſion den Auftrag zu ertbeiler, 
unter Vorjig des Präfidenten des Reichstags die Frage, ob 
Aenderungen der Geſchäftsordnung nothwendig feien, zu 
prüfen und im Bejabungsfalle formulirte Vorichläge an das 
Haus zu bringen, 


Berlin, den 7. März 1879. 








Digitized by Google 


N 45. 


Deutfcher Neichdtag. 
4. Legislatur:Periobe, 
II. Zefion 1879. 


Erſter Bericht 


Kommiſſion für Betitionen 


Berichterftatter: 
Abg. Frhr. v. Manteuffel. Ad Journ. II. Nr. 102. 








Dar Eiſenbahnſekretär und Rittmeifter a. D. Rodehüjer zu Münfter hat 
feine in der I. Seffion 1878 eingereichte Petition vom 20. Januar 1878 
nochmals wiederholt. 

Die Petitions:Kommiffion ift darüber in Berathung getreten und hat 
unter Wiederholung des früheren Berichts vom 4. Mai 1878 — Druckſachen 
Nr. 216, 3. Legislatur: Periode Il. Seflion 1878 — welcher in ber Anlage 
abgedrudt if, beichloffen und beantragt demnach: 

die Petition 11. Nr. 102 dem Herrn Reichskanzler zur nochmaligen 
Prüfung und eventuellen Berüdfichtigung zu übermeifen. 


Berlin, den 6. März 1879. 


Die Kommiffion für Petitionen. 


Dr. Stepbani (Borfigender). Frhr. v. Manteuffel (Berichteritatter). Sof: 
mann. Fehr. v. Wfetten. Dr. Sommer. Graf v. Behr: Behrenboff. 
Dr, v. Bunfen. Dr. Klügmann, Dr. Thilenius. v. Bönningbaufen. 
Dr. Berger. Dr. Moufang. Rußwurm. v. d. Dften. Dr. Witte 
(Medlenburg). Dr. Böttcher (Malded), Prinz Madziwill (Beuthen). 
Dr, Weſtermayer. Franſſen. Melbed. Frhr. v. Lerchenfeld. Graf 
v. Bismard. Dr. Baumgarten. Dr. Günther (Nürnberg). Streit. 
v. Granach. v. Puttfamer (Lübben). Merz. 
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Deutſcher Neichstag. 
3. Legislatur-Periode. 
II. Seſſton 1878. 


Sedfter Bericht 


ber 
Kommiſſion für Petitionen. 


Berichteritatter: 
Abg. Frhr. v. Manteuffel. ad Journ. II. Nr. 133. 
— — — — — — 


Der Eiſenbahnſekretär und Rittmeiſter a. D. Rodehüſer hat den Krieg 
1870/71 als Premierlieutenant und Führer dev 4, Proviantkolonne 7. Armee: 
forps mitgemacht, bis er im März 1871 in Folge Reklamation jeiner Civil: 
dienftbehörde entlaffen wurde. 

Durch die großen Strapazen des Feldzuges, insbeiondere durch die Bivouaks 
vor Meß, zu denen die genannte Kolonne vom Auguft bis zum Dftober bei der 
allerungünftigiten Witterung gezwungen war, 309 ſich der x. Rodehüſer ein 
äufßerft jchmerzhaftes rheumatiiches Leiden zu, welches vor allem den rechten 
Oberarm, die rechte Schulter: und Kopffeite ergriff. Dies Leiden bat fih — 
troß vielfadh angewandter Mittel, wie Frottirungen, Elektrifirungen, Einreibungen 
und troß des Gebrauchs der Bäder zu Deynbaufen, Wiesbaden, Pyrmont, Dri: 
burg und Ems, zu welchen Kuren dem x. Rodehüſer Unterftügungen aus 
Militärfonds bewilligt wurden — nicht bejeitigen laffen, vielmehr haben ſich die 
Schmerzen in den betrefienden Körpertheilen derart gefteinert, daß der x. Rode: 
hüſer faum noch im Stande ijt, ſich der freien Luft auszuſetzen, und des Schlafes 
in der Nacht faft gänzlich entbehrt. 

An 2. Mai 1876 beantragte der ꝛc. Nodehüfer feine Verabſchiedung als 
Banzinvalide mit der gejeplichen Benfion. Obwohl num die Ganzinvalidität 
des Rodehüſer, der nad einem Zeugniffe feines Sausarztes, des Medizinal: 
ratbs Dr. Sarrazin, vor dem Jahre 1870 nie an Rheumatismus gelitten 
bat, fowobl in ven Dienftbeihäbigungs: und Invaliditätss, wie auch in dem militär: 
ärztlichen Atteft anerkannt wurde, jo wurde dennoch durch Friegsminifterielle Ver: 
fügung vom 22. September 1876 die Benfion dem Nittmeifter Nodehüfer ver: 
jagt, da jolde nur ganzinvaliden Offizieren gewährt, dagegen im vorliegenden 
Falle nicht anerkannt werden könne, „daß der bei dem x. Rodehüſer vorhan- 
dene ziemlich unerhebliche und noch dazu auf einige Musfelgruppen beſchränkte 
Nheumatismus die Barnifondienftfähigfeit aufhebe, d. h. die Ganzinvalidität 
bedinge“. 
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Gegen diefen Beſcheid ergriff nun zwar der Nittmeifter Rodehüſer 
unterm 29. Januar 1877 den Nefurs beim Kriegsminiſter, wurde jedoh auch 
von diefem und zwar unterm 22, Februar 1877 abjchlägig bejchieden. 

Nunmehr wendet ſich Rodehüſer, der auf das Lebhafteite befürchtet, 
daß er bei feiner zerrütteten Geſundheit und demnach geſchwächten Arbeits: 
fähigkeit gar bald der Penſionirung in feinem Civilverhältniß, aljo einem ſehr 
erheblichen Berlufte an Einfommen entgegenzujeben babe, unterm 20. Januar 
1878 an den Reichstag mit der Bitte: 

jeine Angelegenheit einer bochgeneigten Prüfung unterzieben und 
dem Königlichen Kriegsminifterium jein Sefuh um Gewährung 
der durch das Bejeh vom 27. Juni 1871 den Kriegsinvaliden zu: 
erfannten Penſion zur nachträglichen Berückſichtigung empfehlen zu 
wollen, 

Die Berathung der Petition Seitens der Petitionstommijfion fand in 
Begenwart der Herren Majore Spig und Cleinow und des Herrn Ober: 
jtabsarzt I. Klaffe Dr. Lommer, als Regierungskommiſſarien, jtatt. 

Lepterer gab zunächſt folgende Erklärung ab: 

Der x. Rodehüfer habe zuerit im Mai 1876 einen Penftons: 
anjpruch erhoben und ihn auf die Behauptung einer innern Dienft- 
beſchädigung im Felde geſtützt; es habe ſich aljo für die Beurtheilung 
dejjelben Seitens der Militärverwaltung nad $. 8 und $. 3b des 
Militär: Penfionsgefeges vom 27. Iumi 1871 um die Frage ge: 
bandelt, ob der x. Nodehüjer nachweisbar durd die Eigen: 
thüntlichleiten des Militärdienjtes für den Dienft im Felde 
und in der Garniſon unfähig geworden fei. 

Bon den beiden Erkrankungen des x. Nodehüjer, welde 
hierbei zur Sprache gebracht ſeien — ein rheumatisches und ein 
Ohrleiden — babe das Dhrleiden für die Frage der Dienſtbeſchä— 
digung aänzlih außer Betracht bleiben müſſen, weil es nach dem 
vom Petenten jelbit vorgelegten civilärztlihen Attefte des ac. Dr, 
Farwid vom 28. April 1876 (ef, Anlage 1.) nad einer kurzen 
Behandlung bereits im Jahre 1875 geheilt worden jei und übrigens 
nach jeinem erjt mehrere Jahre nach dem Feldzuge erfolgten Auf: 
treten wie nach jeiner Natur mit den Kriegsſtrapazen nicht babe 
im Zufammenhang ftehen können. 

Es jei aljo nur das rheumatiſche Leiden zur Berüdfichtigung 
verblieben. Nach einem Berichte des früheren militärischen Vor: 


gejegten des x. Rodehüſer (Dberftlieutenant v. Bothmar) ſei 


nun allerdings Petent im Herbſt 1870 vielfach den Unbilden der 
Witterung ausgeſetzt geweſen, jo daß die rheumatiſchen Beſchwerden, 
welche ſich laut der Atteſte des Oberſtabsarztes Cruſe vom 16. Juli 
1871 und des Givilarztes Dr. Ohm vom 1. Mai 1876 (ef. An— 
lage II.) jeit dem Jahre 1871 immer wieder geltend gemacht, 
wohl als Folge jener während des Feldzuges erduldeten ſchädlichen 
Einflüffe hätten angefehen werben fünnen. 

Allein was die Bedeutung jenes rheumatiichen Leidens an— 
lange, jo gehe aus den vorerwähnten brei ärztlichen NAtteften, 
wie aus dem militärärztlichen Imvaliditätsattefte vom 19, Mai 
1876 (ef. Anlage II.) hervor, daß dafjelbe nicht etwa die Gelenke 


I, 


Ir, 
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fondern nur die Muskeln, und zwar hauptfächlich diejenigen der 
rechten Schulter befallen habe. Das Uebel charakterifire ſich daher 
als ein ſolches, welches nach $. 37 der Inſtruktion für Militär 
ärzte vom 9. Dezember 1858 nur die Felddienſtfähigkeit, nicht auch 
die Garnijondienftfähigfeit ausſchließe; es babe deshalb das auf 
Ganzinvalidität lautende Schlufurtheil des legterwähnten Atteftes 
bei der Revifion entiprechend abgeändert werden müjlen. 

In den Atteften jei nun zwar nebenher auch von einer ſchwäch— 
lichen Konftitution des Rodehüſer die Rede, nirgends aber auch nur 
angedeutet, daß dieje mit dem Feldzuge in urſächlichem Zuſammen— 
hange ftehe. 

Es habe aljo mit Rüdfiht auf das rheumatiiche Yeiden nur 
die Halbinvalidität des ꝛc. Nodehüjer anerkannt werden können, 
melde nad $. 3b. des Militär : Penfionsgefeges den Begriff ver 
inneren Dienftbeihädigung nicht erfülle; in Folge hiervon jei ver 
Venfionsantrag des 2c. Nodehüjer, als geſetzlich nicht begründet, 
abgemwiejen worden. 

Den Ausführungen des Seren Negierungstonumiffars wurde von einem Mit: 
gliede der Kommiffion infoweit beigetreten, als zugegeben werden müſſe, daß dent 
Petenten weder auf Grund seiner Dienitzeit noch auf Grund einer im Kriege 
1870/71 erlittenen Dienftbeichädigung ein geſetzlicher Penſionsanſpruch zur Seite 
jtehe, doch jprächen bei vem aus den beigebrachten ärztlichen Atteften fich ergebenden 
schweren Leiden dejjelben, das in feinem Urfprunge anicheinend auf den Krieg 
von 1870/71 zurüdgeführt werden müſſe, jo erhebliche Billigfeitsgrünve für eine 
Berüdjichtigung ver Wünfche des Petenten, dal; es gerechtfertigt ericheine, der 
Militärbehörde eine erneute Erwägung der Frage zu empfehlen, ob Letzterem, 
wenn nicht eine Penſion, jo doch eine Unterftüsung in irgend einer Form zu 
gewähren jei. 

Dem gegenüber bemerkte der Negierungstommifjar Herr Major Cleinow: 

Es könne ſich im vorliegenden Falle — da die Gewährung 
einer bloßen Unterftügung vom Petenten gar nicht verlangt werde, 
verjelbe vielmehr nur Anſpruch auf die ihm nach feiner Meinung 
gejeglich zuftehende Penjion erhebe — nur um die Frage handeln, 
ob diejer Anspruch gejeglich begründet fei oder nicht. Dem Petenten 
die Penfion im legteren Falle dennoch, und zwar lediglih aus 
Billigkeitsrüdfichten, zuzuerfennen, würde jede Geſetzgebung auf 
diejem Gebiete überflüſſig ericheinen Laffen. 

Sollte übrigens dem Anjpruche des ꝛc. Rodehüſer durch noch— 
malige Prüfung jeitens der Militärbehörde näher getreten werden, 
jo könne die endgültige Entſcheidung nit von dem gegenwärti— 
gen Gejundbeitszuftande dejlelben, ſondern lediglich von der Frage 
abhängig gemacht werden, ob der Zuſtand des Petenten am 
20. Mai 1876, dem Ablaufstage der gejeglichen Präklufivfrift, 
ein derartiger geweien, dah die Annahme einer im Kriege erlittenen 
Dienftbeihädigung ſich rechtfertigen lafje; für die Erörterung der 
Angelegenheit in diejer Richtung anderes als das bereits vor: 
bandene, durchaus erichöpfende, Material zu beichaffen, werde große 
Schwierigfeiteii haben. 

Dieje Ausführungen fanden in der Petitions:Rommilfion im Allgemeinen 


5 MM 45. 


Zuftimmung, und namentlich erklärte man fich damit ausprüdlich einveritanden, 
dab nach der einjchlagenden Penfionsgejeßgebung für die Prüfung des In— 
validitätsanipruds das Xeiden des Petenten nur in dem Zuftande in Be: 
tracht zu ziehen jei, wie es fich bis zum Ablaufe der geſetzlichen Präklufivfrijt 
geitaltet habe. Dagegen vermochte die Kommiſſion ſich nicht von der Richtig: 
feit der Auffaſſung der Militärbehörde zu überzeugen, wonad der Geſundheits— 
zuſtand des Retenten zwar feine SFelddienftfäbigkeit, nicht aber feine Garnijon: 
dienitfähigfeit ausjchliehe und deshalb eine Ganzinvalidität nicht vorliege. 
Da nicht allein durch die beigebrachten civilärztlichen Attefte, insbejondere das 
Atteft des Dr. Ohm vom 1. Mai 1876 — jo wurde vom Neferenten, ſowie 
von anderer Seite ausgeführt — die Annahme unterftügt werde, dab das 
Yeiden des Petenten, auch in dem Grade, wie es vor Ablauf der geſetzlichen 
Präflufivfrift beitanden habe, die Ganzinvalidität deſſelben einichließe, ſondern 
auch das militärärztlice Imvaliditätsattet vom 19. Mai 1876 zu derjelben 
Auffaffung gelange, jo ergebe fich ein begründeter Zweifel gegen die Nichtigkeit 
der friegsminifteriellen Enticheidung. Ein joldher Zweifel allein aber müſſe bei 
der eminent wohlthätigen Abjicht der Penſionsgeſetzgebung genügen, den An: 
ipruch des Petenten einer nochmaligen eingebenden Prüfung zu empfehlen. In 
diejer Richtung und innerhalb dieſer Grenze jei es gewiß gerechtfertiat, Billig: 
feit und Wilde walten zu laffen. Eine abermalige Prüfung des Yeidens des 
x. Nodehüjer, wie es vor dem 20. Mai 1876 beitanden, fei, wenn aud) 
vielleicht jchwierig, fo doch durchaus nicht unmöglich, und werde fich allein 
ihon durch eine eingehende Vernehmung der Givilärzte, in deren Behandlung 
ſich Petent befunden, bewertitelligen laffen. 
Referent itellte daher den Antrag, 
die Petition dem Herrn Neichskanzler zur nochmaligen Prüfung 
und eventuellen Berückſichtigung zu überweiſen. 
Diejer Antrag wurde von der Kommiſſion einitimmig angenommen und 

beantragt dieſelbe demgemäß, 

die Petition des Rittmeiſters a. D. Rodehüſer — I. Nr. 133 — 

dem Herrn Reichskanzler zur nochmaligen Prüfung und eventuellen 

Berückſichtigung zu überweiſen. 


Berlin, den 4. Mai 1878. 


Die Petitions-Kommiſſion. 


Dr. Stepbani (Vorſitzender). Frhr. v. Mantenffel (Berichteritatter). 

Dr. Bubl. Edler. Feuſtel. Dr. Franf. Graf v. Frankenberg. 

Franffen. Sall. Seinrich. Hoffmann. v. Duber. Kette. v. Anapp. 

Dr. Mendel. Fehr. v. Pfetten. v. Puttkamer (Lübben). Prinz 

Nadziwill (Beuthen). Nobland. Graf v. Schönborn: Wiefentbeid. 

Dr. Slevogt. Dr. Sommer. Dr Stöckel. Dr. Thilenius. 
Dr. Weftermayer. Witte. Dr. Zimmermann. 


Anlage I. 


Herr A. Rodebüjer, Sekretär an der Weſtfäliſchen Eijenbahn, fonjultirte 
nich im Mär; 1875 wegen jeines Ohrleidens rechter Seite. Dabei flagte er 
über heftige Schmerzen in der Partie vor, über und binter dem Ohre, außer: 
dem auch jpäter über Schmerzen der rechten Hals, Schulter: und Oberarm: 
gegend. Auf Befragen gab Patient an, früher nie an Schmerzen im diejer 
Gegend gelitten zu haben. Im Feldzuge 1870/71 habe er bei der Belagerung 
von Meb längere Zeit bei jehr schlechtem Wetter bivouafiren müſſen, und da 
habe fich ein läftiger Schmerz in den erwähnten Theilen eingeftellt, der ihn 
nur zeitweife nah dem Gebrauche der Bäder von Wiesbaden, Oeynhauſen, 
Driburg, Pyrmont und eleftriiche Behandlung verlaffen hat. 

Die Ohraffeftion ergab ſich als ein Katarrh der Tub. Eustachri et cov. 
tymp., der nach einer nicht langen Behandlung ſchwand. Es wurde nebenbei 
eine medikamentöſe Behandlung (Einreibungen) und Frottiren der leidenden 
Theile der rechten Salsfeite empfohlen und zugleich Elektrizität angewendet. 

Wenn eine momentane Beſſerung erzielt war und es trat ein Umfchlagen 
des Wetters ein, jo kam Watient jofort und klagte über ein ſehr Läftiges 
Kältegefühl und Schmerz der erwähnten rechten Seite. 

Bei der herrſchenden Kälte des vorigen Winters ift Patient von dieſen 
rheumatiſchen Schmerzen faft nie frei geweſen, obwohl die Behandlung kon— 
tinuirlich fortgefegt wurde und Patient Alles aufbot, durch ausreihenden Schuß 
die ſchädlichen äußerlichen Einflüffe fernzuhalten. 

Nachdem ich nun bereits ein Jahr lang Seren A. Rodehüfer an diefem 
rheumatijchen Yeiden behandelt babe und mur momentan eine Erleichterung zu 
erzielen war, und da die Badekuren auch nur zeitweile genügt haben, jo 
glaube ich wohl annehmen zu dürfen, dab das Yeiden ein unbeilbares und als 
eine bleibende Gefundbeitsftörung anzuſehen iſt. 

Da aber Serr U. Rodehüjer mit aller Beſtimmtheit angiebt, nie an 
theumatifchen Affektionen gelitten zu haben bis zur Belagerung von Met, jo 
muß man wohl annehmen, daß das Leiden durch die Strapazen des Feldzuges 
entſtanden iſt. 

Dieſes wird hiermit dem Herrn A. Rodehüſer zum Zwecke des Antrags 
ſeiner Penſionirung bei feiner vorgeſetzten Militärbehörde der Wahrheit gemäß 
beicheinigt. 

Münfter, den 28. April 1876. 


94. Dr. Farwid. 


Anlage 1. 


Der Königliche Premier: Lieutenant vom Landwehr:Train des 7. Armeelorps, 
Herr Nodehüfer, leidet in Folge der Strapazen des Feldzuges an einem 
Musfelrheumatismus, der bejonders die Schultergegenden und die Oberarme 
occupirt hat. 

Die bisher angewandten Mittel find für die Beſeitigung der Krankheit 
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erfolglos geweſen und halte ich daher in Anbetracht, daß eine Behandlung im 
Lazareth in diefem Falle unzulänglich ift, eine jechsmöchentliche Badekur in 
Deynhaufen zur völligen Befeitigung diejes Leidens für dringend erforderlich mit 
der Bemerkung, dab ein gleicher Erfolg von einem andern Babe nicht zu er 
warten ift. 


Münfter, ven 16. Zuli 1871. 


ges. Dr. Erufe, 
Oberftabsarzt. 


Der Königliche Eifenbahnjefretär und Nittmeifter vom Landwehr:Train, Herr 
Arnold Rodehüſer, ift von dem Unterzeichneten ſeit vier Jahren ärztlich be 
bandelt worden. Derielbe litt und leidet noch jetzt an chroniichem Rheumatis— 
mus der Muskeln des rechten Oberams und der Schulter, welder den Patienten 
nicht nur durch die Schmerzbaftigfeit, fondern auch durch die jelbft bei leichtem 
Bebraud fich einftellende Ermüdung Des ganzen Armes in der Ausübung feiner 
amtlichen Geſchäfte oft jehr behindert. Dabei ift derjelbe von graziler Körper: 
fonftitution und ungemein ſchwacher Muskulatur bei durchaus fettlojem Unter- 
bautbindegewebe; die Gefichtsfarbe und die fichtbaren Schleimhäute find bleich 
und das Vorhandenfein allgemeiner Blutarmutb und höchſt mangelhafter Er- 
nährung ift unverfennbar, 

Gegen diefe Leiden find ſowohl anhaltende medikamentöſe Behandlung als 
auch wiederholte Badefuren in Wiesbaden und Deynbaufen und in den legten 
Jahren in Driburg und Pyrmont in Anwendung gekommen, ohne daß durd) 
diejelben mehr als eine vorübergehende Beſſerung erreiht worden wäre. Nun 
fann man zwar von der Wiederholung solcher Verſuche auch fernerhin nicht 
abratben, aber eine weſentliche Verbefferung der allgemeinen Konftitution bürfte 
man ſich davon ſchwerlich noch veriprechen können und die Heilung des rheu: 
matiſchen Xeidens wird nunmehr nad jo langem Bejtehen und gerade mit 
Rüdjiht auf die nachtbeilige Einwirkung des allgemeinen Schwächezuftandes 
mindeitens ſehr zweifelhaft. ebenfalls rechtfertigt ſich hiernach die Anficht, 
dak Herr ꝛc. Rodehüjer in dieſem Zuftande feiner Geſundheit zu jeder Art 
von Förperlichen Anftrengungen unfähig it, geſchweige denn, daß derjelbe im 
Stande wäre, größere Strapazen zu ertragen. 

Was nun den Entitehungsgrund des rheumatischen Leidens betrifft, jo 
bat Patient fi immer ganz beitimmt dahin ausgeiprodhen, daß daffelbe durd) 
die Strapazen des Feldzuges von 1870/71 entitanden ſei. Diefe Verficherung 
verdient um jo mehr unbedingten Glauben, da fie durch amtliche Attejte ihre 
Beltätigung gefunden bat. 

Diefes wird auf Erfordern der Wahrheit gemäß hierdurch atteitirt. 


Münfter, den 1. Mai 1876. 


94. Dr. Obm, 
praftiicher Arzt, Wundarzt ıc. 


Unlage IL. 


Au Requifition des Königlichen Bezirfsfommandos Münfter unterfuchte ich 
heute den Herrn Rittmeifter vom Train bes 1. Batailons (Münfter) 1. Weit: 
fäliſchen Landmwehrregiments Nr. 13, 

Arnold Rodehüſer, 
geboren den 4. Juni 1830 zu Hoveſtadt, Kreis Soeft, eingetreten am 10. DE 
tober 1853, mit Bezug auf feine Invalidität. 

Derjelbe war bis zum Feldzuge 1870/71, den er vom Beginn bis Ende 
März 1871 als Premierlieutenant reſp. ftellvertretender NRittmeifter der 4. Pro: 
viantkolonne des 7. Armeekorps mitmachte, nad Ausweis bes anliegenden 
Berichtes des Dberjtlieutenants 3. D. Freiherrn von Bothmar und bes 
ärztlichen Atteftes des Sanitätsrathes Dr. Sarrazin im Befige einer guten 
Geiundheit. Dem erwähnten Berichte zu Folge hatte ber Unterfudhte während 
des Krieges 1870/71 ganz außerordentliche Strapazen zu erbulden, mußte vor 
Metz Wochen lang beim ſchlechteſten Wetter in Negen und Kälte bivoualiren, 
war im September 1870 4 Tage hindurch ohne jeglihen Schuß den ftrömen: 
den falten Regengüffen jener Periode ausgefegt und war auch im fpäteren 
Verlauf des Krieges bei den Belagerungen von Diedenhofen, Montmeby und 
Mezieres in außerordentlihen Maße allen jenen gejundheitsihäblichen Ein: 
flüffen preisgegeben, wie fie der Dienft bei einer mobilen Proviantkolonne, 
insbejondere in einem ftrengen Winter mit fich bringt. 

Die Folge aller diefer ſchädlichen Einwirkungen war eine rheumatifche 
Erkrankung der rechten Kopfieite und des rechten Armes, welche zuerft im 
September 1870 nah der angeführten viertägigen Durchnäſſung aufgetreten 
fein joll und welche jeit diefer Zeit den Unterfuchten nicht mehr verlaffen hat 
und durch Gebrauch der Bäder zu Oeynhauſen, Driburg und Pyrmont und 
durch Gfeftrizität nur zeitweife gebeffert wurde. 

Die angefhloffenen ärztlichen Attefte des Dr. Farwid und Dr, Ohm 
beftätigen das Fortbeitehen des rheumatifchen Leidens nach dem Kriege bis zum 
jegigen Zeitpunfte, Die vom Unterfuchten angegebenen und von ben Nerzten 
attejtirten Krankheitserfcheinungen find: Schmerzen in der rechten Schulter und 
im rechten Arm, im Winter und bei feucht kalter Luft am intenfioften, häufig 
ſchlafraubend, auffällige, lähmungsartige Schwäche des rechten Armes, jo ba 
nicht jelten das Heben leichter Gegenitände und das Schreiben jehr erfchwert 
it, heftige rheumatiſche Schmerzen in der rechten Kopffeite mit Kältegefühl 
dafelbit, befonders in der rechten Obrmufchel. 

Die objektive Unterfuhung ergiebt folgende Rejultate: Der Unterjuchte ift 
von ſehr ſchmächtigem Körperbau, ungewöhnlich mager, die Haut und bie 
fihtbaren Schleimhäute find blaß, die inneren Organe find gefund. Die 
Kleinheit und Schwäche des Pulſes beweilt eine geringere Blutfülle der Gefähe. 
Der rechte Arm (welcher unter normalen Gejundheitsverhältniffen ftets ftärfer 
als der linke entwidelt it) hat auf der Schulterhöhe 1 cm weniger Umfang 
als der linke, die aktive Muskelthätigkeit, befonders das Erheben des redhten 
Armes geht weit mühſamer vor ji, als links, die eleftrifche Erregbarkeit ber 
Nerven und Muskeln der Arme ift rechts ſchwächer als links. An der Haut 
und den Gelenken des rechten Armes finden ſich feine krankhaften Ber: 
änderungen. 
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Der objektive Krankpeitsbefund fteht im Webereinftimmung mit den vom 
Unterjuchten angegebenen Krankheitserfcheinungen und es find dieſe der Aus: 
drud einer chronischen rheumatiihen Erfranfung der Muskulatur des rechten 
Armes, deren Urfprung auf den Krieg 1870/71 zurüdzuführen iſt. Bei dem 
langen Beitehen bes Leibens und der Erfolglojigkeit der angewandten Mittel 
halte ich das Leiden für unheilbar. 

Sch erachte daher den ꝛc. Rodehüfer „wegen chronischen Rheumatismus 
bes rechten Armes" für dauernd Ganzinvalide, nah $. 21 Nr 97 ber 
Inftruftion für Militärärzte vom 9. Dezember 1858. 

Vorftehendes befcheinige ich amtseidlih mit dem Bemerken, daß das 
Leiden durch innere Dienftbefhädigung während des Feldzuges 1870/71 ent: 
fanden iſt. 


Münfter, den 19. Mai 1876. 


J. V.: 


gez. Dr. Dreyer, 
Stabs · und Bataillonsarzt des Füjilier-Bataillons 
5. Weſtfäliſchen Infanterie-Regiments Nr. 53. 


Für richtige Abjchrift: 
(L. 8.) Ganzel, 


GSeheimer Kanzlei⸗Sekretar. 
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Deutjcher Neichstag. 
4. Legislatur-Periode. 
Il. Seſſion 1879. 


Berlin, den 7. März 1879, 


J. Namen Seiner Majeſtät des Kaiſers beehrt ſich der Unterzeichnete bie 
angeſchloſſene, zu Bern am 17. September 1878 unterzeichnete 

Internationale Konvention, Maßregeln gegen die Reblaus betreffend, 
nachdem der Bundesrath derſelben ſeine Zuſtimmung ertheilt hat, unter Bezug— 
nahme auf die beigefügte erläuternde Denkſchrift zur verſaſſungsmäßigen Be: 
ſchlußnahme ganz ergebenft vorzulegen. 


Der Reichsfanzler. 
von Bismarck. 


An den Reichstag. 


Convention internationale 
pour les mesures a prendre 


contre le phyllox6ra vastatrix. 





Sa Majest# l’Empereur d’Allemagne, Roi de Prusse, 
Sa Majeste l’Emperenr d’Autriche. Roi Apostolique de 
Hongrie, Sa Majeste Catholique le Roi d’Espagne, le 
President de la Republique Francaise, Sa Majeste le 
Roi d’Italie. Sa Majeste trös fidöle le Roi de Portugal. 
la Confederation Suisse, considerant les ravages crois- 
sants du Phylloxcra et reeonnaissant l’opportunite d’une 
action commune en Europe pour enrayer, s'il est pos- 
sible, la marche du flean dans les pays envahis, et 
pour tenter d’en preserver les contrées jusqu’a ce jour 
épurgnées; apres avoir pris connaissance des Actes du 
Congres phylloxerique international qui s’est r&nni ä 
Lausanne du 6 au 18 aoüt 1877, ont resolu de conelure 
une Convention dans ce bnt, et ont nomme pour leurs 
Plenipotentiaires, savoir: 


Sa Majest& L’Empereur D’Allemagne, Roi 
de Prusse: 
Le Sieur Henri de Roeder, Lieutenant-Ge- 
neral, Son Envoyé Extraordinaire et Ministre 
Plenipotentiaire pres la Confederation Suisse. 


Le Sienr Adolphe Weymann, Son Conseiller 
intime de Regence et Conseiller-rapporteur ä 
la Chancellerie de l’Empire. 


Sa Majest€ l’Empereur d’Autriche, Roi Apo- 
stolique de Hongrie: 

Le Sieur Maurice Baron d’Öttenfels- 
Gsehwind, Son Envoye Extraordinaire et 
Ministre Plenipotentiaire pres la Confederation 
Suisse. 


Sa Majeste Catholique le Roi d’Espagne: 


Le Sieur Don Nareiso Garcia de Loygorri, 
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(Ueberfegung.) 
Internationale Konvention, 
Mafregeln gegen die Neblaus betreffend. 


Seine Majeität der Deutihe Kaiſer, König von Preußen, 
Seine Majeftät der Kaiſer von Defterreih, Apoftoliicher 
König von Ungarn, Seine Katholifche Majeftät der König 
von Spanien, der Präfident der Franzöſiſchen Republik, 
Seine Majeftät der König von Italien, Seine Aller 
getreuefte Majeftät der König von Portugal und bie 
Schweizerifche Eidgenoſſenſchaft, haben, in Anbetracht der 
zunehmenden Perheerungen durch die Neblaus, ſowie ber 
Zweckmäßigkeit einheitlicher Beitrebungen, um in den be: 
reits heimgefuchten Ländern der weiteren Ausbreitung bes 
Uebels Schranken zu ſetzen und die bisher verjchonten 
Gegenden davor zu bewahren, nah Einficht der Aften des 
zu Laufanne vom 6. bis zum 18. Auguft 1877 ab: 
gehaltenen internationalen Reblaus:Kongreifes, den Abſchluß 
eines Vertrages beichloiien und zu Ihren Bevollmächtigten 
ernannt: 


Seine Majettät der Deutſche Kaiſer, König 
von Preußen: 
den General:Lieutenant Herrn Heinrich von 
Röder, Allerhöchſtihren außerordentlichen Ge: 
fandten und bevollmächtigten Minifter bei ber 
Schweizeriihen Eidgenoſſenſchaft, 
den Herrn Adolf Weymann, Allerhöchſtihren 
Geheimen Regierungsrath und vortragenden Rath 
im Reichskanzler-Amt. 


Seine Majeität der Raifer von Defterreidh, 
Apoftoliiher König von Ungarn: 
den Herrn Morik Baron von Dttenfels- 
Gſchwind, Allerhöchſtihren außerordentlichen 
Geſandten und bevollmächtigten Miniſter bei der 
Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft. 
Seine Katholiſche Majeſtät der König von 
Spanien: 
den Herrn Don Narciſo Garcia de Loygorrie, 
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Vicomte de la Vega, Son Charge d’Affaires 
pres la Confederation Suisse, 


Le Sieuar Don Mariano de la Paz Graölls, 
Conseiller d’Agrieulture, Industrie et Commerce 
an Ministere du Fomento, Professeur d’Ana- 
tomie comparde et de Physiologie à l’Univer- 
site centrale. 

Le President de la Republique Francaise: 

Le Sieur Bernard Comte d’Harconrt, Am- 
bassadenr de France pres la Conföderation 
Suisse. 

Le Sieur Georges Halna du Fretay, In- 
specteur general de l’Agrieulture. 

Sa Majeste le Roi-dItalie: 

Le Sieur Louis Amédée Melegari. Sena- 
teur, Son Ministre d’Etat et Son Envoyé 
Extraordinaire et Ministre Plenipotentiaire pres 
la Confederation Suisse. 

Le Sieur Adolphe Targioni Tozzetti, 
Professeur de Zoologie et d’Anatomie com- 
parce & I’Institut Royal des Etudes sup6- 
rienres partiques et de perfectionnement de 
Florence, Direeteur de la Station d’Entomologie 
agrieole de Florence. 


Sa Majeste tr&s fidéle le Roi de Portugal: 


Le Sieur Joäo Ignario Ferreira Lapa, Son 
Conseiller, Direeteur et Professeur a Institut 
general d’Agrieulture de Lisbonne et Com- 
missaire technique a l’Exposition de Paris 
en 1878. 

La Confederation Suisse: 

Le Sieur Numa Droz, Conseiller federal 
Chef du Departement federal de l’Interienr. 
’Intörieur. 

Le Sieur Vietor Fatio, Docteur en Philosophie: 
Sciences naturelles. 

Lesquels, aprös s’etre communiqué leurs ponvoirs, 
trouves en bonne et due forme, sont convenns des 
artieles suivants: 


Artiele premier. 

Les Etats vontractants s’engagent à completer, 
sils ne Font deja fait. leur legislation interieure en 
vue dassurer une action commune et effieace contre 
Fintrodaetion et la propagation du Phylloxera. 

Cette legislation devra specialement viser: 


Vicomte de la Bega, Allerhöchitihren Ge: 
ſchäftsträger bei der Schweizeriſchen Eidgenoffen: 
ſchaſt, 

den Herrn Don Mariano de la Paz Graslls, 
Aderbau:, Induſtrie- und Handelsrath im Mini: 
iterium de Fomento, Profeſſor der vergleichenden 
Anatomie und der Phhfiologie an der Central: 
Univerfität. 


Der Präfident der Franzöfifhen Republif: 
den Seren Bernhard Grafen d'Harcourt, 
franzöſiſchen Botfchafter bei der Schweigeriichen 
Eidgenoſſenſchaft, 
den Seren Georg Halna du Frétay, General: 
Inſpektor des Aderbaus. 


Seine Majeftät der König von Ftalien: 
den Seren Luigi Amadeo Melegari, Senator, 
Allerhöchſtihren Staatsminifter und auferordent: 
lihen Geſandten und bevollmädhtigten Minifter 

bei der Schweizeriihen Eidgenoſſenſchaft, 
ben Seren Adolf Targioni Tozzetti, Pro: 
feſſor ber vergleichenden Zoologie und Anatomie 
am Königlihen Inſtitut der höheren praftiihen 
Studien und Ausbildung zu Florenz, Direktor 
der landwirthichaftlich:entomologifhen Station 

zu Florenz. 


Seine Allergetreuefte Majeltät der König von 
Portugal: 
den Herrn Johann Ignaz Ferreira Yapa, 
Allerhöchſtihren Rath, Direftor und Proſeſſot 
am Generalinſtitut für Ackerban zu Liſſabon und 
technischen Kommiſſar für die Pariſer Ausftelung 
im Sabre 1878. 


Die Shweizerifhe Eidgenoſſenſchaft: 
den Seren Numa Droz, Bundesrath, Chef de 
Eidgenöffifchen Departements des Innern, 


den Seren Victor Fatio, Doktor der Philofophie 
und Naturwiſſenſchaften, 
welche, nach gegenfeitiger Mittheilung ihrer in guter und 
gehöriger Form befundenen Vollmachten, Nachftehendet 
vereinbart haben: 


Artikel. 

Die vertragichliehenden Staaten verpflichten ſich, be 
buis der Ermöglidung eines einheitlichen und wirkſamen 
Vorgehens gegen das Eindringen und bie Verbreitung 
der Reblaus ihre innere Gefeggebung erforderlichen Fals 
zu ergängen und hierbei die nachfolgenden Punkte int 
Auge zu faflen: 


1° La surveillance des vignes, jardins, serres et 
p#pinieres, les investigations et constatations 
nöcessaires au point de vue de la recherche 
da Phylloxera et les operations ayant pour 
but de le detruire antant que possible. 

La delimitation des territoires envahis par la 
maladie, au fur et a mesure que le fléan 
s’introduit on progresse a linterienr des Etats. 
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3° La röglementation du transport des plants de 
vigne, dehris et produits de cette plante, 
ainsi que des plants, arbustes et produits de 
l’'hortieulture, afin d’empecher que la maladie 
ne soit transportee hors des foyers d’infeetion 
dans lintörieur de l’Etat meme on par voie 
de transit dans les autres Etats. 

4° Le mode d’emballage et la eirenlation de ves 
objets, ainsi que les preeautions et dispositions 
a prendre en cas d’infractions aux mesures 
edietees. 


Artiele 2. 
les raisins de table sans fenilles et sans 
sarments, les pepins de raisin, les fleurs coupées, 
les produits maraichers, les graines de toute nature 
et les fruits sont admis a la libre eireulation inter- 
nationale. 


Le vin. 


l,es plants, arbustes et produits divers des pepi- 
nieres, jardins, serres et orangeries ne ponrront etre 
introduits d’un Etat dans un autre que par les bureaux 
de donane qui seront designes a cet eflet par les 
Etats contraetants limitrophes et dans les conditions 
 definies a lartiele 3. 

Les vignes arrachces et les sarments sees sont 
exelus de la eireulation internationale. 

Les Etats limitrophes s’entendront pour Vadmission, 
dans les zones frontiöres, des raisins de vendange, 
mares de raisin, composts, terreaux, echalas et tutenrs 
deja employes, sous la reserve que les dits objets ne 
proviendront pas d'un territoire phylloxere. 


Les plants de vigne, boutures et sarments ne pour- 
ront etre introdwits dans nn Etat que de son vonsente- 
ment et ne ponrront ötre admis au transit international 
que par les bnreaux de douane designdes et dans les 
conditions d’emballage ei-dessous indiquees. 
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1. Ueberwachung der Weinberge, Gärten, Gewächs— 
bäufer und Pflanzichulen, ferner Unterfuchung 
derjelben nad der Neblaus und im Falle ber 
Auffindung thunlidite Vernichtung des Inſekts; 


2. Abgrenzung der von dem Uebel befallenen Ge— 
biete nach Verhältniß des Auftretens und ber 
Verbreitung deffelben innerhalb des Staats: 
gebiets; 

3. Negelung des Berjandts von Neben und beren 
Abfällen und Erzeugniflen, jowie von Pflanzen, 
Sträudern oder fonftigen Erzeugniffen des Gar: 
tenbaues, um eine Verfchleppung des Uebels von 
Anftelungsheerden aus im eigenen Lande oder 
auf dem Verkehrswege nad) anderen Staaten zu 
verhüten; 

4. die Art der Verpadung bei Berjendung von 
Gegenftänden der vorbezeichneten Art, ſowie Ver: 
hütungsmaßregeln und Vorſchriften für Fälle der 
Uebertretung ber erlaffenen Verordnungen. 


Artikel 2. 

Wein, Zafeltrauben ohne Blätter und Ranken (Reb— 
holy), Traubenterne, abgefchnittene Blumen, Bemüfe, Samen 
jeder Art und Früchte werden zum freien internationalen 
Verkehr zugelafien. 


Pflanzen, Sträucher und fonftige Erzeugniffe von 
Pflanzſchulen, Gärten, Bewähshäufern und Drangerieen 
dürfen von einem Staate nad) dem andern nur durch 
die zu diefem Behufe von den vertragichließenden Nach— 
barftaaten zu bezeichnenden Zollämter und unter den im 
Artikel 3 feftgefegten Bedingungen eingeführt werben. 

Ausgeriffene Weinftöde und trodenes Nebholz find 
von dem internationalen Verkehr ausgeſchloſſen. 

Wegen der Zulafjung von Trauben der Weinlefe, 
von Treftern, Kompoſt, Düngererde und fchon gebrauchten 
Weinpfählen und Stügen innerhalb der Grenzgebiete 
bleibt den Nachbarftaaten eine befondere Verftändigung 
vorbehalten, vorausgefegt, dah die genannten Gegenftände 
nicht aus einem mit ber Neblaus behafteten Gebiet 
ftammen. 

Nebpflanzen, Schnittlinge und Rebholz dürfen in 
einen anderen Staat nur mit Bewilligung deſſelben ein: 
geführt, auch zum internationalen Verkehr nur durch bie 
hierfür beftimmten Zollämter und unter Beobachtung der 
weiter unten binfichtlih der Verpadung getroffenen Be: 
Stimmungen zugelafjen werben. 


Article 3. 

Les objets enumer‘s an 2" et an 5° alinea de l'ar- 
ticle prevedent, comme “tant admis au transit inter- 
national par des bureaux de donane designes, devront 
etre accompagnes d’une attestation de lautorite du 
pays d’origine, portant: 

a. qwils proviennent d'un territoire röpnte pre- 
serve de linvasion phylloxerique, et figurant 
vomme tel sur la carte speciale, etablie et 
tenne a jour dans chaque Etat contraetant; 


d. quils n'y ont pas etc recemment importes. 
* Les plants de vigne, Imutures et sarments ne pour- 
ront eirenler que dans des caisses en hois parfaite- 
ment eloses. au moyen de vis, et neanmoins fariles & 
visiter et à refermer. 

les plants, arbustes et produits divers des pepi- 
nieres. jardins, serres et orangeries seront solidement 
emballes: le raeines seront completement degarmies 
de terre: elles pourront #tre entourdes de monsse et 
seront, en tous cas. reeonvertes de toile d’emballage. 
(le maniere a ne Äaisser echapper auenn debris et ä 
permettre les eonstatations n&cessaires. 

l.e burean de douane, chaque fois qwil le jugera 
utile, fera examiner ves objets par des experts ofli- 
eiels qui dresseront proces-verbal lorsqu'ils constate- 
ront la prösenee du Phylloxera. 

l.e dit proees-verbal sera trausmis a l’Etat, pays 
Worigine, alin que les eontrevenants soient poursuivis, 
silvalieu, par les voies de droit, eouformement ä 
la legislation du dit Etat. 

Aucun envoi, admis a la eireulation internationale, 
par quelque point que ce soit, ne devra vontenir des 
feuilles de vigne. 


Article 4. 

Les objets errötes a un burean de dauane, comme 
netant pas dans les conditions d’emballage preserites 
par Tartiele preeedent. seront refoules a leur point de 
depart aux frais de qui de, droit. 


les objets sur lesquels les experts constateraient 
le presenee du Phylloxera seront detruits aussitöt et 
sur place par le feu, avee leur emballage. Les vehi- 
enles qui les auront transportes seront immediatement 
desinfertes par un lavage suflisant an sulfure de car- 
bone, on par tout autre procede que Ja seience recon- 
naitrait eflicace et qui serait adopte par l’Etat. Chaque 


Artikel 3, 

Denjenigen Gegenftänden, welche laut ber Vorfäriften 
im Artikel 2 Abjag 2 und 5 zum internationalen Ver: 
fehr durch die hierfür beftimmten Zollämter zuaulafen 
find, muß eine Beicheinigung der Behörde des Urfprungs 
landes beigegeben werben, wonach biefe Begenftände 

a) aus einem, foviel befannt, von der Reblaus wı: 

ihonten Bezirke herrühren, welder als folde 
auf der in jedem ber vertragichließenden Staaten 
berzuftellenden und richtig zu erhaltenden Spezial: 
farte verzeichnet ift, 

b) in jene Gegend nicht erft neuerdings eingeführt 

wurden. 

Nebpflanzen, Schnittlinge und Rebholz dürfen nur 
in Holzkiften zum Verkehr kommen, welde durch Schrauben 
feit verfchloffen, dennoch aber leicht zu unterſuchen und 
leicht wieder zu verſchließen find. 

Aus Planzihulen, Gärten, Gewähshäufern und 
Drangerieen herrührende Pflanzen, Sträucher und jonitige 
Erzeugnifie müſſen forgfältig verpadt und die Wurzeln 
volljtändig frei von Erde fein; die Wurzeln können in 
Moos gewidelt, müfen aber jedenfalls mit Padleinewand 
derart umhüllt fein, daß nichts davon abfallen kann und 
die nothwendigen Unterfuhungen ausführbar find. 

Das Zollamt läßt nach feinem Ermeflen die frag: 
lichen Gegenftände durch amtlihe Sachverſtändige unter: 
juchen, welche ein Protokoll aufzunehmen haben, falls bie 
Anweſenheit der Reblaus feitgeitellt wird. 

Das bezügliche Protofoll wird dem Staate des Ur— 
fprungs zu dem Zweck zugeftellt, geeigneten Falls bie Zu: 
widerhandelnden nad) feinen Belegen im Rechtswege zu 
verfolgen. 

Keine irgendwie zum internationalen Verkehr zu: 
gelafjene Sendung darf Weinblätter enthalten. 


Artikel 4. 

Begenftände, welche bei einem Zollamte angehalten 
werden, weil fie hinsichtlich der Verpadung den im Ar 
titel 3 gegebenen Vorfchriften nicht genügen, find auf 
Koften des Verpflichteten nad dem Serkunftsorte zurüd: 
zuſchicken. 

Gegenſtände, welche nach dem Ausſpruch der Sadı 
verſtändigen mit der Reblaus behaftet ſind, ſind nebſt dem 
Verpackungsmaterial ſofort an Ort und Stelle durch Feuer 
zu vernichten. Die Fahrzeuge, welche zum Transport ge— 
dient haben, find unverzüglich und ausreichend mit Schwefel: 
fohlenftoff zu waſchen, oder mittelft irgend eines andern, 
wiſſenſchaftlich als wirkfam anerfannten und ſtaatlich ge 


| 





Etat prendra des mesures pour assurer la rigonreuse 
execntion de cette desinfeetion. 


Artiele 5. 
Les Etats eontractants, afin de faciliter leur eom- 
munaute d’action, s’engagent à se communiquer regu- 
lierement: 


1° les lois et ordonnances édietées par chacun 
d’eux sur la matiöre; 

2° les prineipales mesures prises en exeeution 
des dites lois et ordonnances, ainsi que de la 
presente Convention; 

30 les rapports ou extraits de rapports des dif- 
ferents services organises a lintörieur et aux 
frontieres contre le Phylloxéra; 

4° toute deeonverte d’une attaque phylloxerique 
dans un territoire repute indemne, avec indi- 
eation de Vétendue et, s'il est possible, des 
eauses de l’invasion (cette communication sera 
toujours faite sans ancun retard): 

5° toute carte qui sera dressee pour la delimi- 
tation des territoires preserves et des terri- 
toires envahis ou suspeets: 

6° des renseignements sur la marche du fleéuu dans 
les regions oü il a été eonstante: 

7° le resultat des études seientifiques et des 
experiences pratiques faites dans les vignobles 
phylloxeres: 


8° tous autres documents pouvant interesser la 
vitieulture au point de vne special. 


Ces difförentes communications seront utilisees par 
chacun des Etats contractants pour les publications qu'il 
fera sur la matiöre, publications qui seront egalement 
echangees entre eux. 


Article 6. 

Lorsque cela sera jugé necessaire, les Etats con- 
tractants se feront representer a une reunion inter- 
nationale chargee d’examiner les questions que souleve 
Pexeeution de la Convention et de proposer les moditi- 
eations commanddes par l’expfrienee et par les progres 
de la science. 

La dite reunion internationale siegera ä Berne. 
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nehmigten Verfahrens zu desinfiziren. Jeder Staat wird 
die geeigneten Mafregeln treffen, um die ftrenge Aus: 
führung folder Desinfizirungen zu fichern. 


Artikel 5. 
Die vertragſchließenden Staaten verpflichten ſich, be: 
hufs der FFörderung des Zuſammenwirkens, zu einem 
regelmäßigen Austaufh von Mittheilungen, welcher um: 


faſſen ſoll: 


1. die von jedem derſelben hinſichtlich des Gegen— 
ſtandes erlaſſenen Geſetze und Verordnungen; 

2. die hauptſächlichſten Maßregeln, welche in Aus— 
führung dieſer Geſetze und Verordnungen, ſowie 
der gegenwärtigen Konvention getroffen werben; 

3 bie vollftändigen oder auszugsweiſen Berichte der 
im Innern und an den Grenzen zur Be- 
fämpfung ber Reblaus berufenen Organe; 

4. jebe Entdedung eines neuen Reblausheerdes in 
einem bis dahin für verfchont gehaltenen Ge— 
biete, unter Angabe des Umfangs und womöglich 
der Urſachen der Anſteckung (diefe Mitteilung 
it ſtets unvermeilt zu bewirken); 

5. jede Karte, welche zur Bezeichnung der Grenzen 
ber verichonten und der befallenen oder verdäd): 
tigen Gebiete angefertigt wirb; 

6. Nachrichten über den Bang der Krankheit in ben 
bereits heimgefuchten Gegenden; 

7. die Ergebniffe wiſſenſchaftlicher Forihungen und 
der praftifchen Erfahrungen, welche in den von 
der Krankheit ergriffenen Weingeländen gemacht 
worden find; 

8. alle ſonſtigen Schriftitüde, welche unter dem bier 
in Rede ſtehenden Gefihtspunfte für den Wein: 
bau von Intereffe find. 

Diefe Mittheilungen werden von jedem der vertran: 
ſchließenden Staaten zu den von ihm ausgehenden, auf 
den Gegenſtand bezüglihen Beröffentlihungen verwendet, 
und dieje lepteren jelbft werden ebenfalls wedhielieitig aus: 
getaufcht werben. 


Artikel 6, 

Erforderlihen Falls laſſen die vertragſchließenden 
Staaten auf einer internationalen Verſammlung fich ver: 
treten, welche die Aufgabe hat, die aus der Ausführung 
der Konvention fi ergebenden Fragen zu prüfen und 
duch Erfahrung oder Fortichritte der Wiſſenſchaft etwa 
gebotene Abänderungen der Konvention in Vorſchlag zu 
bringen. 

Dieje internationale VBerfammlung wird zu Bern 


tagen. 


Artiele 7. 

Les ratifications seront öchang6es A Berne dans le 
delai de six mois, à partir de la date de la signature 
de la presente Convention, ou plus töt si faire se peut. 

La presente Convention entrera en vigueur 15 jours 
après l’echange des ratifications. 

Tout Etat peut y adherer ou s’en retirer en tout 
temps moyennant une deelaration donnee au Haut 
Conseil federal suisse, qui accepte la mission de servir 
d’intermediaire entre les Etats eontraetants pour lexe- 
eution des artieles 6 et 7 ei-insärds. ® 


En foi de quoi les Plenipotentiaires respectifs l'ont 
siguée et y ont appose le eachet de leurs armes. 


Fait à Berne le dix-septiöme jour du mois de Sep- 
tembre l’an mil huit cent soixante dix-huit. 


(L. S.) v. Roeder. 

(L. 5.) Weymann. 

(1. 8.)  Ottenfels. 

(L. S.) Vieomte de la Vega, 

(L. S.) Mariano de la Paz Graölls. 
(L. S.) B. d’Harconrt, 

(L. 8.) 6, Halna du Fretay. 

(L. 5.) Melegari, 

(L. 5.) Ad, Targioni Tozzetti, 

(L. S.) Le Conseiller Joao Ignacio Ferreira Lapa. 
(L. S.) Proz. 


(L. S.) Vieter Fatio. 


Artikel 7. 

Der Austaufh der Ratifilationen der gegenwärtige 
Konvention erfolgt, vom Tage der Unterzeihnung an a 
rechnet, binnen ſechs Monaten, ober, wenn thunlich, ſche— 
früher in Bern. Die Konvention tritt zwei Wochen mas 
dem Austauſch der Ratififationen in Kraft. 

Jeder Staat kann jederzeit durch eine dem hobe 
Eidgenöffiihen Bundesrath abzugebende Erflärung ik 
Konvention beitreten oder von derſelben fich zurückzieher 
Der genannte Bundesrath übernimmt binfihtlid Der Aus 
führung der vorstehenden Artikel 6 und 7 die Wermitte 
lung zwiſchen ben vertragichließenden Staaten. 

Zu Urkunde deſſen haben die betreffenden Bevol 
mädtigten die Konvention unterzeichnet und berfelben ibr 
Siegel beigebrüdt. 


Sp geſchehen zu Bern, am 17. September 1878. 
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Denkſciriff. 


Die durch bie Reblaus (Phylloxera vastatrix) verurſachte und nad ihr 
genannte Krankheit des Weinftods, welche, aus Amerika eingeichleppt, zuerft 
in Frankreich aufgetreten und erfannt worden ift, hat demnächſt auch in ber 
Mehrzahl der übrigen Staaten Europas ihre verheerende Wirkſamkeit entfaltet. 
In Portugal, Defterreih, Deutſchland, in der Schweij, in Ungarn, Spanien 
ift fie nah einander zum Ausbruch gefommen; ebenfo befteht fie in Groß— 
britannien, welches indeſſen eigentliche Weingelände nicht befigt. Italien it 
zwar anſcheinend noch verfchont geblieben, jedoh von Korfifa und namentlich 
von Nizza aus bereits jchwer bedroht. 

Bei weitem die herbiten Verlufte hat bisher Frankreich erlitten. In dem 
Zeitraum feit ihrem erſten Erſcheinen bajelbit im Jahre 1863 bis zum Jahre 
1877 hat die Krankheit, vorzugsweile in den füblihen und ſüdweſtlichen 
Gegenden, einunddreißig der 68 mweinbautreibenden franzöfischen Departements 
ergriffen, umdb mehr als den vierten Theil der gefammten Weinbaufläche Fran: 
reiche, nämlich über 288 000 Hektar gänzlih und über 365 000 Hektar theil: 
mweife, zerftört. Noch gegenwärtig jchreitet das Infekt dort unaufhaltfam fort; 
in neuerer Zeit hat es jeine Angriffe auch foldhen Gegenden zugewendet, 
melden im Hinblid auf die von den heimgefuchten Gebieten entfernte Lage 
eine Gefahr nicht zu drohen jchien. 

Ueber die Entftehung und Entwidlung der Neblausfrankheit in Deutfch: 
land enthalten die dem Reichstag unterm 16. Mai 1878 vorgelegten beiden 
Dentichriften eingehende Mittheilungen. Im Anſchluß an diefelben ift zu 
bemerken, daß die in Folge des Ausbruchs der Krankheit in der Simon’schen 
Rebichule zu Mantieres bei Me (Denkſchrift II. S. 3 Ziff. 9) sofort ein: 
geleiteten Unterfudhungen ber feit einer Neihe von Jahren von dort in andere 
Gebiete Deutihlands verpflanzten Neben eine cerheblihe Anftedung der zu 
dem Baumann’shen Garten in Sachſenhauſen bei Frankfurt a. M. gehörigen 
Weinanlagen berausgeftellt, und ferner zur Ermittelung des Inſekts in der 
Buſſe'ſchen Nebichufe zu Kannjtadt, jowie auf dem Grundftüd des Gärtners 
Bufh in Kiel geführt haben. Außerdem find bei erneuter Unterfuhung ber 
zur königlichen Gärtner-Lehranſtalt bei Potsdam gehörigen Weinkulturen einige 
aus ber infizirten Haage u. Schmibt’shen Sandelsgärtnerei zu Erfurt (Den: 
ſchrift 1. S. 2 und Denkſchrift II. S. 1) bezogene Stöde mit der Neblaus 
behaftet befunden worden, und auf dem früher zur landwirthſchaftlichen 


Akademie in Poppelsborf bei Bonn gehörigen Gute Annaberg, auf welchem 
3 
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im Jahre 1874 die Neblaus auf amerifanischen Reben ſich gezeigt hatte, ift 
ebenfo wie in der Baumann’shen Rebſchule zu Bollweiler im Ober-Elſaß 
(Denkſchrift I. und II. S. 3 Ziff. 7) das Inſekt von Neuem zum Vorſchein 
gekommen. 

In allen diefen Fällen ift, wie bisher, ftets zur fofortigen Ausrottung der 
von der Krankheit befallenen Rehpflanzen gefchritten worden, weil troß allen 
Aufwandes an Gelehrjamkeit und Koften es bisher nicht gelungen iſt, ein 
Mittel zu erfinden, welches nur die Neblaus, nicht zugleich die von ihr ange: 
griffene Pflanze tödtet. 

Die erwähnten Denffchriften geben auch darüber näheren Auffhluß, was 
zur Ausführung des neben der Verordnung, betreffend das Verbot der Ein- 
fuhr von Reben zum Verpflanzen, vom 11. Februar 1873 (R.G.Bl. ©. 43) 
erlaffenen Geſetzes, Maßregeln gegen die Reblauskrankheit betreffend, vom 
6. März 1875 (R-G.:Bl. S. 175) in -verfchiedenen Richtungen geſchehen ift. 

Mehrere der übrigen obengenannten Staaten haben ebenfalls, in weiterem 
oder befchränkterem Umfange, geieglihe Vorſchriften erlaffen, welche theils die 
Abwehr, theils die Bekämpfung der Reblaus bezweden. 

Es ift indeſſen offenbar, daß nur ein allgemeines, gleichzeitiges und thun— 
lichit gleihmäßiges Vorgehen aller betheiligten Staaten die Unterbrüdung ober 
möglichfte Einfchränfung des Uebels erhoffen lafjen würde. Denn ungeachtet 
des wahrhaft ſtaunenswerthen Fortpflanzungsvermögens, weldes allein den 
rafchen Fortjchritt und die verheerende Wirkung des mikroſkopiſch Eleinen Thieres 
erflärlich macht, iſt dennoch — wie namentlih auch die in Deutjchland ge 
machten Erfahrungen bezeugen — die mit der Verjendung und Verpflanzung 
infizirter Neben verfnüpfte Gefahr der Verbreitung ber Krankheit die weit 
größere, Auch die entichiedenften Maßnahmen zur BVertilgung des Inſekts im 
eigenen Lande geben daher Feine Gewähr dauernden Erfolges, wenn nicht in 
den übrigen von der Krankheit heimgeluchten Ländern ebenfalls der Kampf 
gegen biefelbe mit möglidhiter Energie durchgeführt wird, insbefondere wenn 
nicht mit den, auch bei großer Sorgfalt nur unvolllommen wirkſamen Ein: 
fuhrverboten des einzelnen Staates entipredhende Ausfuhrverbote der übrigen 
betheiligten Staaten Hand in Hand gehen, 

Von diefen Erwägungen geleitet, haben die Eingangs bezeichneten Staaten, 
mit Ausnahme Großbritanniens, auf Anregen des Shweizeriihen Bundesraths 
im Auguit 1877 zu Laufanne einen Kongreß behufs Ergreifung gemeinfamer 
Mafregeln zur Bekämpfung der Reblauskrankheit abgehalten. Auf Grund ber 
Verhandlungen diefes aus Weinbauern, Fachgelehrten und VBerwaltungsbeamten 
gebildeten Kongreffes bat der Schweizerifche Bundesrath den Entwurf einer 
internationalen Konvention aufgeftellt und demnächſt im September 1878 zu 
Bern eine Konferenz von Wertretern der betheiligten Regierungen zum Zweck 
der Serbeiführung einer entfprechenden Webereinfunft veranftaltet. 

Das Ergebniß ift der vorliegende Vertrag. Art. 1 defjelben hat die Ne: 
gelung der Angelegenheit innerhalb des einzelnen Staates zum Gegenitande, 
die Art, 2—7 betreffen die Ordnung ber internationalen Beziehungen auf dem 
fragliden Gebiet. Die einzelnen Beitimmungen des Vertrages werben ihre Er: 
läuterung in dem Inhalt derjenigen Zufammenftellung der, namentlid auch 
in legislativer und abminiftrativer Hinſicht erbeblicheren Ausſprüche bes Kon: 
greſſes von Laufanne finden, welche der zweiten der mehrerwähnten Denkichriften 


_ bereits beigefügt geweien und in der Anlage nochmals abgedrudt iſt. 
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Nur zu dem legten Abfat des Art. 2 bleibt ‚Folgendes zu bemerken: 

Die amerifanifhen Reben find vorzugsweile die Träger des Inſelts. An 
und für ſich ericheint es daher als geboten, auf die Fernhaltung derjelben 
ganz befonders Bedacht zu nehmen. Andrerjeits befigen einige Sorten der 
amerifanischen Rebe erfahrungsmäßig eine ſolche Widerftandsfraft, dab die Anz 
griffe der Reblaus ihr Gedeihen nicht erheblich zu beeinträchtigen vermögen. 
Derartige Neben eignen ſich deshalb, hauptſächlich als Unterlagen für Pfropf: 
reifer, zur Erneuerung zerftörter Weinpflanzungen in Gegenden, wo — wie in 
Frankreich -- die Krankheit eine ſolche Ausdehnung gewonnen hat, daß die 
Vertilgung des Inſekts zur Ummöglichkeit geworden ift. Aus diefem Grunde 
bat die Zulaffung von Rebpflanzen zc. im internationalen Verkehr nicht un: 
bedingt ausgeſchloſſen, ſondern nur an die Bedingung der Bewilligung des 
Staates, in deſſen Gebiet die Einfuhr erfolgen joll, und der gleichzeitigen Bes 
obachtung äußerfter Vorſicht geknüpft werden fünnen. 
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Zufammenftellung 


ber 


. 


hauptjächlichen Beichlüfje des im Auguft 1877 in Laufanne 
abgehaltenen internationalen Kongrefjes zur Bekämpfung der 
Reblauskrankheit. 


J. Urſprung der Krankheit. 


Die Reblaus, aus Amerika eingeſchleppt, iſt die urſprüngliche und alleinige 
Ur ſache der nach ihr genannten Krankheit des Weinſtocks. 


1. Nothwendigkeit einer gemeinſamen Bekämpfung ber 
Krankheit. 


1. Nichts berechtigt zu der Hoffnung, daß mit ber Zeit die Krankheit 
von felbft ihre Bedeutung verlieren werde, 

2. Die Mafregeln zur Bekämpfung der Krankheit haben fich mit äußeriter 
Entjchiedenheit gegen deren Verbreitung, ſowohl auf dem natürlichen, wie auf 
dem Verkehrswege zu richten, und dürfen mamentlich nicht etwa auf Wieder— 
berftellung der heimgejuchten Weinländereien durch fremde, für widerftandsfähig 
gehaltene Pflanzen oder durch befondere Kultur: bezw. Behandblungsmethoden 
des Weinitods beſchränkt werden. 


II. Ausbreitung der Krankheit durd Mittel des Verkehrs. 


1. Der Verkehr mit den Erzeugniffen des Weinftods trägt zur Verbreitung 
der Krankheit bei, da das Infekt auch auf einzelnen Theilen deſſelben, auf den 
Wurzeln, auf dem Holz und den Blättern lange genug ſich erhalten kann, um 
gefährlich zu werben, 

Ausgenommen hiervon find der Wein, die Kerne, die Träber und, foweit 
die bisherigen Beobachtungen reihen, aud die Weintrauben. 

2. Begenftände, welche zum Zransport ber Erzeugniffe des Weinitods 
gedient haben, können nur zufällig Träger des Inſekts fein. 


IV. Natürliche Verbreitung ber Krankheit. 


1. Die geflügelte Reblaus fann zwar aus eigenem Vermögen weite Räume 
nicht zurüdlegen, wird aber durch die Luftitrömungen auf große Entfernungen 
hinmweggetragen, und iſt aud im Stande, nicht ftarfen Yuftftrömungen entgegen 
fi zu bewegen, um einer Verſchleppung in Kulturen, welche ihren Lebens: 
bedingungen nicht entiprechen, ſich zu entziehen. 
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2. Die Wurzelreblaus verbreitet fich vorzugsmeiie auf den oberen Wurzeln 
bes Weinftodse und auf ber Oberfläbe des Erbbobens jelbft. Sie ichreitet 
jährlih etwa 10—15 m vorwärts. 

Sandiges Erdreich iſt der Ausbreitung des Inſekts am wenigften günftig. 

3. Die klimatiſchen Verhältniffe einer Gegend find nicht ohne Einfluß auf 
das jchnellere oder langfamere Umfihgreifen der Krankheit. Eine mehr nörd: 
liche Lage ift geeignet, die Entwidelung des Inſekts und der Krankheit auf: 
zubalten, hindert daffelbe aber nicht, in bebrohlicher Weife ſich zu vermehren. 


V. Gaunſtigſte Zeit zur Bekämpfung der Krankheit. 


Soviel man hat beobachten können, beſteht für jede neu heimgeſuchte 
Gegend eine Periode, während welcher die Neblaus in geringerem Maße fi 
vermehrt und ausſchwärmt, als in den verlaffenen Anfiedelungen. 

Die Intubationsperiode, welde an Dauer zunimmt, je nördlicher die 
Lage einer Gegend ift, ift cffenbar die günftigite, um die Reblaus wirkſam zu 
befämpfen und namentlih um das Ausfhwärmen des geflügelten Inſekts zu 
verhindern. 

VI. Bekämpfungsmethoden. 
1. Die Ausrodung reblauskranker Weinpflanzen, welche unter den Geſichts— 
punften 
a) des Heil: und gleichzeitig Präventivverfahrens, 
b) eines nothwendigen Vorgangs vor ber Erneuerung einer bem 
Untergange anheimgefallenen Rebpflanzung 
in Betracht kommt, kann zwar nicht unter allen Umftänden zur Ausführung 
fommen, Diefelbe ift dann aber geboten, wenn es 
a) um einen neuen, abgegrenzten Angriffspunft in einer größeren 
Weinpflanzung, 
b) um Kleinere, von anderen Kulturen eingeichlojfene Weinpflanzungen, 
Pflanzihulen, Spaliere oder ähnliche Anlagen ſich handelt. 

In allen Fällen der Ausrodung bedarf es gleichzeitig einer gründlichen 
Desinfektion des Bodens und einer demnächſtigen forgfältigen Ueberwachung 
des Krankheitsheerdes. 

2. Abgefehen von der Ausrodung eriheinen nur Giftjubftanzen und, 
unter Ausnahmeverhältniflen, eine Ueberſchwemmung der Infeltionsjtätte, nicht 
aber der Anbau anziehender oder abitoßender Pilanzen zwiihen den Wein: 
föden, als wirkjame Mittel. Ebenfowenig kann die Verfolgung des Infelts 
ben natürlihen Feinden deffelben überlaſſen werben. 

Düngungsmittel können den Weinttod in dem Widerftande gegen das 
Infekt zwar unterftügen, aber nie die Befreiung von der Krankheit bewirken. 


VI Belämpfungsplan. 


1. Um dem Uebel zu fteuern, fommt es vor allem darauf an, überall jo 
bald und jo genau als möglich in den verjchiedenen Gegenden durch eingehende 
Prüfung niht nur der Krankheitserfheinungen zeigenden, jondern auch der ans 
iheinend gefunden Weinpflanzungen alle Anſiedelungspunkte neueren Urjprungs 
feftzuftellen, und zwar der äußerlich noch nicht erkennbaren Stellen durch Nach— 
forfhungen nah etwaigen Anihwellungen an den feinen Wurzelfafern der 
Rebſtöcke unter probeweiſer Unterfuhung derjelben etwa von 10 zu 10 ober 
20 zu 20 Stöden vor der Zeit des Ausſchwärmens des Infekte. 
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2. Weiterhin gebietet die Vorſicht, überall die Nebitöde von ausländischer 
(amerikanischer, englifcher oder fonitiger) Herkunft in den Weinbergen, Pflanz⸗ 
ſchulen, Gärten, Glas: und Treibhäufern unterfuchen zu laſſen. 

Zu diefem Behufe ift die fofortige Einfegung einer hinlänglichen Anzahl 
von Auffichtsfomites bezw. Kommiffarien in allen weinbautreibenden Gegenden 
unerläßlich. 

Ebenſo iſt es nothwendig, daß die Beſitzer von Rebpflanzungen und die 
Winzer angehalten werden, jede in den Nebpflanzungen hervortretende Krank— 
heitserfcheinung jofort zur Anzeige zu bringen. 

3. Die Belämpfungsmaßregeln baden fih vor allem gegen die am 
weiteſten vorfpringenden Infektionspunkte zu richten. Je nad den Umſtänden 
des einzelnen Falles iſt gleichzeitig ein entiprechender Sicherheitsgürtel der 
gleichen Behandlung wie der eigentliche Infektionsheerd zu unterwerfen. 

Das Verfahren ift im Laufe deſſelben Jahres während ber Zeit bes 
Schwärmens des geflügelten Inſekts unverzüglih zu wiederholen, jobald neue 
Wurzelanfhwellungen oder geflügelte Infekten wieder zum Vorſchein kommen. 

4. Meberhaupt bedarf es einer jeweiligen Erneuerung der Desinfektion 
und für längere Zeit der forgfältigen Ueberwahung der dem Verfahren unter: 
zogenen Stellen, um die Wirkung ber ergriffenen Maßregeln zu beobachten. 

5. Um eine fjahgemäße Ausführung des Desinfektionsverfahrens zu 
fihern, erjcheint 

a) die Vorausbeftimmung einer oder zweier Giftfubitangen, welche in 

Anwendung zu bringen, und ferner 

b) für jebe in Frage kommende Dertlichkeit: 

a) die Feſtſtellung der befonderen klimatiſchen und Bodenperhält- 
niffe, ſoweit diefelben für die Größen der Dofen und bie 
Miihungsverhältniffe der Desinfeltionsjtoffe maßgebend find, 

3) die Ermittelung der Zeit des Auftretens des geflügelten De 
und der Dauer des Ausſchwärmens 

erforderlich). 

6. Die gegen die Verbreitung der Neblausfrankgeit zu  ergreifenden 
Maßregeln find in jedem Staate zum Gegenftand einer befonderen Geſetz— 
gebung zu erheben. 


VII. Erneuerung der dem Untergange anheimgefallenen oder 
bereits vernihteten Weinpflanzungen durh ausländiihe Neben 


1. Es würde der gebotenen Vorficht zuwider jein, auf dem Boden einer 
ver nichteten Weinpflanzung vor Ablauf von 3 Jahren eine foldhe wiederum 
anzulegen. 

2. Der fofortigen Anlage einer jonftigen Kultur fteht unter dem Geſichts— 
punkt des Interefjes benachbarter Weinpflanzungen nichts entgegen. 

Es iſt nur darauf zu halten, dab die neue Anlage weber weitere Nach— 
ſorſchungen nad dem Infekt, noch die jofortige Vernichtung der etwa troß ber 
Ausrodung der Weinpflanzung ausichlagenden frifche Triebe, ſowie der Wur: 
zeln, aus denen diefe hervorgehen, verhindern. 

3. Die Frage, 

ob etwa zu bejorgen ijt, daß die nad) Europa verpflanzten aus: 
ländifhen, als widerftandsfräftig geltenden Neben über kurz 


15 NM 46. 


oder lang die Wideritandsfähigkeit gegen die Reblaus verlieren 
werden, ; 
wird noch erit von der Zukunft beantwortet werden müſſen. 

4. Soweit die in verfchiedenen Gegenden bereits gemachten Erfahrungen 
reihen, darf angenommen werden, daß die aus gewilfen amerikaniſchen Reb: 
forten erzeugten Weine ihrer Beidhaffenheit nach geeignet fein werben, in einem 
gewiffen Maße diejenigen europäifcen gewöhnlichen Weine zu erjegen, deren 
Abgang in Folge der Krankyeit zu befürchten iſt. 

Jene amerikanischen Nebjorten find die folgenden: 

a) in erfter Linie Aestivalis, 

b) in zweiter Linie, jedoch in verſchiedenem Grade, Cordifolia, 

e) in dritter Zinie Labrusea, wennſchon deren fuchfiger Geihmad 
die daraus gewonnenen Weine dem Europäer ſchwer annehmbar 
machen wird, 

5. Es fteht zu erwarten, da die Qualität der aus amerikanischen Reben 
gewonnenen Weine durch die Kultur und das Weinbereitungsverfahren, welche 
in Europa heimiſch find, mit der Zeit ſich verbeffern wird, 

6. Die bisher angejtellten Piropfverfuche find, wenn ſachgemäß aus: 
geführt, im Allgemeinen gelungen. Was die Frage betrifft, ob man gewiß fein 
darf, auch auf diefem Wege der Qualität nach europäiſche Weine zu erzielen, 
jo bedarf es zur Gewinnung eines zuverläfigen Urtheils erſt nod der Er: 
fahrung einiger Jahre. 

7. Daß das Pfropfen einheimischer Reben auf ameritaniihen Stämmen 
dahin führen jollte, die Widerjtandsfähigkeit der Pflanze gegen die Neblaus 
zu vermindern, ift nicht anzunehmen. 

8. Die in Europa bereits hultivirten, für widerſtandskräſtig zu erachten: 
den amerikanischen Wurzelreben werden alsbald in folder Menge vorhanden 
fein, um eine fernere Inanſpruchnahme des Mutterlandes entbehrlih zu 
maden. 

9. Auf jede Weife ift an beitimmten Orten die Zucht der amerifanifchen 
Nebe in Schulen zum Zwed der Erneuerung eingegangener Nebpflanzungen zu 
begünftigen, und zwar in den von der Krankheit heimgefuchten Ländern über: 
haupt, in verfchonten Gegenden dagegen nur die Zucht aus dem Kern. 

Vor der Verjendung bezw. Verwendung derartiger Neben find biefelben 
jedoch forgfältig zu prüfen und zu desinfiziren, jobald cin zuverläffiges und 
praktiſches Desinfektionsverfahren für diefen Zmed gefunden fein wird. 


IX. DOrganifatoriihe Maßregeln. 


1. In jedem Staat ift die Einfegung eines mit der Meberwachung des 
Ganges der Krankheit und mit der Leitung der zu ihrer Befämpfung erforder: 
lihen Einrichtungen betrauten Gentrulorgans unerläßlih. Die Zuftändigkeit 
beijelben zu beftimmen, iſt Sade des einzelnen Staats, 

Ebenfo muß die Entſcheidung darüber, im welcher Art im Innern des 
einzelnen Staats die Ausführung, Leitung und Beauffihtigung der Be: 
fämpfungsmaßregeln in den weinbautreibenden Gegenden zu geftalten it, jedem 
Staat überlaffen bleiben. 

2. Wunſchenswerth erjcheint es, daß, je nad den Verhältniſſen, inmitten 
der Weinberge Obfervationspoften eingerichtet werben, um die Entwidlung ber 
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Krankheit zu verfolgen und rechtzeitig bie Anwendung eines Verfahrens ober 
deffen Erneuerung zu veranlaffen. 

3. Dringend wünfchenswerth ift die möglichft baldige Einrichtung von 
Unterrichtsfurfen über die Reblaus, namentlich auch zum Zweck der Ausbildung 
von Auffichtsfommiffarien und Sachverſtändigen. 


X, Einfuhr und Ausfuhr. 


l. Die Beantwortung der Fragen: 
a) welche Erzeugniffe des Weinjtods, 
b) ob auch andere Pflanzen als Weinreben, 
ec) welche jonftige, aus reblausfranfen Gegenden herrührende Gegen» 
ftände und Eubflanzen dem Einfuhrverbot zu unterwerfen find? 
ergiebt fi) aus der Beantwortung der Fragen im III. Kapitel. 

2. Die Einrihtung befonderer Bezirke innerhalb der einzelnen Landes: 
theile und zahlreicher Verkehrsichranfen würde dazu beitragen, die Ausbreitung 
der Krankheit vermittels des Verkehrs aufzuhalten. 

3. Die Art der Ausführung der zu erlaffenden Einfuhr: und Ausfuhr: 
verbote, namentlich auch, ſoweit es darauf anfommt, in Kontraventionsfällen 
bei der Feftnahme verbotener Gegenftände jede Anſteckungsgefahr zu verhüten, 
muß Sache des einzelnen Staats fein. 

4. Es empfiehlt ih, in ben von der Neblausfrankpeit heimgefuchten 
Gegenden ben Transport der zur Kultur der Erzeugniffe des Weinſtocks er: 
ſorderlichen Gegenftände gefeglich zu regeln. 


Xl. Koften. 


Es verfteht fih, daß die von der Krankheit heimgefuchten Länder: 
a) die aus der Bekämpfung derfelben erwachſenden Koften ausſchließ— 
lich jelbit zu tragen, und 
b) über die Vertheilung der Koften zwifchen den einzelnen Lanbes- 
theifen und ebenfo über die Art der Schadensvergütungen allein 
zu befinden haben. 


xl. 


Sinfichtlich der zur Erörterung gelangten Einrichtung eines internationalen 
Burcaus mit der Aufgabe, die von den verfchiedenen Staaten ausgehenden 
Mittheilungen, Erlaffe und wiffenschaftlihen Arbeiten zu centralifiren und ben 
übrigen Staaten zu vermitteln, aud geeigneten Falls die Ausführung der 
internationalen Konvention entfprechender Maßregeln in Anregung zu bringen, 
ipriht der Kongreß, mwenngleih er die Nothwendigkeit wechjeljeitiger Mit: 
theilungen unter den betheiligten Staaten in Betreff der Neblausfrankheit 
anerkennt, den Wunſch aus, daß die Form der zur Erreihung dieſes Zieles 
zu treffenden Einrichtung durch die Staaten jelbft feitgefegt werde. 
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Anträge des Kongreſſes. 


Errihtung einer internationalen Konvention auf folgenden Grundlagen: 

1. Legislative Anordnungen jedes betheiligten Staats, melde der Ne 
gierung die geeigneten Vollmachten gewähren, um möthigen Falls an Stelle 
der Eigenthümer reblauskranker Weinpflanzungen die erforderlihen Schup: 
maßregeln zu ergreifen. 

2. Feitftellung des Umfangs der durd die Krankheit vernichteten und ber 
nach vorgängiger Unterfuhung für gefund eradhteten Landftriche. 

3. Einfegung einer genügenden Zahl von Aufjihtsorganen in den vers: 
ſchiedenen Bezirken, welden die Ausführung der geſetzlich vorgejchriebenen 
Maßregeln, die Ueberwahung der Weinpflanzungen und die Ermittelung und 
Feſtſtellung des Auftretens der Krankheit in den Weinbergen, Gärten, 
Gewächs- und Treibhäuiern, jowie an alleinitehenden Rebſtöcken aller Art zu 
übertragen iſt. 

4. Geſetzliche Regelung des Transports der Weinreben und der Theile 
berjelben von Bezirk zu Bezirk, dieſe legteren mögen von der Krankheit heim: 
gefucht oder noch verjchont fein. 

5. Vorſchriften über die Verpadumg der bezeichneten Gegenftände und 
über die etwaige Desinfektion oder Vernichtung folder Saden, mit welchen 
jene in Berührung gekommen find, falls fie aus einem infizirten Bezirk 
herrühren. 

6. Fegiegungen zwiſchen den betbeiligten Staaten über den Durchgang, 
die Zulaflung und die Ausichließung 

a) der Reben und der Theile und Erzeugniffe derjelben, 
b) der Bäume, Sträucher und fonftigen Erzeugniffe des Gartenbaues. 

7. Vorſchriften über die Verpadung der voritehend genannten Probufte, 
jomweit deren freie Bewegung im Bereiche der internationalen Webereinkunft 
geitattet iſt; Beſtimmung der Zollämter der betheiligten Staaten, bei welchen 
die Einfuhr ftattzufinden hat, ſowie Feitfegung der Kontrolmaßregeln, denen 
die fraglichen Gegenitände unterworfen werden können. 

8. Schaffung internationaler Inftitution zur förderung der durch den 
internationalen Vertrag geregelten Gemeinschaft in Bekämpfung der Neblaus: 
krankheit nach näherer Anleitung der Antworten auf die in dem dem Kongreß 
vorgelegten Programm aufgeitellten Fragen. 


Der Kongreß hat an den Schweizerifhen Bundesrath das Erfuchen 
gerichtet: 
den auf dem Kongreß vertretenen Mächten die vorftehenden An: 
träge behufs baldigfter Herbeiführung des angeregten internationalen 
Vertrages unter geeigneten Borjchlägen zur Annahme zu unter: 
breiten, mit dem Hinzufügen, 
daß es ſich empfehlen dürfte, die gleichen Mittheilungen den 
übrigen europäifhen Mächten unter der Einladung zugehen 
zu laſſen, an ber endgültigen Feſtſtellung des Vertrages 
Theil zu nehmen oder nachträglich demjelben beizutreten. 
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Deutfcber Neichstag. 
4, Zegisfatur: Periode, 
II. Seſſion 1879. 
— 7e — — — — 


Berlin, den 7. März 1879. 


Im Namen Seiner Majeſtät des Kaiſers beehrt ſich der Unterzeichnete, den 
beiliegenden 

Entwurf eines Geſetzes, betreffend den Schutz nützlicher Vögel, 
nebſt Motiven, wie folder vom Bundesrath beſchloſſen worden, dem Reichstag 
zur verfaffungsmäßigen Befchlußfaffung vorzulcgen. 


Der Reichöfangzler. 
v. Bismark. 


An den Reichstag. 
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Entwurf eines Geſehes, 


betreffend 
den Schuß müglicher Vögel. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 
König von Preußen ꝛc. 
verordnen im Namen des Neichs, nad erfolgter Zuftimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 
1. 

Das Zerftören und das Ausheben von Neftern oder Brutftätten der Vögel, 
das Tödten, Zeritören und Ausnehmen von Jungen und Eiern und das Feil— 
bieten der gegen diejes Verbot erlangten Nejter, Eier und Jungen ift unterfagt. 

Auf die Befeitigung von Neitern, welche fih an oder in Gebäuden oder 
in geichloffenen Hofräumen befinden, bezieht fich dieſes Verbot nicht. 

Auch findet das Verbot feine Anwendung auf das Einfammeln und Feil: 
bieten der Eier von Strandvögeln, Seeihwalben, Möven und Kiebigen, jedoch 
fann durch Landesgeſetz oder durch lanbespolizeilihe Anordnung das Einſammeln 
der Gier diefer Vögel für beftimmte Orte oder für beftimmte Zeiten unter: 
jagt werben. 

5. 2. 

Verboten iſt ferner: 

a) das Fangen und die Erlegung von Vögeln zur Nachtzeit mittelft 
Leimes, Schlingen, Netzen oder Waffen; als Nachtzeit gilt ber 
Zeitraum, welcher eine Stunde nah Sonnenuntergang beginnt und 
eine Stunde vor Sonnenaufgang endet; 

b) jede Art des Fangens und der Erlegung von Vögeln, fo lange der 
Boden mit Schnee bebedt ift; 

e) jede Art des Fangens und der Erlegung von Vögeln längs der 
Waflergerinne, ſowie an Quellen und Zeichen während der Zeit 
befonberer Trodenbeit; 

d) das Fangen von Vögeln mit Anwendung von Körnern ober an: 
deren Futterftoffen, denen betäubende oder giftige Beftandtheile bei: 
gemischt find; 

e) das Fangen von Vögeln mittelit ſolcher Schlingen oder Fallen, 
welde auf der Bodenfläche angebraht werben, namentlich mit 
Reuſen, Heinen Falfäfigen oder Schnellbögen; 
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f) das Fangen von Vögeln mittelft beweglicher und tragbarer, auf 
dem Boden oder quer über das Feld, das Niederholz; oder den Weg 
gejpannter Nege, 
Der Bundesrath ift ermächtigt, auch bejtimmte andere Arten des Fangens 


jowie das Fangen mit Vorkehrungen, welde eine Mafjenvertilgung von Vögeln 
ermöglichen, zu verbieten. 


8. 3. 

In der Zeit vom 1. März bis zum 15. September ift das Fangen und 
die Erlegung von Vögeln jowie das Feilbieten todter Vögel überhaupt unterjagt. 

Wenn jedodh Vögel in Weinberge, Obftbaumanpflanzungen, Gärten oder 
beftellte Felder ſchaarenweiſe einfallen, fo dürfen fie in der Zeit vom Beginn 
der Reife der Früchte bis zur Beendigung der Ernte getöbtet werben. 

Der Bundesrath it ermächtigt, das Fangen und die Erlegung beftimmter 
Vogelarten, jowie das Feilbieten derjelben auch außerhalb des in Abjak 1 be: 
ſtimmten Zeitraums allgemein oder für gewiſſe Zeiten oder Bezirke zu unter 
lagen. 


8. 4. 
Dem Fangen im Sinne diejes Gefeges wird jedes Nachſtellen zum Zwede 
des Fangens oder Tödtens von Vögeln, insbejondere das Aufftellen von Nepen, 
Schlingen, Leimruthen oder anderen Fangvorrihtungen gleichgeachtet. 


8. 5. 

Zumwiderhandlungen gegen die Beitimmungen dieſes Gefeges ober gegen 
die von dem Bundesrath auf Grund derfelben erlafjenen Anordnungen werden 
mit Geldftrafe bis zu einhundert und fünfzig Mark oder mit Haft beftraft. 

Der gleichen Strafe unterliegt, wer es unterläßt, Kinder oder andere unter 
jeiner Gewalt ftehende Perfonen, welche feiner Auffiht untergeben find und zu 
jeiner Hausgenojjenihaft gehören, von der Hebertretung dieſer Vorſchriſten ab: 
zubalten. 


8. 6. 

Neben der Gelbftrafe oder der Haft kann auf die Einziehung der verbots: 
widrig in Befig genommenen oder feilgebotenen Vögel, Nefter, Eier, ſowie auf 
Einziehung der Werkzeuge erkannt werden, welche zum Fangen oder Tödten 
der Vögel, zum Zerjtören oder Ausheben der Nefter, Brutitätten ober Eier 
gebraucht oder bejtimmt waren, ohne Unterſchied, ob die einzuziehenden Gegen: 
ftände dem Verurtheilten gehören oder nicht. 


5,7, 
Die Beitimmungen diejes Bejeges finden feine Anwendung 

a) auf das im Privateigenthum befindliche Federvieh, 

b) auf die nad Maßgabe der Landeögefege jagbbaren Vögel, 

e) auf Steinadler, Seeadler, Fiſchadler, Geier, Hühnerhabichte, Sper: 
ber, Wanderfalken, Baumfalten, Zwergfalten, Milane, Feld: und 
Sumpfweihen, Uhus, Waldfäuze, Kolkraben, Elftern, Heher, ſchwarze 
Störde, Reiher, Scharben (insbejondere Kormorane) und Würger. 


8.8 
Zu wilfenfhaftlihen und Lehrzweden oder wegen bejonderer örtlicher Be: 
dürfniffe können Ausnahmen von den Berbotsbejtimmungen diejes Geſetzes oder 
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den auf Grund deſſelben erlaffenen Anordnungen durch die von den Landes 
regierungen bezeichneten Behörden bewilligt werben. 

Der Bundesrath kann die Vorausjegungen beftimmen, unter welchen ſolche 
Ausnahmen ftatthaft fein follen, 


8.9. 

Die landesrechtlichen Beftimmungen, welche zum Schutze nügliher Vögel 
weitergehende Verbote enthalten, bleiben unberührt, Diejelben dürfen jedoch 
höhere Strafen, als die in $3. 5 und 6 dieſes Gejeges beflimmten, nicht an: 
broben. 

$. 10. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Dftober 1879 in Kraft. 


Mokide. 


Die Beſchädigungen, welche für den Feld- und Gartenbau, die Weinkultur 
und die Forſtwirthſchaft durch Inſekten herbeigeführt wetden, haben ſchon ſeit 
längerer Zeit Veranlaſſung gegeben, bei der Erwägung der zur Abwehr dien— 
lihen Maßnahmen auch die SHSerbeiführung eines ausgiebigeren Schutzes der 
durch Inſektenvertilgung nüglih wirkenden Vögel ins Auge zu faflen. Die in 
neuerer Zeit eingetretene Abnahme diefer Vögel muß zum Theil ohne Zweifel 
den Verfolgungen zugejchrieben werden, welchen bdiejelben von Seiten des 
Menſchen ausgejegt find, und wenngleich zuzugeben ift, daß bei jener Abnahme 
noch anderweite Urſachen, wie namentlih manche Maßregeln und Einrichtungen 
der neueren Landeskultur und der Indujtrie, mitwirken, jo erjcheint diefer Um— 
fand nur um fo mehr geeignet, die Nothwendigfeit eines Schußes der nüglichen 
Vögel gegen die aus menſchlichen Nachſtellungen drohenden Gefahren zu recht: 
fertigen. 

Bei den auf GErreihung dieſes Zieles gerichteten Bejtrebungen ift nad) 
zwei Richtungen bin vorgegangen worden: im Innern auf dem Wege der 
Geſetzgebung, nah Außen auf dem Wege des Abſchluſſes internationaler 
Verträge. 

Was die inländifchen gejeggeberischen Maßnahmen zum Schuge der nüß: 
lihen Vögel anlangt, jo bat man innerhalb der meiften deutſchen Einzel- 
ftaaten dieſem Gegenitande ſchon feit längerer Zeit Aufmerkſamkeit gewidmet. 
In Preußen find durch Minifterialreffripte vom 4. Februar 1860 und 
18. September 1867 die Bezirfsregierungen veranlaßt worden, das Tödten, 
Fangen und Feilbieten der (in einem Verzeihniß aufgezäplten) infektenfreflenden 
Vögel, jowie alle Vorbereitungen zum Fangen, jerner das Ausnchmen und 
Zerftören der Nefter, endlih das Feilhalten folder Vögel auf den Wochen 
märften, durch Polizeiverordnungen — in der Hauptſache nad einem gemein: 
famen Formular, jedoch mit den aus der geographifchen Lage und fonitigen 
bejonderen Verhältniffen fich ergebenden Mobdifitationen — bei Strafe zu unter: 
jagen. Auch ift Sorge getragen, dab in den Dorf: und Elementarihulen be: 
fonderer Vortrag über den Schuß der nüglihen Vögel gehalten wird. 

In Bayern ift dur eine auf Grund des Polizei-Strafgejegbuhs ers 
lafjene Königliche Verordnung vom 4. Juni 1866 das Einfangen, das Töbten 
und der Verkauf der in $. 1 derjelven aufgeführten 32 Vogelarten verboten; 
diefe Verbotsbeftimmungen find auch bei der Tagdausübung zu beachten, Aus— 
nahmen von dem Verbot können zu wiſſenſchaftlichen und Unterrichtszwecken 
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durch die Kreisregierungen zugelaffen werden, welche überdies ermächtigt find, 
im Interefje der Landwirthſchaft eine Ausnahme bezüglich einzelner Vogelarten 
für einen beftimmten Bezirk auf einen beftimmten Zeitraum zu geftatten. 

Im Königreid Sachſen wurde durch die auf Grund des $. 29 bes 
Iagdgejeßes vom 1. Dezember 1864 erlaffene Minifterialverorbnung vom 
16, Auguft 1870 das Einfangen und Schießen der Eleineren Feld, Wald: und 
Singvögel auch während ber offenen Iagdzeit verboten. Dieſe Beltimmungen 
wurben, unter Befeitigung der rücjichtlich der Lerdhen und Droffeln durch Zu: 
lafjung einer Fangzeit gemachten Ausnahme, durch das Geſetz vom 22, Juli 1876 
erweitert, wonach Gegenftand des Jagdrechts fernerhin nicht mehr find: bie 
Lerchen, die Droffeln und alle Eleineren Feld, Wald: und Singvögel, zu 
welchen jedoch Nebhühner, Wachteln, Bekaſſinen, Schnepfen und wilde Tauben, 
jowie die Eleineren Raubvögel und alle Würgerarten nicht zu rechnen find. 
Das Fangen, Schießen und Feilhalten der hiernah vom Jagdrecht ausgenom: 
menen Vögel und jede auf den Fang derjelben berechnete Veranftaltung, das 
Zerftören ihrer Neiter und das Ausnchmen der Eier und Zungen ift verboten, 
Zuwiderhandlungen find, infoweit fie nicht kriminalrechtlich zu ahnden 
find, polizeilih mit Geldftrafe bis 150 „X oder mit Haft bis 6 Wochen zu 
betrafen. 

In Württemberg ift durch die auf Grund des Jagdgeſetzes vom 
27. Oktober 1855 erlaffene Königlihe Verordnung vom 16. Auguſt 1878 
(welche an Stelle einer älteren Verordnung vom 7. Mai 1859 trat) den nicht 
zur Jagd gehörigen, im Freien lebenden Vögeln theils ein unbebingter Schuß, 
zufolge deffen fie überhaupt nicht gefangen oder getödtet werden dürfen, theils 
ein bedingter Schuß durch eine Schonzeit gewährt. Ausgenommen find: der 
Uhu, die Weihen, die SHabichte, beide Milane, die Adler und Geier, die 
Falken (jedoch nicht die Thurmfalfen), die Elfter, der große Würger, der 
Eolfrabe und ber Fiſchreiher. Auch kann unter beftimmten, in der Verordnung 
bezeichneten Vorausfegungen die Erlegung gewiffer, nur bedingt geſchützter 
Bögel, der Saatkrähen, der Eisvögel, der Mäufe: und Weipen:Buffarde, der 
Thurmfalken, der Sperlinge und Staare auch in der Schonzeit geftattet werben. 
In Anfehung aller bedingt oder unbedingt geſchützten Vögel ift das Ausnehmen 
oder Zerftören der Eier, Jungen und Nefter verboten. Auch it das Feil— 
halten, der Verkauf und der Ankauf gejchüßter Vögel, ſowie ihrer Eier und 
Nefter unter Strafe geftellt. Bei einer Ueberhbandnahme der nicht geſchützten 
Ihädlichen Vögel und wenn die zu ihrer Erlegung zunächſt befugten Jagd: 
berechtigten eine Verminderung nicht bewerkitelligen, kann obrigkeitliche Er: 
mädtigung zum Vogelfang an einzelne gut präbizirte Perfonen in ftets wiber: 
ruflicher Weife für beftimmte Dauer ertheilt werden. Dispenjationen von den 
Verboten für wiffenfchaftliche oder jonitige Zwede können von dem Minifterium 
des Innern in einzelnen Fällen ertheilt werben. 

In Baden ift durch die auf Grund des Polizei-Strafgeſetzbuchs erlaffene 
Verordnung des Handelsminiiteriums vom 1. Oktober 1864 das Einfangen 
und Zödten der heimischen Singvögel, mit Einfluß der Meifen, Lerden, 
Drofjeln, Amſeln und Staare, der Schwalben, Krähen, Spechte und jonitigen 
kleineren Feld: und Waldvögel, welde nicht zum Jagdwild gerechnet werben, 
verboten. Gejtattung von Ausnahmen ift dem Minijterium vorbehalten, wo 
dringende Gründe es erheiſchen. Die Bezirks: und Ortspoligeibehörben find 
ermächtigt, dieſe Vorſchriften auf den Schuß anderer Vögel, wie namentlich 
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der Mäufebuffarde, der Thurmfalfen und der Eulen, mit Ausnahme der Uhus, 
auszubehnen, wo die befonderen Verhältniſſe des Bezirks oder der Gemarkung 
dies nöthig machen. 

Nah dem oldenburgifhen Geſetz, betreffend den Schuß nühzlicher 
Vögel, vom 11. Januar 1873 find nügliche Vögel im Sinne diefes Geſetzes 
alle wildlebenden Vögel mit Ausnahme der jagbbaren und der in einem Ver: 
zeihniß aufgeführten ſchädlichen Vögel (Naubvögel, Uhu, Würger, Nabenvögel 
und Filchreiher). In Betreff der jagbbaren Vögel kommen die Jagdgeſetze zur 
Anwendung. Das Fangen oder Tödten der nützlichen Vögel, das Ausnehmen 
oder Zerftören der Eier ober Nefter derfelben ift (außer in Häufern oder ums 
ichloffenen Gärten) verboten. Eine Ausnahme kann vom Minifterium bezw. 
den Regierungen mit Rückſicht auf beſondere Tofale Umftände vom 1. Zuli 
bis 15. Februar geftattet werden. Verboten ift ferner der gewerbsmäßige 
Sandel mit todten und lebenden müßlichen Vögeln und deren Eiern; aus: 
nahmsweiſe ift der Handel mit Droffeln (Krammetspögeln) vom 1. Oktober 
bis 8. Dezember geftattet. — 

Der Schuß, melden diefe und ähnliche landesgefeglichen Beitimmungen 
gewähren, kommt in Wirklichkeit nur den eigentlihen Stanbvögeln, d. h. den: 
jenigen Vogelarten zu gut, welche in Deutfhland brüten und fi hier das 
ganze Jahr aufhalten. Die Zug: und Strihvögel bleiben, wenn fie auch bei 
uns gefchont werden, in den füblicher belegenen Ländern, in welche fie bei 
Eintritt der fälteren Jahreszeit auswandern, dem Fange und der Bertil: 
gung preisgegeben, jo lange nicht auch dort ähnlihe Schugimaßregeln er: 
griffen werben. Namhafte Autoritäten unter den Naturkundigen haben deshalb 
darauf hingewieſen, daß ein ausreichender Schuß für die hier in Rede ftehenden 
Vogelarten nicht anders als durch ben Abſchluß internationaler Berträge mit 
den Regierungen der ſüdeuropäiſchen Länder zu erreichen fein werde. 

Schon zur Zeit des Norddeutſchen Bundes richtete die im September 1868 
in Wien abgehaltene 26. Verſammlung deutfher Land: und Forſtwirthe durch 
ihe Präfibium das Erfuchen an die beutfchen Regierungen, dahin zu wirken, 
daß die der Land: und Forflwirthihaft nützlichen Thiere überall unter gefeß- 
lihen Schuß geftelt und daß zu diefem Zwecke der Abihluß internationaler 
Verträge mit den außerdeutſchen Regierungen angebahnt werben möge. Diefer 
von ber Königlich preußifchen Regierung warm befürworteten Anregung zufolge 
wurden bei den Negierungen von Defterreih: Ungarn, Franfreih, Spanien, 
Portugal, Italien, Griechenland und der Schweiz durch die Miffionen des 
Norddeutſchen Bundes zunächſt vertrauliche Erkundigungen darüber eingezogen, 
ob und inwieweit man dort zum Abſchluſſe entiprechender Vereinbarungen ge: 
neigt fein würde. Die damals eingeleiteten Verhandlungen wurden durch den 
Krieg mit Frankreich unterbrochen und feitben von deutfcher Seite nicht wieder 
aufgenommen. 

Inzwifchen hatte nämlih die K. K. öfterreichifch = ungarifche Regierung 
ihrerfeits Verhandlungen mit der Königlih italienif—hen Regierung über dens 
jelben Gegenſtand angefnüpit. Es ſchien gerathen, zunächſt den Erfolg biefer 
Verhandlungen abzuwarten, da von der Stellung Italiens zu der Angelegen- 
heit nach der geographifchen Lage diefes Landes, fowie bei dem Umfange, in 
wilden die Verfolgung und Vertilgung der Zug und Strichvögel dort be: 
trieben wird, das Gelingen eines wirkſamen Schuges weſentlich abhängt. 
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Die Verhandlungen zwifhen den genannten beiden Regierungen haben 
ſchließlich zu einer Einigung geführt, welche dur den Austaufh von Minifte: 
rial-Erflärungen (de dato Bubapeft, 5. November und Rom, 29. November 
- 1875) zum Abſchluß gelangte. Diefe in der Anlage abgedrudte Uebereinfunft 
enthält neben der allgemeinen Zufage von Maßnahmen zum Schute ber für 
die Bodenkultur nüglihen Vögel (Art. 1.) und dem Verbote bes Zerftörens 
von Neftern, bes Ausnehmens der Eier und des Einfangens der Jungen 
(Art. 11.) beſondere Beftimmungen über die — je nad der Tageszeit, ber 
Dertlichkeit und den Witterungsverhältnifien wechlelnde — Unzuläffigfeit ge 
wiffer Fangmethoden (Art. II.) und über die Einführung einer Schonzeit 
(Art. IV.) Auf Grund des Artikel VIII. ift demnächft im November 1876 
feitens ber betheiligten Regierungen an Deutſchland die Einladung zum Beis 
tritt gerichtet worben. 

Um die nämliche Zeit wurbe die reichögefegliche Regelung des Begenftanbes 
im Reichstag angeregt. Schon in dem Bericht der Petitions-Kommiffion vom 
9. Ianuar 1875 (Nr. 163 der Reichstags-Druckſachen) war beantragt worden, 
eine auf Serbeiführung reihögejeglicher und internationaler Beftimmungen zum 
Schutze der injektenireffenden Vögel gerichtete Petition dem Neichsfanzler zur 
Berüdfihtigung zu übermeifen. 

Demnähft wurde in der Seffion von 1876 von dem Abgeordneten 
Fürften zu Hohenlohe-Langenburg der Entwurf eines Geſetzes, betreffend ben 
Schutz nügliher Vogelarten, vorgelegt (Nr. 21 der Drudjadhen von 1876), 
welcher durch die zur Vorberathung beffelben niedergefegte Kommiſſion die aus 
dem Bericht der letzteren (Reihstags:Drudiahe Nr. 151 von 1876) erfichtliche 
Faſſung erhielt, im Plenum des Reichstags jedoch weder in der damaligen, 
noch nach feiner unter Annahme der Kommiffionsvorschläge erfolgten Wieder: 
vorlegung in der folgenden Seifion 1877 (Nr. 56 ber Drudjahen) zur Ver: 
handlung gelangt ift. Die im diefem Entwurfe zum Schuß der nüßlichen 
Vögel vorgefhlagenen Beſtimmungen — in Betreff deren auf die obenerwähnten 
Drudjahen Bezug genommen werden darf — gehen jehr weit, indem ber 
Fang der in dem umfangreichen Berzeihniß zu $. 1 aufgeführten Vögel (ab: 
gejehen von ber in $. 9 für wiſſenſchaftliche und dergleichen Zwecke zugelafjenen 
Ausnahme) unbedingt unterfagt fein fol, und außerdem (in $$. 2 und 3) 
der Bundesrath ermächtigt wird, ein Verbot auch bezüglich noch anderer Vogel 
arten, fei es allgemein, fei es für beitimmte Zeiten und rückſichtlich gewiſſer 
Fangmethoden, auszufprechen. 

Nahdem auch der Bundesrath, welchem die oben erwähnte Einladung 
Oeſterreich-Angarns und Italiens vorgelegt war, ſich dahin entſchieden hatte, daß 
vor ber definitiven Veihlußfaffung über den Beitritt zu internationalen Ver: 
einbarungen die innere reichögefegliche Regelung der Materie zu erfolgen habe, 
find über die bei folder Regelung zu beachtenden Gefichtspunfte die nöthigen 
Erörterungen eingeleitet, auch die Gutachten von Sachverſtändigen über den 
von dem Fürften zu Hohenlohe-Langenburg vorgelegten Gejegentwurf eingeholt 
worden. Somohl in biefen Gutachten, als auch in den anderweit, namentlich 
in der Fachpreſſe laut gewordenen Neußerungen und Vorſchlägen zur Sache, 
haben ſich überaus verfchiedene Meinungen über die Art und das Maß des 
zu gewährenden Schußes geltend gemacht. Insbefondere find von beachtens: 
werther ornithologiiher Seite die Beltimmungen des erwähnten, feitens der 
Neihstagskommiffion von 1876 angenommenen Entwurfs, theils überhaupt 
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als über das Bebürfniß binausgehend bezeichnet, theils um deswillen bemängelt 
worden, weil diejelben der Berjchiebenartigfeit der lokalen feld: und foritwirth: 
ſchaftlichen Verhältniffe in den einzelnen Landestheilen nicht genügend Rechnung 
trügen. Es iſt namentlich darauf bingemwiefen, daß die Nüdfihtnahme auf 
diefe lofalen Berichiedenartigfeiten jelbit größere Einzelftaaten, wie Preußen, 
beitimmt habe, unter Verzichtleiftung auf eine einheitliche landesgefegliche Ne: 
gelung die Materie der bezirkspolizeilichen Feſtſetzung zu überlaffen, und daß 
daher eine, alle Einzelheiten umfaſſende Regelung für das gefanmte Reich 
doppelt bedenklich ericheinen müſſe. 

Die in den Gutachten der Sachverſtändigen hervorgetretenen Meinungs: 
verfchiedenheiten, in Verbindung mit den ſoeben erwähnten Bedenken, legen 
den Gedanken nahe, die reichsgeſetzliche Negelung der Angelegenheit im wejent: 
lien auf die Feſtſetzung der im der öfterreichifcheitalienifchen Uebereinkunft 
vereinbarten Schugmaßregeln, deren Nothwendigkeit oder doch Zwedmähigfeit 
von feiner Seite beftritten ift (als: Verbot des Zerftörens von Eiern und Brut, 
Verbot derjenigen Fangarten, welche eine Maffenvertilgung ermöglichen, Feſt— 
fegung einer Schonzeit) zu beichränfen, im Uebrigen aber die Feitfegung weiterer, 
diefe Minimalgrenze überfchreitender Verbotsbeftimmungen theils der adminiſtra— 
tiven Anordnung durch das Reich Gerordnung des Bundesraths), theils der 
landesgefeglihen oder landespolizeilichen Negelung zu überlaffen. ine reiche: 
gefegliche Negelung auf diefer Grundlage dürfte den Borzug verdienen, weil 
fie die hauptſächlichſten Aufgaben des Vonelihuges zu löfen veripricht, ohne 
über das wirklich gebotene Maß hinaus in lange beftehende Anihauungen und 
Gewohnheiten des Volks einzugreifen und dadurch vielfachen Widerſtand gegen 
die Ausführung des Gefeges herauszufordern. 

Auf diefer Grundlage ruht der vorliegende Gejegentwurf, zu deffen ein: 
zelnen Beſtimmungen noch Folgendes zu bemerken it: 

Die sg. 1 bis 3 enthalten, im thunlichft engem Anſchluß am die bezüg— 
lichen Feitiegungen des öfterreichifcpeitalienifchen Vertrages, ein Verbot der: 
jenigen Beranitaltungen, welde ganz bejonders eine maſſenhafte Vertilgung 
von Vögeln herbeizuführen geeignet find. Borangeftellt it im $. 1 als die 
weitgehendfte umd allgemeinjte Maßnahme das bereits in allen einfchlägigen 
Gejeggebungen enthaltene Verbot der die Fortpflanzung der Vögel beeinträd;: 
tigenden Nachftellungen, das Verbot der Zeritörung der Brutftätten und Eier 
der Vögel. Ausnahmen von diefem Verbot find nur zugelafjen in Betreff ber 
an Gebäuden und dergleichen befindlichen Neſter (übereinjtimmend mit dem 
Vorichlage der NeichstagssKommiffion), fowie im Abfag 3 für die als Nah: 
rungsmittel geſchätzten Eier gewiffer Waller: und Sumpfvögel. Diefe Vögel 
(8. 1 Abjag 3) gehören zwar nach den meiften Landesgeieggebungen zum jagd: 
baren Federwild und fallen daher, gemäß $. 7 sub b, ohnehin nicht unter 
die Verbotsbeftimmungen bes Geſetzentwurfs; da es indeſſen nicht feititeht, 
ob und inwieweit jene Vorausfegung für das gejammte Neichsgebiet zutrifft, 
jo erfdien die Aufnahme einer bejonderen Ausnahmebeftimmung bezüglich ber 
Eier diefer Vögel räthlich. Nah Anficht der Sachverſtändigen ift das Sammeln 
der Eier von Strandvögeln bis zum 1 Mai, desgleichen von Möven und See: 
ſchwalben bis zum 15. Juni zu geitatten; indeſſen wird es vorzuziehen fein, 
den Erlaß dieier nah den verichiedenen lofalen VBerhältniffen jehr variirenden 
Beilimmungen der Landespolizei zu überlaſſen. Hieran reiht jih im $.2 das 
Verbot derjenigen Fangarten, welche eine Mafjenerlegung ermöglichen; das Ver: 
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zeihniß derfelben fol nad der Schlußbeftimmung erforberlihenfalls einer Ver 
vollftändigung durch Verordnung des Bundesraths unterliegen, Im 8. 3 if, 
den PVorfchlägen der Sahverftändigen entipredhend, die Sommerzeit vom 
1. März bis zum 15. September als allgemeine Schonzeit für die Vögel feſt— 
gefept, unter Erweiterung der bezüglichen Friftbeftimmung des öfterreichiich- 
italienifhen Vertrages dahin, daß auch die (in diefem Vertrage zugelafiene) 
Erlegung der Vögel mittelit Schußwaffen in der Zeit vom 1. bis 15. September 
unterfagt iſt. Auch hier war dem Grundeigenthümer in Abſatz 2 ein Er: 
fegungsrecht gegenüber jolhen Vögeln, die durch ſchaarenweiſes Einfallen in 
die Saaten und dergleichen jchädlich werden, vorzubehalten. Selbitveritändfich 
befreit das hier gegebene Erlegungsrecht nicht von den Beichränfungen, welche 
im Sandesrechte aus allgemeinen ficherheitspolizeilihen oder anderen Rückſichten, 
3. B. in Anfehung des Gebrauchs von Schußwaffen, vorgefehen find. 

Die gedachten drei generellen Berbotsbeitimmungen erfcheinen ganz all 
gemein auf den Vogelfang anwendbar, von der, ein Eingehen auf ornitholo: 
giſche Spezialfragen bedingenden Aufitellung eines Verzeihniffes der ſog. mie 
[ichen Vögel iſt Abitand genommen, dagegen die Gewährung eines umbedingten 
oder doch weitergehenden Schuges dem Verordnungswege (8. 3 Abi. 2) und 
der landesrechtlihen Beitimmung (s. 9) überlaffen worden. Andererfeits ift 
im $. 8 Borforge getroffen, die Geftattung von Ausnahmen auch von jenen 
allgemeinen VBerbotsbeftimmungen mit Rückſicht auf örtliche Verhältniffe und 
dergleihen zu ermöglichen. 

Ausgeihloffen von dem Bereiche des Gejeges find, in Uebereinftimmung 
mit der Vereinbarung im Artikel VI. des mehrerwähnten internationalen Ber: 
trags, einerfeits das in der Land» und Hauswirthſchaft gehaltene zahme Feder: 
vieb, andererfeits die Naubvögel und einige andere Vogelarten ($. 7), melde, 
als für die vorliegende Gefeggebung nicht in Betracht kommend, allerjeits an: 
erfannt find.*) Außerdem find, wie dies bereits in mehreren Landesgejegen 
geichehen, die jagdbaren Vögel mit Rückſicht darauf, daß der Schuß derfelben 


*) Bemerkung. Die natuwiſſenſchaftliche Alaffifizirung dieſer Vogelarten ergiebt ſich 
and dem nachſtehenden Verzeichniß: 
Steinadler (Aquila fulva L.). 
Seeadler (Malinätus albieilla 1..). 
Fiſchadler (Pandion halinetus L.). 
Geier (Vultur L.). 
Hühnerhabicdht (Astur palumbarius L.). 
Sperber (Astur nisus L.). 
Wanderfalf (Falco perezrinus L.). 
Baumfalt (Falco subbuteo L.). 
Zwergfalk (Falco aesalon L.). 
Milan (Milvus regalis Roux und ater Gm.). 
Feld- und Sumpfweibe (Circus aeruginosus L., eineraceus Tem, eyaneus L 
und pallietus Sykes). 
Uhu (Strix bubo L.). 
Waldkauz (Strix aluco L.). 
Golfrabe (Corvus corax L.). 
@lfter (Corvus pica L.). 
Heber (Corvus glandarius L.), 
Schwarzer Storch (Ciconia nigra 1.) 
MNeiber (Aedea cineres L). 
Scharbe (Graculus carbo L.). 
Würger (Lanius L.) 
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burch,die beftehende Jagdgeſetzgebung ausreihend gemwährleiftet ift, von den 
Beftimmungen bes vorliegenden Geſetzes allgemein ausgenommen. 

Die übrigen Vorſchriſten, insbefondere die $$. 4, 6, 8, find im Wejent- 
lihen dem von der Reihstags:Kommilfion von 1876 vorgelegten Entwurf ent: 
lehnt. Es kann zur Begründung derjelben auf den Bericht der gedachten 
Kommiffion Bezug genommen werben. 

In $. 9 iſt, dem dem Gefegentwurf zu Grunde liegenden Gedanken ent: 
ſprechend, wonach derſelbe eine Minimalgrenze des den nützlichen Vögeln zu 
gewährenden Schutzes feſtzuſetzen bezwedt, das Verhältniß zum Landesrecht 
dahin geregelt, dab Diejenigen landesrechtlihen Beitimmungen, welche 
zum Schuß nützlicher Vögel weitergehende Verbote enthalten, uns 
berührt bleiben. Es wird dies insbefondere gelten von landesrechtlichen Be- 
ftimmungen, welche den Fang u. ſ. w. gewiſſer Vogelarten unbedingt ober zu 
anberer, als ber in $. 3 des Entwurfs feitgefegten Zeit, oder mittelft anderer, 
als der in $. 2 erwähnten Arten des Fangs, verbieten, oder nur unter ber 
Vorausfegung einer behördlichen Ermädtigung geitatten; ferner von den in 
mehreren Bogelihußgefegen ſich findenden Beitimmungen gegen das Umher— 
ftreifen von Hunden und Katzen in den Feldern u. dergl. m. Dagegen er: 
ſchien es, zur Vermeidung ſonſt ſich ergebender Unzuträglichkeiten, geboten, 
ein höheres, als das im Reichsgeſetz feſtgeſezte Strafmaximum, bei Uebertre— 
tung der gedachten landesrechtlichen Verbotsbeſtimmungen, nicht zuzulaſſen. 
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Anlage. 


Declaration. 


Le Gouvernement de Sa Majest& Im- Le Gouvernement de 8a Majest& le 
periale et Royale Apostolique et Roi d’Italie et celui de Sa Majests 
celui de Sa Majeste le Roi d’Italie Imperiale et Royale Apostolique 
auimes du desir d’assurer une protection generale et efficace aux oiseaux 
utiles à l’agrieulture sont convenus des dispositions suivantes: 


Artiele Ir. 

Les Gouvernements des deux Parties contractantes s’engagent ä 
prendre, par voie de legislation, des mesures aptes à assurer aux oiseaux 
utiles & l’agriculture la protection la plus etendue, au moins dans les 
limites des articles suivantes II a V. 


Artiele Il. 

N sera gensralement defendu de detruire ou d’enlever les nids et 
places à couver, de prendre les oeufs et de capturer d’une maniöre quel- 
eonque les petits oiseauz. 

De mêôme sera généralement interdite la vente des nids, oeufs et 
oiseaux pris contre cette defense. 


Article IH. 

Il sera, en outre, generalement defendu: 

a) de prendre ou de tuer les oiseaux pendant la nuit au moyen de 
glu, lacets et filets, armes à feu ou autres; le temps de la muit 
ötant caleul& à partir d'une heure aprös le coucher du soleil 
jusqu’a une heure avant son lever; 

5) de les prendre ou de tuer les oiseaux d’une maniöre quelconque 
tant que le sol sera couvert de neige; 

c) de les prendre ou de les tuer d’une maniere quelconque le long 
des rigoles, pr&s des sources et des &tangs durant la secheresse; 

d) de prendre les oiseaux au moyen de grains ou autres alimente 
meles de substances narcotiques ou v&neneuses; 

e) de prendre les oiseaux au moyen de lacets et piéges d’espöce 
et de forme quelconque, places sur le sol; notamment au moyen 
de nasses, petites cages, archets, des attrapes nommées plocke 
en Dalmatie ainsi que des laneiatora en usage pour la capture 
des alouettes; 

/) de prendre les oiseaux & l’aide de filets nommés paretelle et en 
general à V’aide de tous filets mobiles et transportables tendtis 
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sur le sol on à travers champ, dans les broussailles ou sur le 
chemin. 

Les Gonvernements des deux Parties contraetantes se reservent d’in- 
terdire d’autres manieres de capturer les oiseaux; s'il vient à ressortir 
des rapports des autorites competentes d’Autriche-Hongrie ou de ceux 
des Conseils provineiaux d’Italie que ces manieres de capturer les oiseaux 
sont trop destructives et nuissibles au maintien des oiseaux du pays ou 
de passage. 


Article IV. 
Du reste, outre les defenses generales formuldes aux articles IT et 
II, il ne peut etre permis de prendre ou de tuer les oiseanx d'une ma- 
niere quelconque que: 
a) depuis le 1” septembre jusqu'à la fin de fevrier au moyen 
d’armes & fen; 
5) depuis le 15 septembre jusqn’äa la fin de füvrier & l’aide d’antre 
moyens non prohihes. 
La vente des oiseaux doit ötre interdite hors de ves époques. 


Artiele V. 
Toutefois chaque Gouvernement peut sous certaines conditions et sur 
demande motivee, accorder des exceptions aux dispositions des Articles 
II, II et IV en faveur des buts scientifiques. 


Article VI. 

Comme dans l’esprit de l’Article 1” les dispositions de cette deecla- 
ration n’ont pour but, que la protection des espöces d’oiseaux utiles & 
l’agrieulture, il va sans dire que les Articles II—V ne s’appliquent ni 
aux oiseaux de proie ou aux oiseaux quelconques reconnus nuissibles ä 
l’economie rurale ou domestique, ni & la volaille entretenu dans l’une 
ou l’autre. 

Bien que les Articles II—V ne soient pas absolument applicables 
aux especes d’oiseanx qui, sans éêtre décidément utiles ou nuissibles ä 
l’agrieulture, n’en ont pas moins une certaine valeur, surtout comme objet 
de chasse; les Gouvernements respeetifs se deelarent pourtant disposds ä 
prendre les mesures propres à assurer la conservation de ces espöces 
comme objet de chasse. . 


Article VI. 
Les Gouvernements respectifs se communiqueront, le cas &echeant, 
les mesures proteetrices des oiseaux prises dans leurs Etats, ainsi que 
les explications utiles ou desirables. 


Artiele VI. 
Les Gouvernements des deux Parties contractantes tächeront d’obtenir 
adhesion d’autres Etats a cette deelaration. 


Article IX. 
La prösente deelaration sera delivree en deux exemplaires conformes 
à signer par les Ministres respectifs des affaires dtrangeres et ä öchanger 
entre eux. 


Sur quoi le soussign& Ministre de 
la Maison Imperiale et des aflaires 
etrangeres de Sa Majesté Imperiale 
et Royale Apostolique a signe la 
presente deelaration et y a fait ap- 
poser le sceau du Ministere des 
affaires etrangüres. 

Fait a Budapest, le cinq novem- 
bre mil huit cent soixante quinze. 


(L. S.) Andrässy m. p. 


15 AM 47. 


Sur quoi le soussigne Ministre 
des aflaires dtrangeres de Sa Ma- 
jest€ le Roi d’Italie a signe la pre- 
sente deelaration et y a fait apposer 
le sceau du Ministöre des aflfaires 
etrangeres, 

Fait a Rome, le vingt-neuf no- 
vembre mil huit cent soixante quinze. 


(L. 5.) Viseonti Venosta m. p. 


N 48. 


Deutfcher Neichötag. 
4. Legislatur: Periode. 
II. Seffion 1879. 


Antrag 


zu 


dem Geſetzentwurf, betreffend die Feititellung des Reichs— 
haushaltsetats für das Gtatsjahr 1879/80 — VI. Verwaltung 
des Reichsheeres — Nr. 9 der Drudiadhen —. 


v. Bühler (Dehringen). Der Reidystag wolle beichließen: 
den Fürften Neichsfanzler zu erfuchen, einen europäifchen Staaten: 
fongreß zum Zwecke ber Serbeiführung einer wirffamen allgemeinen 
Abrüftung, etwa auf die durchſchnittliche Hälfte ber gegen: 
wärtigen Friedensſtärke der europäifchen Heere für die Dauer von 
vorläufig 10 bis 15 Jahren zu veranlaffen. 


Berlin, den 8. März 1879. 
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Deutfcher Neichstag. 
4. Legislatur-Periode. 
II. Seſſion 1879. 


Mindicier Bericht 


der 
VII. Abteilung, 


betreffend 


die Wahl des Abgeordneten Grafen Theodor zu Stolberg: 
Mernigerode im 8. Wahlkreiſe des Regierungsbezirks 
Marienwerder, 


Berichteritatter: Abgeordneter Haerle. 
Antrag der Abtheilung: 
Der Reihstag wolle beſchließen: 
dem Herrn Reichsfanzler unter Mittheilung der Wahlakten 
Kenntniß zu geben von der bei der Mahl vorgefommenen 
Ungefeglichkeit, um den betreffenden Wablvoriteber oder deiien 
Stellvertreter wegen diefer zur Rechenſchaft zu ziehen. 
Berlin, den 8. März 1879, 


Die VI. Abtbeilung. 


Dr Saenel, Haerle, 
Vorſitzender. Derichterflatter- 





Be Dr raue 


+ . 
—— 











Digitized,by a 














Digitized by Google 





BEE, 
— 








| 
f 
N) 
| 











nme 5 mei Same 





Digitized by Google, 


“- U RE SEE" 














